Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
alkttp: /7sooks. google. com/] 














Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 





+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 





Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|'http: //books .google.comldurchsuchen. 














X Austria 
100 
G50 





Sammlung 


von 


Civilrechtlichen Entſcheidnngen 


bes 


k. k. oberfien Gerichtshofes. 


Herausgegeben 
von 
Dr. Julius Glaſer, Dr. Joſeph Unger 
und 


Joſeph v. Walther. 


Sehzehnter Band. 


Zweite Auflage. 


Wien. 
Druck und Verlag von Carl Gerold's John. 
1883. 





GPL: 
* 4 
— 9 MAR 102g | 
x: 
u * | 


1878. 


tr. 6769. 


Aenderung des in einer Erſcindirungsklage angegebenen 
Erwerbgrundes des Eigenthums: Aenderung des Klage- 
grundes ? 


eutid. D v. 3. Jänner 1878, Nr. 11992 (Beft. des das Urth. des H. G. Wien 
. 18. Gebrner 1877, Nr. 282801, abünd. Urth. des D. 8 Aa Wien vom 
12, Ymi 1877, Nr. 8691). G. 3. 1878, Nr. 1 

Mit der gegen B angeftellten —— vindieirte die 
A das Eigenthum an den auf Einſchreiten des B bei ihrem Ehe⸗ 
manne gepfändeten Mobilien, indem fie anführte, dieſelben mit 
ihrem Gelde gekauft zu haben; in der Replik des fchriftlich geführten 
Procefjes behauptete fie von einem Theile der vindicirten Sachen, 
daß fie biefelben von ihren Eltern zur Ausflattung erhalten habe. 
Auf die Oppofition des B gegen diefe Aenderung ber Klageanführung 
bat das Gericht erfter Inftanz den Klageanſpruch auf die replicando 
als Ausftattungsftücde bezeichneten Gegenftände nah 8.49 a. ©. O 
abgewiefen. — Bon dem DO. 8. ©. wurbe der lage auch bezüglidy 
biefer Sachen — unter der Bedingung des durch den Haupteid zu 
erbringenden Beweiſes des Empfanges berfelben ald Austattung — 
ftattgegeben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ftanz. Gründe: Ungeachtet der in der Replik über die Erwerbung 
ber Gegenſtände gemachten Abänverung, blieb das von der A ange⸗ 
brachte Klagerecht (8.49 a. ©. O.) nad wie vor darauf geftäßt, 
daß fie die Eigenthümerin der gepfänbeten Gegenſtände fei; es ift 
daher dasſelbe in der Replik nicht geänvert worden. Der Bin- 
bicant, welder die Erwerbung des Eigenthumsrechtes nachzuweiſen 
hat, verändert nicht ben Klagegrund, wenn er auch die Angabe ber 
thatfächlihen Umftände über die Erwerbung des Eigenthums und 
bie Angabe des Titels ändert, aus dem er fein Recht ableitet. 


Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVL 1 
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Nr. 6770. 
Pfändung und executive Sequeftration eines Holzichlag- 
rechtes: Mobilar- oder Immobilienerecution ? 
zul. 0 v. 3. Jänner 1828, de. 14809 (Beit. be dad Decr. des 2%. G. Kralau 
. 19. Jänner 1877, Jr. 1309, abänd. Decr. De DO. R. 2 Sralan v. 6. Juni 
1877, st. 4388). G. H. 1878, ©. 364 

Nachdem B das Holz im Walde des C auf Abſtocung gekauft 
hatte, begehrte A, Gläubiger des B, im Executionswege die Pfän- 
bung bes von ihm erworbenen Holzſchlagrechtes und Die Sequeftration 
in dem Waldrevier des C. — Das in erfter Inftanz bewilligte Geſuch 
wurde von dem O. L. ©. abgewiefen, weil die Execution von Früchten 
einer unbeweglihen Sache nah 8. 422 wefigal. ©. O. nur durch 
(die von A nicht begehrte) grundbücdherlihe Eintragung des Pfand- 
rechts bewilligt werben kann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entfcheidung 
mit dem Zufage, daß das Recht des Holzichlages in einem Walde 
nah 8. 295 a. b. G. B., fo lange die Bäume nicht gefällt find, fich 
als ein Recht auf das Zugehör eines unbeweglihen Gutes darftellt 
und daß die Sequeftration des Erträgnifjes der Liegenſchaft, fo lange 
bie Bäume vom Boden nicht abgefondert worden find, unftatthaft ift. 


Nr. 6771. 


Befisftörungsklage gegen „das Deutſche Reich“: Incom⸗ 
petenz der inländiſchen Gerichte. 

utſch. v. 3. Jänner 1878, Nr. 15061 (Beſt. des das Decr. des B. ©. Land⸗ 

as in Wien v. 10. Oct. 1877, Nr. 22704, abänd. Deer. ded DO. . ©. 

Wien v. 30. Oct. 1877, Kr. 18426). Sur. BI. 1878, Nr. 32. 

A belangte bei dem B. ©. Lanpftraße in Wien das Deutjche 
Reich „durch den B“ und ben mit dem Ban des Palais der deutfchen 
Votſchaft in ber genannten Vorſtadt betrauten C in possessorio sum- 
mariissimo, indem er anführte, daß er bei biefer Bauführung in dem 
Befige feines anſtoßenden Palais geftört worden fei. — Die in erfter 
Inſtanz aufrecht verbefchienene Klage wurde von dem O. L. ©. a limine 
zurüdgewiefen, weil diefelbe gegen das Deutſche Reich, nicht aber gegen 
eine dasſelbe repräſentirende Perſönlichkeit rubricirt ift, ein auswär- 
tiger Staat als ſolcher aber nicht der Jurisdiction eines öfterreichijchen 
Gerichtes unterfteht. Der Kläger ergriff ben Kevifionsrecurs, worin 
er anführte, daß ein auswärtiger Staat nur dann ber Jurisdiction 
des Gerichtes nicht unterworfen fei, wenn es fih um Rechtsverhält⸗ 
niſſe handelt, welche ſich auf das üffentliche Recht gründen und aus 
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welchen ben öſterreichiſchen Unterthanen irgendwelche Anſprüche an den 
auswärtigen Staat entſtehen; daß hingegen in dem Falle, wenn 
der auswärtige Staat in Oeſterreich Privatrechte erworben und Grund 
und Boden gelauft bat, auf welchem er Bauten ausführt, die in 
Anderer Rechte eingreifen, alle Staatshoheit und Exterritorialität auf 
höre. Das Deutſche Reich könne durch Erwerbung eines Grundftüdes: 
ſich nicht einen Freibrief zur Schädigung der Privatrehte der Grund» 
nahbarn erfauft haben. Das Deutfche Reich babe den Recurrenten 
gleichfalls wegen Befisftörung belangt und fei zum Erfage ver Proceß- 
foften verurtheilt worden. Ebenfo habe dasfelbe das Gefuh um Er⸗ 
neuerung ber Grenzen feiner Bauftellen eingebracht. Beſitzſtörungs⸗ 
Hagen ſeien nicht gegen den Mandatar, fondern gegen den Mandanten 
zu richten; es ſei daher auch unrichtig, daß die Klage gegen eine dag 
Deutſche Reich repräfentivende Perfönlichkeit zu richten geweſen wäre. 
Jedenfalls hätte die Klage nicht vollftändig, fondern nur in Bezug 
auf das Deutſche Reich abgewiefen werden follen, da viefelbe auch 
gegen C gerichtet war und biefer nicht recurrixt bat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die obergerichtliche Entſcheidung, 
weil ein fremder Staat als eine juriftifche Perfon, welche nad) ver 
Yurisdictionsnorm den öfterreichifchen Gerichten unterfteht, nicht an⸗ 
gefehen werben kann. 


Nr. 6772. 


Berhältnig der Gerichte zu Entſcheidungen der Grundent- 
Iaftungsbehörden: Unzuläffigkeit richterlicher Weberprüfung 
derſelben. 

Entſch. v. 3. Jänner 1878, Nr. 15230 (Beſt. der gleichförmigen des 
B vr —*5 v. 24. Tebrnar 1 re Nr. 108 an ee FW L. ©, 

alaıt v. 19. Iuli 1877, Nr. 7129) ©. 5 1878 —8 

B * Genofſſen, Erbpächter des A, wurden im Juli 1871 
von ihm auf Zahlung des Zinsrückſtandes, Aufhebung des Erbpachtes 
wegen des Verzugs in der Zinsentrichtung, und auf Herausgabe der 
Pachtgrundſtücke belangt. — Beide Untergerichte erkannten gegen 
das Klagebegehren in Folge des von den Beklagten beigebrachten Aus⸗ 
weiſes, daß das in Rede ſtehende Pachtverhältniß durch Entſcheidung 
ber Statthalterei⸗Commiſſion vom 8. Juni 1872 zu ihren Gunſten 
aufgehoben wurde. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die dagegen ergriffene a. o. 
Reviſionsbeſchwerde des A und bemerkte in den Motiven: Die vom 
Kläger geltend gemachte Anſicht, daß die Statthalterei-Commiſſion in 
Grundentlaſtungsſachen nad) der von ihm am 23. Yuli 1871 
angeftellten Klage wegen Aufhebung des Erbpactvertrages zur 
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Schöpfung des Erfenntniffes vom 8. Juni 1872 nicht mehr befugt 
war, und daß in Gemäßheit des Art. 7 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21, December 1867, R. G. Bl. Nr. 144, die Gerichte zur Ent- 
ſcheidung über bie Giltiglen dieſes Extenntnifjes berufen feten, ent- 
behrt jeder halıbaren Grundlage. Denn die Minijt.-Verordn. vom 
23. September 1851, R. ©. 3. Nr. 219, beftimmt ausprüdlich, daß 
blos bie Orundentlaftungsorgane berufen ſind, über die Frage, ob 
ein Recht over eine Leiftung duch das Geſetz vom 7. September 
1848 aufgehoben fei, mit Ausſchließung des Rechtsweges zu ent- 
fheiden; daher in diefer Beziehung nur die Erkenntniſſe der Grund- 
entlaſtungs⸗Commiſſion maßgebend find, da das erwähnte Geſetz durch 
ein fpäteres nicht aufgehoben und durch den Art. 7 des Stantsgrund- 
gefeßes, welcher auf das Recht der Gerichtsbehörben, in bie Prüfung 
der Giltigkeit ber Entſch eibung en der Adminiſtrativbehörden ein- 
zugeben, feinen Bezug bat, einer Modificirung nicht unterzogen wurbe. 


Nr. 6773. 


Intervention eines Advocaten bei einem bon der perfönlich 

anweſenden Proceßpartei geführten Befisftörungsproceß : 

Nichtverpflichtung des unterliegenden Gegners zum Erſatz 
der biefür aufgelaufenen Koften. 


Entſch. —5 — ‚1828, Nr. 15446 (Beft. des dad Decr. des B. ©. Biala 
gu 4354, abünd. Decr. ded 2D. 5 ©. Rralan v. 12. Rai 
13 Nr. 6534). ©. 5. 1878, ©. 40 

In dem Befisftörungsftreite des A gegen B wurden in erfter 
Inſtanz dem flegreihen Kläger die Proceploften, darunter auch die 
Koften für das Erjcheinen feines Rechtsfreundes, "uerfannt, welche in 
zweiter Inſtanz eliminixt wurden. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie obergerichtliche Entſcheidung. 
Gründe: Da ver Kläger zur Verhandlung des Beſitzſtreites, welche 
ber Richter von Amtöwegen zu leiten hatte (Gefeg über das Ber- 
fahren in possessorio summariissimo), perſönlich erſchien, fo war bie 
Affiftenz eines Rechtsfreundes bei derfelben offenbar nicht nothwendig, 
daher das O. 2. ©. mit Recht dem Kläger ben Erfag der für Die Inter- 
vention des Advocaten aufgerechneten Koften nad 8. 24 des Geſetzes 
vom 16. Mai 1874, R. ©. BI. Nr. 69, abgeſprochen hat. 
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Nr. 6774. 
Actio hypothecaria: Unſtatthaftigkeit derſelben zur 
Einbringung nichtintabulirter Capitalszinfen. 
Entid. v. 4 gffnner 1878, Nr. 12491 (Bet. X das urt des B. G. Beraus 
v. 6. Mai 1877, Nr. 3031, abünd. un rth. des G, Brag v. 14, Auguſt 
71897, Nr. 21193). ©. 3. 1878 —* 

B ift als Käufer des Hauſes X dem Berläufer C 10.000 fl. 
auf den Kaufſchilling fchuldig geblieben. In dem Kaufsinftrumente 
verpflichtete er fi, diefe Summe in zwei Raten zu zahlen und in» 
zwiſchen mit 6 % zu verzinfen, unter Berpfündung des Hanſes. 
Sodann ließ er für den C das Pfanpredt zur Sicherftellung bes 
Capitales auf dem Haufe intabuliren. Bon den BZinfen ift weder in 
dem Einverleibungsgefuhe, no in dem Intabulationsvermerfe eine 
Rede. In der Folge cedirte C 3500 fl. feiner Forderung dem A, 
weldher nad vorgängiger Einverleibung der Cejfion von dem B mit 
ber Hypothekarklage die Zahlung der Hauptſache und der Zinfen 
forderte. B geftand, daß die angefprodhenen Zinfen noch ausftehen, 
worauf das Gericht erfter Inftanz dem Klagebegehren vollftändig 
ftattgab. — Bon dem D. 2. ©. wurbe der Kläger mit dem Zinfen- 
anſpruche abgemiejen. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das letztere Erkenntniß. 
Gründe: C hat (durch Vertrag mit B) zwar einen giltigen Titel 
zur Erwerbung bes Pfandrechtes für die Zinfenforberung, nicht aber 
das Pfandrecht felbft erworben, da hiezn die Einverleibung des Rechtes: 
auf die Zinſen erforberlih war (88. 13—18 des Grundb.⸗G.), 
welche in dem vorliegenden Yalle nur für das Capital fattgefunden 
hat. Daß das für das Capital erworbene Pfandrecht auch für die 
Binfen gelte, wird im a. b. ©. 3. nicht gefagt, und die SS. 14 
und 16 des Grundb.-&. ſchließen die Zuläffigkeit viefer Anficht ge- 
rebezu aus. Da nun C auf den A wohl fein perjönlices Forberungs- 
recht gegen den B nicht aber ein Pfanpredt für bie Binfen über- 
tragen Tonnte, fo kann A mit der Pupotgeferfioge von B die Zahlung 
der Zinfen nicht fordern ($. 1394 a. b. ©. B.). 


Nr. 6775. 
Ungiltigfeit der NRelicitation wegen nicht erfolgter Berftän- 
Digung aller Hypothefargläubiger: Sinn und Zweck ber 
Beftellung eines Curators für die „fpäteren” Gläubiger. 


Eutih. v. 4. Jänner 1878, Nr. 15299 ( der leihförmi en Der. bed 
8. ©. Bemberg v. 18. Mail 1877, Nr. 1080 u und Sr 2.6.8 erg v 
Anguft 1877, Nr. 15417). ©. 2. 1878, 2 
A venichte gegen B, welcher die in ver —— bes C wider 
D feilgebotene Realität erflanden hatte, wegen Nichterfüllung der Feil⸗ 
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bietungsbedingniſſe die Relicitation derſelben. — Von beiden Unter⸗ 
gerichten wurde die Relicitation als nichtig erklärt, weil mehrere 
Hypothefargläubiger von dem Relicitationstermin nicht verftändigt 
worden waren. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den von A dagegen ergriffenen 
a, 0. Revifionsrecurs, Gründe: Die Relicitation ift nicht ein gegen 
den Hypothekarfchuldner, deſſen Realität im Erecutionswege rechts⸗ 
kräftig veräußert iſt, gerichteter Executionsact, ſondern ein Zwangsmittel 
gegen den die Licitationsbedingniſſe nicht erfüllenden Erfteher ($. 451 
weſtgal. ©. D.); bie Relicitation läͤßt fih aljo nicht als eine Fort- 
fegung der bereits vollzogenen Licitation auffaflen, bei welder eine 
Berftändigung der ſchon bei der erften Feilbietungsausfchreibung ver- 
ftändigten Gläubiger nicht mehr erforberlih wäre (8. 438 weftgal. 
G. D. und Juſtiz⸗Hofder. v. 6. Mai 1847, 3. ©. ©. Nr. 1063); 
fie ftellt vielmehr eine jelbftftändige Yeilbietung dar, von welder die 
Öypothefargläubiger bei fonftiger Nichtigkeit verfländigt werben müſſen, 
zumal es ſich bei der Kelicitation, wie e8 im vorliegenden Falle that- 
jählih zutrifft, auh um Hypothekargläubiger handeln kann, die ihre 
Rechte erft gegen den als Eigenthümer der Hypothek intabulirten Er⸗ 
fieher der Realität erworben haben. Dem Erforderniſſe der Verftän- 
Digung wurde dadurch nicht genüge geleiftet, daß vom Gerichte ein 
Curator ad actum für die „fpäteren Gläubiger” beftellt worden war, 
weil als folde im Sinne des Abſatzes b des Hofder. v. 4. Yult 1794, 
3. ©. ©. Nr. 183, nur jene ©läubiger zu verftehen find, Deren 
Rechte erft nach eingeleiteter Relicitation grunpbücherlich eingetragen 
worden find. 


Nr. 6776. 
Befisftörungsklage: Oxualification der Störung im Beſitze. 


Eutſch. v. 4. Jänner 1878, Nr. 15558 (Beft. des dad Decr. des 2 r 
Macardca dv. 17. Oct. 1877, Nr. 3692, abänd. Decr. de8 D. X. ©. 
9. Dec. 1877, Nr. 41a), ©. 2. 1878, Kr. 12. Gazz. dei Trib. 1878, ht. "2 
Bon dem materiell getheilten Haufe X zu Macarsca in Dal- 
matien befitt die A den erften und B den zweiten Stock. Letzterer 
ftellte in feiner Wohnung drei Webftühle auf, welche, gleichzeitig in 
Gang gebradt, eine ftarke Erfhütterung und einen für Finder und 
Kranke unausftehlihen Lärm in dem unteren Stodwerfe verurfaden. 
Deshalb belangte vie A den B in possessorio summariissimo. In 
dem Proceffje wurde durch Sachbefund zwar nicht eine Beſchädigung 
des Haufes oder eine Gefahr für die Baulichkeiten, wohl aber ber 
Umftand feftgeftellt, daß die Erjchütterung und der damit verbundene 
Lärm für die Bewohner des unteren Stodes völlig unerträglich find. 
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— Das Geriht erfter Inſtanz entfhied nah dem Slagebegehren, 
weldes von dem D. L. ©. abgewieſen wurbe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inftanz, in Erwägung, daß der richterlihe Beſitzſchutz in possessorio 
summariissimo nur von Demjenigen angerufen werben kann, der im 
Befige einer Sache oder eines Rechtes geflört wird, die Klägerin 
aber einen Eingriff des Beklagten in den ihr zuftehenden Beſitz des 
erften Stodes des Haufes nicht behauptet und ebenfowenig dargethan 
bat, daß fie ſich im Befige des Rechtes befinde, einen beftimmten Ge- 
brauch des zweiten Stockes dem Geklagten zu unterſagen, und daß ſie 
in dieſem Beſitze geſtört worden ſei. 


Ne. 6777. 


Ceſſion von Forderungen zu Zwecken einer Compenſation 

gegen Verpflichtung zur Entrichtung einer nach „Zuläſſigkeit“ 

der Eompenjation fich beftimmenden „Comtpenfationsvaluta” : 
Bertragsauslegung. 

Entid. v. 5. Sünner 1678 zer 9692 — cf. Der, D.% 8 It Urth. des 


8. ©. Bozen b- Dar, 187 öbrud v. 
6. Samt 1877, Po 2485). ww we 1878, Nr. 2 


Als im Yuni 1873 die Filiale der Wiener Westerbant in 
Bozen gefperrt wurde, begegneten fi fowohl vie Gläubiger als bie 
Schuldner derfelben in dem Suchen nad, compenfablen Forderungen 
ber befagten Bank, und wenn ſolche gefunden waren, traten die Gläu⸗ 
biger ihre Forderungen ven Schuldnern der Wiener Wechslerbant zu 
dem Enve gegen Entgelt ab, damit die Forderungen mit der Schuld 
ber Geffionäre an die Wiener Wechslerbank, inſoweit ſich die beiden 
Beträge gegen einander ausgleihen, compenfirt würden ($. 1438 
a. b. ©. B., 88. 20, 21 C. O.). Was die Beftimmung des Cef- 
fionsentgelte8 anbelangt, fo wurde diefelbe, weil man unter dem 
erften Eindrud der allgemeinen PBanique an der Gleichartigkeit und 
Täligfeit der zu compenfirenden Forderungen Zweifel hegte, gemöhnlid 
dahin getroffen, dag im Falle der Zuläffigkeit ver Compenfation ber 
Geffionar den vollen Betrag der cedirten Yorderung, im alle ber 
Unzuläffigleit der Compenjation aber nur jenen Betrag zu bezahlen 
haben joll, ver bei der Wiener Wechslerbant von der Forderung 
realifirt werben Tann, Diefe Geſchäfte Ingen im Intereſſe der Gläu- 
biger der Wechslerbank, welche dadurch möglicher Weife die Bezahlung 
des vollen Betrages ihrer Forderungen erlangen konnten, ſowie ber 
Schuldner, weil fie fih dadurch von der Verpflichtung zur fofortigen 
Einzahlung ihrer Schuld an die Mafje der Wiener Wechslerbant 
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befreiten, während fie von ven Cedenten billige Friſten zur Zahlung 
ver Geffionsvaluta erhielten. So viel befannt, wurde bei diefen Ceſ⸗ 
fionen die Zuläffigleit der Compenfation von ber Wiener Wechsler⸗ 
banf durchgehends anerlannt und dem zufolge ben Cedenten ver volle 
Betrag ihrer Yorderungen von den Ceſſionären ausbezahlt. In ähn⸗ 
licher Weife wurde in dem alle vorgegangen, aus welchem ſich ver 
nachſtehend dargeftellte Proceß entfpann. — A überreichte gegen B eine 
Klage wegen Zahlung von 8675 fl. 48 fr., worin er unter Vorlage 
der nacherwähnten Behelfe anführte, daß er mit Urkunde vom 11. Juni 
1873 feine Contocorrente-Forverung bei der Wiener Wechslerbank 
pr. 10.460 fl. 4 fr. und zwei Caffefhein-Guthabungen per 200 fl. 
nebft betreffenden Zinjen dem B cedirte, wogegen biefer- in ber Ur- 
kunde vom gleihen Zage, 11. Yuni 1873, erflärte, eine Conto- 
corrente-Schuld an die Filiale der Wiener Wechslerbank in Bozen 
zu haben, und ſich verpflichte, „dem A im alle der Zuläffigkeit der 
Compenfation die Compenfationsvaluta, fonft aber jenen Betrag zu 
vergüten, weldher im alle der Unzuläffigleit der Compenfation bei 
der Filiale der Wiener Wechslerbant von den eingangs erwähnten 
Poften realifirt werden wird." Da diefe Abtretung vor der am 8. Juli 
1873 verfügten Eröffnung des Concurſes über die Wiener Wechsler- 
bank erfolgte, jo unterliege e8 Teinem Zweifel, daß die Eompenfation 
der abgetretenen Forderung des Klägers mit der Contocorrente-Schuld 
des B an die Wiener Wechslerbant im Betrage von 28.961 fl. 90 tr. 
„zuläffig war.“ (8. 1438 a. b. G. B., 88.20, 21 C. DO.) Daraus 
ergebe ſich aber als nothwendige Folge die Verpflichtung des B zur 
Zahlung der Compenfationsvaluta, nämlih des ganzen ber Com⸗ 
penfation unterliegenden Betrages der cedirten Forderung. Diefer 
Betrag nebft ven Zinfen bis zum Abtretungstage (11. Juni 1873) 
belanfe fi auf 10.898 fl. 48 kr., wovon der Bellagte bisher nur 
einen Xheilbetrag abführte, nämlich 2223 fl.; der Forderungs⸗ 
reft betrage daher 8675 fl. 48 kr. Der Bellagte wendete dagegen 
in der Hauptſache ein, daß der Tal, für welchen er die Vergütung 
der Compenſationsvaluta als Ceffionsentgelt verfprodhen habe, nämlich 
der Fall der Zuläffigkeit der Compenfation nicht eingetreten fei. Unter 
dem Ausdruck der Urkunde „Zuläffigkeit der Compenſation“ fei nicht 
bie gejegliche Zuläffigleit zu verftehen, wie der Kläger behauptet, 
ſondern offenbar nur die fubjective Möglichkeit für den Bellagten, bie 
cedirte Forderung zur Compenfation zu verwenden. Ebenſo fünne 
unter dem Ausprud „Compenfationsvaluta” nicht der volle Nennwerth 
ber cedirten Forderung verſtanden werben, fondern nur der durch bie 
Compenfation erzielte Betrag, der dadurch reulifirte Werth. Der Be- 
klagte wollte alfo nichts anderes verfprechen, als die unverfürzte 
Herausgabe deſſen, wofür er die überlaffene Forderung wieder ver. 
werthen kann. Allein die Compenfation Tonnte im gegebenen Falle 
nit eintreten, weil die im Contocorrente aufgeführte Schuld des 
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Beklagten an die Wiener Wechslerdank pr. 28.961 fl. 90 kr. gar 
nicht eriftirte. Diefe ihm zur Laft gefchriebene Poft bilde den An⸗ 
fhaffungspreis für die von ihm beftellten Werthpapiere, ihr Rechts⸗ 
beftand war alfo von der effectiven Lieferung dieſer Papiere an ihn 
abhängig, welche Lieferung jevoh von der Wiener Wechslerbank 
ungeachtet wiederholter Aufforderung verweigert wurde. In folge 
dieſer verweigerten Uebergabe der Wertbpapiere fei Die Entlaftung des 
Bellagten von dem im Contocorrente ihm zur Laſt gefchriebenen Ans 
ihaffungspreis ver Werthpapiere eo ipso eingetreten. Auf Grund von 
Berhältniffen, die nicht mit Willen des Bellagten eintraten, babe fidh 
herausgeſtellt, daß jene Schuld, mit welder der Bellagte in dem 
Contocorrente belaftet war, nicht zu Recht beſtand, da die Eriftenz 
derfelben von tem Scidjal des erwähnten Effectenfaufes abhing. 
Nun habe er, Bellagter, die Effecten zwar bei der Filiale Wiener 
Wechslerbank beftellt, aber nicht geliefert erhalten und fei daher der 
Effectenfauf wegen ber unterbliebenen Lieferung nicht perfect geworben. 
Wenn aber auf Seite des Bellagten feine Schuld an die Wiener 
Mechslerbant eriftirte, fo babe eine Compenfation mit der cevirten 
Torderung an bie Wiener Mechslerbant felbftverftändlih nicht ftatt« 
finden können und fei die Compenfation unzuläffig gewefen, weil fle 
unmöglicd war. Das Klagebegehren auf Bezahlung der Sompenfationg- 
valuta fei demnach unbegründet. — Das Gericht erfter Inſtanz er- 
fannte auf Abweifung der Klage aus folgenden Gründen: Der Bes 
Hagte verfprah in der Urkunde vom 11. Juni 1873 als Gegen⸗ 
leiftung für die abgetretene Forderung entweder die Compenfations- 
valuta oder den für die Yorderung fonft zu realifirenden Betrag; der 
Eintritt der einen oder anderen Verpflichtung follte von der Zu⸗ 
läffigkeit oder Unzuläffigkeit der Compenfation abhängig fein. Unter 
dem Ausdrude „Zuläffigleit der Compenfation” kann nicht die geſetz⸗ 
liche Zuläffigfeit verftanden werden, fondern nur die fubjective ober 
conerete Zuläffigleit, nämlich der Fall, daß der Bellagte die ihm vom 
Kläger cedirte Forderung zur Compenfation verwenden könne. Hiefür 
fpriht ſchon die Erwägung, daß der Kläger nicht anzugeben vermag, 
in welcher Richtung an der objectiven Zuläffigfeit der Compenfation 
ein Zweifel entftehen konnte, nachdem die Hauptforderung des Klä- 
gerd und die Schuld des Bellagten aus dem Eontocorrenteverhälts 
niffe entiprungen, alfo gleichartig waren, Allen wenn man auch den 
Ausdruck „Zuläffigkeit der Compenfation” im Sinne des Klägers als 
geſetzliche Zuläſſigkeit interpretirt, ergibt fih daraus für ihm fein 
günftiges Reſultat. Denn die Frage der gejeglihen Zuläffigfeit der 
Sompenfation in dem einzelnen Falle kann nur beantwortet werden, 
wenn man prüft, in weldem Zeitpunfte die Compenfation eintritt. 
Die Sompenfation tilgt die Forderung nicht unbedingt ipso jure, 
fondern erft dann — allerdings rüdwirtlend —, wenn beim Bors 
handenſein der übrigen Bedingungen der Schuldner erklärt, compenfiren 
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zu wollen, aljo nur bedingt ipso jure. Der Sinn ber Stelle des 
8. 1438 a. b. G. B., „welche jhon für fich die gegenfeitige Zahlung 
bewirkt”, ift nur der, daß das Zufanımentreffen einer Yorderung mit 
einer compenjablen Gegenforderung für fi, das heißt, ohne daß es 
biezu der Einwilligung des ©egentheiles, hier des Bellagten, bebarf, 
das Hecht zur Compenfation für den Schuloner, hier die Wiener 
Wechslerbank, begründet, die Compenfation felbft aber noch nicht ein- 
tritt und die zufammentreffenden Forderungen noch nicht erlöfchen. 
Im vorliegenden Yalle war die Compenſation alfo immer erft dann 
gefeglich zuläffig, wenn die Wiener Wechslerbant erklärte, compenfiren 
zu wollen, wa® aber nicht gefchehen ift, in Folge deſſen auch bie 
Compenfation nit als eingetreten und nicht al8 geſetzlich zuläffig 
ericheint. Nach diefer Anficht über den Zeitpunkt des Eintrittes ber 
Compenfation muß vie Auslegung des Klägers über den Sinn des 
Ausprudes „Sompenfationsvaluta”, daß darunter nit ein erft zu 
realifirender Werth verftanden werden könne, teil bie Kealifirung 
ber cedirten Yorderung jofort im Momente der vollzogenen Ceſſion 
eintrete, als unhaltbar bezeichnet werden. Wäre übrigens, wie ber 
Kläger meint, die Compenfation fofort eingetreten und pie Cef- 
fionsvaluta fogleih fällig gewefen, jo würde in ber erwähnten 
Urkunde gewiß nicht der Ausdruck „Compenfationsvaluta‘“, fondern 
einfach der Ausdruck „voller Nennwerth“ oder ein gleichbedeutender 
Ausdruck gewählt worden fein. Auch muß hervorgehoben werden, 
daß der Beklagte fowohl gegenüber der Filiale der Wiener Wechsler⸗ 
bank als gegenüber dem Stellvertreter des Concurdmafjeverwalters 
der Wiener Wechslerbank in Bozen die Tieferung der beftellten Werth- 
papiere begehrte, und daß er, obfhon er nah Art. 355 9. ©. 2. 
vom Vertrag über die nicht gelieferten Werthpapiere abgehen konnte, 
diefes nicht gethan hat — was alles vom Kläger nicht widerſprochen 
wurde. Die Compenfation ift demzufolge im gegenwärtigen Yalle 
nicht eingetreten, und ber Beklagte ift nur ſchuldig, denjenigen Betrag 
als Cefjionsentgelt zu vergüten, welcher auf die ihm vom Kläger 
cedirte Forderung bei ter Concursmafje der Wiener Wechslerbant 
entfiel, was er auch bereit8 gethan hat. Deshalb erſcheint ver Klags- 
anſpruch als unbegründet, und mußte abgewiejen werden. — In der 
gegen das Urtheil ergriffenen Appellation machte der Kläger folgenve 
Geſichtspunkte geltend: Die erftrichterlihe Auslegung des Ausdrudes 
„BZuläfligfeit ver Compenfation” widerfpridyt der grammatifhen und 
logifhen Interpretation. Die erfte Inftanz legt dieſem Ausdrucke die 
gleihe Beveutung bei, wie dem Ausprude Zulaſſung. Allein die 
Bedeutung der Ausdrücke Zuläffigfeit und Zulaffung der Compenfation 
ift eine weſentlich verſchiedene. Der Bellagte hat eben vie Zahlung 
der Compenfationsvaluta nit für den Yal der Zulafjung, fonvern 
präci® für den Wal der Zuläffigfeit der Compenfation verjproden. 
Die Theorie des erften Richters über den Zeitpunkt, wann die Com: 
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penſation eintritt, ift entfchieden unrichtig. Nach öſterr. bürgl. Rechte 
tritt die Compenfation ohne menſchliche Thätigkeit ſchon durch das 
Bufammentreffen von Forderung und Gegenforderung beim Vorhanden⸗ 
fein der gefeglihen Bedingungen ein, und hebt die Verbindlichkeiten 
ohne vorherige Erllärung oder Zuftimmung des Schuldners für fich 
felbft ipso jure auf. (Siehe $. 1438 a. 6. ©. B., Zeiler IV. ©. 167, 
Winiwarter V. S. 105, Ellinger ©. 651, Kirchſtetter S. 629 u. ſ. f., 
ebenfo die Entjcheivung des oberften Gerichtshofes vom 24. Auguft 
1865, Nr. 6487, Sammlung Nr. 2264.) Folglich konnte dag Ein- 
treten der Compenſation im vorliegenden alle nicht von der Wiener 
Wechslerbank abhängen, fondern fand bereit® im Zeitpunfte ber 
Ceffionserrihtung am: 11. Juni 1873 beim Vorhandenſein aller ge⸗ 
jeglichen Erforderniſſe ftatt (SS. 884, 1394, 1438, 1439 a. b. ©. 2.). 
Der Ausdrud Compenfationsvaluta entſpricht ganz der Bedingung 
der Zuläfligfeit der Compenſation, und konnte gur Zeit der Errichtung 
der Cefjion, wo obige Bedingung noch ſchwebte, ohne Nachtheil des 
Ceſſionars nicht durch den Ausprud „voller Nennwerth“ erſetzt werben. 
Daß aber für ven Fall der Zuläffigkeit der Compenfation al8 Ceſſions⸗ 
entgelt der volle Betrag der cedirten Yorderung (Compenfationsvalute) 
bedungen werde, ergibt fih aus ber zweiten in ber Urkunde vom 
11. Juni 1873 feftgefegten Alternative, fowie aus den rüdfichtlid 
ver Zahlungdmodalitäten gepflogenen Verhandlungen. Der Cebent 
ging ja das Ceſſionsgeſchäft zu dem Endzwecke ein, um, im alle bie 
Compenfation zuläffig wäre, den vollen Betrag feiner Forderung als 
Cefjionsentgelt zu belommen, und ver Ceſſionar verſprach ihm viefen 
vollen Betrag, weil dafür ein gleicher Betrag feiner Schuld an bie 
Wiener Wechslerbant erloſch. Daraus ergibt fih, daß die Anſicht 
des erften Richters, wornach unter Zuläffigkeit der Compenfation nur 
bie fubjective Möglichkeit der Compenfation zu verftehen, und bie 
Compenjation bier factifh nicht eingetreten wäre, abfolut unbe- 
gründet fe. — Das DO. %. ©. beftätigte das erftrichterliche Urtheil, 
jedod mit folgender Begründung: Obgleich der Bellagte glaubte und 
urkundlich erklärte, Schuldner der Wiener Wechslerbanf zu fein, fo 
bat er doch nur bedingt, nämlich auf den Fall der Zuläfligfeit der 
Compenfation die Compenfationsvalute, das ift den durch die Come 
penfation realificbaren Betrag, ald Entgelt für die cebirte Forderung 
verſprochen. Der allgemein, ohne Beifag und ohne Unterſcheidung 
gebraudhte Ausprud „im Wale der Zuläſſigkeit der Compenſation“ 
ift nach der gewöhnlihen Bedeutung der Worte aufzufaffen, nämlich 
nicht etwa in dem Sinne, „daß die Compenſation factifh gefchehen 
ſei,“ fondern vielmehr in dem Sinne, daß alle Borausfegungen zu- 
treffen müſſen, von welden die Zuläffigfeit ver Compenjation nad 
den Beflimmungen des a. b. ©. B. und der C. D. abhängig ift, 
fo zwar, daß der Beklagte, wenn ed nur in feinen Willen gelegen 
gewejen wäre, im concreten alle die cedirten Yorderungen mit einer 
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der Wiener Wechslerbank gegen ihn aus dem Contocorrente zuſtehenden 
Forderung hätte compenſtren können. Zu den Vorausſetzungen oder 
Bedingungen der Zuläſſigkeit der Compenſation gehört vor Allem das 
wirffihe, nicht blos behauptete oder vermeinte Zufammentreffen von 
gegenfeitigen Forderungen, bie richtig und fo bejchaffen find, daß eine 
Sade (hier eine Geldſumme), die auf Grund der Eeffion dem Be⸗ 
Hagten als Gläubiger gebührte, von ihm, als Schuloner der Wiener 
Wechslerbank aus dem Contocorrente, an fie hätte entrichtet werben 
können. Die bloße Erklärung des Beklagten, daß er Schulbner der 
Wiener Wechslerbank fei, die er in der vorliegenden Urkunde vorbe⸗ 
haltlos abgab, genügt nicht, die concrete Möglichkeit der Compenfation 
zu begründen und den Mangel: der Borausfegung einer wirklichen 
Borderung der Wiener Wechslerbant an ihn zu erfegen. Die Be- 
dingung „im Wale der Zuläffigkeit der Compenfation” umfaßt alle 
Valle der Zuläfligfeitg der concreten Möglichkeit der Compenfation, 
weshalb dem Kläger der Beweis des Umftandes obgelegen wäre, daß 
irgend eine Borausfegung oder Bedingung ber Zuläffigkeit der Compen- 
ſation dur Vertrag ausgefchloffen worden fei. Durd die Erklärung 
des Bellagten, daß er Schulpner der Wiener Wechslerbank fei, ift 
aber noch nicht erwiefen, daß er die Compenſationsvaluta zu bezahlen 
auch für den Fall verfprehen wollte und verjprodhen habe, wenn 
feine Annahme, daß er Schuloner der Wiener Wecholerbank jet, fi 
nicht erwahrt. Demzufolge lag dem Kläger vor Allem ob, den Ein- 
teitt der Bedingung, an welche das Berfpredhen, die Compenfations- 
valuta zu zahlen, gefnüpft war, zu erweifen, nämlich den Beweis zu 
liefern, daß ver Beklagte zur Zeit der Ceffion wirklich eine fo be- 
ſchaffene Schuld an die Wiener Wechslerbank hatte, daß die Möglidy 
feit gegeben war, diefelbe mit der cedirten Forderung zu compenfiren. 
Da nun der Kläger diefe Bedingung nicht erwiefen hat, fo war bie 
Klage jhon aus dieſem Grunde allein abzumweifen, — Der Kläger 
ergriff Die a. o. Reviſionsbeſchwerde, in welcher er ausführte, daß, 
wenn das DO. L. ©., ungeachtet dasſelbe die Anficht des erften 
Richters Über den Sinn des Ausprudes „Zuläffigfeit der Compen⸗ 
fation” und über die Abhängigkeit des Eintretens der Compenfation 
von dem Willen der Wiener Wechslerbank entfchieden verwirft, den⸗ 
noch das Stlagebegehren abzumweifen fand, diefes nur auf Grund einer 
offenbar unrichtigen Annahme der thatfächlichen Verhältniſſe geſchehen 
fonnte; daß das DO. L. ©. den Beweis des Beftehens einer compen- 
fablen Gegenforderung ver Wiener Wechslerbank an ven Bellagten 
für nicht erbracht angenommen habe, während doch der Beweis, daß 
eine ſolche Gegenforderung der Wiener Wechslerbank an ihn zur Zeit 
ber Abtretung wirklich beftand, durch die Urkunde vom 11. Juni 1873, 
beziehungsweife dur die Stelle: „daß er eine Contocorrente-Schuld 
an die Wiener MWechslerbant hat“, gerichtsordnungsmäßig erbradt 
wurde (88. 181, 182 weftgal. ©. O.); daß, wenn man biefe vor» 
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behaltlofe Erklärung auch nur als ein außergerichtliches Eingeſtändniß 
auffaßt, dasſelbe ven Kläger jedes weiteren Beweiſes über den wirt 
lichen Beftand einer folden Schuld enthebe ($. 176 ibid.); daß 
ebenfo die im Proceſſe probncirten Belege, als das Contocorrente- 
Buch, das Concursinventar und die Anmeldungen bes Beklagten im 
Concurje, über den Beftand feiner Schuld an die Wiener Wechsler- 
bank zur Zeit der Abtretung am 11. Yuli 1373 Teinen vernünftigen 
Zweifel übrig laflen; daß der Beitand der Schuld zur Zeit der Ab- 
tretung nidht von dem Umftande, daß die Wiener MWechslerbant ihm, 
wenn er nah dem 11. Juni 1873 von ihr die Ueberſendung ber 
angeſchafften Effecten verlangte, viejelben zu überſenden in der Lage 
war, abhängig fei, fondern daß feine Schuld von dem Zeitpunkte an 
beftand, in welchem die Wiener Wechslerbank die beftellten Effecten 
für ihn angeſchafft und fie ihm zur Laft gefchrieben hat, die An- 
ſchaffung der Wertbpapiere aber vor dem 11. Yuni 1873 gefchehen 
fei, wie durch die Anerfennung viefer Schuld in der Urkunde vom 
11. Juni 1873 und durch das Contocorrente- Buch erwiefen werde; 
daß folglich das VBeftehen einer Schuld des Beklagten an die Wiener 
Wechslerbank von mehr ald 28.000 fl. zur Zeit der Abtretung ges 
richtsordnungsmäßig erprobt fei, und daß für den äußerften Yal von 
dem Kläger Über den zwifhen dem DBellagten und der Wiener 
Wechslerbank abgefchloffenen Bergleih der Beweis durch Delation 
bes unrückſchiebbaren Haupteides angeboten. wurde. 

Der oberſte Gerichtöhof verwarf die NRevifionsbefchwerbe mit 
Hinweifung auf die oberlandesgerichtlihen Motive und auf das Hofber. 
vom 15. Februar 1833, J. &. ©. Nr. 2593. 


Nr. 6778. 


Berpflihtung der Kinder zur Mlimentirung ihrer dürftigen 
Eltern. 


utſch. v. 8. Jänner 1878, Nr. 4975 (Beft. des das Urth. des B. G. Brunel 
— 4. Dec. 1876, Nr. 3408, abänd. Urth. des O. L. ©. Snnöbrud vom 
28, Februar 1877, Nr. 484). Zur. Bl. 1878, Nr. 1 

Die Stadtgemeinde A ließ die dort wohnhafte bemögensloſe 

C in den Stadtſpital vom 1. April 1873 bis 10. December 1875 
verpflegen. Der dafür gemachte Koftenanfwand betrug 62 fr. täglich 
für die Zeit vom 1. April bis 31. December 1873 und 65 fr. täg- 
lih für die fpätere Zeit: im Ganzen 574 fl. 93 kr., wovon ihr von 
der Heimatögemeinde der C nur 44 fl. 66 fr. (7 fr. per Tag) erſetzt 
wurden. Daranf belangte der Bürgermeiſter der Stadt A in Vertre⸗ 
tung ded Spitalfonds mit Berufung auf 8. 154 a. b. ©. B. den 
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in A. wohnhaften penfionirten f. k. Hauptmann B, ald Sohn der C, 
um die Zahlung ber reftirenden Berpflegungsfumme von 530 fl. 27 kr. 
— In erfter Inſtanz wurde bie Klage abgewiefen mit folgender Bes 
gründung: Wenn fhon die vom Kläger geltend gemachte Noru bes 
8.154 a. 5. ©. B., wornady Finder ihre in Dürftigkeit verfallenen 
Eitern anftändig zu erhalten verpflichtet find, nicht verfannt und die 
vom Bellagten poftulirte Interpretation dieſes Paragraphen in dem 
Sinne, daß diefe Verbindlichkeit ein von ihnen nad VBeftreitung des 
Aufwandes der Eltern für ihre Erziehung erworbenes Vermögen zur 
Borausjegung habe, nicht al8 richtig zugegeben werden kann, fo bleibt 
doch immer die Pflicht der Kinder, ihre Eltern anftändig zu erhalten, 
an bie auf ihrer Seite vorhandene Möglichkeit der Leiftung geknüpft. 
Diefe LReiftungsfähigkeit des Beklagten im vorliegenden Falle darzu⸗ 
thun, iſt umfomehr Sache des Klägers, als fein Begehren nicht dahin 
geht, daß durch Urtheil die allgemeine Pflicht, in Dürftigleit gerathene 
Eltern anftändig zu erhalten, dem Bellagten gegenüber mit Beziehung 
auf feine Mutter ausgeſprochen werde, fondern von ihm nad) 88. 154 
u. 1042 a. b. ©. 3, geradezu der Erfah eines Berpflegungstoften- 
betrages von 530 fl. 27 kr. gefordert wird. Den Nachweis der eine 
ſolche Forderung rechtfertigenden Leiftungsfähigleit des Beklagten hat 
aber der Kläger nicht geliefert, fo daß dem Richter für die Beur- 
theilung feines Leiftungsvermögens feine andere Grundlage zu Gebote 
fteht, al8 der vom Bellagten zugeftandene Bezug einer 800 fl. nicht 
erreihenden Jahrespenſion und einer zeitweiligen und unficheren Privat⸗ 
remuneration von nicht conftatirtem Betrage. Andererſeits liegt das 
von demfelben Bürgermeifter, der ten Kläger vertritt, auögeftellte 
Zeugniß vor, daß der Bellagte Fein bewegliches oder unbemwegliches 
Bermögen befigt und mit feiner Penſion fparfam umgehen muß. Unter 
dieſen Berhältniffen, welche die Annahme, daß der Beklagte im Stande 
fei, die Klageſumme zu zahlen, zur Zeit ausjchliegen, kann er nit 
zur Zahlung derſelben verurtheilt und erft dem Erecutiondzuge vor- 
behalten werden, ob und bis wann bie Forberung des Klägers bei 
ihm einbringlich fein werde, weil der Erecutionszug die Zuerfennung 
bes gegen ihm erhobenen Anſpruches vorausfegt. — Das O. L. ©. 
erfannte nach dem Klagebegehren aus folgenden Gründen: Daß der 
Beklagte nach $. 154 a. b. ©. B. verpflichtet war, feine arme und 
kranke Mutter anftändig zu erhalten, ohne Rüdfiht darauf, ob er 
jpäter, nad Vollendung feiner Erziehung, ein Vermögen erworben 
babe oder nicht, wurde fhon vom erften Richter anerlannt. Da er 
nun biefer gejeßlichen Pflicht feit ver Ueberführung der Mutter in 
das Spital, d. ti. jedenfalls ſeit 1. April 1873, nit nadhgelommen 
und die Berpflegung von dem klagenden Spital geleiftet worden iſt, 
fo unterliegt e8 feinen Zweifel, daß Ießteres nach $. 1042 a. 6. G. B. 
u: 88. 28 u. 29 des Heimatsgefeges vom 3. December 1863, R. ©. 
Bl. Nr. 105 berechtigt ift, ven Erſatz der Berpflegungstoften, abzüg- 
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ih des von der Heimatsgemeinde der C daran Gezahlten, von dem 
beffagten Sohne der Berpflegten zu fordern. Er war nämlich nad) 
8.154 a. b. ©, B. in Berbindung mit $. 673 ibid. verpflichtet, 
feiner in Dürftigkeit verfallenen Mutter den ihrem Stande und feinem 
eigenen Vermögen angemefjenen Unterhalt zu verfchaffen. Daß bie 
vom Spital hiefür aufgerechneten Beträge ein nad dem Stand feiner 
Mutter überfpannter Aufwand geweſen, hat ber Bellagte niemals be- 
bauptet, und anbererfeit3 laßt fih ſchon jett, mit Rückſicht auf das 
im Procefie conftatirte Minimaleinkommen des Bellagten, vom Richter 
beftimmen, ob diefer tägliche Aufwand für die Erhaltung feiner Mutter 
zu feinem Einkommen im Berhältniß ſtehe. Da nun diefer Aufwand 
nicht einmal ein Dritttheil des vom Bellagten nad feinem eigenen 
Geſtändniſſe bezogenen firen Einfommens ausmadt, fo kann füglich 
gefagt werben, daß deſſen Höhe zu dem Einfommen des Bellagten 
nicht außer Berhältniß ftehe, zumal er felbft zugeben mußte, daß von 
feinen zwei Töchtern die Eine eigenes Vermögen befigt und die Sorge 
für den Unterhalt der andern Tochter und ihrer zwei Kinder geſetzlich 
dem Ehegatten derfelben obliegt. Daß bie für den Unterhalt der Mutter 
des Bellagten beftrittenen Koften auf ven namhaften Betrag von 530 fl. 
27 ke. angewadfen find, Tann die ihm nad dem Geſetze obliegende 
Verbindlichkeit nicht vermindern, und e8 wird lediglich Sache der Ere- 
eution fein, feine allfällige Unvermögenbheit, die fo hoch angewachſene 
Eumme zu bezahlen, zu conftatiren. Demnadh war die Abweifung 
der Klage nicht gerechtfertigt, und mußte verfelben flattgegeben werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In- 
ſtanz. Gründe: Die im 8.154 a. b. ©. 2. ftatuirte Verpflichtung 
der Finder, ihren in Dürftigkeit verfallenen Eltern den anftändigen 
Unterhalt zu leiften, ift allerdings, wie jebe Alimentationspfliht, nur 
jo weit reichend, als dadurch nicht der eigene nothwendige Unterhalt 
des Berpflichteten beeinträchtigt wird, und e8 muß daher nad den 
Ergebniffen des Rechtsſtreites erwogen werben, ob der Bellagte für 
die Erhaltung feiner Mutter einen täglihen Aufwand von 62, und 
refp. 65 kr., deflen Angemefienheit für die ihr geleiftete. Krankenver⸗ 
pflegung er gar nicht beftritt, machen Tonnte, ohne felbft des anftän- 
digen Unterhaltes zu entbehren und in ber Erfüllung der allenfalls 
als Familienvater ihm zunächft obliegenden Pflichten gehindert zu fein. 
In diefer Beziehung muß nun vor Allem mit dem Obergerichte an⸗ 
genommen werben, daß ihm für die eine — irrfinnige — Tochter, 
welde ein allerdings im Erträgnifje zur Verpflegung nicht zureichen⸗ 
des Bermögen befigen mag, jo lange die Bermögen reicht, ein Zu⸗ 
ſchuß aus Eigenem nicht obliegt, fowie die Erhaltung feiner zweiten 
verheirateten Tochter ihrem Oatten zulömmt, und daß daher jein 
Einfommen von anderen gefeglichen Verpflichtungen nicht in Anfprud 
genommen wird. Er hat aber auch zugegeben, baß er außer feiner 
Militärpenfion von monatlid 65 fl. 24 fr. eine Remuneration für die 
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einem Dritten geleiſteten Dienſte erhielt. Mag man nun auch dieſen 
Zuſchuß als gering annehmen, fo blieben ihm nach Abzug der Spitals- 
toften für feine Mutter, welche monatlich 18 fl. 60 fr. bis 19 fl. 50 fr. 
betrugen, für feinen eigenen Unterhalt monatlich mehr als 50 fl., und 
e8 kann nicht in Abrede geftellt werden, daß er damit feinen anftän- 
bigen Unterhalt zu veden vermochte. Nachdem nun der Spitalfond 
für ihn einen Aufwand gemacht Hat, zu weldem er verpflichtet ge- 
wejen wäre, muß er auch zum Erfage desjelben angehalten werben, 
wobei natürlich nicht Rüdfiht darauf genommen werden kann, daß 
die gegenwärtig eingellagte Summe ihm, wenn er lein Vermögen be- 
figen follte, zu zahlen ſchwer fallen mag, weil diefe Summe eben 
dadurch ſich fo erhöhte, daß er flatt ven Erſatz periodiſch zu leiften, 
biefelbe anwachſen ließ. Aber auch der Umftand, daß, wie Bellagter 
meint, vor Allem die Heimatsgemeinde feiner Mutter um die Bezah- 
lung von dem klagenden Spitalfonde hätte angegangen werben follen, 
fann ihn nicht von der Klage befreien, weil dem Spitalfonde ein 
ſolches Erfagreht erft dann zuflehen würde, wenn er von dem un- 
mittelbar zum Unterhalt Berpflihteten fi die Zahlung nicht ver- 
ſchaffen fonnte. 


Str. 6779. 


Confervirung von Hhpothefen in Tirol durch Berfachung 
der Ceſſionsurkunde innerhalb des gefeglihen Erneuerungs- 
termine®. 


Entſch. v. 8. Jänner 1878, Nr. 11284 (Beſt. ve dnd Urth. des B. G. Hall 
v. 15. Juni 1877, Nr. 2206, abänd. Urth. de DO. L. G. Innöbrud vom 
17. Zuli 1877, Nr. 4133). Zeitfehrift für dad Notariat 1878, Nr. 7 
Gazz. dei Trib, 1878, Nr. 22. 

Im Laufe der gefeßlichen Brift zur Anmeldung der Hypotheken 
in Tirol behufs der Erneuerung und Bewahrung derſelben erwarb A 
durch Ceſſion bie Forderung des C gegen D, welde auf einem in 
Tirol belegenen Grundftüde des Ceſſus fiher geftellt war und erwirkte 
die Berfahung der Ceſſionsurkunde. Als in ver Folge der Cefjus D 
in Concurs kam, beftritt der Pfandgläubiger B nie von A gegen ihn 
mit Klage geltend gemachte Priorität des Pfandrechtes, weil dieſelbe 
durch die Berfahung ver Seffion nicht conjervirt worden fei. — In 
erfter Inftanz wurde die Klage ded A mit der Begründung abgewiefen, 
daß nach SS. 1, 4 und 23 des Geſetzes v. 15. Mai 1869, %. ©. Ui. 
für Tirol Nr. 25, das zur Confervirung der Hypothek anzubringende 
Verfachungsgeſuch mit der Benennung „Anmeldung“ verjehen fein und 
bie Erflärung enthalten müffe, daß die Verfahung zum Zwecke ber 
Bewahrung des Pfandrechtes begehrt wird. — Das DO. L. ©. er⸗ 
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kannte nad dem Klagebegehren aus folgenven Gründen: In der Eef- 
fionsurfunde wurde nicht nur die Forderung, ſondern auch das Pfand- 
reht von dem C auf den Kläger übertragen und von dem Cefſus D 
gegen tenfelben die Schuld und die Hypothek anerfannt. Die ver- 
pfändete Realität und die Urkunden, durch welche das Pfandrecht ur- 
fprünglid) erworben wurde, find in der Ceſſionsurkunde aufgeführt, 
und ift biefelbe überhaupt mit allen Förmlichkeiten verſehen, welche 
von den für Berfachungen beftehenden Borfchriften erfordert werben. 
Die Hypothek, welde zur Zeit der Errichtung der Ceſſionsurkunde 
unflreitig zu Recht beſtand, konnte alfo ohne Zweifel innerhalb der 
im Hypothekerneuerungsgeſetze gegebenen Falfrift auch rechtögiltig 
auf den Kläger Übertragen werden, und verjelbe hat fie erworben, 
weil er die Ceſſionsurkunde innerhalb diefer Frift verfachen ließ. Wenn 
aber der Kläger die Hypothek dur die Berfahung erworben hat, fo 
war .er nicht ſchuldig, fie innerhalb diefer Yrift noch insbefondere an» 
zumelvden, weil biefe Förmlichkeit für die während der Dauer der 
Falfrift in die Verfachbücher eingetragenen Hypothekarrechte nicht vor⸗ 
gefchrieben ift; vielmehr bewirkte die Verfachung der Ceſſionsurkunde 
ohneweiter8 die Confervirung der Hypothek, indem fle innerhalb ber 
gefeglichen Frift dem Verfachbuche neu einverleibt wurde. Die Bes 
bauptung, daß das Verfachungsgeſuch ausprüdlid mit der Benennung 
„Anmeldung” verfehen fein müffe, ift unrichtig und finnwidrig, weil 
jedes Gefuh, womit um die Verfachung neu beftellter oder früher 
beftandener Hypothekarrechte gebeten wird, eine Anmeldung dieſer 
Rechte if. Nicht das Wörtchen „Anmeldung“ ift entfcheidend, ſondern 
daß die Hypothek, um deren Confervirung e8 fi) handelt, mit den 
vom Geſetze verlangten näheren Daten innerhalb der geſetzlichen Frift 
dem Gerichte mit dem Anfuchen um Verfachung befanntgegeben wurde, 
Das Gefeg Über die Hüypothefenerneuerung hatte den Zwed, bie 
Nechtsunficherheit zu beheben, welche durch die Länge der Zeit hin⸗ 
fiytlih der Hypothekarrechte entftanden war; deshalb wurde vorgeſchrie⸗ 
ben, biejelben innerhalb einer beftimmten Frift den Realgerichte 
neuerlich befannt zu geben, und aus ber Haren Abfiht des Geſetzes 
leuchtet hervor, daß diefe Anmeldung in gleicher Weife durch die Ber- 
fachung einer über die Ceffion der Hypothek errichteten Urkunde, als 
wie durch ein einfaches Geſuch um Erneuerung derſelben gefchehen Tann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
aus defien Gründen, 


Glafer, Unger u. Walther Entf. XVI. 2 
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Ar. 6780. 
Form für das Begehren um grumbbücherlide Abtrennung 
einer Parcelle: Unftatthaftigkeit des Klageweges. 


sel v. 8. Jänner 1878, ar 13802 er ru des 
B final, 1. Nov. 1876, Nr. salz m de Di G. Gral vom 
rnar 1877 "ar. 1135). ©. H. 1978, & 

Auf einem —e deſſen bücherliche — pro in- 
diviso A, B und C find, hat A ein Gebäude aufgeführt und belangte 
ſodaun den B und O im ordentlichen Rechtswege wegen Ausſcheidung 
des verbauten Theiles ans dem gemeinſchaftlichen Tabularkörper, Er- 
richtung eines abgeſonderten Grundbuchskörpers für das aufgebaute 
Hans und Intabulirung feines Eigenthums. — Die Beklagten wider⸗ 
ſetzten ſich der bücherlichen Trennung der gemeinſchaftlichen Realität, 
und in Folge deſſen wurde die Klage des A von beiden Untergerichten 
abgewiefen. 

A ergriff Die a. o. Reviſionsbeſchwerde, welde von dem oberften 
Gerichtshofe mit folgender Aegrlinbung verworfen wurde: Aus dem 
beflimmten Wortlante des Geſetzes v. 6. Februar 1869, R. ©. UI. 
Nr. 18, und namentlid aus dem $. 1 und 13 dieſes Geſetzes iſt 
erfichtlich, daß das Begehren um Trennung eines Theiles von einem 
in den Öffentlihen Büchern eingetragenen Gute, um Abſchreibung eines 
Stüdes von einer bücherlichen Einlage und Eröffnung einer neuen 
bücherlichen Einlage nicht im ordentlihen Rechtswege mittelft einer 
Klage, fondern mittelft eines Gefuches anzubringen und daß auf ein 
ſolches Einfchreiten von der Tabularbehörde das in dieſem Geſetze 
genau normirte, zum Theil officidfe Aufforderungsverfahren einzu⸗ 
leiten fei, worauf auch der $. 11 des Grundb.⸗G. Direct Hindentet, 
welcher ausſpricht, dag Eintragungen zur Erwerbung bed igen- 
thumes einzelner Beftandtheile eines Grundbuchskörpers nur nad) den 
Beftimmungen des Geſetzes v. 6. Februar 1869, R. ©. BL. Nr. 18, 
über die Abtrennung von Beftandtheilen eines Srundbuchstförpers er⸗ 
folgen können. 


Nr. 6781. 
Abhandlung des unbeweglichen Nachlaſſes eines Ausländers: 
Nichtberückſichtigung eines im Auslande anhängigen Erb- 
rechtsſtreites. 


8.6.7 v. 8. Jünner 1878, Nr. 14204 (Beit. der „gleiönförmigen Deer. des 
8 Dion alcone v. 10. uni 1877, Nr. 1177 8 O. L. 6. rieft 
uguſt 1877, Nr. 2708). "Gazz. a ne 1878, Nr. 5 


FR italienifhe Staatsangehörige M hinterließ unbewegliche 
Güter in Oeſterreich, bezüglich welher von dem B. ©. Monfalcone 
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als forum rei sitae die VBerfafienfhaftsabhandlung eingeleitet wurde 

.81 J. N. und $. 22 des kaiſerl. Patentes v. 9. Auguft 1854, 

. G. Bl. Nr. Auf Grund des Teſtamentes des M Äberteichten 
feine Witwe A und fein Enkel B, gleichfalls italienifche Staatsbürger, 
die Erbsertlärungen, weiche: miteinander cyllidirten, da jeder der ‚beiven 
Pruͤtendeuten behauptete, in dem Teſtamente als Univerſalerbe ein⸗ 
geſetzt worden zu ſein, und dahet den ganzen Nachlaß in Anſpruch 
nahm. Die A producitte mit ihrer Erbserklärumg den Ausweis der 
von ihr bei dem. italienifhen Gerichte in Udine gegen ven Dan⸗ 
gebrachten Klage auf Anerkennung ihres Alleinerbrechtes und flellte 
das Begehren uu Suspenflon der beim B. ©. Monfalcone anhäu⸗ 
gigen Berlafjenfhaftsabbandlung bis zur Entſcheidung des bei dem 
Gerichte. Udine amgeftvengten Erbrechtsproceſſes. — Das B. G. ließ 
dieſes Begehren unberückſichtigt und leitete. das in ven 88. 125 
und 126 tes kaiſerl. Patentes v. O. Auguſt 1854, R. G. Bl. Rr. 208, 
normirte Verfahren ein, um nach Anhörung beider Erbsprätendenten 
zu entſcheiden, wer von ihnen in dem vor dem öſterreichiſchen Richter 
zu führenden Erbrechtsſtreite old Kläger aufzutreten Babe, 

Die von des A angefochtene Verordnung des Abhandlungs⸗ 
gerichted wurde von beiten Obergerichten in ver Erwägutig beflätigt, 
daß nad) 8. 22 des kaiſerl. Batentes d. 9. Wuguft 1864, Nr. 208, die 
Abhandlung über den in Defterreich befindlichen Immobiliatnachlaß 
eined Ausländers und die Beurtheilung ber Rechte aller an biefem 
Nachlaffe betyeiligten Berfonen dem Bfterreihifhen Gerichte zufommt, 
wenn nicht durch Staatsverträge ein anderes Uebereinfommen getroffen 
worben ift; daß biefe Vorſchrift auf den vorliegenden Fall volle A 
wendung findet, weil ein davon abweichender Staatsvertrag. zwiſchen 
Defterreih und Italien nicht beſteht; daß folglich das. öfterreichifche 
Gericht berufen if, Den im Inlande belegenen Smmobiliennachlaß 
des M abzuhandeln, in dem Conflicte der Erbserklärungen der Prä- 
tendenten A und B die Beſtimmung zu treffen, wer in dem Erbrechts⸗ 
ftreite als Kläger aufzutreten habe, den Erbrechtsſtreit felbft zu ent- 
ſcheiden und auf Grund viefer Entfcheidung die Abhandlung zu Ende 
zw führen, ohne dabei durch ven bei bem italienischen Gerichte zwifchen 
A um B anhängigen Erbrechtsptoceß anfgehalten zu werben. 


2* 
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Nr. 6782, 


Ablegung eines Eides nad einer urtheilswibrigen. Eibes- 
formel: Wirkungslofigleit desjelben. 


Extid. v er 1878, Nr. 13430. (Beft. des dad Deere. des B. ©. 
Gmunden v. net 1877, Nr. 5738, abänt. Derr. des O. L. ©. Wien dv. 
3. Nov. 1877, Mr. 19078). ©. 3. 1878, Nr. 50. 

In vem ſummariſch verhandelten Rechtsſtreite des A wider bie 
B wegen Zahlung einer Geldſchuld hatte der Kläger mit dem ihm 
durch das Urtheil aufgetragenen Haupteide zu widerſprechen, daß die 
B zu ihm geſagt babe: „Wenn er binnen drei Tagen aus ihrem 
Hanfe auszieht, habe fie von ihm nichts zu fordern und könne er auch 
von ihr nichts verlangen.” A trat den Eid an, um befien Abnahme 
ein anderes Gericht requirirt wurde, bei welchem A den Eid in einer 
von bem Urtbeile abweichenden Faflung ſchwor. Die Abweichung 
beftand barin, daß die Formel bed von ihm abgelegten Eides an 
Stelle der in ber Yormel des fententionirten Eides enthaltenen Worte 
„binnen drei Tagen” die Worte „am vierten Tage” enthielt, — 
welhe Abänderung A durch ein eigenmächtiges Vorgehen des res 
quirirten Gerichtes erllären wollte. — Gegen den Wiberfprud ber 
B entſchied das Gericht erfter Inſtanz, daß ber fententionirte Eid für 
abgelegt anzufehen fei, weil A bejchworen hat, daß ihm der von der 
B behauptete Vergleihsantrag nicht gemacht worden ift, und daher 
die von der Lebtern eingewenvete Abänderung ber Formel be- 
deutungslos if. — Das O. 2. ©. entſchied, daß der Eid nidt für 
abgeſchworen zu halten fei. A ergriff den Kevifionsrecurs, worin er 
geltend machte, dag die Behauptung, daß er aus dem Haufe der B 
erft am vierten Tage ausgezogen fei, im Rechtsſtreite gar nicht auf⸗ 
geftellt wurde, daß bie Abänderung, lebiglih auf einem Irrthume be- 
ruhe und er daher vorerft zu vernehmen fei, ob er bereit wäre, ben 
. Eid nad) der fententionirten Formel abzulegen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inftanz in Erwägung, daß die Abänderung einen Theil der in der 
fententionirten Eidesformel enthaltenen Thatumftände betrifft; daß 
fein beftimmter Vorgang des requirirten Gerichtes bezeichnet wurde, 
welder die Grundlage zur Einholung von Aufflärungen im amtlichen 
Wege über die angeblicy eigenmächtig vorgenommene Abänderung ab⸗ 
geben kann; und daß für bie Beurtheilung, ob ein fententionirter 
Eid für abgelegt zu halten ift, lediglich der Tert der Eidesformel zur 
Richtſchnur zu nehmen ift. 
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Nr. 6783. 


Cautio actoria: Streiteinlaffung unter Aufrechthaltung des 
Anfpruches auf Beftellung derſelben. 


Eutſch. v. 8. Jänner 1878, Nr. 15523 (Belt. des das Ben 5 
n- di v. 11, Oct. 1877, Nr. 11761, abäud. Decr. ded O bin 
12, v.i877, Wr. 20810), ©. 5, 1878, €, 108 Sin BLIEB he 1 


In einer fummarifch verhandelten Rechtsſache forderte der Be⸗ 
Hagte bei der erften auf die Klage angeorbneten Tagfahrt zunächft 
bie Leiftung der actorifhen Kaution und erflärte, daß er nur vor- 
fichtsweiſe in eine Verhandlung über die Klage eintrete uud deshalb 
das Begehren ftelle, daß mit der Schöpfung des Erfenntniffes in fo 
lange innegehalten werde, bis der Kläger die begehrte actorifche 
Cantion geleiftet haben werde. Nachdem nun ſowohl über das Des 
gehren um Leiftung der actorifhen Kaution als in ber Hauptſache 
felbft verhandelt und das Berfahren gejchloffen worden war, erließ 
das Proceßgericht den Beſcheid, daß der Kläger vor Allem die be 
gehrte actoriſche Kaution oder den Paupertätseid zu leiften habe, und 
daß bis zum Cautionserlage, rüdfihtlih bi® zur Ablegung des Pau- 
pertätseibes bie Schöpfung des Erfenntnifjes aufgejhoben werde, — 
weil das im Geſetze gegründete Recht des Beklagten, die actorifche 
Kaution zu fordern, illuforifh würde, wenn zur Schöpfung des Er⸗ 
fenntniffes vor Leiftung berfelben gefchritten wird. — In Erwägung, 
daß die Sanction für den Cautionserlag nur darin liegt, daß ber 
Beklagte fih in den Proceß infolange nicht einzulaffen braudt, als 
die Kaution nicht erlegt ift, diefe Sanction aber im vorliegenden Yale 
nicht mehr ausgefprohen werden kann, nachdem nicht nur ber Bes 
langte fi in ven Proceß eingelaflen, fondern auch ber Rechtsſtreit 
foweit durchgeführt wurde, daß bie Acten verzeichnet worden find; Daß 
ferner fein Begehren, vor dem Erlage der Slagecaution mit der Urs 
theils ſchöpfung nicht vorzugehen, beziehungsweiſe dasſelbe nicht hinaus⸗ 
zugeben, im Geſetze nicht begründet erſcheint, — hat das O. L. G. 
auf den Recurs des Klaägers den dieſes Begehren bewilligeuden Beſcheid 
des Proceßgerichtes beſeitigt und demſelben aufgetragen, ſofort das 
weitere geſetzliche Amt zu handeln. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung des O. L. G. 
aus den obergerichtlichen Motiven. 
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Nr 6784. 
Erecutive Veräußerung einer Nachlaßrealität vor Ausführung 
ber beſchloſſenen Einantwortung: Anſpruch auf bie Veber- 
tragungsgeblihr mortis Causa ? 


53 „Bl A 15672. —3— hi glei ei —J— —* Dun 
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Die —— des Nachlaſſes der M war zu % geführt 
und. die Einantwortung an ihre Erben beſchloſſen worden; die Aus- 
fertigung der Einantwortungsverordnung blieb aber bis zur Berich⸗ 
Ngung der vom Gteneramte bemeſſenen Vebertragungsgebähr aufs 
geihoben. In dieſes Stadium flel der auf Einfchreiten eines Pfand- 
gläubigers vollzogene Zwangsverkauf des zum Nachlaſſe gehörenben 
Hauſes X und bie Vertheilung des Meifigebotes, zu weldher daß 
Steueramt die Bermögensfbertragungsgeblihr, deren Sicherftellung fie; 
nach vorgängigem Zahlungsauftrag an die Erben, durch Intabulation 
anf dem befagten Haufe erwirkt hatte, mit dem Begehren ber Be⸗ 
handlung als Vorzugspoſt anmeldete. Dem widerfegte fi der älteſte 
Pfandgluͤubiger B, welcher durch vie Voranſetzung der Gebühr - in 
feiner Forderung berturg worden wäre, mit Berufung auf 8. 5 des 
Finanz⸗Miniſt.⸗Erlaffes vom 19. März 1853, R. ©. UI. Nr. 58; 
wornach, „wem eine won Tedeswegen an Jemanden gelangte unbe« 
wegliche Sache noch vor der gerichtlichen Einantwortung des Nach⸗ 
fofles durch das Gericht veräußert wird, die Einhebung der Gebühr 
für die durch ven Erbanfall herbeigefährte Beflgveränderung zu unter 
Bleißen bat." — Ben beiden Untergerichten! wurde bem Begehren des 
Steueramtes flott egeben;, weil — nad) der Motivirung der zweiter 
Inſtanz — die Anwendbarkeit des F. 5 der Minifl.-Berorbn. vom 
19. März, 1858, Nr. 53, nit dadurch bebingt ift, daß bie Einant- 
wortungsmhutde noch nicht zugeſtellt wurde, ſondern dadurch, daß die 
Einantwortung der Verlaſſenſchaft vor der. Veräußerung noch gar nicht 
beſchloſſen und in Folge deſſen die Gebühr von Todeswegen nad 
an wurde, biefe letzteren Borausſetzungen aber bier nicht: 
zutreffen. 
3m Erwägung, daß ber Fall des Pi 5 bes Finanz Minif.- 
Elaſſes vom 19. Marz 1858; 8. ©. BE. Nr. 53, hier allerdings 
eintritt, weil bie Einantwortung des Nachlaſſes der M noch nicht er⸗ 
folgt, nämlich die Einantwortungsurfunde noch nicht hinausgegeben 
worden ift, und, nachdem die Nachlaßrealität inzwifchen erecutio vers 
äußert wurde und in Folge deſſen juon der Erblaflerin unmittelbar 
auf den Erfieher Übertragen wird, aud nicht mehr in Wirkfamteit 
treten kann, und weil durch das Meiftgebot die Zabularpaffiven nicht 
gedeckt werben, mithin ein Nachlaß aus dem Werthe der Realität nicht 
erübrigt; in Erwägung, daß die Intabulation der Nachlaßgebühr mit 
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der privilegirten Rangordnung des 8. 72 des Gebührengeſetzes vom 
9. Februar 1850, R. ©. Bl. Nr. 50, den Hypothekargläubigern 
nicht entgegengehalten werben und ihren Rechten nicht abträglich fein 
fan, — bat ber oberfte Gerichtshof auf ven a. o. Recurs des B bie 
vom Steueramte angemelvete Gebühr ans ven Borzugspoflen eliminirt 
und den dadurch frei geworbenen Betrag dem Recurrenten zugemwiejen. 


Nr. 6785. 


Gerichtlicher Erlag einer wegen vorbehaltemer Anſtellung der 
Oppofitionsklage nicht angenommenen Urtheilsſchuld: 
Siſtirung der Execution. | 
Eutſch. v. S. Jänner 1878, Nr. 15728 (Beft. des Derr. des B. ©. Nenfelden 
v. Juli u Nr. 1639, Abm. des. rn des O. 8. G. Wien v. Frhr 
1877, Jr. 17398. G. 3. 1878, Nr. 60. 

In der Erecutionsfache des A gegen B und Genoffen übergaben 
bie Erecuten dem Gerichte die dem Erecutionsfährer in dem Urtheile 
zuerfannte Geldſumme nebft dem Betrage der urtheilsmäßigen Pro- 
ceh- und der ihnen befauns gegebenen Executionsfoften zur gerichtlichen 
Verwahrung, indem fie anführten, daß fie die Zahlung mit dem Box 
behalte, auf Grund des von ihnen mit dem Exrecutionsführer nad; des 
Urtheilsfällung gefchloffenen Vergleihes, in welchem fi der Execu⸗ 
tionsführer mit einer Meineren Summe, als die im Urtheile zugefpros 
bene, zufrieden ftellte, die Oppofitionsklage anzubringen, demſelben 
angeboten, der Erecutionsführer aber die Annahme der Zahlung ver- 
weigert habe. Bon dem Erecutiondgerichte wurde das Depoſitum an⸗ 
genommen ($. 1425 a. 6. ©. 8). Num begehrten die Eyecuten die 
Suspenfion der Vornahme der bereits bewilligten erecutiven Feilbie 
tung, weldye in erfter Inftanz verfügt wurde. — In zweiter Inſtanz 
wurde das Siſtirungsbegehren der Erecuten abgewieſen, weit ber 
Erlag nit zu dem Ende gefhah, um für den Erecutiondführer als 
Zahlung zu dienen, und ihre Behauptung, daß. berjelbe ilmen einen 
Nachlaß an der Schuld zugellanden habe, in Feiner Weife beſcheinigt ift, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Decret der erften Inftanz 
mit der Begründung, daß der Erlag im Folge ber Weigeriing des 
Grerationsführers, die Zahlung anzunehmen, ſomit geſetzmäßig ger 
ſchehen if, Die Schuldner fi dadurch von ihrer Verbindlichkeit befreit 
haben uud an diefer Sachlage ber Vorbehalt der Oppoſitiensklage, 
von melden: der Erlag ver Executen begleitet war, nichts zu: ändern 
vermag. Ä 
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Nr. 6786. 


Executive Einantwortung einer Forderung: Unftatthaftigkeit 

der Zurüdlegung des Beſcheides durch den Ceſſus und der 

gerichllichen Verſtändigung des Executionsführers von der 
Beſtreitung der Forderung. 


8. Jünner 108 Nr. 73 (Bet. des dad Decr. des B. 0. Währin 
a Bi —— Secr bes D. 3.8. Bien er 
IE Re. 18485). Yur. BL. 1878 

Dem A wurde im Erecutionswege eine angebliche Forderung 

ſeines Schuldners B gegen C eingeantwortet und bie Einantwortung 
dem C durch gerichtlichen Beſcheid intimirt. Diefer legte den Befcheib 
mit der Erklärung zuräd, daß er dem B nichts ſchuldig fei, und bes 
gehrte, daß A bievon verftändigt werde. — Das Gericht erfter Inflanz 
verordnete die Verſtändigung. — Bon dem DO. L. G. wurde das 
Geſuch des C abgewiefen. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
in ber Erwägung, daß die Zurüdlegung des Erecutionsbefcheides von 
Seite des C nad der Gerichtsordnung unftatthaft war (8. 316 a. 
G. O., welcher die Zuftellung der Einantwortung an den Schulpner 
des Erecuten vorfchreibt), und daß ebenfowenig bie geridhtlihe Ver⸗ 
fländigung bes Erecutionsführers von der Erklärung des C, daß das 
Schuldverhältniß nicht beftehe, Pla zu greifen hatte, weil eine foldye 
Berfländigung außer dem Rahmen ver gerichtlichen Acte des Exe⸗ 
eutionsverfahren liegt und ohne maßgebende Folgen if. 


Nr. 6787. 


Proteft gegen die durch Eeffion der eingellagten Forderung 
bewirkte Aenderung in der Perſon des Klägers: Procefjuale 
Behandlung desſelben. 


Enti v. 8. Jänner 1878, Nr. 192 (Beft. des daS Decr. des B. G. Leitomiſchl 
. 13. Oct. 1877, Nr. 12426, abänd. Decr. ded O. L. G. Prag v. 19. Nov. 
1877, Nr. 31072). ©. 9. 1878, ©. 391. 

Dei der erften über die Klage des A wider B peto. Zah⸗ 
lung von 1104 fl. abgehaltenen Tagſatzung erklärte ber Advocat 
bes Klägers, daß in Folge der Ceſſion der eingellagten Yorberung 
des A an ben C, der Letztere an Stelle des A in ben Proceß eins 
trete, und änderte dem entſprechend das Slagebegehren, indem er ben 
C als Kläger anführte. — Das Gericht erfter Inftanz hat den gegen 
diefe Aenderung erhobenen Proteft des Bellagten und feine Bitte um 
Entſcheidung über denſelben unberüdfichtigt gelaffen und ven Bellagten 


angewiefen, feine Einrede gegen bie Klage und den protofollarifchen 
Klagenachtrag binnen 45 Tagen zu erftatten, da fich beide Theile bei 
der erwähnten Tagfahrt auf das fchriftliche Verfahren geeinigt hatten. 
— Bon dem O. L. ©. wurde biefer Beſcheid aufgehoben und bem 
Proceßgerichte aufgetragen, den vom Beklagten im Protokolle ein» 
gelegten Proteft gegen bie Zuläffigfeit des angezeigten Eintrittes bes 
Ceffionärs C in den Proceß an die Stelle des Klägers und bie hie» 
durch eingetretene Aenderung in ber Perfon des SKlägerd der Ent» 
ſcheidung zu unterziehen und unter deren Bugrundelegung in bie 
weitere Erledigung des Zagfagungsprotofolles einzugehen. Gründe: 
Ohne den Abfprnd jelöft, inwiefern des Belangten Berwahrung gegen 
bie Zuläffigleit der eingetretenen Aenderung in der Perfon des Klägers 
begründet fei, ftellt fi) die Verbeſcheidung der Klage und bes pro⸗ 
tolollariſchen Klagenachtrages zur ſchriftlichen Einrede als vorzeitig 
dar, weil von dieſem Abſpruche bedingt erſcheint, wer als Kläger zu 
betrachten fei, C oder A, und eben deshalb vie Löſung dieſer Frage 
nit dem Enpurtheile vorbehalten bleiben kann, ſondern fofort zu er⸗ 
folgen bat, da, bevor dem DBelangten die Einrede zu erftatten zur 
Pfliht gemadt wird, feſtſtehen muß, gegen wen er biefelbe zu 
richten babe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Verordnung der zweiten 
Inſtanz, weil der Beklagte bei der Tagfahrt ausdrücklich das Begehren 
um Nichtgeſtattung des Eintrittes des Ceſſionärs C in den Streit 
geftellt bat und dieſes Begehren nicht unerledigt gelafjen werden konnte. 


Nr. 6788. 


Berühmung durch die Behauptung einer durch zweimalige 
Aufrechnung einer Poft erlittenen Verkürzung? Xctivlegiti 
mation zur Aufforderungdflage wegen Berühmung. 
Sei v. 9. Jänner 1878, Nr. 12877 Geſt. des dad Urth. ded B. ©. 
Jordauow 2. Nov. 1876, Nr. 4037, ebene. Deer. u O. L. ©. —8 

2. April 1877, Nr. 1696). ©. 5. 1879, ©. 12. 

B, Eungaf einer Badanſtalt, glaubte von em Babinfpector 
A durcdy zweimalige Aufrehnung von 30 fl. verkürzt worden zu fein, 
und reclamirte brieflih von C, dem Eigenthümer der Anftalt, den 
Erſatz von 30 fl. Tiefer antwortete, baß er die Gebahrung des In⸗ 
Ipector® correct gefunden und feinen Anlaß habe, die 30 fl. zurüde 
zuzahlen, worauf B im zweiten Briefe replicirte, daß er feine For⸗ 
berung weiter nicht verfolgen wolle, doch ſtets behaupten werde, daß 
ee in der Babanftalt vom Infpector um 30 fl. verkürzt worden fei. 
Unter -Borlage diefer an C gefchriebenen Briefe belangte nun der 
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Babinfpector A den B wegen Berühmung nad 8, 61 weſtgal. G. O. 
“und forderte ihn auf, fein Recht zu den 30 fl. bei fonktiger Auflage 
des ewigen Stillſchweigens geridtlih auszuführen, — Das Gericht 
erfter Inſtanz erfannte nad) dem Begehren des Provocanten. — Bon 
bem D. 8. ©. wurde bie Aufforberungsflage abgewieſen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber zweiten 
Inſtanz, weil die Briefe des Bellagten nicht an den Kläger, fondern 
au den Eigenthümer der Badanftalt gerichtet find, jomit ſchon des⸗ 
balb allein, au wenn fie wirflid eine Berühmung enthielten, hiefelbe 
nicht gegen den Kläger, fondern gegen den Dritten, C, gerichtet wäre; 
weil ferner der Bellagte darin ausdrücklich erklärt, daß er ſich wegen 
Begleigung diefer Angelegenheit an ©, als den für die Handlungen 
feiner Diener verantwertlihen Eigenthümer ter Badanſtalt wendet, 
mithin aud deshalb von einer gegen den Kläger gerichteten Berühr 
mung feine Rede fein kann; weil endlich die befagten Briefe über- 
haupt feine Berühmung enthalten, und ber Beklagte am Schluffe des 
zweiten Briefes ausdrücklich eine der Verzichtleiftung auf die Yor- 
berung gleichkommende Erklärung abgibt, weshalb diefe Briefe, felbft 
wenn fie an den - Kläger gerichtet wären, eine gejeßlihe Grundlage 
einer Aufforderung nicht bilden würden, zumal die Anſchuldigung einer 
ſtrafbaren Handlung wach der a. G. O. feinen Grund zu einer Auf⸗ 
forderungsklage abgeben kann. 


Nr. 6789. 


Beneficium separationis: Beſcheinigung ber Forderung 
und der drohenden Gefahr. 


Ent. v. 9. Säuner 1878, R. 15738 (Belt. des daS Decr. des 2. ©. 


Wien 
— AU. Hugul 1877, Dr. B5280 , abünd. Deer. ded O. L. &. Wien v. 10. Oct: 


1877, Nr. 17041). ©. 8. 1878, €. 131. Jur. Bl. 1878, Nr. 14. 


Im Zuge des von ber Bank © gegen vie Berlafienihaft: des 
M wegen Zuhlung vor 41.556. fl. angeftremgten und won A, Rechts⸗ 
nachfolger der Bank; wider B ala Erben des M fortgefetten Proceſſes 
begehrte A gegen B nah 8. 812 a, b. G. B. die Separation ber 
Erbfchaft von dem Vermögen des Lebtern. Bei der auf biefes Gejud 
eingeleiteten Verhandlung opponixte B die IAliquidität ven noch im 
Procefje verfangenen Forderung und beftritt insbeſondere die Richtig⸗ 
feit und Beweiskraft des darauf bezüglichen Conto ver Bank O, deu 
A ls ihr Succefior zur Beſcheinigung ber. Forderung mit dem 
Separationsgeſuche vorgelegt hatte, fowie den Umſtand, daß A durch 
bie Vermengung ben Vermögenſchaften für feine angebliche Forderung, 


Gefahr laufe. — Das in erfier Inſtanz bewilligte Separationsgeſuch 


. 
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wurde von dem O. L. ©. aus falgenden Gründen abgewieſen: “Der 
8. 812 a. b. ©. B. räumt "alferdings dem Erbſchaftsgläubiger im 
Halle zer; Beſorgniß einer Gefahr Has Recht ein, die Abfondernug 
der Berlaſſenſchaft vom Bermögen des Erben und in weiterer Con⸗ 
fequenz bie. gerichtliche Verwahrung und Beftellung eines: Curators 
zu begehren, Der Separationswerber A hat aber nicht die mindefte 
Gefnhr zur Rechtfertigung ver Beſorguiß, daßz er in Betreff fehler 
üBervies beſtrittenen Forderung Dusch Verwengung ber Verlaſſenſchaft 
mit dem Vermögen des Erben zu Schaden kommen könne, nachgewieſen. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheildung des O. L. G., 
weil die Forderung des A, worauf er das Separationsbegehren 
fügt, beſtritten iſt und den Gegenſtand eines derzeit noch anhängigen 
Kechtsſtreites bildet, für dieſelbe außer einem gleichfalls beſtritlenen 
Conto keine urkundliche Beſcheinigung vorliegt und daher ein Auſpruch 
des A auf das im 8. 812 a. b. ©: B. den Erbſchafts , 
vorbehaltene Sicherftelfungstittel derzeit noch nicht als beſtehend 
anerfanut werben Tanı. 
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Beſitzſtörung durch im Auftrag des nachbarlichen Haus⸗ 
beſitzers handelnde Arbeiter? 

Entfch. v. 9. Jänner 1878, Nr. 15743 (Abäund. der gleich förmigen Decr. 

ätur Macarsta v. 16. Sept. 1877, Nr. 2254 und des Q. L. ©. 

1 Ba Beh» ie De BEE Be DSH A 

In der Mauer eines Hauſes murbe ein Fenſter ausgebrochen, 
bag auf den Haushof des A ging. A wollte fi dieſe Neuerung, 
nicht gefallen laſſen und trat mit ber Beigftdrungsflage auf, bie er 
auch gegen die Maurerarbeiter C und D richtete, weldye im Anftrage 
des Hausbeſitzers B das Fenſter ausgebroden hatten. — Beide Unter: 
gerichte erfannten, daß C und D den Beſitz des Klägers geftört haben 
und fchuldig feien, durch Vermauerung des Fenſters den früheren 
Stand der Sache feitzuftellen, 

Don bem oberften Gerichtshofe wurden C und D Magefrei ger 
ſprochen, aus folgenden Gründen: Die Maurer C und D, welde 
fi, von dem Hauseigenthümer zur Ausdrehung des Fenſters in der 
Meuer. feines Haufes bingen ließen, hatten bei ber Verrichuung 
vieſer Lohnarbeit weder den Willen, am der. Hausmauer eine Beſitz⸗ 
handlung vorzunehmen, noch das Bewußtfeit, daß der Kläger dadurch 
in dem Beſitze feines anliegenden. Haushofes gefldrt. werden. könnte. 
6 daun daher ihnen dieſe Tätigkeit nicht ala eine Stärung des 
Befitzes des Klagers angerechnet, noch werigen aber bie Bermauerung 
der Feuſteroffaumg aufgetragen werden, weil es ſich dabei mm eine 
Arbeit in: dem Hatife eines Dritten: handeln würde, deren Berriche 
tg — ohne feine Zuſtimmumg — ihnen (rechtlich) unmöglich iſt. 
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Nr. 6791. 


Unwirkſamkeit einer vor Eröffnung des Concurſes bewilligten, 
aber noch nicht vollſtändig vollzogenen executiven Einant⸗ 
wortung einer Forderung des Gemeinſchuldners. 


eu ch. v. 9. Jänner 1878, Nr. 102 (Beft. des dad ge. Ka * "de 
av. 1877, Nr. 106967, abänd. zen des DO. 2 25 
1877, Nr. 33294), ©. 3. 1878, Nr. Gr 
Nachdem A gegen feinen Schuldner B im Erecutionswege die 
Pfändung ber Forderung des B bei C, ſodann die Einantwortung 
berfelben erwirkt hatte und der gerichtliche Einantwortungsbefcheib in 
dem Pfändungsprotololle angemerkt worden war, wurde, nod vor ber 
Zuftellung dieſes Beſcheides an B und au C, über das Vermögen 
des B der Concurs eröffnet und barauf bie Einantwortungdverord- 
nung dem Concurömafjeverwalter zugeftellt, welcher fie mit der Bitte 
um Nidtigerflärung der Einantwortung zurüdlegte. — Sein Geſuch 
wurde in erfler Inflanz abgewiefen, von dem O. L. ©. bewilligt. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
in Erwägung, daß die dem A bewilligte executive Cinantwortung bor 
der Eröffnung des Concurfes über den B dem leßteren und bem 
Ceſſus nicht zugeftellt, folglich nicht vollzogen worden ift, eine vor 
ber Concurderöffnung bereits bewilligte Execution aber nad) der Con» 
curseröffuung nicht mehr vorgenommen werden darf ($. 11 E. O.); 
daß ferner die erecutive Einantwortung einer Yorderung im Sinne 
des 8, 314 a. ©. D. eine befondere Erecntionsart iſt, daher auch 
nicht als Fortfegung der Execution zur Geltendmachung des durch 
bie vorgängige Pfändung vor der Concurseröffnung daran erwirkten 
Pfandrechtes (8. 12, Nr. 2 €. DO.) angefehen werben kann. 


Nr. 6792. 
Erecution auf eine noch nicht fällige Miethzinsforderung: 
Einantwortung oder Sequeftration ? 
1: Jänner 1878, Nr. 8 (Abänd. der  aetaigemi n Deer. 
her Gar dv. 1. Nov. 1877, Nr. 12859 uud Bros Dom 
Dec. 1877, Nr. 33507). Sur. BI. 1878, Nr. 12. 
Du. am 1. November 1877 angebrachte Geſuch des A gegen die 
Chelente B, Befiger des dem C vermietheten Haufes X, um executive 
Einantwortung ihrer am 11. November 1877 verfallenden Mieth- 
zinsforberung bei C wurde von beiden LUntergerichten mit gleichzeitiger 
Berftändigung des C bewilligt, weil — nad den Motiven der zweiten 
Inſtanz — es wohl feinem gefeglichen Bedenken unterliegen kann, 
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daß A berechtigt iſt, gegen ſeine Schuldner B, welche zweifellos 
bie Execution auf das Haus ſelbſt fi gefallen laſſen müßten, auch 
ben Miethzins ſich erecutiv einantworten zu lafien, da ver $. 314 
a. ©. DO. (Execution durch Einantwortung einer Forderung des 
Schuldners) keinen Unterſchied macht, von weldher Art die Forderung 
ift, die fich ‚ver Kläger gegen den Beklagten will einantworten laſſen, 
und der Kläger aud in ver Wahl der Art der von ihm zu führenden 
Execution nicht beſchränkt if. 

Der oberfte Gerichtshof hat das Geſuch des A abgewiefen, mit 
ber Begründung, daß auf Früchte eines liegenden Gutes, zu welden 
ganz gewiß aud die Miethzinſe eines Haufes gehören, die Erecution 
nur durch Sequeftration nah $. 320 a. ©. O. und Hofder. vom 
12, October 1790, 9. G. S. Nr. 63, geführt werben fann, und es 
nicht geftattet ift, von der durch die allgemeine Gerichtsordnung nad) Be- 
Ihaffenheit des Erecutionsobjectes beftimmten Erecutionsart abzugehen. 


Nr. 6793. 
Grundbücherliche Anmerkung der actio communidividundo, 


Entſch. v. 15. Jänner 1878, Nr. 186 (Bet. des Decr. ded B. ©. Kaufim 
v. 14. Juni 1877, Nr. 4730, Abänd. des Derr. des O. L. ©. Prag vom 
15. Oct. 1877, Nr. 28221). Zeitſchr. f. d. Notariat 1878, Nr. 39. 

Die von A begehrte grundbücherliche Anmerkung feiner gegen 
B angeftellten Klage wegen Aufhebung der Gemeinſchaft des Eigen- 
thumes an einer Liegenfchaft und auf Geftattung des Verkaufes der- 
jelben durch gerichtliche Feilbietung wurde von dem oberften Gerichts⸗ 
bofe in der Erwägung bewilligt, daß der $. 20 lit. b des Grundb.⸗G. 
ganz allgemein die bücherlihe Anmerkung zur Begründung beftimmter, 
nah den Vorſchriften der Civilproceforbnung oder dieſes Geſetzes 
damit verbundener Rechtswirkungen für zuläffig erflärt und daß bie 
Rechtswirkung der Anmerkung einer auf Grund der 88. 840 u. 843 
a. b. ©. B. angeftellten Klage eben darin befteht, daß der Belangte, 
fo wie in dem alle der nad den 88. 59 und 60 Grundb.-©. er» 
wirkten Anmerkung einer Hypothekarklage, eine dem Kläger nachtheilige 
Berfügung über vie gemeinfhaftlihe Sade nicht mehr treffen und 
bie Erecution des in dem Procefje ergangenen, dem Kläger günftigen 
Spruches nicht vereiteln Tann. 
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Kr. 6794. 


Veſtaſtzrungeproceh: Berückſichtigung der Verſlumuug der 
ZOtägigen Friſt von Amtswegen? 
dm aan (8 eft. des Beer. —V 0% 
—— —* HH. 0848, Abd bei — des O· L rain vom 
6. Nov. 1877, Mt. sr @ ..$. 1878, 6. u 
Die Mage ber A gegen B wegen Störung im Beſttze einer 
Wohnung wurde von dem O. L. ©, abgeiwiefen, weil die Klägeriu 
ſelbſt gefteht, daß fie vie Wohnung In Folge der Gewaltthätigteiten 
bes Bellagten noch im Advent 1875 verlaffen babe, demnach bie 
‚et am 13. Juli 3876 angebrachte Baſitzſtörungellage gemäß 8. 2 
des Yaiferl, Patentes v. 27, October 1849 R. G. DI. verfpätet wat. 
‚Der sberfte Gerichtshof beftätigte die den Klagebegehren flatt- 
gebende Entfhetvung der evften Inſtanz, Hauptfäglih in ver Erws⸗ 
gung, daß ber Bellagte die Einwendung der Verſpätung nicht erhoben 
und die desfalls erforderlihen Beweiſe nicht angeboten hat. 


Nr. 6795. 


Eivespflichtigfeit einer offenen Handelsgeſellſchaft: Unſtatt⸗ 
haftigkeit der im Proceß nicht beantragten Eidesablegung 
durch den Proeuraführer oder einen einzelnen Geſellſchafter. 


Entſch. v. 15. Jänner 1878, Re. 30 Run des das Teer. des * — 
Reuban in Wien v. 11. Augnft 187 104 obänd. Ben des O.* 
Wien v. 26. Gent. 1977, Fi 2043). @. 3 Nr. 39. 


In den Procefje ver offenen ——— des A&C 
gegen B wurde der Klägerin ein negativer Haupteid aufgetragen und 
von ihr mit Bezeichnung des Procuraführers zur Ablegung des Eides 
angetreten. Bei der hierüber angeordneten Tagſatzung opponide Der 
Beklagte gegen den Eid des Procuraführerd, worauf das Gericht 
erſter Inftanz ‚venfelben, ta er nicht Intereffent und als Vertretungs⸗ 
leiſter dem ——— nicht beigetreten iſt, von dem Eide ausſchloß 
und die Ablegung des Eides durch „einen zur Vertretung der kla— 

enden Firma berechtigten Oefellfchafter" anorbnete. — Por dem 
d. % ©. wurde die Entfheidung des erften Richters in dem bie 
Eidesleiftung turd den Procuraführer zurückweiſenden Theile beflätigt, 
im Uebrigen jedoch abgeändert und verordnet, daß die Tagſatzung zur 
Ablegung des Eides durch „alle“ Sefellichafter ver klagenden Firma 
anberaumt werte. 

In der Erwägung, daß weder im Precefje, noch bei der über 
die Eidesantretung gepflogenen Verhandlung die Ablegung des Eides 
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durch „einen“ der öffentlichen Weſellſchafter in Antrag gebracht wurde, 
mithin” für die exrftrichterlihe Verfügung fein Anhaltspunkt vorlag; daß 
es ſich bier nicht um die eidliche Beftätigung einer pofltiven That- 
Tadhe, fondern vielmehr nur darum handelt, daß ein von dem Be- 
Hagten behaupteter Umſtand mit dem Beiſatze „des Wiſſens und Er- 
innerns“ eidlich negirt werben fol, was allerdings mit Wirkung nur 
‚von allen Geſellſchaftern gejhehen kann, — hat der oberſte Gerichtshof 
die Berordnung des O. L. ©. beſtätigt. 


Nr. 6796. 


Unſtatthaftigkeit der Geltendmachung eines teſtamentariſchen 
Veräußerungs- und Einſchuldungsverbotes auf officioſem 
Wege nach erfolgter unbeſchränkter Einantwortung. 


dang v. 15. ‚ne 1878, Nr. 510 (Aufheb. der Deer. ded 2. G. Wien v 
27. März 18 Nr. 23911 and de$ D. 8 6, Wien ». 16. Dat. 167% 
Nr. 17482). Sur. Bl. 1878, Nr. 3 

M bat in feinem Teftamente feine Ehefrau B als Univerfal- 
erbin eingefegt mit Beifügung des Verbote ber Veräußerung und 
Belaftung der Nachlaßimmobilien. Die Berlaffenfhaft wurde ver B 
ohne Erwähnung des Veräußerungs- und Belaftungsverboted ein- 
geantwortet und auf Grund des rechtöfräftig gewordenen Einantwor- 
tungsdecretes ihr Eigenthbum an den Nadlafrealitäten ohne jedwede 
Beſchränkung intabulirt. In der Folge Überreihten die an der Auf- 
rechthaltung des befagten Verbotes Untereffirten bei der Abhanplungs- 
behörde das Geſuch um grundbüderlige Anmerkung desfelben. — In 
erfter Inſtanz wurde das Geſuch bewilligt und dem Grundbuchsamte der 
Vollzug aufgetragen. — Das O. L. ©, verorbnete, daß eine Tagfahrt 
mit Zuziehung der Parleien anberaumt und erft nad Einvernehmung 
berfelben über das Geſuch entjchieven were. 

Bon tem oberften Gerichtöhofe wurde das Anmerkungsgeſuch, 
unter Berweifung ver Geſuchſteller auf den ordentlichen Rechtsweg, 
a limine abgewieſen, in Erwägung, daß nad) der vorlängſt ohne irgend 
eine Beſchränlung erfolgten Einantwortung des M'ſchen Nachlaffes an 
die B und nachdem das Eigenthum derſelben an den Nachlaß⸗ 
immobilien im Grundbuche einverleibt worden iſt, die Frage, ob die im 
Teſtamente des M enthaltene Beſchränkung durch das Beräußerungs» 
und Belaftungsverbot auch gegen die B Anwendung habe und des⸗ 
balb bei den Liegenfchaften grundbücherlich anzumerken ſei, nicht mehr 
im Wege des Verfahrens außer Streitfahen, fondern nur im Proceß- 
wege entſchieden werden kann. 
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Nr. 6797. 


Cautio actoria: Nichtberüdfichtigung ber Forderung ber- 

felben im alle gleichzeitiger Streiteinlaffung. Irrelevanz 

ber „fattfamen Bemittlung“ des gefeglichen Vertreters Des 
Klägers. 


Entf. v. 15. Jänner 1878, Nr. 563 (Beit. des dad Decr. des 8. ©. Melnit 
v. 26. Juli 1877, N 8667, aufheb. Deer. des O. L. ©. Prag dv. 22. Okt. 
77, Nr. 28241). ©. 5. 1878, ©. 304. 
Die khelen B, von dem A als —— Vertreter ſeiner 
minderjährigen Tochter wegen Zahlung von 350 fl. belangt, begehrten 
zunäcft, daß dem in der Provinz angeblich nicht fattfam bemittelten 
A die Leiſtung der actorifhen Kaution aufgetragen werde. Auf dieſes 
Begehren erging Feine Entſcheidung des Procefgerichtes, fondern es 
wurde fofort in merito verhandelt und das Streitverfahren gejchloffen. 
Nun erließ das Gericht den Auftrag an den A zur Reifung einer 
Klagecaution per 50 fl. mit der Sanction, daß beim Nichterlage der- 
felben die Hinausgabe bes Urtheils unterbleiben würde. — Auf den 
Recurs des A befeitigte das O. L. ©. den erftgerichtlichen Beſcheid 
mit dem Auftrage, fofort in merito zu entjcheiden, — in Erwägung, 
daß die Bellagten, ohne die Hinausgabe einer der Streitverhandlung 
vorausgehenden Erledigung ihres Geſuches um Auflage der actorijchen 
Caution zu begehren, fih in die Verhandlung eingelafien und ben 
Proceß ganz durchgeführt haben; daß eine folde Einlafjung in den 
Proceß als ein ſtillſchweigender Verzicht auf die Befugniß eine Sicher⸗ 
ftellung der Proceßkoſten dur‘ Erlag einsr Klagecaution zu verlangen, 
angejehen werden muß, daß es im Sinne und nach der Analcgie des 
8. 408 a. ©. O. nicht angeht, nad durchgeführtem Streitverfahren 
die Hinausgabe des Urtheils durch Abforderung von Sllagecautionen 
bintanzubalten, zumal die Abforderung von Klagecautionen nur das 
Mittel fein fol, um Verhandlungen, die für den Beklagten mit Koſten 
verbunden fein fönnten, vorzubeugen, nicht aber um die Entfcheidung 
ber bereit8 durchgeführten Procefje zu hemmen; daß übrigens A den 
Proceß nicht im eigenen, fondern int Namen feiner minderjährigen 
Tochter führt, daher es keinesfalls darauf anfüme, ob er, fonvdern ob 
fie bemittelt fei oder nicht, von ihr aber die Beklagten bei der Cau⸗ 
tionsverhandlung nicht behauptet haben, daß fie kein zur Dedung der 
Proceßkoſten zureihendes Vermögen befite. 
Der oberfte Gerichtshof beſtätigte die obergerichtliche Entſchei⸗ 
dung mit Bezugnahme auf die vorſtehende Begründung. 
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Nr. 6798. 


Unftatthaftigfeit der grundbücherliden Anmerkung einer Klage 
auf Mebergabe des verkauften Grundſtückes. 


Entf. . 15. Jänner 1878, Nr. 571 (Beit. des dad Deer. de8 8. ©. Gralid 

26. Juli 1877, Nr. 2520, abünd. Derr. des DO. 2. ©. Prag v. 5. Nov. 

1877, Nr. 3031). Zeitfähr. für dag Notariat 1878, Nr. 15. 

Das in erfter Inſtanz bewilligte Geſuch des A um bie bücher⸗ 
liche Anmerkung feiner Klage gegen B peto. Uebergabe des ihm von 
Legterem verkauften Grunpftüdes, wurde in zweiter Inftanz abgewiefen. 

Der oberfte Gericht8hof beftätigte Die obergerichtliche Entſcheidung 
mit der Begründung, daß die Fälle der zuläffigen grunpbücherlichen 
Klageanmerkung nicht im $. 20, fondern in den 88. 61 bie 71 des 
Orundb.-G. normirt find, bier aber feiner diefer Fälle vorliegt, da 
die Klage des A auf Erfüllung eined Kaufvertrages gerichtet ift. 


Nr. 6799. 


Einfluß des Todes eines Ehegatten auf den fehwebenven 
Sceidungsproceß. 
Ent es 16. Jänner 1878, Nr. 177 (Belt. ded Deer. ded 8. G ©. 3 lau 
6. Oct. 1877, Nr. 8804, Abänd. des Decr. ded ©. 2. ©. Brünn vom 
20. Nov. 1877, Nt. 11406). ©. H. 1878, ©. 431. : 
Zur Berhbandlung über die Ehejcheidungsffage der A gegen den 
M wurde die Zagfahrt nah dem Hofer. vom 23. Auguft 1819, 
I. G. ©. Nr. 1595, angeordnet, jedoch nicht abgehalten, weil M 
noch vor dem Termin geftorben war. Nach Verlauf von 1?/, Jahren 
begehrte die B, als Univerfalerbin des Bellagten, die Wiederaufnahme 
des Berfahrens über die Eheſcheidungsklage. — Das in erfter Inſtanz 
bewiligte Geſuch wurde auf den Recurs der Klägerin von dem 
O. L. ©. abgewiefen, weil nah dem Tode des M.und der dadurch 
bherbeigeführten Auflöfung ver Ehe das Berfahren wegen Scheidung 
von. Tiſch und Bett gegenſtandslos geworben ift, die B in bie das 
ehelihe Verhältniß betreffenden Rechte des M nicht fuccedirte ($. 531 
a. b. G. B.), alfo aud nit an feiner Stelle in den Eheſcheidungs⸗ 
proceß eintreten kann und weil ebenfo, wie der Ausſpruch in ber 
Hauptſache, auch die Entſcheidung über die daran gelnüpften Neben- 
fragen und Confequenzen, namentlich darüber, welchem Theile ein 
Berſchulden zur Laft falle, über ven Koftenerfag u. f. w. entfallen 
muß, nachdem es feftfteht, daß die wefentlihe Vorausſetzung der 
legteren Anfprüde, nämlid die Frage, ob die Ehe gejchieden werben 
fol, niemald mehr zur Löſung kommen wird, 
Blafer, Unger u. Walther Entf. XVI. 3 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftgerichtlichen Reaſſu— 
mirungsbeſcheid. — Gründe: Durch die von der A gegen ihren 
Ehegatten M eingebrachte Scheidungsklage iſt ein Rechtaſtreit anhängig 
gemacht worden und die A hat bis nun ihre Klage nicht zurück⸗ 

nommen. Wenn nun auch die zur Verhandlung dieſer Angelegen⸗ 
beit angeordnete Tagſatzung behoben wurde, weil M inzwilhen ges 
ftorben iR, fo iſt damit. nod nicht: eine Aufhelung des Rechtsſtreiles 
ſelbſt ausgeiproden und kann ver B ala ausgemiefenen Erbin des 
M. nicht benommen werben, als Procehpastei einzutreten und bie 
Führung des Streites und deſſen enbgiltige gerichtliche Entſcheidung 
zu begehren. Wohl iſt durch den Tod des Beklagten, durch. welden 
die Ehe zu beſtehen aufgehört hat, der Ausſpruch übex die Scheidun 
felbft entfallen und kann im vorliegenden Falle auch die Frage ie 
ſichtlich ber Gerichtötoften anf bie Yührung der Unterfuhung und 
Verhandlung nicht von Einfluß fein, weil im Hauptfireite bisher feine 
Koften erwachfen find und über jene des die abgefonderte Wohnung 
und Alimentation betreffenden Incidentſtreites bereits entfchieven wor⸗ 
den ift; allein e8 handelt fih um bie wichtige Trage, wer an ber 
begehrten Scheidung Schuld trägt, welche nad 8. 12 des Hofper. 
vom 23. Auguft 1819, 3. & ©. Nr. 1595, im Urtheile zur Ent- 
fheidung zu fommen bat, und melde auf die vermögensrehtlichen 
Berbättniffe von Einfluß fein kann; daher die B, wenn fie andy in 
bie auf ar Berhältnifie gegründete Rechte des M nicht fuccedirte, 
Do: am obiger Rückſicht die Hortfegung des in Schwebe beſindlichen 
Proceſſes fordern kann. 


Nr. 6800. 


Unſtatthaftigkeit der executiven Sequeſtration einer res usu- 
fructazia zu Gunften der Gläubiger des Eigenthümers. 
NR v. 16. Sünner 3878 Nr. 339 (Abänd. der gleigfärmigen Dear. 
des V. ©. Badau 1. Mai 1877, Nr. 2763 uud de DO. 8. ©. ag dam 

2. Seit. 187, Kr. 24010). @. 3. 1878, Nr. 68. 

A begehrte im Executiouswege die Sequeftration der Früchte 
einer Liegenſchaft feines Schuldners B, auf welcher grundbücherlich 
der Fruchtzenuß des C haftet, und zu dem Ente die Iutabulatiom 
des Pfandrechts ($. 320 a. ©. O.). 

Das von beiden Untergerichten beiwilligte Gefud) wurde auf 
den m. 8, Kecurd des C von dem oberſten Gerichtshofe abgewieſen, 
weil das Nugnießumgsreht des Necurrenten ver der Einbringung 
bes Geſuches des A im Grundbuche bereit einverleibt war. 


— 35 — 


Ne. 6801. 
Zalaſſigkeit der Ablegung eines zurückgeſchobenen Eides 
ungeachtet der ausdrücklichen Erklärung, daß ber Deferent 
die zu beſchwörende Thatſache nicht aus eigenem Wüen kenne. 

:». 16. Mi 1878, Rr. 332. : Der. des 0.8. ⸗ 
he Yan, ern dr ol Ge V 

Segen bie Klaze des A: pt Zahlung von 42 fh. erhob: €, 
ber Mechtäfreume: mub Bertreteu bes; Bellagten Bi, die Ginwentusng, 
daß bei der Tagfagung vom . . . über dieſen Anſpruch mündlich ein 
Vergleich gefchloffen worden fei, und deferirte zum Beweiſe deffen dem 
Kläger ben Haupteid, welchen Letterer zurüdichob; Das Proceßgericht 
erfannte auf ben zurüdgefhoßenen Haupteid, wogegen B appellirte, 
indem es das Begehren flellte, daß fein Vertreter C, ber bei ber 
erwähnten Tagfahrt intervenixte, zur Ablegung nes Eides zugelaſſen 
werde, da er jeldft bei jener Tagſatzung fi nicht eingefunden, daher 
von bem Vergleiche unmittelbar feine Kenntniß Babe. Bon dem 
O. 2. ©. murse aber bieſem Begehren Feine Folge: gegeben, und iw 
den: Entfcheidungsgründen bemerkt, daß mach der Art ver Auftragung 
bes Haupteides dem Kläger, als er den Eid zurückſchob, eine andere 
Perfon, als ver Beklagte felbft, als Subdjeef ver Rückſchiebung gar 
nit vorſchweben konnie, da: es fick bei dem Vergleiche um eim Bixekau: 
ws Bellegten, nicht feine®: Vertreters handelte und letzterer dem 
Streite als Vertretungsleiſter nicht beitrat, ſomit auch anzunehmen 
war, daß der Beklagte ſelbſt, wenn er auch bei der Tagfatzung vom 
... nicht in Perſon internenirte, von dem damals zu Stande geo 
binmenen Vergleiche Kenntniß Habe. — Bas dieſer Begrünbung glaubte 
der Beklagte entnehmen zu lonnen, vaß bie bloße Kenntnißz von dem 
Vergleiche durch die ihm von feinem Vertreter © gemachte Muttheitlung 
desfelben genüge, um ben. pofltie abzulegenden Haupteid abſchwören 
zu konnen, und trat new Eiß an. Mein bei: ber Eidestagfatzung 
wurde ihm anf Grund feines Erklaͤrens, daßß er aus eigenem Wiſſen 
und Wahenehmen von der zu beſchwbrenden Thatſache des Ueberein⸗ 
bonmens ſeines Vertrelers mit dem Kläger feine Kenntniß habe, der 
Eid nicht abgenommen, obwohl er ſich zur Ablequng bereit erklärt 
hatte. — Dagegen: ergriff er ven Recurs am das O. L. G., welches 
yon Proueßgerihte die Abnahme ves Eides von dem Recurrenten 
auftrug, in der Erwägung, daß ber Beklagte bei der Eibestagfagung 
AG zur Ablegung de$ angetvetemen Haupteides bereit erklärt hat, 
weshalb kein gegründetes Hinderniß vorlug, ihm denſelben abzunehmen; 
ba dem Segentheils nur zuſteht, zur Anhörung des: Eides bei ber 
Tagſatzung zu erſcheinen; daß auf den Grm des Wiſſens zw bringen, 
den Richter wohl bei ber Abhärung von Zeugen, nicht aber Bei Auf⸗ 
nahme von Parteisneiben aufgetragen if, weshalb bie vom Kläger 
desfalls rege gemachten Bebenken abs müßige Einftrewungen über die 
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Zuläſſigkeit eines rechtskräftig ſententionirten Haupteides erſcheinen, 
welche daher nicht zuläſſig waren und um ſo weniger den Richter 
in ſeiner Auſgabe beirren durften. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die obergerichtliche Verordnung, 
weil dem Richter nicht zuſteht, die Ablegung eines rechtskräftig zu- 
gelafienen Eides, falls fih die Partei hiezu erbietet, zu hindern, 
fondern ber Gegenpartei lediglich überlaffen bleibt, das ihr allenfalls 
nah 8. 309 weitgal. ©. O. zuftehende Recht (den Gegner wegen 
Meineids bei dem Strafgerichte zu verfolgen) zur Geltung zu bringen, 


Nr. 6802, 
Unftatthaftigkeit der Zuftellung eines vor Eröffnung bes 
Concurſes ertheilten wechfelrehtlichen Zahlnngsauftrags an 
ben mittlerweile bejtellten Concursmaffeverwalter, 


Entſch. v. 16. Säuner, 1878, Nr. 567 (Beit. des das Decr. des G. Kutten⸗ 
berg v. 24. Nov. 1877 , Nr. 13231, anünd. Deer. des DO. 2. G. Prag vom 
10. Dec. 1877, Nr. 33505). 6 . 3. i878, Nr. 6 

Da die auf die Wechjelllage des A gegen B ergangene Zah⸗ 
Iungsauflage dem Bellagten wegen deſſen Abweſenheit vor der Er- 
Öffnung des Concurſes über fein Vermögen nicht zugeftellt werben 
Tonnte, verordnete das Gericht die Zuftellung des Zahlungsbefehls an 
ben Concursmaffeverwalter, welcher denjelben zurüdlegte. — In erfter 
Inftanz wurde dem Nüderlage nicht ftattgegeben, weil die Zuftellung 
nad) ven Beftimmungen der 88. 7 und 76 der C. O. geſchehen und durch 
die Zahlungsauflage eine Entjheidung in der Wechſelſache bereit er⸗ 
gangen fei. — Bon dem O. L. ©. wurde die erfigerichtliche Verordnung 
aufgehoben und die Zuftelluug der Zahlungsauflage an den Concurs⸗ 
mafjeverwalter als nichtig erklärt, in Erwägung, daß nad $.T der C. O. 
das vor der Koncurseröffuung anhängig gewordene Streitverfahren, 
felbft wenn e8 zum Sprude reif ift, zum Behufe der Anmeldung 
unterbrochen werden muß, das Wechfelverfahren vor der Zuftellung 
des Zahlungsauftrages und vor Berftreihung der Frift zu den Eine 
wendungen fih als ein noch anhängiges Berfahren varftellt, und 
während des Concursverfahrend das Wechfelverfahren zufolge 8. 131 
der C. D. nicht Platz greift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Berorbnung der zweiten 
Inſtanz, weil der Zahlungsauftrag dem B vor der Concurseräffnung 
noch nicht zugeftellt worden war, nad ber Concurderöffnung aber 
auch Wechfelproceffe nach den Borjchriften über das ordentliche Ver⸗ 
fabren zu verhandeln und zu entjcheiden find, der gegen den B er⸗ 
laflene Zablungsbefehl daher mit Rechtswirkſamkeit der an feine 
Stelle getretenen Concursmaſſe nit mehr zugeftellt werden konnte, 
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Nr. 6803. 


Außerordentliche Erfigung eines Nenten- oder Zinsbezug- 
rechtes (in Tirol). 


Eutſch. v. 17, Saunen 1928, Nr. 6427 de be 518.0. Ju Urth. des K. ©. 
Bozen v. 27. Dec. 1876, Nr. 4391 Junsbrud v. 22. März 
1877. Nr. 1193). s EN en , 25, 

Der Befiger des freiherrlih Cazan'ſchen seißligen Benefictums 
belangte bei dem K. ©. Bozen die Gemeinde Neumarkt wegen Zah⸗ 
lung von 180 fl. mit der Anführung, daß zu den Einfünften des 
Beneficiums eine demſelben von der beflagten Gemeinde jährlih um 
Martini zu entrichtende „Dahresrente* von 60 fl. X. W. — 60 fl. z. W. 
gehöre, daß das Hecht zum Bezug biefer Rente auf die Urkunde v. 
31. Auguft 1823 und auf die durch 40jährigen Rechtsbeſitz begründete 
Uſucapion fih flüge, da die Gemeinde feit unvorbenflihen Zeiten, 
jedenfalls jeit Martini 1832 bis einfchl. 1871 vie befagte Kente dem 
früheren Beneficiaten und dann dem Kläger entrichtet habe. Das Bes 
gehren der Klage ging auf die — von der Gemeinde verweigerte — 
Zahlung der zu Martini 1872, 1873 und 1874 verfallenen brei 
Kentenannuitäten im Oefammtbetrage von 180 fl. 8.%. Die oben 
citirte, von dem Kläger in Abfchrift vorgelegte Urkunde ift pas aus 
Anlaß der im Auftrag der politifhen Behörde für das Beneficium 
vorgenommenen „Urbarsbereitung“ beim Landgerichte Neumarkt er 
richtete Protofol vom 31. Auguft 1823, laut deffen der dortige Ges 
meindevorfteher wegen des angeblich von ber Gemeinde dem Benefi- 
cium geſchuldeten Kapitals pr. 1500 fl. Tiroler Währung vorgerufen 
wurde, und erklärte, daß er obige Eapitalsforderung des Beneficiums 
von 1500 fl. T. W. nebft den feit 24. Juli 1807 bis 1810 aus- 
ſtehenden Zinfen als richtig anerkennen müffe, da aus ben Bürger» 
meifteramtsrechnungen erfichtlich fei, daß von Yahr zu Jahr biefe 
Capitalsinterefjen bis auf den vorbezeichneten Ausftand von ber Ges 
meinde gezahlt wurden. Die beflagte Gemeinde gab zu, daß fie bis 
zum Jahre 1871 durch die vorausgegangenen 40 Jahre die Zinſen 
einer vermeintlihen Capitalsfhuld von 1500 fl. dem Benefictum mit 
4% jährlich gezahlt habe und daß aus diefem Titel die Zahlung 
auch ſtets gefordert und angenonmen worden fei; fie leugnete aber 
den Beftand der Capitalsforderung, fowie die Thatſache ver von Seite 
des Gemeindevorftehers in dem obigen Protofoll vom 31. YAuguft 1823 
erfolgten Anerkennung derſelben, worüber bie vom Kläger probucirte 
Protokollsabſchrift ohne das Original keinen Beweis made, und be⸗ 
ſtritt ebenſo die geltend gemachte Erſitzung des Zinſenbezugsrechtes, 
welche ohne Nachweis der Erwerbung der Capitalsforderung wegen 
Mangels eines Rechtsgrundes unſtatthaft fei (88. 313, 1452, 1455, 
1460 a. b. ©. B.). Das Driginalprotololl vom 31. Auguft 1823 
fonnte nicht mehr aufgefunden und daher vom Kläger nicht herbei- 


gefhafft werden. — Beide Untergerichte erlannten nad dem Klage⸗ 
begebren. 

Die Bellagte ergriff die a. o. Reviſionsbeſchwerde, weldhe von 
dem oberften Gerichtähofe mit folgender Begründung verworfen wurbe: 
Nachdem es dem Kläger nit gelungen if, ven urlundlichen Beweis 
für feinen Anſpruch zu liefern, oder das Original des Protokolls vom 
31. Auguſt 1823 beizubringen, fo ift lediglich die Frage entfcheidend, 
ob er fein Renten» oder Zinsbezugsrecht auf die Erfigung zu fügen 
vermag. Er behanptete in der Klage, daß ſeit unvordenklichen Zeiten, 
jedenfalls aber feit 40 Fahren von Jahre 1871 zurüd, die beflagte 
Gemeinde dem Beſitzer des Beneficiums eine Rente von 60 fl. T. W. 
auszahlte; vie Gemeinde gab zu, daß fte feit vielen Dahren, wenn 
auch nicht feit unvordenklichen Zeiten, jebenfall® durch den für bie 
privilegirte Erfigung nothwendigen Zeitraum, zwar nicht als eine 
Rente, wohl aber als 4% Zins eines Capitales von 1500 fl. T. W. 
dem jeweiligen Beneficiaten 60 fl. jährlih zahlte, und zwar, wie in 
der Duplik angeführt wird, im Vertrauen auf die Richtigkeit des be⸗ 
zügfichen Uebereinkommens und im Irrthum befangen, daß fie wirk« 
lich zu biefer Leiſtung verpflichtet ſei; und vom Kläger wurde zu⸗ 
geſtanden, daß er die Rente als Zinſen eines entſprechenden Capitals 
von 1500 fl. in Anſpruch nahm. Nach den 88. 1455, 1456, 1459, 
1471, 311 und 313 a. b. G. B. Tann es feinem Zweifel anter- 
liegen, daß auch an Rechten, nicht nur an körperlichen Sachen, «in 
Defig ausgeübt werden kann; da jedoch die Erfigung einen durch bie 
Erſitzungszeit fortgefegten Beſitz vorausfegt, kann ſelbſtverſtändlich am 
folchen Rechten, weiche durch ihre einmalige Ausübung conſumirt wer» 
den, und an welchen daher ein Beſitz nicht möglich ift, eine Erfigung 
nicht ſtattfinden. Wenn nun auch beflagterfeits behauptet und vom 
Kläger zugeftanden worden ift, daß die 60 fl. T. W. jährlich ale 
* Zinſen eines Capitales von 1500 fl. T. W. entrichtet wurden, 
ſo iſt von keiner Seite angeführt worden, daß von oder für das Bene⸗ 
ficium der Gemeinde 1500 fl. T. W. als ein Darlehen unter den Be⸗ 
dingungen bes $. 983 a. b. ©. B., nämlich mit der Verpflichtung 
ber Zurückzahlung innerhalb einer beftimmten Zeit, gegeben wurden. 
Es ift aber von ver beflagten Gemeinde zwar bie Eriftenz des Pro« 
tofol8 vom 31. Auguft 1823, jedoch nicht defien Inhalt geleugnet 
worden, daß von der beflagten Gemeinde die damals rückländigen 
Binfen vom 24. Inli 1807 bis 1810, und von biefer Zeit an 
weiter bis 31. Auguft 1823 abgeführt wurden; und es ift unbeftritten, 
bag dieſes Capital und die Zinfen m Tiroler Währung berechnet 
wurben, während bereits mit der baterifhen Verordnung dv. 26. Sep 
tember 1806, die and für den zum baieriſchen Landgerichte Bozen 
gehörigen Bezirk Neumarkt Giltigleit hatte, die Tirofer Währung 
außer Wirkfamkeit gefett und ſtatt derfelben der auch fpäter in Viral 
aufrecht erhaltene 24-Guldenfuß eingeführt wurde, woraus folgt, daß 
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ber in Rede ftehende Zinſenanſpruch jedenfalls ſchon wor dieſer Zeit 
erhoben ward, da die Beklagte als Gemeinde umter öffentlicher Ober⸗ 
aufſicht ſtand und ſomit auch in ihren der Behörde vorzulegenden 
Rechnungen über die Verwaltung des Gemeindevermögens die Geld⸗ 
beträge in der gefetlichen Währung einzuſtellen hatte. Da ſomit nicht 
bie Erfigung einer Darlehensforderung auf Grund fortgejegter Zinfen- 
zahlung in Anſpruch genommen wird, Tondern nur das Recht eines 
iihrliigen Beruges von 60 fl. T. W. als Zins eines Capitales von 
1500 fl. T. W., von weldem niht behauptet wird, daß dasſelbe die 
Natur eines Darlehens babe, vermöge welcher der Darleiber es be⸗ 
liebig oder nad) einer beftimmten Zeit zurfidfoxvern Sonate, während 
insbefonvdere bei Stiftungen tie tem canonifhen Rechte enlſprechende 
Form des Kaufes einer Rente gegen Hingabe eines nicht kündbaren 
Capitals gewählt wurde, muß auch angenommen werben, daß mit ver 
gegenwärtigen Klage die jährlihe Zahlung von 60 fl. T. W. als ein 
ſefbſtftändiges Recht von der Natur des Rentenrechts ohne Rückſicht 
auf die Art feiner angeblichen Begründung gefordert werde, woran 
das Zugeſtändniß in der Replik, daß diefe Zahlung bisher als Zah⸗ 
lung der 4% Zinſen eines Capitales von 1500 fl. geleiſtet und an 
genommen wurde, mit Rückſicht auf das Borgefagte nichts ändern 
lann. Beſteht aber das in Anfpruch genommene Hecht dben in dem 
Rechte auf vie einzelnen wieberfehrenvden Reiftungen, fo ift an demſelben 
nah unferem a. b. ©. B. nad) 88. 1453 und 1471 ein Befi und 
baber eine Erſttzung möglich. “Der Kläger but aber auch ben Bezug 
biefer Zahlung feit nnvordenklicher Zeit behauptet, und wenngleich tie 
Bellngte die Leiftung feit unvordenklicher Zeit Iengnete, bat fie doch 
zugegeben, daß biefelbe feit vielen Jahren erfolgte, und muß nad 
dem Borgefagten ungenommen werben, daß ſchon feit dem Jahre 1807 
bis zum Jahre 1823, und von da an, da von der Bellagten das 
Gegentheil nicht behauptet oder dieſer Umftand in Abreve geftellt ward, 
die Zahlung wieder geleiftet wurde. Es muß daher der Belt jeben- 
falls feit dem Yahre 1807 angenonmen werden, und es würde die 
Erfigung nad dem jechften Abfage des Kom. Pat. zum a. 6.8. 2. 
nach den aften Gefegen zu beurtheilen fein. In Deutfchtirol beftand 
damals die Ferdinandifhe Landesordnung in Wirkſamkeit, und es 
kann nad Bud II, Tit. 51, Abſ. 6 derjelben nicht bezweifelt werden, 
daß auch eine Erfigung an Zins, für welche felbft unter Abweſenden 
der Befig des Bezuges durch AO Jahre auch ohne Titel genügte, 
möglich war, da unter dem Ausprude „Zins“ nad) der Terminologie 
der Landesordnung, wie aus dem Abf. 6, Tit. 54, Bud) III hervor» 
geht, nicht nur Grundzinfen, ſondern au Capitalszinſen verſtanden 
wurden, auf welche Umflände, auch ohne daß fie von ver Partei 
geltend gemacht wurden, Nüdfiht genommen werden muß, weil 
die Anwendung des Geſetzes auf den bezogenen Fall Sache des 
Richters iſt. Es war daher die Erfißung des jährlichen Bezugs- 


— 00 — 


rechtes von 60 fl. T. W. auch dann vollendet, wenn man annehmen 
wollte, daß fie vom Kläger als Zinfen eines rüdzahlbaren Darlehens 
gefordert werben. 


Nr. 680%. 


Beräußerung einer in der Verwahrung des Schulbners 
belaflenen beweglichen Pfandſache: Wirkfamkeit des Pfand- 
rechts gegen den gutgläubigen Erwerber? 


Entid. v. 17. Jänner 1878, Nr. 6907 (Belt. deö dad Urth. des H. G. Wien 
v. 14. Nov. 1876, Nr. 261464, abänd. Nrth. des DO. 2. ©. Wien vom 
7. März 1877, Nr. 1764). ©. 9. 1878, ©. 255. 


In der Klage des A gegen B wurde um das Erfenntniß ger 
beten, daß B fhuldig fei, das Eigenthum des Kläger an ber von B 
bei feinem Schuloner C im Erecutionswege gepfänveten Kaffeehaus: 
einrichtung anzuerfennen und in die Aufhebung des erecutiven Pfand⸗ 
rechtes zu willigen. A begründete die Klage mit der Anführung, daß 
ex jene Kaffeehauseinrichtung von dem Erecuten „im Auguft 1876” 
durch Zaufch erworben habe. Laut des der Klage allegirten Pfän- 
dungsprotokolls wurde die angefochtene erecutive Pfändung bereitd am 
15. Suli 1876 vorgenommen. — In contumaciam des Bellagten er- 
kannte das Gericht erfter Iuftanz ganz nad dem Slagebegehren. — 
Das O. L. ©. entſchied, daß der Bellagte fhuldig fei, das Eigen- 
thum des Klägerd an der ercindirten Fahrniß anzuerkennen, daß aber 
das von ihm an diefer Fahrniß erworbene executive Pfandrecht zu 
Recht beftehe. Gründe: Die unterlaffene Erftattung der Einrede hat 
gemäß $. 36 a. ©. O. keine andere Wirkung, als daß dem Kläger 
in Betreff des Factums aud ohne weiteren Beweis voller Glauben 
beigemefjen und barüber, was Rechtens ift, erfannt werben muß. Es 
muß alfo im vorliegenden Falle ald wahr angenommen werben, daß 
ber Kläger jene Gegenftände, welche vom Bellagten laut des Pro- 
tofolle8 ddo. 15, Juli 1876 an diefen Tage in executive Pfändung 
gezogen worden waren, Anfangs Auguft 1876 mittelft Taufchvertrag 
von dem Eigenthümer C übernommen und übergeben erhalten, baß 
er fomit das Eigenthum diefer Fahrniß erworben habe. Um aber 
fein Begehren auf Aufhebung des Pfandrechts des Beklagten zu be« 
gründen, hätte er Thatfachen anführen müffen, aus welchen gemäß 
88. 467—469 a. 6. ©. 3. die Erlöfhung diejes Pfandrechtes folgen 
würbe. Sein fpäterer Eigenthbumserwerb (dur den Eintauſch) hatte 
aber nicht diefe Wirkung, weil ein folder Effect mit der Natur des 
Pfandrechtes als eines dinglichen, gegen Jedermann wirkfamen Rechtes 
im Widerſpruche ftehen würde. — A ergriff die Revifionsbefchwerte, 
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worin ex mit Berufung auf die SS. 367 u. 456 a. b. ©. 2. die 
Anfiht aufftellte, daR der Pfandgläubiger, welder, wie B im vor« 
liegenden alle, die Pfandſache in Berwahrung des Schuldners be= 
lofien, dieſem alfo anvertraut hat ($. 183 St. ©.), wider denjenigen, 
ber in ber Folge das Eigenthum verfelben vom Schuldner bona fide 
erworben hat, fein Pfandrecht ebenjomwenig geltend machen könne, als 
ber Eigenthümer fein Eigenthunisrecht wider einen ſolchen gutgläubigen 
Erwerber. In den 88. 367 und 456 a. 6. ©. 2. fei die deutſche 
Rechtsregel „Hand muß Hand wahren” recipirt und die analoge An⸗ 
wendung auf das Pfandrecht daher gerechtfertigt. In der Reviſions⸗ 
einrede des Beklagten wurde namentlich dieſe letztere Meinung be- 
kämpft und unter Hinweis auf 8. 442 a. 6. ©. B. andgeführt, daß 
das a. b. G. B. keineswegs das erwähnte veutfchrechtlihe Princip 
recipirt, jondern nur einen vereinzelten Fall nad biefem Principe 
entſchieden, im Uebrigen aber gerade für den vorliegenden Yall bie 
Anwendung ber 88. 367 und 456 per analogiam durdy die Hare Be- 
fimmung des $. 466 a. b. ©. B. ausgeſchloſſen habe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Erkenntniß 
mit folgender Begründung: Die analoge Anwendung der SS. 367 
und 456 a. b. ©. 2. findet bier nicht ftatt; denn nah $.7 a. b. 
6. 3. ift nur dann auf ähnliche im Geſetze beftimmt entfchiedene 
Fälle und auf die Gründe anderer damit verwandter Gefege Rück⸗ 
fiht zu nehmen, wenn ein Rechtsfall weder aus den Worten nod) 
ans dem natürlichen Sinne des Geſetzes fich entjcheiden laßt. Der 
vorliegende Rechtsfall findet jedoch im $. 466 a. 6. G. B. feine Ent- 
ſcheidung. Denn das bürgl. Geſetzbuch verfügt in diefem Paragraph 
ausdrücklich, daß durch tie Uebertragung des Eigenthums ber ver- 
pfändeten Sache das Erecutionsreht des Pfandgläubigers keineswegs 
erliſcht. Diefe gefeglihe Norm des 8. 466 entipricdht nicht nur ber 
im 8. 447 aufgeftellten Begriffsbeftimmung des Pfandrechtes, ſowie 
ver in ven SS. 307 u. 308 normirten Natur eines dinglihen Rechtes, 
fondern folgt aud aus dem im $. 442 a. b. ©. B. ausgefprodhenen 
Örundfage, daß Niemand mehr Rechte abtreten kann als er jelbft hat. 
Die 88. 367 und 456 a. b. G. B. bilten nur Ausnahmen von dem 
eben erörterten Grundfage und können daher nicht per analogiam 
ausgedehnt werden. Diefer analogen Anwendung ftände aber aud 
ver Mangel der Vorausfegungen der 88. 367 und 456 entgegen, da 
in der Klage gar nicht angeführt wurde, daß die Pfanvobjecte dem C 
vom Beklagten anvertraut worden ſeien. 
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Nr. 6805. 


Berpflihtung zur Borausbezahlung von Darlebenszinfen bei 

Terminverlauft: Berwirfung Des Nechtes ver fohertigen Nüd- 

forderung des Capitals durch vorbehaltslofe Annahme eines 
Theiles der Anticipativzinfen ? 


Entſch. v. 17. Jänner 1878, Nr. 7027 (Beft. deB dad au. ded L. ©. Polen 
v. 16. Gebrmar 1877, Re. 301342, abänd. Urth. ded DO. 2. 5 Wien 
Ayril 1877, Mr. 5535). Zur. 8. I Nr. 20. 

Der —— B hatte fi ‚gegen feinen Gläubiger A 
zur Borauszahlung der Zinfen in Halbjahrsraten bei Zerminverkuft 
verpflichtet. An einem Berfallstage zahlte ex ftatt der vollen Zinfen- 
rate von 52 fl. nur 47 fl. A nahm das Gelb an, belangte aber den 
B jofort auf Zurücdzahlung der Capitalsſchuld wegen eingetretenen 
Zerminverlufte® und auf Zahlung des Zinjenrefles, mit der Bitte 
um Erlafjung des Zahlungsbefehles, den er auch erwirkte. — m 
Bolge der Einwendungen des B wurde die Zahlungsauflage in erfter 
Inftanz wierer aufgehoben, weil in ber vorbehaltlofen Annahme von 
Anticipativzinfen die ſtillſchweigend erflärte Einwilligung des Gläu—⸗ 
biger8 zur Fortbenugung des Capitals durch den Schuldner gelegen 
fei (8. 863 a. b. G. B.). 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dad den Zahlungsbefehl auf. 
recht haltende Urtheil der zweiten Inflanz mit der Motiwirung, daß 
ein ausdrücklicher Verzicht des Kläger auf die kraft des Schuld⸗ 
ſcheines eingetretene Fälligkeit des Capitals nicht vorhanden, und in 
der Annahme eines Theiles verfallener Anticipativzinfen eine ſtill⸗ 
fchweigende Einräumung der Weiterbenugung des Capitals nicht ge 
legen ift. 


Nr. 6806. 
Urtheilsmäßiger Anſpruch der Beklagten auf den Erjag der 
Procekloften: Gefammt- oder Theilforderung ? 


Entſch. dv. 22. Jünner er Nr. 614 (Abän, der Decr. des B. ©. Milowia 
v. 8. März 1877, Rec und ded DO. 2. ©. Renten v. 27. Sept. 1877, 
Nr. 10513) ®. 9. 1878, ©. 206 

Nachdem in einem Befigfiörungsftreite bie beiden Kläger ſach⸗ 
fig und den zehn Beklagten zum Erfag der Proceßkoſten im Betrage 
von 101 fl. condemmirt worden waren, begehrten ſechs von den Ber 
Hagten gegen die Kläger zur Hereinbringung der ganzen obigen Koften- 
fumme die Mobilienerecution, welde in erfter Inftanz bewilligt, von 
bem O. L. ©. aber verweigert wurde, weil die Kläger, bie fi Durch 
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eine Quittung der vier Übrigen Bellagten ber tie denſfelben geleiftete 
ablung des ganzen Koſtenbetrages ausgewiefen baten, tur dieſe 
—* von ihrer Erſatzpflicht vollſtändig Kiberirt worden ſind (88.1412 
u. 893 a. b. ©. ®.) und den erecutionsführenden hechs Beklagten über⸗ 
* werden muß, die Bezahlung ter anf fie entfallenden Antheile 
von denjenigen, welche das Ganze erhalten haben, gu 'verbangen. 
Auf den Recurs der Ererntionsführer hat der oberſte Gerichts, 
bof mit theilweiſer Wbänterung der untergerichtliähen Entſcheidungen 
die Mobilienexecution zur Einbringung des auf die fechs Recurrenten 
von ber gamzen Koftenfumme entfallenden Theilbetrages bewilligt. 
Gründe: Durch Die den vier Beklagten geleiftete Zahlung der vollen 
Koftenfumme ift das Exrecutionsrecht der ſechs anderen Beklagten und 
Theilnehmer an den zuerkannten Koſtenbetrage nicht erloſchen, weil 
weder bie zehn Beklagten correi eredendi find (8.892 a. b. G. B.), 
noch die vier Empfänger der ganzen Koſtenſumme von den anderen 
ſechs Theilhabern zum Empfang derſelben ermächtigt worden waren. 
Es mußte daher den Letzteren zur Einbringung der ihnen zukommen⸗ 
den ©/ , der Koſten die Mobiliarexecution wider die Kläger bewilligt 
werben, zumal ihnen nicht zugemuthet werben kann, baß fie gegen bie 
vier Empfänger des ganzen Koftenbetrages, wegen Herausgabe ihres 
Antheiles im orventlihen Rechtswege auftreten follen. 


Nr. 6807. 


Friſt zum Necurs ‚gegen Beſcheide im :Executionsverfahren 
auf Grund einer vollitredbaren notariellen Urkunde. 
en utſch. v. 22. Jänner 1878, Nr. 696 Aufheb. der Decer. des O. L. G. Kralau 
. 10. Iult 1877, Nr. 8252 und a % De et. 1877, Nr. 12008). ©. 9. 
In der Erecution, —* zur Hereinbringung einer Darlehens- 
forderung von 5000 fl. auf Grund einer nah 8. 3 der Rotar. Ord. 
executionsfähigen notariellen Urkunde geführt wurde, entſchied das 
O. L. G., daß Reeurſe gegen die in diefem Verfahren erlafſſenen Ver⸗ 
orbmungen an die im fummariſchen Proceß normirte achttägige Friſt 
(8. 45 des Hofter. vom 24. Oetober 1845, 9. G. S. Nr. 906) ge- 
bunden feien, weil nach $. 8 der Faif, Verordnung vom 21. Mai 
1855, R. ©. Bl. Nr. 95, melde das Berfahren bei Einbringmg 
von durch Notariatsacte bewiefenen Forderungen regelt, hinſichtlich 
der Execution die Vorſchriften des ſummariſchen Civilproceſſes zu 
gelten haben. 
Der oberfte Gerichtshof verwarf diefe Anfiht mit folgender 
Begründung: Der 8. 8 ver faif. Verordnung vom 21. Mai 1855, 
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R. ©. Bl. Nr. 95, welche für die durch Notariatsurkunden bewies 
fenen Forderungen ein abgekürztes Mandatverfahren zuläßt und Hin» 
fichtlich der Execution der Zahlungsbefehle und der Urtbeile, welche 
über die dagegen eingebrachten Einwendungen ergehen, die Vorſchriften 
bes fummarifchen Verfahrens adoptirt, hat Teine Anwendung im vor⸗ 
liegenden Yale, wo fein Mandatsverfahren ftattfand, kein Zahlungs⸗ 
befehl oder gerichtliches Urtheil ergangen ift, fonvern die Execution 
im Sinne des $. 3 der Not.Ordn. auf Grund eines Notariatsactes 
und ber von dem Verpflichteten anerlannten fofortigen Vollſtreckbar⸗ 
feit der Notariatsurfunde geführt wird. Diefe Geſetzesſtelle enthält 
nicht die Beſtimmung, daß bei verlei Erecutionsführungen die Vor⸗ 
Ihriften des fummarifhen Procefjes zu beobachten feien, und es ift 
daher das jeweils einzuhaltende Verfahren von der Höhe des in der 
Notariatsurfunde ausgefprohenen Schulpbetrages abhängig. Da es 
fih nun im vorliegenden Yalle um einen Betrag von 5000 fl. handelt, 
jo kann von einer Anwendung des Summarverfahrens feine Rebe fein. 


Nr. 6808. 
Erecution auf Grund einer notariellen Urkunde: Urkundlicher 
Nachweis der Vorausfegungen der Fälligkeit der Forderung. 


Entſch. v. 22. Jänner 1378, Nr. 716 (Belt. des dad Decr. ded 8. ©. Neu⸗ 
Sandez v. 17. Mai 1877, Ne. 4671, abänd. Decr. des O. L. ©. Kralau v. 
11. Oct. 1877, Nr. 9400). Zur. BI. 1878, Nr. 37. 

Die B verpadtete dem A ein Grundſtück bis zum 1. April 
1877. In der über dieſen Vertrag notariell errichteten Urkunde ver- 
ſprach fie, die ihr unter Einem von A targeliehene Summe von 200 fl. 
fofort nad dem Aufhören des Pactverhältniffes zurüdzuzahlen, und 
wurde bie Bollftredbarkeitsclaufel ($. 3 Not.Ord.) beigefegt. Unter 
Vorlage diefer Urkunde begehrte A im Mai 1877 gegen die B bie 
Mobiltenpfändung für feine Darlehensforderung. — Das in erfler 
Inſtanz bewilligte Gefud wurde von dem O. L. ©. abgemiejen. 

Der oberfte Gerichtshof heftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Aus dem Ganzen der im Notariatsacte enthal- 
tenen Erklärung der B ift zu entnehmen, daß die Fälligkeit ihrer Dar⸗ 
lehensſchuld nicht allein durdy den Eintritt des Tages, mit welchem 
ber Padıtvertrag ablief (1. April 1877), beſtimmt, fondern über- 
dies an bie Borausfegung geknüpft war, daß an dieſem Tage 
aud die pachtweife Benugung des Grundſtückes durd den A factiſch 
aufgehört habe, d. h. daß dasfelbe der B zurüdgeftellt worden fei. 
Der Eintritt der legteren Bedingung mußte daher von A durd eine 
Öffentliche Urkunde befcyeinigt ($. 3, Abſ. 2 Not.⸗Ord.) und, da dies 
nicht gefchehen ift, jein Erecutionsgefud abgewieſen werden. 
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Nr. 6809. 


Geſammtklage mehrerer Erben gegen einen Miterben auf 
Grund des Einantwortungsdecretes: Unzuläffige Klagen: 
häufung? — Concludente Legitimation der Vormünder zur 


Proceßführung. 


Entſch. v. 22. Jänner 1878, Nr: 720 Huibe, der sleiniürmigen Deer. 
des ©. ©. Odwiecim v. 12. Mai 1876 2161 und d Kralau 
v. 27. Seht. 1876, Nr. 11138). Sur. Bf. 1878, Nr. 26. 


Nach der Einantwortung ter Berlaffenihaft des M belangten der 
großjährige Erbe A und die Mutter und ter Mitrormund ber minders 
jährigen Erben C und D den Miterben B auf die in dem Einantwortungs⸗ 
becrete ihm aufgetragene Auszahlung (an A), refp. gerichtliche Des 
pofition (für C und D) ihrer Erböportionen. Ohne ſich meritoriſch 
zu vertheidigen, erhob der Beklagte 1. die Einwendung der Klagen⸗ 
häufung, weil mehrere Kläger ungebührlicherweife mit Liner Klage 
aufgetreten feien, weldye baher ihnen zur Trennung der Slagepunfte 
zurüdgeftellt werden müffe, und 2. die Einwendung des Mangeld der 
Klagelegitimation der Bormünderin und des Bormundes der minderjähr. 
C und D, weil fie weber die Beftellungstecrete tes Pupillargerichtes, 
no deſſen Ermächtigung zur Anftelung der Klage beigebracht haben. 
— Das Geriht erfter Inſtanz bat diefen Einwendungen flattgegeben 
und die Zurüditelung der Klage verorbnet. — Bon dem O. L. ©. 
wurde der erftgerichtliche Beſcheid in ter Erwägung beftätigt, daß 
nah Einantwortung der Erbichaft jegliche Gemeinſchaft der Miterben 
untereinander aufhört, daß alfo die von mehreren Miterben auf Grund 
besjelben Erbdecretes angebrachte Klage als eine Klage mehrerer 
verfchietener Kläger um verfchiedene bejondere Forderungen angefehen 
werden muß und deshalb wegen Sumulirung des Begehrens, behufs 
Trennung desfelben den Klägern im Sinne tes Hofver. vom 27. Sep- 
tember 1792, 3. ©. ©. Nr. 53, zurädzuftellen ift. 

Auf ten a. o. Revifionsrecurs der Kläger wurden von dent 
oberften Gerichtähofe die untergerichtlichen Befheide aufgehoben und 
bem Gerichte erfter Inftanz aufgetragen, mit Abftanpnahme von den 
gerügten Mängeln einen neuen Termin zur Verhandlung über die 
Klage anzuorbnen. Gründe: Die Klagenhäufung wurde von den 
unteren Inſtanzen ungerechtfertigterweife angenommen, da die Klage 
der Erben des M auf dem Einantwortungsvecrete beruht, alfo der 
Titel der Erben zu ihren Forderungen und zu ihren Exbtheilen ein 
und berjelbe if, das Begehren der Klage aus einem und temfelben 
Factum herrührt und der Belangte nicht einmal behauptet, daß ihm 
gegen einen jeden ber Kläger beſondere Einwendungen zuſtehen ($. 4 
wetgal. ©. O.). Auch der zweite Abweifungsgrund des Gerichtes 
erfter Inftanz ift unhaltbar. Denn da bie Abhandlung der Verlaffen- 
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ihaft des M bei dieſem Gerichte gepflogen wurde und basjelbe auch 
die Bupillarbehörde der minderjährigen C und D ift, fo hätte es ſich 
aud feinen. Amtsacken von der Berechtigung der: Diutter als Vor⸗ 
münderxin und des Mitvormundes, bevem Beftellungspecrete ebenfalls 
in: den Acten lirgen, zur Vertretung, des Minderjährigen überzeugen 
können, und zudem hat dasſelbe durch die aufrechte Verbeſcheidung ber 
Klage zur Verhandlung die Anftellung der lage aud im Namen 
der Minderjährige als: zulifig: anerfannt. Ä 


: 


Ne. 6810. 7 Ä 
Fehlerhafte Formulirung der abhandlungsbehördlichen Be⸗ 
willigung einer gruudbüchetlichen Eintragung. 

.». 22. Januer 1878, No. 782 (Bet. des Decr. des O. L. ©. Wien 
—*8 Oct. ie Nr. 17453) ©. 4 ee Nr, e Beitfär. f. d. Notariat 
1878, Nr. 28. 2 Ä on 

Das flädt.-deleg,. B. ©. zu Innsbruck bewilligte auf Grund 
einer. von ihm: erlaffenen. Erbſchaftgeinantworiung, „daß. non bem 
für M auf dem Haufe X, in Wien haftewen.Capüale ein. Theilbetrag von 
400 fl. auf den Namen des A. grundbücherlich umgeſetzt werde“, und 
erſuchte das. Grumpb.- Gericht um den Vollzug der Grundbuchshand⸗ 
lung, welder von dem Istteren. angeordnet wurde. — Auf ven. Res 
curs eined Intereſſenten verorbnete das DL. G. die Ablehnung bes 
Requiſitoriums bed Innsbrucker Bezirkögerichted, mit; der Begründ 
daß nad) 8. 102 Grundb.⸗G. eine Eintragung in das Grundbu 
nicht anderd als nady dem Inhalte. des Auftrages vorgenommen. werz 
ben. darf; daß mit ben Beſcheide des B. ©. eine grundbücherliche 
„Amfegung“ bewilligt wurde, welche Eintragung ($. 8 Grundb.⸗G) 
bem Gefege fremd ift und daß, infoferne unter der Umfegung eine 
Uebertragung verftanden werben follte, aus dem Beſcheide nicht her⸗ 
vorgeht, ob. bie Einverleibung oder Vormerkung dieſen Uebertragung 
bewilligt worden if. | 

Auf den Revifionsrecurs des A. beftätigte der oberſte Gerichts⸗ 
hof den Erlaß des O. L. G., weil nicht nur der. 8,102. des Grundb.⸗G 
den allgemeinen Grundſatz auffellt, daß eine Eintragung in das 
Grundbuch nicht: anders als. nach dem: Suhalte: des gerichtlichen Auf 
txages vorgenommen werden darf, ſondern auch ver. &. 9 ber. Im 
ſtruction zum Vollzuge dieſes Gefetzes vom 12, Jänner 1872, R. ©. 
Bl. Nr. 5, ausdrücllich vorſchreibt, daß in die Eintragung, nichts 
aufzunehmen iſt, was nicht nach dem allgemeinen Grundb.⸗G. den 
Inhalt: einer grundbücherlichen Eintzaguag zu bilder hat ($.. 98 
Grundb.⸗G.), daß das Gericht. bei. der Wahl der Ausorüde von ben 
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gefeglichen Bezeichnungen der einzutsagenden Rechte und ber Arten ber 
Eintragungen in feiner Weife abzugeben hat (88. 8 u. 9 Grundb.⸗G.), 
und daß der Grundbuchhführer Bei dem Vollzuge der Eintragung in 
Beziehung auf die Bezeichnung der Perſonen, für welche, fowie ber 
Objeete, anf welche die Eintragung erfolgt, van ber einzutragenben 
Rechte an die in der gerichtlichen Erkevigung gebrauchten Worte ge= 
bunden ift, mit Nüdfiht auf dieſe Vorſchrift und die 88. 8, 9, 5 und 
13 Grundb. G. aber die wm DO. % G. erhobenen Anſtände als 
gerechtfertigt erſcheinen. 


Ne: 6811. 


Unftatthaftigleit der grundbücherlichen Anmerbung einer Klage 

auf Widerruf einer Schenfung m fraudem creditorum. 

Entſch. n. 22. Jänner 1878, Nr. SIL Geſt. des das Verr. des B. ©. Kaufim 

0. 13. Yuguft 1877, Nr. 6902, aBänd. Deee. des D:2.@. Drag d. 28. Dt 
1977, Nr. 29369). Zeitſchrift fi d. Notariat 1898, iv. 39. 

Die Firma A Selangte dem B wegen fung ber grumb⸗ 
bücherlichen Webertragung der Liegenfchaft X von C' auf den Beklagten, 
indein fie anführte, daß die. Iutabulation des Legtern auf einer 
Schenkung des C beruße, der ihr ſchon damals 57.744 fl. fihufdig 
gewefen fei nnd durch die Derfehenkung der Liegenſchaft an den Be⸗ 
Hagten fie als Gländigerin. verkürzt habe (8. 953 0.5.6.3) — 
Unter Einen begehrte die Firma bie grundbücherliche Anmerkung ber 
Klage, welde in erfter Inſtanz bewilligt, von dem O. % ©. Hingegen 
verweigert wurde, weil zur Anmerkung einer Löfchungsklage nach 
8. 61 Grundb.⸗G. erfordert wird, daß der Anmerkungswerber durch 

‚eine Einnerleibung in. feinem bücherlichen Rechte verfett erfiheine, vie 
Firma A aber nicht gezeigt Bat, noch font zu erfeßen ift, daß fie. ein 
bücherlihes Recht befigt, pad durch die Beftrittene Eimverleibung ver 
legt. wurde. 

Der oberſte Gerichtshof beftäfigte die Emtfcheidung der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Die Firma A bat nicht dargethan, daß fie durch 
die Eintragung, bei welder die Anmerkung der Klage erfolgen foll, 
in einem bücherlichen Rechte verlegt werben iſt; fie will nurd die 
Anmerkung nur ſich im der angeblich verfchenktten Liegenſchaft einen 
Zahfungsfond fihern, um im alle des fr fie gänftigen Ausganges 
ihres gegen den Geſchenknehmer im Sinne des $. 953 a. 6. ©. ®. 
eingeleiteten Rechtsſtreites für eine außerbücjerliche Forderung, die 
fie angeblich gegen den Gefchenkgeber zu fiellem bat, anf die Liegen» 
Ideft die Execution führen zu lönnen. Die Anmerkung ihrer lage 
ift daher weder durch ven 8. 61 noch dur die im Reviflonsrecurfe 
angerufenen 88. 20 lit. b, 59 und 60 des Grundb.⸗G. gerechtfertigt. 
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Nr. 6812. 
Auslegung der Claufel eines Kaufvertrag (Anfpruch des 
Berläufers auf Zahlung des Kaufjchillingsreftes gegen feiner- 
feits bewirkte und nachgewiefene Löſchung aller eingetragenen 
Laſten). 
Eutſch. v. 23. Jänner 1878, Nr. 5101 (Beſt. des . de8 L. ©. Krakan 
v. %. Mai 1876, Nr. 12217, Abänd. des Nrth. des D.8. 5 Krakau vom 
20. der. 1876, Nr. 13951). ©. 9. 1878, S.4 

Der Vertrag vom Yahre 1831, mit weldem C fein Out X 
dem D verkaufte, enthielt das Verſprechen des Verkäufers, alle auf 
dem Gute haftenden Schulden und Laften zu löſchen und dem Käufer 
einen die Laftenfreiheit nachweiſenden lanbtäflihen Auszug zu über- 
geben, und das Gegenverſprechen des Lestern, nad Empfang dieſes 
Ertract8 den Rauffchillingsreft per 500 fl. zu zahlen. Der Bertrag 
wurde im Yahre 1846 in die Landtafel eingetragen und das Pfand- 
recht des C für die Summe von 500 fl. mit obiger Klaufel pränotirt. 
Nachdem einerfeitE das Eigentbum des Gutes auf den B. und bie 
Kaufſchillingsreſtforderung von dem Berfäufer C auf den A grund- 
bücerli übergegangen war, belangte A im Jahre 1874 den B unter 
Borlage eines die Laftenfreiheit des Gutes X nachmeijenden Lands 
tafelauszuges mit der Rechtfertigungs- und Zahlungsflage in Betreff 
ber 500 fl. — In Folge der Einwendung des Bellagten, daß bie 
im Jahre 1831 begonnene Verjährung des Anſpruches des Klägers 
eingetreten fei, erkannte das Gericht erfter Inftanz auf Abweifung 
ber Klage. — Bon dem O. %. ©. wurde dem Klagebegehren ftatt- 
gegeben, weil die Verjährung erft im Jahre 1846 mit dem Tage 
ber büderlihen Vormerkung des bedingten Pfantrechtes für die 
Summe von 500 fl. ven Lauf begonnen habe, mithin nad den Be— 
flimmungen des 8.1479 0.6. ©. B. und des Hofer. v. 29. Auguft 
1818, J. ©. ©. Nr. 1567, zur Zeit der Klage noch nicht vollendet 
war und der Kläger mit dem Grundbuchsauszuge die Löſchung 
ſämmtlicher Laften des Gutes X, daher die Erfüllung der Bebin- 
gungen des Kaufvertrages vom Jahre 1831 nachgewieſen babe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urtheil. 
Gründe: Dem Kläger Ing ver Beweis ob, daß C ober er ſelbſt 
als deſſen Succefjor die oberwähnte Bedingung, von welder das 
Recht die Zahlung der 500 fl. zu fordern, abhängt, erfüllt babe. 
(88. 898 und 699 des a. b. ©. B.). Der Kläger behauptet, dieſer 
Derbindlichkeit durch den ber Klage beigeſchloſſenen Tabularextrakt 
nachgekommen zu fein, indem darin alle Laſten als gelöſcht erſcheinen. 
Daß aber dies bei dem Widerſpruche des Beklagten, nad beffen 
Behauptung die Löſchung der fraglihen Laften nicht durch C oder 
feinen Rechtsnehmer, fondern durch D bewirkt wurde, nicht genügen 
Tönne, daß daher der Kläger das von der Erfüllung der oberwähnten 
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auffhiebenden Bedingung abhängige Recht nicht erworben habe, ergibt 
fih von felbft, wenn erwogen wird, daß vertragsmäßig zur Löſchung 
ver fraglichen Laſten der Verkäufer C verpflichtet war und nad ber 
ausdrücklichen Beftimmung des 8. 699 des a. b. ©. DB. das bebingte 
Recht nur duch genaue Erfüllung der Bedingung erworben wird, 
der Kläger aber nicht bewiejen bat, daß die ans dem Tabularertrakte 
erfichtliche Löfchung der in Rede ftehenden Laften durch C oder durch 
ibn felbft als deſſen Nachmann bewirkt wurde. Wenn aljo aud 
(nad) der richtigen Anficht des DO. L. ©.) die vom Belangten vor- 
gebrachte Einrede der breißigjährigen Verjährung unftatthaft ift, jo 
mangelt dem Klagebegehren nad dem Gefagten die gefetzliche Be- 
grändung, zumal die Behauptung des Klägers, daß bie erwähnte 
Bertragsbeftimmung nit als eine Bedingung, ſondern als bloße 
Befriſtung ber Zahlungsverbindlichkeit anzuſehen ſei, weder in dem 
Wortlaute noch in dem Sinne dieſes und des damit im innigſten 
Zuſammenhange ſtehenden voraufgehenden Vertragsabſaßzes, worin 
der Verkäufer ſeine Verbindlichkeit zur Löſchung aller auf dem ver⸗ 
kauften Gute haftenden Schulden und Laſten anerkennt, ihre Recht⸗ 
fertigung findet. | 


Nr. 6813. 


Zurüdweifung der Einrede gegen eine Bauaufforberungs- 
Hage in Folge der Rechtskräftigkeit des über dieſelbe er- 
gangenen Beſcheides. 


ch. v. 23. Jänner 1878, Nr. 15180 Bent. der a Der. bed 

8.6. Wallern v. 20. Oct. 1877, Nr. 2 Prag vom 
6. Nov. 1877, Nr. 30163). s. Fi 1878, ©. 178. 

"A, welder in dem Hofe feines Haufes einen Bau führen 
wollte, ftieß bei der nady Hofder. v. 5. Mär; 1787, 3. ©. ©. Nr. 641, 
angeordneten Verhandlung vor der politifhen Obrigkeit auf ven 
Widerfprud feines Nachbars B, weil die auf den Hof des A gehenden 
Fenſter des B'ſchen Haufes dadurch verbaut würden. A betrat daher 
ven Rechtsweg nad 8. 72 a. ©. D., indem er mittelft lage ben 
B aufforverte, das Fenſterrecht, deſſen er fi berühmte, barzuthun. 
Mit Befcheid vom 18. September 1877 wurde die Aufforderung dem 
B mit dem Bedeuten zugeftellt, dagegen feine Klage binnen 30 Tagen 
fo gewiß zu überreichen, widrigens ihm das ewige Stillihweigen auf: 
erlegt und dem Aufforberer geftattet werden würde, nad) dem ein- 
gelegten Banplane feinen Bau vorzunehmen. B beantwortete aber 
bie Aufforderungstlage mit einer Einrede, worin er das Aufforderungs⸗ 
reht des A beftritt. — Diefe Einrebefchrift wurde von beiden 
Untergerichten als unzuläflig zurüdgewiefen, weil — nad) den ober⸗ 

Glafer, Unger u. Walther Entf. XVI. 4 
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gerihtlihen Motiven — in bem Falle. der Aufforderung bei einem 
vorzunehmenben Baue die Beantwortung derſelben durd eime Einrede 
gemäß $. 720. G. O. ausgeſchloſſen ift, vielmehr durch bie politifche 
Berhandlung, welde nah Hofder. vom 5. März 1787, 3. ©. ©. 
Nr. 641, dem Aufforderungsverfahren voranzugehen bat, bereits 
fihergeftellt fein muß, daß der Aufgeforberte gegen den vorzunehmenden 
Bau Widerſpruch erhoben, daher fich feines Rechtes dawider ge- 
rühmt bat. | 

B ergriff den a. o. Reviſionsrecurs, welcher von dem oberften 
Gerichtshofe in Hinblid auf den Inhalt des -über die Aufforderungs- 
lage des A ergangenen und in Rechtskraft erwachſenen Beſcheides 
ber erſten Inſtanz vom 18. September 1877, wodurch B angewieſen 
worden iſt, dagegen ſeine Klage binnen 30 Tagen zur Vermeidung 
der Auflage des ewigen Schweigens zu überreichen, wegen Mangels 
der Bedingungen des Hofder. vom 15. Februar 1833, J. ©. ©. 
Nr, 2593, verworfen wurbe, 


Nr. 6814. 

Unabhängigkeit der fachlihen Haftung für Uebertragungs⸗ 
gebühren von einer vorhandenen perſönlichen Haftung. 
EutiM. v. 23. Jänner 1878, Nr. 12 (Beit. des Decr. des B. ©. Fallenan 
». 18. Anguſt 1877, Nr.4165, Abänd. des Decr. des O. L. G. Prag v. 29. Oct. 
1877, Nr. 28043). ©. 3. 1879, Nr. 97. 

Die Actiengefellfchaft B kaufte das Gut X und verpflichtete 
fi zur Zahlung..ver Bermögensübertragungsgebühr per 11.609 fl., 
welche für ben Fiseus auf der Liegenfthaft intabulirt wurde. Die 
Geſellſchaft kam in Concurs, das Gut wurde im Crecutionswege 
verkauft und im erfter Inftanz bie Gebührenforberung vor den Hypo⸗ 
thefen auf den Saufjchilling angewiefen. — Das DO. L. ©. verwies 
die Gebührenforderung nur für den Fall auf das Meiftgebot, als 
dieſe Gebühr nicht aus der Concursmaſſe der Gefellfchaft zur Zahlung 
fommt, weil die leßtere im Kaufvertrage die Zahlung der Gebühr 
übernommen bat, und nur, wenn der Fiscus auf dieſe Weife nicht 
zur Befriedigung kommt, die ſachliche Haftung der Realität ($. 72 
bes ©. ©. vom 9. Bebruar 1850, R. ©. BI. Nr. 50) eintritt. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte die erftgerichtliche Verordnung, 
weil die Gebühr auf der Realität pfandrechtlich haftet, die im $. 72 
des ©. ©. beftimmte Haftung der Sache an keine Bedingung, fomit 
auch nit an ‚die vorgängige Geltendmachung gegen die gebühren- 
pflihtige Partei geknüpft ift, und die Eröffnung des Concurſes daran 
nichts zu ändern vermag, vielmehr bie Anweifung auf das Meeift- 
gebot durch die 88. 31, 41,.43, 171 ver E. DO. gerechtfertigt ift. 
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Nr. 6815. 

Auftragung des Haupteibes an einen ber Streitgenofien: 
Umfang der Kenntnig der zu befchwörenden Thatfachen 
auf Seite des Delaten, 

Entſch. v. 24. Jänner 1878, Nr. 5633 (Beft. des Urth. des B. ©. Starolinen- 
thal v. 16. Non. 1876, Nr. 44038, Abänd. des Urth. des O. * G. Prag v. 
9. Februar 1877, Nr. 5170). ©. 3. 1878, Nr. 4 

M —88 ſein Haus dem N, welcher auf den uffhiling 
die Zahlung eines Theils der Satzpoſten übernahm und für den 
Kaufſchillingsreſt von 1237 fl. das Haus dem Verkäufer verpfändete, 
der ſich zur Zahlung der von N nicht übernommenen Satzpoſten vers 
pflichtete. Auf dem Haufe wurde zur Sicherftellung des Kaufſchillings⸗ 
reftes per 1237 fl. Tas Pfandrecht für M und hiebei für N das 
Superpfandredt zur Sicherftelung der Berpflichtung des M zur Zah: 
[ung der von N nicht übernommenen Saßpoften, einverleibt. Das 
Haus wurde fodann von N dem A verkauft, für venfelben das 
Eigenthum einverleibt und das kei der Pfanpforberung des M per 
1237 fl. fie N haftende Superpfandredt grundbüderlihd auf den A 
übertragen, A, welder behauptete, die Satzpoſten, zu deren Zahlung 
M verpflichtet war, aus Eigenem gezahlt zu haben, brachte gegen M, 
ferner gegen B, C und D, Gläubiger des M, welde Superpfand- 
rechte an deſſen Forderung per 1237 fl. erworben hatten, eine Klage 
an, mit tem Begehren, zu erfennen, daß durch diefe von ihm ge— 
leiftete Zahlung die Kauffchillingsreftforderung des M per 1237 fl. 
ope compensationis getilgt und das zur Sicherjtellung diefer Forderung 
für M auf dem Haufe einverleibte Pfandrecht, fowie die für B, C 
und D darauf haftennen Superpfandrecdhte zu löſchen fe. Zum 
Beweife der Zahlung der von ihm nicht übernommenen Saßpoften 
für M, trug der Kläger dem M den rückſchiebbaren Haupteid auf. 
M farb vor Zuftellung der Klage und der Wechtöftreit wurde 
gegen deſſen Berlaffenfchaft und die Mitbelangten B, C und D 
fortgeführt. — Das Gericht eriter Inſtanz erkannte auf ben cbigen, 
ben Sweitbellagten B aufgetragenen Haupteid und machte von 
dem Erfolge dieſes Beweismitield den Ausgang des Nechtsftreites 
abhängig. — Das O. L. ©. erkannte auf unbebingte Abweifung 
ber Klage aus folgenden Gründen: Die erftgerichtliche Auf— 
tragung des Haupteides an ben Zmweitbellagten, um den Rechtöftreit 
auch gegen den Erftbeflagten, reip. gegen feine Verlaſſenſchaft zu 
entſcheiden, ift nicht zuläflig. Denn es Handelt fi zunächft um das 
Erlöfhen des Nechtes des Erftbeflagten und um Thatfadhen, von 
welchen er Kenntniß Haben fonnte, ber Zweitbeklagte aber offenbar 
feine Kenntnig bat, weshalb biefer zur Burüdihiebung des Eides 
genöthigt wäre. Die Auftragung des Haupteides an den Zweit—⸗ 
beffagten in einer auch für den Erftbeflagten wirkfamen Weife würde 


4* 


— 2 — 


auch der Vorſchrift des 8. 207 a. G. O. widerfpredden, nach welcher 
der Haupteid über fremde Handlungen nur Demjenigen aufgetragen 
werden Tann, der im eigenen Namen Proceß führt, während bier ber 
Eid dem Zweitbellagten aud Namens des Erftbeflagten aufgetragen 
würde. Wenn nun bie lage beim Mangel eined® andern Beweis- 
mitteld für den Klagegrund rädfichtlih des Erftbellagten abzuweiſen 
ift, jo folgt daraus auch die Abweifung rückſichtlich der Mitbeklagten, 
weil das Erlöfchen der Rechte der Mitbeflagten im vorliegenden Yalle 
nur als rechtliche Folge des Erlöſchens des Rechtes der Erftbeflagten 
eintritt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
in Erwägung, daß die Annahme des DO. L. G., daß B nidt im 
eigenen Namen Proceß führe, ungegründet ift, weil ee fih auh um 
ben Beftand feines Superpfandrechts handelt; daß ihm daher aller- 
dinge auch Über ihm fremde Handlungen der Haupteib aufgetragen 
werden kann; daß die a. G. O. für die Auftragung des Haupteides 
nicht fordert, daß die zu beſchwörenden Umftänbe unmittelbar vom 
Delaten wahrgenommen worben find, fondern eine derartige Beſchaffen⸗ 
heit der Umftände genügt, daß biefelben zur Kenntniß bes Delaten 
gelangen konnten, und daß im vorliegenden Falle fein Grund für bie 
Annahme des Obergerichted vorliegt, daß B von der zu beſchwörenden 
Thatſache keine Kenntniß hatte. 


Nr. 6816, 
Unzuläffigkeit der fogenannten Zafchenpfändung. 


vs dv. 24. Jänuer 1878, Nr. 501 8 eſt. der „gie förmigen Deer. des 
Brag d 2. 48. Nov. 1877, Jr. 104985 und 6. Prag vom 
Dec. 1877, Nr. 32695). ©. 9. 18, ©. — 

In dem 1 Mobilienpfändungsgefuce bed A gegen feinen Schulbner 
B wurde begehrt, daß aud die Habe, welde B bei fich trägt, ge⸗ 
pfändet werde. — Beide Untergerichte verweigerten die Bewilligung 
diefer f. g. Taſchenpfändung, weil die Erecution nie in eine, wenn 
auch nur momentane Befchränktung der perfönlichen Freiheit des Exe- 
cuten ausarten dürfe. 

Dagegen ergriff A den a. o. Recurs, welcher von dem oberjten 
Gerichtshofe bei dem Abgange ver Borausfegungen des Hofder. vom 
15. $ebruar 1833, 9. ©. ©. Nr, 2593, abgewiefen wurde, 
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Nr. 6817. 


Unterbregung des Streitverfahrens wider fämmtliche Streit- 
genoften im alle der Eröffnung des Concurfes über einen 


berjelben. 
ch. v. 20. Jänner 1378, Ne. 611 (Beft. der gleihfürmigen Deer. des 
X, . Kralen, — 20. Mür 1877, Nr. 3044 und ded 5 Ay 2. ©. Krakau vom 


3. Auguft 1877, Nr. 8524). ©. 9. [876 '& 60. 


Wihn des von A gegen B und zwei Genoſſen eingeleiteten 
Proceifes wurde über das Vermögen des B der Coneurs eröffnet. — 
In Folge deſſen unterbrach das Proceßgericht fogleih, ohne aa 
auf die übrigen Meitbelangten, das Streitverfahren nah 8.7 C. O 
und das O. L. G. beftätigte dieſe Verfügung. 

Der Kläger ergriff den a. o. Recurs, welcher von dem oberſten 
Gerichtshof mit folgender Begründung Lerworfen wurde: Bei dem 
durch die Klageanbringung geſchaffenen Verhältniſſe der Streitgenofjen- 
ſchaft der Beklagten, welches, in ſo lange es dauert, den gleichmäßigen 
Proceßgang in Rückſicht aller Streitgenofjen erforderlich macht, und 
durch den Zwiſchenfall der Concurseröffnung gegen einen derſelben 
an ſich nicht behoben wird, erſcheint es zur Vermeidung von ordnungs⸗ 
flörenden und verwirrenden Folgen als unthunlich, daß der Proceß 
dem Einen Streitgenoffen gegenüber unterbrodhen wird, während er 
gegen die anderen Mitbelangten fortfchreitet. Aus dieſer, durch den 
Zwed eines geregelten Proceßganges gebotenen Rüdfiht muß fi der 
Kläger die, durch den Concursfall des Erftbeflagten heroorgerufene, 
im $. 7. &. O. normirte einftweilige Unterbrehung des anhängigen 
Streitverfahrens auch bezüglich der anderen zwei Mitbelangten und zwar 
bis zum Ausgange der Über die Yorbderungsanmeldung abzuhaltenden 
Liquidirungstagfahrt gefallen laſſen, deren Ergebriß den Kläger erft 
in die Lage verfegen wird, den Proceß — je nad) Umſtänden, ent 
weder gegen alle Mitbelangten, oder nur gegen einige derſelben — 
gemäß 8. 134 C. O. wieder aufzunehmen. 


Nr. 6818. 
Einfluß der Concurseröffnung auf einen anhängigen Rechts- 
Nee: Vortfegung oder Erneuerung des Verfahrens? 


Sail. 29. Jänner 1878, Nr. 808 (Beft. des Decr. ded H. ©. Prag 
‚15. Sit. N Nr. 93224, Aband. des Decr. des O. 8 8 Prag voni 
6. Nov. 1877, Nr. 31757). ©. 9. 1878, ©. 1 


Die —— Aerwirkte gegen B für eine N eitefforrerun 
per 2100 fl. ven Zahlungsauftrag des H. ©. Prag, welder, da 
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inzwifchen über dad Vermögen des B von bem befagten Gerichte der 
Concurs eröffnet ward, dem Concursmafjeverwalter zugeftellt wurde. 
Diefer überreichte jeine Einwendungen gegen den Zahlungsbefehl und 
bet der hierauf angeorbneten Berhandlungstagfahrt wurde einver« 
ſtändlich das Verfahren bis zum Belanntwerben des Ergebniffes ver 
allgemeinen Liquidirungstagfahrt (8. 67 C. O.) eingeftellt und biefe 
Einftelung auch mit Beſcheid des Concursgerichtes ausgeſprochen. 
Darauf überreichte die Vorſchußcaſſe gegen den Concursmaſſeverwalter 
eine neue Klage mit dem Begehren um Wiederaufnahme des ein⸗ 
geſtellten Verfahrens und Liquiderkennung der Forderung in der 
III. Gläubigerclaſſe. — Das Concursgericht verbeſchied die Klage zur 
Einrede. — Das O. % ©. Hingegen verorbnete auf den Recurs 
der Vorſchußcaſſe die Wiederaufnahme des unterbrochenen Verfahrens 
und erließ, mit Berädfihtigung der vom Concursmafjeverwalter be- 
reit8 angebradhten Einwendungen, den Auftrag an die Vorſchußcaſſe, 
binnen 14 Zagen die Replik zu erftatten, weil über die Klage ber 
Vorſchußcaſſe gegen B peto. Wechjelforderung per 2100 fl. mit dem 
obigen Zahlungsauftrage das Verfahren bereits eingeleitet und bie 
zur Erledigung der eingebrachten Einwendungen geviehen war, wegen 
der Goncurseröffnung jedoch unterbroden wurde, daher bie derzeit 
nah Vorſchrift der C. D, rectificirte Klage nit als eine neue 
Klage zu behandeln, ſondern in Wiederaufnahme des früheren Ber- 
fahrens gemäß 8. 134 C. O. der Klägerin die Erftattung der Replik 
aufzutragen ift. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte den erftgerihtlihen Beſcheid 
in der Erwägung, daß der Zahlungsauftrag nody gegen den B er» 
gangen und nur bie Zuftellung desjelben an ven beftellten Concurs⸗ 
mafjeverwalter erfolgt ift; daß der Zahlungsauftrag in Folge ber 
dawider eingebrachten Einwendungen nicht rechtskräftig geworben ift, 
daher als eine Entjheidung in der Hauptjache nicht angefehen werden 
kann, mithin der Fall des $. 134 C. O. eintritt, und daß gemäß 
$. 131 C. D. die befonderen Proceffe auch in ven zum Wechfel- 
verfahren geeigneten Fällen nad) den Vorſchriften über das orbentliche 
Berfahren zu verhandeln und zu entfcheiden find. 


Nr. 6819. 
Annullivung des gegen einen Minderjährigen geführten 
Proceffes auf deſſen eigenes, nach eingetretener Großjährig- 
keit gejtelltes Begehren. 


utſch. d. „m inner 1878, aut. 926 (Beit. des bus Decr. des B. G. Tabor 

23 . 1877, Nr. 10856, aufbeb. Decr. ded O. L. G. Prag vom 
"m Der. 1877, * 33787). ©. H. 1878, ©. 473. 

Das Gefuh des großjährigen B um Bernichtigung ber gegen 

ihn während feiner Minverjährigfeit auf mehrere Wechfelllagen des A 
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erlaffenen. Zahlungsaufträge und Executionsbeſcheide wurde, nad) vor⸗ 
gängiger Anhörung beider Theile, in erſter Inſtanz mit der Begrün- 
dung abgewiefen, daß nad dem Inhalte der Hofber. vom 4. Juni 
1789, 3. ©. ©. Nr. 1015, lit. f, und v, 14. Oct. 1808, I. ©. ©. 
Ar. 629, nur dem gejeglihen Bertreter der Partei, die fich felbft 
zu vertveten nicht berechtigt ift, bevorfteht, die Annullirung gerichtlicher 
Entfcheidungen, welde gegen fie ergangen find, zu begehren. — 
Auf den Recurs des A hat das DO. L. ©. die erfigerichtlihe Verord⸗ 
nung befeitigt und dem Gerichte hie Entſcheidung über das Geſuch 
bes B mit Abflanpnahme von dem obigen Abweifungsgrunde anfe 
getragen, weil, wenn nad dem Hofder. v. 4. Juni 1789, 9. ©. ©, 
Nr. 1015, jelbft der Vertreter einer nicht eigenberechtigten Perjon 
um die Annullirung gerihtliher Entfeheidungen, bezüglich welcher ber 
noch nicht eigenberechtigte Intereſſent dem. Gefege entſprechend nicht 
vertreten war, anzulangen beredtigt ift, das Einjchreitungsreht um 
jo weniger dem inzwifchen eigenberedhtigt geworbenen Intereſſenten 
abgeſprochen werben Tann. 

In Erwägung, daß das Hofder. v. 4. Juni 1789, I. ©. ©. 
Nr. 1015, allerdings die noch vorhandene Dauer der Minderjährig- 
teit einer Perfon, gegen welche mit Uebergehung ihres gejegmäßigen 
Vertreters gerichtliche Schritte veranlaßt worden find, zur Voraus⸗ 
fegung hat, daß aber dadurd die Berechtigung des inzwischen groß- 
jährig Gewordenen zur Beftreitung der gegen ihn während der Min- 
berjährigleit mit Uebergehung feines gejetlihen Vertreters eingeleiteten 
gerichtlichen Schritte und Verfügungen nicht ausgeichleflen ift — bat 
der oberſte Gerichtshof die obergerichtlihe Verfügung beftätigt. 


Nr. 6820. 


Koften der gerichtlichen Vollftredung von Erfenntnifjen der 
Grundlaften-Ablöfungscommiffionen. 


Entſch. v. 29. Jänner 1878, Nr. 1066 (Abänd. der nleihfärmigen Derr. 
des 8. G. Rzeszow v. 27. April 1877, Nr. 3067 und des O. L. G. Kralan 
v. 15. Nov. 1877, Nr. 11415). ©. H. 1878, ©. 196. ; 

Das Gefuh des A um Vollziehung von zwei Grfenntniffen 
ber Lemberger Grundlaften » Ablöfungs- und NRegulirungs - Landes» 
Commiſſion gegen mehrere. Örunbbefiger wurde von dem Gerichte 
erfter Inſtanz dur Erlafjung des Auftrages an die Lebteren, bei 
Geldſtrafen den Erkenntniſſen ver Landescommiffton nachzukommen, 
bewilligt, allein da8 weitere Begehren des A um Zuſpruch der Koften 
be8 Executionsgeſuches abgewiefen, weil es fich desfalls nicht um bie 
Bollftredung eines gerichtlichen Exrkenntnifjes handelt. — Das O. L. ©. 
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Seflätigte ben erfigerichtlichen Beſcheid und motivirte bie Abweiſung 
bes Koftenerfaganfpruches damit, Daß die Gegner erit unter Andro» 
Yung von Gelbfirafen aufgefordert worden find, bie Erkenntniſſe der 
Landescommiſſion zu erfüllen. 

In Erwägung, daß endgiltigen Erkenntniſſen ber genannten 
Landes⸗Commiſſion im Vollſtreckungsverfahren nach 8. 38 des Pat. 
vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, dieſelben Rechtswirkungen, 
wie den gerichtlichen Erkenntniſſen zuzukommen haben; daß hiernach 
dem Executionsführer ver in den 88. 24 und 26 des Geſetzes v.16. Mai 
1874, R. ©. Bl. Nr. 69, begründete Anſpruch auf Hereinbringung 
der von ihm zur zwangsweiſen Rechtsdurchſetzung aufgewendeten noth- 
wendigen Koften von den Gegnern nicht abgeſprochen werben Tann, 
— bat der oberfte Gerichtshof auf den a. 0. Kecurd bed A ben 
Erecuten den Erſatz der Koften feines Vollſtreckungsgeſuches aufgetragen. 


Nr. 6821. 


Bertragsmäßige Verpflichtung des Cedenten einer verzins- 

lichen Forderung zur Leiftung einer percentuellen „&on- 

ventionalftrafe” im Falle ausbleibender pünktlicher Bezahlung 
durch den Cefjus: Rechtliche Unwirkfamfeit derſelben. 


Entid. v. 30. Jänner 1878, Nr. 11583 (Beft. des Urth. des B. ©. Kojetein 
vd. 6. Juni 1877, Nr. 5026, Abäud. des lirth. ded DO. 2. ©. Brünn vom 
10. Juli 1877, Nr. 6815). ©. 3. 1878, Nr. 18. 

Die Eheleute B cebirten entgeltlih dem A ihre hypothekariſch 
fihergeftellte, verzinsliche Yorberung von 2330 fl. bei C mit aus⸗ 
brüdlicher Uebernahme der Haftung für die Richtigkeit und Einbring- 
lichkeit, jowie für die pünktlide Zahlung der am 1. Yänner 1876 
verfallenden Forderung und mit dem Verſprechen, für den Yall, daß 
C die Zahlung an dem befagten Tage nicht leiften würde, 395 bes 
Gapitalbetrage8 per mese bis zur Zahlung als Conventionalfirafe 
zu entrichten. Nach eingetretener Mora des C belangte A bie &e- 
benten auf Grund dieſes Verſprechens um die Zahlung der bis zum 
Slagetage mit 419 fl. berechneten Conventionalftrafe, Die Beklagten 
wenbeten ein, daß dem A fein Schade erwachfen fei, da ihm bis zur 
Zahlung des Capitals die Zinfen fortlaufen, und daß keinesfalls der 
Schade von ihnen verfhuldet worden fe. — Das Gericht erfter In⸗ 
ftanz erfannte auf Abweifung des Klägers, indem «8 von der Anſicht 
ausging, daß die Konventionalftrafe nah $. 1336 a. b. ©. 2. nur 
zwifhen dem Schuldner und dem Gläubiger bevungen werden könne, 
mithin die von den Cedenten mit dem @effionar geteoffene Berein- 
barung gejegwidrig und rechtsunwirkſam fe. — Von dem O. L. ©. 
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wurde das Verfprechen der Eonventionalftrafe in Hinblid auf $. 1350 
a. b. G. B. und auf das Gefeg vom 14. Juni 1865, R. ©. Bl. 
Nr. 62, principiel als rechtsgiltig anerkannt und deshalb und in 
weiterer Erwägung, daß die Vorausbeflimmung einer Conventional- 
firafe für den Fall des Eintrittes einer gewiſſen Eventualität ben 
Kläger von jeder weiteren Beweislaft in Betreff des ihm hiedurch 
etwa zugefügten Schadens entbindet, dem Klagebegehren mit Ermäßi- 
gung des Strafbetrages ($. 1336 a. b. ©. 2.) auf !/,% per mese 
flattgegeben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erfigerichtliche Urtbeil mit 
ber Begründung , daß die Conventionalftrafe ein dem Betrage nad) 
in vorhinein beftimmter Schadenerfag ift, wie fi aus der Einreihung 
des $. 1336 a. b. ©. B. in dem Hauptftüde über Schadenerſatz 
und Genugthuung und aus der Definition der Conventionalftrafe in 
biefem Paragraph (VBergütungsbetrag für den durch die nicht genaue 
Erfüllung eines Verſprechens verurfachten Schaden) ergibt; daß das 
Recht auf Schavenerfag einen duch Verſchulden verurfadhten Schaden 
vorausfegt; daß aber der Kläger durch die verzögerte Zurückzahlung 
bes Capitals, für bie er mittelft der flipulirten Zinfen ſchadlos ge- 
halten wird, einen weiteren Schaden nicht erleidet und daß in keinem 
Galle ein Verſchuiden der Beklagten vorliegt, da ſie nicht ſelbſt zur 
Zahlung des Capitals in einem beſtimmten Zeitpunkte ſich verpflichtet, 
ſondern nur die Haftung für die Richtigkeit und Einbringlichleit ber 
cedirten Forderung übernommen haben. 


Nr. 6822, , 


Unzuläffigkeit der Verweigerung eines Duplicates der Erb- 
einantwortungsurfunde bis zur erfolgten Berichtigung nach- 
träglich vorgefchriebener Gebühren. - 


Entih. v. 30. Zünner 1878, Nr. 916 (Abänd. der gleihfürmigen Decr. 
bes L. ®. Brag dv. 30. Oct. "1877, Nr. 97838 und ded O. L. s rag vom 

10. Dec. 1877, Nr. 33165). G. H. 1878, ©. 198 

Gegen die der A bereit? eingeantwortete Berlaffenfchaft des M 
bat die Steuerbehörde nachträglich eine Gebühr vorgejchrieben. Des- 
bafb wurde das von der B angebradte Gefuh um Hinausgabe eines 
Duplicates der Einantwortungsurfunde von dem Abhandlungsgerichte 
mit dem Bedeuten zurüdgemwiejen, daß fie vorher bie Berichtigung ber 
nachträglich ‚bemefjenen Gebühr auszumeifen Habe. — Das O. L. ©. 
beftätigte diefen Beſcheid mit ver Begründung, daß die Borausfegungen 
ber 88. 149, 174 des kaiſerl. Patentes v. 9. Auguft 1854, R. ©. Bl. 
Nr. 208, (für die Erbfchaftdeinantwortung) nicht vorhanden find, weil 
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bie. A. die Zahlung der weiter vorgeſchriebenen Nachlaßgebühren nicht 
aus gewieſen hat; daß die Frage, ob dieſe nachträglichen Gebühren 
mit Recht oder nicht mit Recht vorgeſchrieben wurden, nicht von dem 
Abhandlungsrichter auszutragen iſt und die Hinausgabe des Originals 
der Einantwortungsurkunde an die A nicht hätte geſchehen können, 
wenn dem Richter zur Zeit ber Ausfolgung des Driginald die Bor 
fohreibung der Nachtragsgebühr bekannt gewefen wäre. 

Der oberfte Gerichtshof hat dem a. o. Nevifionsrecurje der A 
ftattgegeben und dem Abhandlungsgerichte die Hinausgabe bes Dupli- 
cate8 an die Recurrentin aufgetragen, weil durch die Ausfolgung (bes 
Driginald) der Längft rechtskräftigen Einantwortungsverorbnung bie 
Abhandlung der Verlaſſenſchaft des M beendet worden ift und bie 
Rechtswirkung der Einantwortung durch eine nahträglih aus mas 
immer für einem Grunde erfolgte Vorſchreibung einer weiteren Ge⸗ 
bühr nicht aufgehoben werden kann, wie dieß insbeſondere aus dem 
8.179 des kaiſerl. Patentes v. 9. Liuguſt 1854, R. G. Bl. Nr. 208, 
hervorgeht, ſomit die Vorſchreibung eines Gebührennachtrages auch 
der Hinausgabe eines Duplicates der Einantwortungsurkunde an den 
im Sinne des 8. 139 des kaiſerl. Patentes vom 3. Mai 1853, 
R. G. Bl. Nr. 81, berechtigten Erben nicht im Wege ſteht. 


Nr. 6823. 
Zuläffigfeit der actio hypothecaria zur Realifirung eines 
auf Grund des 8. 822 a. b. ©. DB. fichergeftellten Ber- 
mächtnißanſpruchs. — Verpflichtung zur Entrichtung der 
Zinfen eines frommen Vermächtniſſes vom Todestage des 
Erblaffers an. 


Entſch. v. 31. Sänner 1878, Nr. 14738 (Beit. des dus au De de Fr * 
Tarnow v. 30. Nov.1875, Nr. 11696, abänd. Nrth. d 
v. n — 1877, Nr. 7750). G. 9. 1878, 345. 

M bat den. B al8 Univerfalerben eingefegt, dem Bernarbiner- 
Convent A die Summe von 100 fl. vermadt und einen befonderen 
Fond zur Bezahlung dieſes Legates beſtimmt. Auf Einfchreiten des 
Vermächtnißnehmers wurde das Legat durch Pränotation auf der dem 
B durch Codicill des M insbefonders zugemwendeten Liegenſchaft X mit 
ber Klaufel des $. 822 a. b. G. 2. fichergeftellt und nach ver Erbs⸗ 
einantwortung belangte ber Convent A den B mit der Hypothekar⸗ 
klage und aud als Perfonalfhulpner auf Zahlung ber 100 fl. und 
Gpercentiger Morazinjen feit dem Todestage des M. — Das Gericht 
erfter Inſtanz hat das Petit der Hypothekarklage abgewiefen unb ven 
B als Perſonalſchuldner zur Zahlung ver 100 fl. und der Morazinfen 
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vom Tage der Klage an verurtheilt. — In zweiter Inſtanz wurde 
auch der Hypothekarklage, ſowie dem Begehren des Klägers um: Zus 
erfenming ber Zinfen feit dem Todestage des Erblaffers ftattgegeben. 

Auf die Revifionsbefchwerde des B beftätigte ber oberfie Ge— 
richtshof das Urtheil des DO, 8. ©. Gründe: Der Bellagte hat 
feinen gegründeten Anlaß zur Beſchwerde, daß ihm die Zahlung 
ſpeciell auch aus der Hypothek der Realität X, auf welcher die Sicher⸗ 
fiellung des Legates mit ver Kfaufel des S. 822 a. b. ©. B. erwirft 
worden ift, auferlegt, beziehungsweife die erwirkte Pränotation für 
gerechtfertigt erklärt wurde, um jo weniger, als die noch vor ber 
Einführung bes Grundb.⸗G. vom 25. Yuli 1871 erwirkte Präno- 
tation nad) den früheren Gefegen zu beurtheilen ift, daher im Sinne des 
8.453 a. b. G. B. zur Rechtfertigung der Pfandrechtspränotation nur 
die Rechtfertigung der diesfälligen Forderung erforberlih war, gleiche 
wie andererſeits mit dem rechtöfräftigen Decret ver Einantwortung 
des Nachlaſſes des M das Codicill desjelben, womit er dem Beklagten 
die obige Realität vermachte, aufrecht erhalten wurbe, und biemit der 
auf Grund des 8. 822 a. b. ©. B. der PBränotation beigefügte Vor⸗ 
behalt entfallen if. Der Umftand, daß der Erblaffer dem Bellagten 
zur Entrichtung des Legates einen befonveren Fond zugewendet bat, 
ift desfalls ganz gleichgiltig. Der Zufprudh der Zinfen vom Todes⸗ 
tage des Erblafjerd an erſcheint in Hindlid auf den gefeglichen Zah» 
lungstag ber frommen Bermädtniffe, wie folder in dem $. 685 
a. b. © 8. beftimmt if, auf den Inhalt des Hofder. vom 12. Juli 
1822, 3. ©. ©. Nr. 1880, wornach bei frommen Bermädtniffen die 
Intereffen vom Todestage des Erblafjers zu berechnen find, und auf 
bie Beftimmung bes 8. 1334 a. 5. ©. B., wornach dem Schuldner 
eine Derzögerung zur Laft fällt, wenn er den durch das Geſetz be- 
ſtimmten Zahlungstag nicht zuhält, als gerechtfertigt. 


Nr. 6824. 


Rechtliche Natur und Behandlung von Simultanhypothefen: 
Anwendbarkeit der Vorſchrift des 8. 37 €, O. außerhalb 
des Concurfes. 


Fugs, h 4 Februar 1878, Nr. 11402 (Abänd. der Bleiniärminen 
Urth. des 8. ©. Trieft v. 10. Dec. 1876, Nr. 34373 und des DO. 2. ©. 
Trieft ⸗ 1. Inni 1877, Sir. 1450). 5 1878, Nr. 23. Gazz. dei Trib. 


Die für eine Forderung des D von 4200 fl. fimultan verpfändeten 
Güter X und Y übergingen grundbüderlih zu °/, auf B und zu '/, 
auf C, ber fein Viertel von dem Gute Y der A für 3840 fl. verpfänbete‘ 
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Ueber das Bermögen des C wurde der Concurs eröffnet, fein Viertel von 
dem Gute Y gerichtlich verkauft und mit dem Erlöſe die ganze Forderung 
des D von 4200 fl. befriedigt, fo daß für jene der A von 2840 fl. 
nichts übrig blieb. Nun belangte fie ven B, als Eigenthümer der un- 
verlauften ?/, des Gutes Y und von ®/, des unverlauften Gutes X, 
und bie Concursmaſſe des C als Eigenthümerin von !/, des Iegteren 
Gutes mit dem Begehren: zu erkennen, 1. daß ihr das Hecht zuftehe, 
im Falle des Verkaufes der übrigen °/, von Y und des Gutes X 
zu verlangen, daß von dem Erlöje derjenige Betrag ihrer Forderung 
von 2840 fl., welder nad dem im $. 37 C. O. (erſter Sat) be⸗ 
zeichneten Verhältnifſe auf dieſelbe dann entfallen wäre, wenn D feine 
Befrienigung nicht aus dem verlauften Viertel des Gutes Y allein, ſou⸗ 
dern aus allen Hypotheken geſucht hätte, ausgeſchieden und an fie 
unbelaftet abgeführt werde ($. 37 C. D. zweiter Sa); 2. daß bie 
befriebigte Forderung bes D bei den Gütern X und Y zu Löfchen ſei; 
3. daß gleichzeitig und in gleichen Rechten mit dem nad) 2. zu löſchenden 
Öypothelenrechte der in 1. bezeichnete Anfprud auf verhältnigmäßige 
Befriedigung ihrer Yorberung von 2840 fl. für den Betrag zu intabuliren 
fet, welden fie davon aus dem Erlöſe des verkauften Bierteld des 
Gutes Y erhalten haben würde, wenn D nicht die volle Befriedigung 
feiner Yorderung aus dem Erlöfe des befagten Vierteld angefprochen 
hätte. — Bon beiden Untergerichten wurde die Klägerin abgemwiejen. 

Der oberfte Gerichtshof erkannte nad dem Klagebegehren. Im 
den Gründen werben zunächft die untergerichtlihen Abweifungsmotive 
befprechen und zu deren Widerlegung angeführt: Daß die Vorſchrift 
bes 8. 37 der C. O. nicht nur im alle des Concurſes (wie bie 
Untergerichte annehmen), fondern überhaupt auf das Verfahren bei ber 
Bertheilung des Meiftgebots auf in Execution gezogene unbeweglidhe 
Güter Anwendung finde, ergibt ſich Daraus, daß der Erlös eines zur 
Concursmaffe gehörigen Gutes nad) $. 30, 31, 74 und 152 C. O. eine 
feparate Maſſe bildet, welde in erfter Linie zur Befriedigung ber 
Pfandgläubiger beftimmt ift, daß nad 88. 165 und 167 ibid. die 
erecutive Teilbietung und Bertbeilung gemäß den Vorſchriften des 
Erecutionsverfahrens zu erfolgen hat, infoferne nicht durd die 88. 31 
bis 37 C. O. etwas anderes beftimmt if, und daß fomit der Um⸗ 
ftand, daß die Erecution ein unbewegliches zu einer Koncursmafle 
gehöriges Gut betrifft, bei weldhem in Vertretung des Erecuten ber 
Mafjeverwalter eintritt, feine abweichenden Vorſchriften von dem bie- 
für durd die Gerichtsordnung vorgezeichneten Berfahren bei erecutiven 
Berfteigerungen rechtfertigen würde, wenn nicht bei diefem Anlafje vie 
Geſetzgebung mehrfach beftrittene Fragen der Kealerecution überhaupt 
löfen wollte. Allein aud die Anficht (der Untergerichte), daß alle 
mit Simultanhypothek belafteten Güter dem Concurfanten oder über⸗ 
‚haupt demfelben Erecuten gehören müfjen, erfcheint nicht haltbar, weil 
bei einer fo ftrengen Interpretation bie Abfiht der Geſetzgebung, 
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welche einen billigeren Ausgleih zwiſchen ben fimultan haftenden 
Schuldnern in der Art will, daß nit Einem allein zum Vortheile 
der anderen bie ganze Laſt aufgebürdet werbe, nah Willkür umgangen 
werden könnte, ſobald man zugibt, daß der Verkauf eines ſimultan 
belafteten Gutes den Käufer vor der im $. 37 €. O. aufgeftellten 
Regreßpflicht zu fhügen vermöge. Daß dieſer Paragraph aber nicht 
auf den Fall anzumenden ift, wenn ſämmtliche fimultan haftende Rea⸗ 
Iitäten der Erecution unterzogen werben, folgt aus dem Schlußſatze 
desjelben, welcher eben den Fall vorausfegt, daß die übrigen Güter 
noch nicht verkauft find, weil, wenn die Bertheilung gleich durchführbar 
wäre, eine gefegliche Verfügung über die Eintragung der daraus ent- 
ſtehenden Anfprüde ins Grundbuch als nothwendig ſich nicht herans- 
fielen würde. — Zur Sade heißt e8 weiter: Prüft man nun bie 
Wirkungen der Borfchrift des 8. 37 C. D. auf die Lehre von der 
Simultanhypothek, jo ergibt fih insbefondere aus dem erften Satze 
derfelben, daß die Geſetzgebung das Berhältniß der Simultanfchulpner 
als eine Art Realcorrealität betrachtet, daß fie zwar den Gläubiger, 
deſſen Pfandrecht auf jedem einzelnen Pfandftüde für bie ganze Schuld 
haftet, in der Wahl, aus welchem verfelben er feine Befriedigung 
ſucht, nicht beſchränkt, daß fie aber den Simultanhypothekarſchuldner, 
welcher durch diefe Wahl nicht in Anſpruch genommen wird, durch 
die von den anderen Simultanverpflichteten geleiftete Zahlung von 
feiner Mithaftung nit unmittelbar befreit, und fomit zum Schaden 
der zahlenden over der anf dem in Anfprucd genommenen Pfandgute 
poftlocirten Gläubiger bereichert wifjen will, jondern daß fie den auf 
dem Wahlobject poftlocirten Gläubigern gegen den hiedurch liberirten 
Pfandſchnuldner ein Regreßrecht in fo weit einräumt, als leßterer bei 
Führung der Erecution auf alle ſimultan haftenden Objecte und Be» 
frievigung des Simultangläubigerd aus vem Gefammterlöfe nad dem 
Soncurrengverhältniffe der Einzelnerlöfe zur Tilgung der fraglichen 
Forderung ind Mitleid gezogen worden wäre. Es ergibt fid) aber 
aus dem unbeftrittenen Sachverhalte bes vorliegenden Falles, daß 
dadurch, daß D, der Pfantgläubiger der 4200 fl., feine Befriedigung 
aus dem zur Concurdmafje des C gehörigen Viertel des Gutes Y 
allein geſucht und erlangt hat, die übrigen drei Biertheile desſelben 
und das ganze Gut X von ber fimultan darauf laftenden Hypothek 
für obige 4200 fl. befreit wurden, während im Falle, als die Exe⸗ 
cution auf ſämmtliche verpfändeten Antheile beider Realitäten gleich⸗ 
zeitig geführt, und aus dem Gefammterlöfe nad Berhältnig der Ein- 
zelnwerthe die Befriedigung ber obigen Satpoft erfolgt wäre, die 
Klägerin mit ihrer Forderung gänzlid oder theilweife hätte zum Zuge 
gelangen können. Es find daher offenbar die Bedingungen gegeben, 
unter welchen vie Klägerin gegen die Bellagten in dem vom $. 37 
C. D. bezeichneten Umfange ihren Regreß anfpredhen kann, und es 
mußte dem Klagpetit in dem 1. Punkte, welcher die Anerkennung dieſes 
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Regreßrechtes anſtrebt, ſtattgegeben werden, indem damit die Elemente 
feſtgeſtellt ſind, welche ſeinerzeit, ſobald das weiter erforderliche Ele⸗ 
ment, nämlich der Betrag des Erlöſes der einzelnen zur Mithaftung 
herangezogenen Realitäten im Wege ber Execution feftgeftellt wird, 
die Bafis zur Berechnung des Anſpruches der Klägerin bieten, um 
ziffermäßig ihr Recht realiſiren zu können. Bis dahin gebührt ihr 
aber nad dem Sclußfage des 8.37 C. O. die im 3. Petitspunfte 
begehrte Verfiherung ihres Regreßanſpruches auf den haftenden Ren» 
Iitäten im pfandrechtlichen Range der durch die Wahl getilgten Yor- 
derung. 


Nr. 6825. 
Unzuläffigfeit der zwangsweiſen Eintreibung von Sporteln 
einer auswärtigen Behörde. 


Entſch. v. 5. Februar 1878, Ar. 1000 (Beit. de das Decr. des L. G. Salz- 
burg v. 6. Nov. 1877, Nr. 5539, abänd. Decr. des D. 2. G. Wien vom 
4. Dec. 1877, Nr. 20160). 6. 9. 1878, ©. 178. 

Auf das Anfuchen des Cameralamtes zu Heilbronn in Würtem- 
berg bat das 8. ©. Salzburg zur Hereinbringung einer Sportel- 
forderung des genannten Amtes bei B, auf Grund des Erkenntniſſes 
der Civilfammer des königl. Würtembergifhen Kreisgerichtöhofes in 
Heilbronn vom 6. October 1872 und des Erlafjes des königl. wür⸗ 
tembergifchen Suftizminifteriums v. 21. Juli 1877, womit die Rechts⸗ 
fraft, Competenz und Reciprozität nachgewieſen wurde, gegen B bie 
executive Pfändung bewilligt. — Bon dem DO. L. ©. wurde das 
Pfändungsgeſuch abgewiejen, weil nad der im Einvernehmen mit den 
Minifterien des Aeußern, des Innern und ver Juſtiz erlafienen Ber- 
ordnung des Finanzminifteriums vom 24. Yuni 1860, R. ©. DI. 
Nr. 159, dem Anſuchen ausländifher Behörden um „zwangsweife” 
Einbringung dortiger Abgaben, mithin aud) der beizutreibenden Sporteln 
von in Defterreich fi) aufbaltenden Perfonen Seitens der hierländigen 
Behörden feine Folge gegeben werden kann, da aud die öſterreichi⸗ 
ihen Behörden nicht berechtigt find, zur „zwangsweifen“ Einbringung 
bierfeitiger Abgaben von im Auslande befindlichen Parteien Organe 
fremder Regierungen in Anfprud zu nehmen. | 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte Die obergerichtliche Entſcheidung 
mit Bezugnahme auf deren geſetzliche Begründung. 
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Nr. 6826. 
Bollftredung eines Erkenntniſſes auf Lieferung eines 

| Operntertes. 

Entſch. v. 5. Februar 1878, Nr. 1132 (Bet. des Decr. ded L. ©. Wien v. 
13. Nov. 1877, Nr. 86961, Abänd. des Decr. des DO. L. G. Wien vom 
| 11. Dec. 1877, Nr. 20852). ©. H. 1878, ©. 170. 

Nah dem Eintritte der Nechtöfraft des Urtheils, wodurch B 
ihuldig erfannt worden war, dem A einen von biefem beftellten 
Operettentert zu liefern, wurde dem Erfteren auf erecutives Ein- 
ſchreiten des A die Lieferung des im Urtheil bezeichneten Libretto auf- 
getragen, mit Frift von 14 Tagen a dato der Zuftellung dieſes Auf- 
trages, unter Androhung einer Gelpftrafe von 300 fl. — Auf den 
Recurs des B hat das DO. 8. ©. das Frecutionsgefuh des A ale 
gerichtsordnungswidrig abgewieſen, weil die Executionsart des 8. 310 
a. ©. O. nur dann plaggreift, werm die Arbeit, um die es fi 
handelt, von einem Dritten nicht zu Stande gebradht werden kann, 
was von A, nad) Inhalt des Geſuches, nicht behauptet worden ill. 

In Erwägung, daß bei Beftellung des Operettentertbuches jeben- 
falls auf die fpecielle geiftige Begabung des Beftellten reflectirt wurde, 
daher vie Vorausfegung des $. 310 a. ©. D., daß die dem Be 
Hagten auferlegte Arbeit von einem Dritten nicht zu Stande gebracht 
werden Tann, hier eintritt; daß aber andererſeits ver Termin zur Lie— 
ferung der beftellten Arbeit von der eriten Inſtanz zu kurz bemefjen 
worden ift, — wurde von dem oberften Gerichtshofe die erftgericht- 
lihe Verordnung mit Verlängerung ber Lieferungsfrift von 14 auf 
30 Tage beftätigt. 


Nr. 6827. 
Ausbleiben aller Betheiligten von der auf ein Gefuh um 
Eoncurseröffnung nah $. 63 €. DO. angeordneten Tagfahrt. 


Entf. v. 5. Febuar 1878, Nr. 1266 (Abünd. der gleihfürmigen Deer. 
des 2. G. Troppau v. 23. Nov. 1877, Nr. 11517 und des O. L. ®. Brünn 
dv. 18. Dec. 1877, Nr. 12418). ©. 3. 1878, Nr. 43. 

Die auf das Gefuh des A gegen B um Concurseröffnnng nad) 
8. 63 C. D. angeordnete Tagfahrt wurde von feiner Seite befudt. 
Deshalb erließ das Gericht erſter Inftanz den Beſcheid, daß das 
Geſuch des A in Folge Ausbleibens beider Theile als behoben angefehen 
werde, — welchen Beſcheid das O. 8. ©. beftätigte, weil über den 
von A geftellten Antrag auf die Concurseröffnung erkannt werben 
muß und es nicht angeht, dieſen Antrag durch Treilafiung ver 
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Reafjumirung der Tagſatzung, von welder beide Theile ausgeblichen 
find, auf unbeftimmte Zeit unerlebigt zu laflen. 

Der oberfte Gerichtshof befeiligte die untergerichtlichen Verord⸗ 
nungen unb ws dem Gerichte erfter Inftanz auf, die Parteien im 
Sinne des 8. 30 a. ©. O. nnd der Refolution vom 31. October 
1785, lit. u, J. ©. ©. Nr. 489, dahin zu befcheiden, daß auf Ein- 
föhreiten bes einen ober bes anderen Theils bie Reaffumirung bewilligt 
werben wird, — weil bie angeführte Beftimmung ver cit. Refolution 
durch die C. O. nicht aufgehoben ift. 


Nr. 6828, 


Aufhebung des Verfahrens wider Streitgenofjen wegen Ber- 
letzung der Einheit der Procedur. 


Entid. v $ ebruar 1878, Bi: 10233 Auf, der gleiniüemigen 
Urth. bed 8 . Sralan v. 27. Oct. 1876, Nr. 21565 8O. LG. 
Kealan v. 13. — 1877, Rt. 374). ©. 9. 1879, Ma 280 

In der fohriftlic verhandelten Rechtsſache des A gegen B und 
C Hat der oberfte Gerichtshof die Urtheile beider Untergerichte und 
das voraufgegangene Verfahren mit Einfhluß des Klagebeſcheides 
aufgehoben mit dem Auftrage, die Klage nad) Vorſchrift des Hofder. 
vom 23. Auguft 1799, I. G. ©. Nr. 474, zu verbefcheiden und nad) 
gerihtsordnungsmäßig durchgeführten Verfahren ein neues Erkenntniß 
zu fällen. Gründe: Nah dem cit. Gejege ift von mehreren Streit« 
genofjen, wenn aud Jeder in dem Streite feine etwa bejonderen Ein- 
wenbungen und Rechte geltend machen kann, ein gemeinſchaftlicher Be⸗ 
vollmächtigter aufzuftellen, welchem in der Fortſetzung der Streitfadhe 
alle Schriften und gerichtlichen Verordnungen zugeftellt werden müſſen; 
fogleih in der erften Verordnung muß den Streitgenofjen die Anzeige 
eines gemeinfchaftlihen Bevollmächtigten aufgetragen werben, die Zu- 
ftellungen im Berlaufe des Procefjes haben nur an diefen zu geſche— 
ben, und obſchon die Streitgenofjen ſich mehrerer Advocaten bevienen 
dürfen, können fie jowohl ihre gemeinfchaftlihen, als auch die den 
einen oder den anderen betreffenden befonderen Rechte nur in einer 
und der nämlichen Satzſchrift ausführen. Mit Verlegung dieſer gejeg- 
fihen Vorſchrift wurden im vorliegenden alle zwei abgejonderte 
Einreden angenommen und mit zwei abgejonderten Beſcheiden dem 
Kläger zugeftellt, jodann die Replik des Kläger gegen die Einrebe 
des B nur diefem und die Replik gegen jene des C nur bem feb- 
teren, endlich die zu verfchiedenen Zeiten eingebradhten Dupliken 
ber genannten zwei Beklagten mittelſt abgeſonderten Beſcheiden dem 
Kläger zugeſtellt, und fo in einer und derſelben Rechtsſache über Eine 
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Klage zwei abgeſonderte Proceſſe derart durchgeführt, daß der eine 
Belangte von dem Inhalte der in dem Proceffe mit dem anderen 
Belangten gewechſelten Satzſchriften gar nit in Kenntniß geſetzt 
wurde. Das ganze Verfahren ift demnach nicht geeignet, eine 
gefeglihe Grundlage einer Entſcheidung zu bilden und mußte fammt 
ven angefochtenen Urtheilen als nichtig aufgehoben werben. 


Nr. 6829. 


Erbunfähigfeit auf Grund des S. 543 a. b. ©. B.: Zeit- 
punkt für den Beweis berfelben. 

Eutſch. v. 6. Februar 1878, Nr. 122388 (Belt. bei Urth. des B. ©. Weit 
v. 27. Mär, 1877, Nr. 1012, Abänd. des Urth. des O. m G. Graz vom 
4. Juli 1877, Nr. 6387). ©. 3. 1878, Nr. 44. 

Die A, Witwe des M, belangte die von Letzterem als Erbin 
eingejegie B wegen Ausichliehung von dem Erbrechte nah 8. 543 

. ©. B. und erbrachte in dem Procefje den Beweis des zwifchen 
* F der Beklagten beſtandenen ehebrecheriſchen Verhältniſſes. — 
Das O. L. G. erkannte gegen das Klagebegehren, indem es aus der 
Vorſchrift des F. 545 a. b. ©. B., „daß die Erbfähigkeit nur nad 
dem Zeitpunkte des wirklichen Erbanfalles beſtimmt werden kann“, 
den Schluß zog, daß die Erbunwürdigkeit, um als Erbausſchließungs⸗ 
grund zu wirken, in dieſem Zeitpunkte ſchon bewieſen ſein müſſe. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das. dem Klagebegehren ſtatt⸗ 
gebende Urtheil der erſten Inſtanz. Gründe: Es kommt nur darauf 
an, daß das die Ausſchließung begründende Verſchulden der B zur 
Zeit des Erbanfalles ſchon beſtand; der Beweis davon kann auch nach 
dem Eintritt des Erbanfalles geliefert werden. 


Nr. 6830. 


Rechtlihe Natur der von dem Erträgniß eines hauszins- 
ftenerfreien Hauſes zu entrichtenden Einfommenftener. 


Blenar-Entid. v. 6. Februar 1878, Nr. 15250. Iundigatentuch nt. 102. 
G. 3. 1878, Nr. 17. (Manz’ ſche Sammlung [T. A.] I, ©. 147.) 


Rehtsjag: „Der Einfommenftener, weldhe nad) den Finanz- 
gefegen von dem reinen Jahreseinkommen aus den die Befreiung von 
der Hauszinsfteuer im Ganzen oder theilweije genießenden Gebäuven 
zu entrichten tft, fommt das in dem Hofder. v. 16. September 1825, 

Ölafer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 5 
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J. © ©. Nr. 2132, und im $. 31 der C. O. den von einem 
unbeweglichen Gute zu enteichtenden Steuern eingeräumte gejegliche 
Pfandrecht auf diefes unbewegliche Gut nicht zu." 


Sadverbalt: 


Bei der Bertheilung des Meiftgebotes für ein im Erecutiond- 
wege verfteigertes, zinsftenerfreied Haus in Prag wurde bie für Rück— 
fände der Einlommenfteuer vom Zinserträgniffe des Hanfes ange- 
ſprochene Priorität vor den Pfanpgläubigern nicht anerfannt und ging 
in Folge deſſen die Steuerforberung leer aus. — Das DO. L. ©. 
beftätigte die von der Yinanzprocuratur angefochtene Entſcheidung, 
- worauf biefelbe den a. o. Recurs ergriff. | 

Da fi) bei ver oberftgerichtlihen Berathung die Meajorität der 
Stimmführenden für die Zurüdweifung des Recurſes und biemit zu⸗ 
- glei für das Abgehen von bem in das Spruchrepertorium unter 
Nr. 83 aufgenommenen Rechtsſatze (Entſcheidung vom 25. April 1876, 
Nr. 4851, Sammlung Nr. 6114) ausfprad, jo verfügte das Prä- 
ſidium des oberften Gerichtshofes unter vorläufiger Suspenfion des 
Bollzuges jenes Majoritätsbefchluffes, gemäß $. 3 der zur Führung 
eines Judicatenbuches und des Sprucdrepertoriums erlaffenen, mit 
a. 5. Entſchließung vom 7. Auguft 1872, genehmigten Inftruction 
eine neuerliche Berathung der durch den erwähnten Spruch entjchie- 
denen Rechtsfrage in einem verftärkten Senate, welder in Erwägung, 
„daß bei der Beurtheilung der Eigenfhaft und redhtlihen Natur der 
durch die Finanzgeſetze der Jahre 1868 bis incl. 1877 normirten 
Eintommenfteuer, die von dem reinen Jahreseinfommen der die Be- 
freiung von der Hauszinsfteuer im Ganzen oder theilweife genießenden 
Gebäude, d. i. mit 5% von jenem Betrage zu entrichten ifl, welder 
von dem Bruttozinsertrage nach Abrechnung der gejetlich zugeflandenen 
Abzüge erübrigt, eben nur dieſe Yinanzgefege maßgebend find; daß 
die gedachte Einfommenfteuer, wie fie in biefen Winanzgejegen be- 
zeichnet ift, fi als eine Perfonalfteuer varftellt, welche eben nur jene 
Berfon trifft, die das bezügliche Einfommen bezogen hat und nicht als 
eine auf dem Gebäude, das vom Geſetze als zinsftenerfrei anerkannt 
ift, haftende Reallaſt angefehen werben kann; daß bei einer entgegen- 
gefetten Auslegung der bezogenen Finanzgejege diefelben einen offen- 
baren Widerfpruh enthalten würden, indem barin einerſeits das 
Gebäude als zinsfteuerfrei anerkannt ift und doch anderſeits eine auf 
demfelben haftende Realſteuer als vorhanden angenommen werden 
würde, welde im Wefentlihen nichts anderes als eine Zinsftener, 
nur unter einem anderen Namen wäre; daß endlich, wenn vie in 
Rede ftehende Eintommenftener als eine auf dem Gebäude haftende 
Kealfteuer mit dem geſetzlichen Pfandredhte in privilegirter Rangord⸗ 
nung angejehen werben wollte, dadurch Die Hypothelargläubiger, welche 
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im Vertrauen auf die gefeglich anerkannte Eigenſchaft der Realität, 
als eines zinsfteuerfreien Objectes, Pfandredite Daran erworben 
haben, offenbar in ihren Pfand- und Prioritätsrechten verlegt werden 
würden”, — den in das Spruchrepertorium unter Nr. 83 eingetra- 
genen Rechtsſatz zu befeitigen, dagegen aber die Eintragung des 
porangeftellten Hechtsjates in das Judicatenbuch beſchloß und dem- 
gemäß den Recurs der Finanzprocuratur zurüdwies. 


Nr. 6831. 


Vertragsmäßige Verpflichtung des Verkäufers eines von 
mehreren Grundftüden zur Anbietung der Einlöfung der 
anderen: Vorkaufsrecht? 


Entid. v. 6. Februar 1878, Nr. 1100 (Beit. de as gs Fre 
Sannwolb v. 14. Nov. 1877, Nr. 6448, aband. Deer. 6. Sa A 
. 10. Dec. 1877, Kr. 33632). Zeitichrift T. d. Solana ae, Nr. 

In dem PBertrage, mit welchem B, Eigenthümer der Grund⸗ 
ftüde X und Y, dem C das letztere Grundſtück verfaufte, wurde 
fipulirt, daß, wenn B jemal® das Grundſtüch X verlaufen würbe, 
dem C und jedem Nachfolger vesfelben in dem Befige bes Grund 
ftüdes Y das „Vorkaufsrecht“ zuftehen fol. Das bücherliche Eigen- 
thum des Orundftüdes Y überging von C auf den A, welcher nad) 8. 9 
Grundb.⸗G. die Einverleibung bes Vorlaufsrechtes bei dem Grund⸗ 
ſtücke X begehrte. — Das in erſter Inſtanz bewilligte Geſuch wurde 
von dem O. L. ©. abgewieſen, weil durch bie vorerwähnte Stipu⸗ 
lation, gemäß welcher nicht der Käufer die erfaufte Sache (da8 Grund- 
flüd Y), ſondern der Berläufer eine andere Sache das Grundſtück X) 
dem Käufer zur Einlöſung anbieten ſoll, weder ein Vorkaufs⸗, noch 
ein Wiederkaufsrecht (88. 1072 und 1068 a. b. G. B.), mithin 
fein Recht beſtellt wurde, das zur bücherlichen Eintragung nad) $. 9 
Grundb.⸗G. geeignet ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie Entſcheidung der zweiten 
Inftanz mit Bezug auf die vorftehende Begründung und in der Er- 
wägung, daß felbft, wenn in ber obigen Stipulation ein Vorkaufs⸗ 
recht erfannt werden wollte, dasſelbe nad feiner Natur (88. 1073 
und 1074 a. 6. B. ©.) nur dem Vertragstheil, nit aud feinem 
Beſitznachfolger zuftehen würde. 


5* 
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Nr. 6832. 
Verpflichtung der Eiſenbahnunternehmungen zum Erſatz des 
durch den Bau und Betrieb herbeigeführten Schadens: 
Unabhängigkeit derſelben von einem Verſchulden. 


Entſch. v. 7. Februar 1878, Nr. 7685 (Beſt. des Urth. des L. G. Wien v. 
16. Jänner 1877, Nr. 79621, Abänd. des Ucth. ded DO. &. ©. Wien vom 
10. April 1877, Nr. 5334). ©. 3. 1878, Nr. 49. 

A belangte vie Eifenbahngefellihaft B wegen Schabenerfag und 
erbrachte durch Sachverſtändige und Zeugen ben Beweis, daß der 
Betrieb der Bahn auf dem zu nahe bei feinem Haufe, in einem Ab- 
flande ven nur 4 Klafter, gelegten Geleiſe dur die fortwährende 
Erſchütterung des Haufes dasfelbe baufällig gemadt hat. — In erfter 
Inftanz wurde die Beklagte zum Erſatz des Schadens in dem mit 
dem Schäßungßeide zu beſchwörenden Betrage verurtheil. — Bon 
dem D. 2. ©. wurde der Kläger aus folgenten Gründen abgewiefen: 
Wenn aubh nad) dem $. 10 der Verordnung vom 14. September 
1854, R. ©. Bl. Nr. 238, die Eijenbahnunternehmungen der 
Staatsverwaltung gegenüber verpflichtet find, den Schaden zu ver- 
güten, welder durdh den Bahnbau dem Privaigute zugefügt werden 
ift, ferner Vorkehrungen zu treffen, daß bie angrenzenden Grundſtücke 
und Gebäude durch die Bahn weder während des Baues verfelben, 
noch in ter Folge Schaten leiden, und für derlei Beſchädigungen 
Erjag zu leiften, fo Tann diefer Vorſchrift doch nicht die Bedeutung 
einer über die Beſtimmungen bed a. b. ©. DB. hinausgegenden Haft- 
pfliht der Eifenbabnunternehmungen beigelegt werden. E8 hatte daher 
der Kläger zu bemeilen, daß der feinem Haufe zugegangene Schaden 
den Grund in einem Berjhulvden der Eifenbahnunternehnmung babe, 
was aber nicht gejchehen ift. Als ein Verſchulden kann es nicht an-« 
gejehen werben, daß das Geleife im Abftande von nur 4 Klafter ges 
legt wurbe; denn ba bie Zracirung der Bahn behördlich genehmigt 
worden ifl und nad 8. 6 ver citirten Verordnung die Behörden bafür 
zu jorgen haben, daß die Anlage der Bahn Die angrenzenden Se: 
bäude und Grundſtücke nicht benadhtheilige, fo lag für die Eifenbahn- 
unternehmung fein Grund zur Annahme vor, daß das Gebäude des 
Klägers durch den Verkehr der Traing Schaden nehmen werde — 
um jo weniger, als die Sachverſtändigen felbft erklärten, daß bie 
durch diejen Verkehr hervorgerufene Erſchütterung nicht nothwendiger⸗ 
weile die Schädigung eines in dem beſagten Abſtande vom Bahn- 
geleife ftehenden Gebäudes zur Folge haben muß. Die Eifenbahn: 
unternehmung war nicht gehalten, die Bahn in größerer Entfernung 
zu bauen, daher um fo minder verpflichtet, Vorkehrungen zum Schuß 
des Hauſes des Klägers zu treffen, als tie Vorausfehbarkeit des 
nachtheiligen Erfolges nit aus dem fpäteren Eintritte desfelben ge 
folgert werben fann und Kläger aud nit erwiefen hat, daß die 
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Bahnunternehmung bei unveränderter Lage der Dahn in ter Möglich: 
feit gewefen wäre, den Eintritt des Schadens hintanzuhalten. 

Der oberfte Gerichtshef beſtätigte das Urtheil erfter Inſtanz 
unter Herabfegung des ES chadensbetrages, zu beffen Beſchwörung ter 
Kläger zugelaffen wurbe, won 2000 fl. auf 1000 fl. Gründe: Aus 
ven Beftimmungen des 8. 365 a. b. ©. B., tes $. 8 des Hofber. 
vom 30. Juni 1838, 9. ©. ©. Nr. 282, wornach einer Eiſen— 
bahnunternehmung das Recht der Erpropriatien nur gegen Entjchä- 
bigung zufteht, der SS. 4, 5 und 6 des Hofder. vom 8. November 
1842, 9. ©. ©. Nr. 6541, gemäß welchen alle an der Eifenbahn- 
unternehnung Beibeiligten zu entfhädigen find, tie in ihrem echte 
durch die Erpropriation gefhädigt werten, und des $. 10 der Ber- 
ordnung v. 14. September 1854, R. ©. BI. Nr. 238, wornad die 
Eifenbahnunternehmung ten tuch ten Bau zugefügten Schaden zu 
erjegen und Borforge gegen während des Baues oter in der Yolge 
eintretende Befhädigungen ter angrenzenten Gruntftüde und Gebäude 
zu treffen hat, gebt hervor, daß die Berpflihtung der Eifenbahnunter: 
nehmung zum Erfaß tes durch den Bau und Betrieb herbeigeführten 
Schadens nicht nothwendigerweife ‚von dem Eintritt eines Verſchuldens 
abhängig ift, jendern daß die Eifenkahnunternehmung, ter mit der 
Sonceffion nur die Bewilligung für ten Bau und Betrieb ertbeilt 
wird, ım Sinne der 88. 364 und 365 a. 6. ©. 2. für jeden Schaden 
zu baften hat, welchen fie den Anrainern unmittelbar durch den Bahn- 
betrieb zufügt. Gleichwie Derjenige, ver berechtigt if, auf fremdem 
Grund das Jaägdrecht, die Triſtung von Forfiproducten, ten Betrieb 
eined Montanwerkes auszuüben, dem Eigenthümer des Grundes jeden 
durch die Ausübung ſeines Rechtes zugefügten Schaden unbedingt und 
ohne daß es eines Verſchuldens von ſeiner Seite bedarf, zu erſetzen 
hat, ſo gilt dies auch von Eiſenbahnunternehmungen. Dieſer Grundſatz 
der Haftung iſt klar ausgeſprochen im Geſetze vom 5. März 1869, 
R. G. Bl. Nr. 27, welches keine weſentlich neuen Beſtimmungen 
enthält, ſendern nur den Umfang der den Bahnunternehmungen bereits 
obliegenden Haftung für beſondere Fälle näher beſtimmt. Ueberdies 
iſt die Eiſenbahnunternehmung im vorliegenden Falle nicht außer 
Verſchulden, weil das Haus der Klägers vor der Anlage der Bahn 
ſchen beſtand, die Bahnlinie mit Umgehung der im Geſetze normirten 
Minimaldiſtanz angelegt iſt, und die Eiſenbahnunternehmung weder 
eine Vereinbarung mit dem Eigenthümer, noch Vorkehrungen zum 
Schutze tes Hauſes getroffen hat, obſchon fie wiſſen mußte, daß das⸗ 
jelbe durch die Erfehütterungen, welde ter Buhnbeirieb zur Yolge 
bat, im feinem Bauftante gefährdet wirt. 
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Nr. 6833. 


Anwendbarkeit der Vorſchrift des 8. 456 a. b. G. B. auf 
das pignus judiciale? 


8, 76 
Se v. 7. 158 et * — „gleiigförmigen, Tri Urth. 
März 1877, Kr. 1802). Jur. BI. 1878, Ar. 52. 

A seangıe die Firma B wegen Anerkennung feines Eigen» 
thums an der auf Einfchreiten der Beklagten bei ihrem Schuldner C 
gerichtlich gepfändeten Hausfahrniß, welche der Kläger von. C gelauft 
und bemfelben zur Benutzung belaſſen hatte ($. 428 a. b. ©. B.). 
— Das Geriht erfter Inftanz erkannte auf Abweifung der Er- 
ſcindirungsklage aus folgenden Gründen: Die vindicirten Sachen be« 
fanden fih zur Zeit der Pfändung in dem Befige des Erecuten, als 
ein demſelben anvertrautes Gut. Der Execut, welcher bei der Pfändung 
gegenwärtig war, unterließ aber vem Gerichtscommiſſär anzuzeigen, 
daß die Mobilten nicht ihm angehören. Dadurch machte fih der 
Erecut eines PVertrauensmißbrauches ſchuldig, für welchen er dem 
Kläger nah $.456 a. 6. ©. 2. erfagpflichtig fein wird; andererjeits 
fann aber nicht bezweifelt werden, daß gegen die Firma B al8 rebliche 
Pfanpnehmerin unter diefen Umftänden die Eigenthbumsflage nicht zu⸗ 
läſſig ift (SS. 456 und 367 a. b. ©. B.), da e8 feinen Unterſchied 
macht, ob die Berpfändung durch denjenigen, welchem die Gegenftände 
anvertraut waren, gefchieht, oder ob dieſer Letztere zu der gerichtlichen 
Pfändung ftillfhweigend feine Einwilligung ertheilt. — Das O. L. ©. 
beftätigte da® von A angefochtene Urtheil der erften Inftanz mit Be- 
zugnahme auf die vorftehende Begründung und mit Dinzufügung ber 
folgenden Erwägungen: Der Kläger findet ſich dadurch beſchwert, daß 
bie Borjärift des $. 456 a. b. ©. B. auch auf das richterliche 
Pfand angewendet wurde, die er auf das a mäßige Pfand eins 
geſchränkt wiffen will. Die Berufung auf 8. 450 a. b. ©. 3. und 
die darauf gegründete Behauptung, daß das prätorifche Pfandrecht 
lediglich) in der Gerichtsordnung normirt werde, erweift ſich als unzu« 
reihend, wenn man erwägt, daß die a. ©. O. nur normirt, unter 
welchen Borausfegungen der Richter ein Pfandrecht ertheilen darf, 
und die Ausſcheidung der Vorſchriften des a. b. ©. B. eine vom 
Geſetze nicht beabfichtigte Türe in den Beftimmungen über das rich 
terlihe Pfand Iafien würde. Käme bei dem richterlihen Pfanve der 
objective Umfang des Pfandrechte8 oder die Erwerbung des After- 
pfandes in Frage, fo ift e8 ganz unzweifelhaft, daß dieſelbe nach der 
Vorſchrift der SS. 454, 455 und 457 a. 6. ©. B. entſchieden werben 
müßte; auch ift das bürgerliche Geſetz das fpätere Geſetz, und die 
Frage, ob ein im guten Glauben erworbenes Pfandrecht aufrecht be- 
ftehe, muß aus diefem gelöft werden. Der $. 456 a. 6. ©. 2. ift 
Beitimmungen angereiht, die fih auf alle Arten des Pfandrechtes 
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beziehen ; er enthält bie behauptete Einſchränkung auf das vertrags⸗ 
mäßige Vfandrecht nicht, und dieſe Tann nicht aus dem Ausdrucke 
„derpfänden“ erſchloſſen werden, weil ja auch bei dem richterlichen 
Pfande die Effecten vem Erecutiousführer verpfändet werden. Wenn 
die Fahrniß eines Geſchäftsmannes von dem Käufer derſelben dem 
Verkäufer zum Geſchäftsbetriebe und zur Benützung überlaſſen wird, 
ohne daß dieſe Beränderung irgendwie erſichtlich iſt, fo erlangt der 
Letztere den Schein einer Creditfähigkeit, die ihm in der That nicht 
mehr zukommt, und ver veblihe Pfanbinhaber kann ven im $. 456 
a. b. ©. B. gewährten Schutz wit Recht verlangen. 

Der oberfte Gerichtähof verwarf Die a. o. Reviſionsbeſchwerde 
des Klägers, weil in der Anwendung bes $. 456 a. b. ©. B. auf 
ben vorliegenden Fall nah dem’ Wortlaute diefer Gefegesftelle eine 
offenbare Gefegwidrigkeit nicht erfichtlich ift, fomit die Bedingungen 
bed Hofder. vom 15. Febrnar 1833, 3. ©. ©. Nr. 2593, zur 
Abänderung gleihförmiger Erkenntniſſe nicht vorhanten find. 


Nr. 6834. | 

Boransfegungen der Befugniß zur rechtswirkſamen geriät- 

lichen Hinterlegung eined Theilbetrages der Schuld. 
Entich. v. 7. Febrar 1878, Nr. 13762 (Bet. des Urth. des 8. G. Krakau 
v. 25. Juli 1877, Nr. 2518, Abänd. des urz des O. L. G. Prag vom 
25. Sept. 1877, Nr. 25550). Yur. vi. 1878, Nr. 28. 

Gegen die Klage des A peto. Zahlung einer Yorberung von 
80 fl. wendete der Bellagte B ein: 1. daß er dem A nach Abrechnung 
einer Oegenforberung von 56 fl. 47 kr. die Zahlung des Keftes im 
Betrage von 23 fl. 53 fr. angeboten, auf deſſen Weigerung, die 
Zahlung anzunehmen, die 23 fl. 53 fr. bei Gericht hinterlegt und 
die Berfländigung des A von dem Erlage veranlaft, jomit nad) 
8. 1425 a. b. ©, B. von der eingeflagten Schuld von 80 fl, fid 
vollftändig liberirt habe; 2. daß unter allen Umftänden der Theil- 
betrag von 56 fl. 47 kr. ver eingellagten Porderung mit feiner 
Gegenforderung compenfirt fei. Der Bellagte veferirte dem Kläger 
den Daupteid ad 1 Über das vemfelben gemachte und von ihm aus- 
geichlagene Angebot der Zahlung des Forderungsreſtes, ad 2 über 
ven Beftand feiner Gegenforberung. — Das Gericht erfter Inftanz 
erfannte auf beide Haupteide und abfolvirte den B für‘ den Tall der 
dadurch erbrachten Beweiſe vollftändig von der Klage, — In zweiter 
Inſtanz wurde nur der Haupteid ad 2 zugelaflen, B im Falle des 
gelungenen Beweife® von ber Zahlung des Betrages von 56 fl. 47 Fr. 
ber Klageforderung losgeſprochen und zur Zahlung des Forberungs- 
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reſtes von 23 fl. 53 fr. unbedingt mit der Begründung verurtheilt, 
daß der von B deponirte Betrag von 23 fl. 53 fr. nicht als gezahlt 
angefehen werden kann, weil nach $. 1415 a. b. ©. 8. der Gläubiger 
A nicht ſchuldig war, auf feine fällige Forderung von dem Schuloner 
eine Theilzahlung anzunehmen, und weil ber gerichtlihe Erlag eines 
Theilbetrages der Schuld für fi allein nicht die Wirkung der Zahlung 
bat und die Berbindlichfeit des Schulpners fo lange nicht aufbebt, 
als der Erlag von ihm nicht gerechtfertigt worden ift (88. 1412— 
1415 0.6. ©. B.), der Bellagte aber uicht dargethan bat, daß im 
vorliegenden Falle diefe Rechtfertigung erfolgt ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß ber erften 
Inſtanz. Gründe: Der $. 1425 a. b. ©. B. fordert keineswegs 
eine förmliche, durch richterliches Urtheil erfolgte Rechtfertigung der 
Hinterlegung des Schuldbetrages bei Gericht, um den Schuldner von 
feiner Verbindlichkeit zu befreien und dem Erlage die Wirkung der 
Zahlung zu verleihen, fondern es ift hinreichend, wenn in einem 
Proceß, auf welden das Depofitum Beziehung bat — gleichviel, ob 
der Deponent oder der Oläubiger darin als Kläger aufgetreten ift — 
von dem Schuldner dargethan wird, taß er nad 8. 1425 0.5.6.8. 
zu dem gerichtlihen Erlag, um damit Zahlung zu leiften, berechtigt 
gewefen if. Da B nidt ven vollen Betrag der eingeflagten Yor- 
terung, fondern nur den Theilbetrag von 23 fl. 53 kr. für A depo—⸗ 
nirt hat, fo fanıı der Erlag diefer Geldſumme nur in dem Fall als 
rechtmäßig geſchehen ($. 1425) anerkannt werben, wenn dem B ber 
Beweis gelingt, daß die eingellagte Forderung durch Compenfation 
mit feiner Gegenforderung bis auf den deponirten Betrag getilgt 
gewefen fei, weil fonft A nad $. 1415 a, b. ©. B. bereditigt ge- 
wejen wäre, die ihm angebotene Theilzahlung abzulehnen. Wenn nun 
B, wie er behauptet, dem A mit Berufung auf feine egenforderung, 
den Betrag von 23 fl. 53 le. als den ihm gebührenven Reſt feiner 
Forderungen per SO fl. zur gänzlihen Zilgung verfelben angeboten, 
A jedoch die Annahme diefer Zahlung verweigert bat, jo war B 
allerdings nach $. 1425 a, b. ©. B. berechtigt, den vom A zurück⸗ 
gewiefenen Betrag ven 23 fl. 53 kr. in die gerichtliche Verwahrung 
zu geben und muß in biefem Yale der Erlag als rechtmäßig ge- 
[heben anertannt werden. Da B über dieſes Factum den Beweis 
durch den Haupteid angetragen hat, fo ift, nad dem Geſagten, die 
unbedingte Verurtheilung desfelben zur Zahlung des Theilbetrages 
per 23 fl. 53 fr. nicht gerechtfertigt, und mußte in diefem Punkte 
das oberlandesgerichtliche Urtheil abgeändert und auf den von B 
desſalls angebotenen und vom erften Nichter zugelaffenen Haupteid 
erkanut werben. 
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Nr. 6835. 
ungiltigkeit der ohne Beſichtigung der Liegenſchaft oder 
Klarſtellung der Beſitzverhältniſſe rückſichtlich einzelner Par— 
cellen derſelben vorgenommenen executiven Schätzung. 
Eutſch. v. 12. Februar 1878, Nr. 1483 (Aufheb. der sleihiörmigen 
Deer. des B. ©. Reichenberg v. 26. Nov. 1877, a. 17605 und de8 O. %. ©. 

Brag v. 24. Dec. 1877, Nr. 34560). ©. 3. 1878, Nr. 70. 

Das von mehreren Örundftüden umgebene Haus X des B 
wurde mit diefen Pertinenzen in Execution gezogen, gerichtlich ger 
hätt und verfteigert. Das Erecutiondgericht ertheilte dem Yeilbietungs- 
acte die Genehmigung, gegen welde der Erfteher A und ein Inter⸗ 
effent C Recurs ergriffen, weil von den in die Schägung aufge: 
nommenen und mitverfteigerten Grundftüden die Barcellen I—3 nidt 
zum Haufe X fondern zum Haufe Y gehörten, und bie Parcellen 
4—6 noch vor der Schägung von X abgetrennt und an britte Per- 
fonen veräußert worden find. — Das O. L. ©. verwarf die Recurfe 
mit der Begründung, daß die beanftänderen Parcellen im Grundbuche 
als zum Haufe X gehörig bezeichnet find und eine Xrennung ber- 
jelben grundbücherlich nicht angemeldet ift; daß weder das Schäßung®: 
protofoll noch die Bewilligung der Yeilbietung, wovon A und C ver: 
ftändigt worden waren, angefochten wurde und, da bei einem gericht: 
lichen Berfaufe Eviction nicht geleiftet wird, eine gefchehene Feilbietung 
nicht anfechtbar ift. 

Bon dem oberften Gerichtshofe wurde die erecntive Schägung 
nebft den derſelben nachgefolgten Acten der Bewilligung und Bor» 
nahme der erecutiven Feilbietung aufgehoben und eine neue Schätung 
angeordnet, weil die erfte Schägung gegen die Beflimmungen ber 
88. 201 und 193 a. ©. D. ohne Begehung und Befidtigung — 
bei welcher vie Befitverhältnifje hätten entjprechend aufgellärt und 
die grunmdbücherlihe Trennung der Barcellen 4—6, fomwie die Un- 
richtigfeiten bezäglih der Parcellen 1—3 hätten feftgeftellt werben 
fonnen — vorgenommen worden ift, und eine folde ungefeßliche 
Schätzung wegen Unterlaffung der Anfechtung. niht in Rechtskraft 
erwachſen und nicht die Grundlage für weitere Erecutionsjchritte ab- 
geben kann. 


Nr. 6836, 
Zulaffung eines Berbotes auf die Brandfchadenvergütung 
für beweglide Sachen. 
Eutſch. v. 12. Februar 1878, Nr. 1740 (Beit. ded Decr. ded B. G. Alt: 
und gan ng v. 1. Dee. 1877, Nr. 57305, Aband. ded Decr. des 
8. 6. Brag d. 24. Dec. 1877, Nr. 35092). ©. 9. 1878, ©. 238. 
Das in erfter Inftanz bewilligte Geſuch ber Firma A gegen 
ihren Schuldner B um das Verbot auf die Prämie für das von B 
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bei der Trieſter Azienda adriaties di Sicurt4 gegen Feuerſchaden 
verficherte Wanrenlager, wurde von dem DO. L. ©. abgewiejen, weil 
nad dem Hofber. vom 18. Yuli 1828, 3. ©. ©. Nr. 2454, die 
von den Aſſecuranzgeſellſchaften zu zahlenden Brandfabenvergütungen 
vom Berbote ganz befreit find, und weil überdieß die Berbotswerberin 
nad 8. 283 a. ©. DO. und nad den Hofer. vom 15. Jänner 1789, 
I. ©. ©. Nr. 954 it. a und vom 19. Jämner 1790, 3. ®. ©. 
Nr. 1094 Hit. b, nicht gezeigt bat, daß fie bei ihrem Schuldner 
wegen Abgang anderer hinlänglicher Zahlungsmittel in Gefahr ftebe. 

In Erwägung, daß das Tyorberungsreht der Firma A durd 
die beigebrachten Wechſel und Brotefte befcheinigt und auch die Gefahr 
bes Verluſtes durch den Umftand, daß das bei der Trieſter Azienda 
adriatica di Sicurtä verfiherte Waarenlager bes Schuldners B ab» 
gebrannt ift, glaubwürdig dargethban wurde; daß das mit dem Hofder. 
vom 18. Juli 1828, 9. G. ©. 3. 2354, den Gerichtsbehörden zur 
Nachachtung mitgetbeilte Hoflanzleider. vom 5. Juni 1828 nad feinem 
Inhalte nur auf gegen Feuerſchäden aflecurirte Gebäude, nicht auch 
anf bewegliche Sachen Anwendung findet, — hat ber oberfie Gerichts⸗ 
hof die erſtgerichtliche Verordnung beftätigt. 


Nr. 6837. 


Verurtheilung des einen, Freiſprechung des andern Streit- 
genoffen: Einfluß auf die Zuerkennung der Proceßkoſten. 


v. 13. Februar 1878, Nr. 7686 (Beit. der gleihförmigen Urth. des 

CO Bien > 9. Jänner 1877 8 8743 nah ” Far & in vom 
April 1877, Nr. 4410). Zur. HL 1878, Re 

Segen die Klage der Firma A wider B und C, Befetiiafter 
der aufgelöften Firma B & C, peto. Zahlung von 11.737 fl, 
brachte der Bellagte C in der von ihm mit B gemeinjchaftlid er- 
fatteten Einrede auch die Einwendung der ihm mangelnden paffiven 
Klagelegitimation vor. — Beide Untergerichte haben dieſer Einwen- 
dung flattgegeben, den B zur Zahlung der Klagfumme und ber 
Hälfte der Proceßkoſten der Klägerin verurtheilt und ven C lage» 
frei gefproden, jedoh fein Begehren um ven Proceßkoftenerjag 
abgemwiefen, weil er fein befonveres Koftenverzeichniß eingelegt hatte. 
— Gegen viele Abweifung ergriff C Die außerorbentlihe Re— 
viſionsbeſchwerde, worin er geltend machte, daß der Anfprud des 
Hagfrei gefprodenen Streitgenofien auf Gerichtsfoftenerfag, foweit 
es fih um deflen Höhe handelt, nad ven 88. 888 und 889 a. b. 
G. B. beurtheilt werden müſſe; baß demfelben ſchon die Hälfte der 
im inrotulirten Koflenverzeichniffe angeführten, zu feiner Rechtsver⸗ 
theidigung nothwendigen Koſten zuzuſprechen ſei; daß alle im abge- 
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führten Proceſſe erwachſenen Koften auch zu feiner Vertheidigung 
nothwendig waren, weil er nad der Eventunlmarime fih auch in 
merito vertheidigen mußte; und daß der Richter die dem klagfrei 
geſprochenen Streitgenofien zuzufprechenden Koften, nad Unalogie des 
8. 25 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. ©. Bl. Nr. 69, ziffer: 
mäßig zu beftimmen in der Lage fei. Es wurde endlich betont, daß 
in Confequenz dieſer Entſcheidungen die Klägerin felbft dann vom 
Koftenerfage Hätte Iosgefprochen werden müſſen, wenn in Anfehung 
des Erftbeflagten ein (durch die Ablegung eines Eides) bebingtes 
Urtheil erfloffen wäre, weil in viefem Falle dem Erftbellagten im 
Talle jenes Obſiegens aus dem gleihen Motive (der nicht erfolgten 
Eimlegung eines beſonderen Koftenverzeichniffes) Leine Gerichtsfoften 
hätten zugeſprochen werben können, fo daß bie Klägerin, ebgleich gegen 
ſämmtliche Streitgenoffen unterliegend, feinen Gerichtskoſtenerſatz zu 
leiften gehabt hätte. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die Reviſionsbeſchwerde mit 
dee Motivirung, daß der angefochtene Koftenausfprud gerechtfertigt 
erfcheint, wenn man erwägt, daß die Streitgenoffen nad dem Hofder. 
vom 23. Augnft 1799, 9. ©. ©. Nr. 474, zuſammen nur Eine 
Partei ausmachen und vorftellen; daß der Befchwerbeführer jelbft 
zugeben muß, daß eine Trennung jener Koſten, welche für ihn aufs 
gewendet werden mußten, von jenen, bie durch die Vertheidigung feines 
Streitgenofjen erwachſen find, gerade unmöglich fei; und daß beide 
Inftanzen dem Umftande, daß die Klägerin nur dem B gegenüber 
obflegte, dadurd Rechnung getragen haben, daß fie verfelben nur bie 
Hälfte der Proceßkoften zuerfannten, zu einem Ausſpruche aber, ob 
und in welchem Berhältnifie der obſiegende C zum Erfage dieſer 
Hälfte beizutragen habe, fein Anlaß und Begehren vorlag. 


Nr. 6838. 


Einfluß ber Concurseröffnung auf einen Lohnvertrag. - 
Berhältnig des Urtheils zum Klagegrund. 


Entidh. v. 13. Februar 1808, ze 14826 (Beft. der geſgformigen Urth. des 
H. G. Bien v. 15. Ami Nr. 72063 und des G. Wien vom 
9. Oct. 1877, 13783). Sur. Bl. en hr 13. 

In der Klage des A gegen die Concurdmafle ber Bankfirma 
B & Comp, peto. einer Tohnforderung wurde angeführt, daß der Kläger 
am 21. April 1872 von der Firma zum Verkaufe vorn Ratenbriefen 
ausſchließlich für diefelbe mit vem Monatögehalte von 100 fl. engagirt, 
daß fein Gehalt fpäter auf 125 fl. erhöht und bei Gelegenheit diefer 
Erhöhung fein Dienftverhältnig unkündbar bis Ende December 1873 
verlängert wurde; daß er bis zum Zeitpunkt der Concurseröffnung 
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— Mai 1873 — für den Cridar und deſſen Rechnung den Vertrieb 
von Ratenbriefen beſorgte und die letzte Gehaltszahlung am 20. April 
1873 erhielt. Auf Grund dieſes Sachverhaltes begehrte der Kläger 
die Liquiderkennung ſeiner Lohnforderung pr. Mai bis incl. December 
1873 in den obigen Betrage von 125 fl. pr. Monat und die Ver—⸗ 
ſetzung derſelben in die erfte Elafje der Concursgläubiger. — In 
erfter Inſtanz wurde die Klage abgewiefen, aus den nachſtehenden 
Gründen: In dem Lohnvertrage, der nad der Behauptung des Klä— 
gerd unfündbar bis Ende December 1873 verlängert worden ift, 
liegt ein Rechtsgeſchäft vor, welches, auf gegenfeitige Leiftungen ge— 
richtet, zur Zeit der Concurseröffnung von beiten Theilen nur unvoll- 
ſtändig erfült war. In folden Fällen bat die Concursmaſſe nad) 
8.22 lit. e C. D. die Wahl, ob fie in das Gejchäft eintreten wolle 
oder nicht, und fie muß darüber nach Aufforderung des anderen 
Theile ausdrücklich fi erflären, widrigenfall8 angenonmen wird, daß 
fie in das Geſchäft nit eintrete. Eine folhe Aufforderung ift zwar 
nicht erfolgt, allein e8 war, wie der Concurdmafjeverwalter in der 
Duplik zugab, die Möglichkeit, das Natenbrieigejhäft fortzujegen, für 
die Concursmaſſe nicht vorhanden. Der Kläger hatte daher nad der 
weiteren Beftimmung des $. 22 lit. ce &. O. nur einen Anfprud 
auf Entihädigung, keineswegs auf Zahlung des vertragsmäßigen Lohns 
für die noch übrige Bertragszeit. Ein folder Entſchädigungsanſpruch 
wurde aber von ihm nicht angemeldet noch eingellagt. Davon abge: 
jeben, fehlt es au an Anhaltspunften, um annehmen zu Eönnen, 
daß ihm durch die vorzeitige Löſung des Dienftverhältniffes überhaupt 
ein Schade erwachſen ift, und wie viel derjelbe betrage. Das Be- 
gehren um Riquidhaltung der Lohnforderung war daher abzumeifen. 
Mit diefer Abweijung fällt auch das weitere Begehren um Berfegung 
in die erjte Clafje der Concursgläubiger, welches übrigens ſchon des— 
bald unftatthaft ift, weil nah $. 43, 2 C. O., nur Forderungen 
von noh ver der Concurderöffuung verdientem rüdjtändigen Ar: 
beitslohn in die erſte Claſſe der Concurdgläubiger gehören. — Das 
O. L. ©. beftätigte dieſes Urtheil aus den erftrichterlihen Gründen 
und den folgenden Erwägungen: Der Kläger macht eine Lieplohns: 
forderung für die Zeit vom 1. Mai bis Ende December 1873 geltend. 
Da er aber, nad) feinen eigenen Zugeftänpniffe, vom Zettpunfte ber 
im Mai 1875 über die Firma B & Comp. verhängten Concurs- 
eröffnung feine Dienite mehr gefeiftet hat, kann er felbit im Falle 
des Bemeifes, daß dieſes Dienftverhältnig bis Ende des Jahres 1873 
unauflündbar vereinbart wurde, fomohl nah 8. 1155 a. b. ©. B., 
als nah 8. 22 lit. e C. O. nur einen Entſchädigungsanſpruch ſtellen, 
keineswegs einen Dienſtlohn für die beſagte Zeit fordern. Ein ſolcher 
Entſchädigungsanſpruch wurde aber von ihm nicht erhoben und konnte 
daher vom Gerichte auf Grund der eingebrachten Klage auch nicht 
zuerkannt werden, da es Sache der Partei iſt, den Rechtsgrund ihrer 
Forderung auzugeben, und die Forderung, welche fie daraus ableitet, 
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zu präcifiren, der Richter aber nicht berechtigt erſcheint, der Klage⸗ 
forderung einen andern Rechtsgrund unterzulegen, und hiernach das 
Erfenntniß zu ſchöpfen, zumal die Entfhädigungsforberung und beren 
Höhe nad ganz anderen Criterien zu beurtheilen wäre, als der geltend 
gemachte Liedlohn. Nachdem der Kläger weder von der Concursmaffe 
in Dienfte genommen wurde, nody auch berfelben wirklich Dienfte 
leiftete, fo ift e& ar, daß er gegen diefelbe auch feine Forderung 
als Maſſeſchuld nah $. 29 C. O. fielen könnte. — Der Kläger er- 
griff die a. o. Reviſionsbeſchwerde, in welcher er Folgendes vorbrachte: 
Das legte Alinea des $. 22 C. O. verfügt, daß durch vie Be- 
fliimmungen der Abfäge a, b und c ibid. jene des a. b. ©. 9. und 
bes Hanbelsrechtes über die Zuläſſigkeit des Rücktrittes von einem 
Vertrage überhaupt nicht berührt werden. Dieje Beltimmung wäre 
überflüffig, wenn die Concursmaſſe ein unbeſchränktes Wahlrecht 
hätte, in das Geſchäft einzutreten oder nit. Der 8. 22 €. O. 
räumt der Concursmaffe ein folhes Wahlreht nur dann ein, wenn 
ein Rücktritt von dem Geſchäfte nad) allgemeinem bürgerlichen Rechte 
überhaupt zuläffig ift. Ift dies nicht der Yall, dann muß fie in das 
Gefhäft eintreten. Der Kläger bat nur das Yactum barzuftellen, 
aus welchem er für fi ein Recht ableitet, die Subfumtion desselben 
unter das Geſetz ift Sache des Richters. Beide Inftanzen anerkennen, 
daß dem Kläger ein Anſpruch auf Entfhädigung zufteht; es wäre 
ihm daher, wenn ber Rechtsgrund in der Klage irrigermeife Lohn— 
forderung benannt wurde, die fih aus dem unveränderten Sadver- 
halte ergebende Entſchädigung zuzufpreden. Nad) Art. 283 9. G. 2. 
ift der Kläger berechtigt, volle Schadloßhaltung zu begehren. Der 
ihn zugefügte Schade befteht offenbar in dem Entgange bes ihm 
durch Bertrag zugeficherten Lohnes, das ift des eingeflagten Betrages. 
Was die begehrte Claſſe betrifft, jo kommt einem ſolchen Entſchädi— 
gungsanfprucde die gleihe Claſſe, wie dem Liedlohne zu, an befien 
Stelle er ja tritt. Diefer Entfhädigungsanfprudy gehört, wenn in der 
Beſtimmung des 8.43 C. O. nicht allein der terminus a quo, fon- 
dern auch jener ad quem liegt, fogar unter die Maffefchulden nad 
8.29, 3 C. D., fo daß in ber Anmeldung vesfelben zur erften 
Claſſe eine freiwillige Reftriction feines Anſpruches Liegt. 

Die Revifionsbefhwerde wurde vom oberften Gericht£hofe ver- 
worfen. Gründe: Die in der erften und zweiten Inftanz erfolgte 
unbedingte Abweiſung des Stlagebegehrens in der Hauptſache ftellt ſich 
nad der Actenlage als vollflommen gerechtfertigt dar. Aus den gleicy- 
förmigen untergerichtlihen Urtheilen läßt fih, wenn aud von ber 
Begründung der erflen Inftanz abgefehen wird, mit Rüdfiht auf die 
vom DO. L. ©. beſonders entwidelten Gründe weder eine Nichtigkeit 
noch eine offenbarc Ungerechtigkeit entnehmen; daher war die von dem 
Kläger überreichte a. o. Revifionsbefhwerde im Sinne des Hofder. 
vom 15. Februar 1833, 3. ©. S. Nr. 2593, zu verwerfen, 
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Nr. 6839. 

Cautio actoria: Unſtatthaftigkeit der Zurückſtellung einer 
Klage von Amtswegen Mangels Beſtellung einer Klagecaution. 
eg v. 13. Februar 1878, Nr. 1457. Spruchrepertorium Nr. 97. 
G. 3. 1878,. Nr. 21 nnd 22. (Manz’fhe Sammlung [T. A.] I, S. 292.) 
B; von A und Genoſſen wegen Zahlung von 39.211 fl. belangt, 
überreichte bei dem Proceßgerichte das Gefuh, daß den Klägern die 
Leiftung der actorifhen Caution von 10.000 fl. aufgetragen und bis 
zur Entſcheidung über die Cantionspflicht das Verfahren in der Haupt» 
ſache aufgehalten werde. — Bon dem Gerichte erfier Inſtanz wurde 
zur Verhandlung des Inciventftreites Tagfahrt anberaumt und Die 
Siftirung des Hauptprocefjeg bewilligt. — Auf den Recurs der 
Kläger. verwarf das O. L. ©. das Siftirungsbegehren des Bellagten, 
weil in dem falle, wo der eine oder der andere Streittheil durch einen 
Befcheid in Abficht auf den 8. 406 a. G. O. fich gekränkt erachtet, das 
einzige gerichtsordnungsmäßige Rechtsmittel dagegen ber Necurs ift 
(8. 267 a. ©. D.), welcher aber nad dem Hofder. v. 7. April 1785, 
3. ©. ©. Nr. 405, nach dem Pat. v. 1. Juli 1790, J. G. S. Nr. 31 
und nad) $. 16 des Gefeges v. 16. Mai 1874, R. ©. Bl. Wr. 69, 
bis zur Füllung des Urtheils felbft das Verfahren nicht hemmt, daher 
bie Siftirung des Verfahrens in der Hauptfache nicht nur jedes gejeß- 
lihen Grundes entbehrt, fondern auch gegen die mit dem Gejeg vom 
ee 1874, Nr. 69, angeftrebte Befchleunigung des Verfahrens 

verſtoßt. 
Der oberſte Gerichtshof reſtituirte die erſtgerichtliche Anordnung, 
in der Erwägung, daß nah 8. 1a. G. O. im Streitverfahren ber 
Grundſatz feitzuhalten ift, daß der Richter nicht von Amtswegen, 
fondern nur nad Maßgabe eines geftellten Parteibegehrens verfahren 
darf, wofern er nicht ausprüdlich durch das Gefeg, wie beifpieldweife 
in den 88. 153 und 154 ibid. dazu angewiefen ift, und daß dies 
auch von der Einräumung procefjualifher Nechte gilt; daß der An- 
ſpruch des Belangten auf Leiſtung der actorifhen Caution ein pro» 
cefjualifches PBarteienrecht ift, welches der Partei auch nur unter 
gewiffen Bedingungen zukommt und von welchem Gebraud zu machen 
oder nicht, ihr freifteht; daß der Richter in erfter und höherer Inftanz 
in ber Regel wegen Unfenntnif der Vermögensverhältnifje ver Parteien 
nit in der Rage ift, bei dem Anbringen ver Klage fi mit ber 
Unterfuhung und Entſcheidung der Frage zu befaſſen, ob der Wall 
der Verpflichtung des Klägers zur Leiftung einer actoriſchen Kaution 
und in welcher Art und Höhe eintrete ober nicht, und daß dem Kläger 
keineswegs bei Zurüdweifung der Klage auferlegt ift, Notorietäts- oder 
andere Zeugniſſe über feine VBermögensverhältniffe zum Behufe einer 
jolden Beurtheilung von Amtswegen, die, wenn der Gegner ben 
Cautionsanſpruch nicht ſtellt, auch müfig bliebe, beizubringen; daß 
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biernah die im $. 406 a. ©. O. vorgefehene Anweifung an ven 
Kläger zur Reiftung einer Kaution oder des Unvermögenheitseides nur 
auf einem Begehren des DBelangten und zwar auf einem in Gemäß- 
heit der erforderlichen Vorausſetzungen vom Richter überhaupt und 
in Betreff der Höhe, worüber vie Parteien zu hören find, gegründet 
befundenen Begehren beruhen Tann; daß demnach ver Ausdruck: 
„widrigens die Klage nicht angenommen werben foll" im $. 406 a. 
G. D. blos die Bereutung haben kann, daß im Widrigen die lage 
nicht in Verhandlung genommen werben fol, und daß dem Kläger, 
welcher einen Cautionsanſpruch zu erwarten Anlaß hot, nur die Bor- 
fiht gebietet, ſchon in der Klage den bezüglihen Anforderungen zu 
genügen, um nicht binterher zu erfahren, daß Deswegen die Klage 
nicht fofort in Verhandlung genommen wird; daß demzufolge das 
Begehren um Leiftung der actorifhen Kaution nicht im Wege des 
Recurfes gegen die ohne folde Kautionsbeftellung erfolgte Ver⸗ 
befheidung der Klage, fondern im Wege eines beim erſten Richter 
anzubringenden Geſuches zu ftellen ift; daß die Umterlafiung ver 
Erhebung des Recurſes gegen eine foldhe aufrechte Erledigung der 
Klage noch nicht eine Verzichtleiftung auf die für die beflagte Partei 
im $. 406 a. ©. O. vorgefehenen Rechtswohlthaten in ſich ſchließt; 
daß im vorliegenden Falle die Kläger zugegebener Maßen bie in 
Rede ftehende Kaution in ihrer Klage nicht beftellt haben und ber 
Bellagte ſchon am vierten Tage nach Zuftellung verfelben, ohne fi 
in die Streitverhandlung in der Hauptſache eingelafjen zu haben, 
da8 Begehren um den Auftrag an die Kläger zur Leiſtung einer 
actoriſchen Caution geftellt Hat; daß die Einleitung der Verhandlung 
über dieſen Incidentpunkt vermöge des offenbaren, durch die obige 
Klaufel ausgefprochenen Zwedes ber gefeglihen Anordnung und mit 
Hinblid auf die Berfügung des $. 408 a. ©. D., welde im Gegen- 
ja dann, wenn der Beklagte befugt zu fein glaubt, eine mehrere 
Sicherheit zu begehren, wohl die Einleitung des viesfälligen Neben- 
ſtreites nicht aber weiterhin auch die Hemmung des Hauptprocefies 
zuläßt, uothwendig die mittlerweilige Siftirung der Verhandlung in 
ber Hauptſache nad fich zu ziehen bat, und daß in den Provinzen, 
in welchen die a. jofeph. ©. D. vom Fahre 1781 noch immer Geltung 
bat, nicht der von den SS. 406 und 408 diefer ©. DO. abweichende 
$. 539 der weftgel. ©. O. vom Jahre 1796 zur Richtſchnur ges 
nommen werden fann. 

Zugleih wurde die Eintragung des nachſtehenden Satzes in 
das Spruchrepertorium beſchloſſen: Wegen Unterlafjung der im $. 406 
der a. ©. O. vorgejehenen Beftellung annehmlicher Sicherheit für 
die Gerihtsunfoften oder der Erbietung zum Eide, fie nicht ſchaffen 
zu können, kann eine überreichte Klage nicht von Amtswegen zurüd- 
geftellt werden. .. 
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Nr. 6840. 
Eidesfahigkeit eines gerichtlich erklärten Verſchwenders. 


Eutſch. v. 14. Februar 1878, Nr. 10201 Geſt. bei und des 3. ©. gu 
tobt dv. 4. Mat 1877, Nr. 4157, Abänd. des Net. de 8 G. B 
v. 13. Juni 1877, Nr. 5397). ©. 9. 1878, & 

A erwirfte gegen den wegen Verſchwendung unter Euratel ge⸗ 
fetzten B für eine von B vor der Curatelverhängung eingegangene 
durh den probucirten Schuldfhein bewiefene Darlehensfhuld von 
200 fl. ven Zahlungsbefehl. Der Curator brachte dagegen Einwen- 
dungen vor, fpeciell Die exceptio non numeratae pecuniae, und das 
Proceßgeriht erkannte auf den von B al Relat abzufchwörenven 
Haupteid: „daß ihm der Kläger A das in der Schuldurfunde an- 
gegebene Capital per 200 fl. nicht zugezählt habe.” — Auf die Appel- 
lation des A hat das DO. 8%. ©. den Zahlungsbefehl unbedingt auf- 
recht erhalten und bie Befeitigung des Haupteided damit begründet, 
daß zwar im Allgemeinen gegen eine verbriefte Darlehensforderung der 
Gegenbeweis der non numeratae pecuniae zuläffig fei, bier aber auf 
den dem Curanden B zurüdgefchobenen und von ihm abzulegenven 
Haupteid nicht erfannt werden dürfe, weil B nad den Proceßanfüh- 
rungen ſeines Curator ein gänzlich vernadläffigter, höchſt Leichtjin- 
niger, phufiih und moralifh verfommener Menjch if, und daher vie 
Entjheidung der Rechtsſache mit Beruhigung nicht in feine Hände 
gelegt werben könne. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte das erfigerichtlihe Urtheil 
und bemerkte in feinen Motiven, daß die von dem O. L. ©. hervor: 
gehobenen Umftände den Beklagten als eidesunfähig nad dem Geſetze 
nicht erſcheinen laſſen. 


Nr. 6841. 


Abgrenzung des ſtreitigen Verfahrens vom nichtſtreitigen: 
Nachträgliche Erbserklärung zu einer vorher bereits aus— 
gefehlagenen Erbichait. 


Entſch. v. 14. Februar 1878, Nr. 1560 (Beft. des dad Deer. ded B. G. 
Smiden v. 27. Oct. 1837, Nr. 24205, abänd. Deer. des 8. 6 G. Prag 
3. Dec. 1877, Nr. 32975). Zeitſchrift f. d. Notariat 1878, Nr. 30. 

Die A bat die ihr ex lege angefallene Erbichaft ihres Vaters 
M ausgeſchlagen und als Motiv der Ausfchlagung die aus dem Nach—⸗ 
loßinventar hervorgehende Ueberfhuldung der Erbſchaft angegeben. 
Als aber — noch während der Abhandlung — ein Vermögen hervor⸗ 
kam (der hypothekarfreie Reſt des Erlöjes aus dem Zwangsverkaufe 
einer Liegenſchaft des Erblaffers) überreichte die A die bedingte Erbs- 
erklärung zu dieſem Bermögen. — Bon dem Abhandlungsgerichte 
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wurde diefe Erbserflärung mit der Begründung zurüdgewiefen, daß 
die A auf den Nachlaß ihres. Vaters ſchon verzichtet hat und ein’ 
Erbverzicht ebenfowenig wie eine Erbserflärung widerrufen werden: 
kann ($. 806 a. b. © 3. a contr.) und die Verlaſſenſchaft als 
caduk erflärt. — Das O. L. ©. verordnete die Annahme der Erbs⸗ 
erflärung. Dagegen ergriff die Finanzprocuratur im Namen des Fiscus 
den Reviſionsrecurs. 

In Erwägung, daß nad $.122 des kaiferl. Bat. vom 9. Auguft 
1854, R. ©. Bl. Nr. 208, jede in der vorgefhriebenen Form aus⸗ 
geftellte Erbserklärung zu Gericht anzunehmen und bei den Abhand⸗ 
Iungsacten aufzubewahren ift; daß auf die Beurtheilung ber recht⸗ 
Iihen Wirkung des früheren Verzichted der A auf die damals pafjiwe 
Berlaffenfhaft, derzeit, bei Erledigung ihrer Erbserflärung, nicht ein- 
gegangen werben fann, und, wenn die Yinanzprocuratur glaubt, wegen 
des vermeintlihen Berzichtes der A und des Abganges anderer Erben: 
den Nachlaß tes M für das Caducitäts-Aerar in Anfpruch nehmen 
zu können, es ihre unbenommen ift, dieſen Anfprud im geeigneten 
Wege zur Öeltung zu bringen, hat der oberfte Gerichtshof die Ver⸗ 
ordnung des O. 8. ©. beftätigt. 


Nr. 6842. 
Störung in Rechtsbefiß: Nachweis der Erwerbung desſelben. 


Entf. v. 19. Februar 1878, Nr. 1538 (Beit. ded dad Deer. ded 8. ©. 
Woinicz v. 19. April 1877, Nr. 317, abänd. Deere. des O. L. ©. Krafan v. 
19. Juli 1877, Nr. 7289). Jur. BI. 1878, Nr. 32. 

A. belangte den B in possessorio summariissimo, indem er an⸗ 
führte, daß er ein Grunpftüd des B neben befjen Haufe zur Durch⸗ 
fahrt und zum Viehtriebe benügt habe und in nenefter Zeit von ihm 
daran gehindert worden fei. — Das Gericht erfter Inftanz entſchied 
nad dem Stlagebegehren, weldes in zweiter Inftanz abgewiefen wurde, 
weil A das Recht zum Befige der Dienftbarfeit nicht nachgewiefen hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergeridhtlihe Entjchei- 
dung aus folgenden Gründen: Die Annahme, daß eine Befisftörung 
ftattgefunden habe, fett die Erwerbung des Beſitzes auf Seite des 
Klägers voraus. Derjelbe hatte daher zu beweifen, daß er auf die 
im 8. 313 a. b. ©. 3, für die Erwerbung des DBefiges von ver» 
neinenden Rechten vorgefchriebene Art in den Beſitz der Dienftbar- 
feit der Durchfahrt und des BViehtriebed auf. dem Grundſtücke des 
Bellagten gelommen fei, nämlid daß er dasſelbe zur Durdfahrt und 
zum Biehtrieb mit ausprüdlicher, oder wenigftens ftillfchweigender Ein- 
willigung des Bellagten benügt habe. Nun haben die Zeugen bes 
Klägers zwar beftätigt, daß er folde Handlungen ausgeübt babe, 
nicht aber, daß dies mit Einwilligung oder auch nur mit Borwifjen 
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des Belangten geſchehen ſei. Deshalb mußte die Klage abgewieſen 
werden. Unhaltbar dagegen iſt der obergerichtliche Abweiſungsgrund, 
weil nach 8. 5 der kaiſerl. Verordnung vom 27. October 1849, R. 
G. Bl. Nr. 12, der Kläger in possessorio summariissimo ben Titel 
zum Beſitze wicht nachzuweiſen hat. 


Nr. 6843. 
Unzuläffigleit des a. o. Revifiondrecurfes gegen Erecutions« 
befcheive betreffend Forderungen bis 50 Gulden. 


Eutſch. v. 19. Februar 1878, Nr. 1796. 8.9. 1878, ©. 196. 


Beide Untergerichte haben das auf eine erecutionsfähige No- 
tariatsurkunde gegründete Geſuch des A gegen B um Sequeftration der 
Einkünfte einer Realität zur Hereinbringung von 30 fl. abgewiefen. 

Dagegen ergriff A den außerorbentlichen Revifionsrecurs, welder 
von dem oberften Gerichtshofe als unftatthaft verworfen wurbe, im 
der Erwägung, daß, wiewohl es fi im vorliegenden alle, ohne 
vorhergegangenen Streit, lediglich um eine Execution auf Grund eines 
Notariatdactes gemäß 8. 3 des Geſetzes v. 25. Yuli 1871, R. ©. 
DL. Nr. 75, handelt, diefe Angelegenheit mit Rückſicht auf den Be- 
trag nah Vorſchrift des 8. 1 des Gefeges vom 27. April 1873, 
R. ©. Bl. Nr. 66, über das Bagatellverfahren, im Bufammenhange 
mit $. 1 ves Gefebes vom 1. März 1876, R. G. Bl. Nr. 23, 
dennoch dem Bagatellverfahren und rüdfichtlid der Execution nad 
S. 87 des Gefeges vom 27. April 1873, Nr. 66, dem Summar- 
verfahren zugewiefen, nah dem $. 51 des Geſetzes über dieſes Ver⸗ 
fahren aber der Reviſionsrecurs gegen gleichförmige Beſcheide beider 
Untergerichte unzuläffig. ift. 


Nr. 6844. 
Befisftörungsproceß: Unzuläſſigkeit der Neftitution zum 
Recurſe gegen den Enbbefcheid. 
vatin. v ebruar 1878, Nr. 1949 (Beft. deö Decr. des B. G. Kolin v. 
13. Der. 1877, r. 13756, Abänd. des Decr. des O. L. ©. Prag v. 7. Jänner 
1878, Nr. 447). ©. H. 1878, Nr. 239. 

In dem Befisftörungsftreite ded A wider B bat ber Erftere 
bie Frifl zum Necurfe gegen den Endbeſcheid des PBrocefgerichtes ver- 
ſäumt und deshalb die Keftitution begehrt. — Das Reftitutions- 
gefuh wurbe in erfter Inftanz, als nad $. 16 der Taiferl. Berorbn. 
vom 27. October 1849, R. ©. BL. Nr. 12, unzuläffig zurückgewieſen. 
— Auf den Recurs des A befeitigte das DR ©. bie erftgericht- 
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lihe Verordnung mit dem Auftrage, das Reftitutionsgefuch unter 
Abftanpnahme von dem angeführten Abweifungsgrunde zu verbefchei- 
ben, weil der $. 16 der kaiſerl. Verordnung vom 27. October 1849, 
R. ©. Bl. Nr. 12, die Reftitution im Verfahren vor dem Endbeſcheide 
amsfchließe, von dem Recurſe wider den Endbeſcheid erſt im 8. 17 
gehandelt werde, in weldhem aber die Reſtitution zur Ergreifung bes 
Recurſes gegen den Endbeſcheid nicht ausgeſchloſſen fei. 

Der oberfte Gerichtshof reftitwirte den erſtgerichtlichen Beſcheid. 
Gründe: In dem Befisftörungsprocefle ift nach der ausnahmslofen 
deſzus des 8. 16 der kaiſerl. Verordnung vom 27. October 1849, 

R. © Bl. Nr. 12, jedes andere Rechtsmittel, mit Ausnahme des 
Recurfes gegen den Endbeſcheid, insbeſondere aber das Rechtsmittel 
ber Neftitution, ausgejchloffen. 


ir. 6845. 


Verſprechen eined Maklerlohnes für die Bermittlung bes 
Kaufes eines Grundftüdes: Bemeffung desfelben im Tyalle 
des vermittelten Kaufes der Hälfte des Grundſtücks. 


Entid. v. 20. Februar 1878, Nr. 4084 (Beft. des dad Urth. des 2. ©. 
raten ». 31. März; 1876, Pr. 4946, abünd. Urih. des O. 2. 1 . Kralaı v. 
3l. Oct. 1876, Nr. 12700). Sur. Bl. 1879, Nr. 7 


B verfprady dem A einen Maflerlohn von 600 9 wenn dieſer 
ihm für fein Gut X einen Käufer fände und ben Berlauf zu Stande 
brächte. A machte einen Kaufluftigen in der Berfon tes C ausfindig 
und vermittelte das Geſchäft in der Weife, daß C die Hälfte des 
Gutes um 19.000 fl. kaufte und bezüglich der anderen Hälfte ihm 
das Vorkaufsrecht auf drei Yahre für den nämlichen Preis eingeräumt 
wurde. Bon A auf die Zahlung der obigen Provifion belangt, wendete 
B ein, daß er die Provifion nur für den Fall verſprochen habe, 
wenn ber Kläger den Berlauf des ganzen Gutes zu Stande brächte. 
— In erfter Inftanz wurde anf Grund diefer Einwendung das Klage 
begehren abgewiefen. — Das O. L. ©. verurtbeilte den Bellagten 
jur ‚ehtmg ver Hälfte des Maflerlohnes mit Berufung auf $. 1155 
a. b. ©. B., weil nur die Hälfte des Gutes verkauft worden ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil aus 
deſſen Gründen. 
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Nr. 6846. 
Errichtung eines mündlichen Zeftaments durch die vor Drei‘ 
Zeugen abgegebene Erklärung, daß der Erblaſſer „fo eben 
fein Vermögen dem Pfarrer förmlich übergeben habe und. 
baß dieſer damit ſchalten und walten fünne, wie er. wolle*?. 
Eutſch. v. 20. Februat 1878, Nr. 9273 (Belt. des dad Urth. ded B. G. 
Bezan v. 16. Jänner 1877, Nr. 4308, abänd. Urth. de O. L. G. Junsbrud 

v. 18. April 1877, Nr. 2156). Iur. BL. 1878, Ver. 21. 

Nah dem Tode der außer der Ehe geborenen, mutter- und 
finderlofen M überreichte der Ortspfarrer B bei dem Abhandlungs- 
gerichte feine Erbserklärung zu ihrem Nadlaffe auf Grund eined von 
X, Y und Z unterfchriebenen Promemoria, laut deſſen die M am 
24. April 1873 (drei Tage vor ihrem Tode) in ihrer Gegenwart 
erflärt hat, „daß fie foeben ihr Vermögen dem Herrn Pfarrer fürm« 
fi übergeben habe und daß er damit ſchalten und walten könne, wie 
er wolle". Der Pfarrer fügte bei, daß ihm das Vermögen von der 
M mit dem Auftrage übergeben worden fei, es zu Legaten für Ber- 
wandte, zur Stiftung eines Jahrestages, zur Beſtreitung der Koſten 
bes Begräbnifjes und eines Grabmonumentes zu verwenden und mit 
dem Reſte eine Stiftung für Hausarme zu maden, und daß er fid 
der M zur Ausführung diefer Aufträge verpflichtet habe. Die vor- 
benannten drei Zeugen wurden im Abhauplungswege verhört.. Nach 
ber Angabe des Zeugen X fam der Pfarrer B am 24. April 1873. 
zu ihm und fagte: er möge fih noch um zwei Männer umfehen und 
mit ihnen zur M gehen, fie werde ausſagen, was fie gemacht habe; 
er nahm die Nachbarn Y und Z und alle brei gingen zur M, die 
frank im Bette lag, allein bei vollem Berftand vor ihnen die. oben 
angeführte Erklärung abgab. Mit der Ausfage des X flimmten jene 
ber beiden anderen Zeugen genau überein. Die Yinanzprocuratur nahm 
die Verlaſſenſchaft der M als erblos für ven Fiscus in Anfprud und 
von dem Abhandlungsrichter auf den Rechtsweg gewiefen, belangte 
fie ven B, indem fie das Erfenntniß begehrte, daß die durch das 
Zeugenverhör conftatirte Erklärung der M als eine Erklärung des 
legten Willens im Sinne ver 88. 552 und 553 a. 6. G. B. nidt an⸗ 
zufehen, die auf Grund verfelben abgegebene Erbserklärung des B 
rechtsunwirkſam jei und die Verlaſſenſchaft ver M als erblojes Gut 
bem Fiscus zufalle. — Das Gericht erfter Inftanz erfannte auf Ab» 
weifung ber Klage aus folgenden Gründen: Die Klägerin begründet 
ihr Begehren damit, daß die M am 24. April 1873 nicht mehr leßt- 
willig verfügen konnte, noch, wie aus dem Ausdrucke „fie habe über- 
geben“ deutlich bervorgehe, verfügen wollte, und daß, wenn per in- 
eoncessum ihre Erklärung als eine legtwillige Anordnung zu bes 
trachten wäre, diefelbe fein Teflament fei, weil darin die Perſon des 
Erben nicht jo gefennzeichnet werde, wie das Gefeg e8 fordert. Was 
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nun die Behauptung anbetrifft, daß bie M damals über ihr Ver⸗ 
mögen gar nicht mehr verfügen konnte, jo geräth die Klägerin dabei 
mit ſich felbft in Widerſpruch, indem fie ihre Behauptung damit be- 
gründet, daß die M mit den Worten „fie babe übergeben“ zu er- 
kennen gab, daß fie bereit8 inter vivos ihr Bermögen dem B zur 
Berfügung geftellt habe, gleih darauf aber, um die Verlaſſenſchaft 
dem Fiscus zu fihern, die Erflärung der M, da fie nur mündlich 
geihehen und von ber Uebergabe der einzelnen Bermögensfahen nicht 
begleitet war, als rechtsunwirkſam bezeichnet, — wohl einfehend, daß 
jonft von einem caduken Nachlaſſe nicht die Rede fein könnte. Es 
unterliegt baher feinem Zweifel, daß die M in dem Zeitpunfte ber 
von ihr abgegebenen Erklärung über ihr Vermögen verfügen fonnte, 
und es frägt fih nur, ob jene Erflärung ein giltiges, mit den ge- 
ſetzlichen Förmlichkeiten verfehenes Teſtament fei. Betrachtet man die 
Erklärung der M, wie fie dur die drei Zeugen feftgeftellt ift, fo 
kann man wohl feinen Zweifel haben, daß fie damit ihren Ießten 
Villen fundgeben wollte, — denn wozu hätte fie, wenige Tage vor 
ihrem Tode, die Zeugen zu fich berufen, wenn nit, um ihnen mits 
zutheilen, was fie auf den Todesfall mit ihrem Vermögen befchlofjen ? 
Die Klägerin legt für das Gegentheil großes Gewicht auf die Worte 
„übergeben babe" ; allein ver Gebraud des Berfectum ftatt des Präfens 
läßt fi, ganz abgeſehen von der Nichtvorausfegbarkeit fireng gram- 
matifcher Ausdrucksweiſe bei ver M nad ihrem Stand und Bildungs- 
grad, auch rechtfertigen, da fie kurz vorher ihren Willen dem Pfarrer 
B allein kundgethan und ſodann, um die gefeglichen Yörmlichkeiten 
zu wahren, vor den drei Zeugen neuerdings erklärt bat. Diefe Aus- 
legung dürfte auch dem das öſterreichiſche Erbrecht durchweg beherr- 
fhenden Grundfage, daß der förmlich erflärte Wille des Erblafiers, 
-foweit er feinem Pflichtgefege widerftreitet, genau befolgt werben fol, 
entiprechen, und ebenfo dürfte dafür die auch auf Erbeinfegungen an⸗ 
zumenbende Beftimmung des $. 655 a. b. ©. B. (Auslegung von 
Legaten) fprechen, wie denn aud die drei Zeugen bie Erklärung ber 
M nicht anders angefehen haben. Iſt aber dieſe Erklärung eine letzt⸗ 
willige Anordnung im Sinne des 8. 552 a. 5. ©. B., fo ift fie 
unzweifelhaft eine Erbseinfegung, wie fie der $. 553 a. b. ©. 8. 
definirt, denn in derſelben überläßt fie nicht blos einzelne Theile ihres 
Vermögens, fondern ihr Vermögen überhaupt dem Pfarrer zur freien 
 Dispofition und es ift der Univerfalerbe auch hinlänglich beftimmt, 
fo daß über die Perfon vesfelben kein Zweifel obwalten fann. Die 
Klägerin verfucht allerdings in der Replik auch bie Perjon des Erben 
als zweifelhaft hinzuftellen, fie hat jedoch in der Klage felbft aus- 
drädlih bemerkt, daß mit: dem Pfarrer, welchen die Exblafferin in 
ihrer Erflärung genannt. hat, der Beklagte gemeint war; zudem ginge 
dieſes wohl auch daraus hervor, daß der Bellagte ed war, von welchem 
der Zeuge X im Namen der Erblafferin erfucht wurde, mit nod) zwei 
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Zeugen, behufs Vernehmung deſſen, was fie gemacht babe, ſich zu 
ihr zum begeben, und bag, wenn ein Mitglien einer Pfarrgemeinbe 
vom Pfarrer jhlehthin ſpricht, dasſelbe darunter gewiß nur feinen 
Pfarrer und nicht einen fremden meint, und biefes in gleihem Siune 
gewiß aud vom Zuhörer aufgefaßt wird. Da fomit die Erflärung 
der M vom 24. April 1873 fowohl hinfichilich der inneren als äußeren 
Form alle geſetzlichen Erforderniſſe einer Erbseinfeßung enthält, ers 
ſcheint das Klagebegehren durchaus unbegrändet. — Das DO. 2. ©. 
hat dem Kingebegehren mit nachſtehender Motivirung flattgegeben: 
Die Frage, ob die mündliche Erklärung der M vom 24. April 1873 
im Sinne des a. b. ©. 8. eine giltige Erklärung des letzten Willens 
fei, muß entſchieden verneint werben. Zur Giltigleit eines Tefte- 
mentes verlangt das Gefeß die genaue Befolgung aller über die Ab- 
fafjung legtwilliger Anorpnungen gegebenen Beftimmungen; die Nicht- 
beobadhtung einer einzigen zieht die Ungiltigfeit der letztwilligen Ber- 
fügung nad fih ($. 601 a. b. ©. B.). In dem vorliegenden Falle 
find aber nicht alle zur Giltigkeit einer legten Willenserklärung vor- 
gejchriebenen Erforderniffe beobachtet worden. Die drei Zeugen wur» 
den nidht von ber Erblafferin, fondern von dem angeblihen Erben 
berufen und der Erblafferin fozufagen auf den Hals geworfen, und 
diefe hat weder den Zeugen erklärt, einen legten Willen errichten zır 
wollen, no Yemanden — indbefondere auch nicht den Beklagten — 
als ihren Erben bezeichnet, ſondern lediglich vorgebradt, fie habe ihr 
Bermögen joeben dem Herrn Pfarrer (defien Name übrigens gar 
nicht genannt wurde) zur Verfügung geftellt. In welcher Abſicht und 
zu welden Zwecke bies gejcheben fei, ob dem Pfarrer lediglich bie 
unbeſchränkte Bermögensverwaltung bei Lebzeiten der M übertragen, 
oder auch andere Rechte für jet oder für die Zufunft eingeräumt 
werben follten, darüber geben die Zeugen keinen Auffchluß, und eine 
Schenkung unter Lebenden lehnt der Beflagte felber ab. Die vor den 
drei Zeugen abgegebene Erklärung der M ftellt fih lediglich als vie 
Erzählung einer Thatſache dar, die fih unmittelbar früher zugetragen 
baben fol, welche aber als folde von dem Bellagten in Abrebe ge- 
flellt wird. Als eine giltige legtwillige Anoronung aber Tann fie, 
wie nachgewiefen wurde, in keinem Falle angefehen werben, weil es 
an der Bezeichnung der Erklärung als legter Wille und an der Nanı- 
haftmachung von Erben oder Legataren gebridt. Schon deshalb mußte 
dem Klagebegehren ftattgegeben werben. Dazu kommt no, daß ber 
Bellagte — in Hebereinfiimmung mit dem Inhalte des von ihm bei 
dem Abhenplungsrichter producirten Promemorin — ſowohl bet dieſem 
als auch im Proceffe angeführt bat: es ſei gar nie in ber Abficht 
der M gelegen gewefen, ihm auf ihren Todesfall ihr Vermögen zum 
Eigenthume und zur beliebigen Verfügung zu überlafien, und fei das⸗ 
jelbe vielmehr zu einer Mefjenftiftung für Verwandte und für Haus- 
arme (Leßtere als Univerfalerben) beftimmt gewejen, welchen er es 
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nad) dem Wunſch und Auftrag der Erblafjerin hätte übergeben follen. 
Wenn nun aber der Bellagte nad feiner eigenen Angabe nicht felbft 
Erbe, fondern nur gewiffermaflen Teftamentserecutor ift, wie und mit 
welhem Rechte kommt er dazu, ſich erbszuerklären und den ganzen 
Nachlaß, ver ihm nie zugedacht war und zu welchem er keinen Titel 
bat, für fih in Anfpruh zu nehmen? Eine Legitimation zur Ver⸗ 
tretung der angeblichen Legatare und ber vorgegebenen „wirklichen” 
Erben aber hat er weder behauptet noch weniger nachgewieſen. Rad 
ber eigenen Anführung des Beklagten ftellt fi daher feine behauptete 
Erbseinfegung als bloßes Scheingefhäft dar, welchem jede Rechts⸗ 
wirfung abgefprocdhen werben muß. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inftanz. 
Gründe: Ift auch zur Giltigkeit einer legtwilligen Anordnung nicht 
erforderlih, daR die Teftamentszeugen vom Teſtator felbft gerufen 
werden, und insbejondere der vom Obergerichte dem Beklagten ge- 
machte Vorwurf, daß er die Zeugen der M, fozufagen, auf den Hals 
geworfen, nach der Actenlage völlig unbegründet, und wäre auch an⸗ 
zunehmen, daß fie die Abſicht hatte, in Gegenwart der Zeugen ihren 
legten Willen zu erflären, fo ergibt fih aus den von ihnen einhellig 
beftätigten Worten der M, „daß fie ihr Vermögen dem Herrn Pfarrer 
förmlich übergeben babe, daß er bamit falten und walten könne, wie 
er wolle”, keineswegs, daß, wie zu einer giltigen Erbseinfegung nad) 
$. 552 0.6. ©. 2. erforverlid ift, fie ihr Vermögen dem Bellagten 
eigenthümlich überlafien wollte, fondern e8 wird aus dem von Letzterem 
dem Abhandlungsgerichte übergebenen Promemoria Mar, daß fie nicht 
ben Bellagten in Perfon bevenken, fondern daß fie vielmehr als Uni⸗ 
verfalerben ihres Vermögens, nad Abzug mehrerer Legate und einer 
Mefienftiftung, eine zu gründende Stiftung für brave Hausarme ein- 
jegen wollte, Ift daher der Mare Wille der Erblaflerin der gewefen, 
daR jedenfalls nicht der Bellagte ihr Erbe fein folle, fo war die vor 
den Zeugen abgegebene Erklärung fchon deshalb als legte Willens⸗ 
erflärung ungiltig, weil fie damit gegen die Vorſchrift des $. 564 
a. b. ©. B. die Ernennung des Erben einem Dritten überlaffen 
hätte, während das Promemoria jelbft, in weldem ihr wirkliher Wille 
nah Angabe des DBellagten niedergelegt ift, nur eine Aufzeichnung 
des Lebteren darüber ift, was von der Erblaſſerin nur ihm gegen- 
über und ohne die Förmlichkeiten eines giltigen Teftamentes erflärt 
wurde. 
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Nr. 6847. 

Meberlaffung von zwei, fpäterhin auf den Namen des 

"Empfängers umfchriebenen Grundentlaftungsobligationen zum 

‚Zwede der Beftellung einer Dienftcaution für vdenfelben: 
Leihvertrag oder Darleihensvertrag? 


gure. v. 20. Februar 1878, Nr. 9582 (Beft. des urtb. ded B. G. Reszow 
Mai 1876, Mr. a Abänd des Urth. des O. L. ©. Kralau vom 
2. März 1877, Nr. 198). 6. 9. 17 ©. 376. 

A. übergab dem Steuerbeamten B zwei Grundentlaftungs-Obli- 
gationen, über 100 fl. und über 500 fl., zu dem Zwede, damit fie 
B al8 Dienftcaution erlege, und diefer verpflichtete fi, die Obligas 
‚tionen, falls er fie durch andere. vertreten könnte, oder dieſelben nicht 
:mehr nothwendig fein würden, dem A zurüdzuftellen. B deponirte die 
Obligationen, welche in. eine auf feinen Namen lautende vinculirte ' 
Obligation Nr. 7941 umfhrieben wurden. Nah dem Tode des B 
machte nun. A gegen deſſen Berlafjenfchaft mittelft Klage das Eigen» 
thum an der Obligation Nr. 7941 geltend. — In erfter Inftanz 
wurbe feinem Anfprude ftattgegeben. — Das O. L. ©. erlannte 
auf Abweifung der Klage aus folgenden Gründen: Der von A mit 
B gefchloffene Vertrag ift fein Leihvertrag gemäß 8. 971 a. b. G. B., 
wie der Kläger behauptet. Mittelft des Leihvertrages wird nämlich 
Jemandem eine Sache lediglih zum Gebrauche nad feinem perſön⸗ 
lichen Bebürfniffe, ohne Schädigung der Subftanz ($. 504 ibid.) und 
ohne Berpflihtung der Entfchädigung für diefen Gebraud, jedoch 
unter der Bedingung übergeben, viefelbe nad beenvetem Gebrauche 
zurüdzuftellen (F. 971 und 972 ibid.). In dem gegebenen Falle er- 
hielt B die zwei Obligationen & 100 fl. und 500 fl. zu dem Zwecke, 
am an benfelben für das Aerar ein Pfandrecht zur Sicherftellung 
ver Erfüllung feiner Dienftpflichten zu beftellen. B erhielt daher diefe 
Obligationen nit zum Gebrauche nach feinem perfönlihen Bedürf⸗ 
niffe ohne Schädigung der Subftanz, fondern dazu, um biejelben be= 
bingungsmweife an einen Dritten zu überlafjen, denn die Beftellung 
des Pfandrechtes auf eine Sade ift mit Rüdfiht auf die 88. 1368 
und 47 a. b. G. B. eine bedingungsweiſe Ueberlaſſung derſelben. 
Hieraus folgt, deß digler Vertrag ein Darleihensvertrag gemäß 8. 983 
und 990 a. b. B. iſt, daß daher B auf Grund desſelben das 
Eigenthum dieſer Obligationen erlangt bat. Hiezu kommt noch der 
Umftand, daß diefe Obligationen als Caution des B erlegt und bier- 
auf in die auf feinen Namen lautende Grundentlaftungs-Obligation 
Nr. 7941, it. A umgewandelt wurden. In Folge diefer durch Die 
competente Behörde vollzogenen Umwandlung find die zwei Obliga- 
tionen, weldhe B von A erhielt, verfhwunden und B hat das Eigen- 
thum der Obligation Nr. 7941 erlangt; denn in dem Acte der Um⸗ 
wandlung der Obligation auf feinen Namen liegt der giltige Titel 
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und bie rehtmäßige Erwerbungsart des Eigenthums durch B, um fo 
mehr al8 die Gerichte nicht competent find über die Frage zu ent- 
ſcheiden, aus welcher Urſache und auf welder Grundlage diefe Um- 
wandlung durch die abminiftrative Behörbe erfolgte. Der Kläger hin- 
gegen bat weder ven giltigen Titel noch die Erwerbung des Eigen» 
thums diefer Obligation nachgewieſen (8. 380 und 372 a. 5. ©. 2.). 
An diefer Sachlage ändert nichts der Umftand, daß fi B verpflichtet 
bet, vie Obligationen, wenn er fie durch andere vertreten könnte 
und würde, dem A zurüdzuftellen, da diefe Bedingung nicht einge- 
treten ift und die Berpflichtung des B fid nicht auf die Obligation 
Nr. 7941, welche auf feinen Namen lautet, bezieht. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterlihe Urtheil. 
Gründe: Bellagterleits ift anerkannt, daß die urfprünglichen Grund» 
entlaftungs-Obligationen von 500 fl. und 100 fl., vie fpäter in die 
Örundentlaftungs-Obligation Nr. 7941 umſchrieben wurden, von dem 
Kläger herrühren, und ver Vertrag, in welhem ver Kläger diefe 
Obligationen dem Steuerbeamten B zu dem Zmwede überließ, damit 
er fie als Dienftcaution für fi erlege, war ein Xeihvertrag nad) 
8.971 a. b. ©. B. und nicht ein Darleihensvertrag nad) 8. 983 
a. 6. © B. Der Kläger blieb daher Eigenthümer verjelben. Da 
nun bie Zeit, für melde dem B der Gebrauch diefer Obligationen 
geftattet wurde, mit der Erlöſchung feines Dienftverhältnifjes ab» 
gelaufen ift, fo ift der Entlehner nad 8. 972 a. b. ©. 2. zur Zu- 
rädftellung verpflichtet, und da8 Begehren des Klägers, ihn als Eigen- 
thümer anzuerkennen, vollfommen gegründet. 
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Nr. 6848. 
Aufhebung der mit der executiven Pfändung verbundenen 
Verwahrung der Sachen durch einen Dritten im Falle der 
Schuldberichtigung: Erforderniß der gerichtlichen Erwirkung 
derſelben. 

Entſch. v. 20. Februar 1878, Nr. 12842 (GBeſt. des dad Urth. des B. G. 
Linz v. 14. Juni 1877, Nr. 7123, abänd. Urth. des O. L. G. Wien vom 
II. Sept. 1877, Nr. 12567). ©. 3. 1878, Nr. 73. 

A, deſſen Waaren von feinem Gläubiger C im Erecutiondweg 
gepfändet und auf Begehren des C von dem Amtsdiener dem B zur 
Aufbewahrung übergeben worden waren, berichtigte feine Schuld und 
forderte fodann von dem hiervon durch C verftändigten B die Heraus 
gabe der Waaren, welche dieſer verweigerte und deshalb von A belangt 
wurde. Er brachte gegen die Klage die Einwendung des Retentions⸗ 
rechtes (die von beiden Untergerichten zurückgewieſen wurde) und ben 
Umftand vor, daß ihm die Waaren vom Gerichte übergeben worden 
find, die er daher nur mit deſſen Zuftimmung herausgeben dürfe. — 
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In erſter Inſtanz wurde auch die letztere Einwendung verworfen und 
dem Klagebegehren ſtattgegeben. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das die Klage abweiſende 
Urtheil der zweiten Inſtanz. Gründe: Wenn es auch richtig iſt, 
daß die Transferirung executiv gepfändeter Gegenſtände mit der Be⸗ 
friedigung des Gläubigers aufzuhören hat, fo kann dennoch die Zu- 
flimmung des Gläubiger allein den B. zur Ausfolgung ber Waaren 
nicht verpflichten; vielmehr Tann B, welchem die Waaren nach 8. 343 
a. G. O. vom Gerichte übergeben worden find, die Weiſung des 
Gerichtes über die mit der Waare zu treffende Verfügung verlangen, 
da nur das Gericht beurtheilen kann, inwiefern etwaige Rechte dritter 
Perſonen in Berückſichtigung zu nehmen ſind. Es war alſo Sache des 
Klägers, don dem Gerichte die erforderliche Anweiſung an den B zu 
erwirken. 


Nr. 6849. 

Bindication von Papiergeld im Erfeindirungsprocef: Un 

mittelbarer Eigenthbumserwerb an dem vom Mandatar in 
Empfang genommenen Gelde. Unanwendbarkeit der Vor⸗ 
Ihrift des S. 456 a. 6. ©. DB. auf das richterliche 

Pfandredt. 
Eutiö. v .21. ebenet 178, Bi: 10521 (Belt. deö Urth. des 2. G. Wien 
. 27. März 1 7, Nr. 23811, Abänd. des Urth. des O. Sn 6. Wien v. 
13. ni 1877, i 9203). Jur. Bl. 1878, Nr. 22 

Die B hatte zur Hereinbringung der ihr während des Schei⸗ 
bungsprocefjed gegen ihren Ehemann C ausgemefjenen Alimente die 
Bewilligung der Pfändung feiner Mobilien, insbefondere auch feiner 
Barſchaft erwirkt. Der mit dem Vollzug betrante Gerichtsdiener fand 
in dem ober dem Bett des Erecuten aufgehängten Rock desſelben eine 
Brieftaſche und darin 82 fl, in Bank⸗ und Staatsunoten, welche Barſchaft 
von ihm am 31. Auguft 1876 gepfändet, dem Gerichtspepofitenamte übers 
geben und von diefem in Berwahrung genommen wurde. Darauf belangte 
ber Holzbändler A die B mit dem Begehren um Zuerlennung des Eigen- 
thumes an der gepfändeten Barfchaft, indem er anführte und mit dem 
ber B aufgetragenen, im AZurüdichiebungsfall von dem Erecuten C 
als feinem freiwilligen Bertretungsleifter abzuſchwörenden Haupteid 
zu beweijen ſich erbot, daß ber bei dem Kläger als Holzichreiber be- 
bienftete C in der Zeit vom 30. Yuli bis 30. Auguft 1876 zwei 
und eine halbe Klafter 36zölliges, von A angelauftes und auf deſſen 
Holzplate gelegenes Holz im Namen des A um 87 fl. verlauft, das 
Kaufgeld für ihn und als fein Bevollmädtigter übernommen und die 
eingenommenen Bank⸗ und Staatönoten in die Brieftafche gelegt habe, 
in welder ber ©erichtöpiener die von ihn gepfändeten Geldnoten 
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pr. 82 fl. gefunden hat; daß C in jene Brieftaſche nur das als 
Kaufpreis für das Holz des A übernommene Geld gelegt und auf 
bewahrt babe, und daß die laut der Pfanpbeihreibung dem C ab: 
genommenen Gelonoten pr. 82 fl. ein Theil der nämlichen Geldnoten 
feien, welche C als das obige Kaufgeld pr. 87 fl. für A und zur 
Abfuhr an venfelben übernommen hatte. — Un erfter Inftanz wurde 
auf diefen Eidbeweis erkannt und für den Yall des erbrachten Ber 
weifes der Eigenthumsklage des A ftattgegeben. — Das DO. 8. ©. 
erfannte auf unbedingte Abweifung des Klägerd aus den nachſtehenden 
Gründen: Am 31 Auguft 1876 wurden dem C baare 82 fl. 8.8, 
in Bant- und Staatönoten von bem pfändenvden Gerichtsdiener ab⸗ 
genommen und in dem ©erichtöbepofitenamt hinterlegt. Bon einer 
widerrechtlihen Befignahme kann keine Rede fein, da ter B durch 
richterlichen Beſcheid indbefondere die erecutive Pfändung ꝛc. der bei 
dem C vorfindlichen Baarfchaft ausdrücklich bewilligt worden iſt. A 
erhebt nun die Klage aus dem Xitel des Eigenthumes an der depo⸗ 
nirten Barſchaft. Dieſe Klage ift fhon deshalb unzuläffig, weil bares 
Geld nah 8. 371 a. b. ©. B. nur ausnahmsweiſe, wenn nämlid) 
bie Geldſtücke fih von allen ähnlichen Geldſachen gleiher Gattung 
unterfcheiden lafjen ($. 370 ibid.), Gegenſtand der Eigenthumsklage ift, 
ber Kläger aber die in Anſpruch genommenen Geldnoten in feiner 
Weife — dur Worte, Namen, Zahlen, Zeichen u. vgl. indivipualifirt 
hat, zudem nad dem gefetlichen Vorgange bei der Uebernahme von 
Gerichtsdepoſiten die reclamirten Geldnoten gar nicht mehr inbividuell 
ansgefolgt werden Fönnten. Die Eigenthumsklage gegen bie B ifl aber 
im vorliegenden Falle auch durd die SS. 456 und 367 a. b. G. B. 
ausgefchloffen, weil A die 82 fl. dem C in Verwahrung belafjen bat 
und der rechtliche (Pfand⸗) Beſitz der B an diefem Gelde, wie oben, 
nachgewieſen ift. Und von allevem abgefehen, bat A ben nach 8. 369 
a. b. ©. B. ihm obliegenden Beweis der Erwerbung des Eigenthums 
an dem reclamirten Gelde nicht erbracht, nachdem er die Thatſache, 
daß das Geld ihm von O übergeben wurde, niemals behauptet hat. Er 
hätte auch gegen C feine dingliche, ſondern nur bie perſönliche Klage 
auf Rehnungsablage und Zahlung des etwaigen Saldo, reſp. des 
eincaffirten Betrages. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inftanz. 
Gründe: Nah 8. 1017 a. b. ©. B. kommen jene Rechte, weich 
durch Die von einem Gemwalthaber innerhalb ver Grenzen feiner offenen 
Vollmacht mit einem Dritten gejchlofienen Gefchäfte begrändet werben, 
bem Gewaltgeber, nicht aber dem Gewalthaber zu. Hieraus folgt, 
daß, wenn C als Machthaber des Klägers deſſen Holzverlauft und 
den biesfälligen Kauffchilling von den Käufern übernommen bat, das 
Eigenthbumsreht anf die bezahlte Barſchaft mır von dem Kläger, 
nicht aber von C erworben worden if. Der 8. 456 a. 6. ©. 8. 
fteht der vorliegenden Erſceindirungsklage deshalb nicht im Wege, weil 
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derſelbe nach ſeiner Faſſung nur von dem Falle ſpricht, wo eine 
fremde bewegliche Sache ohne Einwilligung des Eigenthümers frei⸗ 
willig verpfändet wird, dieſe Geſetzesſtelle ſomit auf das von der 
Beklagten im Wege der gegen C geführten Exetion erworbene prä— 
torifche Pfanpredt feine Anwendung findet. Wird nun (durd den 
Haupteid) erwiefen, daß die aus obigem Verkaufe herrührende Bar- 
ihaft pr. 82 fl. fih zur Zeit ber Pfändungsvornahme unvermengt 
mit anderem Gelde in der Verwahrung des Erecuten befunden bat, 
fo fann dem Klagebegehren aud der $. 371 a. b. ©. 3. nidt mit 
Erfolg entgegengefegt werden; und wennzleih die Barfchaft in ber 
Folge von dem Amtsdiener bei Gericht erlegt und im Depofitenamte 
mit der Übrigen dort verwahrten Barfchaft vermengt worden ift, fo 
fann dies auf tie Entfheidung der vorliegenden Streitfadhe deshalb 
feinen Einfluß üben, weil für diefelbe nur der Zuftand maßgebend 
ift, welcher zur Zeit der Pfändungscornahme vorhanden war und ber 
Kläger den Eigenihumsanfprudh nur gegen die Beklagte, nicht aber 
gegen dad Depofitenamt vorgebradht hat. 


| Nr. 6850. 
Zuläffigkeit von Anerkennungsklagen: Klage anf Anerken⸗ 
nung der NRechtsqualität eines Grundftüdes als res usu- 
fructuaria. 


Entſch. v. 26. Februar 1878, Nr. 6232 (Abänd. der sleioförminen 
Urtb. des 8. 6. Nenfandez v. 20. Sept. 1876, Nr. 3641 und des O. L. ©. 
Krakau v. 9. Jänner 1877, Nr. 17362). 'G. H. 1878, e 

Die A führte in ber gegen ihre Schweſter B vorgebradten 
Klage an, daß fie vor 30 Jahren von der Grundmwirthfchaft, die fie 
von ihren Eltern ererbt hatte, dad Grundſtück X der Beklagten an 
Zahlungsftatt für den Antheil der Leßteren an ber Erbſchaft ihrer 
Eltern zum lebenslangen Fruchtgenuſſe übergeben habe, und begehrte 
das Erfenntniß, daß die B das Grundftüd nur bis zu ihrem Tode 
zu benugen, nicht zur Berfügung über veflen Subftanz unter Lebenden 
oder mortis causa berechtigt, und daß nad) ihrem Tode das Grunb- 
ftüd ihr — der Klägerin — zurüdzuftellen fei. — Beide Untergerichte 
haben die Klage abgemwiefen, 

Der oberfte Gerichtshof erfannte auf den von der Klägerin über 
ihre obige Anführung aufgetragenen Haupteid und machte davon den 
Ausgang des Procefjes abhängig Gründe: Das Klagebegehren 
wurde von den Untergerichten hauptſächlich abgewiejen, weil es bei 
dem Abgange einer behaupteten KRechtöverlegung, fo lange das Frucht⸗ 
genußrecht der Beklagten dauert, fi als verfrübt darftellt und weil 
(nad) ber Anficht der zweiten Inſtanz) die Klägerin ihr Eigentum 
an dem Grunpſtück X nit nacgewiefen babe. Allein dieſe An⸗ 
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ſchauung der Untergerichte iſt geſetzlich nicht gerechtfertigt, denn die 
Klageerhebung kann nicht als durch eine frühere Rechtsverletzung be— 
dingt angeſehen werden, im Gegentheile erst 12 unter Andern aus 
ven 88.439, 453, 1487 und 1499 a. ‚daß auch folde 
Klagen zufäffig find, welche zunächſt blos "nf bie Anerkennung oder 
Aberkennung eines Rechtes gerichtet find, oder welche bei Lediglich 
brobendem Rechtsſtreite die bloße Feſtſtellung eines beftimmten Rechts⸗ 
verhältnifjes bezweden. Insbeſondere würde in vorliegenden alle die 
Zurückweiſung des Klagebegehrens eine offenbare Ungerechtigkeit invol» 
viren, weil das abweislihe Urtheil den Erben ver belangten Frucht— 
mießerin einen gegründeten Anlaß zur Einwendung ber entfchiedenen 
Streitfache, bei der Zurüdforderung des fraglichen Grundftüdes bieten 
fünnte; und nachdem Klägerin ihr Begehren auf ein Uebereinfonmten 
ftügt, Eraft deffen fie den Fruchtgenuß des Lefagten Grundftüdes der. 
Belangten an Zahlungsflatt ihres Erbtheiles überlaffen hat, von der» 
jelben auch der Beweis über das Cigentbum nicht verlangt werben 
kann, jo mußte der Ausgang des Rechtsſtreites von dem über dieſes 
Mebereinfonmen der Beklagten deferirten Haupteide abhängig gemacht 
werben. 


Ä Nr. 6851. 
Schuldanerkennung: Einfluß der früheren gefeglichen Zins- 
befhränfungen auf diefelbe, 

Entid. v. 26. Februar 1878, Nr. 12048 (Abänd. der sieiäfbrmigen 
Urth. des L. ©. Krakau v. 239. Oct. 1875, Nr. 22351 und ded DO. 8. ©. 
—8 v. 15. März 1876, Nr. 1324). G. 9. 1828, S. 281. 

B bat in der notariellen Urkunde vom 17. December 1873 fi 
gegen feine Ehefrau A ald Schuldner von 17000 fl. aus mehreren: 
in verſchiedenen Zeiten empfangenen Darlehen einbefannt und fi zur 
Öpercentigen Berzinfung diefer Summe verpflichtet. Zwei Zage nad 
Errihtung des Notariatsactes wurde über fein Vermögen der Con« 
curs eröffnet, in weldem die A die Concursmaſſe wegen Liquidhaltung 
ber obigen Forderung nebft Zinfen belangte. In Betreff ver Entftehung 
ber Forderung ergab fih im Proceffe, taß tie A dem B im Jahre 
1843 ein Darlehen von 1050 fl. mit 8% verzinslih und im Jahee 
1869 weitere 10150 fl. mit der gleichen Berzinfung gegeben. hat und 
daß die im notariellen Inftrumente ihr verfchriebene Summe aus diefen 
zwei Darlehen und den unkezahlt gebliebenen Zinfen ſich zuſammen⸗— 
jegte. — Beide Untergerihte haben dem Klagebegehren vollſtändig 
ftattgegeben. 

Dreer oberſte Gerichtshof bat der A nur die Summe von 11.200 fl. 
fammt Zinfen und zwar von der im Jahre 1843 vargeliehenen 
Summe von 1050 fl. mit 6% Zinfen vom‘1. Jänner 1844, jedoch 
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nur bis zur Höhe von 1050. fl., von der im Jahre 1869 var, 
geliehenen Summe von 10150 fl. mit 8% Binfen vom 1. Jänner 
1870 bis zum Tage des Notariatsactes und mit 6% weiter laufenben 
Zinfen zuerlannt. Gründe: Nad ten SS. 994 und 1000 a. b. G. B. 
tounten, bis zum Eintritt der Wirkfamleit des Gef. v. 14. Juni 1868, 
R. ©. BI. Nr. 62, durd Vertrag nur 6% Zinfen bedungen werben. Da 
bie Klägerin die Zeitpunkte der gegeben Darlehen nur nad) den Jahren, 
nicht nach den Tagen bezeichnete, fo konnten ihr von dem im Jahre 
1843 gegebenen Darlehen per 1050 fl. die 6 Zinſen erft vom 
1. Jäuner 1844 an, und gemäß $. 1335 a. b. ©. 3. nur bis zur 
Höhe der Hauptforderung per 1050 fl. 5. W., bezüglich des Darlehens 
von 10.150 fl. vie 8% Zinſen erſt vom 1. Yänner 1870 an bie 
zum Tage des Notariatsactes zugefprocdhen werben; von dem letteren 
Beitpuntt an wurden ihr dem Gejege und dem Klagebegehren gemäß 
die 6% Binfen zuerkannt. 


Nr. 6852. 


Bornahme der Mobilienpfändung durch ein requirirtes Ge- 
riht: Gerichtsort für die Aufbewahrung des darüber auf- 
genommenen Protofolles, 

Eutſch. v. 26. Februar 1878, Nr. 1688. G. 9. 1878, ©. 260. Jur. BI. 
1878, Nr. 15. 

Nahdem die vom Wiener 9. ©. der Firma A gegen ihren 
Schuldner B zu Nisko in Galizien bewilligte Mobilienpfändung. im 
Requifitionswege bei dem B. ©. Nisfo vollzogen worden war, wurde 
zwijchen den genannten Öerichten vie Frage ftreitig, weldem von ihnen 
die im $. 346 a. G. O. reſp. $. 459 weftgal. ©. O. vorgefchriebene 
Aufbewahrung des Pfändungsprotokolls zuftehe. 

Der oberfte Gerichtshof entſchied ven Competenzconflict in dem. 
Sinne, daß das B. ©. Nisko dem H. G. Wien den Vollzug der 
Mobilarpfändung, unter Anſchluß einer amtlich beglaubigten Abjchrift 
des Pfändungsprotofolles und des Ausweiſes über die Zuftellung ber 
Pfändungsbewilligung an den Bellagten B in Nisko befannt zu geben, 
das Original-Pfändungsprotofoll aber in feiner Kanzlei aufzubewahren 
habe. Gründe: Die beftehenden Vorfchriften enthalten feinen directen 
Ausſpruch Über die vorliegende Frage, da einerfeits die SS. 341 bis 
346 der a. ©. O. und die 88. 454 bis A459 der wefigal. ©. O., 
welche verorbnen, baß der die Mobilienpfändung bewilligende Richter 
au den Auftrag (an feinen Gerichtsbedienten) zum Bollzug derfelben 
eriheile, von der bier nicht eintretenden Borausfegung auögehen, 
daß bie zu pfändenden Sachen in feinem Sprengel fi befinden, und 
andererjeitd die Hofder. vom 15. April 1784, Nr. 275 und 9. Mai 
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1785, Nr. 422 9. ©. ©., die den hier vorliegenden Yall des von 
emem andern Gerichte im Nequifitionswege bewirttien Mobilien- 
pfändungsvollzuges behandeln, den hierbei zu beobachtenden Vorgang 
nicht näher normiren. Es ift aber in Erwägung zu ziehen, daß in 
dem Falle, wenn gegen B noch eine zweite Pfändung feines in Nisto 
befindlichen Mobilarvermögens vorzunehmen fein follte, das B. ©. 
in Nisko, mag nun die Bewilligung verfelben von ihm felbft oder 
don einem anderen Gerichte ausgegangen fein, unter allen Umftänden 
zum Bollzug der Pfändung berufen wäre und der von demfelben 
damit beauftragte Gerichtsdiener an ber Hand bed Protofolle der 
erften Pfändung zu unterſuchen haben würde, ob ſich bei dem Schuld⸗ 
ner, außer den früher gepfändeten Effecten noch andere befinden oder 
nicht, indem im erfteren Falle die neuen oder vorher übergangenen 
Effecten in einem fortgejegten Inventar für den zweiten Erecutiond- 
führer befchrieben und in beiden Fällen fein Pfandrecht an den ſchon 
früher gepfändeten Effecten mit Berufung auf die Einreihungszahl 
des beiwilligten Pfändungsgeſuches fofort, ohne einen ferneren Auf⸗ 
trag abzuwarten, vorgemerkt und hierüber relationirt werden fol, daß 
aber zu diefem Ende die Aufbewahrung des über die erite Pfändung 
aufgenommenen Protokolle bei dem B. ©. in Nisko fih als noth- 
wendig darftellt, während das Hanbelögericht in Wien, wenn bei dem- 
felben die Yortjegung der von A begonnenen Execution wider B ane« 
gefuht und bewilligt werden jollte, die Vornahme berfelben doch 
wieder nur durch Requifition des B. ©. in Nisko veranlaffen könnte, 


Nr. 6853. | 

Bertheilung des Meiftgebotes für eine unverbücherte Liegen⸗ 

haft: Ausbleiben des Erecutionsführers von der Verthei- 

Iungstagfahrt; Rüdwirkung des Iediglich gegen den hierauf 

bezüglichen Theil des Bertheilungsbefcheides ergriffenen Re- 
curjes auf die anderen Pfandgläubiger. 

Entid. v. 26. Yebruar 1878, Nr. 1874 (Beft. des das Deer. des B. G. 
Kralau v. 31. Oct. 1875, Nr. 11742, gum Theil aufheb. Decr. ded O. L. ©. 
Krakau v. 9. Oct. 1876, Nr. 9233). Zur. BI. 1878, Nr. 24. 

Die in dem Grundbuche nicht eingetragene Liegenfchaft des 
B (im Großherz. Krakau) wurde von mehreren Gläubigern des— 
felben — nah Analogie der Vorfchriften über die Mobilienere- 
eution — mittelft gerichtliher Pfanpbefchreibung gepfündet, zuerft 
von dem Gläubiger A, deſſen Pfandrecht daher, als das ältefte, 
in dem Pfändungsprotofolle auf den erſten Pla geſetzt worden 
ft. Die Liegenfchaft wurde verfteigert, und nah Abhaltung Des zur 
Berhandlung über die Liquidität und Nangorbnung ber Pfand- 
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forderungen anberaumten Termins erließ das Gericht erfter Inſtanz 
den WMeiftgebotsvertheilungsbefcheid, in welchem es die Forderung 
bes A von der Bertheilung ausſchloß, weil derjelbe, ungeachtet ber; 
an ihn geſchehenen Zuftelung der Verordnung, womit der obige. 
Termin anberaumt wurde, feine Forderung in dieſem Termin nicht: 
liquivirt hat, weßhalb angenommen werden muß, daß er mit feiner 
Forderung befriedigt worden ift, da die gefegliche Vorſchrift, wor⸗ 
nah eine Hypothekarforderung jo lange als nicht bezahlt angefehen: 
werben muß, als fie die Hypothek belaftet, nur auf Grundbuchskörper 
fi bezieht, daher im vorliegenden Falle außer Anwendung bleibt. — 
Dagegen recurrirte A an das O. 2. ©., welches in Erwägung, daß 
nicht nur A für feine Forderung zuerſt das Pfandrecht an ber 
Realität des Schuldners erworben hat, fondern auch auf fein Ver⸗ 
langen von dem Gerichte behufs Befriedigung der Forderung . bie 
executive Berfteigerung diefer Realität bewilligt, und beziehungsweife, 
da diefelbe ſchon früher zu Gunften eined anderen Gläubigers bes- 
willigt worden war, auf die Forderung des Hecurrenten ausgebehnt 
worden ift; daß weder der Erecut nod Einer von den Gläubigern. 
bezüglich der fichergeftellten Yorderung des Recurrenten irgend eine 
Erflärung abgegeben hat; daß bei einer folhen Sachlage mit Rüd- 
fiht auf den $. 447 a. b. ©. B. der ausgefprochenen Ausſchließung 
der Forderung des A von dem Kaufpreife die gejeglihe Grundlage 
fehlt, — den erftrichterlihen Beſcheid in dieſem Punkte aufhob und 
dem Untergerihte auftrug, zur Nachweiſung der Liquidität und des 
Pfandvorrechtes der Yorderung des Recurrenten einen neuen Termin 
anzuordnen. — Gegen die obergerichtlihe Verordnung ergriffen bie 
nacdhftehenden Pfandgläubiger den Reviſionsrecurs, worin fie geltend 
madten: Es jei unmöglich, die Forderung des A in der Zahlungs» 
tabelle zu collociren, und zugleich jene Abfchnitte derfelben, welcde die 
anderen Gläubiger betreffen, in Kraft zu erhalten, da in folge ber 
Collocirung der Forderung des A tie ganze Zahlungsordnung zum 
Nachtheile der. jpäteren Pfandgläubiger verändert werden müßte. Das 
Letztere fei aber procefiualifh nicht zuläffig, weil A nur gegen den 
ihn betreffenden Pafjus, nit auch gegen den übrigen Inhalt der 
Bahlungstabelle recurrirt hat, welcher deshalb in zweiter Inſtanz 
unberührt gelaffen worden ift und in Rechtskraft getreten fei. Bei 
dem Mangel bejonderer gefeglicher Vorſchriften über die Bertheilung 
des Meeiftgebotes auf Realitäten, die keinen Grundbuchskörper bilden, 
fei der vorliegende Fall per analogiam nad) dem Hofder. v. 19. No» 
vember 1839, 3. ©. ©. Nr. 388, über die Vertheilung des Yeil« 
bietungserlöjes von Immobilien in Zirol und Vorarlberg (wo fein. 
Grundbuch eriftirt) zu behandeln, und ber erftgerichtliche Vertheilungss 
beſcheid entfprecdhe eben dieſem Geſetze, welches ausprüdlich beftimmt, 
baß der Pfanpgläubiger, der die Liquidität feiner Forderung bei ber 
Liquidirungstagfahrt nicht nachweift, bei Aufftellung ver Zahlungs⸗ 
tabelle nicht berüdfichtigt werden fol. 
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Der oberſte Gerichtshof verwarf den Recurs. Gründe: Nach⸗ 
dem A nicht gegen die ganze Zahlungstabelle des Executionsgerichtes 
jondern ‚nur gegen ben feine Yorberung betreffenden Paſſus an das 
O. L. ©. recurrirt hat, fo mußte ſich Die obergerichtliche Entſcheidung 
auf diefen Abſatz beſchränken, wobei, wie fi von felbft verfteht, die 
Theilung des Kaufpreifes im Verhältniß des von ihm nachgewiefenen 
Pfandvorzuged allerdings einer Veränverung unterliegen kann. Der 
erſte Beſchwerdepunkt der Revifionsrecurrenten ift daher. ganz unbe- 
gründet. Was aber die erftgerichtliche Webergehung ber Yorberung 
bes A in der Zahlungstabelle anbetrifft, fo war dieſelbe ungeredht- 
fertigt. Denn der aus dem Nichterfcheinen dieſes Gläubigers in 
dem Liquidationstermin gezogene Schluß, daß berfelbe ſchon befriedigt 
fein müſſe, ift bei dem Mangel eines jeglihen, diefen Umſtand er- 
weifenden und vollen Glauben verdienenden Documentes ganz haltlos, 
umfomehr, als auf fein Einfchreiten Die erecutive Feilbietung ber 
Realität, beziehungsweife die Ausdehnung der von einem anderen 
Gläubiger erwirkten Feilbietung, zur Befriedigung feiner (ded A) 
Forderung bewilligt worben ift, und, ba das cit. Gef. vom 19. No- 
vember 1839, Nr. 388, für Tirol nicht allgemein verbindliche Kraft 
bat und nur in dieſem Kronlande giltig ift, durch fein Gefeg (für 
Krakau) mit dem Nichterfcheinen des Gläubigers auf dem Liquidatichd- 
termin der Ausfall feiner Forderung bei der Meiftgebotsvertheilung 
verbunden wird. ° 


Nr. 6854. 


Berpflichtung des Notars zur Entgegennahme der Belräf- 
tigung einer Privaturkunde über ein dem Notariatszwange 
| unterliegendes Rechtsgeſchäft. 
Entf. v. 26. Februar 1878, Nr. 2408 (Beit. des den Beſchluß der No- 
öniggrätz⸗Chr v. 16. Dec. 1877, Nr. 393, abänd. 
WE AN Ferige vi Sanner 1878, Nr. 995). Jur. BI. 1878, Nr. 20. 
. In Mebereinftimmung mit frühern Yudicaten (Nr. 4563, 4654, 
4815 der Sammlung) entſchied der oberfte Gerichtshof, daß der Notar 
die Aufnahme eines Notariatsactes zur Belräftigung der Privaturfunde 
eines Bertrages, deſſen Giltigkeit nach $. 1 des Geſetzes v. 25. Yuli 
1871, R. ©. Bl. Nr. 76, durch die Erridtung eines Notariats- 
actes über venfelben bedingt ift, nicht verweigern darf. 


Glaſer, Unger u. Walther Entf. XVI. 7 


Nr. 6855. 
Ehefcheivung wegen Bermögensgefährbung durch Auflaffung 
eines bisher gemeinfam betriebenen Wirthsgewerbes. 

. dv. 27. Sebruar 1878, Nr. 68 (Bel. des dad Neth. ded K. ©. 
Et Bötten v. a 1877, Nr. Has in Urth. des DO. 2. ©. Ele 
i v. 30. Oct. 1877, Nr. 18346). ©. H. 1878, Nr. 354. 

Die Eheleute B und A befißen in... ein Anweſen, auf wel- 
chem die Bäder und Wirthögerehtfame radicirt if. Der Ehemann 
B legte das Wirths⸗ und Bädergefhäft zurüd, und verhinderte die 
A, die damit nicht einverflanden war, an dem Wirthahausbetrieb, 
den fie fortfegen wollte. Zu gleicher Zeit erwarb defjen Vater C bie 
Conceffion eines Wirthögewerbes, das er in feinem benachbarten 
Haufe betrieb. Die Auflaffung des Wirthögefchäftes von Seite des B 
batte, nach ber Behauptung der A, für ihn nur den Zwed, basfelbe 
auf das Anwefen feines Vaters zu bringen, um bort mit voller Frei⸗ 
heit feinen Hang zum Spielen befriedigen zu können. Vornehmlich 
auf diefen Thatbeftand gründete die A, die fi auch über mehrfache 
Kränkungen durch den B zu bejchweren hatte, ihre Eheſcheidungéklage, 
in welder fie den Zeugenbeweis dafür antrug, daß durch die Auf- 
gebung des Wirthshausbetriebes der Wohlftand ihrer Yamilie dem 
Berverben preisgegeben wurde. — Nach Aufnahme des Zeugenbeiwgifes 
erfannte das Gericht erfter Inftanz auf Abweifung ver Klage mit 
der nacdhftehenden, gegen den obigen Scheidungsgrund gerichteten Mo- 
tivirung: Eine rechtmäßige Scheidungsurfadhe will die Klägerin auch 
darin finden, daß B fehr dem Spielen, Weiten und Sagen ergeben 
ſei und da8 auf ihrem gemeinjchaftlihen Anwefen bisher ausgeübte 
Gaſtwirthsgewerbe nicht mehr betreiben Iaffe. Allein es refultirt aus 
den Zeugenvernehmungen, daß B der Paffion des Karten⸗ und Kegel- 
fpiel8 und de8 Wettend nur im geringen Maße buldigt, und wenn 
auch viele Perfonen beftätigen, daß er gerne dem Jagdvergnügen 
nachgeht, und daß durch das Auflafien feines Gaſtwirthsgeſchäftes 
feiner Ehefrau eine nicht: unbedeutende Einnahmsquelle verfiegte, fo 
kann deshalb noch nicht gefagt werben, daß B „einen unordentlichen 
Lebenswanbel führe, wodurch ein beträchtlicher Theil des Vermögens 
ber Klägerin in Gefahr gefetst werde” (8. 109 a. b. ©. B.), zumal 
ihm als Haupt der Yamilie, doch in legter Linie die Entſcheidung 
darüber zuftehen muß, ob er in feinem Haufe ein Wirthsgeſchäft aus⸗ 
zuüben für gut finde oder nicht. Es Liegt alfo auch in dieſen Punkten 
fein geſetzlicher Scheidungsgrund. — Die Klägerin ergriff die Appel- 
lationsbeſchwerde, worin fie folgendes anbradte: Im 8. 109 a. 6. 
G. B. find die Eheſcheidungsgründe nicht tarativ aufgezählt, ſondern 
nur beifpielöweife Scheidungsgründe angeführt. Schon deshalb ift die 
Motivirung des Gerichtes, daß das Scheidungsbegehren unbegründet 
jei, weil die Hanblungsweife des B fi nicht als „unordentlicher 
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Lebenswandel, wodurch u. f. w.“ (F. 109 a. b. ©. B.), charalteriſire, 
hinfällig. Es iſt aber auch gar nicht nothwendig, dieſe Handlungs⸗ 
weiſe irgend einem ber im 8. 109 a. b. ©. B. aufgeſteliten beſonderen 
Ehefcheidungsgrände dem Wortlaute nach einzufügen. Mag biefelbe 
auch nicht als ein umordentlicher Lebenswandel aufzufaflen fein, was 
übrigens. befiritten wird, da. B, nachdem das Wirkhägewerbe auf das 
Haus feiner Eltern übertragen worden, nicht mehr zu Haufe, ſondern 
dort ſich aufhält, fo ift fie Doch ganz gewiß eine Berlegung der Pflicht 
des Ehemannes, das Vermögen zu bewahren, zu vermehren, und zur 
Erhaltung feines Weibes, feines Kindes und der anderen nädhften 
Angehörigen zu verwenden. Die neuere, durch die Aufhebung des 
Concordates wieder befeitigte Ehegeſetzgebung enthält auch anftatt Des 
Auspındes: „unorbdentlicher Lebenswandel“ in der Anweifung für bie 
‚geiftlihen Gerichte (des Kaiſerthums Defterreiche) in Eheſachen bie 
Bezeichnung: „ſolche Pflihtverlegungen, durch welche dem Bermögens- 
flanbe ein großer Nachtbeil zugefügt ober eine große Gefahr. bereitet 
wird.” Es ift dieß nichts Anderes als eine Paraphrafe des „unordent- 
lichen Lebenswandels,“ weldhe eben zeigt, wie der Ausdruck „un« 
ordentlicher Lebenswandel“ aufzufafen if. Die in den erſtgericht⸗ 
lichen Motiven aufgeftellte Behauptung, daß es fi) bei der Auflaffung 
des Wirthögemerbes nur um das Berfiegen „einer nicht unbebentenden 
: Binnahmequelle” handelte, ift durd die Zeugniſſe des Gemeindevor⸗ 
ſtandes und des X witerlegt, welche Far und deutlich ausgeſprochen 
haben, daß fie den völligen Ruin der Familie zur Folge haben muß. 
— Bon dem O. L. ©. wurde der Klage flattgegeben, aus folgenden 
: Gründen: Aus den Ausfagen ver Zeugen gebt hervor, daß bei dem 
. Wirthsanweien der Streitiheile in... nur 5—6 Joch Grundſtücke 
find, daß aber darauf 4000 fl. 3u 5% und ein ftarter Auszug haften 
und daß es ohne den Betrieb des Wirthsgewerbes unmöglich fei, die 
Zinfen, Steuern und Auszugsreichniffe zu erfchwingen, während in dent 
jehr gut fituirten Wirthshauſe jährlih 150 bis 200 Eimer Bier umd 
Moft ausgefchenkt wurden und in guten Jahren 100 bis 150 Eimer 
Moft & 3 fl. probueirt werden. Die Zeugen haben weiters bekräftigt, 
daß durch die Zurüdlegung des Wirthögewerbes die Exiſtenz ber 
Familie vernichtet, da8 Hans ganz und gar ruinirt if. Nun kann 
der Ehegatte allerdings fein Eigenthum nad Belieben verbrauden, 
verſchenken ober vernichten, nimmermehr aber durch Zerftörung fremder 
‚Rechte dritter Berfonen. Demmach mußte darin, daß ber Bellagte das 
Bermögen feiner Familie vorfäglic dem größten Nachtheile ausfegt, 
ym feinem Baterhaufe einen ebenfo großen Bortheil zuzumwenden, und 
feine Bereitihaft, vie ehelihe Gemeinfhaft, wie dies Zeugen aus- 
jagen, um 4000 fl. zu verſchachern, als ein Scheivungsgrund von 
dem fchwerften Gewichte des 8. 109 a. 6. G. B. erlannt und bie 
vom Bellagten allein verfehuldete Scheidung ausgeſprochen werden. 
Dieſes Urtheil wurde vom oberften Gerichtshof mit Beziehung 
auf die obergerichtlihen Entſcheidungsgründe beftätiget. 


7* 


— 10 — 


Nr. 6856. 
urzulaffigkeit der Einverleibung des executiven Bfunbreits 
behufs Einbringung von Vermögensübertragungsgebühren auf 
anberweitigen Realitäten. 
Entid. v. 27. Februar 1878, Re. — (Belt des ve Zech —R K. $. en 


v. 6. Nov. 1877, Br. 20507 
he bane 6 3 1878, Nr. 8. 


Auf. Anfuden je Steueramted in Pilfen wurde in erfter In⸗ 
flanz die Einverleibung des erecutiven Pfandrechtes au Realitäten der 
B für den Fiscus zur Sicherftellung ver Berzugszinfen von der eine 
antere Liegenfchaft betreffenden Bermögensübertragungsgebühr auf 
Grund des fteueramtlihen Zahlungsauftrages an bie B bewilligt. — 
Auf ben Recurs wurde das Einverleibungsgeſuch des Steueramtes 
in zweiter Inftanz abgewiefen, weil die Eigenthbumsübertragungs- 
gebühr, um welche es ſich handelt, nicht jene Realitäten betrifft, an 
welchen das Pfandrecht erwirft werden foll; weil bie Steuerämter 
nach der Verordnung vom 13. September 1868, R. ©. BL. Nr. 130, 
die grundbücherliche Sicherftellung der Gebühren nur auf jenen Reali- 
täten, welche für die betreffende Gebühr haften, nicht aber auch auf 
anderen Dbjecten erwirken können, und weil’ die wegen Hereinbrin- 
gung von „Steuerrüdftänden” getroffene Beftimmung der Verordnung 
vom 24, April 1871, 8. ©. DB. Nr. 50 (Competenz der Steuer- 
ämter bei Durchführung von Realerecutionen zur Einbringung: von 
Steuerrüdfländen zur Erwirkung des erften und zweiten Erecntions- 
ſchrittes ohne Nachweis eines befonderen Auftrages ihrer vorgefegten 
Behörde), auf andere Fälle, wie Einbringung von Gebühren, nicht 
ausgedehnt werben kann. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inftanz aus deren Gründen. 





| | Nr. 6857. ; 2 
Rangorbnung ber erecutiven inantwortungen des Drittels 
ber Gage eines activen Officiers. 


Eutſch. v. 28. Februar 1878, Nr. 437 (Beit. der ———— Decr. bei 
2. ©. Sralan v. 29. Sept.- 1876, Nr. re und Kralan v. 

| 28. Dec. 1876, Nr. 15587). ©. 9. 1879, ©. 6 

Die gerichtlichen Verordnungen, mit welchen dem A und C für 
ihre Forderungen an ben Hauptmann B ein Drittel feiner Cage ein⸗ 
geantwortet wurde, find an einem und bemfelben Tage feinem Regi— 
mente zugelommen und im Einreichungsprotofoll der Kegimentscafie, 
“ ohne Anmerkung der Stunde des Empfanges des einen und des an- 
beren Beſcheides (Berorönung v. 9. Mai 1860, R. ©. Bl. Nr. 125, 
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8. 2), eingetragen worben; jedoch erhielt ber für A erlaffene Beſcheid 
eine frühere Exhibitennummer als der Beſcheid für C 

In Uebereinſtimmung mit den Untergerichten entſchied der oberſte 
Gerichtshof, daß feinem der Gläubiger A und C die Priorität 
zuftebe, weil die Stunde der Zuftellung ber Einantwortungsbeſcheide 
an die Caſſe nicht erſichtlich gemacht wurde ($. 2 der citirten Ber- 
erbnung) ‚ bie Reihenfolge der Erhibitennummern ber Caffe- aber 
feine Priorität begründet, indem auch zwei gleichzeitig eingelangte Ge- 
ihäftsftüde nur mit aufeinanberfolgenden Exbibitennummern bezeichnet 
werben können. 


Nr. 6858. 


Vorausſetzungen der executiven Pfändung eines nicht ‚vers 
bücherten Nachlaßgrundftüdes behufs Einbringung von 
Nachlaßſchulden. 


— ebrnar 187%, Bi 1162 (Beſt. des das Der. Pa no. G. Zefom 
—8— 877, Nr. 6010, abäud. Decr. des O. L v. 26. Juli 
1877, ge. 7690). ©. 9. 1878, & 300 


| Es handelte ſich um die von A angeſuchte executive Pfandung 
eines nicht verbücherten Grundſtückes ſeines verſtorbenen Schuldners 
M, welche in erſter Inſtanz bewilligt, von dem O. L. G. aber auf 
den Recurs des B und C, Erben des M, nabgefchlagen wurbe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie obergerichtliche Entſchei⸗ 
dung. Gründe: Der Executionsführer hat zwar in dem Pfändungs⸗ 
geſuche behauptet, daß fein nunmehr verftorbener Schuloner M das 
zur Pfändung bezeichnete Grundſtück hinterlaffen habe; allein dieſe 
Behauptung ift hier nicht entſcheidend, weil es fi um bie Executions- 
führung auf ein nicht verbüdhertes Grundſtück handelt und in foldhem 
Falle, analog nady den Beftimmungen des Hofder. v. 29. Mai 1845, 
J. G. S. Nr. 889, außer Zweifel liegen müßte, daß auch gegen bie 
gegenwärtigen Befiter biefes Grundſtückes die Execution auf dasſelbe 
bewilligt werben könne. Es müßte nämlid durch vichterlidhen Sprud 
bargethan fein, daß B und C ſchuldig find, mit dem in ihrem Beſitze 
befindlichen Grundſtücke die dem Erecutionsführer gegen M zuerkannte 
dorberung zu befriedigen. 
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Nr. 6859. 


Richwerpflichtung bes in einem Beſitzſtörungsprocefſſe Unter- 
liegenden zum Erfah ber Koften der Bertretung feines 
Gegners dur einen Advocaten. 


enar 1878, 2264 (Abänd. der gleichför 
iR Saibuſch v. 1 1: t. 1877, Nr. "2850 I - Er salz 
Ralan v. 29. Nov. 1877 . 14470). ©. 3. 1879, mi 

In dem Befisftörungsprocefle des A gegen B unterlag ve Kläger 
und wurde von beiden Untergerichten auch in ben Erfag der Proceß⸗ 
foften, worunter jene der Bertretung des B durch feinen Advocaten, 
verfällt. 

Auf den Recurs des A eliminirte der oberfte Gerichtshof bie 
legteren Koften aus der dem B zu zahlenden Koftenfumme mit ver Be- 
gründung, daß der ſachfällige A nad) 8, 24 des Geſetzes v. 16. Mai 
1874, R. G. Bl. Nr. 69, dem Gegner allerdings die zur nothwen⸗ 
digen Vertheidigung erforderlichen Koſten zu erſetzen hat, daß aber 
hiezu die Koſten ſeiner Vertretung durch einen Advocaten nicht gerechnet 
werden können, weil nicht nur die Beſitzſtörungsberhandluug vom Richter 
vollſtändig zu leiten, ſondern ſogar die Vornahme aller erforberfilgen 
Erhebungen von Amtswegen zu verfügen ift und daher die Koften der 
Vertretung der Bartei durch einen Rechtsfreund fich nicht als noth⸗ 
wendig darſtellen. 


Nr. 6860. 


Tauſchvertrag: Irreführung in Anſehung des Umfangs des 
Tauſchobjectes? 


1878, 13935 des das des B. ©. Urfahr 
ie — Mai Te, 7, de, 1140, bind dual be e8 9.8 x. 6, Bien v. —X 
7, Nr. 12070). G..H. 1878, Nr. 4 

Die heute A wurben mit ihrer Klage gegen bie Eheleute B 
peto. Zahlung von 869 fl. als Schavenerfag in erfter Inſtanz ans 
den nachftehenden, den Sachverhalt darftellenden Gründen abgewieſen: 
Am 7. November 1874 wurde von beiden Theilen der notarielle 
Taufchvertrag errichtet, mit welchem die Kläger das Bauerngut X 
ven Bellagten und dieſe das Bauerngut Y den Klägern veränfßerteit. 
Nah der Anführung der Lebteren hätten die Beflagten vorgegeben, 
daß zum Gute Y 14 Joch 951 Quad.⸗Klft. Grundftüde gebören, ob⸗ 
ſchon fie wußten und ſich nachträglich herausſtellte, daß zur Zeit bes 
Bertragsabjchluffes nur mehr 12 Joch 806 Ouad.⸗Klft. zu dieſem 
Banerngut gehörten. Durch dieſes Borgeben ſeien die Kläger liftiger- 
weife in Irrthum geführt und nur duch dieſen Irrtum veranlaßt 
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worben, ihr Gut X gegen das Gut Y der Bellagten zu vertaufchen, 
und die Legteren feien daher nach 88. 872 u. 874 a. b. G. B. ver- 
pflichtet, für Die abgängigen 2 Joch 145 Quad.⸗Klft. angemeffene Ber- 
gütung zu leiften, die von den Klägern auf: 869 fl., d. i. den Kauf: 
preiß veranfchlagt wird, um welchen diefe Area in ven Jahren 1869 
und 1870 verfauft worden fei. Allein in dem fhriftlihen Tauſch⸗ 
vertrage ddo. 7. November 1874 (Slagebeilage a) kömmt won ber bes 
baupteten Haftung der Bellagten für ein beftimmtes Flähenmaß nichts 
vor, vielmehr bildeten nah Inhalt desfelben, nur die zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes zum Gute Y noch gehörigen Gründe nebft dem Gute 
jelbft, in Baufh und Bogen, das von den Bellagten den Klägern 
taufchmweife zu übergebende Object und dieſe Grundſtücke haben bie 
Kläger zugegebenermaßen auch erhalten; auf etwaige mündliche Ver⸗ 
abredungen bezügli der Haftung für ein beftimmtes Flächenmaß, die 
zugleich gefchehen fein follen, ift aber nah $. 887 a. 6. ©. 2. kein 
Bedacht zu nehmen. Uebrigens ift auch der Titel des eingeflagten 
Erſatzanſpruches nicht nachgewiefen werden. Denn nad 8. 1295 a. 
6. ©. B. ift der Befchädigte nur berechtiget, von dem Beſchädiger ben 
Erfat jenes Schadens zu fordern, welden biefer ihm aus Verfſchul⸗ 
den zugefügt hat; nun haben im vorliegenden Falle nicht die Be⸗ 
Hogten, fonbern die Kläger jelbft fih den angeblichen Schaden zu⸗ 
gefügt, da fie das einzutaufchende Gut Y beſichtigt und wenigftens 
zum Theile begangen haben, fowie fie auch in ber Tage gewefen wären, 
bie Gründe vermeflen zu laffen und Einfiht in das bezägliche Be⸗ 
fisftandshauptbudh und Grundbuch zu nehmen und fid dadurch die Ge⸗ 
wißheit hätten verfchaffen können, wie viele Grunpftüde zum Gute Y 
gehören. Indem fie nun biefen Grad bes Fleißes und der Aufmerk⸗ 
jamfeit, welcher unzweifelhaft ſchon bei gewöhnlichen Fähigkeiten an» 
gewendet werben kann, im gegebenen Falle anzuwenden unterließen, 
machten fie fich eines Verſehens ſchuldig, das Niemand, als nur fie 
felber, zu vertreten hat. — Bon dem D. 2. ©. wurde dent Klage⸗ 
begehren mit Herabjeung des Schadenerfagbetrages auf 600 fl. ftatt- 
gegeben aus folgenden Gründen: Die Bellagten geben felbft zu, daß 
fie bei Gelegenheit der Errichtung des notariellen Taufchvertrages ben 
Rataftralertract und den Grundbuchsextract (Rlagebeilagen b und c) 
vorlegten, aus welchen Urkunden refultirt, daß beim Bauerngute Y 
14 Joch 951 Quad.⸗Klft. Grundſtücke waren (Cataftralertract), und 
daß hievon im Grundbuch Feine Abjchreibung vorgenommen wurde 
(Grandbuchsertract). Auch bat der ald Zeuge vernommene Notar be» 
ftätigt, daß bei diefer Gelegenheit die Bellagten verficherten, daß ſich 
obige® Grundausmaß beim Gute Y noch befinde. Nach feiner Aus» 
jage haben beide Parteien vor ihm erklärt, daß fie die zu vertaufchen- 
ben Gründe befichtigt hätten, wogegen aber ein anderer Zeuge vor- 
brachte, daß fi dieſe Befihtigung und Begehung nur auf einige 
Srunpftäde des Gutes Y erfiredte, und daß eine Ausmeſſung des⸗ 
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jelben nicht vorgenommen wurde. Endlich geht aus der Ausfage von 
zwei Zeugen mit Beftimmtheit hervor, daß bie Beklagten zur Zeit 
des Uintaufches Kenntniß hatten, daß fi bei dem Gute Y nur mehr 
12 Jod) 806 Ouad.- Rift. Grunbftüde befanden, ba einer biefer Zeugen, 
als früherer Beſitzer, felöft einen Augrund im Flähenmaße von mebr 
als zwei Joch von demſelben vertauſcht Hatte und dem Bellagten B 
auch den Feilbietungsbeicheid vom 2. November 1872 zeigte, worin 
die Grunpftüde des Gutes Y nur mit 12 Joch 806 Quad.Alft. an- 
gefeßt waren. Hieraus geht hervor, daß die Bellagten bie Kläger 
durch die Eingangs gemachten Verfiherungen und vorgemwiefenen Ur⸗ 
kunden über ben Flächenraum der beim Gute V befindlichen Grund⸗ 
ſtücke wiſſentlich und abſichtlich in Irrthum führten, um einen höheren 
Tauſchwerth des Gutes Y zu erzielen, und daß fie daher nach SS. 872 
und 874 a. 6. ©. 2. ſchuldig find, den Klägern hiefür eine ange- 
mefjene Vergütung zu leiften. Da aber einerfeitS nicht erwiefen vor- 
liegt, daß für die ſchon früber verkauften Grundſtücke per 2 Joch 
145 Quad.⸗Klft. wirtlih ein Öefammtfaufpreis per 869 fl. erzielt 
‘wurde, und anbererfeit8 die Sachverftändigen ven Werth viefer Grund⸗ 
ftüäde nur auf 600 fl. anfchlugen, fo konnte den Klägern auch nur 
biefer Betrag als Vergütung zuerfannt werden. Der $. 887 a. b. ©. 
B. findet auf vorliegenden Fall Feine Anwendung, weil es fih nicht 
um mündliche Berabredungen handelt, welde mit dem fchriftlichen 
Tauſchvertrage nicht übereinftimmten, fondern nur um beftimmte Zu- 
fiherungen, welde feinen Gegenftand des Vertrages bildeten und durch 
deren Unrichtigfeit die Kläger in ihrem Vermögen beſchädigt wurben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtlihe Urtheil 
mit Hinweifung auf die vorftehende Begründung. 


Nr. 6861. 


Erecutive Pränotation zur Sicerftellung urtheilsmäßiger. 
Alimente pro futuro: Nedtfertigung derfelben durch den 
een Nachweis der eingetretenen Rechtskraft des Urtheils. 
nr v. 5. ar 1 1878, Nr. zu (Beft. des Deere. des B. G. Ried vom 
u 1877, 2247, Abänd. des Decr. ded DO. 2. ©. Wien vom 
21. Augaf 77, Nr. 14576). Beitfchrift f. d. Notariat 1878, Nr. 28. 
In Folge ber Appellation des Bellagten B gegen das erfl- 
gerichtliche Erkenntniß, mit welchem er als unehelicher Vater des Klä⸗ 
ger8 A zur Zahlung der Alimente von täglichen 20 Fr. bis zur. 
GSelbfterhaltungsfähigfeit des A condemmirt worden war, erwirkte 
ber Bormund des Legteren nah $. 259 a. ©. O. die Bor» 
merkung des Pfandrechtes für bie zugefprodenen Alimente im ‚Höhfte 
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betrage pr. 800 fl. auf einer Liegenſchaft des B, und nad) der mit 
der obergerihtlichen Beſtätigung eingetretenen Rechtskraft des Urtheils 
wurde in erſter Inflanz dem Bormunde des Klägers mit Bezugnahme 
auf die SS. 38H und Alb Grundb. ⸗O. die Einverleibung des Pfand- 
rechtes für obige Alimente im Höchftbetrage per 800 fl. bei ver Pfand⸗ 
rechtsvormerlung bewilligt. — Das D. 2. ©. verweigerte die Pfand⸗ 
rechtsintabulation mit der Begründung ‚ daß nad 8. 41 dit. b 
Grundb.⸗G. die Rechtfertigung einer Vormerkung im Falle des 8. 38 
bt. b ibid. durdy den Ausweis des Eintrittes der Executionsfähigfeit 
des vorgemerften gerichtlichen Erkenntniſſes erfolgt, daß aber im vors 
liegenden Falle dieſer Ausweis mangelt, weil nicht erſichtlich iſt, daß 
B mit der Zahlung fällig gewordener Alimente im Rückſtande ge⸗ 
bfieben fei, vielmehr von dem Kläger felbft angeführt wurde, daß B 
die verfallenen Raten gezahlt hat. 

In Erwägung, daß der Vormund des Klägers A auf Grund 
des erſtgerichtlichen Urtheile im Sinne des $. 259 a. ©. O., der 
88. 4 und 12 der Juſtiz⸗-Miniſt.⸗Verordn. vom 18. Juli 1859, 
R. ©. B. Nr. 130, und des Abſatzes b des $. 38 Grundb.⸗G. die 
Bormerkung des Pfandrechtes zur Sicherftellung der dem A zugefpro> 
henen Alimentationsbeträge im Höcfibetrage von 800 fl. auf ver 
Liegenſchaft des Beklagten ohne Beſchränkung auf jene Beträge, die 
nad) eingetretener Rechtskraft dieſes Urtheild fofort gefordert werben 
önnten, erwirkt bat; daß nad 8. 41 lit.b Grundb.⸗G. die Recht⸗ 
fertigung der Bormerkung in ten Tällen des 8. 38 ibid. durch 
den Ausweis über den Eintritt der Executionsfähigleit des vor- 
gemerften gerichtlihen Erfenntnifjes erfolgt und diefer Nachweis durch 
das obergerichtliche Urtheil, womit das Urtheil erſter Inſtanz beftätigt 
wurde, geliefert worden iſt; daß ber Begriff ver Erecutionsfähigfeit 
im vorliegenden Falle nicht auf bie bereits zur Zahlung fälligen Be- 
träge befchränft werben kann, weil fonft die zur Sicherftellung ber 
fünftig verfallenden Beträge erwirkte Vormerkung des Pfandrechtes, 
ungeadtet Der eingetretenen Rechtskraft des erftrichterlihen Urtheiles, 
wirfungslos bleiben würde; daß es ſich bier nicht um bie Einverlei- 
bung bed erecutiven Bfandretes, fondern leviglih um Rechtfertigung 
der erwirkten Vormerkung des Pfandrechtes handelt, — hat ber oberfte 
Gerichtshof > vie erfigerichtlihe Verordnung beftätigt. 


Nr. 6862. 
Unftattfaftigei ber.. erecutiven Imtabulation zur Sicher⸗ 
—— ned Proceßkoſtenerſatzes pendente appellatione. 


Entf. März 1878, Nr. 2158 (Bet. ded das zer: de 8. ©. 
unhon an Sept. 1877, Nr. 1017 ahand. Decr. bes O 5. Brag v. 
3. Der. 1877, Nr. 32329). —* f. d. Netarint 1878, “3 

Auf Grund des erftgerichtlihen Urtheiles, mit welchem ber A 
die Proceploften zugefprochen wurten, bewilligte ba8 Gericht, pen- 
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dente appellatione der Gegempartei B nad $. 56 des Geſetzes über 
den Summarproceß das Geſuch der A am die Einverleibung des 
erecutiven Pfandrechtes anf einer Liegenſchaft ber B zur Sicherftellung 
ihrer Koftenforderung. — In zweiter Inflanz wurde das. Geſuch ber 
A abgemiefen, weil die Erecution zur Sicherftellung gemäß ter Be 
fimmung des 8.269 a. G. O., welche nad 8. 7 des Geſetzes über 
den Summarproceß , fofern ver 8. 56 dieſes Geſetzes bezůglich der 
Vorausſetzungen der Bewilligung der Execution zur Sicherſtellung 
feine nähere Beſtimmung enthält ‚ auch im fummarifchen. Berfahren 
zur Anwendung kommt, nur in dem alle bewilligt werben fol, wenn 
bie Befchaffenheit der Streitfache eine Sicerftellung, Bebedung ober 
andere gerichtliche Vorkehrung zu Gunften des im erſter Inſtanz ob» 
fiegenden Theiles bis zu erfolgendem Appellationsurtheil nothwendig 
macht, ein folder Yal nicht vorliegt und die Execution zur Sicher⸗ 
ftellung Teviglih nah Maßgabe des 8. 38 Grundb.⸗G. durch Bor» 
merkung des Pfandrechtes als folhe begehrt und fohin gemäß 8. 96 
ibid. and) bewilligt werben Könnte. 

- Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtlihe Entfchei- 
bung mit Bezunahme auf die vorftehende Begründung. 


Nr. 6863. 

Unzuläffigleit der jofortigen Abweifung eines wegen unter- 
bliebener Rechtfertigung einer Pränotatton eingebrachten Lö⸗ 
Shungsgefuches Lediglich auf Grund der bücherlichen Anmer- 

fung der Einklagung der pränotirten Forderung. 
Entid. v. 5. Mürz 1878, Nr. 2498 (Beit. des Deer. des B. ©. Ami vom 
1. Juni 1877, Re ATi. Abänd. des Deer. des O. L. G. Briiun v. 30. Oct. 
7, Nr. 10625). G. H. 1878, ©. 221. 
Die Ekel A begehrten die Löſchung des in Folge gericht- 
lichen Beicheives von 10. November 1871 auf ihrer Liegenſchaft X 
für eine. Forberung des B von 500 fl. pränotirten Pfandrechted wegen 
unterbliebener Rechtfertigung der Vormerkung. — Das Gericht erfter 
Inſtanz verbefhied das Löſchungsgeſuch durch Anorbnung einer Lage 
fahrt im Sinne des 8. 45 Grundb. G. — Bon dem DO. L. ©. wurde 
das Geſuch a limine abgewiefen, weil laut bes probducirten Grund⸗ 
buch8ertractes im Folge gerichtlichen Befcheides vom 30. December 
1872, vie Eintlagung ber pränotirten Hhpothefarforderung des B 
pr. 500 fl. bei der Liegenſchaft X grunpblicherfich angemerft worden 
if, woraus hervorgeht, daß feine Rechtfertigungsklage mit Rückicht 
auf die Beſtimmung des 8. 45 Grundb.⸗G. rechtzeitig erhoben murbe. 
In Erwägung, daß nah 8. 45 Grundb.-G. das Gefuh um 
Liſchung einer Prönotation wegen untenlaſſeaer Reqtferugung nur 


— 101 — 


dann a limine abgewiefen werden barf, wenn dem Grundbuchsgerichte 
vorliegt, daß die Rechtfertigungsklage rechtzeitig erhoben oder die Frift 
zur Rechtfertigung am Tage der Meberreihung des Löſchungsgeſuches 
offen gehalten ift; daß nah $. 42 Grundb.⸗G. im Rechtfertigungs- 
proceffe der SM läger nicht nur die Nichtigkeit der Forderung, fondern 
auch den Rechtsgrund zur Erwerbung des Pfandrechtes darzuthun bat; 
daß aber aus der bloßen Anmerkung einer lage nicht beuitheilt 
werden kann, ob die lettere dem gejeßlihen Anforderungen entfpricht 
und geeignet fei, zur Rechtfertigung der Pränotation zu führen, — 
Bat der oberfte Gerichtshof den erftgerichtlichen Beſcheid reftituirt. 


| Nr. 6864. | 

Einleitung des Erecutivprocefjes auf Grund der Angabe des 

aus einem fohriftlihen Dienftvertrage einen Dienftlohn be- 

gehrenden Klägers, daß Beklagter die vertragsmäßigen Dienfte 
nit Angenommen babe. 


Eutfch. v. 5. Mürz 1878, Nr. 2636 (Belt. des Decr. ded 9. G. Wien v. 
24. Dec. 1877, ir. 287228, Abänd. des Decr. ded DO. RL. ©. Wien vom 
. 22. Jänner 1878, Nr. 1205). ©. H. 1878, ©. 232. 

Unter Vorlage des fchriftlihen Dienftvertrages, laut welchem B 
dem A die Beforgung feines Gefchäftes für ein Jahr gegen einen 
monatlichen Gehalt von 200 fl. übertrug, belangte dieſer ven B auf 
Zahlung bes ihm für die verftrihenen 4 Monate gebührenden Ger 
baltes pr. 300 fl., indem ex anführte, daß er dem B die Dienfte zu 
leiften bereit war, dieſer aber biefelden nit annahm, und begehrte 
bie Einleitung des Erecntivprocefies, weldem Begehren das Gericht 
erfter Inſtanz flattgab. — Das O. L. ©. verorbnete die Einleitung 
bes fchriftlichen Verfahrens mit folgender Begründung: A hat in der 
Klage nicht behamptet, daß er die vertragsmäßig ftipnlirten Dienfte 
geleiftet habe, fondern nur angeführt, vaß er hiezu bereit war, wofür 
er nach 8. 1155 a. 6. ©. B. nur eine angemefjene Entſchädigung 
anjprechen kann; er hat aber für einen ſolchen Entſchädigungsanſpruch 
feine Urkunde vorgelegt. Es fonnte daher dem Begehren um Einlei⸗ 
tung des Erecutivverfahrens im Sinne des 8. 298 a. ©. DO. und 
Hofper. v. 7. Mai1839, I. ©. ©. Nr. 358, nicht flattgegeben werben. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte ven erftgerichtlichen Beſcheid, 
weil die Klage fih auf eine ihrer Form nad vollen Glauben ver- 
bienende Urkunde gründet, nad deren Inhalt der Beklagte fih ver- 
pflichtet hat, dem Kläger während ver Dauer eines Jahres für die 
demſelben übertragene Geſchäfisbeſorgung einen monatlichen Gehalt 
von 200 fl. auszuzahlen und weil darüber, ob Borausfegungen ein⸗ 
getreten feien, unter welchen ver Anſpruch des Klägers auf den ihm 
zugeficherten Gehalt als erlofchen zu betrachen wäre, . nur im Tolge 
der vom Bellagten erhobenen Einwendung und baräber gepflogenen 
Verhandlung entfchieden werden kann. 
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Nr. 6865. 
Unftatthaftigfeit eines zum Zweck ber Eoncurseröffnung 
geftellten Gefuches um Ausftellung eines Gerichtszengniffes 
über die gegen den Schuldner bereits geführten Executionen. 


Eutſch. v. 5. Bär 1878, Nr. 2638 (Belt. der aleich fürmigen Decr. des 
H. G. Wien v. 31. Dec. 1877, Nr. 421366 und des O. J 8. Wien vom 
15. Yünner 1878, Nr. 604). ©. 3. 1870, Nr. 1 
A, Släubiger der Firma B, beabfichtigte über das Vermögen 
verfelben den Concurs eröffnen zu laffen, und um feinen Antrag 
gehörig begründen zu können (8. 63 C. D.), wendete er fi an 
das Gericht mit der Bitte um Ertheilung eines Amtszeugniffes über 
bie in ben leßten zwei Jahren gegen bie Yirma B Überreichten Yor- 
derungsflagen und die angefuchten und vollgogenen Erecutionen. — Sein 
Geſuch wurde von beiden Untergerichten abgewiefen, weil nad) $. 238 
des Patente v 3. Mai 1853, R. ©. Bl. Nr. 81, die Einfiht ber 
Acten und Behebung von Abfchriften den Parteien nur in ihren 
eigenen Ungelegenheiten geftattet werben kann, nad) dem Hofber. v. 
19. Jänner 1811, 9. ©. S. Nr. 922, die Mittheilung von Acten- 
ftüden und bie Einfict in — außer den Fällen, in welchen ſie 
durch die Geſetze vorgeſchrieben ift, verboten iſt und der 8. 281 des 
Patentes vom 9. Auguſt 1854, R. ©. BL. Nr. 208, auf das Ber- 
fahren in Streitfahen Teine Anwendung findet. 

Der a. 0. Recurs des A wurbe von dem oberften Gerichtshofe 
verworfen. Gründe: In den untergerichtlichen Entſcheidungen iſt 
eine Geſetzesverletzung um ſo minder wahrzunehmen, als die gericht⸗ 
lichen Vorkommuiſſe hinfichtlich des Schuldenſtandes und der Streit⸗ 
angelegenheiten einer Partei überhaupt der Gegenſtand einer amtlichen 
Mittheilung und Auskunftsertheilung an dritte Perſonen, welche an 
den gerichtlich verhandelten Acten nicht betheiligt ſind, nicht ſein können 
und als ſelbſt im Falle der Zuläſſigkeit der Ertheilung einer ge⸗ 
richtlichen Beſtätigung irgend eines aus den Gerichtsacten entnehm⸗ 
baren Umſtandes das Gericht ſich auf dieſe Beſtätigung zu beſchränken 
hätte, keineswegs aber die Aufgabe haben könnte, ein erſt im Wege 
der Durchſuchung aller ſeiner Acten zu erforſchendes Ergebniß zu 
ermitteln. 


Nr. 6866. 
Zuläſſigkeit der Appellationsbeſchwerde nach erlangter Re: 
| jtitution zur Appellationsanmeldung. 


Entid. v. 5. März 1878, Nr. 2678 (Beil. der sfeitförmigen Deer. ber 
Prätur Dernid v. 5. Nov. 1877, Nr. 5392 nnd des ara vom 
20. Der. 877, Nr. 4602). Gazez. dei Trib. 1879, Nr. 
Nachdem A in dem münblih verhandelten Rechtsſtreite wider 
B die Reſtitution zur Anmeldung der Appellation gegen das erſ 
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gerichtlicde Urtheil ermirkt hatte, wurde von ihm die Appellations- 
anmeldung mit der Bitte um Anberaumung einer Tagfahrt zur Auf- 
nahme ver Appellationsbefchwerde zu Protokoll gegeben, und in erfter 
Inſtanz dieſer Bitte entſprochen. — Dagegen recurrirte B an das 
O. L. ©., welches ven erftgerichtlichen Beſcheid beftätigte. — Nun 
ergriff B den a. 0. Reviſionsrecurs, worin er ausführte: Das DO. 
2. ©. meint, daß der $. 489 weftgal. ©. O., welder die Keftitution 
zum Anbringen der Appellations- und Kevifionsbefhwerben aus⸗ 
ſchließt, keine Anwendung in dem vorliegenden Falle habe, wo es ſich 
um Grftattung einer Appellationsbefchwerde, nit auf Grund ver 
bierzu ertheilten Reſtitution, fondern in’ Folge der voraufgegangenen 
Appellationsanmeldung handelt, für welche der Appellant die Keftitution 
fih bereits ausgewirkt hatte. Allein, indem ver Gefeßgeber bie Re⸗ 
flitution gegen den Verfall der Frift zur Appellations- und Reviſions⸗ 
beſchwerde ausſchloß, wollte er nur die Verfchleppung des Proceffes 
durch Zwifchenverhandlungen verhindern, ohne daß Daraus den Par⸗ 
teien ein Schaden entfteht, da’ je die einfache Anmeldung der Appel: 
lation oder Revifion genügt, um ben höhern Richter mit der Ueber: 
prüfung des Procefjesg und aller von den Barteien in vemfelben 
vorgebracdhten Gründe ‚zu befaffen. Nach der Anfiht ves DO. L. ©. 
wäre mit der Keftitution zur Anmeldung aud jene zur Ausführung 
der Appellationsbejchwerde bewilligt worden. Die Sache verhält fi 
aber anders, Mit der Frift zur Anmeldung verwirft die Partei auch 
die Frift zur Ausführung der Beſchwerde. Gegen ven Berluft des 
erfterun Termind gewährt das Geſetz Abhilfe durch die KReftitution, 
nicht auch gegen die Verwirkung ber zweiten Frift. Die Theorie des 
D. 2%. ©. würde dahin führen, daß die Partei, welde in der geſetz⸗ 
"lien Friſt die Appellationsbefchwerde nicht zu Stande bringt, den 
Termin zur Anmelvung der Appellation verftreihen läßt, um dann 
die Reftitution zur Anmeldung nnd Ausführung der Appellation zu 
begehren, wodurch das Geſetz ($. 489 weſtgal. ©. O.) einfad um⸗ 
gangen würde. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf den Recurs mit der Begrün⸗ 
dung, daß die auf die Appellationsanmeldung des A in erſter Inſtanz 
erfolgte Anberaumung der Tagfahrt zur Aufnahme der Appellationg- 
beſchwerde volllommen dem Geſetze entiprad (8. 337 weftg. ©. O.), 
da der Proceß mündlich geführt und die Appellation mündlich) ange- 
melvet wurde; daß der lette Sat des 8. 489 weftgal. ©. O. offen- 
bar den von dem vorliegenden Fall abweichenden Fall normirt, wo 
bie Reftitution gegen die verflrihene Friſt zur Appellationd- ober 
Reviſionsbeſchwerde angefuht wird, nachdem die Appellation, bezie- 
bungsweife die Revifion ſchon angemeldet worden ift, und daß durch 
die gejetliche Ausſchließung der Reftitution in diefem Falle die Be⸗ 
flimmung des’ 8. 337 weftgal, G. D. nit berührt wird. 
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Nr. 6867. 
Dertlibe Eollifion der Gefee: Schließung einer Che im 
Berlin zwifchen einem im Prag wohnhaften ungarifchen 
Staatsbürger jübifcher Eonfefflon und einer Preußin evan⸗ 
gelifher Confeſſion. | 
Entſch. v. 6. März 1878, Nr. 9743. (Bei. gl u a. des L. 5; Pra 


v. 2. Sebrnar 1877, Nr. 1278, abänd. Urtb. d G. Preg dv. 22. Me 
1877, Nr. 13660). Jur. Bl. 1808, Qu 27. Seitörif fr das Notariat 


Der in Prag aablicte B, ungariſcher Staatsbürger iarae⸗ 

litiſchen Glaubensbekenntniſſes, und die Preußin A, evanugeliſcher 
Confeſſion, haben im Jahre 1875 vor dem preußiſchen Standes⸗ 
amte in Berlin die Civilehe geſchloſſen. Nah Prag zurückgekehrt, 
wurde B in ftrafgerichtlihe Unterfuchung gezogen und vom Schmur- 
gerichte wegen Verbrechens der Veruntreuung zu mehrjährigem fchweren 
Kerker verurtheilt. Nun trat die A gegen ibn bei dem L. ©. Prag 
flagend auf und begehrte wegen des Chehinverniffes der Religiond- 
verfchievenheit (8. 64 a. b. G. B.), daß die Ehe für ungiltig er- 
Märt werde. — Bon dem 2. G. wurde die Klage mit folgender Be⸗ 
gründung abgewiefen: Es handelt fi um die Erörterung und Bequt⸗ 
wortung ber trage, nach welchen Gejegen die von den Streittheilen 
geſchloſſene Ehe zu beurtbeilen ift. Nach Ausweis ihres Heimatd- 
ſcheines ift die A preußifche Staatögngehörige, B ungariſcher Staatg⸗ 
angehöriger, welcher, mit Rückſicht auf das Staatsgrundgeſet non 
21. December 1867, R. ©. Bl. Nr. 142, in den im Reichsrathe 
vertretenen Königreien und Ländern als Ausländer betrachtet und 
behandelt werben muß. Beide waren daher Ausländer und haben 
‚ven Ghevertrag vor dem lönigl. preußifhen Stanpesgmte in Bexrlin 
gefchloffen. Die Ehe ift bemnad zufolge der Beftimmung des $. 37 
a. b. ©. B., nad preußiſchem Rechte zu beurteilen, nad welchem, 
wie bie beigebradhte in gejetliher Form ausgeftellte Beſcheinigung 
des königl. preußifchen Juſtizminiſteriums nachweiſt, das von der A 
geltend gemachte Ehehinderniß der Religionsverſchiedenheit nicht be- 
fteht, weil der 8. 39 des allgem. preuß. Lanprechtes, Th. II, T. 1, 
welcher dieſes Ehehinderniß ftatuirte, durch ven $. 56 des Geſetzes 
vom 9. Mai 1874 aufgehoben worden ift. 

In ‚Uebereinftimmung mit den O. 2. ©, bat der oberſte Ge⸗ 
richtshof die Ungiltigleit der Ehe ausgefproden. Gründe: Beide 
Theile — A ald Preußin und B al$ ungarifcher Stantshürger — 
find unzweifelhaft im Sinne des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
Fremde. Es haben baher bei ber Entſcheidung bes vorliegenden 
Procefjes die Beftimmungen der 88. 34 bis 37 a. b. ©. B. iu An⸗ 
wendung zu lommen, da das Geſetz bezüglik der Cheftzeitigleiten 
feine Ausnahme von biefen Beftimmungen fetjegt. Nach dem $. 34 
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a b. G. 8. ift die perfönlihe Fähigkeit der Fremden zu Rechts- 
‚gefhäften nad) ven Geſetzen des Ortes, Denen ber Fremde als Unterthan 
unterliegt, mithin die Handblungsfähigfeit des B nach bem ungarifchen 
Gefege und jene ver A nad dem preußifchen. Geſetze zu beurtheilen, 
weldy” letzteres außerdem nur in foweit zur Anwendung zu kommen 
bat, als es fih um den Inhalt und die Yorm des in Preußen ge- 
ihloffenen Ehevertrages handelt ($. 37 a. 6. ©. B.). Nun find, 
laut des beigebradhten Zeugniſſes des ungarifchen Juſtizminiſteriums 
in Ungarn nad $. 10 der in Eheſachen von Evangeliſchen beider 
Confeffionen erlajjenen und mit $. 36 des Gefegartifel® LIV yom 
Jahre 1868 zur Gefegkraft gelangten Berfügung, welde lautet: 
„Tertio matrimonium inter subditum nostrum religioni christianae 
addictum et alium religioni huic non addietum, pro nullo et in- 
valido deelaramus,‘‘ Ehen zwiſchen Ehriften und Nichtchriften geſetzlich 
ungiltig. Diefes im Königreihe Ungarn beftehende, dem 8. 64 a, b. 
8.8. entiprehenne Ehehinderniß der Religionsverjchiedenheit. beruht 
auf einem perfönlihen Berhältniffe und involvirt demnach immer aud) 
eine im $. 39 a. b. ©. B. vorgefehene Einfhräntung ver perfün- 
lihen Fähigkeit, zufolge welcher ein der chriſtlichen Religion nicht 
zugethaner ungarifcher Unterthan mit einer Chriftin eine giltige Ehe 
nicht abſchließen kann. Wenn auch im Königreihe Preußen das Ehe⸗ 
binderniß der Religionsverfchiedenheit nicht beiteht und ver Berehe⸗ 
Iihung der der evangelifhen Konfeffion angehörigen A mit einem 
Sfraeliten dortjelbft fein Hinderniß in den Weg gelegt wurde, fo war 
zum Zuftandelommen einer giltigen Ehe die perfönliche Fähigkeit beider 
Ehegatten nothwendig, welche aber nad dem citirten ungarifhen Ge⸗ 
fege auf Seite des B nicht vorhanden gewejen iſt. Die mangelnde 
jpecielle Hanplungsfähigkeit vesfelben zur Eingehung der Ehe mit ver 
Klägerin A rechtfertigt daher vollfommen das die Ungiltigfeit dieſer 
Ehe ausſprechende Erlenntniß der zweiten Inſtanz. 


Nr. 6868. 
Koſten der Verhandlung über eine feierliche Todeserklärung. 


—38— v.6. März 1878, Nr. 2272 (Beſt. der oleihförmigen Urth. des 2. ©. 
Kratan v. 15. Dec. 1877, Ne. 30283 und des D. L. G. Kralan vom 
30. Jänner 1878, Nr. 17187). ©. 9. 1878,6. 261. 

Auf die Klage der A gegen den für ihren verfchollenen Gatten 
B beftellten Eurator wurde von beiden Untergerichten B für todt und 
vie Ehe der Klägerin mit vemfelben für aufgelöft erllärt, mit gegen- 
feitiger Aufhebung der Proceptoften. 
| Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Erkenntniſſe in merito 
und auch in dem Koftenpunfte, indem er das von dem Gurator des 
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verfhollenen B und von dem Bertheibiger des Ehebandes geftellte 
Begehren um den Zufpruch der Koften abwies, weil die A nicht. als 
fahfällig behandelt werben kann (8. 24, 26 des Gefetzes v. 16. Mai 
1874, R. ©. Bl. Nr. 69, und $. 18 der Advoc⸗Ordn.). 


Nr. 6869. | 

Unftattbaftigkeit der Einverleibung des erecutiven Pfand⸗ 
echtes zur Vollſtreckung eined Urtheild auf Aufhebung ber 
Eigenthumsgemeinſchaft an einem Grundſtücke mittel gericht- 
| liher Weilbietung. 

dh. v. 6. März 1878, Nr. 2423 (Beit. des das Decr. des * 8 Brär 

„14. Rov. 1877, Nr. 1906, abänd. Deer. de D.2. ©. 7. Fänner 

1878, Nr. 427). Zeitfdhr. f. d. Notariat 1878, Nr. 15. 

Auf die Klage des A gegen B wurde der Letztere verurtheilt, 
bie gerichtliche Yeilbietung der beiden Theilen pro indiviso gehörenden 
Grundſtücke und die Bertheilung des Meiftgebotes zu geftutien. Nun 
begehrte A vie Einverleibung des erecutiven Pfandrechtes für dieſe 
urtheilgmäßige Verbindlichkeit des B bei dem Antheile besfelben an 
ben befagten Grundſtücken. — Das in erfter Inflanz bewilligte Geſuch 
wurde von dem D. L. ©. abgewiefen, weil nad) den Beitimmungen 
ber 88. 311 und 322 a. ©. DO. das erecutive Pfandredt an einem 
liegenden Gute nur für eine Summe Geldes, zu deren Zahlung ver 
Bellagte verurtbeilt wurde, von dem Richter ertheilt und nad der 
Anordnung des $. 14 Grundb.-G. das Pfandrecht nur für eine ziffer- 
mäßig beftimmte Geldſumme eingetragen werden kann, vie urtheild- 
mäßige Berbindlichfeit des B aber nicht eine Geldſchuldigkeit, daher 
auf diefelbe die Erecutionsart des 8.322 a. ©. DO. nicht anwendbar ift. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz mit Bezugnahme auf die vorftehende Begründung. 
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Nr. 6870. 
umtauſch von Banknoten: Haftung für die Eqtheit. 


Entſch. v. 7. März 1878, Nr. 8248 (Beſt. des Bud urth. des B. ©. Lemberg 
v. 13. Rürz 18 Nr. 3622, aband. Urth. des DO. 2. * gem berg vom 
5: Mai 1877, Nr. 8817). ©. 2. 1870 Nr. 3 

Raten A bei der B eine Banknote von 100 fl. gegen Heinere 
Banknoten eingewechfelt hatte, zeigte es fich, daß die Hundertgulden⸗ 
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note unecht war. In Folge deſſen belangte A vie B auf Zahlung 
von 100 fl. — Das Gericht erfter Inftanz erfannte gegen das Klage⸗ 
begehren. — Bon dem DO. 2. ©. wurde dem Klagebegehren aus fol- 
genden Gründen ftattgegeben: Das Gericht erfter Inſtanz bat die 
Beklagte freigeiprochen, weil ihr Fein Verſchulden zur Laft fällt. Da- 
mit kann die Abweifung der Klage nicht begründet werden, weil es 
ih nit um einen Schadenerſatz handelt, vielmehr ein Taufchvertrag 
vorliegt (35. 1045, 1046 a. b. G. B.), der bie Beklagte verpflichtete, 
dem A eine echte Banknote zu geben ($. 1047 a. b. G. B.). Durch 
die Entgeltlichkeit des Geſchäftes ift fie zur Gewährleiſtung verbun- 
ven ($$. 922, 923 a. b. G. B.) und muß daher dem Kläger Banf- 
uoten im Werthe von 100 fl. geben ($. 932 a. 6. ©. B.). Die 
Klage ift auh in den Beftimmungen der 88. 1431 und 1435 a. b. 
6.3. begründet, weil die von ver B demA gegebene Hundertgulden- 
note unecht war, mithin die B feinen redhtlihen Grund hat, die Bank— 
noten im Betrag von 100 fl., die fie von A dafür erhielt, zu be: 
halten. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Erfenntniß der zweiten 
Inſtanz ans deſſen Gründen. 
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Nr. 6871. 


Activ- und Paſſivlegitimation zur actio communi 
dividundo. 


Entf. o. 7. März 1878, Nr. 13968 (Beſt. des das Urth. des B. G. Dembica 
v. 9. Marz 1810, Nr. 5572, abänd. Urth. ded D. L. Y „Kratau vom 
9. Ayril 1877, Nr. 4359). ©. 5 1878, Nr. 3 

Rasen dem A und dem B, als Erben ver M, vi zum Nach⸗ 
laſſe gehörende Liegenfchaft X, dem Erfteren zu ©/,, dem Letzteren zu 
%, eingeantwortet worden war, belangte A den B und bie im phy- 
ſiſchen Beſitze der Realität ſich befindenden C und D auf Aufhebung 
der Oemeinſchaft des Eigenthbumes und Verkauf ver Realität im Yeil- 
bietungswege. — Das in erfter Inſtanz zugeluffene Klagebegehren 
haben die zwei oberen Inflanzen abgewiefen — der oberfte Gerichtshof 
mit folgender Begründung: Die Gemeinfhaft mehrerer Perfonen an 
einer Sache ſetzt das materiell ungetheilte Eigenthum derfelben voraus, 
daher ſelbſtverſtändlich nur ein Theilgenofje gegen die anderen Theil- 
genojjen die Aufhebung ver Gemeinjhaft zu verlangen beredtigt fein 
fann (88. 825 u. 843 a. 5. ©. B.). Nun behauptet der Kläger, daß 
bezüglich der Liegenfhaft X zwilchen ihm zu °/, und dem Erftbelang- 
ten B zu ?/, Theilen eine Gemeinſchaft auf Örund des Einantwortungs- 
becrete® beftehe: er führt aber fchon in ver lage an, daß weder er 

Glafer, Unger u. Walther Entid. XVI. 8 
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nod der Erftbelangte diefe Grundwirthſchaft befigen, und daß bie- 
jelbe im Beflge dritter Perfonen, nämlich. des C und D ift, welthe 
ihren Befig nicht als Erben, fondern aus einem anderen unbelanuten 
Titel ausüben. Schon aus diefem Grunde allein war das Flage- 
begehren abzuweifen, weil gegen die mit dem B belangten Befiger, 
welche die eigentlihen Betheiligten in diefem Proceffe find und in gar 
feiner Gemeinfhaft mit dem Kläger ftehen, die Aufhebung ber Ge- 
meinfhaft nicht verlangt werben kann. Der Mläger ift aber auch noch 
nicht Eigenthümer von ©/, Theilen der befagten Realität. Denn zur 
Erwerbung dieſes Eigenthums genügte nicht die Erbseinantwortung, 
fondern war noch die Hebergabe und Uebernahme erforverlih (SS. 424 
und 423 a. b. ©. B.), melde nad feinem eigenen Zugeftänpniffe 
nicht flattgefunden hat. 
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Nr. 6872. 
Einflußnahme des unehelichen Vaters auf die Erziehung 
und Standeswahl des Kindes? — Urtheilsmäßige Ver— 


pflichtung des unehelichen Vaters zur Alimentirung bis zur 
Zeit der „möglichen ſelbſtſtändigen Erhaltung“ des Kindes. 


Eutſch. v. 7. März 1878, Nr. 15008 (Beſt. des das Urth. des B. G. Wittingan 
v. 26. Anguſt 1877, Nr. 5709, abänd. Urih. des O. L. G. Prag v. 15. Oct. 
1877, Nr. 27805). ©. 3. 1878, Nr. 63. 


Der vem Bauernftande angehörende A war im Jahre 1863 
als unehelicher Vater des B verurtheilt worden, bis zur Zeit ber 
„möglichen felbfifländigen Erhaltung” des Kindes die Altmente. im 
Betrag von 15 fr. täglich zu zahlen. Nachdem B, am 14. Juni 1876, 
das 14. Lebensjahr zurüdgelegt hatte, trat A gegen veffen Bormunb- 
haft mit ter Oppofitionsflage auf, worin er das Begehren ſtellte, 
daß die in dem voraufgegangenen Urtheile ihm auferlegte Alimenta- 
tionspfliht mit dem 14. Juni 1876 als erlofchen erklärt und die für 
Alimentenrüdftände gegen ihn geführte Erecution aufgehoben werde. 
Die Klage wurde dadurch veranlaft, daß A den B als Unterfuecht 
in jeiner Bauernwirthſchaft haben wollte, deffen fi die Mutter und 
Bormünderin des B weigerte, weil derſelbe die Studienbahn betreten 
hatte, um fich für das Lehramt auszubilden. Nachdem dur den auf 
Antrag des Klägerd aufgenommenen Sachbefund B vermöge: feiner 
förperlihen Befchaffenheit für die Arbeiten eines Bauernknechtes als 
geeignet erklärt worden war, — erfannte das Gericht erfter Inſtanz 
nad) dem Slagebegehren. — In zweiter Inſtanz wurde die Klage bes. 
A aus folgenden Gründen abgewiefen: So lange die Mutter ihr um 
eheliches Kind, der künftigen Beftimmung gemäß, jelbft erziehen will 
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und kann, darf ihr vasfelbe, wie dies im $. 168 des a. 6. ©. 2. 
- angeoronet ift, von dem Vater nicht entzogen werben; beffenungeachtet 
muß er die Berpflegungsfoften beftreiten. Aus dieſer Geſetzesſtelle 
geht unzweifelhaft hervor, daß der Vater eines unehelichen Kindes, 
.da8 von der Mutter der Fänftigen Beftimmung gemäß erzogen wird, 
von jeder Einflußnahme anf wie Erziehung dieſes Kindes gefeglid, 
ausgeſchloſſen iſt. Die künftige Beftimmung, für welche das unehe⸗ 
fihe Kind zu erziehen ift, hat nicht fein Erzeuger, fondern lediglich 
feine Mutter, beziehungsweife feine Vormundſchaft feftzufegen, ta nadı 
8.166 a. 6. ©. B. das unehelihe Kind nicht unter der eigentlichen 
väterlihen Gewalt feines Erzeugers fteht, jondern von dem Vormunde 
vertreten wird, dem unehelichen Bater ſonach das, als Ausflug ber 
väterlihen Gewalt dem ehelichen Bater nach 8. 148 a. b. ©. 8. 
zukommende Recht in Rückſicht der Standeswaht des Kindes mangelt. 
Da im vorliegenden Falle der Kläger A nicht behauptet, daß er ſich 
mit der Mutter ſeines unehelichen Kindes über die Erziehung und 
Berſorgung des minderjährigen B verglihen habe ($. 170 a. b. G. B.), 
ſo iſt auch hier nur auf die vorſtehend angeführten geſetzlichen Be— 
ſtimmungen Bedacht zu nehmen und es erſcheint hiernach der Kläger 
von jeder Einflußnahme auf die Erziehung des minderjährigen B aus- 
gefchköffen. Iſt aber A unbedingt won jeder Einflußnahme auf bie 
Erziehung feines unehelihen Sohnes ausgefhloffen, dann etſcheint 
auch feine Klage, mit welcher er ein ihn von jeder weiteren Altmen- 
. tationspfliht befreiendes Urtheil darum anftrebt, weil der minder⸗ 
jährige B bereits das 14. Lebensjahr erreicht und körperlich fo eilt- 
wide ift, daß er Bei ihm als Unterfnedht dienen Tann, als gänzlich 
unbegrimbet. Diefe Klage ift unbegründet, weil ber Kläger, welcher 
rechtskräftig verurtheilt ift, bis zur felbftftändigen, möglichen Erhaf- 
tung feines unehelichen Kindes B zu Handen ber Vormundſchaft Biefes 
Minderjährigen und zwar bis zum zurüdgelegten 7. Lebensjahre des 
unehelihen Sites täglich 10 kr., vom zurüdgelegten 7. Lebensjahre 
aber 15 Er. täglich in monatlichen Anticipatraten zu zahlen, nidt 
behauptet, viel weniger erwiefen bat, daß es dem minberjäh- 
rigen B ohne jede Aenderung in Beziehung auf die getroffene Stanbee- 
wohl dermalen bereits möglich ift, ſich felbft zu erhalten. Da dieſer 
Beweis von tem Kläger nicht erbracht wurde, fo war die unbegrünbete 
Klage unbedingt abzuweifen, zumal es mit Rückficht darauf, daß dem 
Mäger in Anfehung der Standeswahl feines uneheliihen Kindes ein 
Beſtimmungsrecht nicht zufteht, ganz unentfcheidend ift, ob ber 
minberjährige B förperlidh geeignet wäre, die Dienfte eines Unter- 
knechtes bei feinem unehelihen Erzeuger zu verfehen oder nicht, und 
weiterd and, termalen vie bereits rechtskräftig feftgefegte Höhe des 
Alimentationsbetrage8 einer neuerlihen Beurtheilung nicht mehr unter: 
zogen werben darf, ſonach die hierauf fich beziehenvden Anführungen 
der Klage unberüdjichtigt bleiben müfjen. Der Kläger bat, obſchon 
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hiezu gar nicht berechtigt, bezüglich der künftigen Beitimmung feines 
unehelichen Kindes auch vorgebradht, daß der minberjährige B für bie 
Stuvienlaufbahn, wozu ihn feine Mutter beftimmte, nicht die nöthigem 
Fähigkeiten befite. Es kann aber au diejer Anſchauung bes KIä- 
gers nicht beigepflicytet werben, weil B laut des vorliegenden Zeugnifjes 
zum Aufiteigen in eine höhere Claſſe für befähigt erkannt wurde, 
ſonach feiner künftigen Beftimmung und Selbfterhaltung erfolgreich 
entgegengeht. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß der zweiten 
Inftanz. Gründe: Das obergerichtliche Urtheil ift durch deſſen Motive 
gerechtfertigt, welche durd die Anführungen der Revifionsbeſchwerde 
nit widerlegt werden. Denn weder die SS. 141, 167 und 168 a. 6. 
G. B. enthalten die Beflimmung, daß die Verpflichtung bes Vaters 
zur Beftreitung des Unterhaltes feines ehelihen oder unehelichen Kin⸗ 
des aufhöre, wenn dieſes das 14. Lebensjahr zurüdgelegt hat, nod 
bezeichnet das voraufgegangene Urtheil diefen Zeitpunft als jenen, im 
welchem die Verpflichtung des Klägers aufzuhören bat; es heißt vielmehr 
in bem erwähnten Urtheile, daß der Kläger die Berpflegungsgebühr 
für feinen unehelihen Sohn B bis zur möglichen, felbfiftändigen Er- 
haltung des Kindes zu leiften babe. Wenn nun dieſem Ausprude 
auch jene Deutung gegeben wird, die der $. 141 a. b. ©. B. mit 
ven Worten: bis das Find fich felbft ernähren fann, ausſpricht, folgt 
daraus noch immer nicht, Daß mit dem zurüdgelegten 14. Lebensjahre 
der Anſpruch des Kindes aufhört. Gewiß ift ed, daß die Wahl ber 
künftigen Lebensftellung des Kindes ber unehelihen Mutter einver- 
Händlih mit der Vormundſchaft zufteht, und folgt aus der Beftim- 
mung des $. 148 a. b. ©. B. nicht, daß felbft ein eheliches Kind 
nur in bem Stande des Vaters zu erziehen ift; umfoweniger Tann 
der Kläger als uneheliher Vater fordern, daß B nur ald Hüterjünge 
oder Knecht bei der Landwirthſchaft fi verwende und deshalb, weil 
die Sadjverftändigen nach feiner Körperbefchaffenheit ihn dazu geeignet 
erklären, jede weitere Erhaltungspflicht ablehnen. Wenn nun B dem 
Studiren fih widmet, um auf diefem Wege fein Fortlommen als 
Lehrer zu finden, und wie es das Obergericht hervorhebt, feine Un- 
fähigkeit hiezu nicht dargethan wurde, feine Tauglichkeit in einer Be⸗ 
fhäftigung, zu welcher er bisher nicht angehalten wurde, in Zweifel 
fteht, Liegt dermal noch fein Grund vor, dem Klagebegehren ftattzur- 
geben, da der Betrag von 15 fr. pr. Tag ohnehin nicht hinreicht, Die 
Koften feiner Erhaltung zu beftreiten, und ihm nur die Gelegenheit 
gebeten werden fol, für die Zukunft feine Verforgung zu finden. 
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Ar. 6873. | 
Zulafjung zum fubfidiarifch deferirten und zurücdgefchobenen 
Haupteide bei Wegfall des Erfüllungseives. 

Entid. v. 7. März 1878, Nr. 541 Geſt. ded Urth. des B. G. Dobrowa v. 
1. Auguſt 1877, Wr. 3945, Abäud. des Urth. des D. L. ©. Kralau vom 
8. Oct. 1877, Nr. 11537). ©. 3. 1879, Nr. 23. 

A, welchem auf einer Fahrt von X nah Y fein mit Effecten 
gefülter Koffer im Werth von 289 fl. abhanden gelommen war, be- 
langte ven B, der ihn mit feinem Gefährte und feinem Kutſcher C 
befördert hatte, auf Zahlung des obigen Werthbetrages, intem er zur 
Begründung der Erfagpflidht des B ($$. 970 u. 1316 a. 6. ©. 2.) 
anführte, daß er, Kläger, den Koffer dem Kutſcher C übergeben habe. 
Diefen Umſtand erbot er fid mit ver Zeugenfchaft des C und feinem 
Erfüllungseive zu beweilen; fubfiviarifch veferirte er darüber dem B 
den Haupteid , den der Beklagte in dem ſummariſch geführten Rechts» 
fireit ihm zurüdihob. Der Zeugenbeweis mißlang. In Folge deſſen 
erfannte das Gericht erfter Inftanz auf den Haupteid des Klägers. 
— Bon dem O. L. ©. wurde die Klage unbedingt abgewieſen, weil 
ver Zeuge C der Behauptung des Klägers, daß ihm der Koffer über- 
geben worden jei, direct witerfprochen hat. 

In Erwägung, daß der Kläger den Beftimmungen ver Gerichts- 
ordnung zufolge beredtigt und verpflichtet war, für feine Behaup⸗ 
tungen alle ihm zu Gebote ftehenden Beweismittel eventuell beizu- 
bringen; daß im alle des Miflingens der von ihm burd den Zeugen 
C angebotenen halben Probe ver Uebergabe des Koffers der von 
ihm fubfiviarifch angebotene Haupteid zuläffig ift; daß der Zeuge, 
welcher im Dienfte des Beklagten ſteht und für den Berluft des 
Koffers verantwortlich gemacht werden kann, wenn aud vom Kläger 
geführt, als ein verwerfliher Zeuge anzufehen ift ($. 216 it. d, 
weftgal. ©. D.); daß fomit in feiner Ausfage ein Hinvderniß der 
Zulaffung des Haupteides umfomweniger gelegen fein fann, als der 
Beklagte, welder berechtigt war, den ihm aufgetragenen Haupteib ab- 
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Nr. 6874. 
Berühmung durch Anmeldung einer Forderung zu einer 
Concursmaſſe. — Verhältniß des Urtheils zur Klage: 


Berückſichtigung ſpäter entſtandener Thatſachen. 
Entſch. v. 7. März 1878, Nr. 788. Spruchrepertorium Nr. 98. ©. 3. 
1878, Nr. 30. (Manz’ige Sammlung [T. 9.] 1, ©. 295.) 

Gegen den Berwalter der Concursmaſſe der Escomptegejell- 
haft B, welcher in dem Eoncurfe des A Wechfelforberungen im Be- 
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trage von 25.011 fl. mit der Behauptung, daß A dieſe Wechfel- 
fumme als Ucceptant ſchulde, angemeldet hatte, trat ber Verwalter 
der Concursmaſſe des A mit der Aufforderungeflage ex lege diffamari 
auf, die er damit begründete, daß die Accepte, melde von A nad 
der Koncurseröffnung über fein Vermögen ausgeftellt erfcheinen, var⸗ 
möge der beftehenden Gefege ungiltig feien und daß die ganze An- 
meldung offenbar nur den Zwed habe, gegen den Saranten der Eon- 
cursmafle des A durch DVerzögerung der Beendigung des Concurſes 
eine Preilion auszuüben, Zur Zeit ver am 19. Jänner 1877 an 
gebrachten Aufforderungsflage hatte in dem Concurſe des A die all- 
gemeine Liquidirungstagfahrt noch nicht ftattgefunden, die am 12. 
Tebruar 1877 abgehalten wurde und bei welder der Verwalter der: 
A'ſchen Concursmaſſe allein die obigen Wechfelforderungen beftritt. — 
Nah durdgeführter Verhandlung wurde in erfter Inſtanz die Auf- 
forderungstlage für dermalen abgewiefen mit folgender Begründung: 
In der Anmeldung der in Rede ftehenden Wechſelforderungen liegt 
zweifelSohne die Behauptung des Rechtes, aus der Concursmaſſe des 
A bie entfpredhende Bedeckung der zur Liquidirung begehrten Forde⸗ 
rungen zu erlangen, fomit die Berühmung, daß dem Anmelder gegen 
pie Concursmaſſe ein Forderungsrecht zuftehe, und es ift demnach im 
Sinne des $. 66 a. ©. D. der Grund zur Aufforderung allerdings 
vorhanden. Im Principe kann die Zuläffigfeit diefes Aufforderungs- 
verfahrens auch für den Concursproceß nicht in Abrede geftellt wer⸗ 
ben; denn wenn ed aud, richtig ift, daß die Brocedur in Cridafällen 
ion an und für fi die Aufforderung der Gläubiger zur Gektend- 
machung der Anfprüde auf das Concursvermögen unter Normirung 
von Präckufionen bedingt, und daß die Form, im welcher diefes 
Aufforderungsverfahren durchzuführen ıft, in der Concursorbnung 
vom 25. December 1868 beftimmt wird, fo beftehen doch auch in 
Srivafällen die gleihen Borausfegungen, unter weldhen nad der 
allgemeinen Gerichtsordnung die Aufforderung ftatthaben fann, und 
bie Beftimmungen der Concursordnung über die mit der Unter« 
laſſung der Proceßeinleitung verbundenen nachtheiligen Folgen fegen 
keineswegs feit, daß dem bifjentirenden ÜInterefienten, fei e8 nun der 
Concursmaffeverwalter oder der im Sinne des $. 119 C. ©. zur 
Beftreitung berechtigte Gläubiger, gegenüber dem mit vermeintlih un⸗ 
gegründeten Forderungen bervortretenden Anmelder das Recht bes 
nommen fei, mit der Aufforderungsflage im Sinne ber allgemeinen 
Gerichtsordnung vorzugehen. Es muß diejes Recht um fo mehr zu— 
geftanden werben, als die Vertheilung des Vermögens, für welche die 
Concursordnung die Procedur bezüglich nicht liquidirter und nicht ans? 
getragener Anſprüche feftftellt, nicht die einzige Urt der Beendigung 
ber Coneursverhandlung ift und, wenn ſchon in dieſem Yale durch 
das Intereffe der Diffentirenden es geboten erſcheinen mag, die Frage 
ber Liquidität beftrittener Forderungen durch die Aufforderungsflage 
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zu einer fchnelleren tefinitiven Löſung zu bringen und ven Anſprecher 
für alle Fälle gänzlich zu befeitigen, dieſes Interefle dann um fo ent- 
jhiedener hervortritt, wenn der Concurd durch Einverſtändniß der 
Gläubiger oder durch Vergleich (88. 155 und 156 C. O.) oder in 
Fällen kaufmänniſcher Concurfe durch Zmwangsausgleich beendet wer⸗ 
ben Soll, für welde Fälle die nah $. 66 a. ©. O. zuläffige Auf- 
fordberung ſich als das einzig geeignete Mittel varftellt, die von berlei 
Unfprechern herbeigeführten Hindernifje der Concursbeendigung zu be: 
feitigen.” Die Berechtigung des Maffeverwalters zur Aufforderung 
Unge ergibt fi) aber aus der Beftimmung des 8. 76 C. D., ins⸗ 
bejondere auch aus tem nad) $. 119 ibid. ihm gewahrten Beftreitungß- 
rechte. Wenn nun aber aud bie Statthaftigkeit des Aufforderungs- 
verfahren für Eridafälle zugegeben werden muß, fo erfcheint doch 
oorliegend das SKlagebegehren für bermal unzuläſſig und ergibt fi 
die Unzuläffigkeit eben aus den durch die Concuröverhängung geän— 
derten Berhältniffen zwiſchen Gläubiger und Schuldner. Nady dem 
bereit8 angezogenen $. 119 C. O. ift der Concursmaſſeverwalter 
nicht der einzige zur Beftreitung der Anmeldungen berechtigte Theil, 
da auch den Gläubigern das gleiche Recht unter Umſtänden zufteht. 
Werden Forderungen beftritten, fo ift der Proceß gegen jene Berfonen 
als Streitgenofjen zu führen, welde an der Beftreitung Theil ge— 
nommen haben und die Grundlage für die Beftimmbarfeit des Proceß- 
gegner® ergibt fi für den Anmelder erft aus der im $. 125 C. O. 
vorgefehenen Berftändigung durd den Concurscommiffär. Nun ergibt 
fih aus der Klagebeilage a, daß über die Anmeloung des Verwalters 
der Concursmaſſe der Geſellſchaft B zur Zeit der Anftellung der vor- 
liegenden Aufforderungsklage das Liquidirungsverfahren noch nicht ge- 
ſchloſſen war, und aus der Keplikbeilage c geht hervor, daß erft bei 
ber am 12. Februar 1877 abgehaltenen Tiquidirungstagfahrt die For- 
berungen der YAufforderungsbeflagten von dem Verwalter der A’fchen 
Concursmaffe allein beftritten wurden. Zur Zeit der Anftellung ver 
Aufforderungsflage, 19. Jänner 1877, war daher der Bellagte gar 
nicht in der Lage, die provocirte Klage anzubringen, da ihm die Wahr⸗ 
nehmung, welchen Gegner er zu belangen babe, entzogen blieb, und 
wenn and im Laufe des Procefjes der Kläger dargethan hat, daß bie 
angemeldeten Wecfelforderungen nur von ihm, al8 Concursmaſſe⸗ 
verwalter befiritten worden find, fo fann dies doch an ber Sachlage 
nicht8 ändern, weil bei Entſcheidung des Procefjes auf jenen Sad 
beftand zurüdgegangen werden muß, welder zur Zeit ber Klage⸗ 
anbringung ſich ergeben hat. Hieraus folgt, daß die Aufforderungs- 
lage verfrüht war, weshalb das in berfelben geftellte Begehren für 
dermal abgewiefen werden mußte. — Auf die Appellation des Klägers 
ertannte das O. L. G. nad dem Klagebegehren aus folgenden Grün- 
den: Gegen das erfigerichtliche Urtheil hat nur der Kläger appellirt, 
weil dem Klagebegehren nicht ſchon jeßt Folge gegeben, ſondern das⸗ 
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jelbe für vermalen abgewiejen wurbe. Diefe Beſchwerde muß als ge⸗ 
rechtfertigt erkannt werden, Denn menn ed auh nah 8.3 a. G. O. 
vem Kläger obliegt, alle zur Begrändung feines Klageanſpruches bien- 
Iihen Umftände und Beweismittel fohon in ber Klage anzubringen 
und demnach leßtere vom Richter als verfräht in dem Yalle abzu- 
weifen ift, als fih nad Inhalt der Anführungen des Klägers im Mo— 
mente ber Anftellung der Klage noch nicht alle zur Erzeugung des Klage- 
anſpruches erforderlichen Thatfachen verwirklicht haben, fo ift doch daß 
Vorbringen von neuen Umftänden und Beweismitteln in den fpäteren 
Satzſchriften nicht ausgeſchloſſen (88. 47, 48, 53 u. 54 0. ©. O.), 
foferne nur durch diefe Neuerungen weder eine Aenderung des Klage 
rechtes hervorgernfen, noch der ©egenftand des Klagebegehrens ges 
ändert wird (8.49 a. ©. O.). Eine ſolche Aenderung tritt aber nicht 
ein, wenn dort, wo bie rechterzeugenven Momente des Klageanſpruches 
ſich erft nad Einbringung der Klage vollftändig verwirkiiht haben, 
der Kläger die hierauf bezüglihen Thatſachen und die Beweife hiefür 
erft in der Replik beibringt; es hat fomit der Richter, fobald biefe 
Beibringung unter den im $. 48 a. ©, D. ausgebrüdten Bedingungen 
erfolgt ift, feinem Erfenntniffe das ganze nad) Zuläffigleit der Proceß- 
vorſchriften von den Streittheilen gebotene Broceßmateriale zum Grunde 
zu legen. Nun bat in dem vorliegenden Falle der Aufforderungs- 
kläger replicando auf dem Wege erlaubten Anbringen von Neue⸗ 
rungen geltend gemadt und durd die Beilage c erwiefen, daß die 
Liquidirungstagfahrt in Betreff der von der Aufforverungsbellagten 
nachträglich) angemeldeten Forderungen ſchon am 12, Februar 1877 ftatt- 
gefunden hat und daß dieſe Forderungen von ihm, dem Aufforderungs- 
fläger, allein beftritten worden find. Deit diefem Zeitpunfte war alfo 
für die Beklagte auch die Möglichkeit eingetreten, ihre Liquidirungs⸗ 
Hagen nah Maßgabe der diesfalls beftehennen Borfchriften der Con- 
curdordnung einzubringen, und die Concursmaſſe des A berechtigt, Diefe 
Einbringung im Wege des Aufforberungsprocefied zu verlangen, wie 
dies ſchon vom erften Richter in feinem Urtheile in fachgemäßer und 
gefegliher Begründung ausgeführt worden if. Es war daher aud 
für den erften Richter zur Zeit der erft am 28. Auguft 1877 ex 
folgten Urtheilsſchöpfung kein gefeßlicher Grund mehr vorhanden, das 
Klagebegehren als verfrüht abzumeifen. 

Der oberfte Gerihtähof beftätigte das von ber Bellagten an- 
gefochtene Urtheil ber zweiten Inſtanz. Gründe: Beide Untergerichte 
haben anerkannt, daß die Aufforderung wegen eines gerühmten Rechtes, 
als welches der erhobene Anfprud einer Forderung ohne Zweifel an- 
zujehen ift, al8 ein im Geſetze normirtes allgemeines Rechtsmittel in 
der Concursverhandlung nicht ausgeſchloſſen fei. Diesfalld wird auf 
die ſach- und gefegmäßige Begründung des erftrichterlichen Urtheiles. 
hingewiefen, aus denen fid) die Beſchwerde als ungeredhtfertigt bar 
ftelt. Aber auch der weitere Bejchwerbepunft, daß die erft nach Ueber⸗ 
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veihung ber Klage ftattgehabte Liquidirungstagſatzung bei der Ent: 
ſcheidung ‚berüdfichtigt wurde, ift nicht geeignet, die Gründe zu ent- 
fräften, aus denen das O. L. ©. auf dieſen ver Klage nachgefolgten 
Umſtand Bedacht genommen bat. Diefen Gründen, welden aud der 
oberfte Gerichtshof beipflidhtet, wird nod beigefügt, daß ſchon gegen- 
über der Aufforderungsklage, indem in berfelben von dem hiezu be- 
rechtigten Maffeverwalter die Richtigkeit der angemeldeten Wechſel⸗ 
forderungen ausdrücklich beftritten wird, ber Bertreter der beflagtem 
Concursmafje nicht im Zweifel fein konnte, von wen die Beſtreitung 
ihrer Forderung ausgehe und gegen wen in tem betretenen Auffor- 
berungswege nad) ten Beftimmungen ber a. ©. DO. die Beantwortung 
ber Aufforderung oder die provocirte Klage einzubringen fei. 

Zugleih wurde die Eintragung des nachſtehenden Sates in das 
Spruchrepertorium befhloffen: Die Anmeldung einer Forderung gegen 
Concurſe ift der Berühmung eines Rechtes gleihzuhalten und ift daher 
auch die Aufforderung des Anmeldenden zur Darthuung bes gerühmten 
Rechtes nicht ausgefchloffen. 


Nr. 6875. 


Erecution zur Sicherftellung des zuerfannten Koftenerjages 
während des Rechtsmittelzuges: Nachweis einer Gefahr. 


Entſch. v. 13. März; 1878, Nr. Fee (Beit. ded Decr. des B. ©. Pöllan 
v. 10. Juli 1877, Nr. 1797, Abänd. ded Der. des D. 2. 6 Graz vom 
4. Pr 1877, Nr. 9646). ©. 9. er S. 463 


Segen B, der in dem Incidentſtreite mit dem Kläger A peto. 
Anbringens von Neuerungen in der Replik in der zweiten Inſtanz unter: 
legen und in den Erſatz der Koften verfällt worden war, begehrte A im 
Zuge der von B eingelegten Revifion zur Sicherſtellung des Koften- 
anſpruches die erecutive Mobilienpfänpung und Schägung, welde in 
erfter Inftanz mit der Begründung, daß die Execution nur auf Grund 
eines rechtskräftigen Urtheiles bewilligt werden könne, verweigert, von 
dem O. L. ©. hingegen bewilligt wurde, weil bie in den $$. 259 
und 260 a. ©. O. geftattete Sicherftellung nah 88. 4 und 12 der 
YuftizMinift.-Berorbn. vom 18. Juli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130, 
auch duch Pfändung und Schätzung des beweglichen Vermögens 
zuläſſig ifl. 

Mit Bezugnahme auf die 88. 259 und 260 a. ©. O. und 
in Erwägung, daß der vorliegende Incidentſtreit nicht ſo beſchaffen 
iſt, daß A Bis zu deſſen Entſcheidung im Reviſionszuge wegen ber 

geringfügigen Koften dieſes noch anhängigen Streites einer Sicher⸗ 
—** Bedeckung oder einer anderen gerichtlichen Vorkehrung bedarf 
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und daß er die Nothwendigkeit einer ſolchen Borlehrung in feinen 
Geſuche ſelbſt nicht behauptet hat, — wurde von Dem mberfien Ges 
richtshof Der erfigerichtliche Beſcheid beftätigt, 


Nr. 6876. 


Berurtbeilung des zurücdtretenden Klägers zum Koftenerfag : 
Verhältniß der betreffenden älteren Vorſchriften zum Geſetz 
vom 16. Mai 1874. 

Entſch. v. 13. März 1878, Nr. 1982 (Belt. des Deer. des 8. ©. Tarnow 
v. 12. Mei 1877, Nr. 6365, Abänd. des Decr. des D. 2. ©. Krakau v. 
11. Sept. 1877, Nr. 9757). ©. H. 1878, ©. 359. 
Nachdem A von feiner Klage gegen ven im Auslande wohnenden 
B unter Bertretung des nah $. 512 weftgal, ©. O. demſelben be- 
ftellten Curators C unbedingt zurüdgetreten war, infinuirte C bie 
Procepkoften, deren Erſatz in erfter Inftanz dem Kläger A aufgetragen 
wurde. — Das O. L. ©. entſchied, daß dieſe Koften der Belangte B 
zu bezahlen habe, in der Erwäyung, daß die Beftellung eines Cura⸗ 
tor8 für den im Auslande wohnenden Belangten nad dem auspräd- 
lichen Wortlaute des 8. 512 ver weitgal, ©. D. auf heilen Gefahr 
und Koſten erfolgt und nach dieſem Geſetze von Amtewegen, aud) ohne 
Einſchreiten des Klägers zu gefchehen hat; daß ferner nad) $. 529 ibid. 
und 8. 24 des Geſetzes v. 16. Mai 1874, R. G. U. Nr. 69, die 
Partei zum Erſatze der gegnerifchen Proceßkoſten nur bei Entſcheidung 
des Rechtsſtreites, und wenn fie in demfelben fachfällig geworben, 

verfällt werben Tann. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte den erftgerichtlihen Beſcheid. 
Brände: Der Erſatz der dem C aus feiner Vertretung des B er- 
wachſenen Koften obliegt dem A in Folge feines Rücktrittes von ber 
Mage, weil nad dem Haren Wortlaute des 8. 532 weſtgal. ©. O. 
derjenige in den Erſatz der Unkoften zu verfällen ift, welder vor dem 
Erkenntniſſe von dem Proceß abgeftanden iſt. Diefer Paragraph ift 
durch das Gefet vom 16. Mai 1874, R. ©. BI. Nr. 69, nit 
außer Kraft geſetzt worden, weil derſelbe einen fpeciellen Yal, in 
welchem ber vor dem Erlenntniffe von dem Proceffe Zurücktretende 
bem Gegner die Koften zu erfegen hat, vor Augen hat, wogegen ber 
S. 24 des cit. Gefeßes von Procefien fpricht, in welden ein End⸗ 
ſpruch ergangen if. 
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Nr. 6877. 


Störung im Beſitz des Fahrrechtes durch Nichtgeftattung 
des Befahrens in erfhwerender Weiſe? 

Eutſch. v. 13. März 1878, Nr. 2167 (Mband. ber Decr. des B. ©. Neu⸗ 
Sandez v. 11. Oct. 1876, Nr. 565 und des O. L. G. Kralan v. 13. Juni 
1877, Nr. 3941). ©. 9. 1879, ©. 165. 

A, welder bisher den über das Grundſtück des B führenden 
Privatweg desſelben zur Betreibyag der Landwirthſchaft auf feinem 
anftogenden Felde (Anbau und Einfammlung der Feldfrüchte) benügt 
hatte, wurde von B angehalten, als er auf demfelben Wege die Bau- 
materiglien zu feiner im Bau befindlichen Ziegelei Üderführen wollte, 
und zur Rückkehr gezwungen. Er belangte deshalb den B im posses- 
sorio summariissimo, — In erfter Inſtanz wurde der Klage ftatt- 
gegeben, in der zweiten Inſtanz wurde diefelbe abgewieſen. 

Der oberfte Gerihtöhof hat mit tyeilweiler Abänderung beider 
Erfenntniffe den Kläger im Mitbefige des Fahrrechtes über den ftrei- 
tigen Weg infoweit erhalten, als es zur Betreibung der Tandwirth- 
ſchaft, rüdjichtlih zum Anbau und zur Einfammlung der Feldfrüchte 
nothwendig ifl. Gründe: Nach den Zeugenausfagen muß für wahr 
und erwiefen angenommen werden, daß A den Ireitigen Weg vor 
ver als Befigftörung incriminirten Handlung des B zur Durchfahrt 
ungehindert benüßt babe. Wenn nun das DO. 2. ©. trogdem Die 
Befigerwerbung des Durchfahrtrechtes auf Seite des A wegen nicht 
bewiefener ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Einwilligung des B im 
Sinne des $. 313 a. b. ©. B. ausgeſchloſſen hat, fo beruht dieſer 
Ausſpruch auf einer irrigen Vorausfegung. Denn, wenngleidh Die 
vernommenen Zeugen nit ausfagten, daß B von der Benügung des 
Weges durch A Kenntniß hatte, fo ift Dies aus ben Anführungen 
bes B jelbft zu entnehmen, indem er die Rechtfertigung der Störungs⸗ 
handlung wefentlih darauf fläßte, daß er den A auf dem ftreitigen 
Wege bei Ueberführung von Baumaterialien zu feiner im Bau bes 
griffenen Ziegelei betreten und in ber Ueberzeugung, daß A ſich nicht 
anf die Benügung dieſes Weges für landwirthſchaftliche Zwede be 
ſchränkte, fondern eine geſetzlich unzuläffige Erweiterung der Dienft- 
barkeit anftrebe, er fi als Befiger des anſtoßenden Grundes fohin 
als Mitbefiger des ftreitigen Weges ($. 854 a. b. ©. B.) für be- 
rechtigt gehalten habe, ven A mit dem Fuhrwerke anzuhalten, und ihm 
die Fortſetzung des Weges zu verwehren. Da fomit einerfeitd ber 
Befitz des Durchfahrtrechtes des A, jedoch nur mit uhren zu land⸗ 
wirthſchaftlichen Zweden, außer Zweifel geftellt if, und anderen Theile 
von dem Belangten nicht erhärtet ward, daß das von ihm dem 
Durchfahren des A entgegengeftellte Verbot fi lediglich anf die 
Weghenügung mit ſchweren Laſten von Baumaterialien bezogen habe, 
ericheint das Alagebegehren des A zwar nicht im Ganzen, body jeden- 
falls zum Theile gerechtfertigt. 
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Nr. 6878. 
Aufrechthaltung des gerichtlichen Bejchluffes, womit ein Eid 
für nicht abgelegt erklärt wurde, ungeachtet der miittler- 
weile im Laufe des Nechtsmittelzuges erfolgten thatfächlichen 
Ablegung desjelben. 

Eu ti. v. 13. März 1878, Nr. 2916 (Bet. des Decr. des 8. G. Tarnow v. 
2. Juni 1877, Nr. 8839, Abänd. des Decr. des DO. 2. ©. Kralan vom 
4. Oct. 1877, Nr. 12295). ©. H. 1878, ©. 281. 

In der Rechtsſache des A gegen die B hat das O. L. ©. auf 
den Recurs der B den erftgerichtlichen Beſcheid, mit welchem der fen- 
tentionirte, von der B zu leiftende Haupteid für nicht abgeſchworen 
erflärt worden war, aufgehoben und das Proceßgeriht angewiefen, 
zur Ablegung Diefes Eides einen neuen Termin zu beftimmen. Das- 
jelbe requirirte zu den Ende den Richter des Wohnortes der B, 
welcher den Termin ausfchrieb, der B den Eid abnahm und das bar- 
über aufgenommene Protofoll dem Proceßgerichte einjhidte. Gegen 
bie obergerichtlihe Verordnung hatte A inzwifchen den Revifionsrecurs 
ergriffen, auf welchen der oberfte Gerichtshof den erfigerichtlichen, den 
Eid für nicht abgejhworen erflärenden Bejcheid reftituirte. — Auf 
Grund diefes nunmehr rehtsfräftigen Beſcheides verweigerte das Bro- 
ceßgericht die Annahme des vom vequirirten Richter eingejandten 
Eidesprotokolls. — Dagegen recurrirte die B on das O. L. G., 
welches entſchied, daß beide Theile von der Ableiftung des jenten- 
tionirten Eides durch die B vor dem requirirten Richter zu verjtän. 
digen jeien,: weil gemäß Hofver. vom 15. December 1794, 9. ©. ©. 
Nr. 207, beim Haupteide nur der Fall, daß der Eid abgelegt oder 
nicht abgelegt wurde, von Gerichtswegen zu bezeugen iſt. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die erſtgerichtliche Verweigexung 
der Annahme des Eidesprotokolls mit der Begründung, daß das 
Hofder. vom 15. December 1794, 3. ©. S. Nr. 207, auf rechts⸗ 
kräſtig für nicht abgefchworen erflärte Eide Feine Anwendung findet. 
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Nr. 6879. 
Zuſtändigkeit der ftädt.-deleg. Bezirksgerichte für Klagen auf 
erung aus bei denjelben geführten Mobilarerecutionen. 


Extid. v März 1878, Nr. 2058 (Beit. ded Decr. des ftädt. ‚aelen. B. 6. 

Gr v5. ton, 1877, Kr. 29981, Abünd. des Dem: des O. L. G er ». 
20. Dec. 1877, Nr. 12026). ®. 2. 1878, Nr. 33. G. 9. 1878, e. 21 
Bei dem ſtädt.deleg. B. ©. Graz hat B gegen feinen Schuldner 

C das Urtheil auf Zahlung von 297 fl., ſodann im Executionswege 


— 125 — 


die Mobilienpfändung und die Schätzung erwirkt, welch letztere einen 
Werthbetrag von 724 fl. ergab. Nun belangte ihn die A, Ehefrau 
des Executen, bei dem genannten Gerichte mit der Klage auf Anerken⸗ 
nung ihres Eigenthumes an der in Execution gezogenen Fahrniß und 
Aufhebung der Execution. — Die in erfter Inſtanz aufrecht ver- 
bejchievene Klage wurde auf den Recurs des B von dem DO. L. ©. 
wegen Incompetenz bed angerufenen Gerichted mit ber Begründung 
zurüdgewiefen, daß der Wirkungskreis der fläbt.-deleg. B. ©. im 
8. 15 J. N. genau beftimmt ift, und in jenen Fällen, wo eine Aus⸗ 
nabmebeftimmung eintritt, wie in ben Fallen ber 88. 37, 46, 55, 
69, 77, 83 und 92 I. N. ausprüdlich bemerkt wird, daß vie be- 
treffende Beftimmung aud für die ftädt.-veleg. B. ©. Geltung hat; 
daß daher angenommen werben muß, daß der 8. 72 9. R., welcher 
die flädt.-beleg. B. ©. nicht bezeichnet, für viefe auch Feine Anwen- 
dung haben Tann, wenn ber im 8. 15 I. N. normirte Wirkungskreis 
überfchritten wird. 

Der oberfte Gerichtshof reftitwirte den erftgerichtlihen Beſcheid 
in Erwägung, daß denjenigen, welde ſich durch die Bewilligung nnd 
Bornahme der Execution auf bewegliche Sachen in ihrem Eigenthume, 
Befige oder anderen Rechten gekränkt erachten, bereit® im $. 3 bes 
Hofver. vom 29. Mai 1845, I. ©. ©. Nr. 889, freigeftelli wurde, 
ihre Rechte bei dem Richter, welcher bie Execution vorgenommen hat, 
oder wenn deren Bornahme auf Anfuhen einer anderen Gerichtsbehörde 
erfolgt wäre, nad ihrer Wahl, bei dem einen oder dem anderen biejer 
beiven Gerichte geltend zu machen; daß dieſe Wahl des einen oder 
anderen Gerichte au in der Civiljurispictionsnorm vom 20. No 
vember 1852 und namentlih in den für das Bollftredungsverfahren 
getroffenen Beftimmungen vollinhaltli und ausnahmslos im $. 72 
anfredyt erhalten wurde, daß ſohin das ſtädt.deleg. B. ©. Graz, 
welches auf Anlangen des B gegen C die Meobilarerecution bewilligt 
und vorgenommen hat, auch zur Verhandlung und Entſcheidung 
des gegen die Executionsvornahme eingeleiteten Entwährungsftreites 
zuſtändig iſt. 


. Nr. 6880. 


Zuweifung ber Klägerrolle an den bie Ungiltigfeit eines 
Codicilles behauptenden gefelihen Erben. 
Eat v. 15. Mürz 1878, Nr. 2689 (Beft. der gieihfürmigen, necı. Dei 


Haag dv. 28. Der. 1877, Nr. 3547 und de 
22. Jänner 1878, Nr. 1200). ©. 9. 1879, ©. 337. 


Die gefeglihen Erben des M beftritten bei der Abhandlung 
feiner Berlafienichaft das allographe mit der Unterjhrift des M md 
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breier Zeugen verjehene Codicill desjelben, worin dem B- ein Legat 
von 1000 fl. zugedacht war, wegen Nichtbeobachtung einiger gefetz⸗ 
licher Förmlichkeiten und wurden deshalb (obgleich zwiſchen ihnen und 
dem Legatar B eine Colliſien der Anſprüche im Sinne der 88. 125 
und 126 des faiferl, Patentes vom 9. Auguft 1854, R. © Bl. 
Nr. 208, gar nicht vorlag) von dem Abhandlungsgerichte dRf ben 
gegen B zu betretenden Rechtsweg gewiefen. — Das DO. %. ©. be⸗ 
ftätigte diefe von det Inteftaterben angefochtene Verordnung, weil bie 
Reeurrenten felbft nur die gefeßliche Erbfolge, d. h. jenen Theil des 
Nachlaßvermögens, worüber der Erblaſſer nicht verfügt baf, für fi 
in Anſpruch nehmen, mithin, wenn fie behaupten, daß bie letztwillhge 
Anordnung des Erblafjers feine Giltigfeit und fomit ber darin ver⸗ 
machte Betrag ihnen als Inteſtaterben zuzufallen babe, dies dem⸗ 
jenigen gegenüber, der die lettwillige fhriftlihe Anordnung für fi 
hat, zu beweiſen haben. 

Der a. o. Revifionsrecurs der Inteftaterben wurde vom oberflen 
Gerichtshofe zurüdgewiefen, weil der angefochtene, den Beſcheid ver 
erften Inſtanz beftätigende Erlaß des D. 2. ©. ſich weder als offenbur 
gefe- oder actenwibrig noch als nichtig barftellt, derſelbe vielmehr 
oem: Obergerichte zureihend begründet worden‘ ift. | 
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Nr. 6881. | 
Befisftörungsverfahren: Faſſung des Erkenntniſſes bei petit- 
entfprechender Anerkennung des factifhen Befites einerfeits 
und erfolgreicher Ableugnung der Befisftörung feitens des 
Beklagten andererfeite. 
Ent, 21 März 1878, Nr. 2715 eAbänd. der sie igförmigen Dee. 


. Marburg links der Drau v. 30. Nov. ‚R 6 and 
des O. 2. ©. Graz v. 9. Jänner 1878, Nr. 12560). ©. 3. 1878; Nr. 36. 


Die Befisftörungsflage der A gegen B und Genoffen enthielt 
das Begehren, zu erfennen, 1. daß die Klägerin in dem Befige der 
Wieſe X fei; 2. daß fie von den Betlagten (durch bie in der Klage 
angeführten Handlungen) in dieſem Befige geftört werben fei. In der 
Verhandlung beftritten die Beklagten nicht den Befig der Klägerin, 
wohl aber die von ihr angeführte Beſitzſtörung. — Das Geridt erfter 
Inſtanz hat die Klage vollftändig abgewiefen,. weil es in- der Hand⸗ 
lungsiveife der Beflagten weder eine Beeinträchtigung, noch weniger 
eine Entſetzung der Klägerin aus' dem Beflge der ihr unbeftritten 
eigenthümlich gehörigen Wiefe erblickte. — Auf den: Nullitätsrecurs 
per Klägerin, welden fie damit begrüntete, daß fie, obſchon die Be: 
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Hagten ihren Befig anerkannt haben, trogbem auch mit jenem Thetle 
ihred Begehrens abgewiefen wurde, ber auf Anerfeummg des fartifchen 
Beſitzes gerichtet ift, Hat das DO. %. ©; die erftgerichtliche Entſchei⸗ 
dung aus folgenden Gründen beftätigt: Darin, daß vom erflen: Richter 
bevjenige Theil des Begehrens ver Klägerin, welder auf den Aus- 
ſpruch über dem factifhen Befig der Wiefe gerichtet war, ebenſo wie 
der übrige Theil des Begehrens abgewiefen wurbe, Liegt feine Nullität, 
Abgleich ver factifche Befig der Klägerin hinſichtlich der Wiefe X gar 
nicht beftritten erjcheint, weil viefer Theil des Begehrens mit dem auf 
Beſitzſtörung gerichteten. Hauptbegehren im Zufammenhange fteht, daher 
ih: die Abwerfung auf den ganzen Inhalt des Begehrens zu ex- 
ſtrecken hatte. | 

Die Klägerin erneuerte den Nullitätsrecurs bei dem’ oberften 
Gerichtshofe, weldher in der Erwägung, daß die Bellagten ven Befig 
der Wiefe auf Seite der Klägerin ausdrücklich anerkennen; daß das 
ad 1 geftellte Begehren, wenn es allerdings nur aus Anlaß der ver- 
meintlihen Befigftörung und im Zuſammenhange mit dem in biefer 
Richtung ad 2 geftellten Begehren in der Klage aufgenommen wurde, 
dennod ein trennbarer Theil des Begehrens und darüber zu erkennen 
ift; daß bei dem Zugeſtändniſſe ver Bellagten, der Klägerin die be- 
gehrte Anerkennung ihres Beſitzes unmöglich verfagt werden kann, 
dem Recurſe der Letzteren ftattgab und mit Abänderung ber unter- 
gerichtlichen Erkenntniſſe in dem erften Petitspunfte entſchied, daß die 
Klägerin fih in dem Befige der Wiefe X befindet. 


.——. 





Nr. 6882. 


Hemmung der Execution im alle einer ftrafgerichtlichen 
Unterfuchung. 


Entid. v. 19. März 1878, Nr. 3144 (Beft. des Deer. des B. G. Tarenbach 
v. 28. Dec. 1877, Nr. 2425, Abünd. des Deer. de O. 2. G. Wien vom 
22. Jänner 1878, Nr. 997). G. H. 1878, ©. 487. 


Im Zuge der von A gegen die B geführten Mobilierterecution 
zur Hereinbringung einer dem A abjudicirten Geldforderung, wurbe 
von dem Strafgerichte gegen ihn wegen Verbrechens des Betruges die 
Borunterfuhung eingeleitet und fodann auf den Antrag bed von ber 
B desfalls angerufenen Staatdanwalt® von dem Erecutionsgerichte 
mit Anwendung des Hofber. v. 6. März 1821, 9. ©. ©. Nr. 1743, 
dad Erecutionsverfahren fuspendirt. — Auf den Recurs des A be- 
feitigte da8 O. %. ©. die erfigerichtliche Verfügung, weil nad bem 
eit. Hofder. nur die Siftirung eines fhwebenden Eivilprocefjes, wenn 
nämlih der Erfolg der ftrafgerichtlichen Unterfuchung auf deſſen Ent- 
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Scheidung einen wejentlihen Einfluß haben könnte, ftatthaft ift, Hier 
aber die Streitfache längft durch rechtskräftiges Urtheil entſchieden ift, 
welches nur durch das Endurtheil über die ftrafgerichtliche Unter- 
fuhung (8. 371 St. P. DO.) oder auf dem im Hofder. v. 22. Inni 
1836, 3. ©. ©. Nr. 145, bezeichneten Wege befeitigt werben Tann. 

Der oberſte Gerichtshof reftituirte die erfigerichtliche Verord⸗ 
nung in der Erwägung, daß, wenn nad dem Hofder. vom 6. März 
1821, Rr. 1743, eine ftrafgerichtliche Unterfuhung die Entſcheidung 
einer Streitfache aufzuhalten vermag, ſobald der Erfolg, derſelben auf 
bie civilgerichtliche Entfcheivung einen wefentlichen Einfluß haben 
könnte, unter derjelben, hier vorhandenen Borausfegung der ftraf- 
gerichtlichen Unterfuhung umſomehr auf die Execution der civilgericht- 
lichen Entſcheidung ein hemmender Einfluß eingeräumt werben muß. 


— — — 1. 


Nr. 6883. 
Unzuläffigleit der Erecutionsführung auf ein noch nicht 
wirkſam gewordenes Nacherbenredt. 


Eutſch. v. 19. März 1878, Nr. 3176 (Beſt. des das Decr. des H. G. Wien 
v. 10. Nov. 1877, , 213606, abänd. Decr. des O. L. G. Wien v. 18. Dec. 
1877, Nr. 21254). ©. 3. 1879, Ar. 11. 


Bei der von M binterlaffenen Liegenfhaft X iſt in Folge ber 
von M legtwillig errichteten fiveicommifjarifhen Subftitution das 
Eigenthumsrecht des Borerben B und das Nacherbenrecht des ſub⸗ 
flituirten C im Grundbuche eingetragen., Zur Hereinbringung einer 
Forderung gegen C begehrte A die Intabulation des erecutiven Pfand- 
rechtes bei dem für C einverleibten Nacherbenrechte. — Das in erfter 
Inſtanz bewilligte Geſuch wurde auf den Recurs des Borerben B von 
dem O. L. ©. abgemiejen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz, weil das Recht des C aus ber von M angeorbneten fibei- 
commifjariihen Subftitution erft mit dem Eintritte des Subftitutions- 
falles zur Eriftenz gelangt, der Subftitutionsfall noch nicht eingetreten 
ift und ein noch nicht wirkfam gewordenes Erbrecht ein Erecutions- 
object nicht fein ann. 
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Nr. 6884. 


Tod des Eivespflichtigen: Differenz zwifchen dem fenten- 
tionirten Eide und dem Eidesanerbieten in ber species facti. 


En "kl v. 20. Mär — Nr. 3037 el: ner „geeigiörmigen © Der. des 
2. ©. Wien v. 9. Nov. 1877, Nr. 5 Wien dom 
15. Sünner 1878, Nr. 218) Zun "3 1878, Nr. 20. 

In dem Proceffe des am 15. April 1874 außer der Ehe ge- 
bornen A und der Kindesmutter C gegen B pcto. Anerkennung ber 
Baterfchaft zu dem A und Zahlung der Alimente wurde auf den im 
Rückſchiebungsfalle von der C abzulegenden Haupteid darüber erkannt, 

„daß B terjelben in der (fritifhen) Zeit vom 19. Juni bis Anfang 
Auguft 1873" beigewohnt Habe." Der Eid wurde von B ftill- 
ſchweigend zurüdgefchoben und von dem Rechtsfreunde der Klägerin 
für die inzwifchen verflorbene C mit der auf Die species facti 
geſtützten Bitte angetreten, daß der Eid als von ihr abgejchworen 
erflärt werde. In der von der C unterjchriebenen species facti 
hatte fie den Advocaten ermächtigt, dem Beklagten darüber, „daß 
fie ihm Anfangs Yuni 1873 den Beiſchlaf geftattete und daß dieſes 
zu wieberholtenmalen bis Anfang Auguft 1873 ver Fall war“, den 
referiblen Haupteid aufzutragen, und ſich bereit erflärt, den zuräd- 
gejhobenen Eid bejahend abzufhmwören. — Nach vorgängiger Berhand- 
fung, in weldyer B die Nichtübereinftimmung der Yaflung des Eides 
in der species facti mit jener bes fententionirten Eides einwarf, 
wurde in erfter Inſtanz dem obigen Begehren flattgegeben aus fol- 
genden Gründen: Der Beklagte hob hervor, daß der Eid in der Klage, 
auf Grund der Information, Über den Umfland angeboten wurbe, daß 
B den Beifhlaf mit der C in der Zeit von Anfang Juni 1873 bie 
Anfang Auguft 1873 gepflogen bat, während der fententionirte Haupteid 
den fritifchen Zeitraum al8 vom 19. Juni 1873 bis Anfang Auguft 
1873 laufend präcifirt. Der Beklagte glaubt hieraus die Möglichkeit 
folgern zu können, daß die Beiwohnung nur von Anfang Inni bis 
19. Yuni 1873 ftattgefunden habe, in welden alle er gemäß des 
Urtbeiles allerdings nicht ald Vater des Kindes anzufehen wäre. Da 
aber der fententionirte Haupteid von einem Zeitraume fpricht, der in 
dem. größeren, welder von der Kindesmutter zur Beſchwörung an⸗ 
geboten wurde, jedenfalls enthalten ift, und Letztere jomit fi zum Eide 
bereit erklärt bat, daß der Beklagte ihr bi8 Anfang Auguft beigewohnt 
babe, fo ift diefe Aenderung bes Beweisthema irrelevant. — Das 
D. 8%. ©. beftätigte den erfigerichtlihen Beſcheid aus veffen „ganz 
zutreffenden” Gründen und in der Erwägung, daß in ber vorliegenden 
Information die Kindesmutter dem Beklagten darüber, „daß fie ihm 
Anfang Yuni den Beifchlaf geftattete, und diefes zu wiederholtenmalen 
bi8 Anfang Auguft 1873 der Fall war”, den negativen referiblen 
Haupteid aufgetragen und erflärt bat, benfelben im Rückſchiebungs⸗ 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 9 
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falle bejahend abzulegen, daß fie dadurch ſich erboten Hat, zu beſchwö⸗ 
ten, daß der Beifchlaf bis Auguft 1873 wieberholt wurde, und daß 
biefe Wieberholung in bie nad dem Urfheile zu beſchwörende Zeit 
ber fleiſchlichen Beimohnung Fällt. — Der Beklagte ergrifi ven a. o. 
Recurs, worin er ausführte, daR Die von ihm angefochtenen. Eut⸗ 
ſcheidungen dem Proceßgeſetze nicht entſprechen, nach welchem der 
Haupteid nur in Gemäßheit des Urtheiles, das iſt nach der darin 
aufgeſtellten Eidesformel, wirkſam abgelegt werben kann, baher bie 
von ‘der berftorbenen Bartei geichehene Anbietung eines von dem fen- 
tentionirten verſchiedenen Eides den richterlid erkannten Eid nicht ſup⸗ 
pliren könne, und daß bie Meinung, „es involvire die Behauptung der 
Beiwohnung innerhalb eines weiteren Zeitraumes auch die Behauptung 
des im Urtheile als maßgebend erkannten kürzeren Zeitraumes“, auch 
den materiellen Geſetze widerſtreite, weil nach 8. 163 a. b. ©. B. der 
Beweis der eben nur innerhalb der Zeit von 300 Tagen vor der 
Entbindung geſchehenen Beiwohnung zu erbringen iſt, während eine 
frühere ober fpätere Beiwohnung irrelevant erſcheint, ſomit die Be— 
ſchwörung (oder Eidesanerbietung): daß die Beiwohnung innerhalb 
eines Zeitraumes von 319 Tagen bis zur Entbindung geſchah, mit 
ber auferlegten Beſchwörung: daß bie Beimohnung innerhalb eines 
Zeitraumes von 300 Tagen bis zur Entbindung flattgefunden habe, 
feineswegs für gleichbedeutend ‚erachtet werben barf. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf ben Recurs, „weil die gleich⸗ 
fürmigen Entſcheidungen der Untergerihte durch die darin entwidelten 
Gründe in jeder Beziehung gerechtfertigt erfcheinen, und aus dieſen 
Entſcheidungen weder eine Nichtigkeit, nod eine offenbare Ungerech⸗ 
tigkeit entnommen werben kann“. 


Nr. 6885. 

Deftreitung der Ehelihfeit einer Frühgeburt: Herftellung 

des Beweiſes der Unmöglichkeit der Zeugung ? 
Eutſch. v. 21. März 1878, Nr. 825 —8 des dad Urth. des B. G. Melt v 
25. Juli 1877, Nr. 3136, ebänn. Urth. des O. L. ©. wien v. 13. Nov. 1877. 

Kr. 17171) ©. 8. 1878, ©. 318 

A heiratete am 9. October 1876 die B, die am 29. April 
1877 das Kind C gebar, welches A nicht anerkennen wollte. Auf fein 
gegen die B angebrachtes Geſuch wurde am 8. Mat 1877 der Beweis 
zum ewigen Gedächtniſſe durch Kunftverftändige über die Unmöglich- 
feit der Zeugung durch ihn aufgenommen und am 20, Juni 1877 
belangte er die B und das durch einen Curator vertretene Kind mit 
bem Begehren, zu erkennen, daß er nicht der Vater des Kindes jei. 
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— Das Geriht erfter Inſtanz erkannte nad) dem Klagebegehren aus 
ben nachſtehenden, das Ergebnif der obigen Beweisaufnahme und der 
Streitführung barftellenden Gründen: A und B erflärten im Proceffe, 
daß fie noch wor ber Ehe einander beigewohnt haben. Nach dem Ge⸗ 
ſtändniß de8 A wäre e8 das erftemal am 22. September 1876 ge- 
ihehen, wogegen die B den 15. September als ven Tag des erften 
Beiſchlafes bezeichnete. Nun haben die Kunftverftändigen bei ber am 
8. Mai 1877, alfo am neunten Tage nad ber Geburt des Kindes, 
ftattgefuntenen Aufnahme des Beweiſes zum ewigen Gedächtniſſe 
wörtlid erflärt: „Das körperliche Gewicht des Kindes, fowie deſſen 
Dimenfionen und ganzer körperlicher habitus weifen mit Beftimmtheit 
darauf hin, Daß das unterſuchte Kind ein reife oder body ber Reife 
ganz nahes und auögetragenes iſt; wir können daher unfer Gutachten 
dahin mit Entfchiedenheit abgeben, daß das fragliche Kind mindeſtens 
35 Wochen im Mutterleibe getragen wurde, alſo gewiß vor dem 
9. October 1876 empfangen fein mußte.“ Hieraus läßt fih mit Be- 
flimintheit folgern, daß A das Kind nicht erzeugt haben Tann, felbft 
wenn er, wie die B behauptet, ihr fhon am 15. September 1876 
beigewohnt hat, weil von biefem Zeitpunfte bi8 zur Geburt des Kindes 
nur 32 Wochen und 2 Tage verftrihen find. Das Gutachten ber 
Experten wird durch die Hinweifung auf den Umftand, daß der Kunft- 
befund erft 9 Tage nah ter Geburt vorgenommen wurde, und baf 
durch den Genuß der Muttermilch in 9 Tagen eine gewaltige Ver— 
änderung nad) Dimenfionen und körperlichem Gewicht bei einem neu- 
geborenen Kinde hervorgebracht wird, nicht entfräftet; denn es ift wohl 
Sache ver Kunftverftändigen, alle Momente, alfo auch die vom Eu- 
rator des Kindes geltend gemachten zu würdigen, und bei Abgabe des 
Gutachtens daranf Rückſicht zu nehmen. Beide Kunftverftändige haben 
nun nad Würdigung aller Umftände mit Entſchiedenheit und überein- 
ſtimmend erklärt, daß das Kind mindeftens 35 Wochen im Mutter- 
leibe getragen wurde. Gemäß 8. 196 a. ©. DO. macht diefe einhellige 
Ausfage ber zwei Gerichtsärzte einen vollen Beweis; es ift daher 
durdy diefen SKunftbefund die Unmöglichkeit der Zeugung des am 
29. April 1877 geborenen Kindes durch den Kläger erhärtet (8. 158 
a. b. G. B.). Da nad 8. 200 a. G. DO. gegen diefen vollftändigen 
Beweis eine Ueberſchau nicht ftattfinden Tann, fs entfällt aud ber 
ercipiendo dafür angebotene Sachverftändigenbeweis, daß dur ben 
Genuß der Muttermilh in 9 Tagen eine gewaltige Veränderung nad) 
Dimenfionen und förperlihem Gewicht bei dem neugeborenen Kinde 
hervorgebracht werde, — In zweiter Inſtanz wurde die Klage mit 
folgender Begründung abgewiefen: Nachdem das Kind im fiebenten 
Monate der Ehe des A und ver B geboren worben ift, fo ftreitet Die ge- 
jegliche Vermuthung für deffen ehelihe Geburt (8.133 a. b. ©. B.). 
Wenn nun ber Kläger behauptet, daß es nicht fein Kind fei, fo muß 
er gegen befjen Curator die Unmöglichkeit der Zeugung durch ihn be« 
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weijen. ($. 158 a. b. ©. B.). Diefer Beweis ift aber durch den 
zum ewigen Gedäcdhtniffe aufgenommenen Befund der Sachverſtändigen 
nicht erbracht worden. Der erft am 9. Tage nad der Geburt vor» 
genommene Augenfhein war nicht geeignet, den Zuftand des Kindes, 
defien Beichaffenheit im Zeitpunfte der Geburt conftatiren zu können, 
Und wenn die Sadverftändigen aus dem habitus bes unterfuchten 
Kindes den Schluß zogen, daß e8 ein reifed ober doch der Reife ganz 
nahes und ausgetragenes Kind fei, und ihr Gutachten tahin abgaben, 
daß das Kind mindeftens 35 Wochen im Mlutterleibe getragen wurde, 
aljo lange vor dem 9. October 1876 empfangen worden jein mußte, 
fo ift hiermit die Unmöglichkeit der Erzeugung des Kindes durch ben 
Kläger A ſchon an und für ſich nicht bewiefen und um fo weniger 
gegenüber feinem Geftänpniffe, daß er der Eheſchließung vorgegriffen 
und jhon 17 Tage früher (oder wie feine Oattin behauptet, ſchon 
22 Tage früher) mit ihr den Beifchlaf gepflogen habe, was nad dem 
Befundprotofolle den Sahverftändigen mit vorgelegen ift. Bei dieſem 
Geſtändniſſe liefert der Ausspruch der Experten, daß das Find lange 
vor dem 29. Detober 1876 erzeugt fei, und mindeſtens 35 Wochen 
getragen wurde, noch nicht den Beweis der Unmöglichkeit der Zeugung 
durch den Kläger — wenn auch zuzugeben ift, daß Kläger feine Gattin 
exit halben September 1876 kennen gelernt bat. Das Geſetz fordert 
zur Wahrung der Rechte ver ehelichen Kinder einen firengen Beweis 
der unmöglichen Zeugung. Die Sahverftändigen haben ihren Befund 
über die Eigenfhaft des Kindes am neunten Tage nach feiner Geburt 
abgegeben, und hieraus den Schluß auf die Zeit der Erzeugung ge= 
zogen, nicht aber den Umſtand conftatirt, daß dasfelbe am 9. October 
eventuell am 22. September oder 15. September 1876 unmöglid 
erzeugt worden fein fann, welcher Umftand für die Entſcheidung allein 
maßgebend ift, 

Der oberfte Gerichtshof betätigte das Erfenntniß des O. L. ©. 
mit Berweifung auf die Gründe desfelben. 


Nr. 6886. 


Berfänflichkeit einer Schankconceffion? — Exceptio non 
adimpleti contractus. 
Entid. v. 27. März 1878, Nr. 15529 (Belt. des dad Urth. des H. G. Wien 


dv. 3. Auguſt 1877, Nr. 25554, aband. Urth. des O. L. G. Wien v. 23. Oct. 
1877, Nr. 15121). ©. H. 1878, ©. 269. 


A belangte den B wegen Zahlung von 100 fl. als Reſt des 
Kaufpreifes für das dem B um 375 fl. verfaufte und übergebene 
Waarenlager. Der Beklagte widerſprach, daß er um ben angegebenen 
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Preis von 375 fl. nur das Wanrenlager des Klägers gekauft habe, Er 
führte an, daß ihm der Kläger für den obigen Preis fein Waarenlager 
und feine Schankconceſſion zufammen verkauft, die leßtere aber nicht 
übergeben habe, und deducirte daraus, daß A nicht berechtigt fei, die 
Erfüllung des Bertrags zu fordern ($. 1052 a. b. ©. B.). Der 
Kläger leugnete zuvörderſt ven Mitverlauf der Schankconceffion; in 
zweiter ‚Linie berief er ſich auf die Unverfäuflichkeit einer Conceffion 
und die daraus folgende Unmöglichkeit der Uebergabe, und beflritt 
deshalb ($. 882 a. b. ©. 3.) die Statthaftigfeit der vorgebrachten 
exc. non adimpl. contractus. Der Bellagte gab zu, daß die Meber- 
gabe einer Gewerbsconceffion nur in ber Form der Zurüdlegung 
berfelben zu Gunſten des Käufers möglich fei, behauptete aber, daß 
in einem folden Wale die Gewerbsbehörde regelmäßig dem Käufer 
die Conceffion verleihbe. Nur durch dieſe Praris der Behörden hätten 
überhaupt Gewerbsconceffionen einen Verkaufswerth erlangt. Darüber, 
daß die fraglihe Schanfconceffion einen Werth von mehr ale 100 fl. 
babe, wurde vom DBellagten der Sacdverftändigenbeweis und Schä— 
Bungseid angeboten. — Das Gericht erfter Inftanz verurtheilte den 
B unbedingt nady dem Stlagebegehren aus folgenden Gründen: Ge— 
werbsconceffionen find nach $. 59 ver Gewerbeordnung v. 20. December 
1859, R. ©. Bl. Nr. 227, unübertragbar, der Verkehrswerth ber- 
felben ift daher gleih Null. Daraus folgt, daß der Beklagte die 
Uebertragung der Conceffion als etwas Unmögliches nicht forbern, 
demnach aud nit mit Berufung auf $. 1052 a. b. ©. B., die 
Zahlung verweigern kann. Er kann aber aus dem Titel der Gewähr 
leiftung eine Preisminderung nicht fordern, weil eben die Conceffion 
als ſolche feinen Verkehrswerth hat. Auf den Abufus des „Verkaufes“ 
von Conceffionen kann das Gericht Feine Rüdjiht nehmen. — Von 
dem O. L. ©. wurde dieſes Urtheil aufgehoben und die Aufnahme 
ber vom Bellagten angebotenen Beweife: darüber, daß Kläger fidh 
ausdrücklich verpflichtet habe, die Schankconceſſion zu Gunften bes 
Beklagten zurüdzulegen (durch Zeugen), und über den Werth dieſer 
Conceſſion (durch Sachverſtändige), verordnet. Nachdem der Zeugen- 
beweis zu Gunſten des Beklagten ausgefallen, auf den Sachver— 
ſtändigenbeweis aber verzichtet worden war, erkannte das Gericht 
erſter Inſtanz abermals auf unbedingte Zulaſſung des Klagebegehrens 
mit Feſthaltung der in den Motiven feines frühern Urtheils ausge— 
ſprochenen Rechtsanſicht. Bon dem O. % ©. wurde die Sllage 
für den Fall abgewiefen, daß der Beklagte mir dem Erfüllungs- 
eide beſchwört, daß der Kläger fih auch zur Zurüdlegung der Schank⸗ 
conceffion verpflictet habe. Gründe: Sobald e8 feitfteht, daß ber 
Kläger für den vereinbarten Preis nicht blos zur Uebergabe des 
Waarenlagers, fondern auch zur Zurüdlegung ber Schankconceffion 
fih verpflichtete, jo muß er dieſe Verbindlichkeit vollftändig erfüllen, 
bevor er: die vereinbarte Zahlung fordern Tann. Die exceptio non 


— 14 — 


adimpleti contractus ift daher volllommen begräntet, ohne daß es 
auf den Werth ter Conceſſion weiter ankömmt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Erkennt— 
niß aus deſſen Gründen und in ber weiteren Erwägung, daß bem 
Klaganfprudhe das vom Kläger behauptete Uebereintommen zu Grunde 
gelegt werden muß, daß aber mit der Unrichtigkeit dieſes Klagegrundes 
auch das Klagebegehren fällt, ohne daß es erft tarauf anlommt, was 
für Rechte und Pflichten fihb aus tem vom Bellagten ‚behaupteten 
Uebereinkommen ergeben. 


Nr. 6887. 


Mora accipiendi: Befreiung des Verkäufers von ver 
Berpflihtung zur Uebergabe der verkauften und bezahlten 
Waare? 


Eutii. © . 27. März 1878, Nr. 1371 (Abänd. der gleihfürmigen Urt: 
®. Groded v. 9. Der. 1876, Nr. a” und des O. L. G. Lemberg 
. 12. Juni 1877, Ne. 10577. G. 3. 1879. Nir. 28. 

A kute von B um 255 fl. eine Partie Holz, die ihm bis 
Ende Jänner 1873 im Orte X übergeben werden follte. Am 23. Fe⸗ 
bruar 1873 ſchickte A die zur Auflatung des Holzes nöthigen Wagen 
nah X und da er es nicht erhielt, belangte er ven B auf die Ueber: 
gabe des Holzes oder des bereits gezahlten Kaufgeldes von 255 fl., 
ferner auf Zahlung von 60 fl. für entgangenen Gewinn und von 
6 fl. AO fr. für den am 23. Februar 1873 ausgegebenen Fuhrlohn. 
Der Bellagte wendete ein, daß das Holz der Vereinbarung gemäß 
Ente Jänner zur Uebergabe bereit geweſen fei, der Kläger jedoch die 
rechtzeitige Vebernahme des Holzes verfäunt habe, — Bon beiden 
Untergerihten wurde die Klage mit der Begrlindung abgewiefen, daß 
die Haftung des Beklagten aus tem Kaufvertrage mit 31. Jänner 
1873 ihr Ende erreicht bat und daß vielmehr der Kläger, wenn er bis 
zu dieſem Zeitpunkte feiner Verpflichtung zur Uebernahme des Holzes 
nicht nachgekommen ift, dem Beklagten für einen ihm daraus allen- 
falls erwachſenen Schaden zu haften hätte ($. 1047 a. 6. ©. B.); 
Daß ber Kläger, der als die Urfadhe der damals unterbliebenen Ueber: 
nahme des Holzes den Umftand angeführt hat, daß dasſelbe Ende 
Jänner 1873 noch nicht nad X geliefert worden war und taher von 
ihm nicht übernommen werben konnte, diefe Behauptung zu beweiſen 
hatte, allein nicht bewieſen hat. 

Der oberfte Gerichtshof erkannte, daß B ſchuldig ſei, das Holz 
binnen 14 Tagen dem A in X zu übergeben oder den Betrag von 
255 fl. nebft 6% Verzugszinjen vom Klagetage an zu zahlen. 
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Gründe: Die Anfiht ver Untergerichte, daß ter Verläufer, dev ven 
ſtaufpreis erhalten hat, jeder Verpflichtung dadurch enthoben fein fol, 
daß der Käufer fih nicht im der bedungenen Friſt zur Uebernahme 
meldet, ift irrig und ſteht im Wirerfpruche mit der Natur eines ent- 
geltlihen Vertrages (SS. 864, 921 a. b. G. 2.) und mit der Natur 
des Kaufvertrages im Befonderen ($. 1053 a. b. ©. B.). Wenn 
ber Kläger ben vereinbarten Zeitpunkt zur Uebernahme verjäumt hat, 
jo kann der Bellagte, da er die genaue Erfüllung des Bertrages 
zu verlangen berechtigt ift, ten Erfah für den ihm zugegangenen 
Schaden fordern (88. 919, 1047 a. b. ©. B.), er kann aber nicht 
feiner Berpflichtung, das Raufobject zu übergeben, für enihoben am 
geſehen und überdies berechtigt fein, den Kaufpreis zu behalten. Die 
im Sclußzettel vorkommende Bemerkung, daß B bis Ende Jänner 
bafte, bezeichnet die wegen der Uebergabe getroffene Vereinbarung, fie 
enthält jedoch Feine Beftimmung über das, was Rechtens fein fol, 
wenn die Uebernahme nicht rechtzeitig erfolgt. Hätte diefe Bemerkung 
die Debdeutung, daß ber Berfäufer nit mehr verpflichtet fein fol, 
nah Ablauf diefer Frift zu übergeben ($. 919 a. b. ©. B.), dann 
könnte der Kläger allerdings nicht mehr die Erfüllung des Vertrages, 
nämlich Die Uebergabe des Holzes verlangen; dennoch aber müßte 
der DBellagte das: Kaufgeld zurädgeben, weil für defien Behalten: der 
rehtlihe Grund aufgehört haben würde (8. 1435 a. b. ©. B.). 
Diefer Sinn wurde übrigens ber erwähnten Bemerkung felbft vom 
Bellagten nicht beigelegt, was aus feiner im Rechtsſtreite vorgebrachten 
Behauptung hervorgeht, daß der Kläger nicht berechtigt fei, einfeitig 
vom. Bertrage abzugehen. 


Nr. 6888. 


Rechtlicher Charakter der Submiffion auf die Klage und beren 

Schlußbitte und des daranf ergangenen Erfenntniffes: 

Zuläffigkeit der Reftitution ob noviter reperta wider ein 
ſolches Erfenutniß ? 


Entſch. v. 28. März 1828, Nr. 13472 (Beft. des Urth. des B. G. Saaz 
v. 24. Mai 1847 Nr. 6577 „Abänd. des Urth. des D.% 8 Prag vom 
1. YHuguft 1877, Nr. 21576). ©. 9. 1878, ©. 3 

B 9* als Hypothekarſchuldner von dem A um hlung von 
400 fl. belangt und „ſubmittirte auf die Klage und deren Schluß- 
bitle. In Folge deſſen wurde buch das richterliche Urtheil dem 
Klagebegehren flattgegeben. Nun begehrte B die Reftitution zur Füh⸗ 
zung Des grundbücherlichen Beweiſes, daß feine Liegenfchaft für vie 
Forderung des Klägers nicht verpfänbet ſei. — Die in erfter Inftanz 
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bewilligte Neftitution wurde von dem O. 2. ©. mit folgender Be- 
gründung verweigert: Es handelt ſich hier vorerft um die Trage, ob 
gegen ein auf Submiffton gefchöpftes Erfenntni überhaupt die Re⸗ 
ftitution ob noviter reperta zuläjfig if. Diefe Yrage muß verneint 
werden. Der Reftitutionswerber B Hat in. dem Hauptprocefie als 
Beklagter erflärt: „Ich fubmittire auf die Klage und deren Schluß- 
bitte.” Hierdurch wurde von ihm das Recht des Klägers A (ver 
Klageanſpruch) anerkannt. Diefes Geſtändniß der Schuld ift glei) 
der confessio in jure des römifhen Rechtes und unterfcheitet fich 
von dem Zugeftehen einzelner over felbft aller Behauptungen bes 
Klägers (Klagthatfahen) dadurch, daß auf Erfteres nad) der Beftim- 
mung des Hofber. vom 21. September 1792, I. ©. ©. lit. b Nr. 48, 
wohl eine richterlihe Condemnation folgen muß, dieſes Urtheil aber 
nicht eine meritorifche, d. h. nicht richterliche Entfcheidung eines (gar 
nicht vorhandenen) Nechtöftreites, fondern nur ein imperativer Spruch, 
d. 5. ein bloßer Leiftungsd- (BZahlungs-) Auftrag ift; wogegen auf 
das Letztere (die confessio in judicio) auf das Zugeſtehen aller Be⸗ 
hauptungen bes Klägers unter gleichzeitiger Verneinung des erhobenen 
Klageanfprudes, ein Urtheil der Sache nad, eine richterliche Ent- 
ſcheidung in merito causae folgen muß. Die Sentenz bes Richters 
ift in dem alle des Schulpgeftändnifjes nicht deciſiv, ſondern blos 
Dispofitiv und nur erforderlich, um als Grundlage der Erecution zu dienen, 
Da diefe blos auf einen ‚geridhtlihen Sprud oder gerichtlichen Ver⸗ 
gleich ertheilt wird ($. 298 a. ©. D. und Hofder. vom 21. Sep⸗ 
tember 1792, 9. ©. ©. lit. b Nr. 48). Gegen dieſes Urtheil findet 
eine Wiebereinfegung in ben vorigen Stand nur wegen Zwanges 
oder entſchuldbaren Irrthums ftatt. Daß auf den Reftitutiondwerber 
B ein Zwang ausgeübt worden fei, damit er auf die Klage und deren 
Begehren fubmittire, wurde von ihm nicht behauptet, und von einem 
entfehuldigenden Irrtum kann mit Rüdjicht auf die Art des ald neu 
vorgebrachten Beweismitteld, das Öffentliche zu Jedermanns Einficht 
aufliegende Grundbuch, Feine Rede fein (8. 7 Grundb.G.). Es mußte 
baher feine Keftitutionsfiage abgewieſen werden. 

In Erwägung, daß nad 8. 372 a. ©. D. die Wieberein- 
fegung in den vorigen Stand bewilligt werden kann, wenn wider 
ben Wiebereinfegungswerber ein Sprudy ergangen ift und er nachher 
erhebliche Beweismittel gefunden hat, die er vorher nicht willen ober 
finden konnte; daß hiebei das Geſetz feinen Unterfchied macht, auf 
welcher Grundlage das Urtheil erfloffen ift, daher die Wiedereinſetzung 
gegen ein auf Grund der Gubmiffion des Beklagten gefälltes Urtheil 
wegen eined auf Seite besfelben hiebei unterlaufenen Irrthums ger 
jegli nicht ausgefchloffen ift, umfominder als ein ſolches Urtheil einem 
Bergleihe im Sinne des $. 1380 a. b. ©. 8. mit der im $. 1387 
beftimmten Rechtsfolge nicht gleichzuftellen ift und felbft die Giltigkeit 
eines Vertrages wegen Irreführung nah $. 871 a. b. ©. B. ange- 
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fohten und fogar gemäß 8. 1431 a. b. ©. DB. bei der aus einem 
Irrthume geleifteten Zahlung einer vermeintlihen Schuld das Gezahlte 
zurüdgefordert werben fann; daß in der Hypothekarklage des A auf 
Grund des mit berjelben vorgelegten Grundbuchsertractes von dem 
Reftitutionsbeflagten als Kläger behauptet wurde, daß die erngeflagte 
Forderung im Betrage von 400 fl. aud auf der dem Keftitutions- 
Häger gehörigen Liegenſchaft X hafte, Letzterer aber offenbar nur unter 
dieſer Borausfegung auf die Klage zu fubmittiren erflärte; daß 
jedoch aus dem von B in feiner Wiedereinfegungsflage allegirten 
neuen Grundbuchsertracte ſich mit Wahrſcheinlichkeit ergibt, daß die 
obige Vorausſetzung eine irrige war; daß mithin dem Reſtitutions— 
kläger zur Zeit ein erheblihes Beweismittel gegen vie Richtigkeit 
der dem Reftitutionsbeflagten durch Urtheil zuerkannten Hypothekar⸗ 
forderung zu Gebote ſteht und daß er dieſes Beweismittel der 
Natur der Sache nach ſich früher füglich nicht verſchaffen konnte, 
— hat der oberſte Gerichtshof das die Reſtitution bewilligende Ur⸗ 
theil der erſten Inſtanz beſtätigt. 


Nr. 6889. 


Lebensverſicherungsvertrag: Verwirkung der Berficherungs- 
ſumme im Falle unrichtiger Angabe des Lebensalters des 
Verſicherten oder proportionelle Herabminderung derſelben? 


Entſch. v. 28. März 1878, Nr. 1761 (Beſt. der 786 Ust). des 
andeld- und Gee erichtes Trieſt v. 28. Anguſt 353/8684 nnd 
es O. L. G. Trieit v. 23. Nov. 1877, Nr. 3512). Kur, Bl. 1878, Nr. 18, 


Nach dem Tode der M, die bei der Geſellſchaft „Assicurazioni 
Generali” in Zrieft ihr Leben um 8000 fl. verfidhert hatte, belangte 
ihr Ehemann A unter Vorlage der Polizze die genannte Geſellſchaft 
wegen Zahlung des in der Klage auf 7790 fl. rebucirten DBer- 
fiherungsbetraged. Bon der Beklagten wurde, nebjt andern minder 
erheblihen Einwendungen, jene der Ungiltigfeit des Aſſecuranzvertrages 
vorgebradht nad Art. 2 lit. a der allgemeinen Verſicherungsbedingniſſe 
ber Geſellſchaft, welcher lautet: „Die Bolizze wird ungiltig, wenn 
das von dem Berfiherten an die Anftalt geftellte Verſicherungs⸗ 
begehren eine falfche oder hinterliftige Angabe enthält." Als nämlich 
der Berfiherungswerberin die üblichen Fragen zur Beantwortung vor- 
gelegt wurden, habe fie bei Bezeichnung ihres Alters eine faljche 
Angabe gemaht und (laut dem Fragebogen Einrebebeilage Nr. 2) 
die Erklärung abgegeben, daß fie am 11. Juni 1841 geboren worben 
fei, während aus dem von der Pfarre St. Jacob in Iglau aus⸗ 
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geftellten Tauffcheine (Beilage Nr. 3) hervorgeht, daß fie am 11. Juni 
1840 geboren wurde. Gemäß Art. 2 lit. a der allgemeinen Beding- 
niffe ziehe eine ſolche faljche Angabe umſomehr die Ungiltigfeit ber 
Polizze nah fig, als die BVerfiherungswerberin offenbar fi ale 
jünger ausgab, um zum Nachtheile der verfihernden Geſellſchaft eine 
geringere Verſicherungsprämie jährlih entrichten zu können, al& fie 
hätte abführen müfjen, wenn fie der Wahrheit gemäß ihr höheres 
Alter angegeben hätte. Hierin liege nicht nur eine falfche, ſondern 
auh eine hHinterliftige Angabe. Der Kläger replicirte darauf, daß 
eine falfhe Angabe, gefchweige denn eine hinterliftige, nicht vorliege. 
Als die M vor der Berfiherungsagentihaft ihr Alter angab, babe 
fie fih auf ihren Driginalheimathichein (Klagbeilage f) geftügt, 
worin der 11. Juni als ihr Geburtstag, und 1841 als ihr Geburts. 
jahr angeführt ſind. Sie habe vabei gewiß im guten Ölauben ge- 
handelt, um fo mehr, als fie keinen Grund haben konnte eine Une 
wahrheit zu behaupten, und e8 zu jeber Zeit eim Leichtes für bie 
Berfiherungsgefellihaft gewefen wäre, ſich ihren Zauffchein zu ver- 
Ihaffen. Daraus könne wohl nicht die im Art. 2, lit. a, ber Ber- 
fiherungsbedingungen angedrohte Nichtigkeit der Verficherungspolizze 
abgeleitet werden, da die Unwirkſamkeit nur an die Wiffentlichleit der 
Valfchheit der gemachten Angabe geknüpft werben könnte. Demnad) 
müſſe der Vertrag aufrechterhalten werden. Die Bellagte wäre nur 
berechtigt, im ompenfationswege jenen Betrag anzujpreden, welder 
fi} aus dem Irrthume der Verficherungswerberin zu Gunften der Ge- 
fellfchaft ergibt. Diefer beftehe aber in der höheren Jahresprämie, welche 
von der Berfiherten auf Örund ihres wahren Alters nady dem Brofpectus 
ber Berfiherung (Klagbeilage g) mit 2°63 °/, des verſicherten Capi⸗ 
talbetrages hätte entrichtet werden jollen, während fie in der That nur 
2.58%), al® Zahresprämte gezahlt habe. Diefer Berechnung gemäß 
rebucirte der Kläger in der Replik die eingeflagte Summe auf 7630 fl. 
— Bon dem Gerichte erfter Inſtanz wurde dem auf legtere Summe 
beſchränkten Klagbegehren flattgegeben und die Einwendung der Un— 
giltigfeit ver Polizze aus folgenden Gründen abgewiefen: Nicht jebe 
an und für fih falſche Angabe des BVerficherten zieht die Nichtigkeit 
bes Berficherungsvertrages nad) fi, fondern nur jene Angabe, welche 
außerdem, daß fie objectiv nicht wahr ift, auch nicht im guten Glauben 
von der zu verfihernten Perfon gemacht wurde. Diefe einſchränkende 
Auslegung des Art. 2 lit. a der Verſicherungsbedingniſſe finvet ihre 
Rechtfertigung ſowohl in der Geſetzgebung, welche überhaupt, fo oft 
e8 fih um einen entſchuldbaren factifhen Irtthum handelt, den guten 
Glauben zu [hüten keftrebt fein muß, als auch in ber Natur des 
Lebenöverfiherungsvertrages felbft, bei deſſen Abfchluffe, wie von ver 
Beklagten ausdrücklich zugegeben wurde, die verfihernde Anftalt einzig 
und allein fih auf bie von der zu verfihernden Perfon gemachten 
Angaben verläßt, ohne von ihr zur Erhärtung diefer Angaben Ur⸗ 
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funden oder fonftige Beweife, jelbft wenn teren Beiſchaffung ohne 
Schwierigkeiten und Koftenaufwand erfolgen könnte, zu begehren. 
Würde demnach bewiefen, daß die M nicht wiffentlih, im böfen 
Ölauben, die unwahre Angabe über ihr Alter gemacht habe, fo müßte 
die Giltigkeit der Polizze aufrecht beftehen, und die Bellagte zur Er- 
fülung ihrer vertragsmäßig eingegangenen Verbindlichkeit rechtlich 
verpflichtet jein. Die Verfiherungsanftalt, der der Beweis der mala 
fides obliegt, erfchließt den. böfen Glauben aus dem angeblid in ver 
Natur der Sache felbft gelegenen Interefje, welches tie Verſicherungs⸗ 
werberin hatte, jünger zu erfcheinen, als fie in der That war, um 
auf diefe Weife die Bellagte zu beflimmen, den Verſicherungsantrag 
um fo bereitwilliger zu genehmigen, und fih mit einer geringeren 
Berfiherungsprämie jährlich zu begnügen, als welde fie fonft feſt— 
gefegt baben würde, wenn ihr das wirflihe Alter ver M belannt 
geiwejen wäre. Allein diefe Argumentation, ganz vereinzelt, wie fie 
baftebt, tft kaum haltbar. Sie löft fih in eine bloße Vermuthung 
auf, die leicht zu entfräften ift, wenn erwogen wird, daß die Ge- 
nehmigung eines geſtellten Verſicherungsantrages nicht ausſchließend 
oder weſentlich gerade von den durch den Berficherungswerber über 
fein Lebensalter allein gemachten Angaben, fonvdern vielmehr won ber 
Gefammtheit der im Fragebogen niedergelegten Daten abhängt und 
durch dieſe bedingt ift. Ueberdies darf nicht überfehen werben, daß 
bie Differenz zwifchen der Berfiherungsprämie nach dem von der M 
angegebenen Alter und jener nad ihrem wahren Alter fo unbedeutend 
ft, Daß der von ihr bei der faljchen Altersangabe etwa in Ausſicht 
genemmene Zortheil das Rifico, der gezahlten Prämien und überdies 
auch noch der Verſicherungsſumme verluftig. erklärt zu werden, nicht 
einmal annäherungeweife aufwiegen würde, Wenn die Ausführungen 
ber Bellagten, wie gezeigt wurte, nicht im Stande find, die Ueber⸗ 
jeugung zu flüßen, daß die M mit Wiffen falfche over Hinterliftige 
Angaben rüdfichtlich ihres Alters gemacht habe, fo ſprechen für ihren 
guten Ölauben vorerft die bereit berührte Gefahr, daß nämlich zu 
ihrem großen Schaden die Polizze annullirt werden könnte, ſodann 
aber der Heimatfchein, welcher zwar vor Gericht feinen vollen Beweis 
über ihr Alter herftellt, jedoch fie wohl beftimmt haben mochte, zu 
glauben, daß fie thatfächlih im Jahre 1841 geboren war, und endlich 
ber aus der Einrebebeilage Nr. 2 hervorgelommene Umftand, baß 
bie M (weit entfernt, um ben Abſchluß des PVerficherungsvertrages 
zu bitten oder gar darauf zu beftehen — da fie in Folge eines von 
einem Infpector ter Bellagten begangenen Berfehens durch die An- 
nullirung eines bereits früher eingegangenen Berficherungsvertrages 
benadhtheiligt worden war, und deshalb alles Vertrauen zur beflagten 
Anftalt verloren Hatte) geradezu von dem Agenten ver Bellagien 
überredet werden mußte, ihre Einwilligung zum Abjchluffe des Ber- 
fiherungsvertrage® zu geben. Als die M die Frage betreffs ihres 
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Alters beantwortete, befand fie fih ohne Zweifel in einem entſchuld⸗ 
baren, unbeabfidtigten Irrthume über eine Thatſache; fie fannte nicht 
die Falfehheit der Angabe, welche fie machte; und die Umftänve, unter 
welchen dieſes gefhah, waren nicht geeignet, dieſe Unmifjenheit zu 
einer Yahrläjfigkeit, für welche fie zu haften hätte oder deren Folgen 
fle tragen müßte, zu ftempeln. Wenn jedoch der bei der Alters⸗ 
angabe unterlaufene Irrthum der M die Unwirkſamkeit des Ber- 
fiherungsvertrages nicht zu begründen vermochte, jo durfte er anderer- 
ſeits auch nicht die Quelle eines Gewinnes für die verficherte Perfon 
abgeben. Der Kläger darf daher von ber Verfiherungsanftalt nur 
die Zahlung jener Capitalsfumme anfpredhen, welde er auf Grund⸗ 
lage der thatſächlich abgeführten Prämien in dem Falle hätte an» 
ſprechen können, al® Die M ihr wahres Lebensalter angegeben hätte. 
— Das D.% ©. beftätigte die erfigerichtliche Entſcheidung mit 
folgenden Bemerkungen gegen die Einwendung der Ungiltigfeit des 
Berfiherungsvertraged: Die Bellagte bat niemals behauptet, daß fie, 
wenn ihr das wirflihe Alter der M belannt gewejen wäre, die Ver⸗ 
fiherung zu deren Gunften nicht genehmigt haben würde. Der in 
Rede ftehende Irrthum kann demnach nicht auf den Beftand des 
Bertrages, jondern ausfchließend auf den. Betrag der Verfiherungs- 
prämie, welde eine höhere gewefen fein würde, wenn das Alter genau 
angegeben worden wäre, einen Einfluß üben. Er berührt fomit nur 
einen acceljorifhen Umftand, der nicht Die Nichtigleit des Ver⸗ 
fiherungsvertrages nach fich zieht, fondern nur die Zahlungsverbiud- 
lichleit der Beklagten auf jenen Betrag reducirt, welcher dem Kläger 
auf Grundlage der wirklich gezahlten Prämien in dem Falle gebührt 
haben würde, wenn die M ihr wahres Alter angegeben hätte. Hiemit 
wird auch nicht ein Bertrag anftatt des andern unterftellt, wie bie 
Beklagte in der Appellationsbefhwerde meint. Endlich deutet die 
Polizze im erften Abfage des Art. 3 der Verfiherungsbebingniffe auf 
bie Fälle hin, in weldhen das verfierte Capital ohne Abzug zur 
Auszahlung gelangt und gibt fomit, wenigftens implieite zu, baß 
ed aud Fälle geben könne, in welchen ein Abzug ftattbaft ift. Zu 
diefen Fällen gehört eben auch der vorliegende. Danach ſtellt fi) 
die Einwendung ber Ungiltigfeit des Vertrags als ungegründet bar. 
Auch der oberfte Gerichtshof verwarf diefe Einwendung, in 
Erwägung, daß im Art. 2, lit. a, der Berfiherungsbebingungen die 
Nichtigkeit der PBolizze für den Fall verhängt wird, daß der Ber- 
fiherte im Berfiherungsantrage eine falfche oder hinterliftige Angabe 
gemacht habe; daß aus der materiellen Faſſung und aus dem Geifte 
biefer Androhung logiſch und rechtlich gefolgert werden muß, daß bie 
Berfiherungsanftalt ſich gegen jeden Nachtheil fhügen will, ber ihr 
aus einem bolofen Verſuche, gegen weldhen fie eben den unbebingten 
Berfall der entrichteten Prämien und die Verwirkung des Anſpruches 
auf die Verfiherungsfumme verhängt, erwachſen könnte; daß biefe 
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Berwirkung wohl nicht gegen Denjenigen gerichtet gewefen fein konnte, 
welcher bei Ertheilung der im Fragebogen enthaltenen, vorgefchriebenen 
Auskünfte in Folge eines Irrthumes die eine ober die andere faljche 
Angabe macht, da ja von einer Hinterlift nur dann gefproden werben 
kann, wenn durch Vorfpiegelungen verfuht wird, einen Anderen in 
Irrthum zu führen, die falfche Angabe bei dem Verſicherungswerber 
aber erft dann angenommen werden darf, wenn er einen Umftand 
mit dem Bewußtfein, daß er nicht wahr ift, angibt; daß im vor- 
liegenden Falle die Beklagte nicht einmal verfuhte, ven Beweis 
darüber, daß die M wifjentlih, mit Vorbedacht oder mit Hinterlift 
das Jahr 1841 als ihr Geburtsjahr angegeben habe, zu erbringen, 
wogegen aus ben verjchiebenen, von den unteren Inſtanzen anges 
führten Umſtänden vielmehr mit Recht angenommen werden muß, 
daß die Legtere im guten Glauben gehandelt habe. 


Nr. 6890. 


Subject der Verpflichtung zur Zahlung des Armenpercents 
bei freiwilligen Feilbietungen. 

Entſch. v. 28. März 1878, Nr. 3386 (Beit. des das Deer. ded 8. G. Yicin 
v. 9. Jänner 1878, Nr. 269, anfheb. Decr. des DO. L. G. Prag v. 28. Jänner 
1878, Ne. 3243). Zeitichr. f. d. Notariat 1878, Nr. 40. 

Dem A, welder das Haus des B bei der freiwilligen gericht- 
lihen Feilbietung desfelben erftanden hatte, wurde ven dem Gerichte 
ber Erlag des Armenprocentes aufgetragen. — Auf den Recurs bes 
A befeitigte das O. 8%. ©. diefen Auftrag, weil aus dem Hofder. 
vom 25. April 1812, 3. ©. ©. Nr. 987, weldes die Bemeffung 
des Armenprocentd von den eingehenden Kaufſchillingsgeldern vor: 
Schreibt, au8 dem an das böhmiſche Gubernium erlaffenen Hoffanzleider. 
vom 1. April 1814, wonad) das Armenprocent nur von berjenigen 
Summe abzunehmen ift, welde dem Berfäufer nah Abjchlag der auf 
der licitirten Realität haftenden Laften und Schulden an dem gelöften 
Kaufſchillinge übrig bleibt, und aus dem Yuftizminifterialerlaffe vom 
4. December 1873, Nr. 14574, welder die Gerichte verpflichtet, bei 
freiwilligen Feilbietungen unbewegliher Sachen dem betreffenden Armen 
fonde auch die Perfon tes zur Zahlung des Armenprocentes ver- 
pflichteten Verkäufers befannt zu geben, unzweifelhaft hervorgeht, daß 
die Berichtigung des Armenprocentes dem Verkäufer obliegt, und weil 
andererfeitd in den von dem Berläufer B eingelegten Yeilbietunge- 
bedingnifjen die Beftimmung, daß der Erfteher das Armenprocent zu 
bezahlen habe, ausdrücklich nicht enthalten ift, und unter den im $. 9 
der Feilbietungsbedingniffe vorgejehenen „Koften” das Armenprocent 
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als eine zu Gunſten des Armenfondes beftehende Auflage offenbar 
auch nicht begriffen fein kann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergeridhtliche Verord⸗ 
nung mit Bezugnahme auf die vorftehende Begründung, 


Nr. 6891, 


Wirkung der gegenüber dem Perfonalfchulpner ftattgefundenen 
Rechtfertigung einer Pfandrechtspränotation gegen den 


Hypothekarſchuldner. 


Entſch. v. 29. März 1878, Nr. 7981 Geſt. des dus deg des K. G. Nen⸗ 
Saudez v. 13. Mär 1875, Nr. 1406, abänd. De, des O. L. ©. Krakau v. 
24. Jänner 1877, Nr. 882). Zeitfehr. f. d. Notariat 1879, Nr. 3 

Auf Einfchreiten des A wurde zur Sicerftellung jeiner For⸗ 
derung von 3575 fl. gegen C das Pfandrecht auf einer Hypothekar⸗ 
forderung des Letztern pränotirt, fodann von A die Wechfelflage an- 
gebracht und gegen C der Zahlungsbefehl erwirkt. Die mit der Prä- 
notation behaftete Hypothekarforderung überging auf den B, nad deſſen 
Tode jeine Erben von dem Erben des A mit der Hypothekarklage 
wegen Zahlung ver 3575 fl. belangt wurden. — Das Gericht erfter 
Inftanz bat das Stlagebegehren abgewiefen, in der Erwägung, baf 
bie Pränotation gegenüber den belangten Erben des B nicht geredht- 
fertigt und aud nit die von A gegen C auf dem wechſelrechtlichen 
Wege angebrachte Klage in dem Grundbuche angemerkt worden ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dad dem Klagebegehren ftatt 
gebende Urtheil der zweiten Inflanz. Gründe: Der klagende Gläubiger 
bat mit der von ihm probucirten, gegen C erlaffenen Zahlungsauflage 
ben rechtlichen DBeftand der pränotirten Wechfelforderung gerichtlich 
erwiefen und, ba eben hierin gemäß 88. 438, 439 und A453 a. b. 
G. B. pas Weſen der Rechtfertigung der Prauotation beſteht, damit 
die ihm behufs Erlangung des unbedingten Pfandrechtes an der mit 
der Pränotation behafteten, auf die Beklagten übergangenen Hypothekar⸗ 
forderung obliegende Pflicht der Yuftificirung erfüllt. Die nach 8. 443 
a. b. G. B. zur Zahlung der eingeklagten und pfandrechtlich ſicher⸗ 
geſtellten Forderung verpflichteten Hypothekarfchuldner haben eine etwa 
ſpäter eingetretene Erlöfhung des unzweifelhaft noch haftenden bücher- 
lihen Pfandrechtes nicht behauptet, und die vorzüglichfte Einwendung, 
welche viefelben ven Klageanſpruch entgenftellen, befteht in der An— 
führung, daß das gegen den Wechſelſchuldner C ergangene Urtheil 
gegen die jest erft or angten gorghelarhudner nicht geltend gemacht 
werden könne (8. 12 a. b. G. B.). Allein, wenn es auch ſeine 
Richtigkeit hat, daß die im berufenen Urtheile ausgeſprochene Zahlungs⸗ 
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pfliät des dort benannten Bellagten C gegen bie im früher aus- 
geführten Procefje nicht beiheiligt gewefenen, heutigen Bellagten fo 
weit nicht wirken Fünne, daß darauf hin die Forderung bei den Letztern 
im Executionswege eingetrieben werden könnte, fo ſteht doch feft, daß 
jenes Urtheil, infoferne darin der rechtliche Beftand der dort gegen 
den Perſonalſchuldner eingeflagten, pränotirten Wechſelforderung an- 
erfannt und entſchieden wurde, auch gegen die fpäteren Befißer des 
Pfandes Geltung hat, da die Veräußerung eined mit Pfandrechten 
belafteten Gute8 an einen Dritten die rechtliche Lage des Pfand- 
gläubigers zu deſſen Nachtheile nicht ändern (Patent vom 5. April 
1782, Nr. 40, 3. ©. S., und $. 443 a. b. ©. B.), mithin bie 
ſchon vorher gegen den Perſonalſchuldner durchgeführte Pränotations- 
Rechtfertigung auch gegen den Hypothekarſchuldner nicht ohne Einfluß 
bleiben Tann. 


Nr. 6892, 
Giltigkeit eines formlofen unentgeltlihen Erlaßvertrages. 


Eutſch. v. 20. März 1878, Nr. 15419 (Beft. ded dad Urth. des B. G. Nen⸗ 
haus v. 24. Sept. 1877, Ar. 10651, abänd. Urth. des O. L. G. Prag vom 
29. Oct. 1877, Nr. 28885). ©. 3. 1879, Nr. 33. 

Segen bie Klage der A auf Reifung des Ausgedinges murbe 
von dem Bellagten B eingewenbet, daß die Klägerin auf das ihr 
zuftehende Ausgedingrecht verzichtet habe, — Das Gericht erfter In- 
flanz ließ diefe Einwendung unberüdfihtigt und erfannte nad) dem 
Klagebegehren, weil zur Giltigfeit des eine Schenkung enthaltenden 
Verzichtes der Klägerin die Errichtung eines notariellen Actes über 
venfelben erforderlich war (Gefeg vom 25. Yuli 1871, R. ©. Bl. 
Nr. 76, 8. 1 it d). — Bon dem DO. 8%. ©. wurde die Klage für 
den Tall abgewiefen, wenn B durch den der Klägerin beferirten 
Haupteid die Thaſſache des Berzichtes auf das Auszugrecht beweijet. 

In Erwägung, daß Schenkungen, mo bie unentgeltlich über- 
laſſene Sache im weiteren Sinne ($. 938 a. b. G. B.) fi zu einer 
Uebergabe gar nicht eignet und wo zwifchen Berfprehen und Erfüllung 
desfelben — wirkliche Uebergabe — eine Unterſcheidung gar nicht plaß- 
greift, außerhalb der Beftimmungen des 8. 943 a. b. G. B. fallen; 
daß eine Schenkung, welde im Aufgeben eines Rechtes zum Bortheile 
des Beſchenkten befteht, eben dadurch perfect wird, daß der Xct, 
welcher das Aufgeben des echtes bewirkt, vorgenommen wird; daß 
der im 8. 1444 a. b. ©. B. normirte, wenngleich blos mündlich 
abgefchloffene Erlaßvertrag fofort und unmittelbar jene in dem Unter- 
gange des Forderungsrechtes beftehende Wirkung äußert, melde mit 
biefem Bertrage beabfichtigt ift; daß fomit bezüglich ver ©iltigkeit des 
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vom Bellagten eingewendeten Erlaßvertrages die Beftimmung bes $. 1 
des Gefeßes vom 25. Yuli 1871, R. ©. UI. Nr. 76, keine An- 
wendung findet, — hat der oberfte Gerihtöhof das ürtheil der zweiten 
Inſtanz beſtätigt. 


Nr. 6893. 


Streit über die Einlöſungsvaluta der Coupons von Schuld— 
verfchreibungen, welche eine alternative Gleichftellung ver« 
ſchiedener Währungen enthalten, 


Eutid. v. 2. Iprit, 1878, Nr. 36 Be pe leichtem igen Mk Urth. — G. 
Wien v. 18. Mai 1 Nr. 36262 und des Nov. 
1877. ne. 11926). gur. Bl. en, ie, 16. 

Der gemeinfame Curator der Befiger von Theilſchuldverſchrei⸗ 
bungen des am 30. September 1867 aufgenommenen Anlehens der 
Kaifer Franz Joſeph-Eiſenbahngeſellſchaft per 49,560.000 fl. ö. W. 
in Silber begehrte in der gegen die Gejellihaft angebrachten Klage, 
daß diefelbe verurtheilt werde: 1. Zur Einlöfung der Coupons der 
Theilfhulpverfchreibungen, außer ven ſchon errichteten Zahlftellen, auch 
eine Zahlftelle in Paris befannt zu geben, und 2, durch dieſe Zahl- 
ftelle die fälligen und verfallenden Coupons, die bei derſelben präjen- 
tirt werden, mit 12 France 50 Cent. in effectiver franzöfifcher Wäh- 
rung einzulöfen. — In erfter Inſtanz wurde dem Klagbegehren ad 1 
ftattgegeben und jenes ad 2 für dermal abgewiefen. — Das O. L. ©. 
beflätigte die von dem Kläger im zweiten Punkte angefochtene Ent- 
ſcheidung; laut feiner Motive würde das Obergeriht die ad 2 ge- 
ftellte Klagebitte definitiv abgewiefen haben, wenn es nicht aus dem 
procefjualen Grunde der nur vom Kläger, nicht au von der Be: 
Hagten gegen die Entſcheidung ad 2 ergriffenen Appellation daran 
gehindert geweſen wäre, 

Der Kläger ergriff die a. o. Reviſionsbeſchwerde gegen die unter, 
gerichtlichen Erkenntniffe, welche von dem oberften Gerichtshofe aus 
ben nadıftehenden Gründen verworfen wurde: Wenn es auch richtig 
ift, daß bei ver Beurtheilung ber Zahlungspfliht der beklagten Geſell⸗ 
ihaft vor Allem der Inhalt ihrer Theilfhulpverfchreibungen in Bes 
traht zu fommen bat — was übrigens von beiden Untergerichten 
ausdrüdlich auch anerlannt wurde, — fo finden doch die in den unter- 
gerichtlichen Motiven daraus gezogenen Schlüffe eben in dem Inhalte 
ber Theilſchuldverſchreibungen ihre volle Begründung. Schon die aus« 
brüdlihe Hinweifung in ihrer Meberfchrift und im erften Abjate ihres 
Conterted darauf, daß eine Anleihe von 49,560.000 fl. ö. W. in 
Silber aufgenommen und dafür 247.800 Schulpverfchreibungen A200 fl. 
ö. W. in Silber ausgefertigt wurden, gibt unzweifelhaft zu erfennen, 
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daß der Betrag der Partialobligation von 200 fl. 8. W. in Silber, 
weldher mit der Gefammtzahl ver Theilihuldverjhreibungen multi- 
plicirt, die Summe der Anleihe von 49,560.000 fl. ausmacht, das 
eigentliche Maß der von der Bellagten in ver Partialobligation über- 
nommenen Zahlungspflidt ausprüdt, was durch bie Hinweifung auf 
dem jeder Obligation, als integrirender Beſtandtheil, beigevrudten, den 
jährlichen Berlofungsbetrag in Gulden öfterr. Währung feſtſetzenden 
Verloſungsplan noch mehr beſtätigt wird; und wenn dem Schuldbetrage 
per 200 fl. ö. W. in Silber beigefügt if „glei 233'/, fl. ſüdd. W. 
eher 133?/, Thaler ver Thalerwährung oder 500 Francs — wobei der 
Ausprud „gleidy“ offenbar nicht blos auf die unmittelbar nachfol⸗ 
genden Worte „233 ],; fl. ſüdd. W.“, fondern auch auf die weiters 
folgenden Worte „133'/, Thaler der Thalerwährung oder 500 Francs“ 
zu beziehen ift, was eben das Zwiſchenwort „oder“ zu erkennen gibt — 
ſo folgt daraus von ſelbſt, daß die Beträge von 233'/, fl. ſüdd. W., 
133'/, Thaler der Thalermährung, 500 France, Tevigli ale Aequi⸗ 
valente des in 200 fl. in Silber beftehenden Nominalbetrages ver 
Schuldverſchreibung zu betrachten find. In diefem Sinne muß daher 
auch das in der Schuloverfchreibung gegebene Verſprechen ber Zuräd- 
zahlung der verloften Obligationen: in Wien mit 200 fl. 5. W. in 
Silber, in Süddeutſchland mit 233'/, fl. ſüdd. W., auf Thalerplägen 
mit 133/, Thaler des Thalerfußes und in Paris mit 500 Francs, 
aufgefaßt werden. Auch bier iſt der Betrag von 200 fl. 8. W. in 
Silber die Grundlage für das Maß der übernommenen Zahlungs- 
pfliht, während vie anderen Beträge nur bie für die verſchiedenen 
Zahlungsorte in den dort geltenden Münzen fi ergebenden Aequi« 
valente des eigentlich verfchriebenen Betrages von 200 fl. d. W. in 
Silber find. Damit ift alfo ein aliquoter (der 20ſte) Theil des Capital- 
betrages, der gezeigtermaßen für jede Obligation in 200 fl. ö. W. in 
Silber befteht, als Dahrengine zugefichert, mithin der Zinfenbetrag für 
das Jahr mit 10 fl. ö. W. in Silber und für den Halbjahrscoupon 
mit 5 fl, ö. W. in Silber feftgefegt, und wenn es dann weiter Bet, 
daß der Coupon nad) Wahl des Beſitzers in Wien mit 5 fl. d 

in Silber, in Süddeutſchland mit 5 fl. 50 fr. ſüdd. W., auf Shader 
plägen mit 3 Thaler 10 ©r. und in Paris mit 12 France 50 Sent. 
eingelöft wird, fo ergibt fih doc aus dem Zufammenhang der ganzen 
Schuldverſchreibung, daß die letzteren Beträge (5 fl. 50 fr. ſüddeutſch 
u. f. mw.) nicht als eine ſelbſtſtändige Verbindlichkeit, Jondern wieder 
nur als Aequivalente des eigentlih mit 5 fl. ö. W. in Silber feft- 
gejegten Zinfenbetrages anzufehen find. Daß bei der Umrechnung bes 
Sibergulpens öfterr. Währung auf Francs franzöfifher Währung, 
5 fl. W. in Silber ver Summe von 12 France 50 Cent. gleidy- 
geftellt wurden, findet darin feine Erklärung, daß man zur Zeit ber 
Ausftelung der Obligationen — 30. September 1867 — die fran- 
zöfifhen Francs, von einer geringen Differenz im Metallwerthe ab- 
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fehend, allgemein für 40 fr. ö. W. in Silber over ?/, fl. ö. W. in 
Silber annahm, wie fich dies, beifpielweife, aus den in Nr. 116 und 
164 R. ©. Bl. vom Jahre 1866 publicirten Staatsverträgen ergibt. 
Daraus folgt, daß die beflagte Geſellſchaft, indem fie bei der Aus- 
ftellung ihrer Schulpverfchreibungen ſich bereit erklärte, den Coupon 
in Paris mit 12 Francs 50 Gent. einzulöfen, eben nur zur Zah. 
lung des damaligen Aequivalents von 5 fl. ö. W. in Silber, Feines» 
wegs zur Leiſtung eines den Normalbetrag von 5 fl. ö. W. in Silber 
überfteigenden Betrages fich verpflichtete und fi verpflichten wollte, 
daß es alſo dem durch die Obligation ausgevrüdten Vertragsverhält- 
niffe wiberftreiten würde, wenn fie jeßt mehr leiften follte, als fie 
verfprodhen hat, und daß e8 vielmehr nad) Art. 2789. ©. 2. (Aus- 
legung der Handelsgeſchäfte) widerfinnig wäre, anzunehmen, daß bie 
Bellagte für eine und bdiefelbe Darlehensfumme, je nah dem Ein- 
Löfungsorte, verjhiedene, den Normalbetrag von 200 fl. 6. W. im 
Eilber für das Capital und 5 fl. ö. W. in Silber für ven halb- 
jährigen Zinfencoupon fogar überfteigenve Einlöfungsbeträge verſprochen 
babe oder habe verfprehen wollen. Wenn ed nun aud richtig. ift, 
baß in Frankreich das Berhältniß der Yünffrancs-Silberftüde zu den 
Zwanzigfrancs-Golpftüden infofern gleich blieb, als auch zur Zeit 
vier Yünffrancd-Silberftäde für ein Zwanzigfrancd-Golpftüd gegeben 
werben, jo hat dod das in Frankreich mit dem Gefege vom 6. Auguft 
1876 erlafjene Verbot der Ausprägung von Silber für Private und 
die ſchon früher durch das Geſetz vom 18. Juni 1874 limitirte Silber⸗ 
ausprägung bie Folge herbeigeführt, daß nunmehr auch den Yünf- 
jranc- Silberftüden das Goldagio anhaftet, und daß diefelben nur um 
einen badurd erhöhten Preis, der für 12 France 50 Cent. den Betrag 
von 5 fl. 5. W. in Silber um 1"/, fl. ö. W. in Silber überfteigt, 
angeichafft werden können. Jene Gleichheit zwiſchen 5 fl. ö W. 
in Silber und 12 Francs 50 Cent., die bei ber Errichtung der 
Prioritätsobligationen der Beklagten vorausgeſetzt war und thatfächlich 
beftanden hat, befteht alfo vermalen nicht mehr, und wenn vie beflagte 
Geſellſchaft, dem Klagebegehren zufolge, angehalten würbe, den Zinfen- 
coupon mit 12 France 50 Gent. in effectiver franzöfifher Währung 
einzuldfen, fo müßte fie mehr zahlen, als wozu fie fich verpflichtet 
bat, — was nad dem Gefagten unzuläffig ift..... Aus dem Um⸗ 
ftande, daß Paris als Erfüllungsort für die dort zur Zahlung präfen- 
tirten Conpons beftimmt fei, kann nicht, mit Berufung auf den Art. 336 
9. G. B., die Berpflihtung zur Einlöfung des Coupons mit 12 France 
50 Cent. in effectiver franzöfifher Währung abgeleitet werden, weil 
fih aus dem citirten Artikel nur die Verpflichtung zur Einlöfung in 
Trance, nicht aber auch die Summe der zu zahlenden France ergibt, 
worüber eben nur der Inhalt der Obligation entſcheidet. Es könnte 
fih nur noch um die Trage handeln, ob nicht dem ad 2 geftellten 
Klagebegehren mit ver Einſchränkung ftattzugeben wäre, daß die Gefell« 
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ſchaft für ſchuldig erkannt wird, den in Paris zur Zablung präſen⸗ 
tirten Coupon nach Wahl des Beſibers mit 5 fl. ö. W. in Silber 
oder mit ber dieſem Werthe entſprechenden Anzahl von Francs in 
effectiver franzöfifher Währung einzulöjen. Da aber in diefer Rich⸗ 
tung fein Begehren geftellt worden ift, aud aus den Acten nicht ent- 
nommen werben fann, daß die Geſellſchaft einem folden Begehren 
fi widerfegt habe, und bei dem Umftande, daß das Gericht erfter 
Inſtanz die für dermalen ausgeſprochene Abweiſung der Klagebitte 
ad 2 in den Motiven mit dem Beiſatze „inſolange als das bei Aus- 
ftellung der Obligationen beftandene Gteichheitsverhältnif durch die 
Aufpebung der Beſchränkung ber Prägefreibeit in Frankreich nicht 
wieder bergeftellt ft“, näher bezeichnet hat, im jener Einſchränkung 
eine Abänderung in pejus des Revifionswerbers gefunden werben 
könnte, fand ſich der oberfte Gerichtshof nicht beftimmt, bie unter- 
gerichtlichen Entſcheidungen auch nur in biefem Sinne abzuändern. 


ir. 6894. 


Erforderniß behörbliher Genehmigung zur Veräußerung des 
unbeweglichen Vermögens israelitifcher Cultusgemeinden (in 
Galizien). 

Eutid. 8 2 April 1878, Nr. 467 (Be fd des das gen wi G. Lemberg 

1876, Nr. 50726, aband. d ®. zemberg von 
u‘ April 1877. Nr. 7593). Yhnoc au 1878 Nr. 2 
Nachdem die Verwaltung der Lemberger israelitiichen Euttus- 
gemeinde dem B und der C das Gemeindehaus Nr. ... aus freier 
Hand verkauft hatte, begehrten die Käufer die VBerbücherung des Eigen« 
thums, welche in erſter Inſtanz bewilligt, von dem O. L. ©. aber 
mit folgender Begründung verweigert wurde: Nah Eröffnung ber 
Lemberger Statthalterei haben bezüglich der israelitiſchen Cultusgemeinden 
die in dem Gubernialerlaſſe vom 22. Juli 1833, Nr. 26418, ent- 
baltenen Beftimmungen, rejp. die Beftimmung, vaß die politiſchen Be⸗ 
hörden zur Beaufſichtigung der inneren Verwaltung des Gemeinde— 
vermögens verpflichtet ſind, volle Anwendung, woraus gefolgert werden 
muß, daß ein Vertrag, wodurch ſich die israelitiſche Cultusgemeinde 
ihre8 Stammvermögens entäußert, ber behörblihen Genehmigung 
bedarf. Da nun der Kauf⸗ und Verfaufövertrag, auf beflen Grund» 
lage die Eigenthumseinverleibung angefucht wurde, der behördlichen 
Genehmigung nicht unterzogen worden ift, fo kann berfelbe nicht ale 
rechtöverbindlih angefehben und darauf hin feine Einverleibung bes 
willigt werben. 
Der oberfte Gerichtshof beſtätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
mit Bezugnahme auf die vorſtehende Begründung. 
— — 10% 
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Nr. 6895. 


Execution auf Grund einer vollftredbaren Notariatsurfunde : 
urfundlicher Nachweis der den Zerminverluft bewirkenden 
Zahlungsverſäumniß? 


Eutſch. v. 2. April 1878, Nr. 1875 (Beſt. beB, Deer. des B. ©. Krakau 
März 1877, Nr. 4720, Abünd. ded Decr. des DO. 8. a7 Krakan v. II. ati 
1877, Nr. 7880). ©. 5. 1878, ©. 2 

In einem notariellen Inftrument hat B der npethelenbant A 
bie Zurüdzahlung des empfangenen Darlehens in Raten verfprochen, 
ver A für den Fall der Berfäumung eines Ratentermind das Recht 
eingeräumt, ſofort das ganze Capital nebft Zinfen zuräüdzufordern, 
und die Zuftimmung zur Vollſtreckbarkeit des Notariatsactd ertheilt 
(8. 3 Not. D.). Auf Grund diefer Urkunde begehrte die Bank nad) 
angeblicher Berfäumung einer Ratenzahlungsfrift gegen B die Mobilar- 
execution für die ganze noch ausſtändige Schuld und Zinfen. — Das 
O. 2. ©. verweigerte die in erfter Inſtanz bewilligte Execution, weil 
bie unterbliebene Erfüllung der eingegangenen (Raten-) Zahlungspflicht 
nicht durch eine öffentliche Urkunde nacdgewiefen worden ift ($. 3 
Alines 2 Not.Ordn.). 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte ven erfigerichtlichen Beſcheid 
mit der Bemerfung, daß die Erecutionsführerin zum Nachweife ber 
Nichterfüllung der vom Sculoner übernommenen Verbindlichkeit zur 
Ratenzahlung nicht verpflichtet war. 


Nr. 6896. 
Berfahren bei Recognofeirung von Handelsbüchern: Einfluß 
auf den Lauf der Proceffriften. 


Fa v. 2. nr 1878, Nr. 2436 (Belt. ber preichiärmigen Der. des 
Laiba Sept. 1877, Nr. 8140 O. L. G. Graz vom 
I7. Oct. 1877, De 10208). ), geitlhei gute an u — * — 1878, Nr. 21. 


Im Proceſſe des in ent etablirten Kaufmannes A gegen B 
wurde auf das vor Erftattung der Einrede angebrachte Geſuch des 
Beklagten um gerichtliche Recognoſcirung des Handelsbuches, von 
welchem A einen Auszug mit feiner Klage producirt hatte, das 
baieriſche Gericht in Neu⸗Ulm um Anordnung einer Tagfahrt zur 
Vorlage des Handelsbuches und gerichtlicher Einſichtnahme von dem⸗ 
ſelben angegangen und der Lauf der Einredefriſt vom Tage der Ueber⸗ 
reichung des Recognoſcirungsgeſuches des Beklagten bis zu jenem der 
vollendeten Recognoſcirung ſuspendirt. Dagegen ergriff A den Recurs, 


— 149 — 


worin er folgendes anführte: Nach ven SS. 122 und 123 0.6.0. 
ſei der Producent von Urkunden nur verbunden, diejenigen Behelfe, 
die von ihm in feiner Schrift angezogen wurden, dem Gegner mit- 
zutbeilen, beziehungsweiſe die gerichtliche oder außergerichtlihe Ein- 
fihtnahme von den Driginalien derjelben zu geftatten. Der $. 122 
a. ©. D., melder die vorliegende Trage, wenn auch nicht für die 
Recognofcirung, jo doch für die Mittbeilung von Beilagen an ben 
Gegner normirt, verordne fogar ausdrücklich für ven Fall, als bie 
Urkunden aus einem Buche gezogen wären, daß die ganze Stelle, welche 
den Gegenftand des Streites betrifft (alfo nicht das Buch feldft), 
zugeftellt werbe, und e8 liege fein Grund vor, dieſe Beſtimmung über 
die außergerichtliche Meittheilung von Urkunden nit auch auf den 
analogen Yall der gerichtlichen Recognoſcirung anzuwenden. Die Zu. 
lafjung des Begehrens um Recognofcirung des Handelsbuches felbft 
involvire die Confequenz, daß, wenn das Handelsbuch für bedenklich 
erklärt wird, dasſsſelbe bei der Acteninrotulirung zu legen ſei, — eine 
Inconvenien;, bie dem Kaufmann die Führung der Handelsbücher nad) 
Vorſchrift des H. ©. B. unmöglid machen würde. Er wäre ge- 
nöthigt, die im inrotulirten Handelsbuche noch nicht abgefchlofjenen. 
Conti in einem andern Buche fortzuführen, welhe Buchführung nicht 
als ordnungsmäßig bezeichnet werben könnte, Diefelbe Unzukömmlich⸗ 
feit ergäbe fih aud in dem Falle, wenn ber Gegner bei der Necog- 
nofeirung bed Handelsbuches die gerichtliche Aufbewahrung oder gar 
bie Berfiegelung des Handelsbuches beantragt, da einem folden An- 
trag wenigſtens interimiftifch immer ftattgegeben werben müſſe. Wohl 
aus dieſen Rüdfichten jeien in dem H. ©. B. befondere Vorſchriften 
gegeben worden, wodurh die Nothwenpigkeit bejeitigt werben foll, 
bad Handelsbuch feldft in gerichtliche Verwahrung zu geben. Ebenfo 
gerichtsordnungswidrig jei aud die Siftirung des Verfahrens durch 
Suspenfion des Laufes der Einredefriſt, — eine Verfügung, für 
welche auch nicht der geringfte Anhaltspunkt in der allgemeinen Ge⸗ 
richtsordnung zu finden ei, und welche zahlungsunluftigen Schulpnern 
nur ein neues Mittel an die Hand gebe, die Rechtsdurchſetzung zu. 
verzögern. — Das O. L. ©. beftätigte den erftgerichtlichen Beſcheid. 

Der Kläger ergriff den a. o. Revifionsrecurs, weldher von bem 
oberften Gerichtöhofe mit der Begründung verworfen wurbe, daß nad) 
Art. 34 9. ©. B. nur oronungsmäßig geführten Hanvelsbüchern 
eine unvollftändige Beweiskraft zukommt, daß ſohin jeder Streittheil 
den Nachweis der orventlihen Buchführung und zu dem Ende im 
Sinne des Hofder. vom 20. März 1794, 3. ©. ©. Wr. 164, auch 
bie gerichtliche Kecognofeirung der Handelsbücher bei dem Gerichts⸗ 
ftande des Gegentheiles zu begehren berechtigt iſt; daß jeder Streit: 
theil bie bei der Necognofeirung wahrgenommenen Mängel und An⸗ 
fände, fowie aud) die Beweiſe hiefür, in der nächftfolgendeun Satz⸗ 
Ichrift vorzubringen hat, und daß eben deshalb der Bellagte vor Re 
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cognofeirung ber Handelsbücher der Gegenpartei zur Erftattung ber 
Einreve nicht angehalten werden kann; daß mithin in den angefoch⸗ 
tenen Verordnungen der beiden Untergerichte weber eine Nichtigkeit, 
noch eine Rechtsverletzung wahrzunehmen ift. 


i 


Jir. 6897. 


Sequeftration des Streitgegenftandes zum Zwed der Vor⸗ 
weifung bei Aufnahme bes Zeugenbeweiſes. 


ih v. 2. April 1878, Nr. 3692 (Belt. des Decr. ded B. ©. Brunel v. 
1. Februar 1878, Nr. 226, Abänd. des Decr. des O. L. G. Yunsbrud vom 
19. Februar 1878, Nr. 1421). ©. 3 18, Nr. 10. Advocaten-Zeilung 


A belangte den B auf Anerkennung feines prätorifhen Pfand» 
rechtes an einem Omnibuswagen des Beklagten, indem er anführte, 
baß biefer Wagen früher feinem Schuldner C gehört habe, damals 
auf fein erecutives Einfchreiten gepfändet und fobann von dem C dem 
Beklagten verkauft und übergeben worden fei. Nach Zulaffung bes 
von dem Kläger mittelft Zeugen angebotenen Beweifes der vom Be— 
klagten geleugneten Ipentität des ihm von C verkauften Wagens mit 
dem gepfänvdeten Wagen begehrte ver Kläger die Sequeftration des in 
Brunel (Sit des Proceßgerichtes) befindlihen Wagens, ben B zur 
Beweisführung nicht herausgeben wollte, um denſelben nad Bozen, 
dem Wohnorte feiner Zeugen zum Zwecke ver Recognofeirung über- 
führen zu lafien. — Die Sequeftration wurde in erfter Inſtanz be 
willigt, von dem O. 2. ©. aber wegen Mangels der Borausfegungen 
der 88. 387 und 383 weſtgal. ©. O. verweigert. 

In Erwägung, daß A die Pfändung eines dem C gehörigen 
Dmnibus durch eine öffentliche Urkunde, das gerichtliche Pfändungs⸗ 
protofoll, nachgewieſen und wahrfcheinlih gemacht hat, daß der im 
Befige des B befindliche Omnibus mit demfelben identiſch if; daß 
das Pfandrecht ein dinglihes Recht an der Sache felbft ift und bie 
88. 387 und 338 weftgal. ©. DO. nit nur vom Beflg einer Sache, 
jondern auch von dem Befitze einer Gerechtſame auf diefelbe ſprechen; 
daß mit der Unmöglichkeit der Führung des zugelaffenen Soentitäts- 
beweiſes das Recht ded A gefährvet ift und fomit ein weiterer Nach⸗ 
weis einer Gefahr oder eines Schadens, weldher den A durch bie 
Weigerung der Herausgabe des Omnibus treffen könnte, von ihm 
nit geforbert werden kann; daß von B eine Stcherheitsleiftung nicht 
begehrt worben ift und der Richter von Amtswegen hiefür nicht Sorge 
zu tragen hat; daß e8 ſich nur um bie zeitliche Entziehung der freien 
Dispofition über den Omnibus zum Behufe der Ueberftellung zum 
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8. ©. Bozen, wo der Augenfhein durch die Zeugen vorzunehmen 
ift, handelt und e8 dem Geifte des geltenden Proceßrechtes nicht ent⸗ 
ſpricht, daß das Recht des einen Theild durch die Weigerung bes 
anderen Streittheiles, die Befichtigung des Streitobjectes zu geftatten, 
vereitelt wird, wie Died aus dem $. 195 wmeftgal. ©. O., dem 
Art. 37 des Handelögefeges und aus dem Umftande hervorgeht, daß 
bad Geſetz es als ſelbſtverſtändlich worausfegt, daß ein angeorpneter 
Augenſchein durch die Weigerung des Gegners, den ftreitigen Grund 
oder das Gebäude, wo er aufzunehmen ift, betreten zu laſſen, nit 
fruftrirt werden kann, — hat der oberfte Gerichtshof die erftgerichtliche 
Verordnung mit der Einſchränkung beftätigt, daß die Sequeftration 
des Omnibus nur für bie Dauer ber Ueberftellung desſelben nad 
Bozen zur Borweifung an die Zeugen bewilligt wird und daß ber 
Omnibus nad Vornahme der Zeugenvernehmung unter Aufhebung 
der Sequeftration den Bellagten zurüdzuftellen ift. 


Nr. 6898. 
Berbängung von Arreftftrafen wegen Befisftörung: Zuläjfig- 
feit der Nachficht derfelben. 


Entſch. v. 2. April 1878, Nr. 3734 (Abänd. der gleihfürmigen Deer. 
des B. ©. — v. 23. Oct. 1877, Nr. 4761 und des O. L. G. Krakau 
v. 29. Nov. 1877, Nr. 15470). ©. H. 1878, Nr. 291. 

B, welder in Boliftredung eines Erfenntnifjed in possessorio 
summariissimo zu dreimonatlicher, dann zu ſechsmonatlicher Arreſtſtrafe 
verurtheilt worden war, bat um Nachſicht diefer Strafen. Nah Uns 
börung des Erecutionsführerse A, welcher erklärte, daß er „gegen ben 
viesfälligen Ausſpruch des Gerichtes nicht anftrebe“, — wurde das 
Gefuch des B von beiden Untergerichten abgewiefen, weil bie in Beſitz⸗ 
ftörungsfadhen verhängten Strafen in Vollzug gefegt werden mäfjen. 

Auf den Recurs des B hat der oberjte Gerichtähof die ver- 
bängten Arreftftrafen auf 1Otägigen Arreft herabgefegt. Gründe: 
Durch die obige Erklärung hat A fein Einverſtändniß mit einer 
Aenderung der verhängten Strafe zu erkennen gegeben. Erwägt man 
nun, daß der Bellagte für eine zahlreiche Familie zu forgen hat, 
welche durch feine längere Anhaltung dem Notbftande preisgegeben 
würde, und daß bie Befißftdrungen fih auf ein Grundſtück bezogen, 
weldes zwar in dem Alleinbefige des A war, jebody von dem Vater 
beider Theile herrührte, an welchem daher auch dem B ein Erbtheil 
zukam, fo Liegen allerdings Gründe vor, die gegen ben Leßteren vers 
hängten Strafen auf ein geringeres Maß zurüdzuführen und dies um 
fo mehr, als auch diefe geringere Strafe den Bellagten von weiteren 
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Befisftörungen abzuhalten geeignet fein wird und er die Zuficherung 
ertheilte, fich jever Störung des Befiges feines Bruders, da die Erb⸗ 
Ihaftseinantwortung nad ihrem Bater nunmehr erfolgt ift, zu enthalten. 


Nr. 6899. 
Erecution auf ein Grundſtück zur Einbringung einer Befig- 
veränberungsgebüht auf Grund eines wider den Vorbeſitzer 
ergangenen und wider den Erecuten pränotirten Zahlungs⸗ 


befehls. 
a. b. 2. April 1878, Nr. 3872 (Beit. ded de Deere. des L. ©. Wien 
v. . 1877, Nr. 92166, abänd. Decr. ded DO. 2. Wien v. 3. Jänner 
1878, Nr. 22057). ©. 5. 1878, ©. 286. 


Dem C, al8 Erwerber des Haufe X, wurde die Gebühr von 
737 fl. vorgeſchrieben und der Bablungsauftrag ertheilt, der ſeiner⸗ 
ſeits unangefodhten blieb. Nachdem er das Haus dem B verfauft 
hatte, erwirfte die Finanzbehörde die Vormerkung der obigen Gebühr 
auf dem Haufe und die Verfländigung des B von der Vormerkung. 
Zwei Jahre nachher begehrte die Finanzprocuratur gegen B bie Ere« 
cution des Haufes auf Grund des pränotirten Pfanprechtes. — Das 
Gericht erfter Inftanz wies das Gefuh zurüd, weil ein wider ben 
bermaligen bücherlichen Befiger der Liegenfchaft gerichteter Zahlungs⸗ 
auftrag nicht beigebracht wurde. — Das O. L. ©, bemilligte die Ere⸗ 
cution, weil nach ver im $. 72 des kaiſerl. Patentes vom 9. Yebruar 
1850, R. ©. 3. Nr. 50, für die Vermögensübertragungsgebühren 
ftatuirten ſachlichen Haftung dem Fiscus das Recht zufteht, auf Grund 
des gegen den unmittelbaren Zahlungspflichtigen erlaffenen rechts⸗ 
fräftigen Zahlungsauftrage8 auch gegen den nachfolgenden Befiger 
ber Liegenſchaft die rüdftändige Gebühr aus derſelben bereinzubringen 
und Letterer, welcher von dem Anfprude bes Fiscus auf die Gebühr 
zufolge des Beſcheides über bie bewilligte Vormerkung verftändigt 
worden war, fih die Geltendmachung des dem Fiscus zuftehenden 
gefeglichen Pfandrechtes nach eingetretener Rechtskraft des Zahlungs⸗ 
auftrages gefallen laffen muß. — Dagegen ergriff B ten Reviſions⸗ 
recurs, worin er ausführte, daß nad der Minifterialverorpnuung vom 
19. September 1860, R. ©. Bl. Nr. 212, die Execution auf ein 
unbeweglihes Gut nur auf Grund eines wider den gegenwärtigen 
Eigenthümer felbft ergangenen oder eines gegen ben früheren Eigen- 
thümer in Folge einer bücherlich angemerften Klage erwirkten rechts⸗ 
fräftigen Erkenntniſſes ertheilt werben Tann. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die oberlandesgerichtlide Ent- 
ſcheidung unter Hinweifung auf deren fahgemäße Begründung, ba es 
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fih bier um eine Gebührenforderung handelt, in Anfehung deren eine 
gerichtliche Einklagung überhaupt nicht ftattfindet und der Recurrent 
fih auf die VBorfchrift der Verorpnung vom 19. September 1860, 
R. ©. BI. Nr. 212, um fo weniger berufen kann, als ſchon bie 
biesfällige Pfandrechtspränotirung auf das obgenannte Haus gegen 
den Recurrenten als dermaligen Befiger desſelben bewilligt wurde 
und er eben durch die vorlängft an ihn erfolgte Zuftellung bes 
Pränotationsbefheides in die Kenntniß gelommen ift, daß die fachliche 
Haftung für die betreffende Gebühr gegen ihn als Hypothekarſchuldner 
geltend gemacht wird. 


Nr. 6900. 


Einleitung des Executivproceſſes auf Grund eines Urtheils 
eines auswärtigen Gerichtes? 


Entf. v. 2. April 1878, Nr. 3875 Geſt. des Dect. des L. G. Wien v. 
18. Dec. 1877, Nr. 96515, Abänd. des Decx. des O. L. G. Wien v. 12, Fe⸗ 
brnar 1878, Nr. 2546). ©. 8. 1878, Nr. 247. 


A. belangte ven B bei dem Wiener Landesgerichte um Zahlung 
von 350 Ducaten, die ihm mit Urtheil des Appellationdgerichtes zu 
Belgrad vom... .. zuerkannt worden waren, und begehrte unter Bor- 
lage des von bem öfterr.-ungar. Oeneralconfulat in Belgrad mit ber 
Legalifirung verfehenen Urtheild die Einleitung des Execntivproceſſes. 
— In erfter Inſtanz wurde dieſes Begehren abgewiefen. — Das 
O. L. ©. bewilligte dasſelbe, weil das mit der Pegalifirung durd das 
öfterr.sungar. Generalconfulat in Belgrad verfehene Urtheil nad dem 
8. 112 lit. e a. ©. O. zu den öffentlichen Urkunden zählt und als 
ſolche wider den Bellagten vollen Glauben verbient. 

In Erwägung, daß unter den in dem Hofder. vom 7. Mai 
1839, 9. ©. ©. Nr. 358, erwähnten vollen Glauben verbienenden 
Urkunden nur folde Urkunden zu verftehen find, welche nad ber 
a. G. D. die Forderung des Klägers gegen den Bellagten zu be 
weifen geeignet find, daß aber das der Klage beigelegte Urtheil des 
Appellationsgerichtes in Belgrad dieſe Eignung nicht beſitzt, — bat ber 
oberfte Gerichtshof ven Beſcheid des 2. ©. beftätigt. 
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Nr. 6901. 


Berhältniß des possessorium ordinarium zum possessorium 
summariissimum : Rechtliche Natur der „ordentlichen Befig- 
Hage im Rechtswege“. 


eutih. v. 3. april 1878, Nr. 11652 (Abänd. der Urth. des B. ©. St. Florian 
v. 28. Dec. 1876, Nr. 1172 und ded ©. 8. ©. Wien v. 12. Juni 1877, 
Nr. 6380). ©. 5. 1879, ©. 17. 


Die Klage der Eheleute A wider B wegen Störung im Befig 
eines Waldweges ſchloß mit dem Begehren, daß, nachdem die im $. 2 
erfter Sag der kaiſerl. Verordn. vom 27. October 1849, R. ©. BI. 
Nr. 12, bezeichnete Frift von dreißig Tagen a tempore scientiae 
ſchon verftrichen ift, nah $. 2 zweiter Sat ibid. Tagfahrt zur Ver⸗ 
handlung in possessorio ordinario anberaumt und erlannt werbe, 
daß B durch bie Abgrabung und Verſchüttung des Über feinen Antheil 
an dem Walde X in jenen ber Kläger führenden Weges fie in dem 
Beſitze des Rechtes ber Benugung diefes Weges zur Holzausfuhr ge- 
flört, den vorigen Stand herzuftellen, refp. den Weg wieder fahrbar 
zu machen und fi, jeder weitern Beeinträchtigung ihres Yahrredhts- 
befiges zu enthalten habe. — Bon dem angerufenen Gerichte wurde 
bie Klage zum orbentlihen mündlichen Verfahren verbefchieden und 
ungeachtet der Einfprache des Beklagten, daß nad Berlauf der obigen 
Friſt von 30 Tagen a tempore scientiae eine Beſitzſtörungsklage 
nicht mehr Statt habe, dem SKlagebegehren mit folgender Begründung 
ftattgegeben: Auf die Klage ver Eheleute A wegen geftörten Befigee 
wurde, da die Kläger felbft angeben, daß vom Zeitpunkte der erfolgten 
Befigftörung ſchon mehr als 30 Tage vergangen feien, in Gemäß- 
heit des 8.2 der kaiſerl. Verordn. vom 27. October 1849, R. G. B. 
Nr. 12, Zagfagung zum ordentlichen mündlichen Verfahren ‚in pos- 
sessorio ordinario angeoronet; es hat fomit auf den vorliegenden 
Procep ‚die citirte Faiferlihe Verordnung durchaus feine Anwendung 
zu finden, fondern ift derfelbe nad den allgemeinen Procefregeln zu 
beurtheilen. Es kommt daher vorerft ver $. 339 a. 6. ©. 2. im 
Betracht, wornach der Befig, er mag von was immer für einer Be⸗ 
Ihaffenheit fein, von Niemanden eigenmächtig geftört werben darf, und 
ber Geftörte das Recht hat, die Unterfagung des Eingriffe und Erfag 
des erweiglichen Schadens gerichtlich zu forbern. Gegenftand der Klage 
ift die vom Kläger behauptete Störung im Befige des Fahrrechtes 
durch Abgrabung und theilweife Verſchüttung bes bezüglihen Fahr⸗ 
weged. Wenn nun die Kläger nachweifen, daß fie, bevor diefe vom 
Deflagten zugegebenen Störungen gefchehen find, im Befige des Fahr⸗ 
rechtes geweſen find, refp. daß fie den fraglichen Weg wirklich befahren 
haben, jo ift auch die Befisflörung erwiejen, und Bellagter für fach- 
fällig au € erflären. Diejer Nachweis ift den Klägern gelungen; denn 
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e8 haben eine große Anzahl von Zeugen beftätigt, daß die Kläger 
ftet8 und ungehindert über ven ftreitigen Weg gefahren find, 
während andere Zeugen blo8 behaupten fonnten, daß fie die Kläger 
nicht fahren gefehen hätten. — Das DO. 8%. ©. erfannte auf 
Abweifung der Klage. Gründe: Die Kläger haben, wegen Ber- 
ftreihung der breißigtägigen Frift a tempore scientiae, felbft ihre 
Klage als ordentliche Beſitzklage (in possessorio ordinario) bezeichnet. 
Das in derfelben geftellte Begehren ift aber lediglich auf die An- 
erfennung der gejchehenen Störung ihres angeblichen Befiges und auf 
Wiederherftellung des vorigen Zuftandes, fomit auf ein Erfenntniß 
gerichtet, welches nur in dem (vorliegend nad dem eigenen Geftänd- 
nifje der Kläger nicht mehr zuläffigen, und thatſächlich auch nicht ein- 
geleiteten) Befigftörungsverfahren in possessorio summariissimo ge- 
Ihöpft werben kann, während weder der Inhalt der Klage noch das 
in berjelben geftellte Begehren dem Wege der ordentlihen Beſitzklage, 
welche eben die Anerkennung des klägeriſchen Rechtes zum Befige und 
ber Einräumung besjelben zum Gegenftanve Hat, entſpricht; das Klage⸗ 
begehren ift daher gänzlich verfehlt, und mußte deshalb ohne weiters 
abgewiefen werben. — 

Der oberſte Gerichtshof erkannte auf den Haupteid, welchen der 
Beklagte für ſeine Einwendung, daß der Vormann der Kläger das 
Recht ſeines (des Beklagten) Autors auf den Weg anerkannt habe, 
den Klägern deferirte, und machte davon die Proceßentſcheidung ab- 
hängig. Gründe: Die Kläger begehren das Erkenntniß, daß Be⸗ 
klagter ſie durch Abgrabung und theilweiſe Verſchüttung des in der 
Klage beſchriebenen Weges in dem Beſitze des Rechtes der Benützung 
diefes Weges geſtört habe und zur Wiederherſtellung des früheren, 
die Benützung ermöglichenden Zuſtandes verpflichtet ſei. Es wird ſomit 
von ihnen die Wiederherſtellung des Beſitzes und die Unterſagung 
jedes weiteren Eingriffes oder Störung im Sinne des 8. 339 a. b. 
G. B. angeſtrebt. Ein ſolches Begehren kann von ihnen, nachdem 
fie die in der kaiſerl. Verordn. vom 27. October 1849, Nr. 12, in 
possessorio summariissimo zur Einbringung der Befigftörungsflage 
feftgefegte Brift von 30 Tagen zugegebener Weife verfäumt haben, 
auch mittelft der ordentlichen Beſitzklage geftellt werden, da der $. 2 
ber kaiſerl. Verordn. ausprüdlih beftimmt, daß nach Ablauf von 
30 Tagen der mit der Beſitzſtörungsklage auftretende geftörte Beſitzer 
zur Befigflage im Rechtswege (possessorio ordinario) zu verweifen 
fei, und nad den Eingangsworten dieſes Gefeed das darin normirte. 
Verfahren nur bezwedt, die Rechtsmittel, welche das a. 6. ©. B. zum 
Schutze bes bedrohten oder zur Wieverherftellung des geflörten Be- 
fige8 anorbnet, ohne procefinalifhe Weitläufigfeit in Wirkſamkeit zu. 
fegen. Die obergerichtliche Abweifung des Klagebegehrens lediglich aus 
dem Grunde der Unzuläffigfeit und Berfehltheit desfelben, iſt ſomit 
nicht gerechtfertigt. Allein aus den eben citirten Geſetzſtellen, fowie 
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aus 8. 5 des Gefeges über das Berfahren in Befigftörungsftreitig- 
feiten und aus ben 88. 344 bis 354 und 372 a. b. ©. 2. ergibt 
fih auch, daß zur Begründung der ordentlichen Beſitzklage der Kläger 
fih nicht Teniglih, wie im fummarifhen Beſitzſtörungsproceſſe, auf 
den vor der Störung oder Entfegung erlangten und ausgeübten facti- 
ſchen Befiß berufen fann, daß er vielmehr, um obzuflegen, fein Hecht 
zum Beſitze ftandhaft darthun muß. Diefer Anforderung haben die 
Kläger im vorliegenden Falle entfprodhen, da durd die vernommenen 
Zeugen eine wenigftend vom Jahre 1843 beginnende und bis Anfangs 
des Yahres 1873, fomit über 30 Jahre andauernde, nicht unter 
brochene Benütung bed Weges beftätigt wird, weder bie Unredlichkeit 
noch Unechtbeit des Befiges aus dem ganzen erhobenen Vorgange 
erfenntlich ift, mithin die Kläger, welche in Gemäßheit der Beitimmung 
des 8. 1477 a. 6. ©. 2. den Titel des Beſitzes anzugeben nicht 
verpflichtet find, mit Grund auf die Erfigung fi berufen können. 
Es kann daher nur darauf anfommen, rückſichtlich die Entſcheidung 
nur davon abhängig gemacht werben, ob, wie ber Beklagte anführte, 
im Jahre 1845 der Befigvorfahr der Kläger das Recht des Be⸗ 
klagten, reſp. ſeines Vormannes, auf ven Weg anerkannt bat, weil 
ſodann die Erfigung nad 8.1497 a. b. ©. B. unterbrochen worben 
wäre, und bie Kläger die Vorausfegung der Statthaftigfeit des Be- 
gehrens, d. i. das Befigrecht, nicht Dargetban hätten. Da nun ber 
Beklagte den Klägern hierüber den Haupteid aufgetragen hat, wurde 
in Abänderung beider Urtheile darauf abgegangen und von dem Er⸗ 
gebnifje diefer Beweisführung das Obſiegen oder die Abweijung der 
Kläger abhängig gemacht. 


Nr. 6902. 
Giltigfeit dem Abſchluß eines Zwangsausgleiches nacd- 
folgender Separatabmachungen. 
ui. De April 1878, Nr. 12349 (Beft. des — des L. ©. Wien v. 
20. März 1877, Nr. 95091, Abänd. des Het. des O G; Bi ten vom 
20. Juni 1877, N. 10019). Zur. BI. 1878, j2 

Im Mai 1370 würde in dem Taufmännifchen Goncutfe des B 
der Zwangsausgleich gefchloffen, welcher die Forderungen der Gläu- 
biger ber III. Claſſe auf 809 rebucixte, und der Concurs im Juni 
1870 aufgehoben. Einer diefer Gläubiger, deſſen angemeldete und 
liquidirte Forderung 1530 fl. betrug, belangte im December 1873 
ben B auf Zahlung bes ganzen Forderungsbetrages, indem er an- 
führte, daß der Bellagte in einem am 10. December 1870 (ſechs 
Monate nad Aufhebung des Concurfes) mit ihm getroffenen Ueber- 
einlommen ihm die Zahlung der ganzen Forderung in Raten bis Mei 
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1873 verfproden babe. B leugnete die behauptete Abmachung, zu 
deren Erweifung ihm der Kläger ben Haupteid deferirte, und wendete 
nad 8. 226 C. O. die Unverbinvlichkeit des angebliden Zahlungs- 
verjprechens ein. Der Kläger beftritt die Anwendbarkeit des citirten 
Paragraphen, weil da8 Uebereinfommen erft nah dem Zwangsaus⸗ 
gleihe gejchloffen wurde. — Das Gericht erfter Inftanz erfannte auf 
den obigen Haupteid und verurtheilte ven B im alle des damit er- 
braten Beweifes der Abmahung vom 10. December 1870 zur Zah» 
lung ber eingellagten 1530fl. — Bon dem O. 2. ©, wurde die Klage 
abgewiefen aus den nadftehenden Gründen: Soweit das ber lage 
zum Grunde gelegte Uebereinfommen dem Släger größere Vortheile 
oder beffere Bedingungen als der Zwangsausgleich zugefteht, Tann 
dasfelbe jelbft dann nicht als rechtsgiltig anerkannt werden, wenn es 
auch erft am 10. December 1870, fomit nad, erzieltem Ausgleiche ges 
ſchloſſen worden if. Denn als die Öefeßgebung die Einrichtung des 
Zwangsausgleiches zuließ und einführte, fand fie e8 auch zur Ber- 
meibung von Mißbräuchen diefer Einrichtung für nothwendig, aus- 
zuſprechen, daß jedes außer dem Ausgleiche getroffene Uebereintommen, 
wodurch einem Gläubiger, auf deſſen Anſpruch der Ausgleich ſich er- 
ftredt, größere Bortheile oder beflere Bedingungen, als nad) den 
88. 222 und 223 C. O. zuläffig ıft, eingeräumt werben, felbft dann 
ungiltig ift, wenn demjelben auch eine dem allgemeinen Strafgejege 
unterliegende Handlung nicht zu Grunde liegt. Wie dieſe Geſetzes⸗ 
beftimmung ſchon nad) ihrem Wortlaute ausnahmslos lautet und ins⸗ 
befondere keinen Unterſchied Hinfichtlich der Zeit macht, wann das be⸗ 
treffende Uebereinkommen geſchloſſen wurde, fo fordert auch der biefer 
gejeglihen Beftimmung zu Grunde liegende Zwed, den Mißbräuden 
ber Inſtitution des Zwangsausgleiches zu begegnen, daß diefelbe aus⸗ 
nahmslos auf jedes folche Uebereinkommen, ohne Unterſchied der Zeit 
der Entftehung oder Beurkundung desfelben angewendet und fo feinem 
Winkelzuge Raum geftattet werde. Kann man nun das in der Klage 
angeführte Uebereinfommen nah allen Umftänden nit dahin auf- 
fafien, daß B durch das in bemfelben enthaltene Zahlungsverfpredhen 
dem Kläger ein Geſchenk im Sinne der 88. 938—941 a. b. ©. 2. 
machen wollte, jo ftellt es fih nur als eine Abmachung dar, durch 
welche dem Lebteren für eine Forderung, auf die fih der Zwangs⸗ 
ausgleich des B erftredt, größere Vortheile ald nad den SS. 222 u. 
223 C. O. zuläffig ift, eingeräumt werden. Es kann daher, nad dem 
Sefagten, diefer Abmahung, felbft wenn fie in der That erft am 
10. December 1870 erfolgt wäre, der ausdrücklichen Beftimmung des 
8.226 C. O. gegenüber eine Rechtsgiltigkeit nicht eingeräumt werben. 

In Erwägung, daß das von dem Kläger behauptete und durch 
den Haupteib zur ermweifende Uebereinkommen, wodurdh ber Beklagte 
fih verpflichtete, den Kläger mit feiner im Concurje des Bellagten 
liquidirten Yorberung in beftimmten Terminen zu befriedigen, nicht 
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vor oder bei dem Abjchluffe des Zwangsausgleiches, jondern erft ge- 
raume Zeit nach demjelben getroffen worden fein ſoll; daß der $. 226 
C. O. nur jedes außer dem Ausgleiche, ſonach vor oder bei demfelben 
getroffene Uebereinfommen, wodurch das in bie Ausgleichsmaſſe ge- 
hörige Dermögen feiner Beftimmung entzogen oder einem Gläubiger 
größere ober beſſere als nad) den 88. 222 und 223 zuläffigen Be- 
dingungen eingeräumt werben, für ungiltig erklärt; daß nad Auf» 
bebung des Concurfes ber Cridar wieder in das Recht der freien Ver⸗ 
mögensverwaltung tritt (8.53 €. D.), daher vollftändig di8pofitiong- 
fähig ift und giltige, für ihm rechtsverbindliche Geſchäfte abſchließen, 
alfo ſich auch verbinden kann, jenen Ausfall, auf deſſen nachträglichen 
Erſatz der Concursgläubiger kraft des Ausgleiche8 den Anſpruch ver- 
Ioren hat, dem Gläubiger zu bezahlen; daß felbft die C. O. im 8.250 
in dem alle, ald der in Concurs verfallene Kaufmann die Wieder: 
befähigung erlangen will, diefen verpflichtet, den Ausweis zu liefern, 
baß auch der oben erwähnte Ausfall getilgt iſt, — hat der oberfte 
Gerichshof das erftrichterliche Urtheil beftätigt. 


Nr. 6903. 
Erfeindirungdproceß: Unzuläffigkeit des Haupteides über bie 
Behauptung des Klägerd, die gepfändeten Sachen „mit 
| feinem eigenen Gelde gekauft zu haben“, Ä 
Entſch. v. 4. April 1878, Nr. 382 (Beit. ded das Urth. des L. G. Wien 
v. 12. Juni 1877, Nr. 38947, abänd. Nrth. des O. L. G. Wien v. 9. Oct. 
1877, Nr. 14833). ©. 3. 1879, Nr. 33, 

In dem Erfeindirungsprocefje der A gegen B erkannte das 
Gericht erfter Inſtanz auf den der Klägerin zurüdgefchobenen Haupt⸗ 
eid, daß fie die al8 ihr Eigentum in Anſpruch genommenen, in dem 
Pfändungsacte aufgeführten Gegenftände „mit ihrem eigenen Gelbe 
für ſich gefauft und in Befig genommen babe”. 

In Uebereinftimmung mit dem DO. 2. ©. bat der oberfte Ge- 
richtshof die Klage der A unbedingt abgewiefen mit der Begründung, 
daß die Gegenftände in der wider den Ehemann der Klägerin vor» 
genommenen Pfändung in ihrer gemeinfchaftlihen Wohnung, alfo in 
dem gemeinfchaftlichen Befige beider Ehegatten vorgefunden worden 
find, und daß nad $. 1237 a. 5. ©. 2. die Bermuthlung dafür 
Ipriht, daß der Erwerb von dem Manne herrühre, zumal die ftrei- 
tigen Sachen nicht folde find, weldhe nur für Frauen verwendbar 
wären; daß der in erfter Inſtanz zugelaflene Haupteid zu allgemein 
und unbeftimmt lautet, al8 daß dieſem als alleiniges Beweismittel 
angebotenen Eide die Kraft eines zur Widerlegung ver erwähnten Vers 
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muthung geeigneten rechtlichen Beweiſes beigemefjen werden könnte, 
indem die Zeit, wann, der Ort, wo, und bie Perfonen, von welden 
die A bie vindicirten Sachen erworben haben foll, in der Eivesformel 
nicht näher bezeichnet find und auch die ganz allgemeine Angabe ver 
Klägerin, daß fie biefe Sachen vor vielen Jahren bei verſchiedenen 
Geſchäftsleuten gekauft, keinen Anhaltspunkt zu einer genaueren Ber 
flimmung barbietet, jo daß der Eiresfag nicht concrete Thatjachen, 
ſondern Lediglich Kechtöbegriffe und Schlußfolgerungen enthält, 


Nr. 6904. 
Gegenfeitige Auftragung des Haupteides über bie gegen- 
feitigen Behauptungen eines VBerwahrungs- und eines 
Schenfungsvertrages. 


Entih. 0 4. April 1878, Nr. 1782 (Beit. des urtb: des B. * Niepotomice 
. 13. Zänner 6877, Nr. 205, Abünd. des Urth. des D. 2. ©. Kratan v. 
6. Juni 1877, Nr. 4352). ©. 9. 1879, ©. 64. 

Die A belangte ven B auf Zurüdftellung einer ihm in Verwah⸗ 
rung gegebenen Orundentlaftungsobligation per 1000 fl. oder Zah— 
lung ihres Werthes per 857 fl. mit Auftragung des Haupteibes zum 
Beweife des Verwahrungsvertrages und Anbietung des Schätzungs⸗ 
eides für den angegebenen Werth der Obligation. Der Bellngte be- 
bauptete, die Grundentlaftungsohligation von ver A als Geſchenk em- 
pfangen zu haben, und deferirte der Klägerin über diefen von ihr ge- 
leugneten Titel den Haupteid. — Das Geriht erſter Inſtanz ver: 
urtheilte den Beklagten nad dem Klagebegehren unter der Bedingung 
bes von der A erbrachten Haupteivbeweifes (Berwahrungsvertrag) und 
ihres Schätungseides. — Auf die Appellation des B wurbe in zweiter 
Inſtanz auf den von ihm angetragenen Beweis durch Haupteid (Schen- 
fung) erfannt, B bei hergeftelltem Beweiſe klagefrei gefprochen und 
im entgegengefegten Falle zur Herausgabe der Ohligation oder Zah« 
lung ihres börfemäßigen Werthes verurtheilt. 

Auf die Revifionsbefhwerde des B beftätigte der oberfte Ge- 
richtshof das erftrichterliche Urtheil. Gründe: Das Begehren ver 
Klägerin gründet fih ausfchlieglih auf den VBerwahrungsvertrag. Es 
muß daher vor Allem der Beltand des Verwahrungsvertrages bewiefen 
werben, ba in biefem Falle nicht nur die aus den Beflimmungen des 
8. 961 a. b. ©. B. refultirende Berpflichtung des DBelangten zur 
Zurüditellung der Obligation zweifellos ift, fondern auch weil hiedurch 
die von ihm behauptete Schenkung felbft in dem Yale ausgefchlofien 
wäre, wenn die angeblihe Schenkung auf das von der Klägerin an- 
geſprochene Werthpapier fich bezöge, und das umfomehr, als er nicht 
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behauptete, daß die Schenkung fpäter erfolgt ſei, und beide Theile 
offenbar nur einen und denfelben Hebergabeact vor Augen hatten. — 
Der vom erften Richter zugelaffene Schägungseid ift zwar in An- 
betracht, daß Grundentlaftungsobligationen einen beftimmten Börfe- 
curs haben und hier nur der Curswerth des Uebergabetages verftan- 
ben fein kann, überflüffig, muß jedoch belaffen werden, weil die Klä⸗ 
gerin, da fie nicht appellirte, damit einverftanden war, und ihre biefer 
Beweis mit Rüdfiht auf den Belangten nicht erlaffen werben Tann. 
Dem Belangten kann dies jedoch gleichgiltig fein, weil er duch Er- 
lag der Obligation in natura oder Zahlung ihres börfenmäßigen Curs⸗ 
werthes von der Zahlung des wenn auch befchworenen höheren 
Schätzungswerthes ſich befreien Tann. 


Nr. 6905. 


Entfhädigungsanfprucd des Miethers wegen ber durch noth- 
wendige Bauführungen bewirkten Beeinträchtigung im Ge— 
brauche der Wohnung. 


eu. © dv. 9. April 1878, m 12844 Belt des Urth. si B. oe innern 
t ®ien v. 28. M 77, Nr. 18462, Abänd. des Urth. ded DO. X. ©. 

Wien v. 19. eat aan, Nr. 11828). Sur. BI. 1878, Si. 28. 

Im Auftrage der Baupolizeibehörde mußte B an feinem Haufe, 
welches durch Die Demolirung und den Umbau des Nachbarhauſes der 
Einfturzgefahr ausgefett ‚war, Bölzungen anbringen und dabei durch 
ein immer der dem A im dritten Stodwert vermietheten Wohnung 
Schließen von Eifen ziehen Iaffen, welche ven A in ber Benußung 
dieſes Zimmers erheblich behinderten. Er begehrte deshalb einen Zins- 
nachlaß im Betrage von 130 fl.; allein B wollte ſich hiezu nicht ver- 
fiehen und belangte ihm auf Zahlung des ganzen, vertragsgemäß in 
vorhinein zu entrichtenden Miethzinfes, A fette der Klage bie auf 
8. 1105 a. b. G. 3. geftügte Forderung des Nachlafſes eines ver⸗ 
hältnigmäßigen Theiles des Miethzinfes ale Einwendung entgegen, 
wurbe aber mit dieſer Einmendung abgewiefen und zur Zahlung des 
vollen Miethzinfes verurtheilt, mit der Begründung, daß er ber an- 
erfannten und liquiden Yorberung des Vermietherd nur einen in bem 
Betrage noch unbeflimmten und Überdies illiquiden Anfpruch entgegen 
zu jegen vermochte. A leiftete die ihm durch das Urtheil aufgetragene 
Zahlımg und forberte ſodann von B mittelft lage die obige Summe 
von 130 fl. als Schadenerfag. — In erfter Inſtanz wurde der Be- 
Hagte zur Zahlung des auf 60 fl. ermäßigten Entſchädigungsbetrages 
gegen den Schäßumgseid des Klägerd verurtheilt. — Das DO. 2. ©. 
erfannte auf unbebingte und vollftändige Abweifung der Klage aus 
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folgenden Gründen: Wenn der Kläger als Miether für die durch die 
nothwendigen Herftelungen in dem Miethhaufe erlittene Störung in 
bem orbentlichen Gebraude feiner Wohnung von dem Vermiether eine 
angemefjene Entſchädigung anſprechen will, kann er feine Forderung 
nur auf die für diefen fpeciellen Sal in dem 8. 1119 a. 5. G. B. 
enthaltene Anorbnung ftügen, welche ven Bermiether zur Leiſtung einer 
angemeflenen Entſchädigung für den durch die nothwendige Banfüh- 
rung dem Miether entgangenen Gebrauh der Beſtandſache unter der 
Borausfegung verpflichtet, daß dem Bermiether die Nothwendigfeit der 
Bauführung ſchon zur Zeit des gefchloffenen Miethvertrages befannt 
fein mußte, oder daß die Nothwendigkeit der durch längere Zeit fort- 
zufegenden Ausbeſſerungen durch Bernadhläfftgung der kleineren ent- 
flanden if. Nun bat aber der Kläger nicht behauptet, noch weniger 
bewiefen, daß eine der erwähnten Borausfegungen der Erſatzpflicht 
bed beflagten Bermietherd im vorliegenden Falle eingetreten ift; viel- 
mehr hat die Verhandlung, fowie die Zeugenvernehmung ergeben, daß 
bie Schäden an dem Mierhhaufe nur durch die Demolirung des Nach⸗ 
barhauſes entftanten find, und daß ein Berihulden des Hauseigen« 
thümers in Feiner Richtung vorliegt. Darans folgt, daß der Kläger 
fhuldig war, dieſe nothwendigen Ausbeflerungen in feiner Wohnung 
ohne Entfhäbigung zuzulaffen (8. 1118 a. 6. ©. B.), mithin nit 
berechtigt ift, für die erlittene Störung in der Benügung feiner Woh- 
nımg einen Schavenerfag oder einen verhältnigmäßigen Nachlaß am 
Miethzinſe anzufpredhen, den er überdies auch gar nicht eingellagt hat. 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des Klägers beftätigte der oberfte 
Gerichtshof das Urtheil der erften Inftanz. Gründe: Dem Kläger 
ift ber orventliche Gebraudh ber von ihm bei dem Beklagten gemie- 
theten Wohnung dadurch entzogen worden, daß in Folge des Um⸗ 
baues des Nachbarhauſes im Auftrage der Baubehörve, das Mlieth- 
haus gegen den Einfturz geſchützt werden mußte, wobei das Einziehen 
von eifernen Schienen, das Eröffnen von Löchern in den Wänden der 
Wohnung des Klägers, das Bölzen der Fenſter u. vergl. nothwendig 
wurde, und dieſe Störung mehrere Monate lang andauerte. Es trat 
daher nicht ver Fall des 8.1119 a. b. ©. B., fondern der im $. 1105 
vorgefehene Fall ein und war nad) der Anorbnung des $. 1105 dem 
Kläger für den ihm zum Theile entzogenen Gebrauch der Wohnung 
ein verhältnigmäßiger Theil des Miethzinfes zu erlaflen, wozu der 
Bellagte umfomehr verpflichtet war, als ſich der Zufall in feiner Sache 
ereignet hat und er deshalb dem Kläger für ven Entgang des ordent» 
lichen Gebrauches der Wohnung verantwortlich if. Der vom Kläger 
auf den 8. 1105 a. 6. ©. B. geftügte Anſpruch konnte aber als For⸗ 
berung eines Zinserlafjed von ihm nicht mehr geltend gemacht werben, 
weil er ben Miethzins bereit gezahlt Hatte; er war baher berechtigt, 
denſelben als Erſatzanſpruch zu ftellen. 


Glaſer, Unger n. Walther Eutſch. XVI. 11 
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Nr. 6906. 


Separatabmachung bei einem Zwangsausgleich: Einräumung 
eines befonderen Vortheils durch einen Dritten. 


Entii. rn 9. April 1878, Nr. 2107 (Beft. bed de⸗ Urth. des H. ©. Wien 
v. 1877, Nr. 208573, abänd. ut. des D.2.@. Wien v. 18. De 
in Sr. 21054). G. 2. 1879, Nr. 28. Advoc. -Beitung 1879, Nr. 9 


A belangte die B als Ausftellerin eined an feine Orbre auf 
ihren Ehemann C gezogenen und von biefem acceptirten Wechſels auf 
Zahlung der Wechjelfumme. Die Beklagte wendete ein, daß, um von 
dem Kläger die Zuftimmung zu dem Zwangsausgleidhe zu erlangen, 
woburd in dem faufmännifhen Concurfe ihres Ehemannes die Gläu- 
biger mit 20% der angemeldeten Forderungen abgefunden werben 
follten, ihm die Zahlung weiterer 30% feiner Forderung verſprochen 
werden mußten und daß ihm deshalb über dieſe Mebrjumme ver 
Klagewechſel ausgeftellt und von dem Acceptanten C behändigt wurde. 
— Das Gericht erfterdnftang erkannte nah dem Klagebegehren, ohne 
die obige Einwendung ber Bellagten zu berüdfichtigen. — In zweiter 
Inſtanz wurde biefelbe unter der Bedingung klagefrei geſprochen, daß 
fie mit dem Haupteid den Inhalt ihrer Einwendung beweife. Gründe: 
Wenn die Anführung der Beklagten über bie Entitehung des Wechſels 
wahr ift, dann ift der Kläger durch ein nah 8. 226 ber C. O. un- 
giltige8 Uebereinfommen in die Innehabung des Wechſels gelangt und 
fann fomit aus demfelben die fonft dem Wechfelinhaber zuftehenden 
Rechte nicht geltend machen. Denn ver 8. 226 erklärt jedes außer 
dem Ausgleiche getroffene Webereinfommen, wodurch einem Gläubiger, 
auf deſſen Anfprud ſich der Ausgleich erftredt, größere Vortheile oder 
beſſere Bebingungen, ald nad) den 88. 222 und 223 ibid. zuläffig 
ift, eingeräumt werben, für ungiltig, ohne Unterſchied, ob das Ueber⸗ 
einfommen mit dem Cridar oder mit einem Dritten gefchloffen worben 
ift, welche Unterfcheidung um fo weniger gemadt werben darf, ‘als 
fonft der Zwed biefer Beftimmung geradezu vereitelt werden würde. 
Zudem erfcheint im vorliegenden Yalle der Cridar felbft als Contra⸗ 
bent, da er den Wechſel acceptirt und dem Kläger behändigt hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Erkenntniß 
aus deſſen Gründen. 
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Nr. 6907. 


Unzuläffigkeit der Belangung verſchiedener Anrainer mit 
Einer Bau-Aufforderungsklage. 
Ent til 1878, Nr. 3563 (Abänd. der glei 
IR ©. Seien v. 21. Der. 1877, de 96581 uub be — et. 
20. Jäünner 1879, Nr. 1850). Jur. Bl. 1878, Nr. 36. 2 Ne7, je 31. 

Der Bauführer A belangte feine Nachbarn B, C und D mit 
Einer Aufforverungsflage, welche das angerufene Gericht den Bellagten 
mit dem Auftrage zuftellen ließ, ihre Nechte gegen ben von A beabfid- 
tigten Hausbau bei fonftiger Auflage des ewigen Stillſchweigens aus- 
zuführen ($. 72 a. ©. O.) und zur Empfangnahme der weiteren 
gerichtlichen Verordnungen einen gemeinfamen Bevollmächtigten namhaft 
zu machen, wibrigens biefelben vemjenigen, ber Rede und Antwort 
gegeben bat, und wenn Seiner Rede und Antwort gegeben, dem 
Erftgenannten zugeftellt werben würden (8. 388 a. ©. D.). Gegen 
biefen Beſcheid ergriff B den Necurd, worin er die Zurüdweifung 
ber - Klage zur Trennung ber gegen ihn gerichteten Aufforderung 
von jener gegen C und D begehrte — Das DO. L. ©. verwarf 
ben Kecurd, weil in dem Umftande, daß die Aufforderung des A 
ſich auf einen und venfelben Bau bezieht, der nah F. 4a. ©. O. 
für die Anftellung Einer Aufforberungsflage gegen alle Nachbarn ge— 
nägende Zufammenhang gegeben ift, zumal in dem Procefje, der mit 
der Aufforderungskflage provocirt wird, jedem Aufgeforverten frei fteht, 
fein Recht mit befonderer Klage zu verfolgen. 

Auf den a. o. Recurd des B verorbnete der oberfte Gerichtshof 
die Zurüdftellung ber gerihtsorbnungswidrig gegen B, C und D als 
Streitgenofjen angebradhten Aufforderungsflage in der Erwägung, daß 
dem Befiter einer Realität, der gegen die Vornahme eined Baues 
Einfprud erhoben hat, ohne Rüdfiht darauf, daß auch von anderen 
Grundbeſitzern dagegen Einfpradhe gemacht worben ift, frei ftehen muß, 
gegen ben Bauführer eine befondere Klage anzubringen, weil jeder von 
ihnen befondere Rechte gegen den auszuführenden Bau geltend machen 
fann und demgemäß das Slagebegehren zu formuliren hat; daß Daher 
durch die bei einer Banführung gegen mehrere Befiger verſchiedener 
Realitäten gerichtete Aufforberungsklage eine Streitgenofjenfchaft der- 
jelben nicht begründet wird, indem unter Streitgenoffen nur die— 
jenigen zu verftehen find, welche entweder Eine lage gemeinfchaftlich 
angebradt ober als Beklagte in Einer Proceßſchrift ihre gemeinjamen 
oder befonderen Einwendungen vorzubringen haben; daß endlich Der 
Bauführer mit der Aufforderungsflage die Opponenten gegen ven Bau 
zur Anftellung ihrer Klage aufzufordern bat, mithin bie Hofbecrete 
vom 5. März 1847, Nr. 1042, vom 23. Auguſt 1799, Nr. 474, 
und vom 4. September 1801, Nr. 353, ver 9. ©. ©., welde von 
dem Falle handeln, daß mehrere Bellagte als Eine Partei gegen Eine 
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Klage in der nämlichen Proceßſchrift Rede und Antwort zu geben 
baben, hier, wo es fih nicht um die Beantwortung, fondern um das 
Vorbringen einer Klage handelt, Feine Anwendung finden. 


Nr. 6908. 


Nüdforderungsflage des Wechfelacceptanten gegen ven 
Waarenverfäufer und Indoffatar wegen der unterbliebenen 
Ablieferung der Waare an den Käufer und Indoſſanten. 


Entſch. v. 10. April 1878, Nr. 1845 (Veit. ded dad Nrth. ded B. G. Leopold⸗ 
ftadt in wien B 4. Oct. 1877, Nr. 10139, abänd. Urth. des N 2.6. Wien 
28. Dee. 1877, Nr. 18712). ©. 3. 1879, Nr. 32. 

B — im Jahre 1874 dem C eine Partie Roßhaar um 
ben Preis von 600 fl., zu deſſen Begleihung ihm der Käufer einen 
von A acceptirten Wechfel pr. 600 fl. inboffirte. Ueber das Vermögen 
des A wurde der faufmännifche Concurs eröffnet und B erhielt auf 
feine Wechfelforderung von 600 fl. in dem Zwangsausgleihe 60 fl. 
bar und ein Wechfelaccept des A pr. 48 fl. Nun belangte A den B 
auf die Zurüdzahlung der 60 fl. und die Zurüdftelung des Acceptes 
pr. 48 fl. weil B das dem C verlaufte Roßhaar nad der Eröffnung 
des Concurjes über dad Vermögen des A dem Käufer nicht über- 
geben, ſondern die bereits abgeſandte Waare wieder an fi gezogen 
bat. — In erfter Inftanz wurde die Klage des A aus den nachſtehenden 
Gründen abgewieſen: Zwiſchen A und B ift ein Wechfelvertrag zu 
Stande gelommen und, jo wie A nicht berechtigt gewejen wäre, die 
dur fein Accept verfprocdene Zahlung dem B deshalb zu verweigern, 
weil diefer die Waare dem C nicht abgeliefert hat, kann er aus biefem 
Grunde von B au nicht die Zurüdftellung deſſen verlangen, was 
er in dem Zwangsausgleiche für jenes Accept gegeben bat. Es liegt 
hier eine Affignation vor, in Folge welder A als Aſſignat auftatt 
baren Geldes das Accept von 600 fl. gegeben hat, und A kann den 
Erfag feiner Auslagen allenfalls von dem Affignanten CO, als dem 
Auftraggeber, verlangen (8. 1403 a. b. ©. B.), welcher leßtere feine 
Anfprühe wegen nicht erfolgter Mebergabe der Waare gegen B ver 
folgen und das zurüdbegehren kann, was er in Anhoffung ber 
Waarenlieferung durch den Affignaten A dem B geleiftet hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das dem Klagebegehren flatt- 
gebende Erfenntnig der zweiten Inftanz. Gründe: Wenn A von B 
die für das Accept pr. 600 fl. bezogene Ausgleichsquote zurädver- 
langt, fo ift fein Anſpruch gejeglich begründet, weil die Waare au 
C nicht abgeliefert hat und ſomit einen Kaufſchilling für dieſelbe nicht 
‚verlangen kann. Allerdings war A aus dem Accepte pr. 600fl. 
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wechſelrechtlich und fomit verpflichtet, die Wechjelfumme zur Verfalldzeit 
dem B zu zahlen, ohne daß er dem B hätte die Einwendung ent« 
gegenfegen fünnen, weldhe dem Käufer C wegen Nichtablieferung der 
Waare zugeſtanden wäre, und allerdings wurde dem B die Ausgleichs⸗ 
quote als eine wahre, ihm zuſtehende Schuldigkeit geleiſtet. Aber die 
Beſtimmung des 8. 1435 a. b. G. B., nach welcher ſelbſt die als 
wahre Schuldigkeit gegebenen Sachen zurückgefordert werden können, 
wenn der Rechtsgrund ihres Behaltens aufgehört hat, bezieht ſich 
auch auf bezahlte Wechſelſchulden; da nun B den Kaufpreis für bie 
Waare nicht verlangen kann, fo kann er auch den gezahlten Kaufpreis 
oder das, was er für denjelben erhalten bat, nicht behalten. Wenn 
aber B vorbringt, daß A die Zahlung im Bewußtſein, fie nicht 
ſchuldig zu fein, ie hei und fomit das Gezahlte nicht zurücdforbern 
fun ($. 1432 a. b. ©. 2.), fo fteht dem entgegen, daß A, jeldft 
wenn er zur Zeit der Auszahlung ber Ausgleichsquote dewußt hat, 
daß die Waare zurückgezogen worden iſt, ſich ſeiner Verbindlichkeit 
ans dem Wechſel nicht enthoben anſehen konnte, fo lange er nicht 
buch ein gerichtliches Erkenntniß von biefer Verpflichtung befreit war. 


Nr. 6909. 


Art der Bolftredung eines Urtheils auf Herausgabe eines 
Kindes. 


eutif. v. 10. April 1878, Nr. 3998 (Beft. des Decr. ded 2. 4 Sobenmanth 
. 17. Sept. 1877, Nr. 13394, Abänd. ded Deer. des O. 8. ©. Prag v. 
7. Jänner 1878, Nr. 531). ©. H. 1878, ©. 260. 

B war veruriheilt worben, bie bei ihm befindliche minderjährige 

C ihrem Bater A in bie väterlihe Gewalt zu übergeben. Da er 
fi defjen weigerte, betrat A ben Erecutionsweg mit der Bitte, baß 
das Mädchen dem B weggenommen und ihm zugeführt werde. — 
Das Gericht erfter Inſtanz bewilligte das Geſuch, indem es feinem 
amtlichen Organ ben entſprechenden Vollzugsauftrag ertheilte. — Das 
O. L. G. entſchied, daß A mit feinem nad 8. 305 a. ©. O. ge⸗ 
ftellten Begehren abgewiefen werde, weil dieſe Erecutionsart nad) der 
Haren Beftimmung des $. 305 nur dann Plab greift, wenn der Bes 
Hagte ſchuldig erkannt worden ift, dem Kläger ein beftimmtes fah⸗ 
rende® Gut (rem mobilem) zu übergeben, daher offenbar hier nicht 
zuläffig ift, und B zur Erfüllung der urtheildgmäßigen Verbindlichkeit 
im Srecntionswege nur nad) $.310 a. ©. DO. angehalten werben könnte, 
Der oberfte Gerichtshof reftituirte die erfigerichtliche Verorbnung. 
Gründe: A bat das Erecutionsgefud nicht auf den $. 305 a. ©. O. 
geftügt, und die Erecutionsart des 8.310 a. ©. D., auf melde bie 
angefochtene oberlandesgerichtlihe Erledigung Hinweifet, ift in dem 
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vorliegenten Falle, in welchem es ſich nicht um eine Arbeitsleiftung 
handelt, ganz unanwenbbar. Wohl aber ift A fhon nad dem $. 145 
'a. b. G. B. berechtigt, behufs Aüderlangung feines ihm von B vor» 
enthaltenen Kindes den obrigfeitlihen, beziehungsweife gerichtlichen : 
Beiſtand anzurufen; fein Executionsgeſuch ift demnach in diefer Vor⸗ 
ſchrift des a. b. ©. B. volllommen begründet. 


Nr. 6910. 


Berechtigung des Vormunds zur Verzichtleiſtung auf die 
Rückſtellung der Schulddocumente ſeitens des befriedigten 
Gläubigers? 


Futa 10. April 1878, Nr. 4013 (Belt. der steichförmigen Derr. des 
Rzes —A II. Inni 1877, Nr. 3786 und En 5 G. Krakau 
7. Nov. 1877, Ne. 14520). 6.9. 9 —* 


In der Vertheilung des Meiſtgebotes für die im krecutions— 
wege verkaufte Liegenſchaft des minderjährigen B wurbe die Wechſel⸗ 
forderung des A pr. 649 fl. auf dasſelbe angewieſen und die Aus- 
folgung diefes Betrages aus dem Depofitum des Kauffchillings gegen 
Borlegung des Wechſels und der Zahlungsauflage verorbnet. Der 
Bormund des minderjährigen Schuldners erklärte, dem A die Vor⸗ 
legung diefer Documente nachzufehen, worauf A verſuchte, im Recurs⸗ 
wege die Abänderung des erſtgerichtlichen Vertheilungsbeſcheides in 
der Richtung zu erwirken, daß ihm das Geld ohne Weiteres ausge⸗ 
folgt werde. — Das O. L. G. verwarf den Recurs. 

Desgleichen wurde von dem oberſten Gerichtshofe der a. o. 
Recurs des A abgewieſen, in der Ermägung, daß die Verbindlichkeit 
zur Rückſtellung ver jura petendi in den Beftimmungen des $. 1428 
a. 6. ©. 2. begründet ift und der Vormund des. Schuldners, nicht. 
befugt war, den Öläubiger feines Pupillen von diefer geſetzlichen 
Berpflichtung zu befreien, beziehungsweife auf das gedachte Recht bes 
Mündels zu verzichten. 
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Nr. 6911. 


Cautio actoria: „Kundbar fattfame Bemitteltheit” des 

Defigers eines auf der Realität des Beklagten verbücherten 

Ausgebinges? — Nichtverpflichtung zum Erfah bes durch 

Berwendung -eines entfernt wohnenden Advocaten erwad- 
enden Mehraufwandes. 


Eutſch. v. 10. April 1878, Nr. 4133 (ipeitweie Bet und theilweife Abänd. 
der er gueinförmig en Deer. des ©. © Friedland v. 17. Jänner 1878, 
27 und DEE O. L. G. P Pr v. * ‚Sebrnar 1878, Nr. 5518). ©. 9. 


Die A belangte unter Benzetung bes Prager Advocaten C ihren 
Sohn B bei dem B. ©. Friedland wegen Ablage der Rechnung über 
bie Berwaltung ihres Gutes. Der Bellagte begehrte bie Leiftung ber 
actorifhen Caution, welde die Klägerin verweigerte, weil fie ein auf 
einer Realität des "Bellagten verbüchertes Ausgedinge befige, durch 
befien Werth die Procepfoften hinlänglich gebedt feien. Der Beklagte 
entgegnete, daß er ter Klägerin alles rüdftändige Ausgeding kurz vor 
dem Klagetage entridgtet habe, was von dem Vertreter der Klägerin 
nicht geleugnet wurde, daß das nächſte Ausgeding erft in Jahr und 
Tag verfalle, mithin der Ausgedingsanfprudy feinen Beftandtheil des 
Vermögens ber Klägerin bilde, und, da es überdies ungemiß jei, ob 
bie Klägerin die Fälligkeit der nachfien Ausgedingsrate erleben werde, 
ſich, als derzeit werthlos, auch nicht zur actoriſchen Caution eigne. — 
Beide Untergerichte haben 1. den Beklagten mit feinem Begehren ab- 
gewiefen und 2. bvenfelben in den Erſatz der Koften der Incident⸗ 
verhandlung, reſp. der Koften der Vertretung ber Klägerin durch den 
Prager Advocaten verfällt. 

Auf den a. o. Recurs des B beftätigte ber oberfte Gerichtshof 
bie untergerichtlichen Entfcheivungen ad l und mäßigte ad 2 den ber 
Klägerin zugefprochenen Koſtenbetrag. — Die oberftgerichtlihe Ent- 
jheidung ad 1 ift damit begründet, daß nah 8. 406 a. ©. D. ber- 
jenige von der Beftellung einer Sicherheit für die Gerichtskoſten be- 
freit ift, der in der Provinz kundbar ſattſam bemittelt ift; daß es 
daher genügt, wenn der Kläger in der Provinz ein ſolches Vermögen 
befitt, daß dadurch der Beklagte rüdfichtlich feiner Gerichtsfoften ge-- 
bedt erfcheint; daß die Kundbarkeit des Vermögens nit allein in 
ber Notorietät desjelben beftehen muß, jondern daß es genügt, wenn 
dieſes Vermögen mwenigftens dem Beklagten kefannt ift; daß ein Aus- 
geding, namentlich wenn es verbüchert ift, jedenfall ein derartiges 
hinreihendes Bermögen fein fann und in vorliegendem Falle aud) 
wirklich iſt; daß diefes Vermögen dem Beklagten als Realſchuld⸗ 
ner bekannt iſt, abgeſehen davon, daß es, weil in den öffentlichen 
Büchern fichergeſtellt, auch als lundbar im engeren Sinne aufge⸗ 
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faßt werben muß; daß im alle des Todes ber Ausgevingerin ober 
der Erecutionsführung auf das Gedinge derſelben Bellagter immer 
noch fpäter das Begehren um Beftellung der actorifhen Caution zu 
ftellen berechtigt if. — Die oberftgerichtlihe Moderirung der Koften 
der Klägerin ad 2 beruht auf folgenden Gründen: Rah $. 24 des 
Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. ©, 3. Nr. 69, bat der obſiegende 
Streittheil nur auf den Erfag ber zur zweckentſprechenden Rechtsver⸗ 
folgung oder Nechtövertheidigung nothwendigen Koften Anjprud. Im 
gegenwärtigen Streite fommt aber nichts. vor, woraus ſich die Roth» 
wendigleit der Vertretung der im Gerichtsbezirke Friedland anfäffigen 
Klägerin durch einen in ber entlegenen Landeshauptſtadt etablirter 
Adoocaten ergeben würde, wenn erwogen wird, daß am Gerichtsorte 
felbft zwei, in der benachbarten Kreisftapt Reichenberg neun Advocaten 
wohnhaft find. Es war daher ver Klägerin für bie im vorliegenden 
Nebenftreite abgehaltene Tagfahrt der Koſtenerſatz nur in einem Be- 
trage zuzufprechen, welcher ber Intervention eines der in der Um- 
gebung des Gerichtsortes beſtehenden Rechtsfreundes angemeſſen iſt. 
Will die Klägerin, was ihr unbenommen iſt, ſich dennoch durch einen 
in größerer Entfernung wohnhaften Advocaten vertreten laſſen, ſo hat 
ſie den Auſwand, ſoweit derſelbe demnach vom Richter nicht für noth⸗ 
wendig erkannt wird, ſelbſt zu tragen. 


Nr. 6912. 
Gerichtsſtand für Erfeindirungsklagen gegen den Yiscus. 


Enti. v. 11. April 1878, Nr. 12745 (Beil. des dad Art. get B. G. 
Schaͤtzlar v. hy Si 1877, Nr. 2964, abänd. Urth. d 8. ©. Prog 
Sept. 1877, Nr. 22407). ©. 3. 1879, N. 3 

A —8* den Fiscus bei dem B. G. Schatzlar wegen An⸗ 
erkennung ſeines Eigenthums an den in dieſem Gerichtsbezirke bei C 
im Wege der politiihen Steuererecution gepfändeten Waaren. Die 
Finanzprocuratur fegte der Klage die Einrede ber Incompetenz bes 
angerufenen Gerichtes entgegen ($. 14 lit. b, J. N.), welder das 
Gericht erfter Inſtanz flattgab. — Das O. 8, G. verwarf die In⸗ 
competenzeinrede, in Erwägung, daß die Klagen gegen den Tiscus 
der Entſcheidung der Gerichtshöfe erſter Inſtanz nur inſoweit vor⸗ 
behalten ſind, als ſie nicht vor einen beſonderen Gerichtsſtand, vor 
ein Cauſalgericht ober bie Realinſtanz gehören ($. 14 lit. b, J. N.); 
daß bie Klagen, mit weldhen das Eigentbum an einer beweglichen 
Sade geltend gemacht wird, bei bem Gerichte der belegenen Sache 
angebracht werden können (8. 54 ibid.), daher der mit einer foldhen 
Klage belangte Fiscus das ihm ver Regel nach zuftehende Forum 
bed Gerichtshofes erfter Inftanz nicht in Anjprud nehmen kann. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das obergerichtlihe Erfenntniß 
aus deſſen Gründen. 
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Nr. 6913. 
Gerichtsſtand für die Klage auf Erfüllung eines über 
Grundftüde abgefhloffenen Kaufvertrages, 


Entſch. v. 16. April 1878, Nr. 12550 (Beit. des dad Urth. des B. G. Nenern 


». 29. Mai 1877, Nr. 2861, abänd. Urth. des DO. 2%. ©. Prag v. 14. Auguft 


1877, Nr. 18997). ©. 3. 1878, Nr. 67. 

Der Käufer des Grundftüdes X belangte den Verkäufer B bei 
ber Realinftanz mit dem Begehren um Berurtheilung desfelben zur 
Erfülung des mündlich gefchloffenen Kaufvertrage und um Zuer- 
fennung des Rechtes, das Eigenthbum an dem ihm verkauften Grund» 
flüde intabuliren zu laſſen. Dagegen erhob der Beklagte die Ein- 
wendung ber Incompetenz des angerufenen Forum rei sitae, welde 
in erfter Inftanz zurücgewiefen wurbe, weil e8 fich um die Geltend⸗ 
machung des Eigenthbumsredhtes an dem Grundſtück X, jomit eines 
binglihen Rechtes an einem unbeweglichen Gut handle, daher die Com⸗ 
petenz der Realinftanz nad 8. 52 der J. N. begründet fei, — Bon 
dem O. L. ©. wurde der Einwendung der Incompetenz mit folgender 
Begründung ftattgegeben: Das Klagebegehren ift zunächft und weſent⸗ 
Lich auf die Einhaltung des mit dem Bellagten abgeſchloſſenen Kauf- 
vertrage8 gegen Empfangnahme des als Kauffhilling zu zahlenden 
Detrages von 238 fl. gerichtet, woraus folgt, daß der eigentliche 
Gegenſtand der Klage nicht das Eigenthumsrecht an dem Grundſtücke 
ifl. Wenn aud der Käufer mit feiner Klage den Zwed verfolgt, das 
Eigenthum der Sade auf Grund des Urtheils zu erlangen, fo ban- 
delt es ſich dennoch um ein Recht, welches ihm nur gegen den Bes 
Hagten als Compaciscenten, nicht auch gegen dritte Perſonen zufteht. 
Nicht ein dingliches, fondern ein perfünlihes Recht wird verfolgt, 
und es ift jomit nicht der Realgerichtsſtand begründet. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dad obergerichtlihe Erkenntniß 
aus deſſen Gründen. 


Nr. 6914. 
Unzuläffigkeit der Geltendmahung eines durch rechtskräf⸗ 
tigen Meiſtgebotsvertheilungsbeſcheid abgewiefenen Anſpruchs 
durch Klage: Abweifung der Klage a limine, 


Entf. v. 16. April 1878, Nr. 4192 (Abänd. der gleihfürmigen Deer. 
$ ©. * v. 6, Februar 1878, Nr. 11619 und des DO. L. G. Prag 
v. 26. Zebrnar 1878, Nr. 6239). ©. 3. 1878, Nr. 67. 


Auf Anlangen ded B wurden bie Pferde feines Schuldners A 
im Executionswege verkauft. Bei der Meiſtgebotsvertheilung ver⸗ 
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langte der Execut die Zahlung der von ihm beftrittenen Koften der 
Berpflegung der Pferde feit der Pfändung derſelben im Betrag von 
7724 fl. aus dem Verkaufserlöſe. B, der dadurch um die Befriedigung 
feiner Forderung gekommen wäre, proteftirte dagegen und A wurbe 
mit feinem Anſpruche in allen drei Inftanzen abgewiefen. Nun betrat 
er gegen B den Weg der Klage mit dem Begehren um Zuweifung 
ber 7724 fl. aus vem Berkaufserlöje. Die Klage wurde in erfter 
Inftanz aufrecht verbefchieden und dieſe Verfügung in zweiter Inflanz 
beftätigt, weil die privatrechtliche Yrage, ob im Falle der Berpfändung 
von Pferden der Berpfänvder oder der Pfanpnehmer die Koften der 
Berpflegung zu tragen habe, dadurch, daß dem A bei der Meift- 
gebotsvertheilung der von ihm begehrte Erſatz dieſer Koften nicht zur 
Zahlung angewieſen wurde, nicht endgiltig entfchieven worden ift, 
daher diefer Anfprud, injolange er nicht verjährt ift, von ihm mit» 
telft Klage verfolgt werden kann. 

Der oberfte Gerichtshof verorbnete in Folge Recurſes des B 
die Zurücdweifung ber Klage a limine, in Erwägung, daß es fid 
um eine erecutive, durd den B als Erecutionsführer veranlaßte Ber- 
fteigerung der Pferde und um die Zumweifung bes Yeilbietungserlöfes 
handelt; daß ber die Zuweifung ausfprechende Beſcheid die Natur 
eines erecutiven Einantwortungsbefcheides hat, welder gegen ven 
Executen in Rechtskraft erwachſen ift und nah Abf..1 des Hofder. 
vom 22. Juni 1836, 93. ©. ©. Nr. 145, mit einer die. Er- 
Märung der Nullität oder Ungiltigfeit, oder die Widerrufung des 
Ereeutionsbefcheides begehrenden Klage nicht mehr angefochten werben 
kann, die vielmehr von Amtswegen zurädzumeifen ift; daß in 
ber Klage ein Anfprud geltend gemadt wird, worüber vom Gerichte 
bereits rechtskräftig erkannt wurde, indem die Ausfcheivung bes an. 
gefprochenen Betrages aus dem Meiftgebote durch Entſcheidungen 
aller Inftanzen abgelehnt worden ift, während mit der Klage neuer- 
dings diefe verweigerte Ausfcheidung aus dem Feilbietungserlöfe zum 
Nacıtheile des B, der ohnedies mit feiner Forderung aus biefem 
Erlöfe nicht voll befriedigt werden fonnte, angeftrebt und hiemit der 
theilweife Widerruf des erecutiven Zumeifungd-, beziehungsweife Ein- 
antwortungsbefcheides beabfichtigt wird, woraus hervorgeht, daß bie 
Klage zu jenen gehört, welde nad Abſ. 1 des erwähnten Hofper. 
von Amtswegen zurüdzumeifen find. ' 
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Nr. 6915. 
Behandlung des Ausgebinges bei der Meiftgebotsvertheilung. 


Entſch. v. 16. April 1878, Nr. 4387 (Beit. des dad Deer. des B. ©. Weiß- 
firhen v. 20. Sept. 1877, Nr. 8648, abäud. Decr. ded DO. 2. G. Brüun 
v. 24. Dec. 1877, Nr. 12061). ©. 2. 1879, Nr. 38. 

Auf dem Haufe des B war tertio loco für die Eheleute Johann 
und Yofefa A ein Ausgedinge im Schätungswerthe von 2650 fi. 
einverleibt. Nah dem Zwangsverfaufe des vom Erecutionsführer C 
erftandenen Hauſes wurden von dem Meiftgebote per 2199 fl. in 
erfter Inſtanz 733 fl. 45 fr. den dem Ausgedinge vorausgehenten 
Pfanpfägen und ter Reſt per 1465 fl. 77 ke. ven genannten Ehe⸗ 
leuten al8 Bebedungscapital für das Ausgebinge mit dem Bebeuten 
zugewiefen, daß fie berechtigt find, von biefem Betrage die Gperc., 
Intereſſen zu beziehen, und daß nad ihrem Tode das Kapital den 
4 und 5 loco verbüderten Pfanpfägen zuzufallen bat. — Auf den 
Recurs der Auszügler entfhien das O. L. G.: Es fei der Meift- 
gebotsreft per 1465 fl. 77 Er. zur Befriedigung des für die Ehe⸗ 
leute Johann und Joſefa A fichergeftellten Naturalausgedinges in ver 
Art zu verwenden, Daß der Erfteher C berechtigt ift, den ermittelten 
Schätungswertb ter den Recurrenten gebührenten jährliden Aus: 
gedingsleiftung mit 159 fl. (Summe der 6% SYahreszinfen von 
2650 fl., auf welden Betrag das Ausgebing capitalifh geſchätzt 
worden war), alljährlich von dem Betrage per 1465 fl. 77 Er. für 
fih in dem Maße abzuziehen, als durch diefen Schäßungswerth per 
159 fl. die Gperc. Intereffen des zur Dedung jenes Ausgedinges 
jeweil® verbleibenden Kauffchillingsreftes Überjchritten werben, biebei 
aber der Erſteher dieſes Naturalausgedinges felbft in eben jener Weife, 
wie ſolches auf der veräußerten Realität. verfichert ift, ungeichmälert 
bi8 zur Erſchöpfung des Meiftgebotörefted per 1465 fl. 77 kr. zu 
leiften bat, jo daß nur in dem Falle, wenn das Ausgedings-Bezugs— 
recht noch früher durch das Ableben der Eheleute Johann und Joſefa 
A erlöfhen folte, ter noch nicht erfchöpfte Theilbetrag dieſes Reſtes 
den nachfolgenden Pfanzgläubigern in der im erftrichterlichen Beſcheide 
bezeichneten Rangordnung zuzufallen bat. Die obergerihtlihe Ent» 
fheidung wurte mit der Erwägung begründet, daß burd die executive 
Veilbietung einer Realität an den Rechten der hierauf verficherten 
Zabulargläubiger, infoweit fie durch das Meiftgebot gededt find, mit 
Rüdfiht auf die 88. 443, 928 und 1089 a. 6. G. B., dann $. 328, 
lt.b a. ©. O. nichts geändert wird, wenn nicht ausnahmsweiſe 
durch bie Feilbietungsbebingniffe mit Einverſtändniß der betreffenden’ 
Gläubiger etwas Anderes feſtgeſetzt wurde; daß in den hier vor« 
liegenden Licitationsbedingniffen, insbeſondere im Abjate 5 derſelben, 
wonad „ber Erfteher nur für die Einzahlung des Meiflgebotes 
haftet und alle anderen durch das Meiftgebet nicht gebedten und nicht 
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auf dasſelbe gewiefenen Tabularlaften und Schulden gelöfht werben 
können,“ keine von 8. 328, lit. b a. ©. D. abweichende Beflimmung, 
fobin auch keine Aenderung ded den Kecurrenten nad) den SS. 1412 
und 1413.a. b. ©. 3. zuftehenvden Rechtes, die Xeiftung des für 
fie fichergeftellten Ausgedinges, infoweit es durch Meiftgebot gedeckt 
ift, in natura zu begehren, gefunden werben fann, und daß ber 
Erecutionsführer als nachfolgenter (5. loco eingetragener) Tabular⸗ 
gläubiger nicht einmal beredhtigt gewefen wäre, den Recurrenten 
nachtheilige Weilbietungsbebingniffe zu ftelleu; Daß bei der figqui« 
birungsverhandlung weder der Beſtand, noch bie Priorität der Aus- 
gedingsforderung beftritten wurde und ebenfo ber gerichtlich erhobene 
Schätzungswerth derſelben fowie die Höhe des hiefür ermittelten 
Bedeckungscapitales unbeanftändet geblieben ift; daß endlich für Diefes 
Ausgebinge nad $. 4657 a. b. ©. B. die erequirte Realität felbft 
und nicht blos das Erträgniß berfelben als Pfand dient, daher hier 
auch die Vorſchrift des 8. 34, Abf. 2 ver C. O. per analogiam 
Anwendung findet. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber zweiten 
Inſtanz aus deren Gränven. 


Nr. 6916, 


Anfpruh eines vom Gerichte gejegwibrig zur Vornahme 
einer executiven Immobilienfeilbietung entjendeten Notare 
auf Gebühren ? 


Entſch. v. 16. April 1828, za. 4405 Det der z gteihiöranigen Derr. A * G. 
Stryczow dv. 1. Sept. 1877, Nr. 4522 Krakan 7. Dec. 
1877, Nr. —8— Zeittepeift f. J Notariat 1879, ji. 2 

Im Auftrage eines Gerichtes vollzog ber Notar A als Ge⸗ 
richtscommiſſär die executive Feilbietung einer Liegenſchaft und meldete 
bafür eine Gebühr an. — Das O. L. ©. caffirte den Verſteigerungs⸗ 
act und hierauf erfolgte in beiden unteren Inftanzen die Abweifung 
des Gebührenanſpruchs des Notare, 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte dieſe Berordnungen. Gründe: 
Die Veilbietung der Liegenfchaft im Executionswege durch den Notar 
war unzuläffig ($. 183 lit. d des kaiferl. Bat. vom 21. Mai 1855, 
R. ©. U. Nr. 94) und für die Vornahme eines ungiltigen Actes 
bat ber Notar nad $. 181 ver Not.Ordn. vom 25. Juli 1871, 
R. ©. Bl. Nr. 75, keinen Anfprud auf eine Gebühr. Wenn auch 
der Notar A vom Gerichie erſter Inſtanz zur Vornahme der exe⸗ 
cutiven Feilbietung delegirt war, ſo mußte es ihm dennoch aus der 
Anordnung des 8. 183 des faiferl. Pat. vom 21. Mai 1855, Nr. 94, 
und ans der Juſt.⸗Miniſt.⸗Verordnung v. 7. Mai 1860, R. ©. Bl. 
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Nr. 120, bekannt gewefen fein, daß Feilbietungen im Executionswege 
nur von dem Gerichte, und nit von dem Notar vorzunehmen feien, 
daß daher der ihm gegebene Auftrag feinen Amtswirkungskreis über- 
jhritten hat. Es war daher feine Sache, diefen Auftrag, mit Hinweiſung 
auf die erwähnten gefeglichen Beſtimmungen, dem Gerichte zurüdzu- 
legen und auf diefe Weife einer nichtigen Amtshandlung vorzubeugen. 


Ne. 6917. 
Unzuläffigkeit der Erecutionsführung wider eine Gemeinde 
burh Pfändung dev Gemeindeabgaben. 


Entid). D. . 16. April 1878, Nr. 4453 (Abänd. der Bleiaformi en Deer. 
. Tabor v. 11. Fanuer 1878, Nr. nnd des O. L. . rag vom 
26. Zebtnar 1878, Nr. 6509). ©. 2. 1879, Nr. 3 

A, Gläubiger der Gemeinde B, begehrte die — der 
Forderungen der Gemeinde gegen C und D für rückſtändige Ge 
meindezufchläge und Brüdenbaubeiträge, fernerd die Pfändung des 
Rechtes der Gemeinde zur Einhebung eines 1Operc. Steuerzufchlages, 
und die Sequeftration der Erträgnifje dieſes Rechtes. — Don beiden 
Untergerihten wurde das Geſuch des A bewilligt, in zweiter Inftanz 
mit der Begründung, daß die darin bezeichneten Dbjecte durch Fein 
Geſetz von der Erecution ausgenommen find, fondern einen Theil 
bed Privatvermögens der Gemeinde bilden. 

Auf den a. 0. Recurs der Gemeinde hat ber oberfte Gerichts⸗ 
hof das Erecutionsgefuh des A abgewiejen, weil die Objecte, bie 
in Erecution gezogen werben follen, entweder Steuern, oder doch 
folde für öffentlihe Zwede beftimmte Abgaben find, die ihrer Be- 
fimmung nicht entzogen werden bärfen und nur auf bie im ©efeße 
vorgefehene Weife eingebracht werden können, biefelben fomit fein 
‚Brivatvermögen der Gemeinde bilden, welches wegen BPrivatfchulden 
berfelben nad den Borfchriften der a. ©. O. in Erecution gezogen 
werden farm. 


Nr. 6918. 
Abweifung der Klage auf Rechtfertigung der Vormerkung 
des Pfandrechts für eine Aerarialforderung „für dermalen”: 
Löſchung der Vormerkung. 


Eutſch. v. 16. April 1878, Nr. 4471 (Beſt. des Decr. bed F G. Wien v. 

11. Dec. 1877, Nr. 93918, Aband des Deu. ded DO. 2 Wien vom 
12. Februar 1878, ir. 2681). ©. 3. 1879, Nr. 4 

Nachdem für eine Erfagforderung des Fiscus von 1000 fl. 

gegen B das Pfandrecht an den Gute des Legtern vorgemerkt worben 
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war, Magie die tinanzprocuratur die Forderung gegen den B ein 
und wurde „für dermalen“ abgewieſen. — Nun begehrte B die 
Löſchung der Pränotation, welche in erfter Inflanz bewilligt, von bem 
D. 2. ©. Hingegen mit der Begründung verweigert wurbe, daß bie 
Pränotirung des Pfandrechtes für bie Erſatzforderung per 1000 fl. 
mit ausprädlicher Berufung auf das Hofder. vom 18. Sept. 1786, 
J. ©. ©. Nr. 577 lit. c, angeſucht und bewilligt worden ift; daß 
die Klage auf Zahlung der 1000 fl. und Yuftificirung der Pränotirung 
mit dem Urtheile der erften Inftanz und dem dasſelbe beflätigenden 
obergerichtlichen- Erfenntniffe nur „vermalen“ abgewiefen wurde und 
in ben Entjheidungsgründen des Obergerichted bemerkt ift, daß das 
Aerar durch bie Handlung des B nod immer in die Tage kommen 
fann, einen Schaden zu erleiden und ben Erſatz von B zu fordern; 
daß es fi N nit um eine Pränotation im Sinne ber 88. 438, 
439 a. b. ©. B., fondern um eine GSicerftellung handelt, die nad) 
bem citirten 5 — auf verſchiedene Art zugelaſſen und von der 
Pränotation im Sinne der 88. 438 und 439 a. b. G. B. wohl 
zu unterſcheiden iſt, weil ſie der Rechtfertigung nicht benöthigt. 

In Erwägung, daß die Finanzprocuratur felbſt die Erfag« 
forderung im orbentlihen Rechtswege geltend gemacht und die Recht 
fertigung der Pränotirung begehrt hat, mithin, wenn auch die Präno- 
tirung auf Grund des Hofver. vom 18. September 1786, I. ©. ©. 
Nr. 577, kewilligt worden ift, es fi) nit um eine Forderung, weldye 
zum geridhtlihen Verfahren nicht geeignet ift und der politifhen Be⸗ 
hörde zur Unterfuhung, Entſcheidung und Execution zufteht, aljo 
niht um eine Forderung handelt, deren Sicherſtellung nad dem er⸗ 
wähnten Hofer. durch die Diesfällige Berorbnung ber politifchen Be⸗ 
hörde von ſelbſt gerechtfertigt wird und einer weiteren Yuftificirung 
nicht bedarf (Hofder. vom 24. Dectober 1806, I. ©. ©. Nr. 789); 
daß die Winanzprocuratur mit der Klage auf Zahlung und Präno⸗ 
tirungs⸗Juſtificirung rechtskräftig abgewiefen ift und die Löſchung auf 
Grund der Vormerkung dieſes Urtheiles zufolge $. 46, Abſ. 2 des 
Grundb.G. bewilligt werden muß, woran durch ben im Urtheile 
aufgenommenen, nur für den Sal der Anbringung einer neuen Klage 
wirffamen Beiſatz, daß das Klagebegehren „dermalen“ abgemwiefen 
werde, nichts geändert werben kann — hat der oberfte Gerichtshof 
bie erſtgerichtliche Entſcheidung beftätigt. 
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Nr. 6919, 
Unzuläffigleit der Verweiſung der Bitte um gerichtliche 
Beſtimmung ber Koften und des Lohnes für einen gerichtlich 
beftellten Sequefter auf den Rechtsweg. 


Entſch. v. 16. April 1878, Nr. 4475 (Aufheb. der ieh Lieminen Derr. 
des 2. G. Wien v. 18. Jänner 1878, Nr. 3404 und des O. L. G. Wien v. 
26. Februar 1878, Nr. 3677). Zur. BI. 1879, Wer. 9. 


Die von A als gerictlid, beftelltem Sequefter eines Haufes 
vorgelegte Verwaltungsrehnung wurde von dem Hhpothelargläubiger 
B in den für Abminiftrationsauslagen angefegten Beträgen fowie in 
dem von A für feine Mühewaltung eingeftellten Betrage bemängelt 
und das Begehren geftellt, daß nad vorläufiger Einvernehmung bes 
Sequefter8 die gerichtlihe Beftimmung der Sequeftrationefoften vor 
genommen werde. — Beide Untergerichte haben die Mängelſchrift des 
B dem A nad Vorſchrift des Rechnungsproceſſes ($. 103 a. ©. O.) 
zur Erftattung der Erläuterungen zugeftelt und das Begehren um 
Anordnung einer Tagfagung zur Einvernehmung des Sequefters und 
um Beſtimmung der Sequeftrationsfoften abgewiejen, mit der (ober- 
gerichtlichen) Begründung, daß die Liquidation der Gequeftrationg- 
foften nit im Wege des Verfahrens außer Streitfahen erfolgen 
fann, weil die executive Sequeftration fein Schritt des Verfahrens 
außer Streitſachen ift; daß übrigens aud im leßteren, nad 8. 1 
des Pat. vom 9. Auguft 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, die Gerichte 
weder von Amtswegen noh auf Anſuchen einer Partei weiter vor- 
zugehen haben, als es die Geſetze vorfchreiben; daß im ftreitigen 
Berfahren nah 8. 1a. ©. O. nur über eine Klage und nad) ten 
Beitimmungen der allgemeinen Gerichtsordnung vorzugehen ift, nad) 
8. 297 a. ©. D. aber. die Bemänglung gegen eine gelegte Seque- 
firationsrehnung in was immer für einem Rechnungspunkte nur im 
Rehnungsproceffe vorzubringen und mit Urtheil zu entfcheiden ift, 
und daß hiezu insbefondere auch die Bemänglung der Höhe Des vom 
Sequefter angefegten Lohnsanſpruchs gehört, fo wie bei einem Streit 
über die Höhe einer Lohnforderung nur gerichtsorbnungsmäßig vor» 
gegangen und bie Entſcheidung nah gerichtsorpnungsmäßig durch— 
geführtem Verfahren in der Form eines Urtheiles zu treffen if. — 
B ergriff den a. 0. Recurs, worin er geltend madte, daß in ber 
Bemänglungsihrift die im Koftenverzeihnig des Sequefter ange: 
führten, von ihm geleifteten Yunctionen nicht beftritten, nur auf das 
Ueberfpannte feiner Anfprüche bingewiefen und um beren gerichtliche 
Moderirung gebeten wurde, mithin, da der Sequeſter die Nichtigkeit 
der von ihm geleifteten Functionen nicht zu erweifen hat, die Durch» 
führung eines Rechnungsproceſſes ganz zwecklos wäre; daß ber ge- 
richtlich beftellte Sequefter nur als ein vom ©erichte aufgeftellter und 
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belegirter Verwalter des betreffenden Objectes anzufehen ift, und daß 
nah 8. 1152 a. b. ©. B. außer dem falle einer Vereinbarung die 
Beftimmung des Lohns durch den Richter zu geſchehen hat. 

In Erwägung, daß der Recurrent in femer Bemänglungsfchrift 
bie von dem Sequefter in feiner Sequeftrationsrehnung aufgeführten 
Leiſtungen nicht beftreitet, ſondern lediglich behauptet, daß die bezüg- 
lihen Anfäte zu hoch feien, und deshalb die gerichtliche Beftimmung 
ber Sequeftrationskoften, nach vorgängiger Anhörung des Sequefterg, 
anftrebt ; daß der verlangten vorläufigen Einvernehmung des Sequefters 
eine gefegliche Beftimmung nicht entgegenfteht, eine ſolche Einver- 
nehmung vielmehr zur Vereinfachung der Procedur über vie gelegte 
Rechnung führen kann; daß es fih in Wefenheit nur um den Lohn 
bes vom ©erichte aufgeftellten und daher auf Örund des gerichtlichen 
Mandates fungirenden Berwalters handelt und auch nicht ohneweiters 
Angenommen werden Tann, baß verjelbe fi der gerichtlichen Be= 
flimmung der von ihm verzeichneten Soften werde entziehen und in 
Betreff diefer urkundlich nicht nachgewieſenen Koften es auf die Ent« 
ſcheidung im ftreitigen Berfahren ankommen lafjen wollen, — hat 
ber oberfte Gerichtshof, dem Recurſe ftattgebend, mit Aufhebung der 
untergerichtlichen Entſcheidungen dem Gerichte erfter Inſtanz aufs 
getragen, dem Geſuche des B gemäß eine Tagfahrt zur Einvernehmung 
des Sequeſters anzuordnen und in Erledigung derfelben das weitere 
geſetzliche Amt zu handeln. 


Nr. 6920. 


Anſpruch der unehelichen Mutter auf Erſatz der für das 
Kind beſtrittenen Alimentirungskoſten: Unzuläſſigkeit der 
Execution auf Dienſt- und Arbeitslöhne nach dem Geſetze 
vom 29. April 1873. 
ui. * 16. April 1878, Ne. 4479 (Beſt. des das Decr. des B. G. Obern⸗ 
berg v. 24. Jäuner 1878, Nr. 234, aband. Deer. des O. L. G. Wien 
19. Februar 1878, Nr. 3061). &. 3. 1879, Ver. 37. 

In dem gegen B wegen Alimentation feines unehelihen Kin« 
des geführten Procefje wurde derſelbe von bem Gerichte erfter Ins 
ſtauz verurtheilt, ver A, Mutter des Kindes, die von ihr bisher be- 
ftrittenen Unterhaftstoften im Betrage von 139 fl. zu erfegen. Zur 
Sicherftellung diejer Forderung begehrte die A pendente appellatione 
des Bellagten die Pfändung des Dienftlohns jährliher 100 fl., welden 
der Leßtere von dem C bezieht. 

In Urbereinftimmung mit dem D. 2%. ©. bat der oberfte Ge- 
richtshof das in erfter Inftanz bewilligte Pfändungsgejud) abgemwiefen, 
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weil die der A zuerkannte Forderung die rechtliche Natur eines Er- 
ſatzanſpruches für den zur Erhaltung und Verpflegung des Kindes 
ber A beftrittenen Aufwand Hat, ein foldher Anfprud aber, als auf 
ber Beftimmung des $. 1042 a. 6. G. B. und auf der Verwendung 
einer Sache zum Nutzen eines Anderen beruhen, nicht dem Anſpruche 
auf Leiſtung des Unterhaltes gleichgeftellt werden Tann, welcher nad 
8.7, Nr. 2, lit. b. des die Zuläffigfeit: der Erecution auf Dienft- und 
Arbeitslöhne einjchränfenden Gefeges vom 29. April 1873, R. ©. 
BI. Nr, 68, von den Beftimmungen diefes Gefeges ausgenommen ift. 


1 


Nr. 6921. 


Unzuläffigleit der bächerlihen Anmerkung einer Klage auf 
‚ Widerruf einer Schenkung in fraudem creditorum. 


.d. 16, April 1878, Nr. 4559 (Beil. des dad Deer. ded B. ©. 

Podöbrad v. 11. Sept. 1877, Nr. 6407, abünd. Decr. des O. L. G. Prag v. 
4. Februar 1878, Nr. 4343). ©. 3. 1879, ©. 36. 

Das bücherliche Eigenthum der Liegenschaft X kam in Folge 
Verkaufes von D an den C und nad dem Tode des Letteren an 
feinen Erben B, gegen welden A mit einer Klage auftrat, worin er 
den Berfauf des D an den C als eine in fraudem creditorum ge- 
machte Schenkung des D bezeichnete, dur bie er, Kläger, an feiner 
Vorderung von 60,816 fl. gegen den Geſchenkgeber verkürzt worden 
fei (8. 953 a. 6. ©, B.), und das Begehren ftellte, daß ihm das 
Recht zuerkannt werde, aus der Liegenſchaft X fi für feine Yorbe- 
rung gegen D bezahlt zu machen und zu dieſem Zwecke auf biefelbe 
bie Execution zu führen. — Unter einem bat A um bie grundbücher⸗ 
lie Anmerkung ver Klage, welche in erfter Inftanz bewilligt, von dem 
D. L. ©. aber verweigert wurbe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz. Gründe: A hat nicht dargethan, daß er durch die Ein- 
tragung, bei weldyer die Anmerkung der Klage erfolgen fol, in einem 
bücherlichen Rechte verlegt worden ift; er will durd die Anmerkung 
nur in der angeblich verfchenkten Liegenſchaft fi einen Zahlungsfond 
fihern, um im Falle des für ihn günftigen Ausganges feines gegen 
den Erben des Geihentnehmers im Sinne des 8. 953 0.56. ©. 2, 
eingeleiteten Rechtöftreites für eine außerbücherliche Forderung, welche 
ex nach feiner Behauptung an ven Gefchentgeber zu ftellen hat, auf 
bie verfchenkte Liegenfchaft die Erecution führen zu fünnen. Die An» 
merkung ver Klage ift daher weber durch den $. 61, nod durch 88. 20, 
lit. b, 59 und 60 des Grundb.⸗G. gerechtfertigt. 


Safer, Unger u. Walther Entf. XVI. 12 
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Nr. 6922. | 
Berftändigumg ber nach Bewilligung ber Yeilbietung ein- 
getragenen Pfandgläubiger: Borausfegung der Berftinbigung 
derſelben durch einen Eurator ad actum. — Unzuläffigleit 
ber Anfechtung der grundbücherlichen Eintragung im Recurs⸗ 
wege behufs Abwenbung der Annullirung der Feilbietung. 


entib. v. 16. April 1878, Nr. 4577 (Belt. ded bad Decr. dei 8. ©. 
Et. Leonhard v. 26. Nov. 1877:, Nr. 9275, aufheb. Deer. des DO. L. ©. 
Graz v. 10. Jänner 1878, Nr. 38). G. 3. 1878, Nr. 68. 


A, welder auf das in Erecution verfangene Grundſtück des C 
nach erfolglofer Abhaltung des zweiten Berfteigerungstermined eine 
Pfanprehtspränotation erwirkt hatte, wurde von dem britten t 
nicht felbft verftändigt, fondern der Beſcheid, mit welchem die brei 
Termine feftgefegt worden waren, am Tage des dritten Termins dem 
für ihn ad actum beftelften Eurator zugeftellt. Die Yeilbietung fawb 
ftatt. Das Grunpfläd wurde dem Meiftbieter B zugejchlagen und ber 
Veilbietungsact von dem Executionsgerichte angenommen. Dagegen 
ergriff A den Nullitätsrecurs, weil zwifchen dem Erlaß des vie Prä- 
notation bewilligenden Beſcheides und dem britten Licitationstermine 
mehr als drei Wochen lagen, mithin Zeit genug vorhanden war, wm 
ihn perjönlih von der bevorftehenven Feilbietung zu verfländigen. — 
Bon dem O. L. G. wurde bie Feilbietung, fowie die Erledigung bes 
Gerichte, womit das Feilbietungsprotolol angenommen werben ift, 
als nichtig aufgehoben und dem Gerichte die Anfegung eines weuer- 
lichen Zeilbietungstermines aufgetragen und zwar in Erwägung, Daß 
nach Borfchrift der Hofvecrete vom 31. Auguft 1792, Nr. 48, vom 
4. Juli 1794, Nr. 183, vom 6. Mai 1847, Nr. 1063 ver J. G. ©. 
und der Miniſt.⸗Verordn. vom 5. Juli 1858, Nr. 7730, au jene 
Zabulargläubiger, welche nach gejchehener Einleitung ver Weilbietung 
zur Eintragung gelangen, foweit e8 bie Zeit zuläßt, zu eigenen Han- 
den zu verftändigen find, und Dies im vorliegenden Falle, wo bie 
Bewilligung der Pränotation bereit8 am 26. October, fomit ange 
Zeit vor dem auf ven 21. November feftgefettten Termin der britten 
Veilbietung erfolgt ift, allerdings gefchehen Tonnte, und daher bie an 
einen Curator ad actum gejchehene Zuftellung (welche nach den citirten 
Geſetzen nur dann zuläffig ift, wenn bie Verſtändigung des Glänbigers 
wegen Zeitfürze nicht mehr möglich wäre) nicht als gejeglidhe Ber- 
fländigung des Gläubigers angefehen werben kann, — B brachte den 
Revifionsrecurd ein, in dem er auch geltend madte, daß bie Prä- 
notation vom Gerichte Hätte gar nicht bewilligt werben follen und nie- 
mals juftificirt werben Tann, weil ber Schulpfchein, auf Grund deſſen 
um bie Pränotirung angefucht wurde, ungiltig fei. | 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Verfügung des DO. L. ©. 
mit Hinmweifung auf deren geſetzentſprechende Begründung und in 
weiterer Erwägung, daß die VBeftreitung bes rechtmäßigen Beſtandes 
ber pränotirten Forderung und ber Zuläffigfeit der Pränotirung auf 
anberem Wege auögetragen werben müßte. 


Nr. 6923. 
Mobilienpfändung: Perfection der Pfändung. 


Ent v2 y. 24. Fa 1878, Ir. 2644 (Belt. der geſgform igen Der Det. Be 
6. Oct. "1877 ‚Nr. 51832 nnd des 
emo Der. 1877, Nr. 25555). Jur. 1878, N. 50. 


Am 24. September 1877 ſollte die dem A gegen bie Papier⸗ 
fabriksactiengeſellſchaft B bemilligte Mobilienpfänbung vollzogen wer- 
ben, Der damit beauftragte Gerichtscommiſſär verzeichnete mit Blei⸗ 
ftift Die zur Pfändung beftimmten Papiervorräthe, die er dem Fabriks⸗ 
birgetor zur Verwahrung anvertraute, und am nächſtfolgenden Tage 
errichtete er das förmliche Pfändungsprotokoll, worin er die Pfand⸗ 
objecte nach dem erwähnten Brouillon eintrug, den er dem Protofolle 
beiſchloß. An demfelben Tage, 25. September, wurde aber über das 
Bermögen ver Gejellihaft B der Eoncurs eröffnet und das Concurs- 
Edict an dem Gerichtshauſe angefchlagen. In Hinblid auf vie 88. 11 
und 2 der C. O. handelte es fih nun um bie Frage, ob die Pfän- 
bung nod am 24. September vollzogen worben fei. — Das Gericht 
erier Inſtanz entſchied die Frage im bejahenden Sinne aus folgen« 

en Gründen: Zur Erwerbimg des gerichtlichen Pfandrechts ift bie 
einfache Hinweifung auf das PBfandobject und die Erklärung des Ere- 
sutionsführers, daß er diefes Object pfänve, hinreichend; bie Aufuchme 
eines Protokolls über dieſe Amtshandlung hat aber lediglich den Zweck, 
nach Außen zu beweifen, daß die Pfändung flattgefunden hat. Laut 
Beflätigung des Gerichtscommiffärs wurden nun bie gedachten Papier- 
vprräthe am 24. September 1877 gepfänvet und am felben Tage auf 
dem dem Protokolle beigeſchloſſenen Brosillon, welches als integriren- 
der Beſtandtheil des Protokolls angefehen werden muß, verzeichnet; 
die Teiche bung ver Pfandſachen bat daher im Sinne des $. 455 
weſtg. G. O. nod am 24, September 1877 ftattgefunden, und wenn 
man biefelben am nächſtfolgenden Tage in das Protokoll unterm 25. 
September 1877 eingetragen bat, fo Hat dies offenbar darin feinen 
Grund, daß man der Außerachtlaffung der Formalität vorbeugen wollte, 
welche nur dem Gerichtscommiſſär zugefchrieben werden könnte, keines⸗ 
falls aber der Partei, die fein Verſchulden trägt und nicht die Auf⸗ 
gabe Hat, das Pfändungsprotofoll aufzunehmen, zum Nachtheile ge⸗ 

12 * 
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reichen kann. — Das O. L. ©. beſtätigte den von dem Concurs⸗ 
maſſe⸗Verwalter angefochtenen Beſcheid der erſten Inſtanz mit Bezug⸗ 
nahme auf die vorſtehende Begründung und mit dem Beiſatz, daß 
zur Widerlegung der Ausführungen des Maſſeverwalters, mit welchen 
derſelbe darthun will, daß die gerichtliche Pfändung erſt im Momente 
der Unterfertigung des Pfändungsprotokolls vollzogen wird, die ein» 
fahe Berufung auf die Beflimmungen der 8$. A451 und 452 a, b. 
©. B., welde für die Anſchauung des erften Richters fprechen, 
hinreicht. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf den a. o. Reviſionsrecurs des 
Concursmaſſe⸗Verwalters, weil in den angefochtenen Entſcheidungen 
eine Nichtigkeit oder offenbare Ungerechtigkeit nicht wahrzunehmen. i ‚fe 
zumal das Protokoll nicht die Pfändung felbft, ſondern jene öffent, 
liche Urkunde ift, in weldyer alle Vorgänge bei ber vollzogenen fãn⸗ 
bung verzeichnet und angeführt find, das Pfandrecht in dem Augen⸗ 
blide des Vollzuges der Pfändung erworben wird und in eben dem» 
felben Protokolle conflätirt erfcheint, daß an den verzeichneten Papier» 
vorräthen die gerichtliche Pfändung am 24. September 1877 voll. 
zogen wurde; endlich diefe Papiervorräthe keineswegs im der Berwah⸗ 
rung der Concursmaſſe verblieben, ſondern laut eben desſelben Pro⸗ 
tokolls dem Fabriksdirector gerichtlich in Verwahrung übergeben wor⸗ 
den ſind. 


Nr. 6924. 


Immobilienexecution: Nichtberückſichtigung eines vor Eintt 
ber Rechtskraft des BVertheilungsbefcheides angemeldeten, 
Grundftenerrüdftandes. 


v. 24. April 1878, Nr. 4551 (Abänd. der gleihfürmigen Deer. 
ch Boährinn v. 12. "änner 1878 Ne. 315 —X D 8 
v. 12. Februar 1878, Nr. 2428). Beiticeift f. d. —2R rn —* 25. 

Bor Eintritt der Rechtskraft des in einer Immobilienereeution 
erlaſſenen Meiſtgebotsvertheilungsbeſcheides meldete die Finanzpro⸗ 
euratur einen Grundſteuerrückſtand an, der zur Meifſtgebotsvertheilung 
nicht angemeldet werden Tonnte, weil derfelbe damals noch nidyt bes 
meflen worden war, und begehrte, daß dieſe Forderung bei der Ver⸗ 
theilung noch berüdfichtigt werde. — Bon dem Gerichte erfter Ins 
flanz wurde der Steuerrädftand nachträglich als Borzugspoft in ber 
Meiftgebotövertheilung aufgenommen. — Dagegen ergriff der dadurch 
verfürzte Hypothekargläubiger A den Recurs, welder von dem D. 
8. ©. mit der Begründung verworfen wurde, baß die Vertheilung 
des Meiftgebots auf eine im Erecutiongwege verkaufte Liegenſchaft 
von Amtöwegen zu gefchehen hat, von dem Gerichte von Amtswegen 
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dafür. zu forgen ift, daß die Borzugspoften und vie Satzforderungen 
quoad ordinem liquidirt werden, und daß, wenn aus Verſehen eine 
Borzugspoft oder eine unangemeldete Satpoft nicht zur Liquidation 
gelangt wäre, auf die Anzeige der benadhtheiligten Partei die unriche 
tige Kaufſchillingsvertheilung von Amtswegen richtig zu ftellen ift. 

Auf den a. 0. Recurs des A hat der oberfte Gerichtshof das 
Begehren ber Finanzprocuratur um die Berüdfichtigung ber. nachträg⸗ 
lih angemeldeten Steuerforverung bei der Bertheilung des Kaufs 
ſchillings abgewiejen, weil die Yinanzprocuratur von der Anordnung 
ber Tagfahrt zur Vertheilung des Meiftgeboted verftändigt worden ift, 
babei bie Forderungen des Fiscus angemeldet bat und nad ver 
Schöpfung und Zuftellung des wenngleih noch nicht rechtskräftigen 
Meiftgebotsvertheilungsertenntniffes eine nachträgliche Anmeldung weie 
terer Forderungen nicht mehr zu berüdfichtigen und nicht geeignet ift, 
eine Abänterung des Erkenntniſſes zu bewirken, 


Nr. 6925. 
Auslegung eines Urtheils: Verurtheilung zur Zahlung „auf 
Grund“ einer beftimmten Urkunde. — Vorausfegungen der 
rechtswirkſamen gerichtlihen Hinterlegung einer (urtheils- 
mäßigen) Schuld. 

Entſch. v. 24. April 1878, Nr. 4611 (Beft. des dad Decr. ded Handels 
and Seegerichtes Trieit v. 12. Februar 1878, Nr. 14009, abänd. Decr. des 
D.2. G. Trieft v. 7. März 1878, Nr. 781). Gazz. dei Trib. 1878, Nr. 11 

Durch gleihförmige Urtheile der erften und zweiten Inftanz war 
bie Affecuranzgefellfehaft B fhulvig erkannt worden, dem A auf Grund 
ber Berficherungspolice ... („in dipendenza“ della polizza di si- 
curtà. ..) 7630 fl. und die Zinfen feit 7. November 1875 zu zahlen. 
Die Bellagte ergriff gegen dieſe Erfenntniffe die a. o. Reviſions⸗ 
befhwerde, welche aber den A nicht abhielt, fofort den Erecutiond- 
weg zu betreten (Hofver. v. 15. Februar 1833, 9. ©. ©. Nr. 2595) 
und zur Hereinbringung feiner Forderung gegen tie Beklagte die 
Mobilienpfändung zu begehren. Nun beponirte die Berfiherungs- 
geſellſchaft bei dem Executionsgericht ben sollen Betrag ihrer urtheils- 
mäßigen Schuld zur Ausfolgung an den A gegen Empfangnahme ber 
Berfiherungspolice, mit der Bitte um Einftellung der Execution. — 
Nach vorgängiger Verhandlung wurde von dem Gerichte erfter Inftanz 
biefem Begehren (nad) Hofder. vom 22. Juni 1836, J. G. S. Nr. 145) 
flattgegeben und das Mobilienpfändungsgefud des A abgewiefen, weil 
dadurch, daß die Bellagte zur Zahlung der Berfiherungsfumme „auf 
Grund der Verfiherungspolice* verurtheilt wurde, ihre Zahlungs 
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licht nicht unbedingt ausgefprochen, ſondern an die Bedingung ber 
Zurüdfielung der Police von Geite ded Klägers geknüpft worden fei, 
mithin vie Beklagte, indem fie ihre Schuld für den Kläger mit dem 
Beifage bei Gericht erlegte, daß derſelbe das Depofitum gegen die 
Aushändigung der Police an das Gericht erheben tömme, ſich ven 
ihrer urtheilsmäßigen Verbindlichkeit nah $. 1425 a. b. G. 8. be- 
freit babe. — Das O. % ©. beiwilligte die vom Kläger angeſuchte 
Mobilienpfändung. 

In Erwägung, daß die Beklagte zur Zahlung des Afjecurung- 
famme ohne Auflage einer Gegenleiftung atı den Kläger veruriheilt 
worden ift; daß wenn in den Urtheilen ausgeſprochen wurbe, daß bie 
Bellagte auf Grund der Berfiherungspolice zu zahlen fchulvig ſei, 
hiemit nur der Rechtsgrund ihrer Verbindlichkeit bezeichnet worden ift, 
baß aber das Erecutionsredht des Klägers nit in der Police, ſon⸗ 
bern in den Urtheilen begründet ift; daß die Beklagte nur durch die 
Zahlung der urtheilgmäßigen Schuld die Erecution verhindern konnte; 
daß fie durch die gerichtliche Depofition derſelben von ihrer Verbinds 
Lichfeit nicht Liberirt wurde, weil der Erlag überhaupt nicht unter den 
Borausfegungen des 8.1425 a. b. ©. 2. gefchehen ift und die Bes 
Hagte überdies die Ausfolgung ves Depofitumd an den Kläger von 
einer Bevingung abhängig gemacht hat, am melde das Recht des 
Legteren in den Urtheilen nicht gefnüpft wurde und deren Erfüllung 
fte jelbft dem Kläger durch die Ergreifung ber a. o. Reviſionsbeſchwerde 
gegen die Urtheile unmöglich gemacht hat, in Folge welcher das Ori⸗ 
ginal der Berfiherungspolice als Beſtandtheil der inrotulirten Proceß- 
acten dem oberften Spruchgerichte vorgelegt werden mußte; daß mit» 
Hin das Executionsrecht des Klägers vurch ein den Urtbeifen nad» 
gefolgtes Factum (Hofder. v. 22. Juni 1836, $. ©. ©. Nr. 145) 
Fa erloſchen ift — hat der oberſte Gerichtshof bie Eutſcheidung des 

. L. ©. beſtätigt. 


Nr. 6926. 


Geltendmachung einer auf einer vollftredbaren Notariats- 

urtunde beruhenden Darlebensforderung im Concurſe: 

Statthaftigleit der vom Maffeverwalter erhobenen exceptio 
non numeratae pecuniae. 

in 3 —8* ril 1878, Ne. 4733 GBeſt. der glei örnigen Decr. des 


1. Jänner 1878, Nr. 187616 nnd des O. L. ©. Wien vom 
6. Februar 1878, Nr. 3328). ©. 2. 1870, Nr. 36, 


00% meldete im Concurs des B eine Darlehensforberung bon 
000 fl. an, unter Vorlage der bezüglichen Schufnverfchreibung des 
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B,. melde notariell errichtet und mit der Klaufel ber von B ein- 
geränmten fofoxtigen Bolftredbarkeit (8. 3 der Not.Ordn.) verfehen 
war, Bei ber allgemeinen Liquidirungstagfahtt beftritt der Concurs⸗ 
maſſeverwalter bie Richtigkeit der Forderung wegen der nicht gefchehenen 
Buzählung des vollen Doarlehensbetrages. Dagegen behauptete A, 
daß die angemelbete Forderung, ba fie auf einem erecutionsfähigen 
Rotariatsacte beruht, wie eine bereits durch xichterliche Entſcheidung 
abjubicixte Forderung zu behandeln, folglich nad $. 115 alines 3 
ber C. O. die Berhandlung in Betreff der Nichtigkeit verfelben auf 
bie der Errichtung des Wotariatsactes nachgefolgte Thatfachen zu 
beſchränken fei; und nachdem ter Concursmaſſeverwalter fpätere das 
Forderungsrecht aufhebende Thatfachen nicht vorgebracht hat, ſtellte 
A das Begehren, daß die Liquidität der angemeldeten Forderung vom 
Gerichte ausgeſprochen werde. — Von beiden Untergerichten wurde 
das Begehren des A abgewieſen, weil das 3. alinea des $. 115 
C. O. nur von der richterlihen Entſcheidung handelt, welder, va fie 
ein vorhergegangenes Streitverfahren vorausfegt, ein mit ber (yes 
cutionsclauſel verfehener Notariatsact oder ein gerichtlicher Vergleich 
nicht gleichgehalten werben Tann, nnd weil aud das Hofder. vom 
Jnni 1836, 9. ©. ©. Nr. 145, für bie Gleichſtellung dieſer 
Urkunde in Bezug anf ihre rechtliche Wieiſamteit im Concurſe nicht 
herangezogen werden kann, zumal im Concurs nicht nur das Intereſſe 
des Gemeinſchuldners, ſondern auch das der Geſammtheit ver Gläubiger 
zu berückſichtigen iſt, deren Rechte nicht durch einſeitige Aete des Schuld⸗ 
ners gefchmälert werben dürfen. 
Der oberſte Gerichtshof verwarf ben a. o. Revifſionsrecurs des 
A, weil die untergerichtiichen Entſcheidungen keine Veranlafſung geben, 
bieſelben auf Grund des 8. 16 des kaiſerl. Pat. vom 9. Auguſt 1854, 
R. ©. Bl. Rr. 208, im Revifionswege abzuändern. 


Nr. 6927. 
Unftatthaftigfeit der Oppofitionsflage vor Vollziehung eines 
Erecutionsactes. 

Entſch. v. 24. April 1878, Nr. 4873 (Beft. des dad Derr. des H. G. Pra 
v. 2]. "Sehrnar 1878, Nr. 17312, ben Der. des O. L. — 
18. März 1878, Nr. 7862). ©. 3. 1879, Nr. 53. 

Nachdem tem B gegen den A vie executive Mobilarpfänbung 
bewilligt worden war, trat biefer gegen B mit der Oppofitionsflage 
auf (Hofver. vom 22. Juni 1836, 3. ©. ©. Nr. 145), und bes 
gehrte bie Suspendirung der nod nicht volljogenen Pfändung — 
Sein Geſuch wurde in erftler Inſtanz abgewieſen, weil das citirte 
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Hofder. den Executen nur berechtigt, die Einftellung ber Execution. zu 
begehren, im vorliegenden alle aber, wo die Execution noch nicht im 
Bollzug gejegt ift, von einer Einftellung berfelben nicht die Rede fein 
kann. — In zweiter Inflanz wurde bie aufrechte Verbeſcheidung bes 
Siftirungsgefuches, durch Anberaumung einer Tagfahrt zur Berhanplung 
über dasjelbe, angeorbnet. Gründe: Der Umfland, daß das Exe⸗ 
cutionsrecht des Klägers nod nicht zum Bollzug gelommen tft, fteht 
dem Rechtsmittel der Siftirung nicht entgegen, da ein Bewilligungs⸗ 
beſcheid jederzeit vollzogen werden kann. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Verordnung 
mit Hinweiſung auf deren Begründung. 


Nr. 6928. 


Koſten der Rechtfertigung des durch den Gegner des Eon- 
kumacisien verfchuldeten Ausbleibens von der Tagfahrt. 


Entid. v ril 1878, Nr. 4880 jet he des das Der. des K. G. 
Hat, v. 2%. Jänner 1878, Nr. abänd. Decr aD L. G. 
Brünn v. 12. März 1878, Nr. 2780). ©. 2. 1879, ie 

Im bem ſummariſchen Procefje des A gegen B peto. Zahlung 
einer Geldforderung wurde in erfter Inſtanz dem Geſuche des Be- 
Hagten um Purgirung der contumacia besfelben nad vorgängiger 
Berhanblung fattgegeben und dem Kläger ver Erfag ver Koften des 
Incidentſtreites an den Bellagten aufgetragen. Die Entjcheidung im 
Koftenpunkte war damit begründet, daß vor dem auf bie Klage an⸗ 
beraumten Berhandlungstermin zwifhen beiden Theilen Vergleichs⸗ 
unterhanblungen ftattgefunden haben, welde dahin führten, daß der 
Beklagte einen Theil der Schuld bezahlte und bie ratenweije Tilgung 
des Schuldreſtes vereinbart wurde; daß der Bellagte in Yolge deſſen 
annehmen mußte, daß ber Kläger ſelbſt die Verhandlungstagfahrt 
nicht mehr bejuchen werde; daß fomit dem Beklagten ein Berjchulden 
an dem Ausbleiben nicht zur Laſt fällt, er vielmehr durch den Vor⸗ 
gang bes Klägers gendthigt worben ift, fein Ausbleiben zu recht 
fertigen, woraus folgt, daß, entfprehenb den Beftimmungen des Ges 
feßes vom 16. Mai 1874, R. ©. Bl. Nr. 69, und ver 88. 1295 
mb 1324 a. b. ©. B. ver Kläger die Koften dem Gegner zu er» 
jegen hat. — In zweiter Inſtanz wurbe, umgelehrt, ver Bellagte 
in ven Erſatz ber Koften des Incidentſtreites an ben Kläger verfällt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die Entſcheidung des O. 2. G., 
in der Erwägung, daß der $. 19 des Geſetzes über. das ſummariſche 
Verfahren und das den Koſtenpunkt bei Wiedereinſetzungen in den 
vorigen Stand regelnde Patent vom 1. Juli 1790, 9. G. ©. Nr. 31, 
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ganz allgemein lauten und vorihreiben, daß ber Wiebereinfegungs- 
werber auch im Falle der Bewilligung feines Gefuches dem Gegner 
die bermrſachten Koften zu erjegen bat, 


Nr. 6929, 
Exceptio rei judicatae: Erneuerung eines abgewiefenen 


Entfhäbigungsanfpruches auf Grund einer anderen causa 
obligationis. 


Entf. v. 25. April 1878, Nr. 1122 (Beft. des das Urth. des &. G. Wien 
v. 3. Juli 1877, Nr. 47753, abänd. Urth. des O. 2. & Wien dv. 9. Oct. 
1877, Nr. 15484). 6. 3. 1879, Nr. 4 
Die Witwe und Erbin des ifenbabncoabucturs M, ber von 
einem Bahnwagen überfahren wurde und dadurch um das Leben kam, 
belangte die Bahnunternehmung mit der auf das Gef. v. 5. Mär; 1869, 
R. G. Bl. Nr. 27, gegründeten Entſchädigungsklage Die Klägerin verlor 
en Proceß infolge bes von ber Bellagten erbrachten Beweiſes, daß das 
Unglüd durch das eigene Verſchulden des M verurjaht wurde. Nun trat 
fie gegen die Bahnunternehmung mit einer neuen Entſchädigungsklage 
auf, worin fie als die Urſache des Todes des M deſſen Verblutung 
bezeichnete, welde durch die Vernachläſſigung der nöthigen Obforge 
über ben Berlegten herbeigeführt, mithin von der Bahnunternehmung, 
bie zu diefer Obſorge verpflidtet war, verſchuldet worden fei. Die 
Beklagte opponirte die res judicata. — In erfter Inſtanz wurde ber 
Einrede ber entſchiedenen Sache mit der Begründung flattgegeben, 
baß in ber einen, wie in ber andern Klage die Entſchädigung wegen 
Eintrittes des Todes des M begehrt, in beiven Klagen als Rechts⸗ 
grund des Anſpruches das Verſchulden der Bellagten angeführt ift 
und diefelben nur in der Bezeihnung der Art des Verſchuldens von 
einander abweihen. — Bon dem O. L. ©. wurde bie exceptio rei 
judicatae abgewiejen, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß Der zweiten 
Yaftanz, Oründe: Die erfte Klage ftügte fih barauf, daß M durch 
ein von ber Beklagten zu vertretendes Verſchulden überfahren mwurbe ; 
bie zweite. Klage ift auf die Unterlaffung des Beiftandes gegründet, 
zu weldem bie Bellagte verpflichtet gewefen fein fol. Das verſchuldete 
Meberfahren und die Beiftandsunterlaffung find zwei weſentlich ver: 
ſchiedene Thatſachen, da «8 ſich bei erſterer um ein pofitives, bei 
leßterer um ein negatives Factum handelt. Wenn auch erlannt worden 
ift, daß die Beklagte kein Berfhulden an dem Ueberfahren trage, fo 
ift damit keineswegs ausgefprohen, daß ihr aud in Betreff ber 
Unterlaffung des: Beiftandes fein Verſchulden zur Laſt fällt, worüber 
erft auf Grund der vorliegenden Klage zu entſcheiden fein wird. 
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Rr. 6930. 
Streit über die Grundlagen eines Erbvergleiches: Heaupteid— 


Entſch. v. 25. April 1878, Nr. 9377 (Abänd. des da⸗ Eh wir 8 R omnud 
9. 26. Augnit 1877, Nr. 4707, abänd. Urt — .Ott. 
a Nr. 27334). 1 

Die ——— des M, ni ne ine A und feine 
Eltern B und C trafen das Uebereinfommen, daß die A ben inven- 
tirten Nachlaß übernehme nad dem B und ber C je 850 fl. beraus- 
zahle, und dieſem Uebereinkommen zufolge wurbe ver Nachlaß der A 
eingeantwortet. Nun belangte fie ben B auf Zahlung von 60 fl., 
mit der Anführung, daß B die in den Nachlaß gehörige Kuh im 
Werthe von 60 fl., welche in das Inventar aufgenommen und 'ihr 
eingeantwortet worden ift, ſich zugeeignet habe. B wendete ein, daß 
er die Kuh noch vor dem Abſchluß des Abhandfungsübereintommens 
an fi genommen habe, was auch die A zugeftand, und baß bet ver 

Beftimmmg des an ihn und die C hinaus zu zahlenden Erbbetrages 
per 1700 fl. der Werth der Kuh mit 60 fl. eingerechnet worden ſei, 
was die A ableugnete. — Das Gericht erſter Inſtanz erfannte nach 
dem Slagebegehren, welches in zweiter Inftanz aus folgenden Gründen 
abgewieſen wurde: Die Verlaſſenſchaftsabhandlung nah M wurde 
mit einem Bergleihe beendet, nad welhem vie A gegen Zahlung 
eines Betrages von 1700 fl. den inventirten Nachlaß übernahm; 
dieſer Vergleich erzeugte ein neues Rechtsverhältniß in der Weite, 
daß alle früheren Verbindlichkeiten erlofhen und die neuen dur) den 
Vergleich feftgeftellten ihren Anfang nahmen ($. 1380 a. b. G. B.). 
Es kann daher die A, welcher zur Zeit des Vergleichsabſchluſſes bes 
kannt war, Daß ber B fi die in dem Nachlaßinventare eimgeftellte 
Kuh angeeignet hat, den durd den Vergleich erloſchenen Anfpru auf 
Zurüdftellung verjelben nicht geltend machen. Daran vermag der 
Umftand nichts zu Ändern, daß laut ber Einantwortungsurkunde der 
A ber ganze inventirte Nachlaß, zu weldem allerdings bie Kuh ge» 
bört, eingeantwortet wurde, weil bie Einantwortung auf Grand des 
Erbvergleiches geſchehen iſt, und mit der Einantwortung nur die 
uebergave bes Nachlafſſes in den rechtlichen Befig bewirkt (8. 797 
a. b. ©. 3.), feineswegs aber damit ausgefprochen wurde, daß ber 
A ein Feen vorbehalten werde, welches fie gegen ben B aus dem 
Grunde, daß dieſer ſich Nachlaßgegenſtände zugeeignet hat, geltend 
machen kann. 

Von dem oberſten Gerichtshofe wurde der Klage für den Fall 
ſtattgegeben, als die Klägerin mit dem ihr aufgetragenen Haupteide 
verneint, daß bei ber Feftftellung des Hinauszugahlenden Betrages 
von 1700 fl. der Werth der Kuh eingerechnet worden ift. Gründe: 
Aus dem Bergleihe, welcher zur Zeit, als der Beklagte ſich bereits 
in bem Befite ver Kuh befand, über ven Nachlaß abgefchlofjen worden 
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if, kann nicht abgeleitet werben, baß ber Anfpruch der Klägerin aus 
ber Zueignung ber Kuh durch B erlofchen fei, va B ganz im Gegen⸗ 
theile durch den Vergleich anerfannt bat, daß ihm aus dem Nachlaſſe 
bes M außer dem Betrage von 850 fl. nichts gebührt. Nur dann, 
wenn beim Abſchluſſe des Vergleiches der Werth der Kuh in den 
binawszuzahlenden Beitrag ausdrücklich eingerechnet worden wäre, 
würde der Anfprud ber Klägerin anbegründet fein. . 


Nr. 6931. 
Auläffigkeit der Prorogirung des Gerichtsftandes in Beftand- 
ftreitfachen.* 


Eutie) v. 25. April 1878, Nr. 4394 (Beil. ded dad Deer. ded 8. ©. 
Stanislan v. 30. Juli 1877, Nr. 5765, abänd. Deer. ded O. L. ©. Lemberg 
dv. 22. Jänner 1878, Nr. 28187). ©. 3. 1879, Nr. 44. 

In dem Bertrage, womit der in Stanislau wohnhafte A fein 
in einem andern ©erichtsfprengel belegened Gut dem B verpadhtete, 
wurbe feftgefegt, daß bei hervorkommenden Beftandftreitigfeiten bie 
lage bei dem Gerichte anzubringen fei, welches nad dem Geſetze 
juflänbig wäre, wenn das Pachtobject im Bezirke des MWohnfiges des 

erpächter8 läge. Als nun A den B wegen Zahlung eines Padıt- 
zinsrüdftandes bei dem ftäbt.-Deleg. B. ©. Stanislau (dem Gerichte 
des Wohnfiges des Klägers) belangte, wendete der Beklagte vie 
Incompetenz des angerufenen Gerichtes ein, weil bei Streitigleiten 
aus Pachtverträgen zu Folge der Beftimmung des $. 1 der Faiferl. 
Verordnung vom 16. November 1858, R. ©. Bl. Nr. 213, aus 
nahmslos das Bezirksgericht, in deſſen Sprengel das Pachtgut liegt, 
zuftändig ſei. — In erfter Inflanz wurbe bdiefer Einwendung mit 
ber Begründung ftattgegeben, daß dag nad) 8. 1 der cit. Berorbnung 
zuftändige Gericht als Kaufalgericht einfchreitet und daher der Rechts⸗ 
fireit na 8. 47 der I. N. auch durch freiwillige Uebereinfommen 
der Parteien nicht vor ein anderes Gericht gebracht werben kann. — 
Das O. L. ©. verwarf die Einrede der Incompetenz. | | 

In Erwägung, daß im 8. 1 der obigen Verorbnung bie nad 
8. 47 der I. N. zuläffige Prorogirung eines anderen B. ©, ſtatt 
besjenigen, in deſſen Sprengel das Beſtandgut liegt, nicht ausge⸗ 
ſchloſſen iſt; daß demnach die freiwillige Prorogation eined anderen 
Gerichtes gleicher Kategorie ftatt des gejeglich zuſtändigen B. ©. ven 
Parteien geftattet und diefes Webereinfommen ver Parteien auch auf 
ein ftäbt.-deleg. B. ©. anwendbar erfcheint, zumal gerade im $. 15, 
lit. ce der I. N. ähnliche auf Pachtgüter Bezug nehmende Streitfadhen 
ausdrücklich den ſtädt.⸗deleg. B. ©. zugewiefen find, — hat ber 
oberfte Gerichtshof die Entfheidung des O. 8. ©. beftätigt. 
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Nr. 6932. 


Zutäfigtei des Eides des Nelaten über eine ihm nicht aue 
eigener Wahrnehmung bekannte Thatſache. 


Entſch. v. 25. April 1978, Nr. „0076 (Bet. Le dad Decr. des B. G. Kal⸗ 
warya v. 12. Nov. 1876, Mr. 728, anfbeb. Deer. des O. L. G. Krakan v. 
7 uni sr Kr. 7224). ©. 9. 1878, ©. 275. | 

In dem Procefje des A gegen B peto. Eigenthums an einem 
Grundſtücke wurde duch Urtheil dem B der von A zurückgeſchobene, 
ohne den Beifag „feines Wiffens und Erinnerns“ abzulegende Haupt« 
eid auferlegt, daß ein Dritter, M, dad Grundftüd im Jahre 1847 
gekauft und bis zu feinem Tode befefien habe. B trat ven Eid au 
und erklärte bei der Eidestagfahrt, daß er nicht zugegen gewejen fei, 
als M das Grundſtück kaufte, allein von ihm den Kauf erfahren habe. 
— In Folge defien wurde B zu dem Eide, auf deſſen Ablegung er 
beftand, von dem Proceßgerichte nicht zugelaffen, weil ſich fein Wiffen 
nicht auf eigene Wahrnehmung gründe. — Das O. L. ©. verorbnete 
die Abnahme des Eides, da es nicht Sache des Richters ift, ben 
Grund des Willens der Partei, welche den Eid zu leiften hat, aus⸗ 
zuforfchen, die etwaigen Zweifel aber im Laufe ver Verhandlung und 
bei der Urtheilsſprechung in Erwägung zu ziehen waren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das oberlandesgerichtliche 
Decret aus deflen Gründen und in der weitern Erwägung, daß nad 
8. 280 weitgal. ©. O. der im eigenen Namen Proceß führenden 
Partei der Haupteid Über fremde Handlungen aufgetragen, daher auch 
zurüdgejchoben werben kann. 


Nr. 6933. 


Zinfenverfpreden oder Eonventionalftrafe? — Richterliche 
Ermäßigung der Conventionalftrafe bei Darlehen, 
€ v. 26. April 1878, Nr. 10152 (Beit. de dos de. bei B. ©. Reszow 
— Dec. 18% Nr. 11606, abänd ind. Fr: grrafan v. 2 ärz 
1877, Nr. 1784). @ I 
B erhielt von A 63 fl. als ——— Darlehen mit der 
Verpflichtung, dasſelbe an einem beſtimmten Tage zurückzuſtellen und, 
wenn er dieſen Termin nicht einhielte, 48% ber Darlehensfumme 
bis zur Tilgung der Schuld jährlich zu zahlen. Auf Grund dieſes 
Bertrages wurde er von A nad Ablauf der Frift wegen Zahlung 
ber 63 fl. und der verfprochenen 484 belangt. — Bon dem Ge⸗ 
richte erfter Unftanz wurde dem Klagebegehren ollflänbig ftattgegeben. 
— In Erwägung, daß B ſich nicht verpflichtet hat, irgend welche 
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Zinfen zu zahlen, jondern für den Fall, wenn er den Zahlungstermin 
nit einhalten follte, 48 fl. von Hundert jährlich zu entrichten; daß 
fomit die verfprochenen 48 fl. nicht als Zinſen, fondern als eine 
Conventionalftrafe ($. 1336 a. b. ©. 3.) anzufehen find; daß nad 
dem vorlegten Satze des citirten Paragraphes der Richter eine über- 
mäßige Conventionalftrafe zu mäßigen bat; daß nah tem Hofber. 
vom 13. Juni 1828, 3. ©. ©. Nr. 2347, die Entfgädigung für 
verfpätete Rückzahlung einer Schuld die gefeglichen Zinfen nicht über- 
fteigen darf, die gefetlihden Berzugszinfen aber im höchſten Ausmaße 
6% der Schuld betragen ($S. 995 a. 6. ©. B.), — entſchied das 
O. L. G., daß der Bellagte ftatt der begehrten 48%, nur 6% 
jährlich von dem für bie Zurädftelung des Capitals vereinbarten 
Tage an zu zahlen Babe. — Der Kläger ergriff die Revifions- 
befchwerde, worin er ausführte, daß Die Beftimmung des $. 1336 
a. 56. ©. B., wornach in dem Falle der Beringung einer Conven- 
tionalftrafe bei Darleihen der Betrag, auf den der Richter erfennt, 
wegen verzögerter Zahlung die höchſten rechtlichen Zinfen nicht über⸗ 
fleigen darf, durch das Gefeg vom 14. Juni 1868, R. G. Bl. 
Nr. 62, aufgehoben wurde, und daß felbft in vem Falle, wenn Um⸗ 
ftände eintreten, von denen ber vorlette Sat des $. 1336 fpricht, 
der Richter die Conventionalftrafe nur nach vorheriger Einvernahme 
von Sadverftändigen mäßigen könnte, 

Der oberfte Gerichtshof Bbeftätigte das oberlandeögerichtliche 
Urtheil. Gründe: Schon der Umstand allein, daß urſprünglich gar 
feine Zinfen bebungen waren und dem Schuldner erjt für den Fall 
ber Nichteinhaltung des Zahlungstermines eine enorme Verzinfung 
auferlegt wurde, deutet unwiterlegbar darauf Hin, daß dem Kläger 
als Gläubiger nur darum zu thun war, ſich der pünftlichen Erfüllung 
des Zahlungsverfprehend von Seite feines belangten Schuloners zu 
verfihern und deſſen allfälliges Verſäumniß mit materiellen Nach⸗ 
theilen zu ahnden. Nach den Beftimmungen des 8. 1336 a. b. G. B. 
liegt darin eben das Weſen einer Conventionalftrafe, und es ift ganz 
einerlei, ob der Betrag der Conventionalftrafe in Geftalt hoher Zinfen 
oder in einem firen Gelbbetrage ftipulirt wird. Zwar murbe für 
Darlehen die im $. 1336 a. 6. ©. 3. (zweiter Sag) normirte Ein- 
ſchränkung bei Conventionalftrafen duch den 8. 1 des Geſetzes vom 
14. Juni 1868, R. ©. Bl. Nr. 62, aufgehoben; damit wurde aber 
nur der Unterfchied befeitigt, welder im $. 1336 a. 6. ©. B. bei 
Conventionalftrafen zwifchen Darlehen und anderen Fallen gemacht 
ift, und keineswegs folgt daraus, daß Conventionalftrafen bei Dar- 
leben der richterlichen Ermäßigung entrüdt find, vielmehr bleibt num, 
nah Aufhebung jenes Unterfhiedes, das richterlihe Ermäßigungsrecht 
in allen Fällen aufrecht, und es ift lediglich dem Ermefjen des Richters 
anheimgeftellt, ob die Ermäßigung fofort oder allenfalls erft nad) 
Einvernehmung der Sachverftändigen vorzunehmen fei, welch' letzteres 
bei Darlehen wohl in den feltenften Fällen gejchehen dürfte. 
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Nr. 6934. 


Eidablegung durch freiwillige Vertretungsleifter ohne Beitritt 
berfelben zum Nechtsftreit nach erfolgter Vernehmung ber- 
felben als Zengen, 


. v. 20. ril 1878, Nr. 96 (Abänd. der Ur . des B. G. oft v. 
— —* Nr. 8346 und des D. 2. ©. Fran v. 6. Fr 1877, 
Nr. 29030). ©. 3. 1879, Nr. 38. 


Nachdem in possessorio summariissimo entſchieden worden war, 
daß B und C den A in ber Benutzung feines Bergſchachtes und 
Srubenfelves dur Verſchlagung eines Wetterſchachtes geflört haben, 
belangte fie A auf Erſatz des hiedurch ihm zugefügten Schabens und 
entgangenen Gewinns, Die Ausſage ded D, Steigerd des Klägers, 
und feines Betriebsleiterd E, welche in dem Procefie als Zeugen 
verhört wurden, ergab, daß in Folge ver Beſitzſtörung dem Kläger 
eine Anzahl von Schächten verfeiert wurde und daß ber Kläger ben 
Arbeitern den Lohn für die verfeierten Schächte gezahlt bat. Um nun 
den Erfaganfprud in quanto zu begränden, beferirte ber Kläger den 
Bellagten 1. über die Zahl der verfeierten Schächte und 2. über die 
ausgezahlten Lohnſummen den ad 1 dem D, ad 2 dem E als freis 
willigen Bertretungsleiftern rückſchiebbaren Haupteid. — Das Gericht 
erfter Inftanz erkannte auf dieſen Eid, verorbnete aber, daß im Rück⸗ 
ſchiebungsfalle der Kläger felbft ihn abzufchwören hat, weil D und 
E dem Proceffe perſönlich nicht beigetreten find, weder die Proceß⸗ 
Ichriften noch die vom Kläger auf feinen Rechtsfreund ausgeftellte 
Vollmacht mitunterzeihuet haben, anvererjeitS aber im Laufe bes 
Procefies von dem Kläger als Zeugen geführt und als ſolche ver- 
nommen worden find, fo daß fie als freiwillige Bertretungsleifter - 
nicht angefehen und zur Leiftung von Haupteiden für den Kläger 
nicht zugelaffen werben können. — Das O. 8. ©. verurtheilte bie 
Beklagten unbedingt nad dem Stlagbegehren. 

Der oberfte Gerichtshof erkannte auf den in erfter Inſtanz zu⸗ 
gelafjenen Haupteid mit der Beftimmung, dag im Nüdjhiebungsfalle 
der Eid über die Zahl der verfeierten Schächte von D unb über bie 
Höhe des den Arbeitern ausgezahlten Lohnes von E, als Vertretungs⸗ 
leifter des Klägers abzufchwören fei. Gründe: Die Beweisauflage 
ber erften Inftanz muß eine Yenderung erleiden, da ber Kläger nicht 
ſich jelbft zur Leiftung des zurüdgefhobenen Eides erboten, ſondern 
feinen Steiger D und feinen Betriebsleiter E als Eidesleiſter geftellt 
bat. Der Zulaſſung berfelben zum Eide fteht nicht entgegen, daß fle 
dem Proceß nicht beigetreten und daß fie als Zeugen vernommen 
worden find, weil ihr Eintritt als Eidesleifter ſchon durch ihre ge⸗ 
Ihäftlihe Stellung bei dem Bergbau des Klägers gerechtfertigt und 
es Sache des Letztern ift, dafür zu forgen, daß fie ven Eid wirklich 
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leiften, und weil andererſeits aus dem Geſetze die Unzuläffigfeit des 
Borganges, daß eine Perfon erft ald Zeuge vernommen und dann 
zu dem für nöthig erfannten Haupteid als Eidesleiſter herangezogen 
wird — wenn anders bie gejeßlichen Borausfegungen in letterer 
Beziehung vorhanden find — nicht behauptet werben Tann. 


Kr. 6935, | 
Entſchädigungsklage im Falle einer wegen angeblichen Nach- 
brudes erfolgten Beſchlagnahme: Kompetenz des Handels- 
| gerichtes. 
E v. 30. 1878, Nr. 2516 (Beft. des Urth. des L. G. Wien vom 
—38 — 64202 Ybänd. be und be D. 2. ©. Wien vom 
27. Nov. 1877, Nr. 19308). ©. 3. 1879, Nr. 523, Advoc.-Zeitung 1879, Nr. 12. 

Der Buchhändler B in Wien, welder gegen die Firma A eine 
firafgeridytlihe Anzeige wegen Vergehens des Nachdruckes gemacht 
und die gerichtliche Beſchlagnahme der vorgefundenen Exemplare des 
als Nachdruck verfolgten Werkes erwirkt hatte, wurde von ber Firma A 
bei dem Landesgerichte in Wien deshalb mit einer Entſchädigungs⸗ 
Tage belangt, gegen weldye B bie Incompetenz des angerufenen Gerichtes 
einwenbete, rejp. die Competenz des H. ©. geltend machte. — Der 
in erfter Juſtanz abgewiefenen Incompetenzeinrede wurde von bem 
D. 8. ©. aus den nachſtehenden Gründen flattgegeben: Die ſtraf⸗ 
gerichtliche Anzeige bes Nachdruckes wurde zur Abwehr eine® Hack 
theiles, welcher dem B durch den von A beabfichtigten Verſchleiß 
drohte, erftattet und muß daher als ein zum Betriebe des Buch⸗ 
handele gehöriges Geſchäft angejehen werden. Daraus folgt, daß für 
ben vorliegenden Rechtöftreit, in welchem der Erſatz des ber Firma 
A durch diefen Borgang angeblich zugefügten Schabens begehrt wird, 
nah $. 38 Nr. 2 des Einführungsgefeges zum H. ©. B. und nad) 
Art. 273, al. 1 des Handelsgeſetzes das H. ©. competent ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftgerichtliche Entſcheidung. 
Gründe: Wenn aud die erwirkte Beichlagnahme als im Betriebe 
des Buchhandelgeſchäftes erfolgt angefehen werden will, fo ift dennod) 
daraus nicht die Folgerung abzuleiten, daß bie Streitfache nach $. 38 
des Einführungsgefeges zum Handelsgeſetze zur handeldgerichtlichen 
Competenz gehört, weil unter ven Gefhäften eines Kaufmannes, von 
denen der Art. 273 des H. ©. handelt, nur folde Handlungen und 
Geſchäfte zu verftehen find, „welche rüdfichtlich ihrer Wirkungen und 
Folgen im Berhältniffe zu anderen Perfonen nah ven für Hanbels- 
geihäfte aufgeftellten fpeciellen Normen zu beurtheilen find“, was 
aber bei ber wegen Nachdruckes erwirkten Beſchlagnahme nicht zutrifft. 
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EEE 
Bagatelberfahren: Unzuläffigleit des Reriſionsrecurſes gegen 
. Erecutionsbefcheibe. | 


Eutſch. v. 30. April 1878, Nr. 3738. G. 9. 1878, 6. 367. 


In der Bagntellfahe des A gegen B wurde bie dem A be« 
willigte executive Mobiltenpfändung bei B vollzogen und das Pfän- 
bungsprotofoll von dem Gerichte zur Kenntniß genommen. — Auf 
den Recurs des B entfchie das O. L. ©., daß das Protokoll, in- 
foferne e8 auch die pfandweije Beſchreibung einer im Bau begriffenen 
Wohnhütte enthält, nicht anzunehmen ſei. 

Gegen diefe Entfheivung ergriff A den Reviſionsrecurs, welcher 
von dem oberften Gerichtshofe als unzuläffig zurüdgemwiefen wurde, 
Gründe: Wenn in Bagatellfadhen nad dem Schlußabfate des $. 81 
bes Gejeges vom 27. April 1873, R. ©. BI. Nr. 66, gegen bie 
auf Nullitätsbefchwerden ergangenen Entſcheidungen des D. 8. ©: 
fein Rechtsmittel zuläffig ift, jo kann ein ſolches um fo weniger gegen 
omberweitige Beſcheide des Oberlandesgerichtes ftattfinden, zumal nad) 
8. 85 ibid. fhon Befcheive bes erften Richters, mit Ausnahme ber 
in 8. 84 tarativ angeführten Falle, mittelft Recurſes nicht. ange⸗ 
fochten werden können; und wenn nad $. 87 im Executiond-Ber- 
fahren die Vorfchriften über das ſummariſche Berfahren zur An- 
wendung fommen follen, jo folgt daraus nicht, daß im Executions⸗ 
zuge ein Recurs an den oberften Gerichtshof zuläflig fer, ba eben 
bie befondere Vorſchrift im Bagatellverfahren in den 88. 84 und 85 
bie Falle der Zuläſſigkeit eines Recurſes beftimmt bezeichnet und 
barin von Recurfen gegen Erxecutionsbeſcheide feine Rede ift. 


Nr. 6937. 


Cautio actoria: Zulaffung zum Paupertätseive nad rechts⸗ 
kräftiger Beſtimmung ihrer Höhe. 


Eutſch. v. 30. April 1878, Nr. 4770 (Beſt. des Decr. des B. G. Wieden 
in Siem 2 v. 29, gut 1877, Nr. 30141, Abän. des Deer. des O. 8. ©. 
Wien v. 27. Nov. 1877, Nr. 10984). G. 3. 1879, Nr. 48 

Bei der Verhandlung 5 über das Geſuch bes Beflagten um 
Auflage der actorifhen Caution, erklärte der Kläger fih zur Leiſtung 
berfelben bereit und opponirte nur gegen den vom Gegner ange- 
fprochenen Betrag der Caution, worauf das Gericht die Cautions- 
fumme beftimmte und deren Erlag dem Kläger ohne Vorbehalt des 
Panpertätseides anftrug. Nun überreichte der Kläger das Gefuh un 
Anberaumung eines Termins zur Ablegung des Paupertätseides. — 
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Das in erfter Inſtanz durch Anordnung der Tagfahrt bewilligte Ge⸗ 
ſuch wurde vom O. L. G. abgewieſen, weil der Beſcheid, womit dem 
Kläger der Cautionserlag aufgetragen wurde, in Rechtskraft erwachſen 
iſt und dadurch der Beklagte ein Recht auf den Erlag der Caution 
erworben hat. 

In Erwägung, daß dem Kläger nach 8. 406 a. G. O. die 
Wahl freifteht, entweber annehmliche Sicherheit für die Gerichtsloften 
zu ſtellen oder zu ſchwören, daß er dieſe nicht leiſten könne; daß es 
weder im Geſetze noch in der Natur der Sache gelegen iR, dem 
Kläger dann, wenn er fih zur Cautionsleiftung bereit erflärt hat, 
hinterher aber durch veränderte Bermögensumftände die Caution zu 
leiften unfähig wurde, das Recht, als Kläger aufzutreten, abzufprechen ; 
daß daher die Rechtskraft des dem 8. 406 a. ©. DO. nit ganz 
entiprechenden Beſcheides, womit demfelben die Deponirung der Cau⸗ 
tion auferlegt wurbe, ber Zuläfligfeit des Paupertätseides nicht ent- 
gegenfteht, — bat der oberfte Gerichtshof vie erftgerichtliche Verord⸗ 
nung reftituirt. 


Nr. 6938, 


Aufhebung des Concurfes im Falle der Einwilligung aller 
Gläubiger bis auf Einen? 


Eutſch. v. 30. April 1878, Nr. 5013 (Abänd. der sleihfärmigen Decr. 
des "6. Zemberg v. 31. An N Nr. 31126 amd des O. L. ©. Lem⸗ 
berg v. 15. Jänner 1878, Nr 28604). Jur. Bl. 1878, Nr. 24. 

In dem Concurfe des B traten alle Gläubiger mit Ausnahme 
des Wechjelgläubigers A, in Folge außergerichtlihen Ausgleihes von 
der Anmeldung ihrer Forderungen zurüd und willigten in die Auf- 
hebung tes Concurfes, welche fohin, nachdem alle Maſſekoſten berichtigt 
worden waren, von dem Concursmafjeverwalter im Verein mit dem 
Gläubigerausſchuſſe und dem Cridar angeſucht und von dem Concurs⸗ 
gerihte nach SS. 66 und 154 C. O., weil nunmehr nur ein einziger 
Gläubiger übrig war, verfügt wurde, — Das ©. 8. G. beftätigte 
den von A angefochtenen erſtgerichtlichen Beſcheid mit folgender Be⸗ 
gründung: Es iſt in der That nur mehr ein einziger perſönlicher 
Gläubiger, ver Recurrent, vorhanden, mithin einer der Falle ein- 
getreten, in welchen der Toncurs nad $. 154 und 8. 66 C. O. auf- 
zuheben iſt. Die Vorſchrift des $. 154 C. D. dahin auszulegen, daß 
fhon vorneherein und überhaupt nur ein einziger perfönlicher Oläu- 
biger vorhanden war, und dies erft fpäter im Verlaufe des Concurd- 
procefjed hervorgefommen ift, geht deshalb nicht an, weil bei folder 
Auslegung der $. 154 €. O. mit $. 66 €. O. tautolog wäre und weil 
es unmöglich ift, von dem Concurfe der Gläubiger zu ſprechen und 
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darüber zu verhandeln, ungeachtet nur ein einziger Gläubiger vor⸗ 
handen ift. Die Hinweilung des Recurrenten auf bie Vorſchrift der 
88.155 und 157 C. O., wornad der Concurs aufzuheben ifl, wenn 
ſaͤmmtliche Concursgläubiger darein willigen (8. 155), fonft aber bie 
Aufhebung des Concurſes nur dann plaßgreifen kann, wenn dev An⸗ 
ſpruch der nicht zuftimmenden Gläubiger in dem vollen angemeldeten 
Betrage ausbezahlt oder fihergeftellt wird ($. 157), kann deshalb nicht 
berüdfichtigt werben, weil bie in diefen SS. angeführten Fälle der 
Eoncursaufpebung mit jenen des 8. 154 €. D. nichts zu fchaffen 
baben und ber 8. 157 C. D. mehrere nicht zuftimmende Concurs⸗ 
gläubiger vorausjegt. 

Auf den a. o. Recurs des A hat ber oberfte Gerichtshof das 
Geſuch um die Aufhebung des Concurfes abgewiefen. Gründe: 
Dadurch, daß außer dem A die übrigen angemeldeten Gläubiger in 
bie Aufhebung des Concurſes einwilligten, find diefe Gläubiger nicht 
weggefallen; fie beftehen nod fort, nur haben fie fi) außergerichtlich 
ausgeglichen, daher der Yall der 88. 66 und 154 C. O. nidt vor- 
handen ift. Bei einem Ausgleihe aber kann nad SS. 155, 156 u. 
157 ver Concurs nur im Einverftänbniffe aller Gläubiger aufgehoben 
werben, welches hier eben nicht vorliegt. 


Nr. 6939. 


Erecution zur Sicherftellung pendente appellatione: Dar- 
tbuung der Gefahr. Koften der Verhandlung über bie 
Zuläffigkeit der Execution. 


Entid. v. 30. April 1878, Nr. 5089 (Beit. ded dad Decr. des H. ©. Wien 
v. 18. Sänner 1878, Nr. 9172, abänd. Decr. des O. L. ©. Wien v. 7. März 
1878, Nr. 4223). ©. 3. 1878, Nr. 64. 

Nachdem B durd) erftgerichtliches, beiden Theilen am 12. Jän⸗ 

ner 1878 zugeftelltes Urtheil unbedingt zur Zahlung von 2498 fl. 
und von 335 fl. an den Kläger A condemnirt worden war, begehrte 
biefer die Mobilienpfändung zur Sicherftellung feiner Forderungen. — 
Das in erfter Inſtanz bewilligte Gefuh wurde von dem DO. L. ©. 
unter Berfällung des A in ven Erfag der Koften des Appellations- 
recurſes des B, mit der Begründung abgewiefen, daß dem in erfler 
Inſtanz obflegenden Theile nah 8. 259 a. G. O. die Execution zur 
Sicherſtellung nur dann bewilligt werden kann, wenn bie Beſchaffen⸗ 
heit der Streitfahe eine Sicherftellung des Obfiegenden bis zu er- 
folgendem Appellationsurtheil rechtfertigt, im vorliegenden alle aber 
bie Einbringung der Appellation des Bellagten gegen das Urtheil von 
dem Kläger nicht einmal einfach angeführt worben ift und die Appell- 
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friſt zur Zeit des Anbringens des Pfändungsgeſuches noch nicht ab- 
gelaufen war, fomit bie im Geſetze vorgefehene Gefahr, Daß der in 
erſter Infianz Obſiegende durch den in Folge einer Appellation ein- 
tretenben Berzug der Execution Schaven leiden kann, gar nicht ein⸗ 
getreten iſt. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte bie Burädweifung des Exe⸗ 
cutionsgefudhes, welche zwar nicht durch die noch Laufende Frift zur 
Appellation begründet werben könne, allein deshalb foternnt ſei, 
weil die Execution zur Sicherſtellung nach dem $. 269 a. G. O. 
welcher durch die Verordn. vom 18. Juli 1859,:R. ©. BL or. 130, 
nicht geändert worden ift, nur dann ertheilt werben kann, wenn Dies 
jelbe nad) der Beichaffenheit ver Streitfache erforberlich erſcheint, dieſe 
Nothwendigkeit aber lediglich daraus, daß es ſich um eine Geldfor⸗ 
derung handelt, nicht gefolgert werben fann, und andere Umftänbe 
zur Darthuung der Nothwendigkeit nicht vorgebracht werben find. In 
dem Punkte der Koften des Appellationsrecurfes des B wurde die 
obergerichtliche Entjcheivung abgeändert und ausgeſprochen, daß B bie 
Koſten feines Recurſes ſelbſt zu tragen babe, weil die Entſcheidung 
über das Sicerftellungsbegehren nicht auf Grund eines voraus 
gegangenen contrabictorifchen Verfahrens erfolgt ifl, und daher bie 
Beftimmungen des Gefeges vom 16. Mai 1874, R. ©. BI. Nr. 69, 
über den Koſtenerſatz bier nicht zur Anmwenbung kommen. 


Nr. 6940. 


Entbehrlichkeit der Intervention des Gläubigers bei. Errich⸗ 

tung eines vollſtreckbaren Notariatsactes. Unzuläſſigkeit der 

Einſtellung der auf Grund desſelben geführten Execution 

wegen Einbringung und bücherlicher Anmerkung der Klage 
auf Ungiltigerklärung desſelben. 


—IF . 30. April 1878, Nr. 5120 (Beit. des Der. ded B. ©. € ortton 
. 10. 0. Sept. 1877, Nr. 5230, Abünd. ded Decr. des DO. 2. @. Le v. 
"nm, Febrnar 1878, Nr. 27918). Zeitſchrift f. d. Rotarint 1878, Nr. 2. 


In dem mit den Eheleuten B ohne bie Intervention des A er- 
richteten Notariatsacte haben die Exfteren ſich als Darlehensſchuldner 
bes A für 8000 fl. befannt, die Zurüdzahlung des Darlehens auf 
einen. beftimmten Zermin verfproden, zur Sicerftellung ver Forde⸗ 
rung das Pfandrecht an ihrer Liegenſchaft X beftellt und die Voll⸗ 
firedbarkeit des Notarintsactes (F. 3 Not. O.) eingeräumt. Nachdem 
das Pfandrecht auf Anſuchen des A bei der genannten Liegenſchaft 
intabulirt worden war, traten bie Eheleute B gegen den A mit einer 
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Klage auf, in welcher ſie die Ungiltigerklärung des Notariatsactes 
und die Löſchnng der Pfandrechtsintabulation begehrten, Dieſe Klage 
wurde auf ihr Anlangen bei der Intabulation bücherlich angemerkt. 
Run trat der Zeitpunkt der Yälligleit der Darleheusfhuld ein und 
A begehrte mit Berufung auf die Vollftredbarkfeit der notariellen Ur⸗ 
tunde die Einverleibung des erecutiven Pfandrechts bei der Realität 
und die Mobilienpfändung. — Das in erfter Inftanz bewilligte Ge⸗ 
ſuch wurde von dem O. 8. ©. aus folgenden Gründen abgewiefen: 
Der producirte Notariatsact Tann als eine erecutionsfähige Urkunde 
im Sinne der 88. 3 und 68 ce der Not.-D. nicht angefehen werden, 
weil bei Aufnahme desfelden A nicht intervenirt hat und die Beftim- 
mung bes $. 3, daß Notariatsacte gleich ver Gericht abgefchlofjenen 
Bergleihen erecutionsfähig feien, nur dahin ausgelegt werben Tann, 
daß der Geſetzgeber die Begünftigung der unmittelbaren Vollſtreckbar⸗ 
keit ausnahmsweiſe Verträgen zuerlennen wollte, der Notariatsact aber 
nur das Bahlungsverfprehen der Eheleute B, nicht auch deflen An⸗ 
nahme von Seite des A, mithin feinen Bertrag (8.861 a. b. ©. 28.) 
enthält. Hiezu tritt noch der wefentlihe Umftand, daß die Eheleute 
B bereit8 die Executionskraft des Notariatsactes im Rechtswege be- 
fteitten und vie bücherliche Streitanmerkung erwirkt haben, Angefichts 
welder, wenn ihre Wirkſamkeit nicht illuforifch fein fol, eine Exe⸗ 
cution nicht mehr bewilligt werben Tann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die erftgerichtliche Verordnung. 
Gründe: Da die notariele Urkunde ein Schulpbefenntniß der Ehes 
leute B enthält, worüber nah $. 1 ver Not.-D, als über eine ab» 
gegebene Rechtserflärung ein Notariatsact aufgenommen werben kann ; 
da ferner weder der $. 1001 a. 6. ©. B., noch $. 182 weftgal. 
G. D., für einen Schuldſchein über ein erhaltenes Darleihen nad 
den in biefen Geſetzen normirten Erforberniffen einer folden Urkunde 
bie Mitfertigung durch ven Darleiher (Gläubiger) vorjchreibt, jo kann 
diefer Urkunde im Sinne des $. 3 Not.O. die Eigenfchaft der fo- 
fortigen Vollſtreckbarkeit nicht abgefprodhen werben. Wenn bie Ehe⸗ 
leute B bie Crecutionsfraft des Notariatsactes mit der wider A 
angebrachten Klage auf Ungiltigerflärung des Notariatsactes und 
Ertabulirung besfelben aus dem Laſtenſtande der Realität X beftritten 
und die bücherliche Anmerkung der Klage erwirkt haben, fo kann des» 
balb die begehrte Erecution nicht verweigert werben. Denn nach ber 
Beftimmung des 8. 4 Not.-D. ift die Einftellung der Execution wäh⸗ 
rend diefed Recdtsftreites nur auf Begehren des Klägers, weldyes natür⸗ 
lich in erfier Inftanz angebracht werden muß, und nur dann zu ver⸗ 
fügen, wenn durch gerichtlichen Augenfchein oder durch vollbeweifende 
Urkunden dargethan ift, daß der Notariatsact mit Verlegung folder 
Borjchriften aufgenommen und ausgefertigt wurde, von deren Beob⸗ 
achtung die Kraft des Actes als eine öffentliche Urkunde oder bie 
Erecutionsfähigkeit desfelben in dieſem Gefete abhängig gemadt ift. 
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Ein folhes Einftellungsgefuh der Erecuten liegt aber nicht vor und 
es kann demnach von einer Einftellung der Execution, blos auf Grund 
ber oben bezeichneten Klage, keine Rede und viefe Klage auch kein 
zureichender Anlaß zur Abweiſung der erbetenen Egecution fein, 


Nr. 6941. 


Zuläffigkeit der Trennung einer Ehe zwifchen Proteftanten 
wegen unüberwindliher Abneigung ohne voraufgegangerte 


| Scheidung von Tiſch und Bett. 

. dv. 1. Mai 1878, Mr. 3129 (Bet. der gleihförmigen Urth. des 2. ©. 
— v. 26. Inni 1877, Nr. — ns 9 O. —— 
13. Nov. 1877, Nr. 21842). ©. 3. 1878, Nr. 66. 

Wegen beiberfeitiger unüberwindlicher Abneigung ber proteftan- 
tifchen Ehegatten A und B erkannte das Gericht erfter Inſtanz in 
Gemäßheit des einverftändlich geftellten Begehrens auf Trennung ber 
Che. Der Bertheibiger des Ehebandes ergriff die Appellation, weil 
nach 8. 115 a. 6. ©. B. der Trennung vorerfi eine Scheidung 
vorausgehen müſſe, vie diesfalls nicht ftattgefunden bat. — Das 
O. L. ©. beftätigte das erftrichterliche Urtbeil, worauf ber defensor 
matrimonii die a. 0. Reviſionsbeſchwerde ergriff. 

In Erwägung, daß die Ehegattin B ihren Mann fchon nad 
Ablauf eines Jahres nach gefchloffener Ehe verlafien bat, ohne daß 
mit Ausnahme der Abneigung der Beweis eined anderen genügenden 
Grundes biefür vorliegt; daß die Eheleute fih bisher nicht bewegen 
ließen, wieder mit einander in ehelicher Gemeinſchaft zu leben, viel- 
mehr laut vorliegenden Zengniffes des zuftändigen Pfarrers deſſen 
vielfältige Verſuche der Wichervereinigung, wie aud die vom L. ©. 
vor Einleitung der Verhandlung vorgenommenen Berjöhnungsverjude 
erfolglo8 waren, womit die beiberfeitige unüberwindliche Abneigung 
unzweifelhaft conftatirt ift und woraus aud die Zweckloſigkeit des 
Verſuches einer vorläufigen Scheidung von Tiſch und Bett ſich ergibt; . 
daß endlich der Richter vor Bewilligung ber Ehetrennung wegen 
unüberwindlicher Abneigung im Sinne des 8. 115 a. b. ©. B. nicht 
unabweislih an den vorläufigen Verſuch einer Scheidung von Tiſch 
und Bett gebunden ift, — hat ver oberfte Gerichtshof die Beſchwerde 
verworfen. | I 
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Nr. 6942. FJ 
Wiederholung oder Erneuerung eines: Vermächtniſſes? 


Eutſch. v. 1. Mai 1878, Nr. 3392 (Beit. des dad Urth. bed 2. G. Kralım 
v. 27. April 1877, Yer. 10246, aband. Urth. des DO. 2. ©. Kralan vom 
2. Oct. 1877, Nr. 10534). Jur. BI. 1878, Nr. 33, 

M binterließ zwei Codicille. In jedem berjelben ift die A mit 
300 fl. bedacht, weshalb fie mit Berufung auf 8.660 a. b. ©. 8. 
die Erben des M auf Zahlung beider Legate im Betrage von 600 fl. 
belangte. — In erfter Inſtanz wurde dem Klagebegehren vollſtändig 
flattgegeben, wogegen das O. L. ©. der A nur 300 fl. zuerfannte, 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte das Urtheil der zweiten In- 
Ranz. Gründe: Allerdings gebührt nad 8. 660 a. b. ©. B. das 
Legat der bedachten Perfon fo oft, als es wiederholt wurde. Wenn 
men aber den Wortlaut ‚und den ganzen Inhalt ber eodicillariſchen 
Anoronungen des M erwägt, fo ergibt fih mit aller Gewißheit, 
daß :M daS Legat nur einmal verfchreiben wollte. Dies folgt ſchon 
aus den Eingangsworten beider Codiecille. Im erften Codicill fagt 
der Erblaffer: „Wenn ih im Jahre 1867 fterbe, follen folgende 
Schulden und Legate in biefem und den nachfolgenden Fahren nad 
meiner letztwilligen Anordnung bezahlt werden“; im zweiten Coditill 
beit e8: „Wem ich im Yahre 1869 fterbe, fo follen folgende Schulden 
und Legate in biefem und den nachfolgenden Jahren nad memer 
legtwilligen Anordnung bezahlt werden" — und darauf führt er bie 
Schulden und Legate an. So wie nun die Schulden nit doppelt zu 
bezahlen find, fo können doch aud die Legate nicht zweimal begehrt. 
werden. Es ift demnach offenbar, daß, nachdem ver Erblaffer das 
Jahr 1867 überlebt hatte, im Jahr 1869 er für nothwendig erach⸗ 
tete, eine neue Anorbnung zu treffen, ba in ber Zwiſchenzeit Ver⸗ 
änderungen eingetreten waren. | | 


| Nr. 6943. 
Ausdehnung ber auf Grund eines Erecutionsprivilegiums 
bewilligten erecutiven Yeilbietung auf eine nicht privilegirte 
Erecutionsführung: Rüdtritt des privilegirten Gläubiger, 
. v. 1. Mai 1878, Nr. 4900 (Bet. ber steiäförmigen Be des 8. ©. 


Enti 
Sambor v. 24. April 1877, Nr. 6262 und emberg vom 
4. Dec. 1877, Nr. 26175). ©. 3. 1879, Nr. 64. 


In der Erxeeutionsſache ber galiziihen Actien-⸗Hypothekenbank 
gegen ihren Schulpner B war die Feilbietung eines Gutes des B 
ausgefäprieben und in dem Edict — dem Privilegium ver Erecutiond- 
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führerin gemäß — feilgefegt worben, daß als Ausrufsprei® die von 
der Bank dem B dargeliehene Summe, nicht der gerichtlihe Schägungs- 
werth der Liegenſchaft, zu bienen habe. Bor dem Berſteigerungs⸗ 
termine wurde dem A, einem andern Glaͤubiger des B, die Ausdeh⸗ 
nung ber erecutiven Feilbietung auf feine Forderung bewilligt. :B lei- 
flete der Bank eine Theilzahlung, in Folge welcher fie in einer Ein: 
gabe von dem Feilbietungsbegehren zurüdtrat. — Auf diefe Eingabe 
erließ das Erecutionsgericht den Beſcheid, daß mit Rüdficht auf bie 
dem A bemilligte Ausdehnung der Execution der. Bollzug ver Yeil- 
bietung nicht unterlafjen werden könne. — Auf ven Recurs des B 
beftätigte das O. L. ©. den erfigerichtlihen Beſcheid in der Erwä⸗ 
gung, daß bie bei der Ausjchreibung der Feilbietung verlautbarten 
Licitationsbebingniffe nicht ſolche find, welde ausſchließlich auf den 
ben Grebitanftalten gewährten Privilegien (Berorpnung v. 28. Detober 
1865, 8. ©. Bl. Nr. 110) beruhen, und daß die Beſtimmung ber 
Veilbietungsbedingniffe, wornadh als Ausrufspreis die von ber Bank 
bargeliehene Summe und nicht der gerihtlihe Schägungswerth zu 
bienen bat, dem Recurrenten nicht nachtheilig fein Tann, weil biefe 
Summe den Schäßungswerth um 3862 fl. überfteigt. 

Der von B ergriffene a. o. Revifionsrecurs wurde vom oberften 
Gerichtshofe zurüdgemiefen, weil eine offenbare Ungeredhtigfeit oder 
Nichtigkeit nicht vorliegt; weil die von A erwirkte Ausbehnung der 
Feilbietung als eine im Geſetze begründete Erecutionsmodalität be- 
willigt werben mußte nnd diefe Ausdehnung nur unter denjelben Be- 
bingungen, wie bie urfpränglich bewilligte eilbietung, gewährt werben 
Ian, und weil der Paſſivſtand zur Zeit der erften Ausfchreibung ben 
Schätungswerth weit überftieg. 


Nr. 6944. 


Klage des zur Herausgabe eines Grundftüde8 im con- 

tumaciam Berurtheilten auf Anerkennung und Wiederheraus⸗ 

gabe feines durch Erfigung erworbenen Eigenthums: Bes 
judicata? 

Entid. v. 2. Mai 1878, Nr. 10231 (Belt: de Ur. des B. G. Krynica v. 
31. Dec. 1875, Mr. 913, Abänd. des Urth. des DO. 2. G. Kralau nem 
29. Nov. 1876, Nr. 12314). ©. H. 1878, ©. 3 Jur. Bl. 1878, Nr. 42. 

Die Gemeinde B übergab dem M ein Grundſtück, wofür -er 
fih zur Verrichtung des Kirchendienſtes verpflichtete. Nach feinem 
Zode fam das Grundftüd an den A, der den Dienft nicht verrichten 
wollte und deshalb von der Gemeinde auf Erfüllung dieſer Pflicht 
oder Zurüdftelung des Grunpftüdes belangt wurde. In contumaciam 
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Des A erlannte das Gericht nach dem Klagebegehren, das Urtheil er⸗ 
wuchs in Rechtskraft und das Grundſtück wurde im Executiondwege 
dem A abgenommen und ber Gemeinde B übergeben. Nun trat A 
egen bie Gemeinde klagend auf umd forderte aus dem Grunde ber 
Hiährigen Erfigung die Herausgabe des Grundſtücks. Die Beklagte 
erhob die Einwendung der res judicata, welcher in erſter Iuftanz ſtatt⸗ 
gegeben wurde. — Das O. L. ©. erkannte auf Abmeifung der vor⸗ 
gebrachten Einreve aus folgenden Gründen: Damit bie res judicata 
wirkſam eingewendet werben könne, ift erforberlih, daß bie ‚bereits 
entſchiedene und Die nene Rechtsſache denſelben Klagegegenſtand be⸗ 
treffen und auf den nämlichen Rechtstitel gegründet find und" daß 
darin die gleihen Parteien in derſelben Eigenſchaft vorkommen. Die 
zwei lettern Bedingungen find aber bier nicht vorhanden: denn im 
erften Proceffe bat die Gemeinde B als Klägerin bie Zurüdftellung 
des Grundſtückes auf Grund der Verpflichtung de8 M von dem A 
als Bellagten gefordert, während nun A als Kläger auftritt und bie 
Küdftelung von der Gemeinde als Bellagten auf Grund der Erfikung 
begehrt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftgerichtliche Entſcheidung. 
Gründe: Der $. 35 weftgal. ©. DO. geftattet dem Bellagten, die 
wider ihn eingereichte Klage, welche bereits durch Urtheil entſchieden 
ift, zurüdzulegen. Die von A gegen die Gemeinde B wegen. Ueber- 
gabe eines Grundes angeftellte Klage ift aber in der That durch das 
frühere Urtbeil, das bereits im Executionswege in Vollzug gejett er⸗ 
ſcheint, ſchon entſchieden worden. Denn es beftreitet A felbft nicht, 
daß feine Klage venfelben Gegenftand in Anſpruch nimmt, welder 
mit jenem Urtbeile rechtskräftig der nunmehr beflagten Gemeinde zu- 
geſprochen und ihr ſodann im Erecutiondwege übergeben wurde, Die 
vorliegende Klage hat den Zwed, das befagte Urtheil zu entlräften 
und ein anderes an deſſen Stelle zu fegen; dies ift aber unzuläffig. 
Wenn dagegen geltend gemacht wird, daß in dem erften Nechtöftreite 
ber heutige Kläger A Belangter war und daß fomit die Parteien in 
Bezug auf ihre Rollen als Kläger und Belangter in dem erften 
Rechtsſtreite nicht in derſelben Weiſe einander gegenüber geftellt waren, 
wie in dem zweiten, fo ift diefe Entgegnung ohne Belang, da es doch 
immerhin feftfteht, daß beide Rechtsſtreite zwifchen venfelben Perfonen 
ftattgefunden haben (88. 35 u. 8 weflg. ©. D.), eine derartige Iden⸗ 
tität der ftreitführenden Parteien in Betreff auf ihre Rollen un Ber- 
fahren nirgends geſetzlich vorgefchrieben und auch durd den Zwed ber 
den Rüderlag der Klage regelnden gefeglihen Beitimmungen, nämlich 
um einer wieberholten Entjcheidung eines und desſelben, zwijchen zwei 
Streitparteien, ohne Rüdfiht darauf, welche von ihnen Kläger umb 
welche Bellagte ift, beſtehenden Rechtsverhältniſſes vorzubeugen, nicht 
bebingt ift. Ebenſo unftichhaltig ift Die weitere Behauptung des A, 
daß der gegenwärtige auf Grund der Erfigung angeftrengte Rechts⸗ 
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ftreit mit dem früheren Rechtsſtreite, worin bie Klage auf eine Ber- 
pflichtung, beziehungsweife Erklärung, des M gegründet war, bezüg- 
lich des Rechtstitels des Begehrens nicht identifch fei, weil e8 eben 
Sache des heutigen Klägers gewefen wäre, die von ihm nunmehr be— 
bauptete Erfigung in dem früheren Rechtsſtreite als Einwendung 
geltend zu machen (88. 5 und 6 weſtg. ©. O.) und daraus, daß das 
Urtheil in jenem Procefje gegen ihn in contumaciam gefchöpft wurde, 
und daß er unterlaffen bat, im früheren Rechtsſtreite auf die Klage 
Rede und Antwort zu geben, eine Berechtigung desfelben, das was 
er als Belangter verfäumt, als Kläger nachzutragen und gegen bie 
Gemeinde wegen desfelben Gegenftandes im Rechtswege aufzutreten, 
nicht abgeleitet werden Tann. ($. 11 ibid.) 





Nr. 6945. 


Einantwortung eines Nachlaſſes mit der Verpflichtung, die 
in dem Abhandlungsprotofolle verzeichneten und als richtig 
anerfannten Schulden zu bezahlen: Unſtatthaftigkeit ver 
nachträglichen Anfechtung einer folden Schuldpoft. 
Entſch. v. 2. Mai 1878, Nr. 10347 (Beit. bes dad Urth. ded 8. ©. 
Shwarztofteles v. 11. Mai 1877, Nr. 3307, abänd. eh. des 9.2. G. 
Brag dv. 3. Juli 1877, Nr. 16966). G. 3. 1879, Nr. 42. 

Der Nachlaß des M wurde jeiner Witwe B auf Grund des 
gerichtlichen Abhandlungsprotololles eingeantwortet, in weldem die⸗ 
felbe fich verpflichtete, die Nachlaßſchulden zu bezahlen. In dieſem 
Brotofolle waren die Pafliven, darunter eine Darlehensforderung der 
Gemeinde A von 45 fl. verzeichnet, und die Erklärung der B, daß 
fie Die angeführten Schniven als richtig anerfenne, aufgenommen 
worden. Als nun die Gemeinde bie Forderung von 45 fl. gegen bie 
B einllagte, wendete die Letztere ein, daß fie die Liquiderllärung in 
Betreff viefer Forderung nur darum abgegeben habe, weil der Ge⸗ 
meindevorfteher damals gejagt hätte, daß er ihr ben von M unter- 
fertigten Schulpfchein vorweifen werbe, was aber feinerfeitd nicht ge= 
fchehen fei und was zu thun verfelbe fi weigere. Die Anführung 
ber Bellagten wurde durd die Ausfage eines Zeugen beſtätigt. — 
Das Gericht erfter Inftanz abfolvirte die Beklagte gegen Leiſtung 
des von ihr zur Ergänzung bed Zeugenbemeife8 angebotenen Er- 
füllungseides. — In zweiter Inflanz wurde bie B unbedingt zur 
Zahlung verurtheilt, weil das Abhandlungsprotokoll eine öffentliche 
Urkunde ift und aus demſelben hervorgeht, daß die B die Forderung 
der Gemeinde als liquid anerkannt hat; weil ihr der Nachlaß mit ber 
Verbindlichkeit, die Bafliven und fomit auch die eingellagte Forderung 
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zu zahlen, eingeantwortet wurbe, und es ihr Daher nicht zufteht, jegt 
die Richtigkeit der Forderung zu beftreiten, nachdem fie die Zahlung 
berfelben als Zahlung eines Xheilbetrages des Entgelte® für bie 
Ueberlaffung der Verlaſſenſchaft zu leiften fich verpflichtet hat. und in 
biefer Eigenfhaft als Affignat, welcher bie Zahlung zugeſagt hat, 
belangt wurde, und weil es unentſcheidend ift, ob fie bie Yordermg 
erft dann als richtig anerkannte, als der Gemeindevorfteher das Ver⸗ 
Iprehen der Vorzeigung des Schuldſcheines abgab, da das Abhand- 
Inngsprotofoll hievon und insbefondere von einer Darauf geftellten Be- 
dingung der Anerfennung ber Richtigkeit der Forderung nichts enthält. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
aus deſſen Gründen. 


Nr. 6946. 


Strafgerichtliche Berurtheilung des Entwenders zweier von 

einem Dienftherrn in Berwahrung übernommener Spar- 

caffebücher feiner Dienftmagd im Betrage von 200 fl. auf 

Erfag diefer Summe an den Dienftherrn: Anſpruch der 

Dienfimagd gegen den Dienftherrn als Verwahrer auf 

Schadenerſatz oder auf Eeffion des. demfelben ftrafgerichtlich 
zuerfannten Erſatzanſpruches? 

Entſch. v. 2. Mai 1878, Nr. 1317 (Beit. des dad Urth. hei & &. Inne: 
oͤrud ©. 21. Nov. 1877, Ar. 10151, abänd. Neth. des DO. 2. ©. Iunöbrud 
v. 12. Dec. 1877, Nr. 6897). Sur. BI. 1878, Nr. 26. 

Die C eniwendete ihrem Dienftheren B zwei Sparcaffebücher, 
welche ihm feine frühere Dienſtmagd A in Berwahrung gegeben hatte, 
and erhob für fi) das eingelegte Geld im Betrage von 200 fl.; fie 
wurde. deshalb in ftrafgerichtlige Unterfuhung gezogen und wegen 
Verbrechens des Diebftahls zu einjährigem ſchweren Kerker und zur 
Zahlung von 200 fl. an den B, der ſich ala Privatbetheiligter dem 
Strafverfahren angeſchloſſen hatte, verurtheilt. Darauf belangte bie 
A den B wegen Erfag des ihr durch Unterlaffung der pflihtmäßigen 
Obforge (8. 964 a. b. ©. 8.) zugefügten Schadens im Betrage von 
200 fl. — Das Gericht erfter Inſtanz erkannte nach dem Klage- 
begehren. — Bon dem DO. 2. ©. wurde bie Klage abgewiefen und 
der Klägerin die Verfolgung ihres Rechtes gegen B auf Abtretung 
des ihm durch das Strafurtheil zuerfannten Entfhädigungsanfpruches 
vorbehalten, — aus den nadftehenden Gründen: Der Umfang ver 
Beweiskraft ift auch bei einer öffentlichen Urkunde durch deren Zweck 
und Abficht beftimmt. Wenn daher in dem von der Klägerin produ⸗ 
cirten Strafurtheile gegen die C der Beklagte als Privatbetheiligter 
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erſcheint und ihm auf ſeinen Antrag von dem Strafrichter eine Scha⸗ 
denserſatzforderung gegen die C für den ven ihr begangenen Dieb⸗ 
ftabl der Sparcafjebüiher der Klägerin zugefproden wurde, fo war 
biefer Vorgang auf ſtrafrechtlichem Boden volllommen gerechtfertigt, 
ohne biedurch dem Ausſpruche des Civilrichters über das Rechtsver⸗ 
hältnig zwifchen der Klägerin und dem Beklagten vorgugreifen, ober 
für denſelben in biefer Richtung eine bindende Grundlage abzugeben, 
Auf flrafgerichtlihem Gebiete konnte wer Bellagte, welcher bie den 
Segenftand ‚des Verbrechens bildenden Sparcaſſabücher beſaß, ohne 
weitera ald der Beſchädigte auftreten, als folder vom Strafrichter 
angejehen, und daher ihm der Erſatz des Geftohlenen zugeſprochen 
werben; denn hiebei mußte e8 dem Strafrichter ganz gleichgiltig fein, 
ob der Bellagte als Verwahrer oder Eigenthümer, Bevollmächtigter 
oder für eigene Nechnung handelte; genug, daß er als der unmittel« 
bar Beſchädigte, der Beſtohlene, ſich darſtellte. Allein verfchieden hier 
von ifl die Beurtheilung des Nechtsverhältnifjes auf dem Boden des 
bürgerlihen Rechtes zwifchen der Klägerin und dem Bellagten. Ueber 
biefed Berhältuiß bat der :Strafrichter in feinem Erlenntnifje gar 
nicht geurtheilt und war biezu auch nicht berufen, weil dasſelbe mit 
ber Delinquentin und ihren Beziehungen zu Schuld und Strafe in 
feinem Zufammenhange ſtand. Dadurch wird aber bie Behauptung 
ber Klägerin hinfällig, daß ſchon das Strafurtheil den Ausfprudy 
entbälte, daß der Beflagte, der. durch die C eigentlich Beſchädigte, fich 
als folder einbefannt und fomit die Verpflichtung zugeftanden babe, 
der Klägerin den ihr erwachſenen Schaden zu vergüten. Jenes Ur⸗ 
theil enthält jo wenig, ald überhaupt das Strafverfahren, die Bedin⸗ 
gungen zur Entſcheidung über die Frage, ob der Beklagte nach bür- 
gerlihem Rechte der Klägerin aus dem von der C verübten Ber« 
bredhen haftbar ſei; e8 hat nur feftgeftellt, daß die C das Berbrechen 
begangen, das Geftohlene zu erjegen hat und daß dieſer Erſatz dem 
Beklagten zu Leiften ift, weil ber Strafrichter ihn als den unmittelbar 
Beſchädigten anzuerfennen befugt war. Bei diefer Sachlage mußte 
einzig und allein der von den Streittheilen gejchlofjene Vertrag wegen 
Berwahrung der Sparcafjebüdher ver Klägerin, an welden der Dieb- 
ſtahl verübt wurde, als Ausgangspunkt für die Beurtheilung ber 
Stichhaltigleit des Klagegrundes betrachtet, die aus biefem Bertrage 
entfprungenen Pflichten des Beklagten als Berwahrer feftgeftellt und 
deren Beobadtung oder Verlegung erwogen werben. Es ift unbe- 
firitten, daß der Bellagte auf Erſuchen ber Klägerin ein zwei Spar⸗ 
caſſabücher enthaltendes Packet, ohme von vemfelben Einficht zu nehnten, 
in Gegenwart der Klägerin zur Unfbewahrung auf unbeftimmte Zeit 
übernahm, das Padet in feinem Kaften hinterlegte, diefen mit dem 
Schlüſſel abfperrte und den Schlüſſel felbft zu ſich ftedte. Aus dem 
Strafuetheile geht ferner als erwiefen hervor, daß ber Diebftahl in 
wiederholten Angriffen auf die gedachten Werthpapiere aus verfperrtem. 
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Behältniffe erfolgte, daß fomit der Bellagte den Kaſten, worin fi 
jene befanden, jedenfalls auch zur Zeit der verübten Diebftahlsan- 
griffe gefperrt gehalten hatte. Durch diefe Art der Verwahrung bat 
ver Bellagte feiner geſetzlichen Obforgepflicht al8 Berwahrer in jeder 
Hinfiht Genüge geleiftet, ein Mehreres konnte von ihm nicht verlangt 
werden und wurde von der Hinterlegerin auch nicht verlangt. Wenn 
man erwägt, daß die Verwahrung unentgeltlich, auf Erfuchen einer 
bienftthuenden Perfon von ihrem Dienftgeber übernommen wurbe, 
welcher Letztere, ein einfacher Private, aus reiner Gefälligleit fi 
dazu herbeilieh; daß die Klägerin felbft zugegen war, als die Papiere 
in einen fperrbaren Kaften gelegt und dieſer verfperrt wurde, ohne 
irgend eine Bemerkung über die Sicherheit der Aufbewahrung, über 
ven Berfhluß daran zu knüpfen; daß der Klägerin ganz gut befannt 
war und fein mußte, daß ber Verwahrer Dienftverrichtungen außer 
Haufe Hatte und nicht in der Lage fein konnte, auf Schritt und Tritt 
Alles zu Überwachen, was in feinem Haufe vorging; daß aud der 
Kaften, in dem fi) die Werthpapiere befanden, nicht allein dem Zwecke 
ber Berwahrung berfelben zum dienen hatte; daß noch weniger der Be- 
Hagte Zeit haben oder e8 für nöthig erachten konnte, den Inhalt des 
Kaftens fort und fort einer genauen Unterfuhung zu unterziehen, was 
überdies in Fleinen und einfachen Haushaltungen fi wohl als über» 
flüſſig darftellt und felten vorzulommen pflegt; daß die Stlägerin durch 
längere Zeiträume fih um ihre Werthe nicht fümmerte, noch Nady 
frage hielt; daß zugeflandenermaßen auch ver Bellagte bei der glei- 
chen Gelegenheit, wie die Klägerin, erft zur. Kenntniß ter Diebftähle 
gelangte, und zwar auf Veranlaffung und Entvedung ber Klägerin; 
daß endlich nur von hiezu beftimmten, dieſem Zwede gewinmeten An- 
ftalten, Unternehmungen, bei denen auch ein Berwahrungsentgelt durch⸗ 
gehenvs als Factor auftritt, eine mehr als gewöhnliche Sicherſtellung 
ber denfelben in Berwahrung belafjenen Werthgegenflände mit Recht 
gefordert werden darf, feimesfalls aber unter den eben bargeftellten 
Berhältniffen in dem vorliegenden Yale zur pflihtmäßigen Obforge 
im Sinne des Geſetzes (8. 964 a. 6. ©. 3.) gerechnet werben kann, 
mußte die Bertheibigung des Beklagten als VBerwahrer für gerecht- 
fertigt angefehen und das Klagebegehren als unbegründet abgemiefen 
werden, weil fein Verſchulden auf Seite des Erfteren erwieſen vor- 
liegt, und ohne Schuld eine Erjagpflicht nicht befteht. Dagegen wurbe 
ber Klägerin mit Hinblid auf den Inhalt des Strafurtheiles, auf 
bie vom Bellagten felbft: diesfalls gemachten Anerbietungen und auf 
bie ſtraf- und civilgerichtlichen Beziehungen der Streittheile zu ein» 
ander und gegenüber der C, das Recht, von dem Bellagten bie Ceſ⸗ 
fion des ihm gegen die C adjudicirten Entſchädigungsanſpruches zu 
verlangen, nad $. 326 weſtg. ©. DO. vorbehalten. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtlihe Urtheil 
aus beflen Gründen. 
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Nr. 6947. 
Entſcheidung und Koften des Incidentftreites über ein Geſuch 
um Geftatung der Legung an ſich zuläffiger Neuerungen. 


Entid. v. 2. Mai 1878, Nr. 2785 (Beil. bes dad Urth. ded H. ©. Brünn 
v. 2. Nov. 1877, Nr. 27676, abänd. Urth. des O. L. ©. Brünn v. 27. Der. 
1877, Nr. 12805). ©. es Nr. 47. 

In. erfter Inftanz wurbe erfannt, daß dem Geſuche des: Klägers 
in. ber Replik, neue Thatſachen (neue Umftände und Beweismittel) 
als Neuerungen vorbringen zu bürfen, nicht ftattzugeben ift, weil es 
fih im. vorliegenden Falle niht um Neuerungen im Sinne bes $. 48 
a. ©. D,, fondern nur um folhe Thatfachen handelt, zu deren An⸗ 
bringung ber Kläger durch die Beftimmungen ver 88.9 und 47 a. G. O. 
berechtigt ift,; Daher der Kläger einer gerichtlichen Bewilligung biezu 
nicht nur nicht bebarf,. fondern das Gericht auch gar nicht die Be— 
willigung hiezu in der Form eines Erfenntniffes ertheilen Tann. Der 
Kläger wurde aud zum Erfage der Koften des Incidentſtreites 
veruribeilt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das. Erkenntniß der zweiten 
Inſtanz, mit welchem dem Legungsgefuche des Klägers ftattgegeben 
und ber Beklagte verurtheilt wurde, ihm die Koften der erften und 
zweiten Suftanz zu erfegen. Gründe: Der Kläger bat ſchon in 
feinem Legungsgeſuche ertlärt, die in demſelben bezeichneten neuen 
Thatfachen nicht als eigentlihe Neuerungen im Sinne des 8. 48 
0. ©. O. anzufehen, und hat um die mit Erfenntniß auszufprechende 
Bewilligung der Legung nur für den Yal gebeten, als Gegner fi 
ber Legung widerſetzen follte, was auch geſchehen ifl, da ber Beklagte 
in ‚feiner Aeußerung dieſe Thatfachen als Neuerungen bezeichnete und 
gegen deren Berüdfihtigung in der Replik proteftirte. Daß die vorge» 
braten Thatſachen feine Neuerungen im Sinne der Gerichtsordnung 
darftellen, wurde von beiden unteren Inftanzen mit vollem Rechte 
angenommen; es mußte daher au, wie es vom Obergerichte ge⸗ 
ſchehen iſt, dem Kläger die Legung zugeftanden werben, da berjelbe 
nicht vorausfehen konnte, von welder Anficht ver Richter bei Fällung 
des Urtheiles geleitet fein wird, und er umfomehr zur Einbringung 
des Legungsgefuches veranlaßt war, ald der Gegner, wie der Erfolg 
zeigte, ſich ber Berüdfichtigung diefer Thatfachen widerſetzte. Da nad 
den Begehren des Klägers entfchieven wurde, mußte der Bellagte, 
welcher die Legung ganz grundlos verweigerte und dadurch die Vers 
handlung und Entſcheidung provocirte, zum Erjage der Koſten nad 
88. 24 und 26 des Geſetzes v. 16. Mai 1874, R. ©. BL. Ne. 69, 
verurtheilt werden, indem feine Anficht, daß die für bie Wieberein- 
fegung in ben. vorigen Stand bezüglich der Koſten beftehenden Bor: 
ſchriften au auf die Verhandlungen über Geſuche um Geftattung des 
Anbringend von Neuerungen Anwendung finden, im Geſetze nicht 
begründet ift. 
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Nr. 6948. | 
Abweifung des Gefuches eines Gläubigerd des Legakars um 
die abhandlungsbehördliche Beftätigung,, daß Lebterer als 
Eigenthümer der vermachten Liegenſchaft eingetragen werben 
könne. 


ch. v. 2. Mai 1678, Nr. 4948 (Bet. pe ei kürmi Bu Dear, des L. ©. 
re v. 29. Süänner 1878, Nr. 6620 und Mh N 2.4. m v. 26. Fe⸗ 
bruar 1878, Nr. 3833). 6. r4 198, — 


Während der Abhandlung der Verlaſſenſchaft des M hatte A 
gegen feine Schuldnerin B im Erecutionswege die Einverleibling des 
Pfandrechts an der von M berfelben vermachten Liegenfchaft mit der Be- 
ſchränkung des 8. 822 a. 6. ©. B. erwirkt und richtete nach beenbigter 
Abhandlung, geftügt auf ven $. 178 des kaiſerl. Patentes v. 9. Auguft 
1854, R. ©. BL. Nr. 208 und 8. 78 des Grundb.⸗G., an das Ab⸗ 
handlungsgericht das Gefuh um bie Beftätigung-, daß die B ale 
Eigenthümerin der ihr vermadten Liegenfhaft in dem Grunbbude 
eingetragen werben Tann. — Das Geſuch wurde in erfter Inſtanz 
abgewiefen, weil die verlangte Beftätigung nad $. 178 des cit. Pat. 
nur ber B auf ihr Anfuchen ertheilt werben fünnte und der 8. 78 
Grundb.⸗G. den A nur zum Einfchreiten um die bezügliche Grundbuchs⸗ 
handlung. für berechtigt erklärt, wobei aber vorausgefeßt wird, Daß 
berjelbe die nad $. 178 des: eit, Patentes zu erwirkende Beftätigung 
ſchon in Hänben babe, mithin die von ihm angezogenen Geſetze fein 
Begehren nicht rechtfertigen. — A ergriff den Appellationsrecurs, 
worin er ausführte, daß zufolge diefer Entſcheidung der Pfandgläu⸗ 
biger auf die Berfelgung feines (Pfand⸗) Rechtes im Erecutionswege 
ganz verzichten müßte; daß mithin das Geſetz den von dem erften 
Richter ihm gegebenen Sinn nicht haben könne, vielmehr die Annahme 
vernunftgemäß fei, baß ber $. 78 Grundb.⸗G., welcher demjenigen, 
der ein Recht an einer Liegenſchaft erworben hat, die Erwirkung der 
grundbücherlichen Eintragung der Rechte ſeines Vormannes geſtattet, 
demſelben mit dieſer Geſtattung auch diejenige Befugniß zugeſprochen 
babe, ohne die jene Geſtattung ganz illuforifh wäre und das ihm 
eingeräumte Recht gar nicht ausgeübt werden könnte, d. i. im vor» 
liegenden alle die Befugniß des Recurrenten, fi die von ihm er- 
betene Beftätigung zu erwirten. — Das O. L. ©. verwarf den Re⸗ 
cur, weil das Geſuch des Recurrenten fein Grunbbuchsgeſuch ift, 
vaher bei deſſen Exlevigung ver 8. 78 Grundb.-©, keine Anwendung 
findet,. zu einem Einfchreiten im Sinne des $. 178 des: cit. Patentes 
aber nah Inhalt viefes Paragraphes nur der Legatar berufen ift. 

Der a. o. Recurs des A wurde von dem oberften Gerichtshofe 
mit ber Begründung abgewiefen, daß ein Fall offenbarer Geſetzwidrig⸗ 
teit, Uctenwibrigleit oder Nichtigkeit, in welchem allein Die Abänderung 
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ber gleihförmigen untergerichtlichen atihebungen gerechtfertigt wäre 
($. 16 des Geſetzes vom 9. Auguft 1854, R. G. Bl. Nr. 208), 
bei dem Beftande der hier maßgebenden Vorſchrift der 88. 177 und 
178 des cit. Geſetzes nicht vorhanden iſt, nachdem der Recurrent ſeine 
Berechtigung zu einem Einſchreiten im Namen ver B weber durch 
eine ibm ausdrüdlich oder ſtillſchweigend mittelft Uebergabe der erfor, 
berlichen Urkunde ertheilte Vollmacht der B > noch durch ein Erkenntniß 
ausgewieſen hat. 


Nr. 6949. 


Abweiſung des Geſuches eines Gläubigers des Legatars um 
die abhandlungsbehördliche Beſtätigung, daß Letzterer als 
Eigenthümer der vermachten Liegenſchaft eingetragen werden 


könne. 
Entſch. v. 2. Mai 1878, 5310 (Beſt. des Decr. des L. G. Wien vom 


11. Jänner I878, Nr. 1 Abänd. des Se des Q. 2. G. Wien vom 
19. März 1878, Nr. 4996). G. H. 1878, ©. 320. 

Unter den gleichen Berhältniffen, wie in dem mit ver oberft- 
gerichtlihen Entfheidung vom 2. Mai 1878, Nr. 4948 (Nr. 6948 
der Sammlung), erledigten Falle, begehrte auch ein anderer Gläubiger 
der B von dem Abhandlungsgerichte die Beftätigung, daß ſie als 
Eigenthümerin ber ihr von M vermadhten Liegenſchaft im Grundbuche 
eingetragen werden kann, und wurde in erſter Inſtanz mit der näm⸗ 
lichen Begründung, wie in dem obigen Falle abgewieſen. — Das 
D.% ©. aber bewilligte im Recurswege das Geſuch des A und ver- 
ordnete dem Abhandlungsgerichte die Ausfertigung ber begehrten Be⸗ 
flätigung, weil A feine Eigenfchaft als Pfandgläubiger der B aus⸗ 
gewiefen hat, und nachdem ber $. 78 Grundb.⸗G. dem Gläubiger bie 
Erwirkung der grundbücherlichen Einverleibung der Rechte feines 
Schuldners an der Pfandſache geſtattet, demſelben das Mittel hiezu, 
nämlich die Ausſtellung jener Urkunde, durch welche dieſe Eintra⸗ 
gung ermöglicht wird, nicht verweigert werden darf. 

Auf den Recurs der B beftätigte ber oberſte Gerichtshof den 
abmeifenden Beſcheid der erften Inſtanz mit Wiederholung der feiner 
Entſcheidung Nr. 6948 beigefetten fachlichen Motivirung. 
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Nr. 6950. 


Actio negatoria: Erfigung einer Servitut. Unterbrechung 
en durch temporären Verluſt des Rechtsbeſitzes. 


7. Mai 1878, Nr. 15611 (Beft: bei bed Am. des B. G. Jechnitz v 
—— 1877, Rt ; 0728, Aband. des Urth. ded O. L. * Prag v. 29. ct. 
7, Rt. 27221). ©. 3. 1870. 28 

Mit der gegen B als Beſitzer des —*8* Y angeftellten 
negatorifhen Klage beftritt A die von B ausgeübte Servitut des 
Fahrweges über fein (ded Klägers) Grundſtück X. Das Grunpftüd 
Y, vormals Eigentbum des C, gehört dem Bellagten feit 1867. 
Diefer vertheidigte fih gegen die Klage mit der Einwendung ber 
durch 30jährige Ausübung bewirkten Erwerbung der Servitut und 
bot dafür ven Zeugenbewei8 an, welder aufgenommen wurde und 
Folgendes ergab: Der genannte Bormann des Bellagten fuhr ununter- 
broden vom Jahre 1815 bis 1852, 37 Yahre, über das Grunpftüd 
X des Klägers; im Jahre 1852 verpadtete er das Grundſtück Y 
auf 9 Jahre dem D, und im Jahre 1861 auf 6 Yahre dem E. 
Während der Pachtzeit des D unterfagte der Kläger demſelben das 
Fahren über das Grundſtück X; D madıte davon die Anzeige feinem 
Verpächter C, erhielt von ihm den Beſcheid, daß er immerhin über 
das Grundſtück X fahren fol, und that es, allein nur mehr heimlich, 
ohne daß der Kläger davon Kenntniß befanı. Der nachfolgende Pächter 
E fuhr durd fünf Yahre über das Grundftüd X, unterließ es aber 
in dem leßten Jahre feiner Pachtzeit auf das Verbot des Klägers. 
Bon dem Jahre 1867 an, als nad dem Ende der Pacht des E ber 
Beklagte Eigenthümer des Grundſtücks Y geworden war, fuhr der- 
felbe über das Grundſtück des Klägers. — Das Gericht erfter In⸗ 
ſtanz erlannte nad dem Klagbegehren mit der Begründung, daß ber 
Bellagte auf die 30jährige Erfißung ſeines Bormannes C fih nicht 
berufen Tann, weil die Pächter D und E fi dem Verbote des Klägers 
fügten, dadurch der Beſitz wieder verloren ging (88. 351 und 1488 
a. b. ©. B.), die Verjährung unterbroden wurde und daher der 
Beklagte nicht berechtigt ift, die Beſitzausübung feines Vormannes 
für fih in Anrehnung zu bringen (88. 1493, 1497 a. b. ©. 3.). 
— Bon dem DO. %. ©. murde die Klage aus den nachſtehenden 
Gründen abgewiefen: Die Ausübung des Fahrweges durdy den Vor⸗ 
mann des Bellagten während ber Zeit von 1815 bis 1852, und 
durch den Beklagten jelbft von 1867 an ift erwiefen. Daß das von 
feinem Bormann hiermit erworbene Recht durch die Vorgänge vom 
Jahre 1852 bis 1867 wieder verloren ging, iſt nicht richtig; denn 
auch der Pächter D iſt über das Grundſtück X des Klägers gefahren 
und ebenſo der Pächter E während der erſten fünf Jahre feiner 
Bachtzeit. Wenn fih auch E dem Verbote des Klägers unbedingt und 
D injoweit fügte, daß er nur heimlich über defien Grunpftüd gefahren 
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ift, fo find doch diefe beiden Pächter des Grundſtücs Y von. dem 
Eigenthümer vesjelben aufgefordert worden, fi dem Verbote nit 
zu Fügen. Die Bezugnahme auf ven 8. 361 a. b. ©. B. ift unzu⸗ 
laflig,: weil ‘der Kläger das Verbot nit am ben Eigenthümer des 
Grundſtückes Y gerichtet bat und die Pächter den Rechten des Letztern 
nichts ‚vergeben Tonnten. Es wurbe daher die Dienftbarkeit des Fahr⸗ 
wegs von dem Beklagten durch Erſitzung erworben. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der erſten In⸗ 
ſtanz. Gründe: Wenn auch angenommen wird, daß C, der Bor 
mann des Bellagten, das Recht des Fahrwegs buch bie "Ausübung 
besjelben vom Jahre 1815 bis zum Yahre 1852 erworben babe, 
und wenn es aud richtig ift, daß die Pächter den Rechten des Eigen» 
thümers des Beſtandobjectes nichts vergeben können, fo ging dennoch 
biefed Recht dadurch wieder verloren, daß der Kläger dem Pächter 
D das Fahren unterfagte, ver Vormann des Bellagten, obwohl davon 
w Kenntniß gefebt, es unterließ, fein Befigreht im Rechtswege gel- 
tend zu maden, und fih dadurch dem Verbote fügte ($. 351 a. b. 
©. 3.); feine Aeußerung gegen den Pächter, er folle nur fort über 
das Feld fahren, war nicht geeignet, ihn in dem Befie des Fahrweges 
zu erhalten, und ebenfo wenig kann in dem zeitweiligen heimlichen 
Sahren- durch den Pächter ein Act der Befigausübung erfannt werden 
($. 313 a. b. ©. B.). Der Bellagte Tann fi baher auf den Beſit 
ſeines Vormannes nicht berufen, und ba feit 1867, dem Ende der 
Pachtzeit, dreißig Jahre noch nicht verftrichen find, fo iſt das Be⸗ 

gehren des Llagers im Geſetze begründet. 


Ar. 6951. 
Unftatthaftigleit des Rechtsweges zur Unterfagung der Fort⸗ 
führung eine® von der politifhen Behörde bewilligten 
Baues wegen angeblicher Abweihung von dem genehmigten 


Bauplane. 
Entſch. v. 7. Mai 1878, Nr. 708 (Belt. bed der Urth. des 8. 8 Brodcieno 


v. 10. März 1877, N „654, abänd. Urth. des O. L. ©. gratan 2. Auguß 
7, Nr. 6416). ©. 5. 1878, &. 32, . 

©egen B * C, welche auf ihrem Orunbfiäde einen von ber 
potitifcen. Obrigkeit beiwilligten Bau ($. 72 weftgal. ©. DO.) führten, 
begehrte der Nachbar A im Klageweg das Berbot der Fortſetzung 
des Baues wegen Teuergefährlichkeit desfelben und wegen Abweichung 
von dem Bauplan, nad weldhem der Bauconfens ertheilt wurde. — 
Das Geriht erſter Inſtanz erkannte nah dem Kiagebegehren. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte das die Klage abweiſende 
Urtheil der zweiten Inſtanz. Gründe: Die Belangten find unbe- 

Blafer, Unger u. Walther Entf. XVI. 14 
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ſtritten im Beſithe der Parzelle, auf welcher fie den Bau führen; fie 
heben, entſprechend ben Borfchriften der SS. 72 und 73 weftgal. 
8. D., mit Vorlegung bed Bauplanes bei der zuſtündigen Behörde 
anı die Bewilligung des Baues angefugt und diefe nach voraus⸗ 
gegangener Berhandlung mit den Nachbarn auch erhalten. Dadurch 
finb alle Einwendungen bed. Klägers, welche. ex wegen Feuersgefahr 
und anderen polizeilichen Rückſichten zu erheben gedenkt, bejeitigt und 
ſefern er vermeint, daß die Belaugten ſich wicht fireng an ven Bau- 
plan und die Bewilligung balten, ſo bat er ſich dießfalls an die 
politijqe Behörde zu wenden. 


Rt. 6952. 


Anerkennung der Rechtskräftigkeit eines Schiedsſpruches 
ſeitene bes verurtheilten Schuldners: Zuläſſigkeit ſofortiger 
Execution desſelben. 


7. Mai 1878, Nr. 3730 (Beſt. des Decr. des B. ©. Res 
X 1877, Nr. 13229, Abi ind. hr Der. ED. L. ©. Raten vom 
9. Jänner 1878, Nr.16831). ©. H. 1878, ©, 337. 

Unter Vorlage des Schiedsſpruches, welcher in ber Streitigfeit 
des A gegen B peto. Zahlung einer Geldſchuld ergangen und ntit 
der Beftätigung des B auf dem Schiedsſpruche felbft verfehen war, 
daß ihm derfelbe verfündigt worden ift und von ihm ale rechtefräftig 
anerkannt wird, — begehrte A gegen ben fachfälligen B die Mobilien- 
pfänbung, welche in erfier Inſtanz bewilligt, von dem O. L. ©. ver- 
weigert wurde, weil nad 88. 363 und 364 weſtgal. ©. O. ben 
Parteien freifteht, binnen 14 Tagen nach dem zugeftellten Ausſpruche 
des Schiedsrichters den Schiedsſpruch anzufechten, demnach vor Ablauf 
dieſer Friſt die Vollſtreckung eines ſolchen Spruches nicht bewilligt 
werben kann, der Executionswerber aber die Zuſtellung des Laudum 
an den Schuldner B nidht ausgewiefen hat. 

Der oberſte Gerichtshof reftituirte den erfigerichtlichen Beſcheid 
mit der Bemertung, daß der vom D. 8. © erhobene Anſtand von 
feinem Belange fei, nahdem der Erecut auf dem Schiedsſpruche felbft 
befätigt bat, daß ihm derſelbe laut und verftänplich verkünbiget 
worden jei und er ihn für rechtskräftig anerlenne. 
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Nr. 6953. 
Binbieation von Grundentlaftungsobligationen. Boraus 
ſerungen des Erwerbs bes Pfandrechts durch Veſtelunwe 


Fesſelben ſeitens des Nichteigenthümers. 

—— Mai 1828, Nix. 3012 Def. Ki bas Nu. TER) am 
Ds Bir 1672, Nrı. 2278, D.% ek —RX * 
| ni 1877, ‚Nr, — © u 1890 ir 


‚ Der Beh Steuevamte zu K angeftellie'D: entwerbete demſelben 
eine Angahl von Grundentlaſtungs⸗Obligationen des Lemberger Ver⸗ 
waltungagebietes à 1000 fl., vie ex verpfänbete. Eine dieſer Obli⸗ 
gationen, mit Nr. 16.302 bezeichnet, auf deu Namen bes E aud- 
geſtellt und mit einem Blanco-Inboffament verjehen, war yon A ale 
fein Eigenthum beim Steneramte zur Sicherftellung eines Bergehrungs- 
fleuercrebite® deponirt worden; dieſe Obligation wurbe von D bem 
Geldwechſsler C und von dem Ledtern dem B verpfändet. A belangte 
nun den B und C wegen Aufhebung bes Pfandrechtes und Ausfolgung 
ber Obligation. — In erſter Inſtanz wurde das Klagebegehren gegen 
ben B unbebingl abgewiefen, gegen den C aber unter ber Bedi 
zugelafien, daß der Aläger mit bem Haupteide bie Erwerbung bes 
Eigenthums an ber vinbicizten Obligation beweijet. Gründe: Gegen 
C ift dad Klagebegehren durch den 8.456 a. 6. G. B. gerechtfertigt, 
weil die Obligation dem Steneramte, nicht dem Beamten D anver- 
traut war, folglih von dem Lettern dem O nicht unter den Boraud« 
jegungen des 8. 367 a. b. ©. B. verpfändet werben ift, Der von 
C angernfene Art. 307 des Handelögejeges findet hier Teine Au⸗ 
wendung, da fidh derſelbe auf Orunnentlaftungs-Obligationen:. nit 
erſtreckt und zubem die vinbicirte Obligation nicht auf den Ueber⸗ 
bringer lautet. Da aber C das Eigentkum des Klägers an ber 
Obligation leugnete, muß biefer zur Führung des angebotenen Eigen- 
thumsbeweiſes zugelafien werben; dem fteht der Umftand nicht ent- 
gegen, daß es fih um eine Staatsohligation handelt, denn diefelbe 
ift derart näher bezeichnet, daß fie der Gegenftand einer Eigenthums⸗ 
Klage fein kann (8. 370 a. 6. G. B.). Anders verhält es fi mit 
B. Denn fein Auctor C ift erwiefenermaßen ein befugter Geldwechsler 
und betreibt fomit ein dem Banliergefhäfte gleihgehaltenes Geſchäft 
(Art. 272, Nr. 2 des Handelsgeſetzes). Da nun B das Pfandrecht 
son. einem zum Verkehr mit Öffentlichen Obligationen befugten 
Gewerbsmanne, und zwar, mie vom Kläger zugeftanpen wirb, redlicher 
Weiſe erworben bat, fo kann er nicht angehalten werden, das Pfand- 
vet ohne Entihävigung aufzugeben, und fteht daher dem A ein 
unbedingtes RNückforberungorecht gegen B nid zu. — Bon dem O 
2. ©. wurde dem Klagebegehren gegen B umb C unbebingt ſtatt⸗ 
gegeben aus ben uumchehenven Grlinden: Die Eigentbumsilnge anf 
die in Frage ſtehende Obligetion iſt zuläffig, weit diefelbe, wenn 
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aud nur mit Giro in bianco anf ben. Kläger übergegangen, ba fie 
auf einen beflimmten Namen außgeftellt iſt, nicht als ein auf bem 
Ueherbringer Iautender Schuldſchein im Sinne des 8. 371 a. b. ©, 

8. amyufehen if, vielmehr nad dem Geſetze vom 3. Mai 1868, 
R. G. B . 35, nur bie Coupons als: auf ven Meberbringer 
Iautend N behandein find und weil, felbft wenn bie Obligation ein 
Ueberbringerpapier wäre, fie jo genau befchrieben wurde, daß fie von 
anderen ähnlichen Obligationen zweifellos ſich unterfcheidet, womit der 
Bedingung bes 8. 370 a. b. ©. B. entſprochen if. Zu dem im 
erfter Inſtanz ibm anfgetragenen VBeweife des Eigenthums an ber 
Obligation Tann der Kläger nicht angehalten werden, weil ex bie 
Ohligation befefien. und fie als Caution beim Steueramte erlegt, ſo⸗ 
mit nad 8. 323 a. b. ©. B. die Vermuthung des gefeglichen Titels 
für fi bat. Der Klage ift daher . gegen. C unbebingt ftattzugeben. 
Aber auch gegen B ift das Klagebegehren im Geſetze begründet, bemm 
wenn das Pfandrecht bed C als nichtig erflärt wird, jo muß dies 
auch von dem Piennseite, gelten, welches C dem B daran beftellt 
bat, weil nah 8. 442 a. b. ©. B. Niemand einem Anderen mehr 
Rechte Übertragen kann, als ex felbft hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz, gegen C insbefonvere, weil ber Steueramtsbeamte D ſechs 
Stüd Obligationen & 1000 fl. in X verpfändet bat und dies in 
einer Heinen Stadt, wie X, wo bie Bermögensverhältniffe der ein- 
zelnen Bewohner den anderen nicht unbelannt find, jedenfalls Verdacht 
erregen mußte, fo daß die Erwerbung des Pfandrechtes dur C nicht 
als eine redliche anerkannt werden kann, — gegen B, weil, wenn 
andy C ein Geldwechsler geweſen wäre, fein Geſchaͤftskreis ſich dennoch 
nit auf ben Verkehr mit Öffentlichen Ereditpapieren erfiredt haben 
kann, da fein Gewerbe uur mit jährlihen 3 fl. 15 fr. beſteuert war. 
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Nr. 6954. 


Abgrenzung des Wirkungskreiſes der Gerichte und Ver⸗ 
waltungsbehörden: Streitiger Befit des Jagdrechtes. 


Eutſch. v. 7. Mai 1878, Nr. 4483 (Beſt. des Derr. des B. ©. Judenburg 
v.8. Nov. 1877, Nr. 5678, —28 dei, Decr. des O. L. ® gan. 6. Jänner 
1878, Nr. 444). ©. 3. 1878, Nr. 


Mehrere Inſaſſen der Bene x belangten ben B in pos- 
sessorio summariissimo, indem fie anführten, daß fie im Befige ber 
Ausübung des Jagdrechtes auf der Planalpe, und darin. vom Be⸗ 
klagten geſtört worden ſeien. Als B bei der. Tagſatzung ‚geltend machke 
daß er vie Gemeindejagd in. der Planalpe and damit auch in dem. 
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nun flreitigen Territorium gepachtet habe, daß er die Jagd auf biefer 
Alpe,. von welcher bie Kläger während der Daner der Jagdzeit einen 
Theil kaͤuflich erworben haben, bis in bie neuefte Zeit ausgelibt habe, 
und fih auf das Erkenntniß der politifhen Behörde, nach welcher 
ihm das Jagdrecht zufteht, berief, wurde in erfter Inſtanz die Verhand⸗ 
kung mit Beziehung auf ven $. 48 der I. N. und auf den $. 5 der 
taiferl.. Beroronung vom 27. October 1849, R. ©. Bl. Nr. 12, 
von Amtswegen abgebrochen. — Auf den Recurs der Kläger wurbe 
von dem D. 2. ©. dem Gerichte erfter Inftanz die Durdführung 
der Verhandlung aufgetragen, weil bie Kläger behaupteten, ſich int 
Befite des Jagdrechtes zu befinden und barin durch ben Bellagten 
geftört worden zu fein, und jever, welcher im Beſitze eines echtes 
beeinträchtigt wird, berechtigt ift, die richterlihe Hilfe in Anſpruch zır 
nehmen; weil es fi im Beſitzſtörungsverfahren lediglich um ben 
factifchen Befig und die Störung desjelben handelt und dadurch die 
der politifchen Competenz zugehörige Frage Aber die Zuläfligkeit der 
Ausiheibung der ven Klägern gehörigen Grundſtücke aus dem bem 
Beklagten verpachteten Grundcomplere nicht berührt wird. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie Entſcheidung der erften 
Inftanz, weil e8 fi im vorliegenden Yale um vie Ausübung ber 
Jagd in der Planalpe handelt, worüber bie politifhe Behörde in 
ihrem Wirkungskreiſe bereits rechtskräftig im Sinne des Anfpruches 
bes Beklagten entfchieben bat. | 


Nr. 6955. | 
Cautio actoria: Siftirung des Procefjes bis zur aufgetra- 
genen Erlegung berjelben, 

Entſch. v. 7. Mat 1878, Nr. 5093 (Abänd. der nleiafärmigen Der, 
des 8. G. Wien v. 11. Jänner 1878, Nr. 1987 und des D. 2. ©. Wien 
v. 26. Yebrnar 1878, Nr. 3048). Zur. BL. 1878, Nr. 30. 

Der von A wegen Erfeindirung gepfänbeter Mobilien belangte 
B begehrte die Leiftung der actorifhen Caution. Bon dem Proceß⸗ 
gerichte wurde über dieſes Geſuch die mündliche Verhandlung eit- 
geleitet und fobann dem A ber Erlag von 100 fl. als Caution ober 
die Ablegung des Paupertätseides aufgetragen. Da er diefem Auf« 
trage nicht Folge leiftete, begehrte B, daß die Erſcindirungsklage des 
A nicht mehr angenommen werde. — Beide Untergerichte haben biefes 
Geſuch abgewiefen, weil das Begehren, daß eine aufrecht verbefchiebene 
Klage nicht mehr angenommen werben foll, nach eingetretener Rechts⸗ 
kraft des Klagebeſcheides gerichtsordnungswidrig und unzuläffig ifl. . 

In Erwägung, daß der 8. 406 a. ©. DO. nicht in dem Sinne 
auszulegen ift, daß eine Klage, in welcher für bie Gerichtskoſten an⸗ 
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nehmliche Sicherheit nicht beftelit, noch ber Eid, : viefelbe nicht beiſten 
zu lönnen, angeboten wurde, von Amtswegen zurückzuſtellen fei, na 
vielmehr dem Bellsgten anheimgeftellt bleiben muß, bavanf das Bi 
gehren zu flellen; daß daher im vorliegenden Falle der Umſtaud, daß 
die Klage aufrecht verbeſchieden wurde und ber. bezügliche Beſcheid iw 
Rechtskraft erwachſen iſt, auf die Entſcheidung keinen Einfluß hat, die 
Richtleiſtung der actoriſchen Caution und die Richtablegung bes Pau⸗ 
pertãtseides aber im Sinne des 8. 406 a. ©. D. die Wirkung haben 
muß, daß über die Klage nicht weiter verfahren werben känn, — bat 
ber oberfte Gerichtehof auf ven a. o. Recurs des Beklagten verorbnet, 
daß, inſolange ver Kläger A bie ihm auferlegte actoriſche Caution von 
100 fl. nicht erlegt haben wirb, über feine Rlage nicht weiter: Be 
verhandeln ſei. 





| Ih. 6958. 


Actio hypothecaria: Gerichtsſtand Bu Getenbundung 
ber für eine Wechſelſchuld Ba Hypothek. 


ai 1878, de 5104 B Deer. de 8. 
1.7. Gehen Io, N. 977 —8W ein ded —8 au 
März 1878, Di 1630), 6 . 1878, 4. 


Gegen die Klage des A wider B en — von 1734 fl. 
bei ſonſtiger Execution bes Hanfes bes Bellagten, weldes berfelbe 
bem A verpfänbet hatte, opponirte.B die Incompetenz bed von bem 
Kläger angerufenen Gerichtes ver belegenen Pfandſache, weil ber ein 
geklagten Forverung ein Mechfel zum Grunde lag. — Das Geri 
erfter Inſtanz verwarf dieſe Einreise, weil dem A freiftend, feine For⸗ 
berung ae Snanfpruchnahme des Wecſelrechtes, des Vecfelprocefiss, 
umd der Wechſelſtrenge, bei vem gewöhnlichen Gerichte mis. ber geime« 
re&htlihen Bypothefarllage zu verfolgen. — In zweiter. Inſtanz wurbe 
ber Einwendung ber Unzuſtändigkeit ftattgegeben, weil ver Gegenftand 
ber Klage eine Wechſelforderung iſt, welche nad 8. 60 ber 9. N. ante 
ſchließlich beim Gerichtshofe, ae bie. Handelögerichtöbarteit zuftebt, 
anzubringen war unb ber-$. 56 3. N. daran nichts Anbert, ba bisfer, 
Paragraph nur von —— Forderungen redet, und der Cauſal⸗ 
gerichtsſtand nicht einmal durch das lebereintommen der Parteien F 
andert werden kann (8. 47 3. N.). 

Der oberſte Gerichtshof beſtatigte die Eniſcheidung der rſte 
Inſtanz in der Erwägung, daß: wit ber. ‚gegenwärtigen Klage die 
Realifirung ber für die Wechſelforderung des Klägers vom Beklagten 
mit der Pfanpbeftellungsmiunde vom . . .. im Grundbuche pfand- 
rechtlich verficherten Creditauſprüche aus Ben Pfandobjecte begehrt 
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-wirb, fomit die Mlage eine dingliche Hypothekarllage ift, / deren Natur 
dadurch nicht geändert wird, daß bie ihr zu Grunde liegende Torberung 
is ber Einloſung eines mom: Bellagten acceptirten Wechſels dunch den 
Alãger ihren Urſprung hat. 4 are 





: Nr. 6957. 

Werkvertrag: Streit‘ über die Berfon bed Beftellers.. 

Entf. v. 8. Mei 1878, Rx. 10791 . 
a v. 17. Mai 1877, Ir. 8815, ad het “ 
». 26. Juni 1877, Str. 1008). @. 3. 1879, 
A hatte für das Haus X des C auf Beftellung des B eine 
Waſſerleitung hergeftellt und dafür 575 fl. ale Theilzahlung erhalten. 
AS er den Reſtbetrag von 385 fl. für die gelieferte Arbeit gegen 
B einklagte, wendete biefer ein, . daß er bie Arbeit bei dem Kläger 
ausbrüdlic im Ramen des C beftellt Habe; daß die Zahlung vicht 
ihm, der nur der Abminiftrator des Haufes fei, fondern dem CO, ale 
Eigenthumer des Haufes ubliege; daß amd; der Mläger ven C ald‘ den 
Zahlungspflicgtigen angefehen habe, indem er auf Abſchlag ſeines 
Quthabens fi von C eine Forderung abtreten ließ und aus ben 
‚Rufungen des Hauſes pom Gequefter deöfelben Anzahlungen für. feine 
Arbeit in Empfang nahm. — Das Gericht‘ erfter Inftanz erkannte 
nad dem Klagebegehren, falls der Kläger: mit dem Haupteide ver- 
neinen würde, daß. der Bellagte die Befiellung der Arbeit im Namen 
des C gemadt habe. — Bon dem DO, 2. ©. murbe ber Kläger ab- 
‚gewiefen, in der Erwägung, daß es ſich hier nit darum haubelt, 
vyon wem bie Wrbeit beftellt wurde, fondern darum, wem fie geliefert 
worben ift, und dieſes bei dem Umftande, als die Waflerleitung 
maner«, niet- und nagelfeft fein muß, für das Haus X, jomit ‚für © 
als den Eigenthümer vesjelben gefchehen if; daß daher ber Kläger, 
wenn er bie perſönliche Haftung. des B haben wollte, dies bemfelben 
hätte ausdrücklich erflären müflen, um fo mehr, ald B fi gegen ihn 
als. den Cigenthünser des Haufes gar nicht ausgegeben hat, vielmehr 
der Kläger, welcher jhon früher Brunnenarbeiten für C gemacht hatte, 
wiffen lonnte, daß C der Eigenthümer des Hanfes ift; daß endlich 
der Kläger, indem er eine Forderung bed C im Geifionsmege als 
Zahlung übernapm und Ratenzahlungen aus dem Zinserträgniffe ‚des 
Hanfes besfelben in Empfang nahm, zw erkennen gab, daß er den © 
als den Schuldner anfehe. 5 J 
Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Erkenniniß der erſten 
Suftanz. Gründe: Die eingeflagte Verbindlichteit iſt aus einem Ver⸗ 
trage entftanden, fie betrifft daher paffiv und activ nur bie Com- 
pacifenten (98. 859, 1152 0. 5. ©. B.); es fommt. nicht baranf an, 
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für. weſſen Haus bie Arbeit von dem A geleiſtet worden iſt, ſondem 
»5.B dem A mitgetheilt hat, daß er den Vertrag im Namen eines 
Dritten abſchließt, widrigens er fi int eigenen Namen verpflichtet 
hat. Auch dadurch, daß A einen Theil der Forderung von O kb 
auch auf fein Anbringen vom Sequefter des C erhalten bat, erſcheint 
B von feiner Verbindlichkeit nicht befreit, da die Verſuche des A, 
anderweitig zur Zahlung zu gelangen, bie Erlöſchung ber Berbind- 
lichkeit des B nicht herbeiführten, und ſchon darum keme Verzichtlei⸗ 
ſtung des Gläubigers zum Vortheile ſeines Schuldners enthalten, weil 
dieſe Verſuche nur zum Vortheile des Glaäubigers, nicht aber bes 
Sqhulvners undernsmmen worden find, daher auch nur ein ‚Erfolg 
derfelben eine gunzliche oder partielle Erldſchung der Forderung ‘des 
Klägers bewirken konnte. | 


Nr. 6958, Bi 

Anerkennung der unehelichen Baterfhaft: Ergänzung eities 

nicht vollbewiefenen außergerichtlihen Geſtändniſſes der 

unchelichen Vaterſchaft durch den Erfüllungseid der Mutter 
über die Beiwohnung. 


Eutie, v. 8. Mai 1878, Nr. 1086 (Beft. des das art. de ded 3 ®. 9,900 
Tand ». 14. Juni 1877, Nr. 4350, abänd. Urt. vom 
5. Oct. 1877, Nr. 27256). ©. 3. ie. Nr. > 

In einem Paternitätöprocefje wurde in erfter —* auf den 

dem Beklagten referibel aufgetragenen Haupteld über die Beiwohnung 
innerhalb der kritiſchen Zeit erkannt, aus den folgenden Gründen: 
Die Frage, ob der Beklagte für den Erzeuger des am 8. Juli 1876 . 
eborenen Kindes zu halten fei, findet ihre Löſung durch bie im 
8 163 a. b. ©. B. aus der Zeit der Beiwohnung abgeleitete ge» 
fegliche Bermuthung. Bon -Seite der Kläger wurbe zwar aud bie vom 
Beklagten gefhehene Anerkennung der Baterfchaft geauptet und der 
dafür angebotene Zeugenbeweid aufgenommen. Die Zeugen haben 
aber bie angeblihe Anerkennung nicht beftätigt, Nach ihrer Ausſage 
bat ber Beklagte allerdings geftanden, der Vater des Kindes zu fein, 
welches bie Klägerin unter ihrem Herzen trage; allein dieſes Ge⸗ 
flänpniß, im Zufammenhange mit der im Proceß vorgebradhten Bes 
— des Beklagten, der Klägerin nur außerhalb der kritiſchen 
eit beigewohnt zu haben, Tann nicht als Anerkennung der Bater- 
ſchaft eines Kindes angeſehen werden, welches damals noch nicht ge⸗ 
boren war und deſſen Empfängniß daher nach ſeiner Meinung aller⸗ 
dings in bie Zeit feiner Beiwohnung gefallen fein konnte. Es mußte 
vaher auf ben Haupteid über die Beiwohnung während der kritiſchen 
Zeit erkannt werben. — In zweiter Inflanz wurde der Erfüllungseid 
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‚über bie Beiwohnung in der kritiſchen Zeit zugelaflen. 
Pe Das Geſtändniß des Bellagten, ver Bater des Kindes zu 
fein, welches er vor der Geburt des Kindes abgab, ift ausreichend, 
nm die geſetzliche Bermuthung ber Baterjgaft zu dem von der Klägerin 
geborenen Kinde zu begründen ($. 163 a. b. ©. B.), und kann auf 
feinen Widerſpruch, ver Sllägeriu in dem entfcheivenden Zeitraume 
beigewohnt zu haben, umſoweniger Rüdficht genommen werben, als 
er die ‚behauptete Anerkennung der Vaterſchaft gänzlich im. Abrede 
Felt, eine irrige VBorausfegung über ten Zeitpunkt der Conception 
bed zur Zeit ber Anerkennung noch nicht geborenen Kindes gar nicht 
behauptet und der Richter auf eine jolche gar nicht vorgebrachte Ein» 
wenbung von Amtswegen nicht Bedacht nehmen: darf, Wenn aud) ber 
eine der Zeugen im Sinne der Gerichtsordnung ein bevenflicher, der 
zweite ein verwerflicher Zeuge ift (SS. 141, 142 a. ©. D.), jo hat 
doch das. Gericht die Glaubwürdigkeit derſelben zu ermeſſen ($. 144 
ibid.), und da fein Grund, fie zu bezweifeln, vorliegt, kann deren 
Ausſage als ein halber Beweis angefehen und auf den Erfüllunggeib 
ertannt werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ftanz, mit der Bemerfung, daß dasſelbe in dem Punkte der allein 
angefochtenen Zulaffung des Erfüllungseides ver Klägerin durd die 
vorftehende Begründung gereätfertigt if, und in der Erwägung, daß 
ber Bellagte, wenn er der Klägerin, deren Schwangerfchaft ibm bes 
kannt war, vor den Zeugen erklärte, anzuerfennen, daß er ber Vater 
des zu erwartenden Kindes fei, fich auch bewußt gewefen jein muß, 
die thatfächlichen Bedingungen geſetzt zu haben, unter welchen feine 
Baterſchaft nach Erfahrung und Geſetz anzuerkennen iſt; daß er folglich 
mit der Anerkennung feiner Vaterſchaft auch erffärt und geſtanden 
bat, der Klägerin während ber kritiſchen Beit beigemohnt zu haben; 
daß der Bellagte in der Streitverhandlung weber einen bei feiner 
Anerlenmung der Baterfhaft unterlaufenen Irrthum geltend gemaqt 
noch behauptet hat, daß dieſe Anerkennung nur mit irgend einer Bes 
bingung erllärt worden fei,  fondern vielmehr zugegeben hat, der 
Klägerin eine pecuniäre Unterftügung zur heimlichen Entbindung ge 
währt zu haben. 


Mr. 6959. 
Bolſtreclung von im ſummariſchen Verfahren gefällten Ur- 


theilen: Zuläffigleit des a. o. Recurſes. 


Enke: v. 8. ai 1878, Nr. 5405 (Aufheb. des Decr. des 3. 8 G. Zara 
7. Februar 1878, Nr. 4 ). G. 3.1878, Nr. 4 

Raddem. zur Hereinbringnng einer im fummarifepen Broceffe 

erfiegten Forderung die Liegenfchaft des Bellagten im Exrecutionswege 
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verkauft worden war, begehrte der Erſteher bie Einantwortuug ber 
Realität und Loͤſchung der Pfaupfäge.: Gegen den erſtgerichtlichen, 
dieſes Geſuch bewilligenden Beſcheid 2 ber Erecutionsführer 
A an das O. L. G., ohne Erfolg. — — ergriff A; ven a.ↄ 
Neviſtonsrecurs, welder von em D. L. G. nad: 8.:51 des Gefehe⸗ 
Aber ben ſummariſchen Proceß Auoſchiuß deo Recurſes gegen gleich⸗ 
förmige Eutſcheidungen der Untergerihte) als. unzulafſig 2 limine 
zurückgewieſen wurde. 

Von dem oberſten Gerichtshofe waurde dem Mecurſe des 4 gegen 
dieſe Zurückweiſung ſtattgegeben und dem D. 2. G. die Borlage bes 
a. o. Recurfes aufgetragen in der Erwägung, daß bie Erecution 
zwar von A auf Grund eines im fummarifhen Streitverfahren ers 
gangenen Urtheil® eingeleitet, allein mit dem Zwangsverkaufe der in 
Erecution gezogenen Liegenſchaft vollendet worden iſt und daß es ſich 
zur. Zeit um das Recht eines Dritten, nämlich des Erſtehers der 
Realität Handelt; daß mithin die Sorfchriften | über "den Numark 
Proceß dermalen nicht mehr anwendbar find. : 


Nr. 6960. 


Ungufäffgeit des Haupteibes über Keitäßehanptungen ı und 
allgemeine Begriffe. 


eriq. v. 9. Mai 1878, Nr. 12727 (Beſt. des Urth. A 2. G. areian v. 
27. Dec. 1876, Nr. 28225, Abänd. Ge Usth. des D.2. ©. Kralan vom 
16. Mai 1877, Nr. 3853). ©. 9. 1878, 6.33. 

| Re der, Rechtsſache der A gegen B wegen. Ausſcheidung eines 
Theiles der für B bei C gepfänveten und geſchätzten Mobilien aus 
der Execution, wurbe von der Klägerin zum: Beweiſe ihres daran 
erworbenen Eigenthums dem Bellagten der Haupteid darüber, daß 
fie die vindicirten Sachen zu verſchiedenen Zeiten, ven verſchiedenen 
Berjonen, um bevungene Preife „für eigenes Geld“ gekauft habe, — 
aufgetragen und ihr von dem Bellagten zurüdgefchoben. — In erfter 
Inſtanz wurde die Klage unbedingt abgewiefen. — Das O. L. ©. 
erfannte auf den der Klägerin zurüdgefchobenen Haupteib. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erfigeriitiße UÜrtbeil. 
Gründe: Die Partei ift nah $. 275 weftgal. ©. D. befugt, ben 
Gegner den Haupteid aufzutragen; allein nur über widerfpröchente 
Geſchichtsumftände oder Thatfadhen. Hieraus fulgt, daß Über Begriffe, 
welche Feine factifchen Umſtände in fi; faſſen, insbeſondere, wen fie 
in Worte gekleidet find, die eine mehrfache Auslegung geftatten, der 
Beweis durch den Haupteid unzuläffg iſt. Der erfte Richter hat nun 
mit vollem Grunde in den Unführungen ‚der Klägerin, daß ſie die 
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fireitigen Mobilien bei: verſchiedenen Perſonen unt vereinbarte Preiſe 
für .sigenes Geld gekauft habe, insbeſondere im: ven Worten. „eigeneß 
Er" mare. einen; allgemeinen, verſchiedenet Außlegung fühigen Begriff 
erkannt, and weldens die Thatſache, daß die Klägerin die auszufchen 
benden Sachen mittelſt Kauf an fi) gebracht und das Cigemhum Des 
für die gekauften Sachen gezahlten Geldes exworben habe, nicht mit 
jutidiſcher; Gewißheit gefolgert werden konnte, ‚und. hat daher mit Recht 
dei ‚als Beweis defur engeböttnen vanpten nicht gelaſen nl 


2 





| Nr 69661. 
Begitimation | bes Concursmaſſeverwalters zur Anfechtung 
einer der Concursetöffnung vorausgegangenen Pfändung von 
Mobilien wegen angeblicher Zugehörigkeit berfelben zu einer 
. Eoncursreaität?: . 


Ense. » ». 9. Mai 1878, M. 1351 sd. des Urth. de 2.0 6. Rönipiabet 
d. 23. Od. 1827 Nr. 9294 ud. des Uno. be ur Brag vom 
7. Ros. 1877, —* 21550). ®. 3. 1878, 

Nah —— des Concurfes: über das Bermögen des k bee 
fangte der Concursmafjeverwaltes mehrere Gläubiger bed: A, die. vor 
der Concurseröffnung gegen den Letzteren bie Mobilienpfändung er⸗ 
wirft hatten, mit der Klage peto. Ungiltigfeit diefer Pfandrechte, indem 
er behauptete, daß die gepfändeten Gegenftände Beftanbtheile der Fabrik 
des Cridars und als ſolche ald unbewegliches Gut anzufehen jeien. — 
Die Beklagten wendeten den Maugel der Klagelegitimation des Eon- 
ceursmaſſeverwalters ein, welcher Einwendung in erfter In ftatt« 
gegeben wurbe,. weil nad 8. 76 der K. D. der. Maflevermalter ver 
Bertreter der Gläubigerfchaft, alfo ver Geſammtheit der Glaubiger 
iſt, als welcher er gegen eine Claſſe derſelben, im vorliegenden Falle 
gegen: die von ihm belangten Pfandglüubiger, da dieße durch keinen 

ner: Verwalter vertreten werden, Nagbar nicht auftreten: kann. — 

as O. L. G. entſchied, daß ber Concursmaſſeverwakter zur am 

ebradyten Klage legitimirt fei, — aus folgenden Gründen: Daß der 
In affeverwalter zur Vertretung der Gläubigerfchaft, insbeſondere zur 
Fhrung von Procefien, welche die Concursmaſſe oder einzelne Theile 
derfeiben betreffen , berufen iſt, gebt aus den Beftimmungen der 
58. 76 und’ 78 €. D. unzweifelhaft hervor, und es kam auch nicht 
behauptet Werben, daß der Maſſeverwalter in dem vorliegenden Falle 
lebiglich das Interefie ber Hypothekargläubiger der Fabriksrealitaͤt 
derftete, weiß eim bei richtig geſtelltem Werth der Letzteren möglicher- 
weiſe fich ergebender Kanfſchillingsüberſchuß nicht nur der Spectalmaffe 
der Hypothekarglaäͤubiger zu Gute kommt, ſondern auch das Intereffe 
ſaͤmmtlicher Concursgläubiger berührt. 
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Dreer oberſte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß der erſten In⸗ 
ſtanz, Gründe: Es kann nicht überſehen werden, daß im vorliegenden 
Falle, oa eines nah 8. 74, Abſ. 4 €. D. beftellten eigenen Ver⸗ 
walters nicht erwähnt wird, der Concursmaſſeverwalter nah $. 76, 
Abſ. 1C. O. der Vertreter der Gläubigerſchaft und Verwalter des 
in: den Concurs gehörigen Vermögens, zu weldem bie Fabrik des 
Erivars und die als AZugehör derſelben angefprochenen Effecten ge- 
hören, geworben, und daß es feine Pflicht if, nicht nur die Rechte 
der Gläubigerfhaft in Betreff der Fabrik als unbewegliden Gutes, 
fondern aud ber Släubigerfhaft in Betreff der von berfelben an 
beweglihen in die Concursmaſſe gehörigen Gütern erworbenen Pfand» 
tete zu wahren. Im gegenwärtigen Proceſſe behauptet aber der 
Eoncursmaffevermalter gar nicht, daß durch den Anfprud) auf hie als 
beweglihes Gut gepfändeten, angeblih ein Zubehör der Fabrik bil⸗ 
benben Effecten, den Bellagten, falls biefelben des Pfandrechtes ver⸗ 
Iuftig werden, ein Bortheil erwädft, und felbft biefes angenommen, 
ift der nad 8, 76, Abf.1 €. DO. zur Vertretung der Gläubigerfchaft 
berufene Concurömaffeverwalter nicht berechtigt, im Namen berfelben 
gegen eine beftimmte Claſſe von Coneursgläubigern, als welche bie 
Dellagten erſcheinen, klagbar aufzutreten, welches Recht ihm nur dann 
zuftehen würde, wenn er als beſonderer Verwalter ber Fabrik beſtellt 
worden wäre, was aber nicht geſchehen iſt. 


Nr. 6962. 


Unzuläffigfeit der Erecution zur Sicherftellung der zuerkannten 
Proceptoften während bes Rechtömittelzuges gegen das Urtheil 
über die Competenz. 


Entſch. v. Mai 1878, Nr. 5192 (Bet. des Hr per. et B. ©. ber 
inneren Stadt Wien v. 18, Jänner 1878, Nr. 2 äud. Decr. des 
O. t. G. Wien v. 12. Mär, 1878, Nr. 43 2). 35 —2— ©. 318, 

Advpvoc. Zeitung 1879, Nr. 1 

In der. ſummariſch verhandelten —*8* ber A gegen bie B 
peto. 75 fl. wurde in erſter Inſtanz die Beklagte unter Berwerfung 
ber von ihr erhobenen Incompetenzeinrede nad dem Klagebegehren 
verurtheilt, in zweiter Inſtanz hingegen ber Incompetenzeinrede ſtatt⸗ 
gegeben und die Klägerin in den Erſatz ber Koften der erften. Yuftanz 
und ber Appellationstoften. an. die Beklagte verfällt, welch' legtere im 
Zuge ber von der A ergriffenen Kevifionsbefchwerbe, „da fie wegen 
nicht geleifteter Kaution einer Sicherftellung bebürftig fei,“ mit Bezug- 
mbme auf $. 259 a. ©. D. und 8.12 der Juſtiz Miniſt.Verordn. 
vom 18. Juli 1859, R. G. BL. Nr. 130, die executive Pfändung, 


Schägung,;Transferirung und. enge Sperre des beweglichen Vermögens 
ber A zur Sicherftellung der ihr zuerkannten Proceßkoſten erfter. Inſtanz 
und: ber Appellationstoften begehrte. — In erſter Inflanz wurde ihr 
Geſuch mit Berufung auf 8. 56 des Geſetzes über den Summarproceß 
bewilligt. — Auf. den Recurs der Klägerin, in welchem ausgeführt 
wurde, daß bei der offenbaren Unanwendbarkeit bes 8. 259 a. ©. O 
und des. 8. 56 bes Geſetzes über das fummarifche Berfahren, bie 
Trage nur nad 8. 406, reip. 408 a. ©. D. behandelt. werben 
Lönne, bie Beftimmung diefer Paragraphe aber nad Schluß des In⸗ 
firnctionsverfahrens nicht mehr plaßzugreifen habe, Hat das O. L. ©. 
das Pfändungsgefudh der B mit der Begründung abgewiefen, daß es 
fih bier lediglich um Sicherftellung der im obergerichtlichen Urtheile 
der Beklagten zuerkannten Koſten erſter und zweiter Inſtanz bis zu 
der Entſcheidung dritter Inſtanz handelt, in dieſem Falle aber weder 
ber 8. 56 des Geſetzes über den Summarproceß noch der 8. 259 
a. ©. O. Anwenbung hat, weil der erſtere Paragraph von dem Falle 
ſpricht, wo der Beflagte in exfler ober zweiter Inſtanz unbedingt zur 
Zahlung verurtheilt worben ift und bagegen die Appellation ober Re; 
vifton ergriffen bat, im. obigen Urtheile zweiter Inſtanz aber eine 
Entjheinung in * Hauptſache gar nicht erfolgt iſt, und weil auch 
der 8. 259 a. G. O. fich lediglich auf Erkenntniſſe bezieht, welche in 
der Sanptface gefällt wurden und wobei bie. —— ſo beſchaffen 
ſein muß, daß der obſiegende Theil einer Sicherſtelung bedarf, was 
aber hier nicht der Fall iſt. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz mit Hinweiſung auf die obergerichtlichen Gründe. 


Ar. 6963. 


Berechtigung und Verpflichtung der Abhandlungébehörde 3 zur 
Vorberung der Rechnungslegung über die Verwaltung eines 
noch nicht eingeantworteten Nachlafjes. 

Eutſch. v. 14. Mai 1878, Nr. 4108 (Belt. es das Decr. des * G. Podgoͤrze 
v. 21. Juli 1877, Ne. 2793, aband. Decr. des O. L. ©. Krakau v 13. Der. 

1877, Ar. 14100). ©. 9. 1870 6. 2329. 

Nah Berlauf eines Jahres, jeitvem die Verwaltung der Ver⸗ 
laſſenſchaft des M von dem Abhandlungsgericht feiner Witwe B über- 
fafjen worben war, überreichten die erflärten Erben des M das 
Geſuch um Ertheilung des gerichtlichen Auftrages am: die B, über 
die ihr anvertraute Verwaltung des Nahlaßvermögens:- Rechnung 
zu legen. — Bon dem Abhandlungsgerichte wurden die Erben 
ab⸗ und an die B gewiefen.: — Das O. 8. G. trug der B die Rech⸗ 
nımgslegung auf. Ä | 
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+ Der oberfie Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Verord⸗ 
nung, weil, jo: Tänge die Erbſchaft nicht eingeantiwortet ft; dad Man⸗ 
betöperhältniß zwiſchen der Abhandlungobehbror; in deren Miopoſition 
fh der Nachlaß befindet und dem van. ihr beſtellten Verwalter des 
Nadflaffes noch fortbeſteht und ver letztere ſür Die Verwaltung un⸗ 
mattelbar nur der Abhandlungsbehörde verantwortlich iſt; — dieſelbe 
demnach nicht nur bevechtigt, ſondern auch verpflichtet iſt, den Ber⸗ 
walter zur Legung der Rechnung über die Verwaltung anzuhalten. 
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Rr. 6064. 


Zeitliche Colliſion der Geſetze: Einfluß des Geſetzes vom 

35. Mai 1868 auf Ehen, welche unter ber Herrſchaft des 

Patentes vom 8. October 1856 geſchloſſen wurden. Un⸗ 

giltigkeit einer gemiſchten Ehe wegen Abſchließung derſelben 
vor dem evangeliſchen Seelſorger? 


Eutlch v. 14. Mai 35* 4165 (Beft. des dad Urth. des Gearzalsem. 
ſulates In in Butarei v. 20. Oct. 1877, Nr. 12341, abänd. Urth. d ed 8 6 
50. Sdıker Gere, fr. 21495). ®. 3. 1879, Nr. 4 


In erfter Inſtanz wurde auf bie Rlage ber A ihre che mit 
dem B für ungiltig erklärt, weil die Ehe unter der Herrſchaft des 
Ehegeſetzes vom 8. October 1856, R. ©. Bl. Nr. 185, zu Bulaxefl 
vor ben evangelifhden Pfarrer Augsburger Confeffion geſchloſſen 
wurde, obgleich der Ehetheil B Katholik war, — gegen die Vor⸗ 
ſchrift bes 8.19 des cit, Geſetzes, wornach bei Chen zwifchen katholiſchen 
und nichtkatholiſchen Chriften die Erklärung vor dem katholiſchen Seel 
forger abgegeben werben muß. — In zweiter Anflanz wurde bie Klage 
ber A abgemiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Nach dem Art. IV, $. 2 des Geſetzes v. 25. Mai 
1868, R. ©. Bl. Nr. 47, ift das Berfahren bei Untexſuchung und 
die Verhandlung über bie Ungiltigerklärung einer vor ver Wickamfeit 
dieſes Geſetzes geſchloffenen Ehe nach den Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes zu pflegen, daher in dieſer Beziehung das a. b. G. B. in An- 
wendung zu bringen, mithin im vorliegenden Falle die Unterſuchun 
über wie Ungiltigkeit nicht von Amtswegen zu pflegen, weil nad 8. 9 
ah. ©. B. wegen Mangels der feierlichen Erklärung Per Einwilli⸗ 
gung die Unterſuchung von Amtswegen nur dann fiattzufinden bat, 
wenn die Erklärung nicht ver dem anhentlichen Seelſorger einge ber 
Brantlexte abgegeben worden iſt (8. 7 b. ©. 2.), Hier aber bie 
feierliche Erklärung von ven Berntlenien 8* dem ordentlichen Seehforger 
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der evaugeliſchen Braut geſchehen iſt, Allein auch das Klagerecht 
A ouf Unqgilligerklärung ber Che ift unfiatthaft, Nach 8.2 0. h. 
in ie Niemand mit ber Unwiffenheit eines Gejeges entfehulbig 8 
Na igerin hat die Ehe gefchloffen, obwohl fie den damals beftans 
au Ungiltigkeitögrund, daß die — — dem — 
jorger abzugeben ift, Iennen mußte, und daher die Ungiltige 
Ihe e Ehe — verſchuldet. Da ‚die-Mlägerin ſamu ht ſchubbioe 
r zudem die Ehe wi 11 Zahre fortgefegt Hat; ſo mangelt ihre 
md 8. % a. 5. ©. B. das Beftreitungsrecht. : 


Nr. 6965. 
Unzuläffigfeit ber unmittelbaren egecntiven Eintreibung da 
in einem Schiedsſpruch für den Fall der Nichterfüllung der 
darin auferlegten Leiſtung fefigefegten Vergutungsbetrages. 
14. Xai 1878, N. 4261 (Beft. des Dect des 3. 8. 3— 
Pie Wat. 1877, Nr. 6375, Wbänh. dei N — de⸗ * u Rica da 
6. Juni 1877, Mr. 7800). ©. 9. 1878, ©. 

Durch Schiedsſpruch wurde B verurtheilt, den A den Leller 
und Boben im Haufe X bi8 2. Mai 1877 Ei übergeben, und 
für den Ball ber Verzögerung ein. Vergätungsbetrag von 5 fl. für 
jeben Tag bes Verzugs fefigefegt. Auf Grund biefes Laudums begehrte 
A bie Mobilienpfändung bei B zur Dedung ber feit 2. Mai 1877 
ihm .erwachfenen und weiter verfallenden Bergütumgsbeträge. — In 
erſter — wurde das Geſuch mit der Motivirung abgewieſen, 
daß die Einräumung der obigen Lonventionalſtrafe wean B feiner 
Berpflihtung nicht nachkommen follte, im beſten Falle nur einen Titel 
verleihen wärbe, gegen benfelben im ordentlichen Rechtswege wegen 
Zahlung der Conventionalftrafe aufzutreten. — Das O. C ©. ber 
willigte bie Mobitaregecution auf Grund bes Abſ. = des $. 396 und 

ven d, 365 efigal. ©. O., da ber Schiedsſpruch der Vorſchrift bes 
$. 325 — u. 

Der oberfie Gerichtshof reftituirte den erſtgerichtlichen Beſcheid. 
Gründe: In dem Schiedsſpruche erfheint das Recht bes Executions«. 
führere, die Zahlung bes Bergätungebetrags zu fordern, von ber Be- 
dingung abhängig gemacht, bag B mit ver Räumung unb Uebergabe 
einer von ben, in dem Schiedöſpruche bezeichneten Localitäten ſäumig 
ſei. Auf Grund eimes ſolchen bebingten Spruches ift aber bie fofortige 
Erecutionsführung nad) Maßgabe des Hofber. v. 10. Februar 1785, 
3. ©. ©. Mr. 887, umuläffig; vielmehr muß der Erecntionsführer, 
um bie ezecutive Hereinbringung einer folgen bebingt ihm zuerlanuten 
Vorberung, beziehungsweiſe Conventionaiſtrafe zu erwirken, vorerſt 
ben Einteitt der Bedingung, an welche dieſeibe gekulipft iſt, im Rechts⸗ 
wege gerichtsordnungsmãßig nachweiſen. 
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Ar. 6966, 
Tod des Edeepflichtigen; : Unzulaffigkeit der Subſtiturunz 
eines erſt nach dem Eidesantritt beigezogenen Vertretungs— 
leiſters. 


—— v. 14. Mai 1878, Nr. 4284 (Beſt. — das es Uri des 8. G 
v. Ser. 1077 Ne. 18111, abänd. Urth. d Fras v. 20. 
bruar 1878, Nr. 4912). Sur. Fi era 

As bevollmädhtigter Rechtsfrennd des A nnd feiner Toter C 
belangte der Advocat D den B, weldyer bie C durch einen Schuß ver- 
wundet hatte, auf Erfag ber Seilungstoften. Der Bellagte wurde zur 
Zahlung von 30 fl. verurtheilt, wenn A mit dem ihm zurückgeſcho⸗ 
benen Haupteide beſchwört, daß er dem die C behandelnden Wunb- 
ärzte für bie Heilung nicht weniger als 30 fl. gezahlt habe. Auf die 
von dem Advocaten D überreichte Eidesantretung wurde bie Eides- 
tagfehrt anberaumt, bei welcher E al GSubftitut des D für bie Kläger 
erfchien, den inzwifchen erfolgten Tod bes A anzeigte umd die Wieber- 
ernfegung in ben vorigen Stand ob noviter reperta ($. 372 lit: b 

G. O.) zu dem Ende begehrte, damit der Advocat D, der von A 
dae Geld zur Zahlung: der Heilungstoften empfangen und dem Wund⸗ 
arzte behändigt habe, ‚daher ſich für verpflichtet halte und bereit 
fei, den: Klägern die Vertretung zu leiften, an Stelle des A zur Ab- 
legung des Haupteides zugelafen werde. — Die Keftitution wurbe 
in erſter Inſtanz bewilligt, in zweiter Inſtanz verweigert, 1. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung des D. X. ©. 
ans folgenden Gründen: Feine der im 34. Eapitel der a. ©. O. und 
in ben bezüglihen Movellen normirten Arten ber Wiebereinfegung 
fommt ben Klägern zu ftatten. Denn es handelt ſich im vorliegenden 
Valle nit um die Einfegung in den vorigen. Stand zur Geltend- 
machung eines erſt nach ergangenem Spruche gefundenen erheblichen, 
Deweismittel, welches die Kläger vorhin nicht wiffen oder nicht finden 
fonnten, fendern e8 wird begehrt, daß der Advocat D zur Ablegung des 
(in der Wefenheit) nämlichen Haupteides, welcher dem A burd das 
Urtheil aufgetragen wurde, jevoh von ihm wegen feines mittlerweile 
eingetretenen Todes nicht: mehr abgelegt werben konnte, als freiwilliger: 
Bertretungsleifter der Kläger zugelafjen werbe, in welcher Eigenfchaft 
D in dem Procefje nicht intervenirte,. da er erft jet, nach der rechts⸗ 
fräftigen Entjcheibung des. Rechtöftreites fi) zur Vertretung anbietet. 
Ein Bertretungsleifter ift aber kein Bewersmittel, fondern als Streit- 
genoffe des von ihm vertretenen Streittheiles felbft Proceßpartei, 
daher jeine Zulaffung zum. Eintritte. in den ſchon entfchiedenen Proceß 
durch die Beftimmung des 8. 372 it. ba. ©. DO. nicht zu recht⸗ 
fertigen. Eben fo wenig kann biefelbe mit der Analogie ver Hofdecrete 
v. 18.. September 1844, Nr. 830: und 13. Februar 1845, Nr, 868. 
der J. ©. ©. (Zuläffigkeit eines anderen. Zengen an Stelle des durch 
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Beiurtheil zugelaſſenen verſtorbenen Zeugen) begründet werden, weil, 
wie geſagt, der Vertretungsleiſter nicht, gleich dem Zeugen, ein Be- 
weismittel, fondern Proceßpartei ift. 


Nr. 6967. 


Meiſtgebotsvertheilung: Berechnung einer in ausländiſchem 

(ſeither außer Cours geſetzten) Geld zu zahlenden Hypo— 

thekarſchuld nach dem in dem einverleibten Schuldſchein 

angegebenen Maßſtab trotz eines dazwiſchen liegenden, auf 

einer anderen Berechnung beruhenden Contumacialerkennt— 
niſſes auf Zahlung der perſönlichen Schuld. 


Entſch. v. 14. Mai 1878, Nr. 5349 (Beſt. des das Der des L. ©. Salz⸗ 
burg d. 3. Dec. 1877, Nr. 6936, abänd. Deer. ded DO. 2. &. Wien vom 
22. Jänner 1878, Nr. 42). ©. 3. 1879, Nr. 54. ®. J. "sn, ©. 40. 

Auf dem Haufe des B war für A das Pfandrecht auf Grund 
des Schuldſcheines vom 18. Auguft 1868 einverleibt, in welchem B 
fich. verpflichtete, dem A 2500 fl. Reichswährung „gleih 2187 fl. 
50 fr. äfterr. Währung“ in baierifhen Silbergulden zu zahlen. Als 
A den B um die Zahlung belangte, wurde mit NRüdfiht auf ben 
Umftand, daß damals die baierifhen Silbergulven bereit außer Cours 
gefegt waren, der Beklagte durch Contumacialerfenntniß zur Zahlung 
von 4375 Reichsmarken effectiv verurtheilt. — In der Folge kam es 
zum BZwangsverfaufe des verpfändveten Haufes und bei der Meift- 
gebot8vertheilung wurde dem A der obige Betrag von 4375 Reiche- 
marken nad dem Cours des Tages der Meiftgebotsvertheilung mit 
2546 fl. 25 fr. 65. W. zugewiefen. — Dagegen recurrirte der bie- 
durch in feiner Yorderung zum Theil verkürzte nachfolgende Gläu- 
biger C an das D. 2. ©., welches die dem A zugewiefene Summe 


auf 2187 fl. 50 fr. in Silber rebucirte, weil nidt die im Con⸗ 


tumacialurtheil ihm zuerlannte Summe von 4375 Reichsmarken, 
fondern der im Schuldſchein bezeichnete Betrag von 2187 fl. 50 fr. 
al® das in baierifhen Silbergulden (nit in Golpwährung) rüdzahl- 
bare Capital pfandrechtlich intabulirt ift und dieſe Summe, da die 
Silberftüde öfterreihifcher Währung die Geldftüde in Defterreich find, 
die den außer Cours gejegten baierifchen Guldenſtücken zunächſt ähnlich 
‚find, auch nur in öfterreihifher Währung in Silber liquidirt werben 
kann. — A ergriff den Reviſionsrecurs, worin er anführte, daß bie 
obergerichtliche Entſcheidung das Gegentheil von dem ausſpricht, mas 
in dem gegen B gefällten Urtheile enthalten ift; daß, wenn die Zah- 
lung in ausländifher Valuta bedungen wurde, der Wille der Eon» 
trabenten dahin ging, daß in ausländifchen Münzftüden gezahlt werde ; 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 15 
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daß an die Stelle der baierifhen Guldenſtücke geſetzlich die Markftüde 
getreten und fomit benfelben am ähnlichſten find. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zmeiten 
Inſtanz aus deren Gründen und in der Erwägung, daß bei ber 
Meiftgebotövertheilung in Bezug auf die Rechte der Tabulargläubiger 
der Grundbuchsftand ald Grundlage zu dienen hat und in dem ein- 
verleibten Schuldſcheine vom 18, Auguft 1868 ausgedrückt ift, daß 
2500 fl. Reichswährung gleihzuhalten find 2187 fl. 50 kr. ö. W., 
daher fchon hieraus folgt, daß, falls die Rüdzahlung nicht in baieri- 
ihen Guldenſtücken ftatifinden Tann, das vertragsmäßig feftgefette 
Yequivalent von 2187 fl. 50 fr. ö. W. an deren Stelle zu treten bat. 


Nr. 6968. 

Einflug der Concurseröffnung auf die Frift für Einwen- 
dungen gegen eine Zahlungsauflage und auf das fernere 
Berfahren. 

Entſch. v. 14. Mai 1878, Nr. 5463 (Belt. der gteipiormigen - Decr. des 
* G. Kuttenberß v. 10. Mã 1878, Nr. 2863 uud ga g». 
8. April 1878, Nr. 10243). 9. ©. 1878, S . 354. Jur. BI. 1878, 38. 

Am 2. März 1878 erwirkte A gegen B beim Handelsgerichte 
den Auftrag zur Zahlung einer Wechſelſchuld. Am 4. März wurde 
ber Zahlungsbefehl dem B zugeftellt, am 5. März über jein Bermögen 
ber Concurs eröffnet und am 8. März von dem Concursmgffener- 
walter die Einwendungen gegen ven Zehlungsauftrag bei dem Han⸗ 
velögerichte eingebracht, welches deren Zuftellung an den A verorbuete, 
zugleih aber im Sinne des 8. 7, Alinea 3 der C. D. die Unter⸗ 
brechung des weiteren Verfahrens ausfprad). Dagegen recurrirte A 
und zwar 1. zunächſt gegen bie Annahme ber nad, feiner Anſicht ver- 
jpäteten Einwenbung und 2. gegen die verfügte Unterbredung bes 
S erfahrene. Ad 1 führte Der Necurrent aus, daß die Vorfchrift des 
3. 7 C. O., wonach der in den Proceh eintretenden Glänbigerfhaft 
bie volle gefegliche Friſt zur Einbringung der Einwendungen in ber 
Art zu ftatten kommt, al8 ob diefelbe erft mit dem Tage der Eon- 
curseröffnung zu laufen begonnen hätte, gegenüber ber Beſtimmung 
des $. 7 der Juſtiz-Miniſterial-Verordnung vom 25. Jänner 1850, 
R. ©. Bl. Nr. 52 Vorſchrift über das Verfahren in Wechfelſachem, 
gemäß welcher die dreitägige Friſt zur Ueberreichung der Einwen⸗ 
dungen gegen einen Zahlungsauftrag vom Tage der Zuſtellung 
desſelben zu laufen beginnt, nur in dem Sinne ausgelegt werden 
könne, daß ber Tag der Concurseröffnung in die geſetzliche dreitägige 
Friſt zur Ueberreichung der Einwendungen einzurechnen ſei, daß daher 
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in dem vorliegenden alle, wo ber Concurs am 5. März eröffnet 
wurde, die Friſt zum Anbringen der Einwendungen ſchon mit dem 
7. März abgelaufen war. Ad 2 wurde geltend gemacht, daß noch 
vor der Concurseröffnung gegen ven Wechſelſchuldner ein Zahlungs- 
auftrag, daher eine Entſcheidung in der Hanptfache ergangen fei, daß 
fomit, nachdem die Öläubigerfhaft durch Ueberreihung ver Einmwen- 
bungen von Seite bes fie vertretenden Concursmaſſeverwalters in den 
Mechtöftreit eingetreten, nad $. 7, Alinea 3 der C. O. eine weitere 
Unterbrechung des Verfahrens unzwläjfig und der anhängige Wechjel- 
proceß bei dem zufländigen Proceßgerichte fortzuführen fei. — Bon 
dem D.2. ©. wurde der Recurs abgewiefen, weil ad 1 ber $, 7 
C. O., wonad der eintretenden Gläubigerfchaft die volle geſetzliche 
Frift zur Einbringung der gerichtsordnungsmäßig zuläffigen Rechts⸗ 
mittel in der Art zu ftatten fommt, ald ob die Trift hiezu erft mit 
dem Tage der Concurseröffnung zu laufen begonnen hätte, felbft- 
verftändlich den Tag der Concurseröffnung jenem der Zuftellung ver 
betreffenden Verordnung an den Cridar gleichftellt, ver Tag der Zu- 
ſtellung aber nad) dem Hofder. vom 20. Juni 1782, 8. ©. ©. Nr. 55 
lit. b, in die gefegliche Frift nicht einzurechnen ift, und weil ad 2 
die Unterbrechung des Verfahrens in der deutlichen Vorſchriſt des $. 7 
C. D. gegründet ift und nad) 8. 131 C. O. der Wechſelproceß nicht 
weiter geführt, fjondern die Sache nad den Borjchriften über das 
orbentlihe Verfahren verhandelt und entjchieven werben foll. 

Der a. o. Revifionsrecurs des A wurde von dem oberften Ge⸗ 
richtshofe mit Verweiſung auf die richtige Begründung der oberlandes⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung verworfen. 


Nr. 6969. 


Geltungsgebiet des mähriſchen Landesgeſetzes v. 30, April 
1874 über Schulfond&beiträge. 
Entſch. v. 14. Mai 1878, Nr. 5325 dr. 1168 ee gleihförmigen Deere. des 
2. ©. <roppan, v. 8, Februar 1878, Nr. 1163 fr G. Brünn 
. 12. März 1878, Nr. 2749). ©. 3. ne, ra 

Zu er in Sclefien abgehanvelten —— des M ge» 
hören mehrere in ver Gemeinde Dorftefhen belegene Grundftüde. Da 
diefe Gemeinde eine mährifhe Enclave ift, wurde von dem Abhand- 
(ungsgerichte Troppau dem Erben aufgetragen, auf Grund bes für 
Mähren erlaffenen Geſetzes vom 30. April 1874, 8. ©. Bl. Nr. 37, 
den Schulfondsbeitrag auch von dem Werthe der erwähnten Ber: 
mögensobjecte zu bezahlen. Dagegen ergriffen vie Erben ven Recurs, 
worin fie ausführten, daß jenes Gejek nur auf Mähren und auf bie 

16* 
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Enclave Hogenploß, nicht aber auf andere in dieſem Geſetze nicht 
genannte mährifche Enclaven Anwendung finden könne. — Das O. 
2. ©. beftätigte die erftgerichtlie Verordnung mit folgender Begrün- 
dung: Wenn auch nad dem Wortlaute des $. 1 des cit. Landes⸗ 
geſetzes der durch dasfelbe eingeführte Schulbeitrag von jeder Ber» 
laffenfhaft, zu deren Abhandlung ein „in Mähren einfchließlich Der 
Enclave Hoßenplog” befindliche Gericht berufen erfcheint, zu ent« 
richten ift, fo ging doch vie’ Intention des Gefetgebers dahin, auch 
das in den übrigen Enclaven befinplihe Nachlaßvermögen zur Bei- 
tragsleiftung heranzuziehen. Dies ergibt fih einmal aus der Erwü⸗ 
gung, daß ſchon die Ueberſchrift des Gefeges: „Geſetz, wirkfam für 
die Markgrafihaft Mähren”, darauf deutet, daß der Gefeßgeber das 
ganze Kronland als Geltungsgebiet des Geſetzes bezeichnet haben 
wollte, zumal in den politiſchen Gefegen unter „Enclave Hotenplog“ 
nicht blos das Territorium dieſer Enclave verftanden wird, fondern 
auch die Übrigen Enclaven begriffen werden, was darin feine Erklä⸗ 
rung findet, daß Hoßenplog den Wahlort für die fänmtlichen mäh- 
riſchen Enclaven bildet; weiterd aus der Erwägung, daß in dem cit. 
Landeögefege der Ausprud „Enclave Hotzenplotz“ offenbar im Sinne 
der politifchen Gefege gebraucht wurde, weil zur Zeit der Erlafjung 
desſelben bereit8 — mit der Yuftiz-:Miinifterialverorpnung v. 21. Sänner 
1873, R. ©. Bl. Nr. 13 — die Ausſcheidung mehrerer Gemeinden 
aus dem Gerichtöbezirke Hotzenplotz ſtattgefunden hat und für diefelben 
das Bezirksgericht in Hennersdorf creirt worden war, wie denn auch 
durch die Textirung des 8. 3 des erwähnten Landesgefeges ein An⸗ 
haltspunft zu einer ausdehnenden Interpretation des $. 1 in dem 
gedachten Sinne gegeben wird, indem 8. 3 als Verlaßgut, deſſen 
Werth bei der Bemeflung des Beitrages nicht in Anfchlag zu bringen 
ift, ſchlechthin „die außerhalb Mährens gelegenen Güter” bezeichnet, 
endlih au8 der Erwägung, daß die mähriſchen Enclaven in jeber 
fonftigen Beziehung bei der Abhandlung der BVerlaffenfchaften einander 
gleichgehalten werben, folglich bei dem Vorhandenſein desſelben legis⸗ 
lativ-politiihen Grundes nicht abzufehen ift, warum das Landesgeſetz 
vom 30. April 1874 nicht auch in den übrigen Enclaven wirkſam 
fein follte, wobei nit unberüdfichtigt bleiben kann, daß das für 
Schleſien erlaffene Gefeg v. 2. November 1874, L. ©. BL. Nr. 51, 
womit ber dort eingeführte Normaljchulfondsheitrag aufgehoben wurde, 
ausprüdlicd die mährifhen Enclaven ald von dem Geſetze nicht ber 
troffen erflärt. Steht aber hiernach feft, daß der Gefeggeber als 
Öeltungsgebiet des Landesgefeges vom 30. April 1874 nebft dem 
Kronlande Mähren im engeren Sinne alle mährifchen Enclaven be 
zeichnen wollte, fo muß dieſes auf dem Wege ver logifhen Inter 
pretation gewonnene Reſultat feftgehalten werden und ift daher bie 
ausbehnente Auslegung des 8. 1 des Geſetzes geboten. | 
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Der a. o. Revijiondrecurs der Erben wurde von dem oberften 
Gerichtshofe mit Verweifung auf die im Geifte des Gefeßes gelegene 
Begründung des DO. L. ©. verworfen. 


Nr. 6970. 


Störung im Sachbeſitz durch erfchwerende Ausübung Des 

von den einzelnen Mitgliedern einer beftimmten Confelfion 

in Anfpruh genommenen Rechtes auf Durchfahrt behufs 
Veberführung von Leichenfteinen ? 


ang . 14. Mai 1878, Nr. so „Auibeb; der gleihiürmigen Deer. 
©. Bozen v. 23. Mär Nr. 2692 u 89.8. G. Inns⸗ 
brud v. 10. April 1 28, m 2494). ©. Ey I 4 Nr. 74. 


A ift Eigenthümer einer bei Bozen gelegenen Wiefe, in welder 
der israelitifche Friedhof Tiegt, zu dem fein Fahrweg führt. Im Meat 
1877 fuhren B und C, gegen den Proteft der Knechte des A, mit 
einem vierfigigen Wagen und mit zwei von einem Pferde gezogenen 
Wägelchen, auf welchen ſich ein Grabftein befand, bei hochſtehendem 
Graſe über die Wiefe zum Friedhof, um dort den Grabftein zu fegen, 
und wurden deshalb von A wegen Störung in feinem Befige ber 
Wieſe belangt. Die Beklagten probucirten zu ihrer Vertheidigung eine 
von A gegen bie israelitifche Cultusgemeinde in Bozen im Jahre 1873 
überreichte Klage, worin A anerkannte, daß diefe Cultusgemeinde be- 
rehtigt fei, ihre Glaubensgenoſſen auf dem bezeichneten Yriebhofe zu 
begraben und zu dem Ende die Todten binauszuführen. Dagegen 
replicirte A, daß eine israelitiſche Eultusgemeinde rechtlich in Bozen 
nicht beftehe. Die Beklagten beriefen fich ferner auf Zeugen, um zu 
beweifen, daß ſämmtliche IEraeliten von Bozen und Umgebung im- 
merdar, bis in die lette Zeit, zur Aufftelung von Leichenfteinen, in 
jeder Sahreszeit ruhig und ungeftört über die den iSraelitifchen Friedhof 
einſchließende Wiefe des Klägers fuhren; daß ſich insbefondere die 
Beklagten wiederholt hiebei betheiligten; daß die Segung von Leichen⸗ 
fteinen nach jüdiſchem Gebrauche am erften Jahrestage des Sterbe- 
tages erfolge und daher häufig aud zur Zeit des Frühlings und 
hoben Graswuchſes ftattfinde; daß die verfiorbene Mutter des Klägers 
den Bildhauer M einmal erfuchte, ihr vor der Aufftellung eines fei- 
henfteines zur Zeit des hohen Graswuchſes vorher Anzeige zu er- 
ftatten, damit fie einen Weg ausmähen Lafjen könne; enplid daß der 
Kläger, als ihm der Bellagte B im Mai 1877 die Leichenfteinfegung 
mit dem Borfchlage ankündigte, da8 Gras ausmähen zu laffen, fi 
damit einverfianden erflärte. Bon ben Beklagten wurde aud der 
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Sachbeſund darüber angetragen, daß nach jüdiſchem Ritus die Leichen⸗ 
ſteine am erſten Jahrestag des Todes geſetzt werden. — Nach Auf⸗ 
nahme des von den Beklagten angebotenen Zeugenbeweiſes hat das 
Gericht erſter Inſtanz die Klage in der Erwägung abgewieſen, daß 
duch die Zeugen D, E und F beftätigt wird, daß die Israeliten 
von bier und Umgebung bei Begräbnifien ftetS über die Wiefe bes 
Klägers, auch mit ein» und zweifpännigen Wagen, zu jeder Jahreszeit 
und insbeſondere auch bei hohem Graswuchſe gefahren find; daß die 
Zeugen G und H beftätigen, daß nad jüdiſchem Ritus die Leichen- 
fteine auf dem Friedhofe am Jahrestage der jeweiligen Sterbefälle 
und daher felbftverftändlich zu allen Jahreszeiten gejett werden; daß 
demnach aud die Föraeliten von hier und Umgebung zu jeder Jahres⸗ 
zeit Leichenſteine auf dem Friedhofe fegten, wobei fie die Steine ftets 
auf ein- und zweifpännigen Wagen über die Wiefe des Klägers 
führten; daß bemnad ber Kläger, was bie Bälle von jüdiſchen Be⸗ 
gräbniffen und Teichenfteinfegungen betrifft, fih nie im ungeftörten 
Befige feiner Wiefe befand und befinden konnte, indem dieſe Wiefe 
vielmehr bei den erwähnten Gelegenheiten von den Israeliten Bozen 
und Umgebung ftet8 ungehindert befahren wurde, — Das O. L. ©. 
beftätigte die erftgerichtliche Entfeheidung aus den vorftehenden Grün⸗ 
den, denen ed noch beifügte, daß der Kläger in der Klage aus dem 
Jahre 1873 ausdrücklich anführt, daß die ißraelitifche Cultusgemeinde 
in Bozen berechtigt fei, ihre Glaubensgenoſſen auf dem in feiner 
Wieſe befindlichen Gottesader zu begraben und zu diefem Ende die 
Todten hinauszuführen; daß Kläger dabei nur die Belenner des jü- 
diſchen Glaubens verftanden haben kann, weil eine ißraelitifche Cultus⸗ 
gemeinde im engeren Sinne nicht befteht; daß zu ven Belennern des 
israelitiihen Glaubens zugeftandenermaßen aud) die Bellagten gehören; 
daß daher indirect au ihr Recht zum Fahren über die Wiefe des 
Klägers zu Leihenzweden anerkannt erfheint; daß eine Beſchränkung 
dieſes Rechtes auf das Begräbniß der Leihen und auf gewifle Jahres⸗ 
zeiten nicht nachgewiefen wurde, vielmehr aus den Zeugenausfagen 
ar hervorgeht, daß das Fahrrecht ungeftürt zu jeder Jahreszeit ſowohl 
zur Beftattung von Leihen, als aud zur Beiftellung von Leichen 
fteinen ausgeübt wurde; daß eine etwaige Meberjchreitung dieſes Rechts 
und eine Schädigung des Klägers nicht in dieſem Befigftörungsver- 
fahren zu verhandeln und zu entfcheiden ift. 

In Erwägung, daß die Bellagten B und C nicht behaupten, 
im eigenen Namen dur eine frühere Ausübung ihrerfeitd in ben 
Defig des Rechtes gelangt zu fein, die Ueberführung von Leichen⸗ 
fteinen auf den israelitifhen Frievhof mit Benügung des Grund» 
ftüdes des Klägers zur Durchfahrt bei hochftehendem Grafe vornehmen 
zu laſſen, fondern dieſes Recht nur in ihrer Eigenfhaft ala in Bozen 
anfäffige Israeliten zur Setzung des Leichenfteines für Familienane 
gehörige in Anſpruch nehmen; daß der Kläger auch zugibt, daß feit 
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30 und mehr Yahren die in Bozen und Umgebung verftorbenen 
Ieraeliten auf jenem Friedhofe begraben und nicht nur ihre Leichen, 
jondern auch die zu ihrem Andenken beftimmten Grabfteine über feine 
Wiefe geführt wurden, Dagegen die Aufrichtung der Grabfteine, welche 
nicht, wie die Beerdigung, zu jeder Zeit erfolgen müſſe, fomit aud 
den Befig ded Duchfahrrehtes im Sinne des 8. 484 a. b. G. B. 
auf eine Zeit eingefchräntt wifjen will, wo auf feiner Wiefe das Gras 
gemäht ift, und daher in ter Wefenheit ven factifhen Beſitz des 
Durchfahrtrechtes behufs der Aufftelung von Leichenfteinen zur Zeit 
des hohen Graswuchſes in Abrede ftelt; daß, wenn eine ißraelitifche 
Eultusgemeinde in Bozen nicht befteht, daraus nicht, wie Kläger meint, 
gefolgert werden kann, daß wegen Abganges des Rechtsfubjectes ein 
Rechtsbeſitz für diefelbe nicht erworben werden konnte, fondern lediglich 
jedem Einzelnen, welder auf den gedachten Rechtsbeſitz Anfprud er- 
bebt, überlafien werben muß, von Val zu Fal feine angeblichen 
Rechte zu vertheidigen; daß gerade bei dieſer Sachlage ver Umſtand, 
worauf fih die Beklagten flügen, von entfcheidendem Einfluffe fein 
fann, dag nämlich nach jüdiſchem Ritus die Leichenfteine am erften 
' Iahrestage des Todes gejegt werden, nachdem nur der Zeuge G zwei 
Falle ohne nähere Angabe vorbrachte, wo bei hohem Graſe die Segung 
von Leichenfteinen erfolgte, Die Ausfage des Zeugen H, welder nur 
im Allgemeinen jagt, daß die Durdfahrt auch zur Aufftellung von 
Leichenfteinen zu jever Jahreszeit ruhig und ungeftört ftattfand, zu 
unbeftimmt lautet, um auf dieſe Ausfage hin einen Rechtsbeſitz für 
alle Israeliten in Bozen und Umgebung ableiten zu Fünnen, und der 
Zeuge J ebenfalls nur beftätigt, daß die Segung von Leichenſteinen 
nad jüdiſchem Ritus am erfien Jahrestage des Sterbetages erfolgte, 
und zudem diefer Zeuge und der andere darüber gehörte Zeuge D 
nicht als Sachkundige angefehen werben können, — bat ber oberfte 
Gerichtshof mit Aufhebung der untergeridhtlihen Entſcheidungen ver- 
ordnet, daß vorerft der von den Bellagten dafür, daß nach jüdiſchem 
Ritus die Leichenſteine am erften Jahrestag des Todes gefegt werben, 
angebotene Sachbefund aufgenommen und fodann eine neue Entfdei- 
dung getroffen werde. 
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Kr. 6971. 
Aufkündigung eines Beſtandvertrages: Beweislaſt bei be— 
ſtrittener Berechnung der Miethzeit. 


inh v. 14. Mai 1878, Nr. 5557 (Beſt. des das Urth. des B. G. Frzempe 
4. Bebrnar_ 1878, Pr. 1353, aband lrth. des DO. 2. ©. Lemberg vom 
3. März 1878, Nr. 4639). ©. 3. 1879, Nr. 66. 
In dem Bertrage, mit welhem B dem A in feinem Haufe 
eine Jahreswohnung vermiethete, wurde feftgefegt, daß die Miethe 
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drei Monate vor Ablauf des Miethjahres bei ſonſtiger Verlängerung 
der Miethe auf ein weiteres Jahr gekündigt werden mußte. Nun kün⸗ 
digte B dem A die Miethe am 7. Jänner 1878 auf den 30. April 
1878 als dem Envepunft des von ihm vom 1. Mai bit 30. April 
berechneten Mietbjahres. B erhob dagegen die Einwendung der ver- 
fpäteten Auffündigung, indem er behauptete, daß die Miethe vom 
1. April bis 31. März laufe. — Im erfter Inftanz wurde die Ein- 
wendung bed B unbedingt zurüdgewiefen, weil er für feine von A 
widerjprohene Behauptung in Betreff der Miethzeit feinen Beweis 
geführt hat, obwohl bei dem Umftande, daß bie gegen die Beftand- 
fündigung vorgebrachten Einwendungen als Klage zu gelten haben 
(faiferl. Berorpn. vom 16. November 1858, R. ©. Bl. Nr. 213), 
diefer Beweis dem B oblag. — Bon dem O. L. ©. wurde vie Ein- 
wendung des B nur bedingt, nämlich für den Fall abgewiefen, wenn 
A (durdy den dem B deferirten Haupteid) beweilet, daß die Miethe 
für die Zeit vom 1. Mai bis 30. April gefchloffen wurde. 

In Erwägung, daß A als Aufkündiger die in feiner Aufkün⸗ 
digung mit Beziehung auf die Vorſchriften ber cit. Faiferl. Verordnung 
vom 16. November 1858, Nr. 213, angeführten Thatumftände, da 
biefe den Rechtsgrund der Auffündigung bilden und von B in Abrede 
geftellt wurden, nad) dem allgemeinen Grundfage des $. 170 weftgal. 
G. D. zu erweifen bat, wurde von dem oberften Gerichtshofe das 
Urtheil des O. L. ©. beftätigt. 


Nr. 6972. 
Erftehung einer feilgebotenen Hypothekarforderung, auf welde 
grundbücherlich angemerkte Abfchlagszahlungen geleiftet worden 
find: Unzuläffigkeit ver Bezifferung des Neftbetrages im 
Einverleibungsbejcheibe. 

. Entid. v. 14. Diai 1878, Nr. 5561 (Beft. des Deer. des L. G. Lemberg v. 
29. Oct. 1874, Nr. 44675, Abänd. des Decr. ded O. L. G. Lemberg vom 
12. Mai 1875, Nr. 9146). G. H. 1878, ©. 391. 

Auf die bei dem Gute X imtabulirte Forderung des C von 
43.400 fl. hat der Beſitzer besjelben B mehrere Abfchlagszahlungen 
geleiftet, die in dem Grundbuche angemerkt find. Der Reſt der For: 
berung des C wurde in Erecution gezogen und bei der Feilbietung 
von A eritanden, welder in einem bei dem Grundbuchsgerichte ans 
gebrachten Geſuche den Betrag des von ihm erflandenen Forderungs⸗ 
rejtes, nach Abſchlag der obigen à conto= Zahlungen mit 4170 fi. 
berechnete und um Intabulirung als Eigenthümer diefer Summe bei 
dem Pfandgute X das Begehren ftellte.e — Das Grundbuchs gericht 
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verordnete die Intabulation in einem unbeſtimmten Betrage, weil 
aus den im Grundbuche vorkommenden Eintragungen nicht entnommen 
werden kann, daß der Forderungsreſt ſich gerade auf 4170 fl. belauft. 
— Von dem O. L. G. wurde dem Geſuche des A ſtattgegeben aus 
folgenden Gründen: Wenngleich bei den grundbücherlich angemerkten 
Abſchlagszahlungen auf die urſprüngliche Forderung des C nicht er⸗ 
fihtlih if, ob mit denfelben aud die damals fälligen Zinfen berichtigt 
worben find, fo wäre, im verneinenvden Fall, nad $. 1416 0.5. ©. 2. 
die Folge davon nur die, daß ein Theil biefer Zahlungsbeträge auf 
Rechnung ver fälligen Zinfen zu fegen ift, woburd aber ver Ca⸗ 
pitalsreft nur größer würde. Wenn nun der Geſuchſteller A viefe 
Abſchlagszahlungen als ganz auf Rechnung des Capitals’ gefchehen 
annimmt und fo einen fleineren Capitalsreft herausbringt, deſſen 
Eigenthümer er bei ver Yeilbietung geworben ift, jo unterliegt es 
feinem Anftande, ihn als Eigenthümer dieſes Neftes in dem gerin- 
gern, jedoch genau beftimmten Betrage zu intabuliren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erſtgerichtlichen Beſcheid. 
Gründe: Nah $. 94 des Grundb.⸗G. kann eine angeſuchte Ein- 
tragung nur nad dem Grundbuchsſtande bewilligt werden. In dem 
von A überreihten Geſuche um Intabulirung als Eigenthümer des 
für C im Laftenftande des Gutes X noch haftenden Reſtes der ur- 
iprünglihen Summe von 43.400 fl. wird zwar berechnet, daß dieſer Reſt 
4170 fl. betrage, allein diefe Berehnung kann nicht maßgebend fein, 
weil das Grundbuhsgeriht in eine Prüfung, ob diefe Berechnung 
audy richtig fei, fih nicht einlaffen Tann, fondern nur, wie oben ans» 
geführt, nad dem Grundbuchsſtande zu entjcheiden hat und ba aus dem 
Grundbuchsſtande nicht erfichtlih ift, daß die für C noch haftende 
Reftforderung gerade die Summe von 4170 fl. betrage, hat das Ge⸗ 
richt erfter Inftanz das Geſuch des A um Imtabulirung als Eigen- 
thümer eines KReftbetrages von 4170 fl. mit Recht abgemiefen. 


Nr. 6973. 


Ernenerte Bornahme der erecutiven Schägung einer Liegen— 
Ihaft wegen Ablauf eines Jängeren Zeitraumes und DVer- 
änderung ber betheiligten Perſonen. 


ale. v. 14. Mai 1878, Nr. 5599 (Abänd. der gieiüfärmigen Decr. des 
G. Nedanis v. 30. Nov. 1877, Nr. 9059 KO. — Prag vom 

28. Jänner 1878, Nr. 3082). Jur. ig es Nr. 28 
Im Vebruar 1869 wurde dem C die Schäßung ber ihm feit 
December 1868 im Erecutionswege verpfändeten Liegenfchaft feines 
Schuldners D bewilligt. Die Aufnahme des Schägungsactes unter- 
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blieb, weil C der bereits im Jahre 1867 auf Einſchreiten eines andern 
Glänbigers vollzogenen Schägung des Gutes beitrat. Im April 1869 
cedirte C feine Forderung gegen D dem A, welder im Rovember 
1877 die execative Schägung der inzwifhen — im Jahre 1873 — 
auf den B grundbücherlih übergegangenen Liegenfhaft begehrte. — 
Diefes Geſuch wurde von beiden Untergerichten abgewiefen, weil zur 
Zeit, als der gegenwärtige Erecut B das bücherliche Eigenthum der 
Realität erlangt hatte, diefelbe für die dem Geſuchſteller cedirte For⸗ 
derung bereits in Execution verfallen, rejp. der erecutiven Schäßung 
unterzogen war, daher nad) $. 6 ter Miniſt.Verordnung v. 19. Sep» 
tember 1860, R. ©. Bl. Nr. 212, wegen biefer Forderung die Exe- 
cution auf das verpfändete Gut aud) gegen den jeßigen Eigenthümer 
B ohne neue Schägung fortgefeßt werden kann. 

Der oberfte Gerichtähef bewilligte die von A angeſuchte Schätzung. 
Gründe: Der Umftand, daß ſchon vor 10 Jahren (Februar 1867) 
die executive Schägung der Liegenſchaft einem anderen Gläubiger 
bewilligt und vorgenommen worden und daß der Cedent des A der⸗ 
jelben vor 8 Yahren (März 1869) beigetreten ift, ſteht dem Anfuchen 
des Letzteren um eine neue Schäßung nicht entgegen, wenn erwogen 
wird, daß die frühere Schägung nicht gegen den jegigen neuen Befiger 
ver Pfanprealität erwirkt wurde und im Grundbuche nicht erfichtlich ift, 
und daß die alte Schäßung den derzeitigen Zuftand und den wahren 
Werth der Pfandrealität nicht darftellt, demnach die auf Grundlage 
einer folden Schägung etwa erfolgende erecutive Weilbietung der 
Realität die Rechte nicht nur des Erecuten, fondern aud der Tabular- 
gläubiger gefährden und Berwidelungen herbeiführen fünnte. 


Nr. 6974. 


Dualification des Rechts der geiftlihen Nutznießer land— 
täfliher Güter: Competenz der Gerichtshöfe erfter Inftanz. 


Entſch. v. 14. Mai 1878, Nr. 5671 (Beit. des dad Decr. des X. ©. Lemberg 
v. 10. Nov. 1877, Nr. 44049, abünd. Deer. ded DO. 2. G. Lemberg vom 
22. Jänner 1878, Nr. 140). 6. 3. 1879, Nr. 49. 

Der griechiſch-katholiſche Erzbifhof zu Lemberg, als Befiger 
landtäfliher Güter, wurde wegen Zahlung von 42 fl. und 136 fl. 
bei dem dortigen Landesgerichte (8. 14 lit. ce der I. R.) belangt. — 
Der von ihm vorgebrachten Einwendung ver Incompetenz bed ae 
gerufenen Gerichte wurde in erfter Inſtanz mit ber Begründung 
ftattgegeben, daß der Belangte nur ein Nutznießer ver dem Neligions- 
fonde eigenthümlich gehörigen Ianptäflihen Güter und keineswegs als 
Befiger diefer Güter im Sinne des: 8. 14 lit.c der 3. N. angefehen 
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werden kann. — Das DO. L. ©. wies die Einwendung ber Incont- 
peten; zuräd, weil der Belangte Nutznießer und Befiger landtäflicher 
Güter mit den Rechten eines befchränkten Eigenthümers if. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inftanz in der Erwägung, daß im 8. 14 lit. e der J. N. der Aus- 
druck „Beſitzer“ und nicht „Eigenthümer” eines landtäflichen Gutes 
gebrauht wird, und Bellagter als Fruchtnießer landtäflicher Güter 
jedenfall zu Grfteren gezählt werden muß. 


Nr. 6975, 
Borausfegungen der Verjährung der actio hypothecaria. 


Entf. v. 15. Mai 1878, Nr. 15596 (Beſt. des dag uth. des B. ©. 
Junsbend v. 4. Juni 1877, Nr. 42238, aba, Urth. des O. 8. ©. Kuno 
brud v. 7. Nov. 1977, Nr. “m 6.318 1879, Rr. 54. En dei Trib. 

Nr 


In dem Schuldfhein vom 26. Mir, 1812 belannte fih C 
dem B al8 Schuldner eines nad, vierteljähriger Kündigung zuräd« 
zahlbaren Darlehens von 262 fl. unter Verpfändung feines Gutes X. 
Nach Verfachung der Schuldverſchreibung (Tirol) kam das Gut in 
andere Hände, ſchließlich wieder in jene des C und wurde im Erxe⸗ 
cutionsweg verkauft. Bei der Meiſtgebotsvertheilung beſtritt ber dem 
B nachfolgende Pfandgläubiger A deſſen Pfandrecht; und auf ben 
Proceßweg gewiejen, belangte er im Jahre 1876 ven B mit ber 
Vorrechtsklage, worin er das Erkenntniß begehrte, daß das Pfandrecht 
des B an dem Gute X durch Verjährung erloſchen ſei. Die Zinſen 
der Darlehensſchuld hat C dem B ſtets gezahlt und B von dem Kün⸗ 
digungsrechte niemald Gebrauch gemacht. — In erſter Inſtanz wurbe 
ver Klage flattgegeben in Erwägung, daß das Pfandrecht feit mehr 
ala AO Yahren nicht ausgeübt worden ift, Rechte aber burd den 
ZOjährigen Nichtgebrauch verjähren, ohme Unterfchied, ob fie den äffent- 
lihen Büchern einverleibt find oder nicht; daß die im $. 1483 a. b. 
G. B. gemahte Ausnahme nur von dem Fauftpfanve zur gelten bat, 
und daß bie Berjährung des Pfanprechtes keineswegs von der Ber- 
jährung ver Forderung bedingt if. — Bon dem DO. %. ©. wurde 
bie Klage abgewiejen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inftanz. 
Gründe: Zur Löfung der Frage, ob das Pfandrecht durch Berjäh- 
rung erlofchen ift, kann das nur für die vom Grundbuch⸗ oder Land» 
reinen beherrſchten Länder gegebene Hofder. v. 15. Mär; 1784, 

. ©. ©. Nr. 262, welches die Einrichtung des Berfachbuches nicht 
—R allerdings nicht herauge ogen werden. Wohl aber haben die 
Vorſchrift des 8. 469 a. b. G. B., inſofern es ſich um ein nur 
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durch bücherlihe Eintragung erwerbbares Pfandrecht handelt und ver 
8.451 a. b. G. B. aud für Zirol in dem Sinne Öeltung, daß das 
Pfandrecht an unbeweglihen Gütern nur durch die Berfahung er- 
worben wird und der Beſitz der Hypothek fo lange dauert, als die— 
jelbe nicht durch Berfahung einer Quittung oder einer anderen Er- 
löſchungsurkunde getilgt wird. Ob das Pfandrecht, welches im öffent. 
lihen Bude nicht gelöfht wurde, wenn die Forderung getilgt ift, 
auch in Tirol noch fortbeftehe, kommt hier nicht zu erörtern, weil der 
Beftand der Forderung unbeftritten ift und es fih nur darum han- 
delt, ob der Pfandſchuldner nod als folder haftet, obwohl das Pfand- 
recht gegen ihn niemal® geltend gemacht worben ift. Bei dem Pfand- 
rechte handelt es ſich einerfeitS um den Beſitz ber Pfandſache zur 
Sicherſtellung des Rechtes auf die jeinerzeitige Befriedigung, weldyer 
Befig fih bei dem Fauftpfande durch die Inhabung, bei der Hypothek 
durch das Eingetragenjein in ben Öffentlihen Büchern äußert, und 
andererfeit8 um die Renlifirung des Pfandrechts durch die Pfanp- 
age; darin unterfcheidet e8 fih von den im 8.1479 a. b. ©. 2. 
bezeichneten Rechten, welche eine wiederfehrende Ausübung vorausjegen 
und bei denen ber Nichtgebraudy während der Berjührungszeit die Er> 
löfhung des Rechtes felbft und zugleich feiner dinglichen Eigenfchaft 
nach fich zieht, fowie die Verjährung einer mit Pfand verfiherten 
Forderung den Pfandſchuldner zur Löſchungsklage beredtigt. Die Ers 
figung der Freiheit ver Sache vom Pfande kann nicht eintreten, fo 
lange die Forderung befteht und vie Löſchung nicht erfolgt ift. Es ift 
daher das Pfandrecht an und für fi unter obiger Vorausfegung 
unverjährbar, wie dies im $. 1483 a. b. ©. B. vom Fauftpfande 
ausdrücklich gefagt ift, und e8 fragt ſich nur noch, ob die Hypothekar⸗ 
Mage verjährt, nämlich der Anfprud auf Realifirung des Pfandrechts, 
was auch den Untergang des Pfandredhts, da es nicht mehr realifirbar 
wäre, bedeuten würde. Die Verjährung einer Klage kann erft dann 
beginnen, wenn bie redtlihe Möglichkeit der Ausübung des Klage⸗ 
rechts eingetreten ift, welder Fall bei der Hypothekarklage erft mit 
ber Fälligkeit der verficherten Forderung eintritt. Da nun bier für 
bie Forderung vierteljährige Kündigung ftipulirt, allein niemals ges 
fündigt wurde, und fein Geſetz den Hypothekargläubiger nöthigt, zur 
Erhaltung feines Pfandrechts die Forderung innerhalb eines beftimmten 
Zeitraumes zur Fälligkeit zu bringen, fo fann von einer Verjährung 
ber vorliegenden Hypothekarklage nicht Die Rebe fein. Ebenjowenig 
bat, wie ſchon erwähnt, die Erfigung der Freiheit der Pfandrealität 
von dem Pfande ftattgefunden. Demnach ift der Klageanſpruch nicht 
begründet, um fo minder, al8 feit 1867 der Perſonalſchuldner wieder 
in dem DBefige des Pfandobjectes ift und nicht bargethan wurde, daß 
er die feit diefer Zeit bis zur Execution verfallenen Zinfen nur alg 
Perſonalſchuldner und nicht als Befiger der Pfandſache zahlen wollte. 
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Nr. 6976. 


Schulbeiträge von Verlaſſenſchaften (Mähren): Abbandlungs- 
behördliche Vertheilung der Beiträge auf die einzelnen Erben 
und Xegatare. 


atic. 5 15. Mai 1878, Nr, 83778 (Beil. des dad Deer. des L. ©. Brünn 
. 16. Nov. 1877, Nr. 12944, abänd. Decr. des DO. L. ©. Brünn dom 
28. Der. 1877, Nr. 12867). Zeitſchr. f. d . Notariat 1878, Ne. 25. 

Den Zeftamentserben de8M wurde von dem Abhandlungsgeridhte in 
Brünn die Zahlung des nad) dem Lanvesgefege für Mähren v. 30. April 
1874, Nr. 37, von dem reinen Nachlaſſe berechneten Schulbeitrages 
aufgetragen, Im Wege der Vorftellung (8. 9 des kaiſerl. Patents 
v. 9. Auguſt 1854, R. ©. BI. Nr. 208) baten die Erben um Aus- 
fertigung eines andern Zahlungsauftrages, in weldem vie auf bie 
einzelnen Legatare des M entfallenden Schulbeiträge abgefonvert be- 
zeichnet find. — Das Abhandlungsgericht hat diefer Bitte nicht ftatt- 
gegeben, weil, wenn aud) anerfannt werben muß, daß der Schul⸗ 
beitrag die einzelnen Erben und Legatare nad dem Verhältniffe ihrer 
Erbtheile und reſp. Legate belaftet, doch die Zahlung des gefammten 
Schulbeitrages nur den Erben, welde, um die Einantwortung bes 
Nachlaſſes zu bewirken, die Berichtigung der von demſelben entfallen- 
den Gebühren außzumeifen haben ($. 149 des kaiſerl. Patentes vom 
9. Auguft 1854, Nr. 208), vorgefohrieben werden kann und es den- 
jelben überlaffen werden muß, ſich diesfalls mit den Legataren aus- 
einanderzufegen. — Auf den Recurs der Erben verorbnete Das 
D. %. ©. der Abhandlungsbehörde, einen neuen Zahlungsauftrag 
auszufertigen und in demſelben die auf die Legatare entfallenden 
Schulbeitragsquoten zu bezeihnen. Gründe: Wie aus der Minift.- 
Verordn. v. 13. Juni 1876, R. ©. BI. Nr 90, und aus dem der⸗ 
jelben beigefügten Formulare des Verzeichniffes über die abgehanvelten 
Berlafjenfchaften und bemefjenen Schulbeiträge zu erfehen ift, find in 
den Rubriken 6 und 7 dieſes Verzeichniſſes die auf die Notherben 
und Ehegatten, dann andere Erben und Legatare entfallenden Beiträge 
zu dem Schulfonde zu bemeflen und e8 hat bei diefer Bemefjung in 
Mähren der 8. 2 des Geſetzes vom 30. April 1874, Nr. 37 des 
mähr. 2. ©. Bl. zur Anwendung zu fommen. Diefe Bemefjung ift 
aber auch in dem an die Parteien zu erlaffenden Zahlungsauftrage 
aufzunehmen und ift biebei Die Frage, wer zunächſt den Schulbeitrag 
zu berichtigen und den Nachweis der Zahlung zu liefern habe, nicht 
maßgebenv. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie „Durch Abſatz 2 ber 
Minifterialverorpnung vom 13. Juni 1876, R. ©. Bl. Nr. 90, in 
Berbindung mit 8. 5 des Geſetzes für die Markgrafihaft Mähren 
vom — 1874, L. G. Bl. Nr. 37, gerechtfertigte“ Verordnung 
des O. L. G. 
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Nr. 6977. 


Borausfegungen des Anſpruchs auf Rüderjat eines genadten 

Aufwandes auf Grund des 8. 1042 a. b. G. B. — 

Anſpruch auf Grund des 8. 1328 a b. G. B. im Falle 
eines gemachten Eheverfprechens. 


Eutſch. v. 15. Mai 1878, Nr. 5018 (theilweife veſtz, und Abäud des dad 
Urt). des 8. ©. Möttling v. 18. Dec. 337 Nr. 12341, abänd. Urth. des 
O. L. G. Graz v. 27. Februar 1878, Nr. 1472). Yur. 81. 1878, Nr. 32. 

Die A verpflegte ihr uneheliches Kind während der erften ſechs 
Sabre feit deffen Geburt, ohne ven B, der fih zur Vaterſchaft be- 
kannt hatte, um die Leiſtung oder den Erfag der Alimente anzufpre- 
hen. Darauf fam das Kind in die Pflege des B, weldher drei Jahre 
ſpäter von ver A 1. auf Erfaß der von ihr in den erften ſechs Jahren 
beftrittenen Koften der Verpflegung des Kindes (88. 167 und 1042 
a. b. ©. 2.), und 2. auf Zahlung der Koften ihrer Entbindung. und 
des Wochenbettes ($. 1328 ibid.) belangt wurde. — In erſter In⸗ 
ſtanz wurde dem Klagebegehren im 1. Punkte unbedingt, und im 
2. Punkte unter der Bebingung ftattgegeben, daß die A mit dem von 
ihr dem B zugeſchobenen Haupteide den Beweis erbringt, daß fle von 
dem Bellagten durch das Berfprehen der Ehe zum Beifchlafe verleitet 
worden fei. — Das O. % ©. erfannte unbedingt auf vollftändige 
Abweifung der Klage. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte im 1. Punkte das oberge- 
rihtliche, im 2. Punkte das erfigerichtlihe Urtheil. Gründe: Ad. 
Der 8.1042 a. b. G. B. muß im Zufammmenhange mit den übrigen 
Beftimmungen über die Gefhäftsführung ohne Auftrag und darf nit 
für fi allein in8 Ange gefaßt werben. Die allgemeine Bedingung, 
von welcher das Recht des negotiorum gestor auf Erfaß feiner Ver⸗ 
wendung abhängt, das ift die Abfiht, für einen Anderen und in 
deſſen Üntereffe zu handeln, muß daher aud) im Falle des 8. 1042 
a. 6. ©. B. vorhanden fein. Wenn aber die Klägerin, welde als 
Mutter im Sinne ber 88. 166 und 167 a. b. ©. B. die Verbind- 
lichkeit zur Verpflegung ihres unehelihen Kindes, obſchon nur in 
zweiter Linie, trifft, e8 jahrelang aus eigenem verpflegte, ohne ven Vater 
bei deſſen befannten Aufenthalte je um vie Alimentation oder den Erfat 
des bierauf Ausgelegten anzugehen; wenn ihr fpeciell die günftigen 
Bermögensverhältniffe des Beklagten, der nun ſchon durch drei Jahre 
das Kind in eigener Verpflegung hat, nicht unbelannt waren, wird 
man wohl annehmen dürfen, daß fie für den Unterhalt des Kindes 
aus möütterlicher Liebe oder eigenem Pflichtgefühle geforgt Habe und 
daß die Abſicht, ftatt des Vaters einzutreten, niemals bet ihr vors 
handen gewefen fei. Ad 2. Das Eheverfprechen ift gewiß eines der 
wirffamften Mittel zur Erreihung des Beiſchlafes mit einer Weibs- 
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perjon, alfo figer im Begriffe ver „Verführung“ (8.1328 a. b. G. B.) 
en, um jo mehr, als die Entehrung bei nicht erfüllten &he- 
verſprechen nad $. 506 St. ©. eine Uebertretung begründet. 


Nr. 6978, 

Amtliche Vorforge für Ansfcheidung des in die Mobilien- 
pfändung einbezogenen Zugehörs einer Liegenſchaft. 
Entſch. v. 15. Mai 1878, Nr. 5216 (Anfheb. der Decr. des B. G. Karlsbad 
v. 31. Dec. 1877, Nr. 22643 uud des O. L. ©. ya vd. 25. Februar 1878, 
Nr. 6183). Jur. BI. 1878, Sir. 31. 

Dem A wurde gegen feinen Schuluner B, Kigenthümer bes 
Sommertheaters in Karlsbad, die executive Pfändung und Schägung 
ber Mobilien des Letteren bewilligt und bie Execution vollzogen. 
Später führte A gegen den B audy die Immobilienerecution auf das 
Sommertbheater, bei deſſen Abſchätzung die Experten erffärten, daß 
mehrere von den in die Mobilienerecution gezogenen Gegenſtänden, 
zum andauernden Gebraude des Sommertheaters beftimmt find, daher 
ein Zugehör vesjelben bilden. In Folge deflen wurde von dem Ge— 
richte erfter Inſtanz die Mobilienerecution in Betreff viefer Sachen 
aufgehoben und deren Ausſcheidung aus dem Pfändungsprotofoll ver- 
ordnet. — Das O. L. ©. trug dem Gerichte die Herftellung des 
früheren Standes in dem Mobilienpfändungsprotofoll auf, weil e8 
biefen Act ohne Anftend angenommen hat, daher für fi allein nicht 
mehr berechtigt war, Ausfcheivungen aus bemfelben vorzunehmen. 

In Erwägung, daß der Richter im Sinne des Hofver. vom 
7. April 1826, 3. ©. S. Nr. 2178, von Amtswegen dafür zu 
jorgen bat, daß das Zugehör einer unbeweglidien Sache nicht’ als 
bewegliches Gut befonder® in Erecution gezogen werde; daß eine mit 
Nichtbeachtung diefer Vorſchrift vollzogene Execution dadurch, daß die- 
jelbe von dem Erecutionsführer und dem Schuldner unangefodhten ge- 
laſſen wurde, denjenigen gegenüber, welche auf das unbeweglihe Gut 
Rechte erworben haben, nicht in Rechtskraft erwächſt; daß andererfeits 
das Gericht bei Ausſcheidung des Zugehörs nicht ohne Vernehmung 
ber Sachverſtändigen vorgehen kann, wodurch die Pertinenzquafität 
feftgeftellt wird; daß bie Vergleihung des Über die executive Schätzung 
bes Sommertheaterd aufgenommenen Protofolles mit jenem über die 
pfandweife Beſchreibung und Schägung der Mobilien nicht beftimmt 
entnehmen läßt, welche von biefen Mobilien als Zugehör des Som⸗ 
mertheater8 angejeben und gefhägt worden find, — hat ber oberfte 
Gerichtshof mit Aufhebung der untergerichtlihen Verordnungen dem 
Gerichte erfter Inftanz aufgetragen, über die in Frage ftehende Per: 
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tinenzqualität ber bei der Mobilienerecution gepfändeten Sachen zu- 
nächſt unter VBorladung beider Theile das Gutachten ver Sachverftän- 
digen einzuholen und dann neuerlih die Ausſcheidung in Erwägung 
zu ziehen, eventuell auszuſprechen. 


Nr. 6979. 


Hemmung der Immobilienerecution in Yolge der von einem 
Dritten erhobenen Eigenthumsflage, 


Entſch. v. 15. Mai 1878, Nr. 5276, (Beit. des Decr. des B. G. Kralowitz 
v. 29. Jänner 1878, Nr. 842, Aband. des Decr. des O. 2. G. Prag vom 
25. Februar 1878, Nr. 6558). ©. H. 1878, ©. 404. 


Nachdem dem B gegen feinen Schuloner C die Execution auf 
eine dem Letzteren grundbücherlich zugefchriebene Liegenfchaft bewilligt 
worden war, belangte A Beide mit der auf die 30jährige Erfigung 
geflägten Klage um Anerkennung des Eigenthums an obiger Tiegen- 
ihaft und Aufhebung ber Execution, und begehrte die Einftellung des 
Erecutionsverfahren® bis zur rechtöfräftigen Entſcheidung über feine 
Klage. — In erfler Inftanz wurde die Siftirung der Execution gegen 
Saution des A bewillig. — Das D. 2%. ©. wies das Siftirungs- 
geſuch zurüd, weil es ſich nicht um beweglihes Vermögen handelt, 
ſomit die Vorjchriften des Hofder. vom 29. Mai 1845, 3. ©. ©. 
Nr. 889, auf den vorliegenden Theil feine Anwendung finden. 

In Erwägung, daß zwar das Hofder. vom 29. Mai 1845, 
J. ©. ©. Nr. 889, zunächſt die Anfprücde dritter Perfonen auf in 
Erecution gezogene bewegliche Sachen betrifft, daß jedoch dieſes Hof- 
becret per analogiam auch auf die Erecutionsführung auf Immobilien 
Anwendung findet, da auch bei einer Executionsführung auf unbeweg- 
lihe Sachen vemjenigen da8 Mittel geboten werden muß, einen un- 
erfeglichen Schaden von fi) abzuwenden und den Vollzug eines 
etwaigen ihm günftigen Urtheild zu ermöglichen, der im Nechtöwege 
den Nachweis zu erbringen unternommen hat, daß er burd die Ere- 
eutionsführung in feinen Rechten beeinträchtigt werde; daß A bie 
Eigenthumsklage nicht blos gegen den Erecuten, fondern auch gegen 
ven Erecutionsführer gerichtet hat, — wurde von dem oberften Ge⸗ 
richtshofe die erfigerichtliche Entſcheidung beftätigt. 
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Nr. 6980. 

Cautio actoria: Zulaffung zum PBaupertätseive nach rechts⸗ 
kräftig geworbenem Auftrag zur Leiftung berfelben. 
Entſch. v. 15. Mai 1878, Nr. 5428 (Beft. des das Der. —* L. G. Ha 
v.9. Sebrnar 1878, Nr. 4735, abänd. Derr. des DO. 2 Brag v.11. 

‚1878, Nr. 7324). ©. H. 1878, ©. Fr 

Im eilften Monate, nachdem ber Klägerin A der Erlag einer 
actorifhen Caution im Betrage von. 40 fl. aufgetragen worben war, 
überreichte. fie das Gefuh um Bulaflung zum Paupertätseide ($. 406 
a. ©. D.) wegen ihrer inzwifchen eingetretenen Berarmung. — In 
erfter Inſtanz wurde ihr Begehren abgewiefen, weil der den Erlag 
der Slagecaution anorbnende Beſcheid fhon rechtskräftig geworben 
war nnd weil aud der DBellagte dagegen Einfprache erhoben bat. — 
Bon dem DO. 8%. ©. wurde die A zum Eive, daß fie die ihr aufer- 
legte Rlagecaution nicht fchaffen könne, zugelaffen ‚ aus folgenden 
Gründen: Zwifchen dem Cautionsauftrage und dem Geſuche ber Klä- 
gerin liegt ein. Zeitraum von 10 Monaten, welcher den Rückgang 
ihrer: Vermögensverhältniffe nicht als unmöglich erfcheinen läßt; und 
der bisher ‚nicht erfolgte Erlag der Kaution macht dies fogar wahr» 
ſcheinlich, da die Klägerin das weſentlichſte Interefle an der Beendi⸗ 
gung des Rechtsſtreites bat. Es ift daher die Zulaflung verfelben 
zur Ablegung des Paupertätseides gerechtfertigt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte vie obergerichtliche Entfchei- 
bung mit- Bezugnahme auf die vorftehende Begründung und in wei⸗ 
terer Erwägung, daß die Rechtskraft des Cautionsauftrages nicht im 
Wege fteht, daß. die Klägerin bei eingetretenem Verfall ihrer Ver⸗ 
mögensverhältnifie zur Ablegung des Paupertätseives zugelafjen werbe, 
und daß es im Geifte des Geſetzes, namentlih.aud des 8. 406 
a. G. O. gelegen ift, daß die Armuth die Rechtsdurchſetzung nicht 
hindere. 


Nr. 6981. 


Auslegung von Chepacten: Geltung einer bebungenen 
ehelichen Gütergemeinfchaft inter vivos ober auf ben 
Todesfall? 

Eutid. v. 16. Mai 1878, Nr. 1441 (Belt. bed m Urth. des B. G. Bezau v. 
4. Angnit 1877, Nr. 4191, abänd. nun 3 ED L. ©. „yunöben vom 

13. Nov. 1877, Nr. 5451). © 2 1878, Nr. 5 
Die A belangte ihren Ehemann B auf ermagahtung ber 
2830 fl., welche fie angeblich ihm gegeben bat. Der Bellagte leugnete 
©lafer, Unger u. Waltber Entſch. XVI. 16 
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den Empfang des Geldes und beſtritt felbft für den bejahenven Fall 
das Klagerecht dev A, indem er fih auf ben von ihm orgenegten 
Ehr⸗ ımy Gütergemeinfhaftswerteng von . . . berief. Die HMldgerin 
replicivte, daß bie bebangene Gütergemeinſchuft nat’ fr den Tovesfall 
gelten habe, und deferirte dem Bellagten ven Hanpteid zum Be- 
weıife des Gelvempfanges. — In erſter Aſianz werde dem Klage⸗ 
begehren unter der Bedingung ves erwehntew Eibbeweiſes aus fol⸗ 
genden. Gründen ſtattgegeben: Die in den. producirten Ehepacten 
bedungene Gütergemeinſchaft iſt (38.1180, 1234 a. b. G. B.), ſofern 
nicht die im Geſetze beſtimmten Ausnahmen eintreten (8. 1236 
1262, 1266 a. b. ©. B.), nur auf den Todesfall zu. veuftehen, wo 
dann jeder ver Ehegatten, fofern nicht eime befonbere Uebereinkunft 
getzoffen: ift,. das Eigenthums⸗ und Dispofitionsredht Über fein Ver⸗ 
mögen behält: Nun beit es allerdings: im vorliegenden. Vertrage, 
beff „von. heute am" das beiberfeitige gegenwärtige, und: zukünftige 
Bermögen eine volllommene Gütergemeinſchaft bilden. folk Dem- 
ungeachtet: muß angenommen werden, daß Die. Gütergemeinſchaft nım 
auf den Todesfall bebungen: ifl, wenn exivogen wird, daß in ben 
auderen Punkten. bes Vertrages nur Berfügungen fr den. Topesfat 
getroffen ſind, und daß ver Vertrag gar keine Hebexeinlunft. über bie 
ung bes ber Gemeinfchaft unterzogenen Vermögens bei veb⸗ 
zeiten ver Ehegatten enthält, Daraus folgt, daß: die Klägerin ihr freies 
Dispofitionsrecht über. ihr. Vermögen behält und berechtigt iſt, das 
ihrem Gatten. gegebene, is ben. eingellsgten 2330 fl. beſtehende Ver⸗ 
mögen von ihm zurückzufordern. — Das DO, L. ©, erkanute auf Ab⸗ 
weiſung dev Mage, in Erwägung, baf es in dem Bertrage heißt, 
Daß: die Gütergemeinſchaft „von heute an” geichkeflen iſt, daß eine 
„volllommene“ Gemeinſchaft beſtehen fol, wedurch im. Gegenſatze zu 
ven im:$. 1234 a. b. G. B. aufgeſtellten Vermuthung die Wirkſamkeit 
des Vertrages mit dent Abſchluſſe desſelben und in dem Sinne feſt⸗ 
geſtellt worden iſt, daß die Gütergemeinſchaft eine vollſtändige, und 
nicht den im Geſetze ausgeſprochenen Einſchränkungen unterworfen 
ſein ſoll; und daß, wenn die Gütergemeinſchaft ſchon bei Lebzeiten 
beſteht, die Klage der Ehegattin auf Herausgabe des ihrem Ehemaun 
übergebenen Vermögens unbegrändet iſt. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Erkenntniß des O. L. G. 

aus deſſen Gründen. 


— 1 — 


DE - Nr. 6982, 
Possessörium summarüssimum : Berückſichtigung ber 
Beripätung der Befigftörungskfage von Amtsivegen ? 
2.2. Mei ‚sis, 5667 (Aufheb. der glei 
Be RR In De em Bee 
». 27. Oct. — Nr. 21220 6. 3. 1876, Nr. 5 


- Die Beſitzſtörungeklage des A gegen B wurde nad durchge⸗ 
fühten Proceß von beiden Untergerichte wegen Verſpätung berfelben 


zutudgewieſen. 
De Erwägung, daß nach der Anführung. bes A bie Beſitzſtörung 
am 24. September 1874, mithin in einem Zeitpunkt ſtattgefunden hat, 
von welchem bis zum Tag der Klagennftellung, 10. October 1874, bie 
im $. 2 ber faiferl. Verordnung vom 27. October 149, R. ©. BL 
Ne. 12, feſtgeſetzte Friſt noch nicht verſtrichen war; bag. B bie Ber- 
* der Klage gar nicht eingewendet und ingbefonbere ben von 
ihm: zu beweiſenden Umſtand, daß A 30 Tage vor Anſtellung ber 
Klage in die Kenntniß der Beſitzſtörung gekommen war, wicht einmal 
behawptet hatz daß auch bie Untergerichte nach den vorliegenden Acten 
Beinen gegründeten Aulaß Hatten, bie Beſitzftörungsklage des‘ A im 
Sinne de citirten Geſetzes als offenbar verjpätet zu behandeln, weil 
eben dieſes Moment nicht offenbar erhellt, — hat der oberſte Ge⸗ 
richtshof mit Aufhebung ver untergerichtlichere Decrete dem: Gerichte 
erſter Inftanz die Entſcheidung in merito aufgetragen. 


Nr. 6983. 
Henverung der Formel des vom Delaten angetretenen Eibes 
auf Antrag des das Mlagebegehren einſchränkenden Deferenten, 


. vp. 21. Mai 1878, Nr. 5769 (Abund. der stei@förmigen Der. 

6. Wien v. 25. Jänner 1878, Nr. 214354 und d BD: > ©. Wien 

v. 19. März 1878, Nr Nr. 4448). Jur. Bl. 1878, Nr 

* bie Klage des A gegen B peto. Zahlung von 1043 fl. 
fire das’ von ibm dem Bellagten verkaufte und gelieferte Korn in 
Gewichte von 17.643 Zollpfund wurde B in erfter Inſtanz zur 
Zahlung der Klagefunme und zum Erſatz ver Proceßkoſten verur- 
theilt, wenn er den Haupteid, daß feines Wiffens und Erinnernẽ das 
Gewicht des ihm von A. zugefendeten Korns nicht 17.643 Zollpfund 
betragen habe, antritt und nicht ablegt, over wenn ber Letztere den 
ihm zurüdgefchobenen Eid bejahend abſchwört. Der Kläger ergriff gegen 
das Urtheil die Appellationsbefhwerde, worin er dem fententiomicten 
Eid als irrelevant barzuftellen ſuchte und weiter anbrachte, daß er 
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durch genaue Nachforſchungen bei der Bahnſtation ſich überzeugt habe, 
daß das dem B gefenvete Korn auf dem Transporte bis zur Bahn⸗ 
ſtation einen Abgang von 40 Zollpfund erlitten babe und demzufolge 
nur in einer Quantität von 17.603 Zollpfund an den B abgegangen 
jei; daß er bemgemäß fein Stlagebegehren. von 1043 fl. auf. ven, ber 
geringeren Quantität entiprehenden Betrag von 1040 fl. reſtringire 
und die Bitte ſtelle, daß, wenn auch in zweiter Inſtanz auf den 
Haupteid erkannt werden ſollte, die Formel desſelben in der angege⸗ 
benen Weiſe berichtigt werde. Das erſtgerichtliche Urtheil wurde aan 
dem DO. 2. ©. und im Revifionswege auch von dem oberfien Ge 
richtshofe beftätigt, welch’ leßterer in ben Motiven hervorhob, daß 
das Borbringen des Klägers in feiner Appellationsbefchwerde. eine 
nad) : der Gerichtsordnung unzuläffige Nenerung fei uud von ben 
höheren Gerichten nicht berüdfichtigt werden könne, welche, ebenſo wie 
der erfte Richter, ihre Entſcheidung nur auf das in erſter Suflanz 
Borgebrachte gründen können; daß folglich, wenn bie Partei auf Grund 
nachträglich eingeholter Informationen und Behelfe eine Aenderung 

an ber erſtrichterlich feſtgeſtellten Eidesformel verlangen zu können 
glaubt, das Begehren nicht im Wege einer Beſchwerde gegen das an 
ſich ganz richtig abgefaßte erſtrichterliche Urtheil, ſondern vor dem 
erſten Richter anzubringen ſei, welcher ſodann nach Einvernehmung des 
Gegentheiles, zu erkennen haben wird, was Rechteus iſt. Nun überreichte 
A bei dem Gerichte erſter Inſtanz eine Eingabe, worin er unter An- 
führung des in der Appellationsbefchwerbe vargeftellten Sachverhalts 
feinen Klageanfpruh auf 1040 fl. bejchränfte und die Bitte vor- 
brachte, daß von dieſer Reftringirung Kenntniß genommen und bie 
Formel des fententionirten Haupteides, unter Feſtſetzung einer neuer- 
lihen 14tägigen Friſt zur Antretung oder Zurüdihiebung dieſes 
Haupteides, dahin richtig geftellt werde, daß der Bellagte zu ſchwören 
babe, daß feines Wiffend und Erinnerns das Gewicht des an ihn 
abgefendeten Korns nicht 17.603 Zollpfund , betragen habe. Zwei 
Zage darauf trat ver Bellagte den Haupteid nach der urtheildmäßigen 
Formel an. — Nah Einvernehmung besfelben wurde von dem Ger 
richte erfter Inſtanz das Geſuch des Klägers abgewieſen mit dem 
Borbehalt, die Eidesantretung des Bellagten nad Eintritt der Rechts⸗ 
kraft dieſer Entſcheidung zu erledigen. Gründe: Die Berichtigung 
der Eidesformel (Hofder. v. 29. September 1794, 3. ©. ©. Nr. 195): 
nad) eingetretener Rechtskraft des eiheite und. gegen ven . Willen 
einer Partei iſt zwar burd den $. 205 a. ©. DO. und im Sinne 
bes 8.1388 a. b. G. B. in —XX mit dem $. 298 a. G. O. 

nicht unbedingt ausgeſchloſſen; allein außer dem hier nicht vorliegenden 
Falle eines Wiedereinſetzungsproceſſes fehlt jede gerichtsordnungs⸗ 
mäßige Grundlage, zur Antretung, eventuell Rückſchiebung des nach⸗ 
träglich abgeänderten Haupteides, eine neue Friſt zu beftimmen und 
biedburd die von den höheren Inſtanzen ‚zur Eivesantretung ertheilte. 
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Friſt in der erſten Inſtanz abzuändern. Der Kläger beruft ſich auf 
die Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 25. Juni 1867, 
Nr: 5568 (Sammlung Nr. 2814), mit welder die begehrte Aen- 
berung ber rechtskraͤftig fententionirten Eidesformel bewilligt wurbe; 
dies: gefehah aber in einem alle, wo die Nothwendigkeit der Erthei⸗ 
lung. einer neuen Frift zur Antretung oder Rückſchiebung des geänderten 
Hanpteides nicht vorlag, wogegen hier der Bellagte den durch das 
erftrichterliche Urtheil fententionirten Haupteid innerhalb der vom 

. 2. ©., beziehungsweife vom oberften Gerichtshofe, beftimmten 
Feift angetreten, alfo von dem durch diefes Urtheil ihn eingeräumten 
Rechte Gebraud gemacht hat. Es Tann ihm daher das erworbene 
Recht auf Ablegung des fententionirten Eides nicht durch bie gegen 
ſeinen Willen erfolgende Subftituirung eined neuen Eides entzogen 
werben, den er, wegen Ablaufes der Frift, weder antreten noch zuräd- 
ſchieben könnte. — Das O. 2. ©. beftätigte die erftgerichtlihe Ent- 
fheidung mit Bezugnahme auf die vorftehende Begründung. 

Auf den a. 0. Recurs des Klägers wurde von dem oberften 
Gerichtshofe die Eidesformel in der von dem Kläger begehrten Weife 
beridhtigt, demgemäß die ihm bebingt abjudicirte Summe auf 1040 fl. 
herabgeminvert und dem Beklagten zum Antritt oder Zurüdidiebung 
des richtig geftellten Haupteides eine Frift von 14 Tagen beftimmt. 
Gründe: Durch die von dem Kläger angefuchte Kichtigftellung ver 
Eidesformel fol nicht der rechtskräftige Sprud in feiner Wefenheit 
abgeändert, fondern nur ein unterlaufene® Verſehen in der Ziffern: 
angabe berichtigt werben.) Fin⸗ ſolche Berichtigung widerſtreitet nicht 
den Vorſchriften des 8. 205 a. G. O. und des Hofder. v. 17. Juli 
1787, 3. ©. ©. Wr. 897. ind findet vielmehr in der Anordnung 
bes 8. 1388 a. b. G. B. ihre Rechtfertigung, zumal e8 wohl keinem 
Zweifel unterliegen Tann, daß, wenn dem: Kläger bie richtige Ziffer 
des Kornquantums noch im Laufe der Verhandlung befannt gewejen 
und von ihm geltend gemacht worden wäre, der Eidesjat auch ſchon 
in dem Urtheile feine entſprechende Formulirung gefunten hätte, Die 
Einwenbungen des Bellagten, zu deren Anbringung ihm durch Anorb- 
nung einer Tagfahrt Über das Geſuch des Klägers um Richtigſtellung 
ber Eidesformel Gelegenheit zu geben war und gegeben. wurde, find 
von feinem mefentlihen Belange; denn einerfeitS Tann wohl nicht 
angenommen werden, daß er bei feiner Eidesantretung das Augen» 
merk lediglich auf die obwaltende geringfügige Differenz von 40 Zoll- 
pfunden gerichtet habe; andererfeits ift der Beklagte dadurch, daß 
zugleih der von dem Eide abhängig gemachte Forderungsbetrag ent- 
jprechend vermindert und eine neue Friſt zur Antretung oder NRüd- 
fhiebung des Haupteides nad der berichtigten Eidesformel anberaumt 
wird, gegen jede Benachtheiligung geſchützt, und der durch das Urtheil 
im Roftenpuntte gefällte Ausspruch konnte hiebei ganz unberührt ge⸗ 
lafien werden, weil der Gall, daß der Beklagte bei dem richtig ge⸗ 


ſtellten Eide obfiegt oder unterliegt, in Anbetracht der ihm beſtimmten 
neuen Friſt zur Antretung over Rückſchiebung dieſes Eides nach immer 
in der einen ober anderen Nichtung eintreten kann. Da auın aus 
demfelben Grunde aud das in den untergeridhtlichen Motiven erhobene 
Bedenken gegen die Zuläffigkeit der Beftimmung einer neuen Yeif 
zur Antretung oder Rückſchiebung des Eides umſomehr entfällt, als 
ja auch in dem Falle der Berichtigung eines in ber Urtheils au & 
fertigung unterlaufenen Schreibfehler die Nothwendigkeit einer 
ſolchen neuen Friſtbeſtimmung vorkommen faun, überbies aber es ben 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen geradezu widerſtreiten würbe, wann das 
materielle Recht wegen eines offenbaren, an ſich geringfügigen Ber- 
fehens in der Ziffergangabe verloren gehen over erft dunch einen Re⸗ 
fiitutionsproceß und einen darauffolgenden zweiten Hauptproceß er- 
fochten werden fol, — bat ber oberfte Gerichtshof in Gemäßheit des 
Hoßer. vom 15. Februar 1833, I. ©. S. Nr. 2593, Pie gleich⸗ 
fürmigen untergerichtlihen Entſcheidungen in obiger Weile abzuändexn 
gefunden. 


Nr. 6984. 
Abgrenzung des Wirkungskreifes der Gerichte und der Ver⸗ 
waltungsbehörden: Einklagung creditirter Mauthgebühren, 


.d. 21. Mai 1878, Nr. 5833 (Abünd. der gleihfärmigen Decr. bed 
B. G. Kitbühel v. 26. Febrnar 1877, Nr. 663 und des D.2. G. Iunsbtud 
v. 26. März 1878, Nr. 2075). ©. 8. 1878, ©. 400. | 

Der Eaffier der Gemeinde A belangte in deren Vertretung bey 
B wegen Zahlung von 636 fl., welde der Letztere als Mauthgebühr 
für da8 Befahren einer Gemeindeſtraße jchuldig geworden je, — 
Das Gericht erfter Inftanz hat Die Klage wegen offenbarer Incomr 
petenz na $. 1 lit. b weſtgal. ©. DO. & limine abgeiwiefen, weil 
die ber Gemeinde A ertheilte politifche Bewilligung zur Behebung bey 
Mauthgebähr auf der in Rede ftehensen Straße ein Mauthprivilegium 
ift, beiten bezügliche Beſtimmungen und Tarife der richterlihen Tog⸗ 
nition entzogen bleiben, — Das DO. L. G, beftätigte dieſen Beſcheid 
aus den erftrichterlihen Gründen und in ber weiteren (Erwägung, 
bag die Klage fi nicht auf einen Titel des Privatrechtes gründet, 

sn Erwägung, Daß die Entſcheidung der Frage: ob die Ger 
meinde A zur Einhebung ver Wegmauth für bie Benützung der ex⸗ 
wähnten Straße gegen ben Bellagten berechtigt war, allerdings nicht 
den Gerichten zufteht, daß jedoch den Gegenftand bes Rechtsſtreites 
Die Forderung von 636 fl. bildet, welche durch Erebitirung ber Weg⸗ 
mautbgebühr entſtanden if, und daß burd die von Fall zu Fall einr 
getretene Crebitirung ver bei fonftiger Verweigerung des Duxchlaſſe⸗ 
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fogleich. zu zahlennen Mauthgebühr, ein privatrechtliches Vexhältniß 
zwiſchen deu Manthberechiigten und Berpflichteten begründet wurde, 
mithin, da im gegenwärtigen Stadium nicht belannt ift, ab der 
Beklagte überhaupt und welde Einwendungen gegen die Klage 
zu erheben gebentt, kein Grund vorhanden war, bie Betre bes 
Rechtaweges zu verjagen, mogegen ber Richter im Raufe des 8 
ſtreites die Grenzen feiner Zufläubigkeit fih gegenwärtig zu halten 
haben wird, — hat der oberfte Gerichtshof auf den a. o. Recurs 
ver Klägerin pie Kinleitung des gerichtlichen Verfahrens über die Klege 
augerrbnet. 


. 





Nr. 6985, 

Inſtificirung einer faälſchlich als „Wechſelfordernng“ präno- 
tirten gemeinrechtlichen Forderung. — Schufpanerfennung. 

‚v. 22. Mai 1876, Mr. 1016 (Bei, des Urib. des B. G. Pillen p. 
8]. 1877, Nr. 23052, Abänd. des Urth. d ‚8. ©. Prag v. 4. . 
1 a Te 8 Bin 

B und CO fetten ihrem Gläubiger A (für gekaufte Waaren) 
eine Schuldurlunde in Wechſelform über 308 fl. aus, in welcher fie 
ihm auch die Bewilligung ertheilten, daß das Pfandrecht auf der 
ihnen gehörigen —** X zur Sicherſtellung der 308 fl. für A ein⸗ 
verkeibt werhe, und diefem wurde auf fein Anfuchen von dem Grund⸗ 
buchsgerichte die Pränotirung des Pfandrechtes zur Sicherſtellung der 
(wie es im Grundbuchsbeſcheide hieß) „Wechſelforderung“ bewilligt, 
In der Holge wurde von A bei dem Handelsgerichte die Forderung 
als „Wechielforperung” gegen B und C eingellagt, fein Begehren 
jedoch won beiden Untergerirhten abgewiefen, weil die Urkunde, da fie 
eine Hypothekbeſtellung enthält, fein Wechfel if. Nach eingetretener 
Rechtskraft diefer Exrkenntniffe belangte A ven B und C mit der Klage 
auf Fuftificirung der Pränotation und Zahlung der 308 fl. — Nachdem 
bie Bellagten die Unterfertigung der Urkunde, jowie ven Umftand, daß fie 
ben Kaufpreis für gelieferte Waare ſchuldig geworben find, zugegeben 
und nur gegen bie Höhe der eingellagten Forderung Einfprud erhoben 
hatten, wurde ber Klage in erfter Inſtanz für den Fall flattgegeben, 
wenn A mit Haupteid beſchwört, „daß die Bellagten bei ber Unter- 
fertigung der Urkunde gegen die Höhe bes vom Kläger theils als 
Konfpreis für auf Borg gelaufte Waare, theils als vereinbarte Zinſen 
von diefem Kaufpreife won ihnen geforderten Betrages von 308 fl. 
keine Einwendung erhoben haben“, weil, wenn dieſer Umftand erwiefen 
iſt, die Schuld von ven Bellagten im Sinne des $. 863 0.6.6.8, 
ftiflfeyweigend anerkannt worden ift und damit jede ECinwendung gegen 
bie Höhe und Richtigkeit der Forderung entfällt. — Bon. dem O. L. ©. 
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wurde die Klage unbedingt abgewieſen, aus folgenden Gründen: Die 
Pränotation des Pfandrechtes wurde für eine „Wechjelforberung“ auf 
Grund einer Urkunde angefudt und bewilligt, welde vie Parteien 
und der Tabularrichter für einen Wechſel anfaben. Num befteht ‚Die 
Iuſtificirung der Pränotation in dem Erweiſe des Rechtsgrundes ver 
Borberung, welder im vorliegenden Falle das im Wechfel verlörperte 
Derfprechen der Zahlung ver Wechfelfumme ift, und nur durch ven Wechfel 
erwiefen worben kann. Dies ift aber hier nicht möglich, weil der vor⸗ 
gelegten Urkunde die Eigenfchaft eines Wechſels von den Gerichten 
rechtskräftig abgefprochen worben ift. Iſt nun die Subflituirung eines 
veränderten Rechtsgrundes überhaupt unzuläffig, fo ift dies umjomehr 
ber Tall bei dem dem Grundbuchsweſen zu Grunde liegenden Principe 
der Publicität, wo die der vorgemerkten Forderung nachfolgenden 
Gläubiger ein Recht erworben haben, daß das Pfandrecht nur aus 
jenem Rechtsgrunde geltend gemacht werbe, aus dem es erwirkt wurde, 
nicht aber aus einem folchen, der im Grundbuche nicht erſichtlich war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
in Erwägung, daß der Umftand, daß die Yorberung bei der Präno- 
tirung als eine Wechſelforderung behandelt worden iſt, der Juſtificirung 
der Pränotation nicht im Wege ſteht, weil die Verhandlung vollkom⸗ 
men klar gelegt hat, daß es ſich in dem gegenwärtigen, ſo wie in 
dem früheren beim Handelsgerichte geführten Rechtsſtreite, nur um 
den Kaufpreis für gelieferte Waare und die Zinſen hiefür handelt, 
und die Schuld in Form eines Wechſels anerkannt werden wollte, 
ohne daß aber die ausgefertigte Urkunde den Erforderniſſen eines 
Wechſels entſprach; daß daher eine Aenderung des Rechtsgrundes 
nicht vorliegt, wenn die Pränotirung in Folge des gelieferten Nach⸗ 
weiſes der Richtigkeit eben derſelben Kaufpreisforderung, über welche 
eine Urkunde, die nicht als Wechſel anerkannt worden iſt, unterfertigt 
und für welche die Pränotirung erwirkt worden iſt, als gerechtfertigt 
erklärt wird. 


— 


Nr. 6986. 
Actio negatoria: Erſitzung der servitus viae durch Fahren 
Dritter? 
ntid. v. 22. Mai 1878, Nr. 1328 (Belt. bed guet des 8. ©. Pas dom 
7. Sept. 1877, Nr. 22702, Abänd. des Urth. d *8 Prag 2. Nov. 


1877, Nr. 29781). @. 2. 1878, Yes 
A, Eigenthümer der Waldparcelle X, gelangte den B, Eigen- 
thümer ber Domäne Y mit der negatorifhen Klage, worin er das 
Erkenntniß begehrte, daß dem B nicht das Recht zuftehe, von ber zur 
Domäne gehörenden Waldparcelle Z mit Forftproducten und Steinen 
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über bie Parcelle X. zu fahren. — In erfter Inſtanz wurde bie Klage 
abgewiejen, weil durch die Zeugenausfagen erwiefen ſei, daß B und 
fein Borbefiger den Weg zum obigen Zwecke durch mehr ald 30 Sabre 
benützt, fomit B die im Grundbuche nicht intabulirte Servitut des 
Fahrweges durch Erfigung. erworben hat. — Das O. L. ©. erfannte 
nah dem Klagebegehren aus folgenden Gründen: Der Bellagte hat 
durch das in possessorio summariissimo voraufgegangene Erkenntniß 
nachgewiefen, daß er im Beſitze des Fahrweges über: die Parcelle des 
Klägers ift; dennoch trifft ihn die Laft des Beweiſes der Erwerbung 
der Servitut, weil die SS. 323 und 324 a. b. ©. 2. nicht dahin 
ausgelegt werden können, daß ber Kläger mehr zu erweifen habe, als 
fein Eigenthum an der Parcelle X und die Ausübung ber. Servitut 
durch ven: Beklagten. Der Kläger hat beides erwiefen, es ftellt fich 
daher die Ausübung der Servitut als eine Anmaßung dar, wenn 
Bellagter nicht die Erwerbung feines Rechtes erweift. Nun hat der 
Beklagte zwar nachgewiefen, daß der Weg feit mehr als 30 Jahren 
befteht, über welchen öffentlich und ungehindert die Waldproducte und 
Steine von den Käufern derfelben aus feinem Walde gebracht worben 
find; er hat aber nicht erwiefen, daß er felbft, oder feine Verwaltungs» 
organe in feinem Namen, oder Dritte in feinem Auftrag den Weg 
benügt haben; es geſchah dies von den Käufern feiner Producte, 
denen diefer Weg vom Bellagten und feinen Beftellten nicht angewiefen 
wurbe, fondern melde, ohne von dem Bellagten hiezu veranlaßt zu 
fein, ven Weg benüßten, weil fie ihn für einen öffentlichen hielten. 
Es bat jomit Bellagter nicht bewiefen, daß er oder ein Dritter für 
ihn die Dienftbarkeit erworben hat, und e8 war demnach die nega= 
torifhe Klage des A im Gefege begründet. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte das Erfenntniß der erften 
Inſtanz. Gründe: Das O. L. ©. hat der Klage ftattgegeben, weil 
ber Bellagte nicht dargethan habe, daß er felbft oder feine Domänen- 
beamten und Angeflellten in feinem Namen oder andere Perfonen in 
feinem Auftrage die Servitut ausgeübt haben und weil Servituten 
weder auf Andere Übertragen, noch durch Andere erworben werben 
fönnen. Allein ſchon das Recht des Fußfteigs begreift nah 8. 492 
a. 5. ©. 3. das Recht in fih, auf vem Wege felbft zu gehen, fich 
tragen zu lafjen und andere Menſchen zu fi kommen zu laſſen, und 
bie Servitut des Fahrweges fehließt das Recht in fi, über den Weg 
mit einem oder mehreren Zügen zu fahren, und da nicht gefordert 
wird, Daß es eben eigene Zügsé ſeien, auch andere zu ſich "fahren zu 
lafien. Es laßt fi aus dem Gefege nicht ableiten, daß zur Begrün⸗ 
gung der Erfigung das zu erfigende Recht feinem ganzen Inhalte 
nad) ausgeübt werden müſſe, vielmehr gilt der Beſitz, der Gebrauch 
des Rechtes überhaupt, insbefondere wenn jemand bie einem anderen 
gehörige Sache mit deſſen Geſtattung zu feinem Nuten anwendet. 
Wenn der Befiger der Domäne Y in feinem Reviere einen Holz» 


ſchlag ober Steinbruch eröffnet, djes belannt gibt, und wenn, wie bie 
Sahperftänbigen beflätigen, nur Ein Weg bivest über den Lalp- 
entheil ves Klagers führt, auf welchem wenigſtens ohne unverhältniß⸗ 
maßige Umwege die Producte in und durch bie jenſeitigen Ortſchaften 
verfrachtet werben können, wenn unter ſolchen Umſtänden Käufer zu⸗ 
und wegfahren, dabei jenen Weg nehmen, ſo wird hiedurch Die Ser⸗ 
pitat des Fahrweges wicht durch bie Käufer, ſondern durch Den 
Beſitzer der Domäne ausgeübt, welcher bie Käufer zu ſich Lammen 
läßt, und ohne eben jewen Weg die Produete nicht, oder doch micht 
um entſprechende Preiſe anbrisgen könnte. Es genügt, wenn Die Per- 
fonen, welde die Waldpropucte der Domäne bezogen, durch Die ge- 
jegliche Erſitzungszeit ungehindert und ungeflört den bier freitigen 
Weg mit den Fuhren nehmen, und e8 ifl nicht nothwendig, Daß das 
Fahren mit ven eigenen Wägen des Bellagten erfolgte, oder baß 
biefer die Einhaltung biefer Richtung angewieſen, zumal bei Grund⸗ 
bienfibarfeiten das objective Moment in den Borbergrund tritt nad 
bie Beziehung der Rechtsausübung auf den herrſchenden Grund zu⸗ 
nächſt in Betracht kommt, ſodann bier, wo «8 fih um den Bezug 
von Waldproducten handelt, der Beſtand eines bequemen und Turzem 
Weges nor Allem in Rechnung gebracht wird, nad dem Gutachten 
der Sachverſtäändigen der fireitige Weg per einzige fahrbare Weg in 
ben Richtungen nad den Nachbarorten ift, und auch nach ven Zengen- 
ausiagen allgemein ala der gebotene angejehen wurbe, ber Umſtand 
aber, daß ber Weg fager für einen Öffentlichen gehalten wurde, wies 
wohl er «8 nicht ift, bier nicht ig Betracht kommt. 


Nr. 6987. 


Meiftgebotsvertheilung: Wirkung der Abtretung der einem 
Ausgedinge zuftehenden Priorität. 


. dv. #2. Mai 1878, Nr. 5522 (Beit. des dad Decr. des B. ©. Selopi 
Ne Su 1877 m 8449, abänd. — Wo * G. — 29. —* 
1878, Nr. 956). ©. 3. 1879, fir. 62. 

Auf dem Haufe X war das Pfanprecht für das Ausgebing ber 
D’ihen Eheleute, nad) demſelben das Pfandrecht für bie Forderung 
des A pr. 200 fl., nach dieſer Hypothek jene für Die Forderung des B 
pr. 1050 fl. und für bie Forberung des C pr. 1600 fl. nebft der 
von ben D'ſchen Eheleuten dem B und C ausgeftellten Einen 
bes Vorrangs vor ihrer für das Ausgeping intabulirten Hypothe 
einperleibt. Das Haus wurde im Krecutionswege um 1783 fl. ver» 
tauft, als Bededungscapital für das Yusgebinge der Betrag von 
2750 fl. ermittelt und in exfter Inſtanz das Meiftgebot in der Art 


— Bl — 


vertheilt, daß mit Rüdfihtnahme auf vie Prioxitätsabtretung der D’ichen 
Eheleute Die Soxberung des B fanımt Mebengebühren im Betrage vom 
1203 fl: so@ftäubig,, ſodann jene. des C fammt Mebengebähren :im 
Betrage nom 1640 fl. zum Theil, nämlich in dem Betrage bed Meiſt⸗ 
gebotſxeſtes von 580 fl. befrienigt wurde und ber Reſt der Forderung 
28 C ſowie bie ‚Sorberung bes A leer ausging. Gegen diefe Ver— 
theilung ergriff A, inſoweit es ſich um die Forderung des C handelte, 
deu Mecupd. — Bon dem DO. 8. ©. wurde dem Reeurſe ftattgegeben 
unb ia Anbetracht, daß A bie erftrichterliche Entſcheidung, infoweit 
fe den B hetrifft, nicht in Beſchwerde gezogen hat, Folgendes ver⸗ 
ordnete Der Meiftgebotöbetrag per 1783 fl. ift nach Abzug ver bem 
B davon in erſter Inſtanz zugeiwiefenen 1203 fl. im Reſte non 
680 FL gu mem Ende aufzubehalten, damit Die Gpercentigen Zinſen 
biepon zur Leiſtung des Aequivalents des jährlichen Ausgedings ner 
menbet uud mit Rückficht auf die bem C für feine Forberung per 
1600 #. vor dieſem Ausgedinge eingeräumte Priorität demſelben bis 
zur. vollſtändigen Begleichung feiner Forderung, ſofern das Ausge⸗ 
dingsrecht der Diſchen Ehelente nicht etwa ſchon früher exloſchen fein 
würde, zugewieſen werben; das Bedeckungscapital von 580 fl., welches 
erſt nach wem Erlöſchen des Ausgedingsrechtes in Anſpruch genommen 
werben kann, wird unter die wicht zur Befriedigung gelangten Tabular⸗ 
gläubiger nad) Maßgabe ihrer bücherlihen Rangordnung und ohne 
Rüdfiht auf die von den D'ſchen Cheleuten eingeräumte Priorität 
derart vertheilt, daß hievon zunächſt A mit feiner Forderung ſammt 
Nebengebühren im Gefammtbetrage von 255 fl., ſodann C mit dem 
aus den obigen Zinfenbezuge etwa nidyt mehr zur Zahlung gelangten 
Reftbetrage feiner Forderung pr. 1640 fl. zur Befriedigug kommt; 
mit dem nicht zur Befriedigung gelangenden Theile feiner Forderung 
geht C und gehen die ihm weiters nadfolgenden Pfandgläubiger Teer 
aus. Gründe: Die erftgerichtliche Buteifung und die verjelben zu 
Bruande liegende Auffaflung ber rechtlichen Wirkung ber von Seite 
eines Ausgedingsberechtigten für bie Forderung eines Hypothelar⸗ 
gläubigers erfolgten Einrkumung des Vorrangs vor der für das Aus⸗ 
gebing intabulirten Hypothek ift unrichtig. Denn der Ausgedingd- 
berehtigte hat feine Eapitaldfonderung, ſondern nur den Bezug ger 
weißer Renten anzufprechen; das für ſein Rentenbezugsrecht ermittelte 
Bedeckungscapital repräfentirt hienach feineswegs ein jeiner Dispoſition 
umkerliegendes VBermögensobject; es lann daher, da ihm eben wur 
508 Ausgedingsrecht over als deſſen Aequivalent die hiefür ermittelte 
ähnliche Rente zukommt, dieſes Bedeckungscapital von ihm auch nicht 
weiter in Anſpruch genommen werben und im weiterer Conſequeztz 
die Abtretung der Priorität feiner Hypothek an einen anberen Gläu⸗ 
biger fih nicht auf das Bedeckungscapital felbft beziehen, da hiedurch 
bie Rechte amd der Vorrang der übrigen Hypothelargläubiger geſchü⸗ 
digt werben würden (8. 30 des Grundb.⸗G.). Eine ſolche Prionitäts- 
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abtretung Tann, wenn hiedurch die Rechte der übrigen Hypothekar⸗ 
gläubiger nicht berührt werben follen, dem Gefagten zufolge feine 
andere Rechtöfolge als die haben, daß ber betreffende Zabulargläu- 
biger, dem bie Priorität vom Ausgedinger eingeräumt wurde, das 
Recht erhält, an Stelle des Ausgedingers die Renten von dem er- 
mittelten Bebedungscapitale bis zur völligen Abtragung feiner‘ For- 
berung ober bis zur etwaigen früheren Erlöfhung des Ausgebinge- 
rechtes zu beziehen, wo Hingegen das Bebedungscapital felbft, welches 
erſt nad dem Erlöſchen des Ausgedingsrechtes verfügbar wird, dem 
Tabulargläubigern nad) Maßgabe ihrer bücherlichen Rangerdnung und 
ohne weitere Rüdfiht auf das ihnen von den Ausgedingern ein« 
geräumte Prioritätsrecht vorbehalten bleibt. ' 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die von C angefochtene Ent- 
ſcheidung der zweiten Inflanz, weil nad $. 30 des Grundb.⸗G. durch 
die Einräumung des Vorranges vor einer Hypothekarforderung ‘zu 
Gunften eines Pfandgläubigerd die Rechte und der Vorrang der 
übrigen Tabulargläubiger nicht berührt werben; weil die Forderung 
be® A den Borrang vor jener des C hat und bei diefer Sachlage, weun 
die erworbenen Rechte des vorangehenden Satzgläubigers A nidt ver- 
fett werden follen, tem C nur die 6 % Zinſen von dem auf das 
Ausgedinge entfallenden rechtlichen Bebedungscapitale zugewieſen werden 
konnten. 


Nr. 6988. 


Ausfchliegliche Legitimation der Yinanzprocuratur zur Ver⸗ 
tretung der Ortsſchulräthe in Nechtsftreitigfeiten: Berück⸗ 
fihtigung derfelben von Amtswegen. 

Entid. v. 22. Mai 1878, Nr. 5649 (Beit. des das Urth. ded B. G. Mahren- 
berg v. 31. Mai 1877, Nr. 2795 , aufbeb. Er de8 O. L. ©. Graz vom 

5. Ott. 1877, Nr. 1417). ©. 9. 1878, ©. 349. 

Der — in A bat durch ven von ihm gewählten 
Rechtsfreund Dr. C gegen B eine lage auf Anerkennung und Beur⸗ 
fundung eines mündlich abgefchloffenen Kaufvertrages und Einräumung 
eines Wohnzimmers angebradt, über welde von dem angerufenen 
Berichte das Berfahren eingeleitet und durch Urtheil auf Abweifung 
des Klägers erfannt wurde. Diefer ergriff die Appellation F das 
O. L. G., welches mit Berufung auf die Beſtimmung des 8. 2, Nr 
der Dienftesinftruction für die ka k. Yinanzprocuraturen vom 16. Se 
bruar 1855, R. ©. BI. Nr. 34, und auf die hiezu ausdrücklich 
ergangene Minifterialverorpunung vom 14. Yuli 1872, R. ©. Dt. 
Nr. 119, wornad die Rechtsvertretung ver ftaatlihen Schulbehörben 
rüdfichtlid der von benfelben verwalteten Sende den k. k. Finanzpro⸗ 
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curatoren zugewieſen iſt, ſomit der Ortsſchulrath in A nicht berechtigt 
war, ben vorliegenden Rechtsſtreit mit Umgangnahme von dieſer ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchrift durch einen von ihm ſelbſt gewählten Rechtsfreund 
einzuleiten und durchzuführen, und im Hinblick auf die Vorſchrift des 
Hofder. v. 22. Juni 1789, 9. ©. ©. Nr. 1024, wornach in dem 
Falle, als ein nad dem Sefepe ber fiscalamtlichen Vertretung zu⸗ 
gewieſener Rechtsſtreit nicht von dem Fiscalamte, ſondern von einem 
dazu nicht legitimirten Vertreter verhandelt worben iſt, von dem oberen 
Kichter. immer die Verhandlung fammt dem Urtheile aufzuheben und 
die Sache an die geſetzlichen Bertreter zu weifen ift, — das erft- 
gerichtliche Urtheil nebft dem voraufgegangenen Verfahren vernichtigte 
und die Zurückſtellung der Klage an den Ortsſchulrath zu Händen 
ber k. k. Finanzprochratur anorbnete, 

Auf den von beiden Streittheilen angebrachten Revifionsrecurs 
beftätigte der oberfte Gerichtshof die oberlandeögerichtlihe Verordnung 
aus den vom DO. 8%. ©. angeführten Gründen und. in weiterer Er- 
wägung, daß insbefondere aus den Beſtimmungen ver 88. 2,57, 66 
und 67 des Gefeges v. 14. Mai 1869, R. ©. BL. Nr. 62, betreffend 
die Grundſätze des Unterrichtöwefens für Volksſchulen Mar hervorgeht, 
daß dieſe Anftalten unter Mitwirkung der Stantsbehörben verwaltet 
und theilweife aus dem Staatsſchatze dotirt werben; daß mit ber 
Minifterialverorpn. vom 14. Yuli 1872, R. ©. Bl. Nr. 119, den 
ftaatlihen Schulbehörben (Orts, Bezirks⸗ und Landesſchuirãthen) die 
fiscalamtliche Vertretung in ihren Rechtsangelegenheiten nicht lediglich 
aus dem Grunde, um den zur Erhaltung der Schulen Verpflichteten 
in der Durchführung ihrer Rechtsſtreite eine pecuniäre Erleichterung 
zu verſchaffen, ſondern insbeſondere in Conſequenz und zur Wahrung 
bes ben Organen der Schulaufſicht zukommenden Charakters Bffent- 
licher Behörden zugeſichert wurde, und daß ſie eben deshalb auf die 
für. Rechtsangelegenheiten ihnen gewährte fiscalamtliche Vertretung 
ohne höhere Öenehmigung nicht verzichten dürfen. 


Nr. 6989. 


Friſt zum Recurſe gegen einen auf Grund einer vollſtreck⸗ 
baren Notariatsurkunde ergangenen Erecutionsbejdeid. 
Entf, v. 22. Mai 1878, Nr. 5779 (Anſheb. des Deer. bed *3 Fi G. Rralan 

v. 14. Februar 1878, Nr. 780). G. 9. 1878, ©. 8 


F Sem den Befcheid, mit weldem der A auf an einer nach 
8.3 Not.⸗Ordn. vollftredbaren Schulpverjchreibung des B zur Herein- 
bringung ihrer Forderung von 300 fl. die Mobilarerecution bewilligt 
wurde, ergriff B den Appellationsrecurd am neunten Tage nad) ber 
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Zuftellung des Beſcheides. — Das O. L. ©. hat ben Recurs ale 
verjpätet abgewieſen, mit ver Begründung, daß gemäß 8. 8 des kaiſerl. 
Batenies v..21. Mai 1855, R. ©. Bl. Nr. 95, im Erecutioneverfahren 
aus einem Notariatsacte das ſummariſche Verfahren Anwendung 
findet, der Recurs daher. binnen acht Tagen nah Zuſtellung des 
Grecutionsbeſcheides angebringen war (8. 45 des Geſetzes über den 
ſummariſchen Proceß). 

Der oberſte Gerichtshof verordnete dem O. L. G. die Annahme 
und die Meritalerledigung des Recurſes, weil es ſich hier: um eine, 
auf Grund eines (vollſtreckbaren) Notariatsactes bewilligte Execution 
banbelt, der 8. 8 des eitirten Patentes aber nur in Faͤllen des ein⸗ 
geleiteten Mandatsverfahtens Anwendung findet, daher für die Ein⸗ 
bringung des Recurſes nicht die im ſummariſchen Proceßgeoſetze nor⸗ 
mivte achttägige, ſondern bie gewöhnliche vierzehntägige Friſt gilt. 


Ar. 6990. 

Meiſtgebotsvertheilung: Rechtskraft des Vertheilungsbeſcheides 
in Anſehung der Coursberechnung einer vom Erſteher zu 
bezahlenden Hypothekarſchuld in Silber. 

Gun: v. 23. Mai 1878, Nr. 15547 (Beil. der gleichförmigen de⸗ 
B. G. Lambach v. 9. —5 1877, Sie. 105 und er ®. Pr Dom 

| G. Nov. 1877, Rr. 18379). ©. $.. 1878, ©. 457. 

Zur Veriheilung des Meiftgebotd für bie: von A: erſtaudene 
Nealilät X hat Die Sparcaſſe B ihre aus einem Silberdarlehen ent⸗ 
ſprungene Forderung von 1200 fl. nebſt dem Zinſenrüchſtanbe Lie 
zum Erſtehungstage (1. Juli 1873), dem nach dem Silberbours 
desſelben Tages von Capital und Zinfen beredineten Aufgelde per 
42 fl. und den Koflen, im Gejammtbetrag von 1511 fl. angemeldet. 
Diefe Summe wurde ihr in dem gerichtligen Vertheilungsbeſcheide 
aus dem Meiftgebote angewiefen und einige Wochen nach eingetretener 
Rechtskraft des Beſcheides von A nebft dem Betrage der feit dem 
Erftehungstage erwachjenen Zinſen eingefendet mit der Bitte um Aus⸗ 
ſtellung der zur Löſchung des Pfandrechts geeigneten Quittung. Die 
Sparcaffe nahm die Sendung in Empfang, verweigerte aber die Aus- 
—— der Quittung, weil der in der Meiſtgebotsvertheilung berech⸗ 
Her Agiobetrag dein Silbercout® wicht mehr entſpreche; vielmehr das 
Anfgeld zur Zeit 122 fl. ausmache. Nun belangte A die Sparcafie 
amd bat um das Erfenntniß, daß das für die Foporrung ver Be⸗ 
klagten intabulixte Pfandrecht an der Liegenſchaft X durch vie LAgung 
der Schuld erloſchen und die Sparcaſſe verpflichtet: fei,. ihm vie zur 
grundbücherlichen Löfchung geeignete Urkunde auszuftellen: Exeipiendo 


— 258 — 


beſtand die Sparcafſe auf vem Rechte, die Zuruückzahlung ves Silben 
darlehens in: Silber oder mitt Zuſchlag des Aufgeldes nach dem Sir 
bercours des Zahlungskages in Papier zu fordern, — Das Gericht 
erſter Inſtanz erfannfe nach dem Klagebetzehren aus-folgenben Gründen: 
Es handelt ſich um die Frage, ob die Ferberung ver Beklagten in 
dem für Capital, Zinſen und Aufgeld nach dem Cours des Erſte⸗ 
hungstages von ihr berechneten und angemelbeten, Ber der Meiſtge⸗ 
botvertheilung liquidirten und amgewiefetlen. Notenbetrage oder un⸗ 
geachtet deſſen in Silber zu zahlen ſei. Bet der Löſung vieſer Frage 
fortmitt es gewiß nicht auf die dus’ dem ueſprünglichen Durlehens⸗ 
gefhäft erwachfenen Verbindlichkeilen, fordern air auf die Pflichten 
an, melde vem Erſteher einer im Creeutionswege fellgebotenen Sache 
obliegen, da Ber: Kläger nicht: Anleiher, fordern: Meiſtbietender war, 
Als ſolcher muß er nun ned 8. 328 a. © O. allerdings die auf 
dent Gute haftenden Schulden übernehmen, allein nur foweit; als bag 
Meiftgebot hinreicht; nuch Hofder. vom 15: Häntter 1787, 9. G. ©: 
Ne. 621, Hat feine Haftung ein Ende, ſobald ver Kaufſchilling er⸗ 
ſchöpft iſt, und nach Bemjelben Gefetze iſt ed Sache des Gerichte, 
nicht des Erſtehers, feſtzuſtellen, welche Pfandglaͤubiger aus dem 
Meiſtgebote und wie fie zu befriedigen find, weshalb das Gericht 
nad: Hofder. v. 23. October 1794, 9. G. ©. Nr. 199, dem Er⸗ 
fteher das Verzeichniß der Tabularglaͤubiger mit Beiſetzung des einen 
jeven auszuzahlenden Betvages mitzutheilen hat. Im vorliegenten 
Falle war dieſes Verzeichniß das richterliche Meiſtgebotsvertheilungs⸗ 
erkenntniß, welches klar und veutlich mit 1611 fl. ven ver Beklagken 
anf ihre Forderung auszuzahlenden Geſammtbetrag beſtimurt. Nichts 
deutet darin an; vaß dieſe Summe oder ein’ Theil davon in Silber 
gezahlt werben müſſe, und von dem Tage vder Rechtskraft des Er⸗ 
kenutniſſes war es ſomit ausgemacht, vaß der Erſteher fü viel, nicht 
mehr der Beklagten zu leiften habe. So viel hat er ihr aber in’ der 
That gezahlt und iſt daher nach den 88. 1426: und 469 a,b. G. B. 
beredittgt, die Ausſtellung einer zur Löfgung im’ Grundbuche geeitz⸗ 
neten Quittung. von’ der Bellägten zu verlangen. Das Vertheilungs⸗ 
erfenntniß Tautete Ber Anmeldung der Spareaffe gemäß: und: durfte, 
nah einer allgemein giltigen- Hegel! des formellen Rechtes nie fo 
lanten, daß es ver Sparcaffe mehr zugeſprochen bätte, aldi fie‘ begehrt 
hatte. Nach dern Inhalte des‘ Darleihensvertrages mag die Spyatcaffe 
immerhin Befugt geweſen fein, ihr Kapital als ein in klingender 
Mänge oder in nad dem Tagescours berechneten Noten: zurüdzahle 
bares anzumelden; fie hat es aber nicht: gethan, ſomit das Gecticht 
gar nicht in die Tage: gebracht, bei der Verbanblung mit ven‘ Gläu—⸗ 
bigern und der darauf bafirten Bertheilung auf die befünvere Eiger: 
ſchaft ihrer Darleihensforderuug noch weiter Rüdfiht zu nehmen; Det 
Anſpruch der Spurcaffe mag: dadurch noch nicht erlofchen fein, den 
Mitcontrabenten gegenüber befteht er: vielleicht‘ zu Recht, bei dem 
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laängſt vertheilten Meiſtgebote aber kann er auf Koſten anderer Gläu⸗ 
biger nicht weiter geltend gemacht werden. — Die Beklagte ergriff 
die Appellation und hob hervor, daß die vom erſten Richter citirten 
Normen, nämlich F. 328 a. G. O. und bie Hofdecrete v. 15. Jänner 
1787, Nr. 621, und vom 23. October 1794, Nr. 199, J. G. S., 
zu ihren Öunften zu ſprechen ſcheinen, weil fie anordnen, daß 
der Erſteher die auf dem Gute haftenden Schulden, inſoweit ſich 
der Meiſtbot erſtreckt und ſie auf denſelben gewieſen werden, in ſeine 
Zahlungspflicht übernehmen müſſe, ohne ſich darauf einzulaſſen, wie 
und wann bie betreffende Schuld zu zahlen ſei, da ſich das Hofder. 
vom 15. Jännr 1787, 9. ©. S. Nr. 621, vielmehr ausdrücklich auf 
ben 8. 328 a. ©. D. beziehe; deshalb habe audy das Meiftgebots- 
vertheilungserfenntniß binfichtlih der Zahlungsmobalität nichts ver- 
fügt, fondern nur die Forderung der Sparcafje in dem Berzeichnif 
der auf das Meiftgebot gewiefenen Satgläubiger eingeftellt und zwar 
da fie in Silber zu bezahlen ift, aus Billigkeitsrädfichten für ben 
Erfteher unter Zufchlag des Silberagio vom Erftehungstage, wogegen 
zu- vecurriren bie Sparcafje feinen Grund hatte; der Erſteher würde 
auch das etwaige Sinken des Silberagio auf pari fih zu Nuten ge- 
macht und in ſolchem Falle das Darlehen gewiß nicht mit dem in ber 
Meiftgebotövertheilung hinzugefchlagenen Agiobetrag von 42 fl. in 
Papier, ſondern in Silber zurüdgezahlt haben, ohne daß die Spar- 
cafje berechtigt gewejen wäre, dagegen zu remonftriren. — Das 
O. L. G. beftätigte das Urtheil der erften Inftanz in der Erwägung, 
daß der beflagten Sparcafje für Rechnung ihrer Forderung bie 
Jammtlihen von ihr angemelveten Beträge vollfländig, fo wie. fie zur 
Anmeldung gebracht wurden, zugejprocdhen worden find, ihr auch der 
Bertheilungsbefheid orbnungsgemäß zugeftellt wurde, fie benfelben 
ohne Einbringung eined Recurſes in Rechtskraft erwachfen ließ, und 
die ihr im Vertheilungsbeſcheide zugeſprochenen Beträge buch ben. 
Erſteher erhalten bat; daß fie daher fidh über Fein Unrecht be» 
flogen kann, wenn Anfprücde, weil fie viefelben nicht vorſchrifts⸗ 
mäßig in der Anmeldung behufs ihrer Liquidirung geltend gemacht 
bat, unberückſichtigt blieben; daß die behufs ver Liquidirung der 
fänmtlihen Forderungen und der Bertheilung des Kaufſchillings an- 
zuorbnenden Verhandlungen und die darauf gegründeten richterlichen 
Entfcheidungen zum Zwede haben, die Forderungen der fänmtlidhen 
Pfandglänbiger in Bezug auf den zu vertheilenden Kaufſchilling ziffer- 
mäßig feftzuftellen und ven Kaufſchilling nad) der Rangordnung der 
Pfandgläubiger zu vertheilen; daß bie gemäß ber ‚gepflogenen Ber- 
handlung erfolgte rechtskräftige Entſcheidung für alle Intereffenten 
Rechte und: Pflichten begründet, die durch einfeitige Aenderung eines: 
Pfandgläubigers in den vor der Rechtskraft des richterlihen Anfpruches 
geltend gemachten Anſprüchen nicht beirrt werben können; daß dem⸗ 
nad unter den vorliegenden Umftänden die Weigerung ber -beflagten. 
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Sparcäfie, vie ihr zuftehende Forderung mit Rädfiht darauf, daß ber 
Forderung ein in Silber gegebenes Darlehen zu Grunde liegt und 
fie aus dem Courſe des Silbers Anfprüde habe, weldye fie jedoch 
zur Zeit der Tiquibirung nicht geltend gemacht hat, als getilgt anzu- 
jehen, und ihre Weigerung, dem Erfteher die intabulationsfähige Onit- 
tung auszufolgen, Inberechtint if. — Geſtützt auf das Fundamental⸗ 
princip des 8. 469 a. b. ©. B., daß ein Hypothekargut für eine 
intabulirte Forderung ſo lange haftend bleibt, bis die Schuld aus 
dem öffentlichen Buche gelöſcht iſt, und auf die Beſtimmung des 
8. 1412 a. b. G. B., daß die Zahlung im der Leiſtung deſſen beſteht, 
was man zu eifen fi i in der Schuldurfunde verbindlich gemacht habe, 
ergriff die Sparcaſſe die a. o. Reviſionsbeſchwerde. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf bie Beſchwerde, unter Hinwei- 
fung auf das Hofder. v. 15. Februar 1833, 3. ©. ©. Nr. 2593, 
und auf die der Sachlage und dem Geſetze cutſprechenden untergericht⸗ 
lichen Entſcheidungsgründe und in der weiteren Erwägung, daß für 
die Zahlungspflicht des Klägers als Erſteher nur das rechtskräftige 
Meiſtgebotsvertheilungserkenntniß als maßgebend angeſehen werden 
kann, in dieſem Erkenntniſſe aber das zur Zahlung aus dem Meift- 
gebote zugewieſene Capital der Sparcaſſe mit 1200 fl. ohne Benennung 
einer beftimmten Münzſorte oder Währung angegeben und in einem 
folgen Falle nad $. 4 des kaiſerl. Patentes vom 27. April 1858, 
R. ©. Bl. Nr. 63, der bezügliche Geldbetrag ſtets in Bfterreichifcher 
Währung zu verſtehen ift. 


Nr. 6991. 

Auftragung des Haupteides an die im Liquibirungsproceß 
belangten Concursgläubiger: Regelung der Folgen der ver- 
ſchiedenen Eventualitäten. 

Enti. v. 23. Mai 1878, Nr. 1940 (Beſt. des das Urth. ea 2 G. Kutten- 
berg v. 9 Sch 1877, Nr. 10472, abänd. Urth. des O. . Brag vom 
4. Dec. 1877, Nr. 32501). ©. 3. 1878, Pr. —* 

A melbete bei dem Concurſe, welcher über den Nachlaß des B 
eröffnet wurde, eine Forderung von 2625 fl. an, die nicht als Liquid 
anerlannt wurde, worauf er gegen den Mafjeverwalter und gegen die 
übrigen Concurögläubiger die Klage wegen Liquiderkennung ber Yor- 
derung anſtellte. — In erfter Inſtanz wurde der vom Kläger zum 
Beweife der der Klage zu Grunde gelegten Thatſachen referibel aufgetra- 
gene Haupteid zugelaflen und ausgejprohen, daß der Beweis burd) 
den jententionirten Eid auch dann erbracht if, wenn auch nur einer 
oder einige ber beflagten Concursgläubiger denſelben antreten, jedoch 
nicht ablegen; daß ver Eid als Ritjenmeigenb zurüdgefhoben dann 
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anzuſehen iſt, wenn keiner der beklagten Concursgläubiger benjelben 
antritt, als ausdrücklich zurückgeſchoben aber dann, wenn alle beklagten 
Concursgläubiger ven Eid ausdrücklich zurückſchieben. — Auf bie 
Appellation der Beklagten wurde von dem O. L. G. das erſtgerichtliche 
Urtheil in den Punkten der Zulaſſung des Eides beſtätigt, dagegen 
in Betreff des Antritts des Eides erkannt: „Der Beweis iſt dann 
erbracht, wenn alle beklagten Concursglänbiger den Haupteid antreten, 
jedoch nicht ablegen, — oder wenn der Kläger den ihm ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend zurückgeſchobenen Eid rechtzeitig antritt und ablegt; 
als ſtillſchweigend zurückgeſchoben wird der Haupteid angeſehen, wenn 
die ſänmtlichen Concursgläubiger denſelben nicht antreten; als aus⸗ 
drücklich zurückgeſchoben aber dann, wenn auch nur einer der beklagten 
Concursglaͤnbiger denſelben ausdrücklich zurückſchiebt“. Gründe: Die 
vom erſten Richter verfügte Zulaffung des Haupteides iſt im Geſetze 
vollkommen begründet. Da der Verwalter und die ſämmtlichen Gläu⸗ 
biger der Concursmaſſe die Liquidität der Forderung, welche A fchon 
vor Eröffnung des Concurfes über den Nachlaß des B gegen bie 
Berlafjenfhaft im Klagewege geltend machte, beftritten, jo müſſen vie 
felben nach 88. 124 und 125 der C. O. im gegenwärtigen Procefie 
als Streitgenofjen ongefehen werden und finden die Beftimmungen 
des Hoflanzleivecretes vom 4. September 1801, 9. ©. ©. 
Nr. 535, Anwendung. Da das Gefuch des A um Neafjumirung der 
gegen die Berlafjenihaft anhängig gemachten Streitverhandlung, gegen 
den Concurdmafjeverwalter und fämmtlihe die Liquidität beftreiten 
den Concursgläubiger gerichtet, diefem Geſuche die urfprünglice 
Klage beigelegt, das Gefuh nad $. 125 C. O. inftruirt und 
der Reafjumirungsbefcheid, in welchem ven beflagten Concursgläu- 
bigern die Einfihtnahme in die bei Gericht und beim Concursmaſſe⸗ 
verwalter liegende Klage und in das Reaſſumirungsgeſuch freigeftellt 
wurde, fämmtlihen Beklagten zugeftelt, und fomit ver Bor- 
Ihrift des Hofber. vom 5. März 1847, 3. ©. ©. Nr. 1042, ent- 
ſprochen worben ift, fo wird dafür gehalten, daß die Concursgläu- 
biger fi mit dem Concursmaſſeverwalter, welder vie Klage allein 
beantwortete, verftehen. Allerdings kann dem Concursmaffevermwalter, 
welder den Proceß nicht im eigenen Namen führt, nad $. 207 
a. ©. O. der Haupteid nicht aufgetragen werden; dagegen liegt Fein 
Grund vor, warum die Eidesauftragung an die mitbellagten Streits 
genofien unzuläffig fein fol. Die Behauptung verfelben, daß fie von 
der Eidesthatfache, welche fie doch widerſprochen haben, aus unmittel- 
barer Wahrnehmung feine Wiffenfhaft haben, fteht der Zulaſſung des 
Eides nicht entgegen, weil fie den Proceß im eigenen Namen führen 
und ihnen daher der Eid auch über frempe Handlungen aufgetragen 
werben Tann ($. 207 a. ©. D.). Infomweit aber mit dem erſtrichter⸗ 
Iihen Urtheil ausgefprochen ift, daß der Beweis auch dann erbradt 
ift, wenn nur einer oder einige der beflagten Concurägläubiger ben 


- 
” 


— 269 — 


Eid: antreten, jedoch nicht ablegen, und daß ver Eid als Filljchwei- 
‚gend zuxückgeſchoben anzufehen. iſt, wenn feiner der Vellagten den⸗ 
ſelben antritt, als ausdrücklich zurückgeſchoben aber nur daun, 
wenn alle Beklagten den Eid ausdrücklich ‚zurüdicieben, jo: ift 
biejer- Ausſpruch im Geſetze nicht begründet, weil es fi) im gegen- 
märtigeg; Falle um die Megation der vom Kläger behaupteten That⸗ 
fachen handelt, der Nichtbeſtand dieſer Thatſachen aber nur dann als 
bewieſen angefehen werben; kann, wenn alle Bellagten, welche deren 
Eriſtenz widerſprechen, Die. zu. beſchwörenden Thaiſachen verneinen, 
indem ſonſt eben derjenige, welcher von ihrem Beſtande Wiſſenſchaft 
‚bat, die Ablegung des Eides unterlaſſen könnte, und weil der mit der 
Klage. begehrte Rechtsſpruch nah $.:136 C. O. für die Geſammtheit 
der Gläubiger rechtswirkſam wird. 

„ : Der oberfte Gerichtshof benötigte das sei, des O. L. ©. 
aus deffen Grunden. 
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| N. 6998. En 
Vertragsmaßige Cinehumug bes Rechts auf Ettheilnng der 
Zuſtimmung zur. Verehelichung. 


Entg. v. 23. Mai 1878, Nr. 2196; (Bek. bs Kb, des B. G. Nied vom 
21. Juni 1877, Me, 100%, band. des Urth. des DO. N 8 Wien v. 13. Nov. 
Kr. 16587). ©. 3. 1878, 3% 

Die der A nad) dem Tode ihrer Eltern T oeallene Erbportion 

im Gelobetrage von 6008 fl. wurde auf der Liegenfchaft X pfand- 
rechtlich fichergeftellt, und in einem in der Yolge über dieſe Realität 
errichteten Vertrage, weldhem die A und der B beitraten, die folgende 
Beftimmung aufgenommen: „Sollte fi) die A ohne Zuftimmung des 
B verehelichen, ſo bleibt ihr Elterngut fortan unauffündbar, und zwar 
bis zu ihrem Ableben, und aud im. Berehelihungsfalle bat B das 
Recht der Controle über die Berwendung der Capitalszinſen“. Als 
nun. die A den C heiraten wollte und B die Zuftimmung hiezu nicht 
ertheilte, ‚trat. fie gegen B Hagend auf und begehrte das Urtheil: daß 
B fein Recht habe, ihr feine Zuftimmung zu ihrer Verehelichung 
mit C 'zu verweigern. B blieb im Procefje bei der Verweigerung 
feinee Zuflimmung, indem er die Beſorgniß geltend machte, daß die 
Klägerin. ihrem Manne ihr Bermögen herausgeben und in Bälde nichts 
mehr befigen werde, — In erfter Inſtanz wurde das Klagebegehren 
mit folgender Begründung abgewiefen: Dem B wurde durch Vertrag 
ba8 Recht eingeräumt, feine Zuftimmung zur Eingehung einer Ehe 
der A zu ertheilen oder zu verweigern. Die Verweigerung der Zu- 
fimmung ift für die A fein Ehehinverniß, es bleibt ihr freigeftellt, 
jeve gefetlich erlaubte Ehe einzugehen, nur muß fie fib den Eintritt 
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der im Vertrage beſtimmten Rechtsfolgen gefallen Lafjen, wenn B von 
feinem Rechte Gebraud macht und die Juftimmung zur Berehelidyung 
verſagt. — Das O. 8. ©. erkannte nad dem Slagebegehren aus 
den nachftehenden Gründen: Die Klägerin bat fi) durch die obige 
Bertragsbeftimmung freiwillig einer Curatel durch B unterworfen und 
biefer bat die Rechte und Pflichten eines Curators übernommen. Es 
möflen daher auch für dieſen Curator die Normen des a. b. ©. 8. 
über die Euratel, und da nicht angenommen werten kann, daß fi 
bie Klägerin rüdfichtlich ver Eingehung einer Ehe unbebingt der Willfür 
des Bellagten unterwerfen wollte, und der Bertrag Feine befonderen 
Beftimmungen diesfalls enthält, fpeciell die Vorſchriften des a. b. 
G. 3. über die Zuftimmung des Curators zur Chefhließung an- 
gewendet werden. Da nun B feinen geredhten Grund für die Ber- 
weigernng feiner Zuftimmung vorbringen konnte, fo mußte dem Klage⸗ 
begehren ftattgegeben werben, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß der. erften 
Inſtanz. Gründe: Da die Klägerin die Giltigfeit und den Rechts⸗ 
beftand des Bertrages in Bezug auf die ihre Perfon und ihr Ber» 
mögen betreffenden Beftimmungen nicht beftreitet, fi) fogar gegen bie 
Beftreitung verwahrt, fo kann nur die Frage zur Entſcheidung geftellt 
werben, ob B beredtigt ift, ihr die Zuftimmung zu ihrer Verehe⸗ 
lichung mit C zu verweigern. Die Klägerin ift großjährig und eigen- 
berechtigt und bedarf als folde zur Eingehung der Ehe mit dem C 
nicht der Zuftimmung des B. Die obergerichtliche Anficht über bie frei- 
willige, durch Vertrag conftitwirte Curatel ift aber nicht begründet, da 
das Geſetz eine ſolche nicht fennt und auch bie Beſchränkungen, denen 
fih die Klägerin im Bertrage unterzogen bat, ven rechtlichen Wir- 
tungen einer geſetzlichen Curatel nicht gleichgehalten werben können. 
Die Beitimmungen des a. b. G. 3. über die Euratel können daher 
bier nicht in Anwendung gebracht werden. Die Folge der Nichtanwend⸗ 
barkeit diefer Beftimmungen ift aber, daß der Bellagte nicht angehalten 
werden kann, feine Zuftimmung zur Verehelichung zu ertbeilen oder 
auch nur die Gründe feiner Verweigerung anzugeben; es kann nicht 
erfannt werben, daß B fein Recht habe, die Zuftimmung zu verjagen, 
nachdem ihm dieſes Hecht dur den Bertrag eingeräumt worben if. 
Infoweit aber die Klage bezwedt, die Rechtsfolgen von ber Klägerin 
abzuwenden, welche nach dem Vertrage eintreten, wenn fie ſich ohne 
Zuftimmung des Bellagten verehelicht, kann hierauf nicht eingegangen 
werben, weil in biefer Richtung ein Klagebegehren nicht vorliegt. 
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Nr. 6993. 
Erſcindirungsproceß: Subſtantiirung der Klage; Eidesthema. 


* ch. v. 23. a 1878 Ri 2304 (Beil beö das Urth. de 8.6. Tanbfkreße‘ 
ien ». 30 877, Nr. 11571 — 72— 1 6.8 
v. Fk Sec 1877, Rr. 17873). 878, + 


Die A belangte den B auf —— des Eigentums an 
ber von B bei ihrem Ehemann C gepfändeten Fahrniß und Auf- 
bebung der Erecution, indem. fie anführte, daß fie diefe Mobilien 
theils bei ihrer Verehelichung in die Ehe eingebracht, theild während 
ber Ehe um ihr eigenes Geld angefauft und fih das Eigenthum der⸗ 
felben ausdrücklich vorbehalten habe, und eine notarielle Urkunde pro⸗ 
ducirte, in welcher ihr Ehemann C ihr Eigenthum anerkannte. — 
Das Gericht erſter Inſtanz erkannte nach dem Klagebegehren für den 
Tall, daß die Klägerin durch den dem B aufgetragenen Haupteid ihre 
obigen Anführungen bewiefe. Gründe: Da durd die Ehe an und 
für fi die Eigentbumsverhältnifje der Gatten weber bei Eingehung, 
nod während des Beftandes derjelben geändert werden, daher das⸗ 
jenige, was ein Gatte als fein Eigenthum mitbringt, ihm ebenſo 
bleibt, wie dasjenige, was er während der Ehe für ſich mit ſeinem 
Gelde kauft, ſo ſind die von der A angeführten Thatſachen für den 
Klagegrund entfcheidend, und war daher in Ermanglung anderer Be- 
weismittel auf ben darüber, ſowie über die Identität angebotenen 
Haupteid zu erfennen und davon der Zuſpruch des eingellagten Rechtes 
abhängig zu machen. — Bon dem DO. 2. ©, wurde das Klage⸗ 
begehren unbedingt abgewiefen, aus folgenden Gründen: Wenn bie 
Klägerin das Eigenthumsrecht an der vom Beklagten wider ihren 
Gatten in Execution gezogenen Fahrniß geltend machen und auf Grund 
befien die Aufhebung der Erecution ducchjegen will, oblag ihr in erfter 
Linie der Beweis, daß diefe Fahrniß — da der Fal einer unmit- 
telbaren Ermerbung ausgeſchloſſen ift — auf eine rechtliche Art von 
om früheren Eigenthümer auf fie übergegangen ſei ($. 423 a. b. 

G. B.). Sie hatte daher, nachdem ohne Titel und ohne rechtliche Er- 
werbungsart kein Eigenthum erlangt werben kann, zunächſt den Titel 
zum Eigenthumsrechte und die Erwerbungsart gerichtsordnungsmäßig 
zu erweiſen (S. 380 a. b. ©. B.). Für den Klageanſpruch iſt ber 
von ihr producirte Notariatsact, worin der Gatte der Klägerin das 
Eigenthbumsrecht derſelben an der im Notariatsacte bezeichneten Fahrniß 
anerkannte, ſchon von vorneherein ohne allen Belang, weil bie in 
dieſer Urkunde abgegebene Erklärung nur gegen denjenigen, der fie 
abgab, keineswegs aber auch gegen dritte Perjonen Beweis macht. In 
dem von ihr behaupteten und zu erweifenden Umftande, daß fie einen 
— nit näher bezeichneten — Theil der gepfändeten Fahrniß in bie 
Ehe mitgebracht habe, kann für ſich allein eine genligende Begründung 
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des Klageanſpruches nicht erkannt werben, fo lange vie Klägerin nicht 
meiter erweift, daß dieſe Mobilien ſchon vor ihrer Verehelihung ihr 
Eigentbum waren. Den Titel aber und die Erwerbungsart, auf Geund 
welder fie dad Eigenthum am benjelben ſchon vor deren Einbringung 
in die Ehe erworben haben fell, bat die Klägerin nicht. einmal ans 
gegeben. Ebenfo ungenügend. für den Nachweis ihres Eigenthums ift 
aber auch die Behauptung der Klägerin, daß fie einen Theil ber ger 
pfändeten Fahrniß währen der Ehe um ihr eigenes. Geld angelauft 
und fih das Eigenthumsrecht daran vorbehalten habe, weil, übgefehen 
bavon, daß fie nicht einmal angibt, welche Meobilien fie bei ihrer Ver⸗ 
ehelihung in die Ehe eingebracht und welche fie während ver Ehe aus 
ihrem Gelde angelauft babe, der Haupteid nur über beftimmte That» 
fachen aufgetragen werden kann, Di Klägerin aber weder den Zeitpunkt, 
in weldhem fie die Mobilten angelauft haben will, präcis. angegeben, 
noch aud nur angebeutet hat, um welchen Preis und bon welden 
Perſonen fie biefelben käuflich an fi gebracht habe. Der über eine, 
jo wenig beſtimmte Thatſache aufgetragene Haupteid muß, wenn er 
nicht zu einem bloßen Selbſteide werden ſoll, als unzuläſſig erkannt 
werden, weil dem Delaten jedenfalls die Möglichkeit geboten werden 
muß, über die Wahrheit der behaupteten Umſtände Nachforſchung zu 
pflegen und hiedurch in die Lage zu kommen, den ihm aufgetragenen 
Eid anzunehmen oder zurückzuſchieben, oder aber im Wege der Ge- 
wifjendvertretung einen Gegenbeweis anzubieten, während durch die 
Zulaſſung eines ſo unbeſtimmten Eides der Delat in die Zwangslage 
verſetzt werden würde, den Eid unter allen Umſtänden zurüdicieben 
zu müffen. Da ſonach die von der Klägerin zum Nachweiſe ihres bes 
haupteten Eigenthums angebotenen Bemeife theils unentſcheidend, theils 
unzuläſſig find, mußte das Klagebegehren ohneweiters abgewieſen werden. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ſtanz mit Hinweiſung auf deſſen ſachgemäße Begrindung. 


Nr. 6994. 


Gerichtliche Hinterlegung der Schuld wegen des Vorhan— | 
benjeins mehrerer Yorderungsprätendenten. 

Entid. v. 23. Mat 1878, ai. 2031 977. De liaaio des Buß, a Hehe des B. G. der 
inneren Siadt Wien v. 5. des 0.2. ©. 
Wien v. 22, Sinner De 9 Hr. 338). au 8 1878, ar 41. 

Die Firma Heinrich E befaßt ſich mit der Herftellumg von 
Hodquellenwaflerleitungen in Wiener. Häufer und bat im ber Perfon 
bes D einen Agenten, bei welchem die Beftellung folder Arbeiten ge- 
macht wird. Mit diefem Vermittler accorvirte B bie Herftellung ber 
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WBafferleitung für fein Haus um 417 fl., zahlbar in zwei Raten: 
von 300 fl. am 1. November 1875 und von 117 fl. am 1. Mal 
1876. D ließ von B über viefen Accord eine ſchriftliche Erklärung 
an die Aoreffe des Heinrich E, ſodann nach Herftellung der Waſſer⸗ 
leitung, an bie Adrefſe der Firma Heinrih E- zwei. Berpflihtungs«- 
heine au porteur über obige zwei Zahlungsraten amsftellen, verkaufte 
ben ihm von Heinrih E cebirten Hauptaccord dem C und girirte bie 
befagten zwei Ratenſcheine entgeltlih dem A. Die Firma Heintid E, 
in Unkenntniß der Gebahrung des D, forberte in den erften Tagen 
des November 1875 von B die Zahlung der am 1. November ver⸗ 
falenen Rate von 300 fl. und zu gleicher. Zeit wurde B um bieje 
Zahlung von dem A, als Inhaber der ihm girirten Ratenſcheine, 
and von € als Käufer des Hauptaccordes angegangen. B, der nicht 
wifien fonnte, welder von dieſen Dreien der Forderungsberechtigte 
war, deponirte am 16. November, nachdem ber Verſuch, vie Sache 
gütlich abzuthun, mißlungen war, bei Gericht die: 300 fl. und ließ 
bievon die Drei Anfprecher gerichtlich verftändigen. Noch vor dem 
Gelderlage hatte A gegen B die Klage um Zahlung der 300 fl. über 
reicht, welche aber dem Beklagten erft nach dem Erlage zugeftellt wurde. 
B vertheibigte fih dagegen mit dem Erlag der Schuld, welde nad 
8. 1425 a. b. ©. B. rechtmäßig geſchehen ſei umb ihn von feiner 
Verbindlichkeit Tiberirt babe. — Das Geriht erſter Inſtanz ließ 
diefe Einwendung nicht gelten, weil B den Erlag erſt nah dem An- 
bringen ber Klage des A, wenn auch noch vor deren Zuftellung, be» 
wirkt hatte, und verurtheilte ihn zur Zahlung der 300 fl. an: den 
Kläger unter der Beringung, daß diefer mit dem Haupteide die Er⸗ 
werbung der eingellagten Forderung dur Giro des D beweiſe. — 
Bon dem O. L. G. wurde die Klage aus folgenden Gründen: abge- 
wiefen: Bei dem Umftande, daß der Bellagte von verfchiedenen Seiten 
um die Zahlung angegangen worden ift, Hatte er, jelbft abgejehen 
davon, daß die Berechtigung des Klägers nit vollitändig bewiefen 
war, allerdings „wichtige Gründe“ im Sinne des 8.1425 a. b. ©. B., 
bemfelben die Zahlung nicht zu leiften und den gejchuldeten Betrag 
bei Gericht zu erlegen. Er bediente ſich hiebei eines ihm im Geſetze 
eingeräumten Rechtes und ließ den Kläger von ber Depofition ver- 
fländigen. Biermit hat er Alles gethan, um feiner Verbindlichkeit nach⸗ 
zulommen, und fann zur nodhmaligen Zahlung nicht angehalten werben. 
Der Umftand, daß der Erlag erft nad) Ueberreihung der Klage des 
A geſchehen ift, kann baran nichts ändern, nachdem zugegebenermaßen 
der Vertreter des Bellagten jenem des Kläger noch vor angebradhter 
Klage erklärt hat, daß die 300 fl. bei ihm liegen, ven ihm aber 
weder dem Kläger noch dem Succefjor des Heinrih E ausgezahlt 
werden können, da das Forderungsrecht weder des Einen noch des 
Andern feftfteht, mithin der Beklagte ſchon vor Ueberreichung ver Mage 
zur Depofition feiner Schuld bereit gewefen if. 
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Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ſtanz. Gründe: Es handelt ſich bier nicht um einen gerichtlichen 
Ausſpruch über die objectiv ohnehin unbeſtrittene Zahlungspflicht des 
Beklagten, ſondern um die Frage, wer von den Anſprechern der For⸗ 
derungsberechtigte ſei, und der Streit hierüber iſt von A offenbar nicht 
gegen den dabei ganz unbetheiligten B, ſondern gegen jene Perſonen 
auszutragen, die neben ihm den Anſpruch auf die 300 fl. erheben. 
Es iſt daher auch der in erſter Inſtanz zugelaſſene Eidbeweis ganz 
irrelevant, weil dadurch die Frage, ob A, reſp. fein Autor. Diber 
Forderungsberechtigte jei, auf eine gegen bie anderen Prätenbenten 
rechtswirkſame Weiſe nicht entſchieden wird und ber Bellagte B .uod) 
immer zu beforgen hätte, aud von einem Zweiten oder Dritten auf 
nochmalige Zahlung belangt zu werben. Der Kläger A legt in der 
Reviſtonsbeſchwerde darauf ein befonderes Gewicht, daß B erft am 
16. November die 300 fl. erlegt bat, mithin, da die Schuld am 
1. November verfiel, in mora gewejen fei. Allein auch dies ift unent⸗ 
ſcheidend. Denn wenn B, wie der Revifionswerber felbft anerkennen 
mußte, in Yolge der nicht nur von ihm, fondern auh von C und E 
erhobenen Anſprüche zum gerichterlihen Erlag feiner Schuld, um ber 
Gefahr der Doppelzahlung zu entgehen, nad $. 1425 a. b. ©. B. 
berechtigt war, fo ift in dieſem Verhältniſſe durch die Verzögerung 
des Erlages um wenige Tage nicht die mindefte Aenderung eingetreten 
und der vom Bellagten beftrittene Umfland, daß A, reip. fein Cedent 
D ber einzige Forberungsberedhtigte fei, um, nichts Harer geftellt wor- 
ben; vielmehr hat der am 16. November vollzogene und allen PBräten- 
benten befanut gemachte Erlag nad) $. 1425 a. 6. 8. ©. die Wirkung, 
daß ver Bellagte dadurch von feiner Verbindlichkeit befreit wurbe und 
daß A die Frage, wen bad Depofitum gebühre, gegen bie abrigen 
Anſprecher auszutragen hat. 


Nr. 6995. 


Unterbrechung der Verjährung durch Anſtellung der Klage: 
„Gehörige Fortſetzung“ derſelben? 


Eutſch. v. 3 Mai 247 Nr. 3234 Be des dad Le. der  Beütur Citta⸗ 
vecch Q v. 20. Nov. Nr. 1574 änd. Urth. ge DOM 
17. Okt. 7 1: "iss. Gazz. dei Din er Nr. 1 


A belangte ben B wegen Zahlung einer verfallenen Geldſchuld. 
Der auf die Klage eingeleitete Proceß wurde dreimal deſert, da drei 
Berhandlungdtermine von den Streittheilen unbefucht blieben, und 
jedesmal von A wieder aufgenommen... Nach ber dritten Wiederaufe 
nahme kam es endlich zur meritorifchen Streitverhandlung, in welcher 
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B die Einwendung vorbradite, daß das Klagerecht durch die währen 

des Procefjes noh vor dem Zeitpunft ver lebten Wiederaufnahme 

vollendete vreißigjährige Verjährung erloſchen fei. A replicirte, daß 

die Verjährung dur die Anftellung der „gehörig fortgefeßten” Klage 

(8. 1497 a. b. ©. 3.) unterbroden worben fei. — Die Berjäh- 

zungseinrede wurde in. erfter Inſtanz abgewiefen, in zweiter Inſtanz 

zugelaffen. | 
In Erwägung, daß die Klage bei nicht gehöriger Vortfegung 

bes Brocefjes den Lauf der Berjährung des eingellagten Rechtes nicht 

unterbricht (8. 1497 a. b. ©. B.), daher. bei ver Berehnung ber: 

Berjährungsfrift nebft der vor Anftellung der Klage verfirihenen Zeit 

mindeſtens auch der Zeitraum in Anjchlag zu bringen ift,. welcher 

zwifhen dem Tage eines. von beiden Parteien nicht befuchten Ber. 

handlungstermines und dem Tage liegt, an weldem das Berfahren 

wieder aufgenommen wurde; daß vom 1. Yänner 1833, an welchem: 

Tage bie Forderung des. A verfiel, bis zum 17. September 1835,. 

dem Tage der HlageanftllunG . -. . 2 2 Iahreu. 8 Monate; 

vom 8. Yuni 1836, dem Tage des erften 

von beiden Streittheilen ‚nicht befuchten Ver⸗ 

bandlungstermines, bis zum 6. December 

1862, an welden Zage A den Proceß 

wieder aufnahm . . . . 26 Jahre u. 5 Monate; 

von dem 10. Jänner 1865, dem Tage des 

zweiten beiderſeits unbeſucht gebliebenen Ter⸗ 

mines, bis zum 9. Februar 1865, an welchem 

Tage A den Proceß zum mweitenmale wieder 

aufnahm ee 1 Monat 

und vom 16. Mir 1869, bem Tage bes 

britten von den Parteien nicht befuchten Ter⸗ 

mines, bis zum 19. März 1874, an weldem 

Tage der Proceß auf Einfchreiten des A zum 

brittenmale wieder aufgenommen wurde. . 5 Jahre, 

ſomit bis zur Anftelung der Klage und in 

den Zwifchenräumen, in denen der Proceß 

fill lag, in Allem . . . . 34 Jahre u. 2 Monate 

verftrihen find, — hat ber oberſte Gerichtehef das der Berjährungs- 

einrede flattgebende Urtheil des O. L. ©. beftätigt. 
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Nr. 6996. 


Zeitpunkt der Vollendung der Berjährung gegenüber einem 
geſetzlich vertretenen Minderjährigen. | 


.b. 28. Mai 1878, Nr. 4877 (Beft. — Urth. des B. ©. a v. 
za 9. 1877, Nr. 10532, Abänd. des neh, D 8 O. L. % "Sein vom 
23. Jänner 1878, Nr. 293). ©. 3. —8 Nr. 60 


B hatte fih in dem über ben Nachlaß der M ımı Abhandlungo⸗ 
wege getroffenen Uebereinkommen verpflichtet, den drei unter ber wäter- 
lihen Gewalt ftehenden Kindern ber M je 100 fl. ſammt 5% Binfen 
vom 4. November 1863 ab zu: zahlen, und wurde von einem ber 
Rinder, der am 5. December 1873 großjährig gewordenen A, am 
1. October 1874 auf Zahlung des Capitales von 100 fl. uud der 
Zinfen vom 4. November 1863 an belangt. Der Bellagte wenbete 
die Berjährung der Zinfenforderung ein. — In erfter Inſtanz wurde 
biefe Einrede abgewiejen, weil, wenngleich die Verjährung der Zinfen 
gegen den gefetzlichen Bertreter der Klägerin und fomit auch gegen 
biefe zu laufen begonnen hat (8. 1494 a. b. ©. B.), doch die Ber, 
jährung im vorliegenden Falle erſt zwei Jahre nach Beendigung ber 
Minderjührigkeit der Klägerin, fomit am 5. December 1875 ein- 
getreten wäre, während bie Klage fhon am. 1. October 1874 an⸗ 
gebracht worden if. — In zweiter Inſtanz wurden die Zinfen der 
Klägerin nur für die Zeit vom 4. November 1863 bis 30. December 
1871 für den Fal zuerkannt, wenn fie durch den Haupteib die. von. 
ihre angeführte Thatſache beweifet, daß ber Bellagte ihrem Bater im 
Jahre 1872 die Zahlung. ſämmilicher rückſtändiger Zinfen zugefickert 
bat. Diefe Entfeheidung war damit begründet, baß die vom .erften: 
Kichter zur Anwendung gebradhte Beftimmung des $. 1494 a. b. 

B. nur dann eintritt, wenn der Minderjährige eines gefeglichen. 
Bertreterd entbehrt, was aber bier nicht zutrifft, und. daß es fomit 
nur darauf anfommt, ob fi Bellagter im Jahre 1872 ausdrücklich 
verpflichtet habe, die rüdftändigen Zinfen zu zahlen, mas allerdings: 
als eine Berzichtleiftung auf die eingetretene Verjährung anzujeben 
wäre (8, 863 a. b. ©. B.). 

Der oberſte Gerichtöhof beftätigte das Extenntniß ber erſen 
Inſtanz aus deſſen Gründen. 
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Nr. 6997. 0 | 
Boransfegungen der Erfichtlichmachung der Zugehörigkeit 
einer Cataſtralparcelle zu einem Grundbuchskörper: Ver⸗ 
hältniß der geſchäftlichen Behandlung eines darauf abzie- 
lenden Grundbuchsgeſuches zu den behufs Neuanlegung der 
Grundbücher gepflogenen Erhebungen. 9 


Entſch. u 28. ae 1878, Nr. ss“ (Belt. des dad Decr. ded 8 re ol 
thal v. 1877, Nr. 58898, Aband: des Deer. des DO —— 

25. En "1878, sr. Pr Zeitſchrift f. d. Notariat 1878, Kr. . 

Auf Grund des Eertificates des Hauptfteneramtes in K. vom: 
22. April 1870, laut deſſen die Grundparcele Nr. 144 in X zur: 
Realität Nr. 14 inX zugemeſſen iſt und dort ſeit dem Beſtande des 
neuen Kataſters verftenert wird, und des Amtszeugniſſes der Gemeinde⸗ 
vorſtehung in X, daß A, Eigenihumer ver beſagten Realität Nr. 14,. 
bie Parcelle Nr. 144 auch thatſächlich benutzt, begehrte A im De⸗ 
cember 1877 die grundbücherliche Anmerkung ‚der Zugehörigkeit: ver 
Parcelle Nr, 144 zu feiner Realität Nr. 14. — Das von dem; 
8. ©. bewilligte Gefah wurde anf den Recurs der B, Beſitzerin 
der Realität Nr. 7 in Y aus folgenden Gründen abgewiefen: ‚Dem‘: 
von A producirten Certificat des Hauptfteueramtes in 8. ſteht das 
Bedenken entgegen (8.27 ©. B. ©.), daß fein Inhalt mit dem Kataſter 
nicht volllommen übereinſtimmt, in welchem die Orundparcelle Nr. 144: 
als „ſtrittig“ mit Nr. 7 in Y und mit der Gemeinde bezeichnet: iſt. 
Dies ift dur das von der Necurrentin beigebrachte ſteueramtliche 
Certificat vom 8. Februar 1878 erwiefen und wurde auch durch bie‘ 
in der SKataftralgemeinde X’ zum Behufe der. Anlegung des neuen: 
Grundbuches für die Katafttalgemeinde Y noch vor dem: Einlangen- 
bes Gefuches des A gepflogenen Erhebungen amtlich conftatirt. Bei 
dem Borhandenfein dieſes Bedenkens und ber im Ratafter erſichtlich 
gemachten Streitigfeit fann im Grundbuche bie Zugehörigkeit. der 
ftreitigen Parcelle auf Grund des veralteten und mit dem Kataſter 
nicht :übereinftimmenden Certificate des Steueramtes vom 22. Aprit 
1870 nicht angemerft werben, 
Der oberſte Gerichtshof beftätigte den erſtgerichtlichen Beſcheid, 

1. weil das von A mit feinem Tabulargeſuche beigebrachte, mit: 
Beobachtung der geſetzlichen Förmlichkeiten ausgefertigte Certifieat 
bes Steueramtes in K. vom 22. April 1870 eine Öffentliche Urkunde: 
und an berfelben kein fihtbarer, ihre Glaubwürdigkeit ſchwächender 
Mangel wahrzunehmen ift, insbefondere auch der Umſtand, daß darin 
einer :in Bezug auf die Örundparcelle Nr. 144 in X im Satafler' 
angeblich vorfommenden Streitigleitganmerktung feine Erwähnung ge- 
ſchieht, als ein die Glaubwürdigkeit ſchwächender fichtbater Mangel 
im Sinne des 8. 27 G. B. G. nicht betrachtet werden kann, daher 
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durch dieſes Certificat nah 8. 112 a. ©. D. voller Beweis darüber 
bergeftellt tft, daß die in der Kataſtralgemeinde X vermeflene Parcelle 
Nr. 144 zur Realität Nr. 14 in X zugemeſſen ift und daſelbſt feit 
dem Beſtande des neuen Kataſters verfteuert wird, mithin bie auf 
Grund diefes feueramtlichen Certificates und des ebenfalls vorfchrifts- 
mäßig ausgefertigten und feine feine Glaubwürdigkeit ſchwächenden 
fihtbaren Mängel an fi tragenden Amtszeugnifjes der Gemeinde- 
vorftehung zu X, daß A biefe feiner Realität Nr. 14 in X zugemef- 
jene Grundparcelle Nr, 144 auch thatſächlich benütze, bemilligte bücher» 
liche Anmerkung der Zugehörigkeit diefer Grundparcelle zu der Realität 
Nr. 14 in X gerechtfertigt erfcheint, zumal die Beweiskraft einer vor- 
ſchriftsmäßig ausgefertigten Urkunde von ihrem Alter ganz unab- 
bängig ift, und folglih aud der Umſtand, daß das fteweramtliche. 
Certificat ſchon vor adt Yahren, am 20. April 1870, aus 
geftellt wurde, deſſen Glaubwürdigkeit nicht zu ſchwächen vermag; 
2. weil der Bewilligung diefer Zugehörigkeitsanmerkung das von ber 
B als Befigerin der Realität Nr. 7 in der Gemeinde Y mit ihrem 
Appellationsrecurfe vorgelegte Certificat des nämlihen Steneramtes K. 
vom 8. Februar 1878, in weldem beftätigt wird, daß die Parcelle 
Nr. 144 inX laut Anmerkung in dem Parcellenprotofoll als „ſtrittig“ 
mit der Gemeinde und mit Nr. 7 in Y erfihtlih gemadt ift — 
ſelbſt davon abgejehen, daß nah Abſatz 2 des 8. 126 G. B. G. im 
Recurſe gegen einen Zabularbefcheid weder neue Angaben gemacht, 
noch demfelben neue Urkunden beigelegt werden dürfen und folglich 
biefelben in höherer Inſtanz unberüdfichtigt zu bleiben haben — auch 
dann nicht im Wege ftehen würde, wenn ed von A jelbft mit feinem 
Zabulargefuche beigebracht worden wäre, indem die bücdherlihe An⸗ 
merlung der Zugehörigleit eines Grundſtückes zu einer Realität noch 
feinen definitiven Ausſpruch über das Eigenthbumsreht an demſelben 
involvirt, fondern blos die Erfihtlihmahung des Beſitzſtandes behufs 
Herftellung der Uebereinftiimmung des Grundbuches mit dem Katafter 
ift, welde Erfihtlihmahung den durd die Streitigkeitsanmerkung an- 
geventeten und im Vergleichs⸗ oder orventlihen Rechtswege auszutra⸗ 
genden Anfprühen dritter Perfonen auf dasſelbe Grunpftäd nicht 
präjubicirt; 3. weil auch aus der Thatſache, daß bei der Neuanlegung 
des Grunpbuches für die dem Sprengel eines andern Bezirksgerichtes 
angehörende Kataftralgemeinde Y in Bezug auf bie in dieſer Gemeinde 
gelegene Realität Nr. 7 die Identität des zu berfelben gehörigen 
Grundſtückes Nr. top. 249 mit der in Rede ſtehenden Grundparcelle 
Nr. 144 in X im Bezirksgerichtsſprengel K. durch eine daſelbſt ge- 
pflogene Theilerhebung von dem betreffenden Erhebungscommiffär. 
conflatirt und in Folge deſſen dieſe Orundparcelle, als zur Realität 
Nr. 7 in Y gehörig, in den Beſitzbogen berfelben eingetragen wurde, 
ein Grund zur Abweifung des Tabulargeſuches des A nicht hervor⸗ 
geholt werden kann, indem die Beurtheilung und Erledigung biefes 
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Tabulargefuches durch das Bezirksgericht K. als den competenten 
Zabularrichter einerfeits, und bie behufs Nenanlegung des Grund 
buches für die Gemeinde Y dem Bezirksgerichte viefer Gemeinde 
obliegenten Acte andererjeitd ganz heterogene und nad) durchaus ver- 
ſchiedenen gefeglihen Beftimmungen vorzunehmende Amtshanblungen 
find, e8 daher unftatthaft erfcheint, die Function des Tabularrichters 
durch die Berüdfihtigung von Amtswegen des Ergebniffed der zum 
Zwede der Neuanlegung eines Grundbuches gepflogenen Erhebungen 
beeinflußen zu laflen, zumal auch derlei Ergebniffe noch Fein Defl- 
nitioum des neuangelegten Grundbuches bilden, fondern noch dem 
Richtigſtellungsverfahren unterliegen, in weldem es aud in dem 
gegenwärtigen alle dem A als Eigenthümer der Realität Nr. 14 
in X und der B al8 Eigenthümerin ver Realität Nr. 7 in Y un- 
benommen fein wird, ihre divergirenden Anfprüche auf die in Rede 
ftehende Orundparcelle Nr. 144 in X zur Austragung zu bringen. 


Nr. 6998. 
Befisftörung durh Bebauung eines Grundſtücks durch den 
Berpächter nach Ablauf der Pachtzeit? 
Entf. v. 28. Mai 1878, Nr. 6002 (Beft. des Decr. ded B. ©. Lancat 
v. 18. Mai 1877, Nr. 2980, Abänd. des Decr. des O. 2. G. Kralau vom 
19. Sept. 1877, Nr. 9036). ©. H. 1878, ©. 391. 

A, welder von B eine Grundwirthſchaft auf drei Jahre — 
bis 14. Jänner 1877 — gepadtet hatte, belangte den B in posses- 
sorio summariissimo, weil diefer am 14. April 1877 begonnen hatte, 
ein zur Grundwirthſchaft gehöriges Grundſtück einzuadern. — Das 
Gericht erfter Inſtanz wies den Kläger ab, weil die Pachtung mit 
14, Jänner 1877 geendet, Kläger eine Erneuerung derſelben nicht 
nachgewiefen, Belangter ihn daher im Befige nicht geftört, und nur 
feinen durch die Pachtzeit unterbrochenen Beſitz wieder auszuüben 
begonnen babe. — Das O. L. ©. hat dem Klagbegehren ftattgegeben 
aus folgenden Gründen: Der Bellagte hat einerfeitd das ale Beſitz⸗ 
ftörung bezeichnete Factum eingeftanden, andererſeits aber nicht be- 
wiefen, daß ihm ter Kläger nah Ablauf der Pachtzeit die Wirth- 
ſchaft in den Befig übergeben habe, und es ift aus ber Verhandlung 
nicht zu erſehen, daß der Kläger die Pachtung verlaffen oder eingemwil- 
ligt hätte, daß der Bellagte die Wirthſchaft in feinen Befig übernehme. 
Der Kläger befand fih demnach im factifchen Befige ver Grundwirth⸗ 
haft und der Bellagte hat ihn dur eine eigenmäcdtige Handlung 
darin geftört (8. 339 a. 6. ©. B.). 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte die erftgerichtliche Entſcheidung. 
Gründe: Der Kläger war nur im Pachtbeſitze der Grundwirthſchaft 
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des Belangten und gefteht ſelbſt, daß feine Pachtzeit mit 14. Jänner 
18:77 abgelaufen. war. Es ift daher: felbftverftändlich, daß der Belangte, 
da. keine: Erneuerung der Pachtung eintrat, mit obigem Tage wieder 
in,bie volle Benägung feiner Grundwirthſchaft gelangt iſt. 
J ur 
u .* 
Soinpetenz für Alagen gegen eine Actiengeſellſchaft auf 
Grund der Verwaltung eines ihr gehörigen Grundſtücks: 
Gerichteſtand ‚fr Handelsfachen ‚ober Gerichtsftand der 
- geführten ‚Verwaltung? 

eure. v. 28. Mei 18ig; Nr. 6003 (Beft. des 200 Deer. des B. ©. Bozen 

4. März 1878, Nr. 6581, -abänd. Deer: des DO. 8. ©. ‚gu Shrnd vom 

10. April 1878, ‚Kr. 2466). ©. 3. 1878, Nr. 5 

A belangte die in Wien protofollirte Bangefelfgnf für Eur: 
orte bei vem B. ©. Bozen wegen Zahlung von 2168 fl. ald Lohn 
für die von ihm im Auftrage der Baugeſellſchaft durch 1'/, Jahre 
geführte Aufſicht über die Bewirthſchaftung der im Bozener Sprengel 
gelegenen Beſitzung X der Bellagten, welche bie Unzuftändigfeit bes 
angerufenen Gerichtes einwendete, indem fe behauptete, daß es fid 
bier nicht um eine geführte Berwaltung handelte, und daß der Rechts⸗ 
ſtreit überdies zur Competenz bes Handelsgerichtes gehöre. — Die 
in erſter Inſtanz zugelaſſene —————— wurde von dem O. L. G. 
zurüdgemiefen, weil A nach Inhalt der Klage im Auftrage der Bau- 
gefelihaft für Eurorte in Wien die Ueberwachung und nutzbringende 
Benützung des Hofes X beſorgte und im dieſen Leiſtungen eine Ver⸗ 
waltung im Sinne des 8. 34 der Jurisdictionsnorm zu erkennen iſt, 
ſomit dem Kläger das Recht zuſteht, die Klage beim Bezirksgerichte 
Bozen, in deſſen Sprengel der Berwältungsort: liegt, anzubringen; 
weil, wenn auch die geflagte Geſellſchaft protokollirt ift, die Com⸗ 
petenz des Handelsgerichtes hier nicht eintritt, da Die vom Kläger 
- beforgten. Geſchäfte feine ſolchen find, die im Sinne der Artifel 271 
und 272 des Handelögejeges mit dem Zwecke ver Gefellihaft in um- 
mittelbarer Verbindung ftehen, und - überhaupt als Handelsgeſchäfte 
angefehen werden können, und auch aus dem Statut der Gefellfehaft 
mit Rüdfiht auf den Zwed verfelben, als welcher. die Förderung der 
Entwidlung der Curorte und die Anlage von Bauten für den Fremden- 
verkehr in dem Statut aufgeftellt ift, vie Sompeten; des Handels⸗ 
gerichtes nicht‘ abgeleitet werben kann, 

In Erwägung, daß bei Prüfung der Competenz biejenigen That- 
ſachen, worauf der Kläger fein: Klagebegehren ſtützt, vor der Hand 
als. feftftehend angenommen werden müſſen und, da der Beweis dafür, 
daß die beflagte Baugefellihaft dem Kläger einen für. fie rechtsver⸗ 
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bindlichen Auftrag zur Führung der angeblich von ihm beforgten Ge⸗ 
ſchäfte ertheilte, im Widerſpruchsfall für die Erörterung der Streit- 
ſache jelbft vorbehalten bleibt, im gegenwärtigen Stadium nur zu 
unterſuchen kommt, ob die vom Kläger in ihrem Interefie und Auf- 
trag nad feiner Behauptung geführte Gefhäftsführung ihn berech—⸗ 
tigten, die Yurisdictionsbeftimmung des $. 34 für fich anzurufen; 
daß. der in biefem Paragraph aufgeftellte Begriff. der Verwaltung eines 
fremden ober gemeinſchaftlichen Bermögens eben. diejenige Thätigkeit 
ee t, welche zur Erhaltung, Benägung und Fruchtbringendmachung 
vesjelben ſonſt dem Eigenthümer ebliegen würde, und die in der Klage 
näher bezeichnete Wirthſchaftsführung des der genannten Gefellfchaft 
in Wien gehörigen Hofes und die Beforgung der Vorkehrungen zur 
Herftellung ver Zufahrtſtraße ficher in den Begriff der geführten Ber: 
‚waltung fallen ; daß die Handelsgerichtsbarkeit des Kreisgerichtes Bozen 
bier nicht ſtatt findet, obſchon die, beklagte Geſellſchaft als Actien- 
geſellſchaft in Wien protokollirt wurde und nach außen als Handels⸗ 
gefellſchaft auftritt, weil zur Begründung dieſer Zuſtändigkeit felbft- 
verſtaͤndlich nicht die Artikel 271 und 272 des Handelsgeſetzes an- 
gerufen werben bürfen, indem die vom Kläger bejorgte Verwaltung 
fiher nicht in die Kategorie der dort aufgeführten Geſchäfte gehört, 
und weil dieſe Zuftäntigfeit auch nicht aus dem Art. 273 ibid. in 
dem Sinne abgeleitet werden kann, daß, wie beflagterfeits geltend 
gemacht wurde, es fih bei der Thätigkeit des Klägers um ein 
zur Erreihung des vorgeftedten Zwedes der Gefellihaft: Förderung 
der Entwidlung der Eurorte, gehöriges Hilfsgefhäft handelte, da nicht 
ber Zweck, welden die Gefellfhaft verfolgt, fondern der faufmännifche 
Betrieb der Verwerthung des Actiencapitales behufs Erzielung eines 
Gewinnes dur die in beftimmter Richtung zu entwidelnde Thätigfeit 
und durch die Verwendung des Actiencapitales zu dieſem Behufe fie zur 
Handelsgeſellſchaft macht, fomit in ihren Redhtsverhältnifien zu Dritten 
von Yal zu Fall geprüft werden muß, ob ein Geſchäft, weldes das» 
ſelbe erzeugte, die Natur eines kaufmänniſchen Gejchäftes an ſich trägt; 
daß die nad den Behauptungen der Klage vom Kläger geführte Ver: 
weltung einer Gutswirthſchaft, die Verhandlung mit Gutsbefigern 
und der Kauf und Wiederverlauf eines Anweſens umfoweniger ben 
Charakter des Betriebes eined zum Taufmännifchen Geſchäfte ge- 
börigen Hilfsgefchäftes an fi tragen, als das Handelögefeg felbit 
im Art. 275 Verträge über unbewegliche Sachen ausdrücklich von den 
Handelsgeſchäften ausfchließt und die vom Kläger geführte Gutswirth- 
ihaft wohl ein: vorbereitender Act für die Förderung der Curzwecke 
gewefen fein mag, bamit aber in feinem unmittelbaren Zuſammen⸗ 
bange fteht; daß daher feine ver im $. 38 und 39 des Einführunge- 
gefeße® zum Handelsgeſetze bezeichneten Streitigkeiten, welche zur 
Handelsgerichtsbarkeit gehören, vorliegt, — hat der oberfte Gerichtähof 
bie Entſcheidung der zweiten Inſtanz beftätigt. 0 
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Nr. 7000. 


Sofortige Erecution gegen den Hypothekarſchuldner auf 
Grund eines von feinem Beſitzvorgänger errichteten voll- 
| ftredbaren Notariatsactes ? 


Entid. v. 28. Mai 1878, Nr. 6045 (Bet. des dad Decr. des B. G. Audrychan 
v. 3l. Jänner 1878, Nr. 383, abänd. Decr. ded O. L. G. Kralau v. 12. März 
1878, Nr. 2677). ©. 3. 1879, Nr. 89. | 

Ueber das von A dem C gegebene Darlehen von 15.000 fl. 
wurde ein notarieller, mit der Vollftredbarkeitsclaufel ($. 3 Not.- 
Ordn.) verfehener Schulpfchein errichtet, in welchem C dem A zur 
Sicherheit fein Gut X verpfändete. Nachdem die Intabulation des 
Pfandrechts vollzogen und das Gut bücherliches Eigenthum ver B 
geworden war, überreichte A, wegen unterbliebener Zurüdzahlung der 
fälligen Darlehensſchuld des C, das Gefuh um executive Pfändung, 
Schätzung und Sequeftration der Einkünfte des verpfänveten Gutes. 
— Das Gefud) wurde in erfter Inftanz bewilligt, in zweiter Inftanz 
abgewieſen. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz, weil A weder gegen die B al8 derzeitige Eigenthümerin des 
gepfändeten Gutes ein rechtsfräftiges Erkenntniß erwirkt, noch mit 
ihr einen erecutionsfähigen Bergleih abgefchloffen hat, und ebenjo- 
wenig das Gut X nod vor der Mebertragung des Eigenthums 
besfelben auf vie B wegen ber Yorberung des A in Erecution vers 
fallen war ($. 6 der Berorbnung vom 19. September 1860, R. ©. 
Bl. Nr. 212). 


Kr. 7001. 


Cautio actoria im Rechnungsproceß: Folgen ber Unter- 
laffung ihrer Beftellung. 

Entid. v. 28. Mai 1878, Nr. 6207 (Abünd. der Decr. ded H. G. Prag vom 
21. März 1878, Ar. 26203 und des DO. L. G. Prag v. 23. April 1878, 
Nr. 11821). Jur. BI. 1878, Nr. 34. 

B begehrte, daß den A, der die ihm von B gelegte Rechnung 
mittelft Klage bemängelt hatte, ver Erlag einer angemejjenen actori: 
fhen Caution mit Frift von 14 Tagen unter Androhung ber Ere- 
eution und mit dem Beifage aufgetragen werde, daß im entgegen- 
gefegten alle er, Bellagter, zur Erftattung der Erläuterungen auf 
die Mängel nicht verbunden fei. — Das Gericht erfter Inſtanz ver- 
orbnete ben Erlag einer Caution von 7O fl. mit Beifügung bes letz⸗ 
teren Präjudizes ohne Beftimmung einer Frift und ohne Androhung 
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der Execution, weil diefe Sanction im $.406 a. G. O. nidt ftatuirt 
if. — Auf den Recurd des B hat das O. L. ©. dem A ven Erlag 
der Kaution bei fonftiger Erecution aufgetragen, weil nad 8. 299 
a. ©. O. die Frift, binnen welder der Schuldige feiner Schulvig- 
feit Genüge leiften foll, jederzeit in vem Sprude auszubrüden ift, 
und weil der Cantionsauftrag erfolglos bliebe, wenn vemfelben die 
Androhung des Erecutionszwanges nicht beigefügt würbe und der Be- 
Magte, ver bis zum Erlage auf die Klage Rede und Antwort zu 
geben wicht ſchuldig ift, auf die Beendigung ber Klageſache nie dringen 
könnte, während e8 doch auch in feinem Intereſſe liegt, daß der Streit 
nah Thunlichkeit bald beendigt werde. 

Von dem oberften Gerichtshofe wurde mit Abänderung der 
untergerichtlichen Verordnungen dem A aufgetragen, bie actorifche 
Saution binnen 14 Tagen bei Gericht zu erlegen, wibrigend bie von 
ihm überreichten Bemängelungen auf Anlangen des Bellagten zurüd- 
zuftellen und al8 nicht überreicht anzufehen wären. Gründe: Die 
Androhung der Execution ift im Geſetze allerdings nicht begründet, 
allein die Beftimmung einer Frift zur Leiftung der Sicherftellung im 
vorliegenden Falle nothwendig, weil der Rechnungsleger nad 8. 100 
a. ©. O. das Recht hat, zu verlangen, daß Derjenige, weldem bie 
Rechnung gelegt worden ift, diejelbe innerhalb einer angemefjenen 
Frift genehm halte oder bemängle, und dieſes Recht auf endliche Er- 
ledigung der Rechnung in jedem Falle gewahrt werden muß. Es ift 
ferner in dem Geifte des $. 406 a. ©. D. gegründet, daß, wenn 
der Kläger feiner Verbindlichkeit zur Leiftung der actorifhen Kaution 
niht nahlümmt, in die Verhandlung nicht eingegangen, ſondern bie 
Klage zurüdgeftellt wird. 


Kr. 7002. 


Zufammentreffen einer verjpäteten Eidesantretung mit dem 
- Prächufionsgefuche des Gegners. 


Entſch. v. 28. Mai 1878, Nr. 6255 (Abänd. der gleigiürmigen Decr. 
des L. G. Czernowitz v. 25. Jänner 1878, Nr. 1853 und 1902 und des 
D. 8. G. Lemberg v. 12. März 1878, Nr. 4631). G. 3. 1878, Nr. 58. 

Nachdem die Frift zum Antritte de8 dem B durch Urtheil referibel 
aufgetragenen und von vemfelben ver A ftillfehweigend zurückgeſchobenen 
Haupteides für die letztere am 18. Jänner 1878 abgelaufen war, 
überreihte B am 21. Jänner das Geſuch, daß ber durch den Haupteib 
zu erbringende Beweis für erlofhen erflärt werde, und an bemfelben 
Tage die A die Eidedantretung in einer fpäteren Stunde. — Von 
beiden Untergerichten wurde das Gefuh des B bewilligt und darauf 
die A mit der Eivesantretung verwiefen, weil — nad den Motiven 

Ölafer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 18 
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ber zweiten Inſtanz — B nod vor ber Antretung des Eides bie 
Berfpätung gerügt Bat, demnach im Sinne ber a. h. Entjchliegung 
v. 22. Mai 1847, 9. ©. ©. Nr: 1065, der Beweid durch den Eid 
nicht mehr zugelaffen werden kann. 

Auf den a. 0. Recurs des A verordnete der oberfie Gerichtshof 
die aufrechte Verbeſcheidung ihrer Eidesantragung in Erwägung, daß 
bie Friſt zum Antritte eines fententionirten Eides allerdings eine Fall⸗ 
frift iſt und nach Verlauf derfelben der Beweis dann nicht zugelaffen 
werden darf, wenn fi der Gegner wiverfegt, im. vorliegenden alle 
aber der Gegner jein Begehren erft an dem Tage ftellte, an dem bie 
A die Eidesantretung eingebracht bat, und Daß nad) Weiſung des 8. 528 
weitgal. ©. O. ein eingelegter Widerſpruch nit die Wirkung hat, 
daß ein an demſelben Tage eingebracdhtes Antrittsgefuc als erfolglos 
zurüdzumweijen ift. 


Nr. 7003. 


Aufhebung eimer im ordentlihen mündlichen Berfahren 
gepflogenen Verhandlung wegen Unvollftändigfeit. 


—38 v. 29. Mai 1878, Nr. 1124 (theilweiſe Aufheb. der Urth. des 
8. &. St. Beter in der An vd. 1. Sept. 1877, Nr. 2849 und des O. L. W. 
Wien v. 27. Nov. 1877, Nr. 19826). ©. 3. 1879, Nr. 54. 
In der mündlich (nicht ſummariſch) verhandelten Rechtsſache 
wegen Alimentation des unehelihden A wurde in erfter Inſtanz ber 
beflagte Vater B zur Zahlung der Alimente pro futuro verurfheilt 
und der Anfpruh der Mutter des Kindes auf Erſatz der von ihr 
pro praeterito durch 6 Jahre beftrittenen Berpflegungstoften abge— 
wiefen. — Bon dem O. L. ©. wurde auch dem leßteren Anſpruche 
ftattgegeben. — Dagegen ergriff der Beklagte die Revifionsbeſchwerde, 
in welder er ausführte, daß bie Klägerin unterlafjen habe, die Be- 
ftreitung der Verpflegstoften von ihm, obwohl fein Aufenthalt und 
feine Bermögensverhältniffe ihr befannt waren, zu nerlangen, fie daher 
keineswegs gendthigt war, felbft die Verpflegung zu beftreiten und 
daher den Erfag von ibm nicht verlangen könne. In der Kevifions- 
einrebe erwiederte Die Klägerin, daß fie in Armut lebe, während 
der Gegner ſich ftetd in günftigen Bermögensverhältnifien befunden 
babe, daß fie von ihm fortwährend mit leeren Berfprehungen, für 
das Kind zu forgen, hingehalten worden fei und daß fie daher be- 
mäffigt war, das Rind zu verpflegen. Dieje Umſtände waren im 
Rechtsſtreite nicht erörtert worden. 
Der oberfte Gerichtshof vernichtigte bie untergerichtlihen Urtheile, 
infoweit fie den Anfpruch der Klägerin auf den Erſatz der vor. Ein- 
bringung ber Klage keftrittenen Verpflegungstoften betrafen, mit dem 
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Auftrage, das Derfahren durch die Verhandlung über bie erwähnten 
Thatfachen zu ergänzen, weil ber Proceß mündlich geführt wurde, 
die Streittheile bei der Verhandlung ohne Beiſtand eines Rechts- 
freundes erfchienen waren und fomit der Richter nah F. 20 a. G. O. 
von Amtswegen für die Klarftelung ber zur Entſcheidung des Falles 
unerläßlic nöthigen Thatfachen zu forgen hatte, als welche fich bie 
in den Revifionsfchriften vorgebrachten Facta barftellen. 


Nr. 7004. 


Unentgeltliche Abtretung einer getilgten, aber nicht gelöjchten 
Hypothefarforberung: Erwerb im Vertrauen auf bie öffent- 
Iihen Bücher ? 


Entſch. dv. 29. Mai 1878, Nr. 4079 (Abänd. der sirinfürmigen Urth. 
des B. ©. Pros v. 29. Det. 1877, Nr. i⸗ und des O. 5 6. Brünn 
änner 1878, Nr. 1070). & .3. 1870, Nr 7 
A bat durch unentgeltliche Cejfion des D deſſen Forderung an 
B pr. 2000 fl. erworben, die feit 1865 auf der Liegenfhaft X des 
Schulbeners firhergeftellt war. Nach dem bücherlichen Uebergange bes 
Pfandgutes von B an C belangte A im „Jahre 1876 mit Einem 
Libell ven B als Perfonal- und den C als Realſchuldner. B wendete 
ein, daß er die eingellagte Yorderung noch dem Cedenten D. gegahlt 
babe. — Ya. erfter Inftanz wurde B für den Val des (durch Haupteid) 
erbrachten Beweifes her von ihm eingewendeten Zahlung klagefrei ge- 
ſprochen und C unbedingt nad dem SKlagebegehren verurtheilt, aus 
folgenden Gründen: Die von B dem D geleiftete Zahlung kann von 
dem als Realſchuldner beflagten C nicht geltend gemadt werben; 
denn dba die Einverleibung des Pfandrechtes ſchon im Jahre 1865 
geſchehen ift, fo hatte ver Kläger, deſſen redlicher Befig nicht ange- 
fochten wird, zur Beit dev im Jahre 1876. angebrachten Klage das 
Hypothetorrecht gegen jeden Widerſpruch erſeſſen (88. 1467, 1493 
a. b. ©. B.; Hofder. vom 4. Juni 1819, 9. ©. ©. Nr. 1567). 
Dagegen iſt für den als Perſonalſchuldner belangten B die Thatſache, 
daß er feine Schuld dem Autor des Klägers berichtigt hat, entſchei⸗ 
dend. — Das O. L. ©, beflätigte das Urtheil der erſten Inſtanz. 
Auf: die a. o. Reviſtonsbeſchwerde des C entichieb der oberſte 
le daß auch C als Realſchuldner die Klageforberung per 
fl. (nad; Zulanglichkeit der Hypothek) nur dann zu zahlen habe, 
wenn B fahfällig wird, Gründe: Der Kläger muß fid, da er bie 
eingellagte Forderung durch Ceffion erworben bat, alle Einwerbungen 
gefallen laſſen, welche die Schuloner dem Gebenten entgegenfeßen 
Lönnen (88. 1394, 1396 a. 5. ©. B.). Das Pfandrecht befteht: nur 
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infolange, als die Verbindlichkeit noch nicht erfüllt ifi (SS. 447, 449 
a. b. ©. 3.); wenn daher, wie B mit dem Haupteive beweifen will, 
bie "Ssur durch Zahlung getilgt worden ift, fo ift auch das Pfand 
recht erlofhen und dies um fo mehr, als der 8. 469 a. b. ©. 2. 
nur die Wahrung des Vertrauens auf die Öffentlichen Bücher bezwedt 
und der Kläger A die Forderung durch Schenkung erworben bat. 


Nr. 7005. 


Aufforderungsflage wegen Berühmung eines Dinglichen 
Rechts: Umfang des Klage- und Beweisthemas. 


Cntid. v. 31. Mai 1878, Nr. 4977 (Beft. des das urth des B. G. 
Weihfirgen | v. 230. Juli 1877, Nr. 342, abänd. Urth. de O. L. G. Brüun 
3. Jänner 1878, Nr. 397). © . 3. 1879 N 

‚Die von A gegen B angebrachte uffrberungetlae ex lege 
diffamari war darauf gegründet, daß B fidh gegen den A als Eigen» 
thümer ber Hutweibe X ausgegeben und ihm bebeutet habe, daß er 
diefelbe ihm (B) einräumen und eine neue Grenze zwifchen ihren 
dur die Hutweide getrennten Grunpftüden feftfegen Laffen müfje, und 
ſchloß mit dem Begehren, daß dem B die Ausführung des behaup- 
teten Eigenthumsanſpruches aufgetragen werde. — Der Provocirte 
beantwortete mittelft Einrede die angeblihe Berühmung und nad) 
durchgeführtem Proceſſe erkannte das Gericht erfter Inftanz auf Ab⸗ 
weifung der Provocationsflage mit folgender Begründung: Der Kläger 
hatte zu beweifen, daß fi der Bellagte eines ihm (dem Kläger) zu- 
ftehenden Rechtes gerühmt habe, ſomit den Beweis zu liefern, daß 
die Hutweide X fein (Klägers) Eigenthbum ift. Diefer Beweis wurde 
aber von ihm nicht erbracht und e8 bat vielmehr ver Beklagte durch 
den Augenjchein» und Sacpverftändigenbeweiß dargethan, Daß er 
(Bellagter) der Eigenthümer des ftreitigen Grundſtückes iſt. — Das 
D. 8. ©, entſchied, daß der Bellagte fein vermeintliches Eigenthum 
an der Hutweide binnen 30 Tagen bei fonftiger Auflage des ewigen 
Stillfhweigens gegen den Kläger auszuführen habe, wenn biejer mit 
dem Erfüllungseide beſchwört, daß B ihm erklärt habe, daß die Hut- 
meide ihm (B) gehöre. Gründe: Im der durd den Erfüllungseid 
nachzuweiſenden Aeußerung des Beklagten, daß die Hutweide ihm 
gehöre, liegen, abgejehen von den weiteren Aeußerungen, daß der 
Kläger ihm viefelbe einräumen und eine neue Grenze feftfegen laffen 
müfje, ale Merkmale einer Berühmung im Sinne des $. 66 a. G. O., 
da dieſe Aeußerung die Erklärung in ſich faßt, daß ihm ein Eigen⸗ 
thumsanſpruch auf dieſes Grundſtück gegen den Kläger zuſteht, ſomit 
dem Kläger bei dem etwa beabſichtigten Verkaufe des Grundſtückes 
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und aud rückſichtlich feines ehrennollen Rufes nachtheilig werben kann. 
Es muß aud angenommen werden, daß der Kläger fih im Befige 
des ftreitigen Grundftüdes befindet, weil dasjelbe nad, dem Katafter 
zu feiner Wirthſchaft gehört, er davon die Steuer berichtigt und 
ver Bellagte eben durch die Berühmungsäußerung den DBefit des 
Kläger anerkennt. Die vom erften Richter aufgeftellte Anſicht, daß 
der Kläger fein Eigenthumsrecht nachzuweiſen hat, ift unrichtig und 
wiberfpricht der Beftimmung des 8. 323 a. 6. ©. B. und der Natur 
des Aufforderungsprocefies; e8 kann daher auf das Ergebniß des über 
das Eigenthum geführten Beweiſes hier feine Küdficht genommen 
werben, weil dieſe Frage erſt feinerzeit in dem provocirten Proceſſe 
zum Austrag zu kommen bat. 

Auf die Revifionsbefchwerde des Bellagten beftätigte der oberfte 
Gerichtshof das Urtheil der zweiten Inftanz aus deren Gründen und 
in der Erwägung, daß die Anſicht des Revifionswerberd, wornad 
ein dingliches Recht nicht Gegenftand der Aufforderungsfiage fein fann, 
unbegründet ift, weil der 8.66 a. ©. D. nicht unterfcheidet, ob das 
Recht, deflen fih die Partei gerühmt, ein dingliches oder ein perfüns 
liches Recht ift, und das Hofder. vom 15. Jänner 1787, 9. ©. ©. 
Nr. 621, das Recht der Aufforderung nur dahin beſchränkt, Daß ver 
Befiger nicht angehalten werden kann, tie Rechtmäßigkeit feines Be: 
ſitzes zu erweiſen. 


| Nr. 7006. 
Summarifches Verfahren: Vorausſetzung der Zuläffigkeit 
von Neuerungen nach erftatteter Duplik. 


a! v. 31. Mai 1878, Nr. 5221 (Belt. des Urth. Ay B. ©. Auſterlitz 
Nov. 1877, Mr. 10857, Abänd. des Urth. des D. 2. 6, Brünn vom 
20. Februar 1878, Nr. 1650). ©. 3. 76 Nr. 8 

Auf die Hypothekarklage des A gegen die B Deto, 500 fl. 
wurte das fummarifche Verfahren eingeleitet. Bei der erften Tagfabrt 
einigten fi) die Vertreter der Parteien auf den fchriftlihen Proceß 
mit Beibehaltung der Normen des fummarifhen Verfahrens und dem 
Borbehalte des Rechtes, in der Replik und Duplit Neuerungen vor- 
zubringen. Erſt in der Sclufrede ließ fih A über die Entftehung 
der eingellagten Yorberung aus, in der er anführte und (durch den 
Haupteid) zu beweifen ſich erbot, daß diejelbe aus einem der B baar 
zugezäblten Darlehen herrühre. Die B bezeichnete diefe Anführung 
als eine — aud im fummarishen Proceß — unzuläffige Neuerung. 
— Das Gericht erfter Inftanz ließ das Vorbringen des A unberüd:» 
fihtigt und erfannte auf Abweifung der Klage; — Das O. L. ©. 
erlannte auf den (Eid) Beweis der Zuzählung des Darlehens. Nady 
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der Anfiht des Obergerichtes hat der erſte Richter mit Unrecht den 
Beweis der in der Schlußſchrift aufgeführten Thatſachen als unzu⸗ 
läffig erklärt, weil fich die Parteien auf das ſchriftliche Verfahren mit. 
Beibehaltung der Normen des fummarifchen Verfahrens einigten und 
auf das feutere der $. 47 a. G. O. keine Anwendung findet, viel- 
mehr die Beweisanbietung zufolge 8. 25 des. Öefeges über ven 
Summarproceß in jedem Stadium ber Verhandlung geſchehen fann. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte das Urtheil der erften Inftanz- 
Gründe: Die Streittheile haben fih auf das fchriftliche Verfahren 
unter Anwendung des Summarverfahrens mit dem Rechte der freien 
Legung von Neuerungen in der Replik und Duplik geeinigt, Es ſind 
daher nach $. 7 des Geſetzes Über den fummariſchen Proceß, infoferne 
dasselbe Leine befonderen Beitimmungen enthält, vie über das gericht⸗ 
liche Verfahren ertheilten allgemeinen Borfriften anzuwenden. Nach 
F. 25 des Geſetzes über dad Summarverfahren fol aber ver Proceß 
nad erftatteter Duplit womöglich gefchlofjen werben, und Dürfen weitere 
Aeußerungen nur, infoweit es zur Auftlärung über fteeitige Thatſachen 
nothwendig ift, zugelaflen werden; der Kläger hat alles zur Wider⸗ 
legung der Einrede Dienlihe in der Replik anzubringen und es ift 
ihm nur die Nachholung früher aus Verſehen übergegangener „Ber 
weismittel“ bis zum Schluſſe der Berhanplung geftattet. Ueber bie 
Berechtigung des Klägers zur Anführung neuer Thatfachen in der 
Schlußrede enthält das Gejeg feine befonvdere Beftimmung; es hat 
daher ver 8.57 a. ©. D. in Anwendung zu treten, nad weldem 
der Kläger in der Schlußſchrift nur foldhe neue Umftände und Be⸗ 
weismittel anbringen darf, weldhe unmittelbar zur Entkräftung der in 
der Duplik gebrachten Neuerungen gehören. Die Bellagte hat in der 
Duplit keine Neuerungen vorgebraht und es ift ſomit auf die erft 
in der Schlußſchrift zur Begründung der Klage angeführten That- 
jahen, da die Bellagte dagegen proteftirt hat, feine Rädficht zu 
nehmen, um fo weniger, als in vem Mebereinlommen bet Parteien die 
Zulaffung von Neuerungen ausprädlih auf die Replit und Duplit 
beſchräukt worben ift. 


Nr. 7007. 
Abſchluß eined Kaufvertrages durch einen Mandatar im 
eigenen Namen: Legitimation des Mandanten zur Klage? 
Eutſch. v. 31. Mai 1878, Nr. 5656 (Beit. des das Arth. des B. ©. Freiberg 
v. 23. Huguft 1877, Nr. 5637, abänd. Ui be ©. 8. 6, 8 Nov. 
1877, Rr. 11046). ©. 3. 1878, Nr. 9. 


‚ A führte an, daß C in feinen Auftrage von dem B eine Pattie 
Weizen gekauft, diefer aber an dem feflgefegten Tage den Weizen 
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nicht geliefert habe, und gründete darauf die unter Bertretungsleiftung 
des C gegen den B angeftellte Schadenerfagklage (8. 919 a. 6. ©. B.). 
Der Bellagte. leugnete, daß C bei dem Bertragsfchluffe fih ihm als 
Mandatar des A befannt gegeben babe, und beftritt darauf Hin bie 
Sadlegitimation des Klägers. — Das Gericht erfter Inſtanz erkannte 
nach dem Klagebegehren, wenn der Bertretungsteifier C mit dem von 
B dem Kläger A zurückgeſchobenen Haupteide beſchwört, daß er den 
Weizen im Auftrage des A für venjelden gefauft habe. Grünpe: 
Wenn auch C dem B beim Abſchluſſe des Kaufvertrages nicht mit» 
getheilt hatte, daß er das Geſchäft für A abjchließe, fo befteht unter 
der Borausfegung, daß C den Kauf als Bevollmädtigter des A ab⸗ 
gefchloffen Hat, für den bezüglich der Perjon des Käufers im Irrthum 
befindfthen B dennoch die Verbindlichkeit zur Erfüllung des Vertrages, 
weil bei derlei Kaufgefhäften vem Verkäufer die Perſon des andern 
Comtrahenten vollkommen gleihgiltig ift, wenn nicht aus befonderen, 
im vorliegenden Falle nicht vorhandenen Umftänden hervorfommt, daß 
ohne den Irrthum in der Perfon der Vertrag entweder ‚gar nicht, 
oder doch nicht in gleicher Weite zu Stande gefommen wäre ($. 873 
a. b. G. 83) — Im zweiter Inftanz wurde die Klage unbedingt 
abgewiefen, aus folgenden Gründen: Wenn A aus dem Bertrage für 
fih Rechte ableiten will, fo hätte er, da er nicht behauptet, daß ihn 
C feine Rechte aus dem Vertrage abgetreten hat, bei dem Widerſpruch 
des B nadhmeijen müflen, daß C in feinem (A) Namen als fein be= 
vollmädtigter Stellvertreter ven Vertrag abgejhloffen bat, und daß 
diefes Vollmachtsverhältniß dem B bei Abſchließung des Bertrages 
befannt war, zumal duch einen Bertrag Rechte und Verbindlichkeiten 
in der Regel nur zwiſchen den unmittelbar mit einander handelnden 
Berfonen entftehen und nah $. 1017 a. b. G. B. bei durch Bevoll- 
mädtigte gefchloffenen Verträgen die hiedurch gegrändeten Rechte und 
Verbindlichkeiten dem Gewaltgeber und dem Dritten nur dann zu⸗ 
fommen, wenn ber Gewalthaber in den Grenzen ber offenen, d. i. 
bem Dritten bei Abſchließung des Bertrages befannt gegebenen Voll⸗ 
acht den Bertrag geſchloſſen hat. Da C dem B nicht mitgetheilt hat, 
daß er das Gefhaft im Namen des A abſchließt, auch fonft fein 
Umftand daflir ſpricht, daß es bei dem Abſchluß des Bertrages in 
ber Abficht ‘heiter Contrahenten gelegen war, daß C im Namen bes 
A handle, fann A aus dieſem Vertrage fär ſich keine Rechte ableiten 
und wegen Abgang der Berehtigung zur lage gegen ben B feine 
Rechte verfolgen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Erkenntniß 
ans deffen Gründen. 
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Nr. 7008. 

Beftandvertrag : Zeitpunft der Wirkſamkeit der vertrags- 
mäßigen balbjährigen Kündigung bei bebungener halbjähriger 
Vorauszahlung des Pachtzinfes. 

Entid. v. 31. Mai 1878 . Mr. 5838 A ded Neth. ded 8. ©. Boran v. 
2. Zanner 1878, Nr. 33, Abäud. Urth. des DO. L 8 Sm z v. 24. April 

1878, "hr 135, G. 3. 1879, 48 

In dem Vertrage, mit welchem A ſein St dem B vom 1. No⸗ 
vember 1876 an verpachtete, war für beide Theile das Recht halb⸗ 
jähriger Kündigung und die Vorauszahlung des Pachtzinſes in Ges 
meftralraten, am 1. November und 1. Mai jeden Jahres, bedungen 
worben. Am 14. November 1877 kündete der Pächter B ben Vertrag 
auf das vom Tage ter Zuftellung der Kündigung (17. November) 
an laufende Halbjahr, d. i. auf ven 17. Mai 1878. Dagegen erhob 
A den Einfprud, indem er das Erfenntniß begehrte, daß das Halb- 
jahr ber Kündigung des B erft vom 30. April 1878 an zu rechnen 
jet, fomit die Pachtung bis 1. November 1878 zu dauern habe, — 
In erſter Inſtanz wurde dem Begehren des A ftatigegeben. — Das 
DO. L. ©. wies den Einfprud des A zurüd und erklärte die Aufs 
fünbigung des B als rechtswirkſam, aus folgenden Gründen: Da 
nach dem Pachtvertrage die Contrahenten den Vertrag durch vor: 
gängige halbjährige Kündigung auflöfen können und beftimmte Ter⸗ 
mine für die Auflündigung, insbefondere dahin, daß die Auffündigung 
nur am 1. Mai oder 1. November gefchehen künne, nicht feſtgeſetzt 
worden find, fo war B berechtigt, die Auffündigung zu jedem Zeit- 
punkte vorzunehmen, und ift die von A dagegen vorgebradhte Ein- 
wendung nicht begründet. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver erften Inflanz. 
Gründe: Es muß, da das Gegentheil nicht behauptet wird, ans 
genommen werben, daß ber halbjährig vorhinein zu zahlende Pachtzins 
am 1. November 1877 für die Zeit vom 1. November 1877 bis 
SO. April 1878 von B gezahlt worden ift. Mit ver Entrihtung dieſes 
Pachtzinſes find für beide Theile die aus dem Pachtvertrage entſprin⸗ 
genden Rechte und Verbindlichkeiten für jene Zeit erwachſen, für 
welche der Pachtzins entrichtet wurde, nämlich bis 30. April 1878. 
Auf jene Zeitperiode, für welche ver bevungene Zins gezahlt und an- 
genommen, fomit das PBachtverhältnif mit beiderfeitigem Einverftänd- 
niffe fortgefegt worten ift, kann die Kündigung des Vertrages nicht 
zurüdwirken; dies würde aber gejchehen, wenn der Pacht halbjährig 
am 17. November 1877, alfo auf den 17. Mai 1878 gelündet werben 
könnte. Die Beſtimmung des Vertrages über das halbjährige Kün- 
digungsrecht kann in Ermanglung einer befonderen eltftellung nur 
dahin ausgelegt werden, daß die dem Pächter geftattete Kündigung 
erft für das Halbjahr nah Ablauf des mit beiverfeitigem Einver⸗ 


— 231 — 


ſtändniſſe thatfächlich wieder fortgefegten und befeftigten Beftandver- 
hältniſſes wirkſam fein, daher eine folde Kündigung zwar jeberzeit 
eingebradht werden kann, daß jedoch ihre Wirkung fi erft von dem 
Beitpunfte an zu äußern beginnt, wo bie Pachtdauer abläuft, für 
welhe, wie bemerkt, beide Theile ſchon gegenfeitig Rechte erworben 
und Berbindlichleiten übernommen haben, vie einfeitig nicht gelöft 
werben können, 


Nr. 7009. 
Bücherliche Anmerkung der zur Geltendmachung einer ein— 
verleibten Nebenverbindlichkeit angeftellten Klage, 


Entid. v. 31. Mai 1878, Nr. 6117 (Beit. ded Decr. des B. G. Marburg 
tints der Drau v. 31. Dec. 1877, Nr. 20000, Abänd. deö Decr. des DO.. ©. 
Graz v. 27. Februar 1878, Nr. 2279). Zeitiehr. f. d. Notariat 1879, Nr. 50. 

B, dem die Sparcaffe A ein Capital von 15.000 fl. dargeliehen⸗ 
bat fi in dem darüber ausgeftellten Schuldſcheine zur Vergütung ver 
Einfommenfteuer, welde die Sparcafje von dem bejagten Capitale zu 
entrichten haben werde, verpflichtet und zur Sicherſtellung dieſer Ber- 
bindlichkeit im Höchſtbetrag von 200 fl. an feiner Liegenſchaft X das 
Pfandrecht eingeräumt, welches auf derfelben intabulirt wurde. Auf 
Grund deſſen belangte die Sparcafje den B wegen Erfaß ber von ihr 
vorfhußmeife bezahlten Einfommenfteuer im Betrag von 155 fl. und 
begehrte zugleich die grundbücherliche Anmerkung ver Klage bei ber 
Realität X. — In erfter Inftanz wurde die Klageanmerkung bewilligt. 
— Das D. 2. ©. verweigerte diefelbe in Erwägung, daß nad 8. 59 
Grundb.-Ö. nur die grundbüdherlihe Anmerkung einer Hypothekar⸗ 
Hage zuläffig ift, die vorliegende Klage aber nad dem darin geftellten 
Begehren nicht al8 eine Hypothekarklage angefehen werden Tann; und 
dag ein anderer Grund zur grundbücdherlichen Anmerkung biefer lage, 
welche kein bücherliches Recht zum Gegenftande hat, nad) ven Beſtim⸗ 
mungen ded Grundbuchsgejeges nicht vorbanten ift. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte die erſtgerichtliche Entjchei- 
bung. Gründe: Laut des beigebrachten Schulpfcheine® und des dem- 
selben beigefettten Grunpbuchscertificates iſt das Pfandrecht für den 
eventuellen Anſpruch der Sparcaffe auf Vergütung der von dem Dars 
lehenscapitale zu entrichtenden Einfommenfteuer in dem Hödftbetrage 
von 200 fl. beſonders einverleibt, und die klagende Sparcafje, wenn 
fie au nur das Begehren gegen den Bellagten auf Zahlung bes 
von ihr abgeführten Steuerbetrages ftellt, ift ohne Frage auch berech- 
tigt, gegen ihn, als Perſonalſchuldner und zugleich Hypothekbeſitzer, 
zur Hereinbringung der erwähnten Erfaßforberung die Kealerecution 
zu führen. In biefer Hinfiht muß daher das Begehren um Anmerkung 
der Klage nad $. 59 Grundb.⸗G. als zuläffig erfannt werden. 
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Nr. 7010. 


Tilgung einer Schuld durch Behänbigung eines Bedhfel. 
acceptes ? 


.v. 4. Juni 1878, Nr. 37 (Beil. des Urth. des H. G. Wien vom 

25. Mai 1877, Nr. 92520, Abänd. des Urth. des D. 2. & Wien vom 
21. Nov. 1877, Nr. 11398). Jur. Bl. 1878, Nr. 30 

A bat die im Executionswege feilgebotene Forderung des C 
gegen B von 161 fl. aus einem Waarenverfaufe erfianden und bes 
langte ven Letzteren auf die Zahlung der Schuld. B wendete ein, 
daß er feine Schuld noch mit C durch Behändigung eines auf den 
Forderungsbetrag lautenden, von ihm acceptirten Wechjeld an ben 
bevollmädhtigten Agenten des C begliden habe. Ohne dad Factum 
der Einhändigung des Wechſels und vie Devollmädhtigung des Agenten 
des C zu leugnen, "beftritt A die Behauptung, daß dadurch die ein: 
geflagte Schuld getilgt worden fe. — Daß Gericht erſter Inſtanz 
verurtheilte ven B zur Bahlung der 161 fl. gegen Zurüditellung bes 
Wechſels, aus folgenten Gründen: Eine Zahlung kann in der Eins 
bänbigung des Wechſels an ven Mandatar des C nicht erfannt werden, 
weil ein Wechſel dem Papiergelve nicht gleihzuadten ift. Die Aus⸗ 
ftellung und Uebergabe eines Wechſelacceptes bewirkt an und für ſich 
auch nit eine Novation; tenn die dadurch begründete wechſelrecht⸗ 
liche Berpflihtung des Acceptanten (Art. 23 W. DO.) ſchließt den 
Vortbeftand der civilrehtlihen Obligation neben ver wechſelrechtlichen 
Haftung nicht aus. Nach 8. 1376 a. b. G. B. findet eine Novation 
ſtatt, wenn der Rechtsgrund oder der Hauptgegenſtand der Forderung 
verweihjet wird. Um eine ſolche anzunehmen, müßte daher entweder 
von den Parteien austrüdlih erklärt worden fein, ven Wechſel an 
Zahlungäftatt zu geben und zu nehmen, oder überhaupt bie aus dem 
Kaufgeſchäfte entſtandene Berbimplichleit aufzuheben, oder es müßten 
Umſtünde vorliegen, aus weichen die auf die Tilgung der früheren 
Verbindlichkeit gerichtete Abſicht erfchloffen werden fünnte. Durch, die 
Acceptation eines Wechſels Über den Betrag tes Kaufpreifes unter» 
wirft fih der Käufer lediglich der Wechſelſtrenge, es ift darin nur 
eine Nebenbeſtimmung des Kaufvertrages enthalten, welde nad 
8. 1579 0.5. ©. B. noch keine Novation bewirkt. Dies ergibt fi 
auch aus dem Art. 82 W. D., nah weldem ver Asceptant bes 
Wechſels über eine Sanfgelofhuld dem aus dem Üccepte klagenden 
Berkäufer gegenüber beredhtigt ift, auf das Kaufgefhäft zurädzugehen 
umd füh gegen den wechfelrechtlichen Anfpruch mit den dem Sanfver- 
trage entuommenen Einwendungen zu jhüßen, was nidt ftattheit 
wäre, wenn durd) die bloße Acceptation des Wechſels für eine folce 
Schuld eine Novation bewirkt würde, da durch die Novation vie 
vorige Verbindlichkeit aufhört (8. 1307 a. b. ©. B.). Das von dem 
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Belfagten dem Mandatar des Vormannes des Klägers behändigte 
Wechſelaccept ift daher lediglich als eine Schuldurkunde zu betrachten, 
deren Zurückſtellung der Zahlende zu begehren das Recht hat (8. 1428 
a. b. G. B.). Der Umfland, daß dor wochſelrechtliche Anſpruch gegen 
ven beklagten Acceptanten ſchon verjährt iſt, erſcheint für die Ber- 
bindlichkeit des Gläubigers zur Zurädftellung der Schuldurfunde ohne 
Belang, und follte der Wechſel in Verluſt gerathen fein, fo obliegt 
dem Öläubiger nad 8. 1428 a. 6. G. 2. die Bewirtung der Amor- 
tifation desfelben. — Bon dem O. L. ©. wurbe die Klage mit der 
nachſtehenden Begründung abgewiefen: Wenn aud in der Hingabe 
eines Wechſels für eine gemeinrechtliche Forderung des Wechſelnehmers 
feine Zahlung gelegen ift, fo muß doch in Ermangelung einer be- 
jonderen Verabredung angenommen werden, daß nadı dem Willen der 
Contrahenten dadurch die gemeinrechtliche Verbindlichkeit unter ber 
Borausfegung aufgehoben werden fol, daß der Wechſel den angege- 
benen Werth hat, das ift, daß zur Verfallszeit vie Wechſelſumme ein: 
caffirt werben kann, daß aber dagegen der Wechſelnehmer die Ver⸗ 
binblichfeit übernimmt, die zur Wahrung des Wechfelrechtes erforder- 
lichen Handlungen zu bewirken. Was aber Rechtens jei, wenn durch 
Säumniß des Wechſelnehmers oder feiner Nachfolger in der Inne⸗ 
habung des Wechſels die wechſelrechtliche Verbindlichkeit erloſchen ft, 
ft im Art. 83 W. O. beſtimmt, wornach insbeſondere der Acceptant 
des präjudicirten oder verjährten Wechſels dem Inhaber inſoweit 
haftet, als er ſich mit deſſen Schaden bereichern würde. Hieraus ergibt 
ſich, daß der Gläubiger, welchem von dem Schuldner für eine gemein⸗ 
rechtliche Forderung ein Accept des Letzteren gegeben wurde, nach 
Erlöfchung des wechſelrechtlichen Anſpruches den Schuldner nur dann, 
wenn er ſelbſt Wechſelinhaber iſt, und zwar nach Maßgabe des Art. 83 
der W. O., auf Zahlung belangen kann, da dem Schuldner nicht 
neben der ihm nach dieſem Artikel dem jeweiligen Wechſelinhaber 
gegenüber obliegenden Haftung noch «ine von der Inhabung des 
Wechſels wnabhängige Haftung gegenüber dem Wechſelnehmer aus dem 
der Hingabe des Wechſels zu Grunde ‚gelegenen Geſchäfte aufgebürbet 
werden kann. Da nun der Kläger fih nit als Innehaber des in 
Rede ftehenden Acceptes ausgewieſen, und nicht einmal behauptet Bat, 
daß dieſes Accept fi in feiner Innehabung befinde, mußte Das 
Klagebegehren abgewiefen werben. 

Der oberfte Gericht6hof betätigte das Urtheil der erſten Inſtanz. 
Gründe: Nachdem ter Bellagte das für ven Preis der Waaren 
gegebene Accept nicht eingelöft hat, ift er noch Schuldner des Kauf⸗ 
geldes und kann nur verlangen, daß ihm bei der Zahlung vesjelben 
der Wechjel zurüdgeftellt werde. Da nun das Gericht eriter Inftanz 
dem Bellagten die Zahlung der Yorberung nur gegen gleikhgeitige Zu- 
rädftellung des Wechſels aufgetragen hat, fo ift nigt abzufehen, womit 
die Abänderung biefes Urtheiles und die unbedingte Abweiſung bed 
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Klagebegehrens begründet ſein ſoll, weil in dem Falle, wenn dem 
Beklagten das Accept in natura zurückgeſtellt oder deſſen Amortifirung 
ausgewieſen wird, er den Anſpruch eines Dritten aus dem ohnehin 
ſchon verjährten Wechſel nicht mehr zu beſorgen hat und jenes Rechts⸗ 
verhältniß hergeſtellt wird, welches auch nach den obergerichtlichen 
Motiven zur Rechtfertigung des Klageanſpruches genügen fol. Es 
war daher das erfigerichtliche Urtheil zu betätigen. 


Nr. 7011. 


Modus für die Rechtfertigung der Pränotation einer vor- 
mundſchaftlichen Erfagverbindlichkeit: Unzuläffigfeit der An⸗ 
un der Pränotation durch eine Aufforderungsflage. 

.4. Juui 1878, Nr. 5970 (Abänd. der gteiaförmigen Derr. 
ri 8. greiftabt v. 2. Februar 1878, Nr. 1036 und des O. L. G. Brünn 
9. März 1878, Nr. 3218). ©. 9. 1878, ©. 404. 

A, arasoı des wegen Verſchwendung interbicirten D, erwirkte 
gegen B und C, Vormünder des D, während defjen Miinderjährigfeit, 
auf Grund des 8. 19 des Patents vom 9. Auguft 1854, R. ©. Bl 
Nr. 208, und der SS. 262, 264, 1294, 1295 a. 6. ©. 2. ein 
Verantwortlikeitserfenntniß und fodann nah 8.38 lit. e Grundb.⸗G. 
die Pränotation des Pfandrechts auf einer Liegenfchaft des B und C 
für den Anſpruch des Curanden auf Erfat des ihm während feiner 
Miinderjährigfeit durd die pflichtwidrige Verwaltung feines VBermö- 
gend zugefügten Schadens im Marimalbetrage von 3500 fl. Wegen 
einer Friſtwerbung des A zur Rechtfertigung der Pränotation um 
Klagewege kam die Sache zu dem oberſten Gerichtshofe, welcher die 
Entſcheidung traf, daß eine nach 8. 38 lit. e Grundb. 6. bewilligte 
Pfandrechtsvormerkung nicht im Proceßwege, ſondern nach 8. 41 
lit. b ibid. durch das Erkenntniß der zur Entſcheidung über ven Be⸗ 
ftand des fichergeftellten Anſpruches berufenen Behörde zu rechtfertigen 
ift, weshalb felbftverftändlich es desfalls einer Rechtfertigungsfriſt 
nah 8. 42 Grundb. ©. nicht bedarf, und daß im vorliegenden Yalle 
das Bormundfchaftsgericht des D zu entjheiden und nad den in Be⸗ 
treff der Obforge über dad Vermögen der Pflegebefohlenen beftehenven 
Vorſchriften Die bezügliche Unterfuhung von Amtswegen zu pflegen 
bat. Die verantwortlich erklärten VBormünter B und C überreichten 
nun, da fie wegen Ausſchluß aller Bräclkufivfriften, eine Verfchleppung 
der Sache befürdteten und die ihren Realeredit brachlegende Belaftung 
aufheben wollten, gegen den Eurator A die Aufforderungsflage wegen 
Derühmung. — Das Gericht erfter Inftanz hat in der Erwägung, 
daß alle Einwendungen gegen dieſe formell richtig inftruirte Klage 
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und insbeſondere gegen die Berechtigung zur Anbringung bderfelben 
(im Hinblid auf das oberftrichterlihe Präjubiz der Verweiſung 
diefer Sache vor das adelige Richteramt) der meritalen Beurtheilung 
nah durchgeführtem Diffamationsproceß vorbehalten bleiben müfjen, 
und daß der Richter durch die vorzeitige Prüfung jener Umftände, 
welde der Provocat in feiner Beantwortung erft geltend zu machen 
hat, das im $.1a. ©. O. und Hofver. v. 6. Oct. 1783, 9. ©. ©. 
Nr. 197 lit. b und Hofder. v. 31. October 1785, J. ©. ©. Nr. 489, 
ausgefprochene Berhandlungeprincip der Gerichtsorbnung und ins— 
befondere die Beftimmung des $. 63 a. ©. D. verlegen würde, bie 
Klage aufrecht verbefhieden. Dagegen recurrirte A, weil, abgefehen 
von dem Widerſpruch mit dem bereit8 oben erwähnten Präjudiz des 
oberften Gerichtshofes , ihm die paffive Klagelegitimation mangle, 
indem er bloß das Organ für die Durchführung der Anordnungen 
bed Gerichtes abgebe. — Das D. X. ©. hat jedoch dem Recurſe 
feine Folge zu geben befunden, weil der Richter im 8. 1 der a. ©. O. 
angewiefen ift, eine bei ihm überreichte Klage aufrecht zu verbefcheiben, 
was aber aud Über die vorliegende Klage erfolgen mußte, nachdem 
feine der gejetlich beftimmten Ausnahmen offenbar ift, in welden 
ber Richter eine Klage von Amtswegen zurüdzumeijen hat, der Richter 
fih aud gemäß der Refolution vom 31. October 1785, 9. ©. ©. 
Nr. 489, in das Innere einer Satzſchrift nicht einzulaffen hat und 
weil über die vom Recurrenten gegen bie Klage vorgebradhten Aus— 
führungen im Recurswege nicht entjchieden werden fann. 

In Erwägung, daß auf Grund des obenerwähnten Berantwortlich- 
keitserkenntniſſes auf die Lregenfchaft der gewefenen Bormünder B und C 
im Sinne des 8. 38 lit. e Grundb. ©. die Vormerfung des Pfand- 
rechtes im Marimalbetrage von 3500 fl. zu Ounften des Curanden 
D bewilligt worden ift; daß, wie bereit8 in jener oberftrichterlichen 
Präjudicialentfheidung ausgefprohen wurde, dieſe Pfandrechtsvor⸗ 
merfung nicht im Proceßwege, fondern durch ein von der zuftänbigen 
Behörde, im vorliegenden Yale von dem Vormundſchafts⸗, refp. Eu- 
ratelgerihte auf Grund der von Amtswegen zu pflegenden Unter: 
fuhung über das den Erfaganfprud begründende Verſchulden der ge- 
nannten Bormünder zu fällende Erfenntniß zu rechtfertigen ift; daß 
jomit bereit8 entfchieden ift, daß dieſe Angelegenheit nicht im con= 
tentiofen, fondern im officiofen Wege auszutragen if; daß dem— 
zufolge in biefer Angelegenheit ein Aufforderungsverfahren im Sinne 
des 7. Capitels der a. ©. O. nicht Pla greifen kann, und daß im 
Sinne de8 8.19. N. der Richter die Ausfchließung dieſes Gegenftandes 
vom orbentlihen Rechtswege von Amtswegen zu berüdfihtigen Yatte — 
wurde von dem oberften Gerichtshofe auf den a. 0. Recurs des A 
die Aufferderungsflage de8 B und C a limine abgewiefen. 
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Fr. 7012. 


Anfpruh des als Gerichtscommiſſär fungirenden Notare 
auf die Berwahrungsgebühr. 


Entid. v. 4. Juni 1878, Nr. 6206 (Abänd. der Decr. des 2. ———— 
12. Februar 1828, . 5142 und des O. L. &. Prag v. 26. März 1978, 
Nr. 8856). Zeitſchr. f. d. Notariat 1878, Nr. 28. 

Der oberfie Gerichtshof entſchied, daß der Notar, welcher in 
einer Verlaſſenſchaftsſache als Gerihtscommiffär fungirt und als 
ſolcher Berlaffenfhaftsgelder in Verwahrung genommen hat, bie im 
8. 8 des Notariatstarifs zur Not.-Oron. vom 25. Juli 1871, 
R. G. U. Nr. 75, beftimmte percentuale Verwahrungsgebühr an- 
ſprechen darf. 


Kr. 7013. 
Statthaftigkeit der Abftehung von ber Eheſcheidungsklage 
ohne Zuftimmung des Beklagten. 

Entid. d. 4. Juni 1928, Mr. 6324 (eit. Deö dad Bere. bed R. ©; Jplan b. 
8. März 1878, Nr. 2198, abänd. Decr. des D. 2. G, Brüun v. 2. April 
1878, Nr. 3744). G. H. 1878, ©. 432, 

Nachdem in Folge der oberfigexihtlihen Entſcheidung vom 
16. Yänner 1878, Nr. 177 (Nr. 6799 der Sammlung) zur Fortſetzung 
des Eheſcheidungsproceſſes Tagfahrt augeordnet worden war, über- 
veichte Die A die Erklärung ihres Rücktrittes von der Eheſcheidungs⸗ 
Mage. Nah Ginvernehmung der B bat das Gericht. erfter Inſtanz 
in Erwägung, daß die au Stelle des Bellagten M als Proceßpartei 
eingetretene Univerſalerbin desſelben ihre Zuftimmung zur Ablaflung 
von der Klage verweigerte und auf Fortführung des Rechtsſtreites 
beftand; daß das im Hofer. vom 23. Auguft 1819, 3, & ©. 
Nr. 1595, für Ehefcheinungen normirte gerichtliche Verfahren daſalbſt 
dem Begriffe und Zwede nad. als eine von Amtswegen zu pflegende 
Unterſuchung bezeichnet ift, fomit bei dem Beharren auch nur eines 
der Streittheile auf der Urtheilsſchöpfung die Vornahme der dies⸗ 
fälligen Unterfuhung. nicht vermeigert werden kann, den einfeitigen 
Rücktritt der A von der Klage zurückgewieſen. — Auf beren Recurs 
bat das O. L. ©. die Rücktrittserklärung der A zur Kenntniß gennmunen 
und der B freigeftellt, binnen 14 Tagen ben. Srfag der aufgelaufenen 
Proceßkoſten anzufpreden. Gründe der zweiten Inftang: In 
dem Hofder. vom 23. Auguft 1819 Nr. 1595 ift zwar für ben 
Ehejheidungsftreit ein von den Beſtimmungen ver a. ©. O. ab⸗ 
weichentes Berfahren vorgezeichnet, aber dem Richter im $. 3 bie 
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Pflicht auferlegt, die Streitigkeiten der Eheleute durch einen gexicht- 
lichen Vergleich derart beizulegen, daß entweher das Scheidungsgeſuch 
freiwillig, zurüdgezogen oder eine einverſtändliche Scheibung erzielt 
werbe. Diefe Geſetzesſtelle geftattet daher nicht nur tie. Ablaſſung 
von der Sceibungsflage, fordert vielmehr ein vahingerichtetes Ein- 
wirken bes Richters, weshalb auch fein: Grund vorliegt „ im. gegen- 
wärtigen Falle, wo. fogar der Ausſpruch über die Scheibung ſelbſt 
durch den Tod des anderen Ehetheiles gegenſtandslos geworden iſt, 
die Rücktrittserklärung der Klägerin zurückzuweiſen. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Erledigung 
mit Berufung. auf deren richtige Begründung. 


Nr. 7014. 
Störung im Befig duch eine mit Bewilligung des Ge- 
meinbenorftaudes vorgenommene Abfperrung des Zugangs? 
Eutſch. v. 4. Juni 1878, Nr. 6414 (Aufheb. des Dect. des O. L. G. Prag v. 
9. April 1878, Nr. 10271). ©. 3. 1870, Nr. 59. 

Die. A belangte den B in possessorio summariissimo , weil 
derſelbe das zwifchen den beiverfeitigen. Häufern befindliche Grund- 
ſtück (Gäfchen) durch einen Zaun abgefperrt und dadurd. die Klägerin 
verhindert hatte, über das Grundſtück zu ihrem Haufe zu kommen. 
— In erfter Inftanz wurde bem Klagebegehren ftattgegeben, obwohl B 
nachwies, vom Gemeindeporfteher zur Aufftelung des Zaunes ermächtigt 
morben zu jein. — Auf ben Recurs des B wurde in zweiter Inftanz bie 
Burädftelung der Klage an bie A verorbnet, in ter Erwägung, Daß, 
wenn au die A im factifchen: Befige des Grunnftüdes geiefen if, 
die Abiperrung desſelben durch den B eine Störung ihres Beſitzes 
nicht begründete, weil biefe Handlung von B in Ausführung einer 
von der zuftändigen Behörde ihm ertheilten Ermächtigung gejeßt 
worden ift, mithin derſelben das nad: $. 339 a. b. ©. 2. zum 
Thatbeſtand jeder Beſitzſtörung erforberlihe Merkmal ver Eigenmacht 
fehlt; daß ferners, wenn in. eine vollftändige Erörterung des Klage- 
factums und der vorgebradhten Einwendungen eingegangen werben 
mollte, dies zur Prüfung der Gefeßmäßigfeit der Verfügung der 
ankenomen VBehörbe führen würbe, welde Prüfung dem Gerichte nicht 
yalommt; daß endlich die Hlage der A fih als ein Mittel darſtellt, 
die Bewilligung des Bürgesmeifters aufzuheben, ſomit nicht die Grund» 
Inge für eine gerichtliche Eutſcheidung abgeben Kann. 

Auf den Renifionsrecurs der A. cafjirte der. oberſte Gerichts⸗ 
hof. die chergerichtlihe Verordnung mit dem Auftrag. über den Appel⸗ 
lationsrecurs bes. B in der Sade gu erkennen, in Erwägung, daß 
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die Beſitzſtörung nach Inhalt der Klage darin beſteht, daß die A 
durch die Errichtung des Zaunes gehindert worden iſt, über das 
Grundfſtück zu ihrem Haufe zu gehen, wie es ihrerſeits bisher immer 
gefchehen ift; daß von feiner Seite behauptet worden ift, daß dieſes 
Grundſtück (Gäßchen) ein öffentlicher Weg fei; daß der Umftand, daß 
das Bürgermeifteramt die Bewilligung zur Errihtung des Zaunes 
gegeben hat, da hiebei öffentliche Rückſichten nicht obwalten, auf das 
zwifchen der Klägerin und dem Bellagten beftehende Privatrechtsver⸗ 
bältnig keinen Einfluß nehmen und die Erftere nicht hindern konnte, 
ihre Klage, wenn fie fih im Befite der Benütung des Grundes 
geftört erachtete, bei dem zuftändigen Gerichte einzubringen. 


Nr. 7015. 

Competenz für Klagen gegen einen Gridar im Yalle aus- 
drücklicher Berzihtleiftung auf Befriedigung aus der Con- 
cursmaſſe. 

Eutſch. v. 4. Juni 1878, Nr. 6417 (Beſt. des das Decr. des B. G. Junsbruck 
v. 13. April 1878, Nr. 3655, abänd. Decr. des O. L. G. Junsbruck vom 
24. Upril 1878, Nr. 2750). ©. 3. 1879, Nr. 69. 

Die A belangte den Cridatar B (offener Socius einer falliten 
Firma) bei feinem Perfonalgerihte, nicht bei dem Concurögerichte, 
wegen Zahlung von 3163 fl., indem fie erklärte, daß fie die Zahlung 
nit von der Concursmaſſe, fondern von dem Bellagten in Anjprud 
nehme. — In erfter Inſtanz wurde der von B vorgebradten Ein» 
wendung der Unzuftändigfeit des angernfenen Gerichtes ftattgegeben, 
weil nad 8. 6 der C. D. nad Eröffnung des Koncurfes alle Rechts⸗ 
ftreite nur bei dem Concursgerichte anhängig gemacht werben können, 
nah $. 1 ibid. da® ganze Vermögen des Cridars feiner freien Ver⸗ 
fügung entzogen ift und aud deshalb die auf eine Gelbzahlung ge- 
ftellte Klage der A der Beurtheilung nad der E. DO. vorbehalten 
werden muß. — Im Erwägung, daß die A die Zahlung nicht von 
der Concursmaffe, fondern von der Perſon des Bellagten begehrt und 
ihon in der Klageſchrift erklärt bat, ihre Befriedigung nicht in 
dem Concursvermögen zu ſuchen, ſondern nur ein UÜrtheil gegen den 
Beklagten erwirken zu wollen; daß durch Fein Gefeg ihr ein ſolches 
Recht benommen, vielmehr in den 88. 6 und 9 C. O. gewährt ift; 
daß die eingeflagte Forverung erft im September 1876 entflanden, 
jomit die A gar nit in der Lage gewefen ift, ihre Rechte in dem 
ihon im April 1873 eröffneten Concurje rechtzeitig gegen die Con⸗ 
cursmaſſe geltend zu mahen, — hat das D. L. ©. die Incompetenz- 
eintede abgewiefen. — B ergriff den Revifionsrecurs, worin er aus⸗ 
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führte, daß die A allertingd in der Lage war, noch gegen die Con 
cursmaſſe aufzutreten, da eine Bertheilung bes Concurövermögens 
noch nicht flattgefunden hat (8. 123 C. O.); daß die Klage nicht 
auf Alimente gebe und daß es fi auch nicht um eine perfünliche 
Leiftung des Beklagten handle. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs mit Verweifung 
auf die obergerichtlichen Motive. 


Nr. 7016, 
Verhältniß der in den Weilbietungsbedingniffen dem Erſteher 
der zwangsweiſe veräußerten Liegenſchaft auferlegten Zah- 
lungstermine zu ben gejeglichen Beftimmungen über die 
Einleitung und Modalitäten der Meiftgebotsvertheilung : 
Stattbaftigfeit der Kelicitation ? 


Entich. v. 4. Juni 1878, Nr. 6468 (Aufheb. der gleichförmigen Deer. 
deö 8. ©. Wien v. 12. Februar 1878, Nr. 96180 nnd des 2. L. G. Wien 
v. 26. März 1878, Nr. 5533). G. 3. 1879, Nr. 7 

Das zur A'ſchen Concursmaſſe gehörige Haus wurde im Exe- 
entionswege feilgeboten und von B erftanden. Nach ven Berfteigerungs- 
bedingniſſen hatte der Käufer innerhalb beftimmter Friften das Kauf⸗ 
geld bei Gericht zu erlegen oder die Uebernahme der Pfandſchulden 
nachzuweiſen. B fam diefer Verpflichtung nicht nah und überreichte 
nah Ablauf iener Termine das Geſuch um Anordnung einer Tag⸗ 
fahrt zur Liquidirung der Vorzugs- und Satzpoſten; inzwiſchen (nach 
Verſtreichung der beſagten Friſten) war aber der Concursmaſſever⸗ 
walter um die Relicitation des Hauſes eingeſchriten. — Das Ge— 
richt erſter Inſtanz bewilligte die Relicitation ($. 338 a. ©. O.), 
weil der Erſteher den Erlag oder die Uebernahme der Satzpoſten 
innerhalb der in den Bedingniſſen feſtgeſetzten Zeit nicht nachgewieſen 
hat. — Das O. L. G. beſtätigte die erſtgerichtliche Verordnung in 
der Erwägung, daß, wenn in ven Licitationsbedingniſſen nun einmal, 
mit Abftandnahme von den Beflimmungen der Hofdecrete vom 23. Dc- 
tober 1794, 9. ©. ©. Nr. 199, und vom 22. December 1815, 
3. G. S. Nr. 1197, feftgefegt wurde, daß die Friften zur Zahlung 
des Kaufſchillings vom Erftehungdtage und nit vom Zeitpunfte der 
Rechtskraft des Meiftgebotsvertheilungsbefcheides an laufen, dieſe Mo- 
dalität von dem Erfteher angenommen, fomit Vertragsrecht geworben 
ift; daß der Erfteher in einem die Anordnung der Relicitation recht⸗ 
fertigenden Verzuge der Erfüllung ber Yeilbietungsbedingniffe ſich be- 
findet und baß der Concursmaffeverwalter nach den Beflimmungen 
ber 88. 76 — 79 der C. O. zum Begehren der Relicitation, als 
einem gewöhnlichen ProceKfchritte, "berechtigt ift. u 

Blafer, Unger u. Walther Entid. XVI. 19 
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Bon dem oberſten Gerichtshofe wurde has Relicitationsgeſuch 
abgewiefen. Gründe: Nach ben cit. Hofbecreten vom 23. October 
1794 und 22. December 1815. foll dem Käufer. eines. mit vorge- 
mextten Gläubigern belafteten Gutes ein Berzeichniß . dieſer vorge 
merkten Gläubiger nad der unter ihnen beftehenden Drbnung mit 
dem Beilage des einem Jeden als eine richtig anerkannte Schuld 
auszuzahlenden Betrages mitgetheilt werben.und erſt wenn bem Käufer 
der Zahlungsausweis zugekommen ift, hat für benjelben bie Pflicht 
zur baren Abfuhr oder Sicerftellung des Kaufſchillings einzutreten. 
Dies ergibt fih auch aus der Erwägung, daß nad) $. 338 a. G. O. 
der Meiftbietende die auf dem Gute haftenden Schulden nad Zu- 
länglichfeit des Kaufpreifes zu übernehmen bat, wenn die Gläubiger 
ihr Geld vor Ablauf der bedungenen Zeit nicht annehmen wollten; 
daß alfo die Uebergabe des verkauften Gutes ohne Laften an ben 
"Käufer, worauf er nach geleifteter Barzahlung bes Kaufpreifes An⸗ 
ſpruch bat, folange nicht ftattfinden Tann, bis nicht die Berbandlung 
mit den Sabgläubigern durchgeführt worden iſt. E8 können daher 
auch im vorliegenden Falle die Licitationsbedinguiffe nur mit dieſer 
aus dem Geſetze fi ergebenden Einfchränktung verftanden werben. 
Es wäre Sache des Gerichted .exfter Inſtanz geweien, nad) der Ber: 
äußerung des Hauſes die Verhandlung wegen Liquidirung der Satz⸗ 
poften und Feſtſetzung der Zahlungsmodalitäten mit Zuziehung aller 
Betheiligten fofort von Amtswegen einzuleiten. Da nun dies bemn 
doch — in: Folge des Geſuches des B um Anberaumung einer Tag⸗ 
fahrt zur Liquioftellung ber Vorzugs- und Satzpoſten — geſchehen 
und die Verhandlung noch gegenwärtig anhängig ift, fo kann vor 
beren Beendigung und vor ber hierüber erft zu erlaſſenden Eut⸗ 
ſcheidung die Relicitation nicht bewilligt werben. 
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Ne. 7017. 


Telegraphiſches Geſuch des Beweisführers um Verlegung 
‚der Recognofeirungstagfahrt „wegen Verhinderung“. 
Entſch. v. 4. Juni 1878, Nr. 6492 (Beit. ded Deere. des O. L. ©. Zara v. 

2. Mai 1878, Nr. 1779). Qazz. dei Trib. 1879, Nr. . 

In dem SyndicatSproceß des A gegen ven: Fiscus wurde von 
dem O. 8. ©. die gerichtlihe Necognoscirung der Originalien der 
Klagebeilagen bewilligt. An dem hiezu beftimmten Tage lief ein. Te- 
legramm bed Advocaten des Klägers ein, des Inhalts, daß „er.ver- 
bindert fei" und deshalb um die ‚Verlegung des Termines bitte. Der 
für die Gegenpartei erfchienene Fiscalvertreter, dem das Telegramm 
mitgetheilt wurde, verwahrte fi vor. Allem gegen die nom Geſetz 
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nieht recipirte Form telegraphifhen Parteienanbringens, proteftirte in 
merito gegen das Erftredungsbegehren,, weil dasjelbe von ven Ber- 
treter des A auf keinen zuläfligen Grund geftügt werde, und beitand 
darauf, dag die Originalien weder bei der Inrotulirung zu ven Acten 
zu legen, noch bei der Proceßentſcheidung zu berückſichtigen ſeien. — 
Das O. L8. ©. bewilligte die Ueberlegung ber Tagfahrt in Erwägung, 
daß das Erſtreckungsgeſuch der Gegenpartei noch rechtzeitig im Sinne 
des 8. 14 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69 
Alinea 2, mitgetheilt wurde; daß der Srftredungswerber in demfelben 
anführte, an dem Erſcheinen bei der Tagfahrt verhindert zu fein, und 
daß der Yiscalvertreter diefen Umftand nicht leugnete, jonvern nur 
vorbrachte, daß das Begehren um die Berlegung anf feinen 
planfibeln Grund ‚geftügt wurbe; daß ed fih um bie erſte Er- 
firedung eined Termines handelt, und daß ber Kläger, melchem 
an ber Beendigung: des Proceffes liegen muß, ohne einen wichtigen 
Grund biefelbe nicht begehrt noch den im $. 197. weſtgal. ©. D. 
angedrohten Folgen ſich ausgeſetzt haben würde. — — Fiscalver⸗ 
treter ergriff den Reviſionsrecurs, worin er vorbrachte, daß gegen 
die beſtehenden Vorſchriften, wornach nur in dem Falle, wenn ein 
unpermeibliches Hinderniß des Erſcheinens der Partei dargethan wird, 
die Tagfahri zu erſtrecken ift (8. 27 weſtgal. ©. O.), hier der Grund 
der. Berhinderung des Vertreters. des Klägers nicht einmal bezeichnet, 
biel weniger. bewiefen und. dennoch die Verlegung des Termins be- 
mwilligt wurde; daß «8 nit genüge, zu jagen: ich. bin verhindert, 
ohne. Hinzufägung des Wie. und Warum, wodurch der Gegenpartei 
die Wöglichteit benommen : werbe, abzuleugnen was wahr, aber aud) 
unwahr fein kann; daß bie Anführungen der Parteien im Proceß 
ausprüdlich fein müffen,, wibrigend die Nothwendigleit, fie zu..ver- 
neinen, für den Gegner fortfalle. 

Der. oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs mit Venrgnahme 
auf ‚die vorfiehenbe Begründung. des O. L. G. 





Ne. 7018. | 
Miteigenthum. zu ‚gleichen. Antheilen: Anſpruch eines der 
Miteigenthümer auf gerichtliche Beſtellung eines Verwalters 
nngeagtet einer Uebereinkunft über die Art der gemeinfchaft- 
lihen Benügung des gemeinfamen Haufes. 


— RT a ee ee 
r emberg vom 
a 8. Mai 1877, ®r. 9290). ©. 8 Mr. 8 
A einerſeits, B und C andererſeits ſind —e zu 
gleichen Antheilen eines phufifch ungetheilten Hauſes, welches i in Folge 
19* 
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getroffener Uebereinkunft von ihnen gemeinfchaftlich in der Weife be: 
jeffen und verwaltet wurde, daß jeder von ihnen über die Benützung 
gewiſſer Beſtandtheile der gemeinſchaftlichen Realität frei verfügte. 
Nach einiger Zeit konnte ſich aber A mit den anderen Genoſſen über 
bie Verwaltung des Hauſes nicht mehr einigen und trat gegen B 
und C Elagend auf, mit dem Begehren um gerichtliche Beftellung eines 
Dritten ald Hausverwalter. — Das Gericht eriter Inſtanz erkannte 
nad dem Klägebegehren, das D. 2. ©. gegen baßfelbe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Urtheil. 
Gründe: Das Uebereintommen, nad weldem die gemeinfchaftliche 
Sache bis jegt verwaltet wurde, ift nit für immer bindend. Wenn 
e8 aufhört und die Cheilyaber unter fih uneinig find, fo kann Feiner 
von ihnen mit der gemeinfhaftlihen Sache eine Verfügung treffen, 
woburd über den Antheil des Anderen verfügt wird; dies würde 
aber von Seite der Beklagten geſchehen, indem fie eine der phyſiſchen 
Theilung gleihlommende ausfchließlihe Benügung beftimmter Be⸗ 
ftanttheile der gemeinfhafllihen Sadhe in Anjpruh nehmen. Der 
Kläger ift berechtigt, eine andere als die bisher gepflogene Art der 
Benügung und Verwaltung der gemeinfhaftlichen Realität zu ver- 
langen. Allerdings handelt es fih nur um die ordentliche Verwaltung 
und Benütung des Hauptftammes, worüber die Mehrheit der Stine 
men entſcheidet ($. 833 a. b. ©. B.); allein eine ſolche Entſcheidung 
ft im vorliegenden alle, wo bei Gleichheit der Antheile auch die von 
einander divergirenden Stimmen glei find, unmöglich, weshalb bie 
Abhilfe in ver Beftimmung des letzten Abſatzes des $. 835 a. b. ©. 2. 
gefucht werden muß. Da fih die Parteien aber auf das Los ober 
auf Schiedsrichter nicht geeinigt haben, fo fällt die Entſcheidung dem 
Richter zu. Es ift Mar, daß diefe Art der Entſcheidung auch dann 
eintritt, wo es fi, wie bier, nur um die ordentliche Berwaltung 
handelt, fowie überhaupt in allen Fällen ver Stimmengleichheit, weil 
ber 8. 834 a. b. ©. 3. mur auf die überftimmte Minverheit ber 
Theilhaber reflectirt, in weldhem Falle ver Schlußabjat des 8. 835 
ohnehin nit zur Anwendung kommen kann. In der Erwägung baber, 
daß bie Theilhaber Über die Derwaltung der gemeinfhaftlihen Sache, 
welche in gleichen ideellen Theilen ihr Miteigentbum ift, unter fi 
uneinig find; daß ber Kläger die Beftelluug einer dritten Perfon zum 
Berwalter der gemeinfhaftliden Sache verlangt; daß bei gleich— 
getheilten Stimmen der Theilhaber außergerichtlich die Art der Ber- 
waltung nicht feftgefegt werden Tann; daß unter biefen Umftänven, 
da die Uneinigfeit nicht permanent bleiben kann, eine erjprießliche 
und unparteiifche Derwaltung ‚nur von einer dritten Perfon. erwartet 
werben darf, welche entweder durch das Vertrauen der Theilgenofſen 
hiezu berufen oder im alle der Uneinigkeit vom Richter zu wählen 
fein wird, muß das erftrichterliche Urtheil beſtätigt werden, umſomehr, 
als die im 8. 836 a. b. G. B. in erſter Linie vorausgeſetzte Wahl 
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des Verwalters dur Mehrheit der Stimmen bier nicht möglich, da- 
ber nad der Schlußbeftimmung dieſes Paragraphen die Entſcheidung 
über deſſen Auswahl vom Richter zu treffen ift, was jedoch bie 
Parteien nicht hindert, über die Perfon des Verwalters unter fi 
ſchlüſſig zu werben. 


Nr. 7019. 
Stillſchweigende Zuſtimmung des Gläubigers (Aſſignatars) 
einer Schuldübernahme (Aſſignation)? 
utſch. v. 5. Juni 1878, Nr. 240 (Beſt. des Urth. des K. G. Tarnow v. 


ob 1876, Pr. 14553, Aband. ded Urth. des O. L. o: Kratan vom 
17. Aprit 1877, Nr. 2209). ©. 5. 1878, ©. 487 


Gegen die Klage ver bei dem Tarnower 8. ©. beftehenven 
cumulativen Waifencafje wegen Zurüdzahlung eines Darlehens 'von 
1000 fl. vertheidigte fi der Beklagte B mit der Einrede, daß er bei 
dent Verkaufe feiner für das Darlehen verpfändeten Liegenſchaft dem 
Käufer C die Verpflichtung auferlegt habe, vie von der Waifencafje 
bargelichene Summe aus dem SKaufpreife zu bezahlen, daß jowohl C, 
wie auch das K. ©. Tarnow als Adminiſtrator der Caſſe dieſe Aſſi⸗ 
gnation angenommen haben, mithin er, Beklagter, liberirt worden ſei. 
(Bolftändige Affignation, $. 1401 a. b. ©. 8.) — Das Gericht 
erfter Inſtanz erfannte nach dem Stlagebegehren. — Yon dem O. L. ©. 
wurde die Waifencaffe abgewiefen mit Vorbehalt der Klage zur Gel- 
tendmachung des ihr gegen B allenfalls nah $. 1406 a. b. ©. 3. 
zuftehenden Forderungsrechts — aus folgenden Gründen: Nachdem 
die Annahme der Afjignation von Seite des Affignaten C durch den 
vorgelegten Kaufvertrag bewiefen ift, handelt es fi nur um die von 
ber Klägerin verneinte Frage: ob die Anweifung von dem K. ©, 
Tarnow, als Auffihtsbehörde der cumulativen Waifencafje angenommen 
worben fei. In diefer Beziehung muß vor Allem hervorgehoben wer— 
den, daß man gemäß $. 863 a. 6. ©. B. feinen Willen der An- 
nahme nicht nur ausdrücklich duch Worte, fondern aud ftilfehweigend 
buch ſolche Handlungen erklären Tann, welche mit Veberlegung aller 
Umftände feinen vernünftigen Grund daran zu zweifeln übrig laffen. 
Das Lestere ift nun in dem vorliegenden Yale eingetreten. Denn 
es ift Thatfahe, daß B den Kaufvertrag mit C dem K. ©. vor- 
gelegt bat, da dieſes in dem Gerichtsbeſcheide vom .... erklärt hat, 
daß e8 den Verkauf der Liegenfhaft von B an C zur Kenntniß nehme, 
Es ift fernerd Thatfache, daß das K. ©. anerkannte, daß die Realität 
für das Darlehen von 1000 fl. — und für weitere Darlehen, welche 
aus der Waifencaffe in Beträgen von 2000 fl. und 1000 fl. ge- 
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nommen wurden — feine gehörige Sicherheit bietet, und daß es in 
Folge deſſen das Darleihen von 1000 fl. nicht dem B, fonbern dem 
© ſelbſt gefünbigt umb ihm zum Erlage aufgefordert; daß endlich das 
8. ©. mit Beſcheid vom .... bie vorher von B geforderten Dat- 
tehenszinfen dem nachfolgenden Eigenthümer C abgeferbert hat. Er« 
wägt man alle diefe Umftände und den weiteren Umftand, daß das 
8. ©. Namens der Waifencaffe, wenn es bie durch B befannt ge- 
machte Affignatien nit annehmen wollte, verpflichtet war, benfelben 
hievon in Kenntniß zu fegen (8.1405 a: b. ©. B.), dies aber unter- 
laffen wurde, fo ift e8 unzweifelhaft, daß die Aflignation Namens 
der Waifencafje angenommen wurde, daß daher biefe Caſſe die Zah- 
tung der Schuld in erfter Linie gemäß $$. 1401 und 1406 a. b. 
©. 8. von C zu forbern hat und von B erft, wenn fie von C bie 
Befriedigung nit erhält, und nur unter der Bedingung bes 8. 1406 
a. b. ©. 8. begehren Tann. . 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In— 
flanz. Gründe: Zur vollftändigen Afjignation, welde die Wirkung 
bat, daß ber Aſſignatar bie Forderung an den Affiguaten in det 
Regel. nicht mehr ftellen kann, ift nad $. 1401 a. 6. ©. 8. bie 
Einwilligung aller drei Intervenienten, namlich des Affignanten, des 
Affignaten und des Aſſignatars geſetzlich vorgefgrieben und beftimmt 
der nächſte $. 1402, daß, infolange diefe breifadhe Einwilligung nicht 
vorhanden ift, bie Aflignation unvolftändig bleibe und nur für die- 
jenigen Theile wirkfam fei, bie mit einander einverftanden ſind. Wenn’ 
nun im vorliegenden Falle die Einwilligung‘ des Aſſignanten B und 
des Affignaten C auf Grund des Kaufvertrages zu Stande gelommen 
und zweifellos if}, fo wurde andererſeits von dem Beklagten die Ein- 
willigung des Aſſignatars nicht nachgewieſen, weshalb die Affignation 
für‘ den Legteren ünwirkſam und berfelbe allerdings heredtigt ift, 
wegen feiner Forderung ſich an ben Belangten, als jeinen Perjonal- 
ſchuldner, zu halten. Der belangte Aſſignant hat zwar den Verkauf 
der Hypothek an C unter Vorlage des die Afignation enthaltenden 
Kaufvertrages, dem Tarnower 8. ©., welches die Oberaufficht über 
die gläubiger’fhe Waifencafje führt, angezeigt und Legteres dieſe An- 
zeige zur Senntniß genommen, allein dies ſpricht noch keineswegs 
dafür, daß das K. ©. in die Afjignation thatfächlich eingemilligt habe. 
Denn jede Einwilligung fegt einen diesbezüglichen Antrag voraus. 
Der Bellagte hat aber nicht eriwiefen, daß feine Eingabe den Antrag 
auf Genehmhaltung ver Afjignation enthielt, daher die bloße Kenntniß- 
nahme von biefer Eingabe und von dem bamit vorgelegten Rauf- 
vertrage, welche aud zu anderen Zwecken geſchehen konnte, den Schluß 
auf Annahme der Aflignation nicht zulaffen kann und nicht zufaffen 
darf, zumal das K. ©. in Ermanglung eines ausdrädlichen Antrages 
gar nicht in der Lage war, ſich hierüber auszuſprechen. Bon einer 
ſtillſchweigenden Einwilligung, wie folde vom O. L. ©. angenommen 
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wird, Tann hier wohl nicht die Rede fein, da das K. ©. in feinen 
Willensfundgebungen nit als eine gewöhnliche Privatpartei, ſondern 
als Bffentliche Behörde anzufehen ift, welche infiructionsmäßig an bie 
Form ihrer Erledigung gebunden ift. Ebenſowenig Tann daraus, daß 
das K. ©. dem Hypothekarſchuldner © bei —— Gelegenheit das 
Capital per 1000 fl. gekündigt und fpäter die Zinſen der Schuld 
von dem derzeitigen Eigentkämer ber Hypothek eingeforbert hat, auf 
bie Genehmhaltung der Affignation gefchloffen werben, ba doch dem 
Glaubiger geſetzlich die Wahl zufteht, ſich entweder an ven Perſonal⸗ 
ober an den Hypothekarſchuldner zu halten, daher bie obigen Acte 
den Schluß auf Entlaffung des Berfonalfenulbnere aus feiner Ber- 
bindlichkeit durchaus nicht geftatten. 


Ar. 7020. | Ä 
Actio negatoria: Erſitzung der servitus viae? Unter— 
brechung der Erſitzung? | 
gu it v. 5. Juni 1878, Nr. 1919 (Beſt. des — des B. G. ——— 
ov. 1877, Nr. 19619, Abänd. des Urth. d 8* * Prag v. 27. Der. 
1877, Nr. 34795). @. 3. IR 

A, Eigenthümer der Realität a in X, Gefange ben B, Eigen- 
thümer der Realität b in X, mit ber egatorifchen Servituteffage, 
indem er das Erkenntniß begehrte, daß dem B die Dienftbarfeit des 
Fahrwegs an dem zum Gute des A gehörigen Grunpftüde Nr. 905 
nicht zuſtehe. Der Bellagte behauptete die Erfigung des Rechtes 
durch ZOjährige Ausübung und erbot fi daflir zum Zeugenbeweis, 
be aufgenommen wurde und folgenves Ergebniß Hatte. Der Zeuge 
C’ gab an, daß er 60 Jahre vor der Klage beim Bater des Klägers 
im Dienft war und ſchon damals die Wahrnehmung machte, daß die 
Befigvorgänger des Bellagten über das Grundſtück Nr. 905 fuhren; 
dann babe er auf längere Zeit den Ort X verlaffen, nad feiner 
Rückkehr jedoch wieder die obige Wahrnehmung gemacht; die einzelnen 
Jahre derjelben könne er aber nicht angeben. Der Zeuge D weiß, 
daß die DBefiger der Realität d über das Grundſtück Nr. 905 zu 
fahren pflegten, und führt dies bis auf das Jahr 1834 zurüd. Zeuge 
E fagte aus, daß er im Jahre 1830 oder 1831 beim Bater bes 
Klägers bebienftet war und daß damals die Beſitzer der Realität b 
über bas Orundftüd gefahren find; feit jener Zeit bis zum Jahre 
1839 Habe er ſich m X nicht mehr aufgehalten, allein nad feiner 
Rückkehr einigemale und in verfehiedenen Jahren das erwähnte Be- 
fahren wahrgenommen. — Im erfter Inftanz wurde dem Klagebe- 
‚ gehren flattgegeben, wenn ver Kläger (mit dem Haupteid) den Beweis 
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erbringt, daß er im Jahre 1860 oder 1861 dem Beklagten das 
Fahren uberdas beſagte Grundſtück unterſagt und dieſer dem Ver⸗ 
bote ſich gefügt hat. Gründe: Nach den Ausſagen der Zeugen 
müßte die Servitut als ſchon im Jahre 1864 durch Erſitzung er⸗ 
worben, anerkannt werden (88. 1470, 1477 a. b. ©. B.). Der 
Kläger wendete aber gegen dieſe Erwerbung insbefonbere ein, baß er 
dem Bellagten im Jahre 1860 oder 1861 das Fahren unterfagt 
und daß diefer fih dem Verbote gefügt habe; ferner, daß Bellagter, 
welcher allerdings feit dem Jahre 1865 wieder über die Parcelle 
Nr. 905 gefahren ift, dies nur mit feiner (de8 A) ausdrücklichen 
Erlaubniß gethan habe. Der zweite Umftand ift unentjcheidend, weil, 
wenn die Erfigung im Jahre 1864 bereits vollendet war, eine Unter: 
bredung durch die im Jahre 1865 erbetene Zuflimmung nit ein> 
treten konnte. Dagegen würde dann eine Unterbrechung vorliegen, 
wenn fi der Bellagte im Jahre 1860 oder 1861 dem Verbote des 
Fahrens gefügt hätte. Der über dieſen Umſtand angetragene Eib- 
beweis mußte daher zugelaffen werden. — Bon dem D. 2. ©. wurde 
dem Slagebegehren unbedingt ftattgegeben mit der Begründung, daß 
bie Erwerbung der Servitut durch Erfigung nit dargethan worben 
ift, weil die Zeugen nicht angeben können, daß der Beklagte fih im 
ununterbrocdhenen Befige der Ausübung des Fahrens befunden bat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In⸗ 
ftanz in Erwägung, daß die Ausübung des Fahrwegs durch 30 Jahre 
mittelft der Zeugen als erwiefen anzunehmen ift, da in dem vor- 
liegenden alle, wo die Erwerbung der Servitut durd die Erfigung 
von 30 Jahren bewiefen werben fol, das Beweiserfordernif nicht jo 
weit ausgedehnt werben darf, daß die Zeugen für jedes einzelne ber 
30 Jahre die von ihnen wahrgenommene Ausübung des Fahrens 
befräftigen müfjen; daß die Unreblichleit des Beſitzes des Fahrwegs 
auf Seite des Beklagten nicht dargethan iſt und daß es der Angabe 
eines rechtmäßigen Titeld bei der 30jährigen Erfigung nicht bedarf. 
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Nr. 7021. 
Gerihtsftand des Vertrages: Begründung besjelben durch 
bie Zufage der Einfendung des gefchuldeten Betrages an 
den Gläubiger ? 


Entid. v. 5. Juni 1878, Nr. 6080 (Beit. des Decr. bei $- 8 ‚ Beng v. 4. Mir 
1878, Nr. 19970, Abänd. des Deer. des O. L. G. P 9. April 1878, 
Nr. 10155). ©. 3. 1879, Nr. B 


Die Affecuranzgefellfichaft A in Prag belangte ihren Agenten B 
beim dortigen Hantelögerihte wegen Zahlung von 77 fl. 40 kr. 
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Der Bellagte wendete die Incompetenz des als forum contractus ans 
gerufenen Gerichtes ein. — In erfler Inflanz wurde der Incompe⸗ 
tenzeincede aus folgenden Gründen flattgegeben: Nah der Meinung 
der Klägerin ift das forum contractus duch den Revers begründet, 
mit welchem ver Beklagte fich verpflichtete, fämmtlihe eincajjirten 
Beträge in feftgefegten Zeitabjchnitten „an die (in Prag befindliche) 
Direction unfranfirt oder mit Poftanweifungen” einzufenden. Da 
jedvodh der Ort, wo die Zahlung geleiftet werden fol, nicht, wie es 
der $. 43 der Yurisdictionsnorm vorfchreibt, ausdrücklich im Reverſe 
benannt und aus der Beftimmung des Reverſes nur zu entnehmen 
ift, daß der Bellagte die Verpflichtung hatte, die eincaffirten Beträge 
beim Boftamte feines Wohnſitzes aufzugeben, und dadurch von jeder 
weiteren Zahlung befreit war; ba ferner, wenn aud die Direction 
der Gefelihaft ihren Sig in Prag hat, die Beflimmung, daß Be- 
tlagter die Beträge „an die Direction” einzufenden bat, feinesfalls 
als Bezeichnung des Zahlungsortes zu gelten hat, fondern vielmehr 
die Adreſſe bedeutet, an welche die Beträge einzufenven find, und, 
wenn durch dieſe Worte der Zahlungsort hätte .feftgefegt werben 
jolen, bie unterlaufene Unveutlichleit der Beftimmung nah $. 915 
a. b. ©. 3. ver Klägerin zum Nachtheil gereicht, jo ift ihre DBe- 
bauptung, daß Prag als forum contractus einzutreten bat, abzulehnen. 
Die Klägerin bringt weiterd vor, daß anf den dem Beklagten im 
Laufe der Geſchäftsverbindung überſchickten Facturen ausdrücklich die 
Zahlbarkeit „loco Prag” vermerkt war. Da jedoch das Vertrags⸗ 
verhältnig durch den vorerwähnten Revers feine Regelung erhalten 
bat, fo vermag dieſes durch einfeitige Verfügung der Klägerin, welche 
buch Die (von dem Beklagten übrigens widerfprochene) Einfendung 
ber Facturen den Zahlungsort umändern will, nicht umgeftoßen zu 
werden; felbft die Annahme ver Yacturen feitens des Beklagten kann 
nicht als die Zuftimmung zu der Umänderung der im Reverfe ge- 
troffenen Vereinbarung angefehen werben, da nicht angenommen’ werben 
fonn, daß der Bellagte fih dadurch Täftigeren Bedingungen, als 
welche vereinbart waren, habe unterwerfen wollen. Hiezu Tonımt, 
daß es ſich im vorliegenden Yale nicht um einen Kauf im Sinne 
des Art. 347 des Handelsgeſetzes handelt, jo daß von Rechtswir⸗ 
tungen, welde eine unbeanftändete Uebernahme der Yactura nad ſich 
zieht, nicht die Nede fein kann. — In zweiter Inſtanz wurde die 
Incompetenzeinrede mit folgender Begründung zurüdgewiefen: Der 
Bellagte hat mit dem Revers und den Yacturen ausdrücklich die Ver⸗ 
pflichtung übernommen, die ©elver für die Geſellſchaft einzucafliren 
und fie an die in Prag befinvlihe Direclion einzufenden, und damit 
ift der befondere Gerichtsſtand des Vertrages nah dem $. 43 der 
Yurisdictionsnorm begründet. Da der Bellagte nad dem Reverſe 
verpflichtet war, die erhaltenen Aufträge zu erfüllen, fo fann darin, 
daß der gefegmäßige Erfüllungsort in den Facturen auch ausdrücklich 
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zum. vertragsmäßigen: gemacht wurde, eine eigenmächtige Aenderung 
des Bertrages nicht erkamt werben, 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die erſtgerichtliche Ertſchedudg 
aus deren Grunden. 


Nr. 7022, 


Pactum de contrahendo: Recht zum Rüdtritt unter den 
Voraus ſetzungen bes 8.936 a. b. G. B. ohne Verwirlung 
bes bebungenen Reugelbdes. 


Entſch. v. ui 1878; Nr. 12843 (Beit. bei ai: de 2.6 G. Hang v. 
14. San Kon Nr. 1059, Abänd. des Ur. ö ,; Bien Dom 
2. Sept. 1877, Nr. 1175). ©. 3. 1870, | 


| Mm ber Bertragspunctation vom 1. Sept. 1876 vereinbarten: 
A und B ben gegenfeitigen Austaufch ihrer Liegenſchaften, beftimmten 
ven: 7. September für die Errichtung der förmlichen Vertragsurkunde 
und räumten einander das Recht des Rücktritts vom Vertrage ein, 
gegen Zahlung von 500 fl. Reugeld. Am 7. September weigerte 
fih B, die Bertragsurfunde zu errichten und wurbe deshalb von A 
auf Zahlung des Reugeldes belangt. — In erfter Inſtanz wurbe die 
Klage abgewiefen aus folgenden Gründen: Nicht ein Tauſchvertrag 
liegt vor, ſondern nur das Uebereinkommen, einen ſolchen am 7. Sept. 
zu ſchießen. Nach $S. 909 a. b. G. B. iann aber ein Reugeld erſt 
bei der Schließung des Vertrages vereinbart und erſt dann gefordert 
werden, wenn ein Theil von dem abgeſchloſſenen Vertrag zurücktritt. 
Wo der Abſchluß des Vertrags noch nicht geſchehen iſt, kann die Ber» 
pflichtung zur Zahlung eines Reugeldes nicht beſtehen. Der präpa- 
ratoriſche Vertrag begründet zwifchen den Kontrahenten keine andere 
Berbinblichkeit, al$ Die, den Vertrag nad Maßgabe der Uebereinkunft 
abzuschließen. Aber auch dieſe Verpflichtung beſteht nur inſoweit, 
als nicht inzwiſchen ber Zweck des Vertrags vereitelt, oder das Zu⸗ 
trauen eines Theiles verloren iſt (8. 936 a. b. G. 8) Daß das 
legtere bier der Tall fei, wurde von dem Beklagten mit vollem Recht 
behauptet. Denn nad der Punctation follte der Kläger feine Liegen- 
ſchaft dem Bellegten übergeben und follte viefelbe nicht weiter als 
mit Pfandrechten im Betrage von 7000 fl. belaftet fein. Nun zeigt: 
fih aber, daß der Kläger zur Zeit des Uebereinkommens nicht bücher⸗ 
licher Eigenthiimer ver Realität war und daß diefelbe mit Schulden 
im höheren Betrage, als 7000 fl., insbefondere auch mit Servituten 
belaftet if. — Das O. L. ©. erlumte nad) dem Klagebegebren. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
in’ Erwägung, daß zwar aud die Verabredung, fünftig erft einen 


— 299 — 


Vertrag zu fließen, gegen Reugeld "getroffen werben kann! das pac- 
tun’ de ineundo aber'in dem vorliegenden’ Fall nicht verbindlich iſt, 
weit, wit ſchon im den Gründen ver erſten Inflanz'dargeftellt wurde, 
ber Zweck des Uebereinkommens, daß nämlich ver Beklagtebeim 
Abſchluß des Tauſchvertrages am 7. Sept. 1876 in den: rechtlichen 
ve ver Mägerifchen Realität gelange, nicht erreicht werben Tann 
und Bellagter auch alfen Grund hatte, fein Vertrauen ver Kläger 
zu entziehen. ö ae Ze 


\ 


MO 
Darangabe bei Vorbehalt der Wahl zwifchen zwei zu ver- 
miethenden Wohnungen: Perfection des Miethvertrags? 
Entid. v. 6. Juni 1878, Nr. 13444 (Beit. des dad —3 — des B. G. Landſtraße 
in Wien v. 25. März 1877, Nr. 4510, abänd. Urth. des O. L. ©. Wien 
v. 29. Augujt 1877, Nr. 8526). ©. 3. 1870, Nr. 54. 

Eines Tages beſah ſich die B vie zwei Wohningen, melde 
im Haufe der A zu vermiethen waren; die Hausbeſorgerin C be- 
zeichnete den Betrag von 120 fl, als. ven Vierteljahrszins für bie 
Heinere Wohnung, worauf ihr die B 10 fl. Darangelo mit dem Er- 
fuchen übergab, „beide Wohnungen bis Nachmittag Niemandem zu 
zeigen, damit fie auch noch die andere (die größere) Wohnung wählen 
könne“. Als nun die B feine ber beiden Wohnungen übernahm, 
wurde fie von der A auf Zahlung von 110 fl. (Vierteljahrszins für 
die kleinere Wohnung abzüglich des Darangeldes) befangt. — Das 
Gericht erfter Inſtanz erfannte nach dent Slagebegehten gegen den 
dutch‘ den Haupteid erbrachten Beweis, daß die C ermächtigt war, 
bie A bei Abſchluß von Miethverträgen zu vertreten und Angelver 
in Empfang zu nehmen, weil der Miethverttag zwiſchen ver B und 
der C rüdfichtlich Der Meineren Wohnung perfect geworben (88. 1090, 
1094 a. 6. ©. 8.) und der der'C übergebene Betrag von 10 fl. 
als Angeld zu betrachten ift (S: 988 a. 5. ©. 8), da die ausbräd- 
liche Erklärung der das Angelo gebenden Partei, daß der Betrag als 
Angeld gegeben wird, nicht erforderlich if. — In weiter Inſtanz 
wurde das Klagebehren abgewieſen. Gründe: „Obgleich der 8. 907 
a. b. G. B. bei Verträgen im Allgemeinen den Vertragſchließenden 
den Vorbehalt der Wahl geſtattet, ſo muß ein ſolcher Vorbehalt bei 
Beſtandverträgen nah $. 1094 a. b. ©. B. als ausgeſchloſſen be- 
trachtet werben, weil der Beftandbertrag erft dann al® vollkommen 
abgefchlofjen anzufehen ift, wenn die Vertragſchließenden über die Sache 
und den Preis übereingekommen find. Ueber vie Sade, d. i. über 
bie Wohnung, weldhe die Bellagte miethen werbe, ift aber ein Ueber⸗ 
einfommen nit zu Stante gekommen, da nad der Anführung ber 
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Klägerin ſelbſt, die Beklagte die Hausbeſorgerin erſucht hat, auch die 
größere Wohnung Niemandem zu zeigen, weil ſie ſich möglicherweiſe 
noch für dieſe entſcheiden dürfte. War aber in Betreff der Sache 
ein Uebereinkommen nicht zu Stande gekommen, ſo beſtand ein ſolches 
auch nicht über den Preis, der ja für jede der beiden Wohnungen 
ein verſchiedener war. Ein Vertragsabſchluß kann aber nach der 
Ausſage der Zeugin C auch ſchon deshalb nicht als erfolgt betrachtet 
werden, weil ihr die Frau, von welder fie das angebliche Darangeld 
von 10 fl. erhielt, unbefannt war und tie B nicht erflärt hat, wann 
fie fommen werde, um zu fagen, welche der beiden Wohnungen fie 
nehmen werde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Erkenntniß 
aus deſſen Gründen. 





— Nr. 7024. 

Erneuerung einer — nach erfolgter Caſſirung des erftrichter- 
lihen Berfahrene — mit Vorbehalt der Wiedereinbringung 
zurüdgezogenen Klage. 


Entiy.v.6 Juni 1878, Nr. 1329 (det der nleihförmigen Urth. ded 8. ©. 
Königgräb v. 24. Sept. 1877, Nr. 7294 und ded DO. 8. G. Prag vom 
26. Nov. 1877, Nr. 31682). G. 3. 1879, Nr. 35. 


Nachdem in der Rechtsſache des A gegen B peto. Zurüdzahlung 
eines Darlchens von 12380 fl. von dem oberften Gerichtshofe das 
erfigerichtlihe Urtheil nebft dem voranfgegangenen Berfahren mit 
Ausſchluß der Klage caflirt worden war, überreichte A die Erklärung, 
von ber Klage, mit dem Vorbebalte des Anbringens einer neuen 
Klage, zurüdzutreten. Der Rücktritt mit dieſem Borbehalt wurde 
von beiden Untergerichten angenommen und ſodann von A bie neue 
Klage gegen B auf Zahlung der obigen Darlehensfhuld angebradt. 
B legte die Klage zurüd, weil 1. A von ver früheren Klage zuräd- 
getreten, fomit der Proceß abgethan ſei, und 2. die Vorſchrift des 
8. 49 a. ©. O., wornach dem Kläger geftattet ift, gegen Erſatz ber 
Koften des Bellagten von der Klage abzuftehen und allenfalls eine 
neue Klage einzureichen, nicht auf die Befugniß ausgedehnt werden 
bürfe, eine übel inftruirte Klage behufs Verbeſſerung derſelben und 
Nachtragung Übergangener Behelfe zurüdzunehmen und aus dem 
gleihen Rechtsgrunde neu zu Hagen (Hofd. v. 15. Yänner 1787, 
3. ©. ©. Nr. 620, lit. e), die von A angebrachte neue Klage aber 
auf bemfelben Rechtsgrunde (Darlehen) beruhe und das nämliche 
Klagbegehren enthalte. — Bon beiden Untergerichten wurde der Klage⸗ 
rüderlag des B abgewiejen aus folgenden Gründen: Ad 1. Die 
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Erklärung des Rücktrittes von der erften Klage ift mit dem Vorbehalt 
einer neuen Klage gefchehen, mithin der Rechtsſtreit dadurch nicht 
beendet worden. Ad 2. Das Hofter. v. 15. Jänner 1787, 3.©.©. 
Ne. 621, weldes in lit. aa den NRüderlag der Klagen normirt, 
ſpricht nur von einer bereits durch Urtheil „entfchtevenen” Rechtsſache 
und kann daher auf den vorliegenden Fall, wo von dem Gerichte ber 
Proceß nicht entfhienen worden tft, keine Anwendung haben. Der 
oberfte Gerichtshof bat den auf die erfte Klage geführten Proceß bis 
zur lage refcindirt und der Bellagte hat vor dem Nüdtritte des A 
von der (erften) Klage die Einrede nicht erftattet: es konnte daher 
A gemäß 8.49 0. G. O. von der Klage noch abftehen und eine neue, 
wenn auch auf demſelben Rechtsgrunde berubende und beffer inftruirte 
Klage anbringen. 

Die a. o. Revifionsbefhwerde des B gegen die Entſcheidungen 
der Untergerihte wurde von dem oberften Gerichtshofe verworfen, 
weil in denfelben eine offenbare Ungerechtigkeit nicht gefunden werden 
kann. 


Nr. 7025. 
Summarifche8 Berfahren: Unzuläffigkeit der (a. 0.) Res 
vifiondbejchwerde gegen die Faſſung eines auf Appellation 
des Revifionswerbers dem Gegner aufgetragenen Haupteibes, 


Entſch. v. 12. gun 1878, Nr. 6428 (Bet. —J Decr. des 3— An G. Brag 
9. April 1878, R:. 10863). G. H. 1878, ©. 3 


In der ſummariſch verbandelten Rechtsſache des A gegen B 
peto. 201 Reichsm. erfannte das Gericht erfter Inftanz bedingt (Haupt- 
eid) nah dem Klagbegehren, mit unbebingter Abweifung ber vom 
Beklagten vorgebrachten Compenfationseinrede. — Bon dem DO. 2. ©. 
wurde die Compenfation für den Fall der Ablegung eines vom Kläger 
dem Bellagten zurüdgefchobenen Haupteives zugelaffen. Der Beklagte 
ergriff die Revifionsbejchwerde wegen der Faflung dieſes Haupteides, 
mit dem Begehren um Aufnahme eines andern Beweisſatzes in den- 
felben. — Das O. L. ©. hat die Revifionsbefchwerve als unzuläflig 
($. 51 des Geſetzes über den Summarproceß) zurüdgemwiefen. 

Auf den Recurs des Beklagten beftätigte der oberfte Gerichtshof 
die obergerichtlihe Abweifung in Erwägung, daß in zweiter Inſtanz, 
außer dem im erftgerichtlihen Urtheile zugelafjenen,: von dem Kläger 
abzulegenven Haupteide, noch ein weiterer vom Kläger dem Bellagten 
aufgetragener. und von dieſem zurüdgefchobener Haupteid zugelafjen 
und auf diefe Weife dem Släger eine größere Beweislaft aufgebürdet 
und deſſen Obfiegen in ver Hauptfahe noch von einer weiteren Bes 
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dingung, als im erftgerichtlichen Urtheile, abhängig gemacht worden 
ift; daß der Beklagte in feiner Reviſionsbeſchwerde erklärt hat, daß 
er ſich nur in der Richtung durch das Urtheil des Oberlandesgerichtes 
befhwert findet, daß der neue Haupteid nicht. Über den von ihm in 
der Reviſionsbeſchwerde bezeichneten Umſtand vom Oberlandesgerichte 
zugelafien wurde und auch nur in diefer Richtung um die Abänderung 
des obergerichtlichen Urtheiles gebeten hat; daß aber ſchon in ber 
Zulafjung eines neuen Beweismitteld überhaupt, welches dem Kläger 
aufgebürdet wurde, und in der Feſtſetzung einer weiteren Bedingung, 
pon welder fein Obfiegen abhängig gemacht wurde, eine Aenderung 
des erftrichterliben Urtheiles zum Nachtheile des Klägers und zu 
Bunften des Bellagten liegt und deshalb jeine Reviſionsanmeldung 
und Beſchwerde fid als eine außersrbentlihe barftellt, welche nad 
8. 51 des cit. Geſetzes unzuläflig iſt. 


Nr. 7026. 


Cautio actoria: Folgen der unterbliebenen Beſtellung 
derſelben. 


Eutſch. v. 12. Juni 1878, N: 6577 (Beft. des Deer. des H. G. Prag vom 
18. März 1878, Nr. 34955, Abänd., des Decr. des Q. L. ©. Prag v. 8. April 
1878, Nr. 10518). ©, 3. 1879, Nr. 98. * 


Dem Kläger war ber Erlag der actoriſchen Caution per 40 fl. 
‚mit dem Bedeuten aufgetragen iporben, daß im wibrigen Falle der 
Beklagte nicht gehalten wäre, auf die Klage Rede und Antwort zu 
geben (F. 406 a. ©. O.). Nach Berlauf von einigen Monaten 
begehrte, der Bellagte, daß ber. vym Kläger nicht befolgte Auftrag 
demſelben ‚mit Yeffegung ‚einer Friſt von 14 Tagen und unter An⸗ 
drohung des Präjudizes erneuert werde, daß er im Falle des: Nicht⸗ 
exlages der Caution als von. der Klage abftehend angeſehen werben 
würde: In erfter. Inftanz wurde dieſes Begehren als einer geſetzlichen 
Grundlage enthehrend abgewieſen. — Das D. L. ©: erklärte bie 
Androhung des erwähnten Präjnpizes (Annahme des Rücdtritts von 
‚ber Klage) ebenfalls als ungeſetzlich, trug aber dem Kläger den Cau⸗ 
tionsexlag binnen 14 Tagen bei janfliger Execution guf, in Erwägung, 
daß der Bellngte ein Interefle an. dem Fortgang des anhängig ge- 
machten Rechtsſtreites hat, indem es fonft im Belieben des Klägers 
ſteht, das Berfahren erft zu einer Zeit wieder aufzunehmen, wo dem 
Gegner die Beibringung ‚der Beweife zu feiner Vertheidigung fehr 
erſchwert oder unmöglich geworden ift; daß aber andererſeits dem 
Beklagten auch nicht zugemuthet werden kann, ohne den Erlag der 
Caution ſich in den Rectöftreit einzulaſſen und ihn: fortzuſetzen, und 
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daß fomit dem erften Auftrag zur Cautionsleiftung der Erfolg ges 
fihert werden muß, mas eben dadurch geſchieht, daß dem Kläger bei 
der Erneuerung des Auftrags die Execution nach Maßgabe des 
8. 298 a. ©. O. angedroht wird. 

Auf den Revifionszecurß ‚des Klägers beftätigte der oberfte 
Gerichtshof die Entſcheidung der erften Inftan;z. 


| Rt. 7027. | 
Meiſtgebotsvertheilung: Nichtberückſichtigung der Kücftände 
an Eintommenfteuer von einem fteuerfreien Haufe und | an 
jogenannten Zindkreuzern. 


Entſch. v. 12. Juni 1878, Nr. 6656 (Beit. des Decr. des 8. 5, 2 sing v. 
31. Jünner 1878, Nr. 31166, thejlweile Abänd. des Decr des O. 8. 
Wien v. 26. Mürz 1878, Nr. 4629). Zei r. für das Notariat — Pr. W. 


Zur Bertheilung des Erlöfes von dem Bwangsverkaufe eines 
von der Hauszinsſteuer zeitlich befreiten Haufe wurden von dem 
Steueramte Rüdftände der Einkommenſteuer und von der Gemeinde 
Rückſtände des ſog, Zinskreuzers angemeldet. 

Der oberſte Gerichtshof entſchied, daß dieſe Forderungen bei 
der Vertheilung des Meiſtgebotes nicht zu berückſichtigen ſeien, ‚weil 
der Einkommenſteuer, welche von dem reinen Jahreseinlommen aus 
dem die Befreiung von ber Hauszinsſteuer im Ganzen oder theilweiſe 
genießenden Gebäude zu entrichten iſt, das im Hofder. v. 16. Sep⸗ 
tember 1825, J. ©. ©. Nr. 2132, und im $. 31 der C. O. von 
einem unbeweglichen Gute zu entrichtenben Steuern eingeräumte gefeb- 
liche Pfandrecht an der Liegenſchaft nicht zukommt, und weil die Zins: 
freuzer nicht ein Zuſchlag zu der von einem Haufe zu entrichtenven 
Hauszinsfteuer, fondern nur eine die Miethparteien treffende, nad 
dem von ihnen zu bezahlenben Miethzinſe bemeſſene Gemeinde⸗Um⸗ 
lage find, mithin nicht die Natur einer von einer Realität zu ent⸗ 
richtenden Gemeinde⸗Umlage haben und folglich ein geſetzliches Pfand⸗ 
recht an der betreffenden Realität denſelben nicht zuerkannt werden kann. 
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Nr. 7028, 


Unterbleiben einer executiven Schägung wegen nicht erfolgter 
Anmeldung ded Erecutionsführers: Umfang des Gebühren- 
anſpruchs des als Gerihtscommifjär beftellten Notars. 


Entid. v. 12. Juni 1878, Nr. 6725 (Bet. des Decr. des 2.6. Wien vom 
15. März 1878, Nr. 18521, Abänd. des Deer. de DO. 2. ©. Wien vom 
25. April 1878, Nr. 7015). Zeitfehrift fir dad Notariat 1878, Nr. 29. 

Der Notar A war beauftragt worden, ale Gerichtscommiſſär 
bie erecutive Schägung eined Haufes nach vorgängiger Anmeldung 
des Erecntionsführers vorzunehmen. Der Lebtere unterließ die An- 
meldung und in Folge deffen unterblieb die Schäßung. Hievon er- 
ftattete der Notar die Anzeige und begehrte den Zuſpruch von zwei 
Halbtaggebühren à 3 fl. ($. 27 alinea 2 des Gebührentarif8 ber 
Notare als Gerichtscommifjfäre vom 21. Mai 1855, R. ©. UI. 
Nr. 94) für die nöthige Vorarbeit der Erhebungen im Grundbuchs⸗ 
und Steueramte und für fein Erfcheinen auf Ort und Stelle zur 
Bornahme der Schätung. — In erfter Inſtanz wurden beide Ge— 
bühren, von dem DO. 2. ©. hingegen nur die erftere Gebühr liquibirt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Liquidirungsbeſcheid der 
erften Inſtanz. Gründe: Da ber Notar die Schäßung nur nad 
vorläufiger Anmeldung des Erecutionsführers vorzunehmen hatte, fo 
war es Sache des Lepteren, feinen NRüdtritt von. dem Schäßungs- 
begehren rechtzeitig dem Gerichtscommiffär bekanntzugeben, welcher ohne 
dieſe Mittheilung ſich in das zu ſchätzende Haus zu begeben hatte, 
weil auch dort die Anmeldung geſchehen konnte. Der Notar iſt daher 
berechtigt, für das mit dieſem Gang verbundene Zeitverſäumniß die 
geſetzliche Gebühr anzuſprechen. 
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Nr. 7029. 

Erwerb eines Antheilſcheins einer Spielgeſellſchaft auf Loſe 
mit der Verpflichtung ratenweiſer Einzahlung: rechtliche 
Natur des Geſchäfts. 

u v. 14. Juni 1878, Nr. 3111 (Beft. des das Urth. des B. Ay der Alt- 
nnd Nenitadt Prag v. 20. Dec. 1877, Nr. 58725, abänd. Urth. des O. L. ©. 
Brag v. 22. Jänner 1878, Nr. 1207). Jur. di 1879, Nr. 23. Aposcaten. 

Zeitung 1879, Nr. 2 
Der Bankinhaber A hat in der gegen B angeftellten Klage 
pto. 120 fl. angeführt, daß B den Antheilfchein Nr. 6 der vom 
Kläger gebildeten Spielgefellfihaft Nr. 382 auf 25 Ungarlofe vom 
Jahr 1870 und 25 Wiener Communallofe vom Jahr 1874, welcher 
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Antheilfchein das Berzeihnig der in die beiagte Spielgefellihaft ge- 
hörigen Loſe diefer zwei Kategorien (& 100 fl. Nominalwerth) ent- 
bielt, um 260 fl., zahlbar in Monatsraten von 10 fl., von dem 
Kläger gelauft hat und nad der getroffenen Verabredung ſchon nad) 
der Zahlung der erften Rate mit allen Loſen der Spielgefellichaft 
mitjpielen, reſp. an dem eventuellen Gewinn verjelben theilnehmen, 
jernerd nad Einzahlung ſämmtlicher Raten zwei Loſe der Gefellichaft, 
nämlih ein Ungarlos und ein Wiener Communallos von 100 fl. 
Nennwerth erhalten ſollte. Da B mit den legten 12 Raten im Rüd- 
itand geblieben, forberte der Kläger auf Grund des angeführten That- 
beftandes von ihm die Zahlung von 120 fl. Der Bellagte leugnete 
das Klagefactum, zu deſſen Beweis der Kläger ihm den Daupteid 
auftrug, welder von dem Bellagten (in dem ſummariſch verhandelten 
Procefje) dem Kläger zurüdgefhoben wurde. — Das Gericht erfter 
Inſtanz erkannte auf Abweifung der Klage aus folgenden Gründen: 
A bat nicht angegeben, aus wie viel Antheiliheinen die Spielgefell« 
ſchaft Nr. 382 beftand, und cebenfo wenig die Serien und Nummern 
der dieſer Gejellihaft angeblich gehörenden Loſe, dann jenes Ungar- 
lojes und Wiener Communallojes bezeichnet, welches B nad ber 
Zahlung ſämmtlicher Kaufpreisraten erhalten jollte. Hieraus und aus 
dem Umftande, daß der wirklihe Werth der legterwähnten Loſe zur 
Zeit des Bertragsjchluffes weit unter dem contrahirten Kaufpreife 
von 260 fl. ftand, und daß diejer Unterjchiev auch zu der dem B 
eingeräumten Begünftigung der ratenweijen Zahlung, vejp. zu dem 
darin enthaltenen Bermögensvortheile, in gar feinem Verhältniß fteht, 
folgt, daß die wahre Abficht des Klägers und des Beklagten beim 
Schluſſe des vorliegenden Rechtsgeſchäftes hauptſächlich auf das Mit- 
jpielen des Leßtern bei den betreffenden Losziehungen gerichtet war, 
und daß durch das vom Kläger geleiftete Verſprechen eines Ungar- 
lofes und eined Wiener Communallojes nad vollftändiger Zahlung 
des Raufpreifes, die wahre Natur des Gefchäftes verhüllt werden 
jollte. Dasfelbe muß daher nad feiner eigentlihen Bejchaffenheit 
beurtheilt werden ($. 916 a. b. G. B.), und nad diefer iſt es ein 
Spielvertrag, welchem ver $. 1273 a. 6. ©. B. das Klagerecht ver- 
jagt, beziehungsweife ein Promefjengefhäft im Sinne des Geſetzes 
vom 7. November 1862, R. ©. Bl. Nr. 85, deſſen Inhalt aber den 
Beitimmungen des $. 1 dieſes Geſetzes zuwiderlauft, jo daß nad) 
8. 2 ibid. die Erfüllung desjelben mit Klage nicht gefordert werben 
kann. — »Das O. L. ©. erfannte nad dem Klagebehren für ven 
Fall, daß der Kläger den obigen, ihm zurückgeſchobenen Haupteid 
abihmwört. Gründe der zweiten Inftanz: Das der Klage zu 
Grunde liegende Rechtsgeſchäft kann weder ald ein Spielvertrag im 
Sinne des 8. 1273 a. b. ©. B., noch als ein dem Gelege vom 
T. November 1862, R. ©. Bl. Nr. 85, zumwiderlaufendes Promefjen> 
gefhäft angefehen werden. Wenn mehrere Berfonen fi vereinigen, 
Ölafer, Unger u. Walther Entig. XVI. 20 


— 306 — 


um eine Anzahl verlosbarer Papiere anzukaufen, um den Gewinn 
untereinander nad beſtimmten Antheilen zu vertheilen, fo entfteht 
hiedurch ein gefeglih erlaubter und im $. 1175 a. 6. ©. 3. vor- 
gefehener Geſellſchaftsvertrag. Wenn ber Kläger e8 unternommen bat, 
25 Ungarlofe und 25 Wiener Communallofe in eine Gruppe zu ver- 
einigen und biefe einer Anzahl von PBerfonen um einen beflimmten in 
Raten zahlbaren Preis mit der Beftimmung zu verlaufen, daß eme 
jede diefer Perfonen gleih nad Bezahlung der erften Rate an bem 
eventuellen Gewinne ver in diefe Gruppe gehörigen Loſe participiren 
und nah Bezahlung aller Raten zwei Loſe diefer Gruppe eigen- 
thümlich erhalten folle, — jo Hat er eben nichts Anderes gewollt, als 
eine Gefellfehaft in dem oben angegebenen Sinne zu Stande bringen. 
Das Stammcapital diefer Gefellihaft ($. 1182 a. d. ©. 8.) befteht 
in den zu diefer Gruppe gehörigen Loſen. Der Kläger hat hienach 
der von ihm gebildeten Geſellſchaft dieſes aus Loſen beftehende Stamm- 
capital nad beftimmten Antheilen mit der Modalität verkauft, daß 
er bis zur Zahlung der jänmtlihen Raten, ald dem Zeitpunkte, auf 
welchen auch vie Dauer der Geſellſchaft feitgefettt worden ift ($. 1205 
a. 6. ©. B.), im Befige der Lofe zu bleiben hat, und in biefer 
Weife den Verwahrer und Verwalter des gejellfhaftlihen Vermögens 
darſtellt. Iſt der Bellagte durd den Ankauf eines Antheilfcheines 
diefer Gefellihaft beigetreten, fo muß er aud feiner vertragsmäßigen 
Berpflichtung, betreffend die Bezahlung der feitgejegten Raten, nad 
fommen. Da es fid) nad dem Borangeführten nicht um einen renren 
Kaufvertrag handelt, jo konnte vom Bellagten die Verlegung Über 
bie Hälfte (8.934 a. b. G. B.) mit Erfolg nicht eingewendet werden. 
Es ftellt ſich ſonach die unbedingte Abweifung der Klage als unbe: 
gründet dar und mußte vie Entſcheidung in der Sache felbft von 
dem Haupteide abhängig gemacht werben, welden ver Kläger über 
ben als Klagefundament in der lage angeführten, vom Bellagten 
geleugneten Thatbeſtand demfelben aufgetragen und der Beklagte ihm 
zurüdgefhoben hat. Wird dieſer Eidbeweis hergeftellt, fo bleibt es 
gleihgiltig, ob der Kläger in dem Proceß die Serien und Nummern 
der in die Geſellſchaft Nr. 382 gehörigen Loſe angeführt hat over 
nit, weil eben erwieſen ift, daß in dem Antheilsfcheine Nr. 6, 
welchen der Bellagte erhalten hat, jene Xofe genau verzeichnet waren. 
Diefer Umftand und der weitere in den Gründen bed erftrichterlichen 
Urtheiles hervorgehobene Umftand, daß der Kläger nicht angegeben 
bat, aus wie viel Antheilsfheinen die Geſellſchaft Nr. 382 beftanden 
babe, wurde vom Bellagten gar nicht eingewendet, kann daher dem 
Kläger nicht entgegengefegt werden. Wenn übrigens der Geſellſchaft 
Nr. 382 50 Loſe gehört haben und nad Auflöfung der Geſellſchaft 
jeder Theilnehmer zwei dieſer Loſe erhalten follte, fo ergibt fih durch 
eine einfache Rechnung, daß die Anzahl der Antheilsjcheine 25 be- 
tragen bat. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
mit folgender Begründung: Die obergerichtliche von dem zugelaffenen 
Haupteide abhängig gemachte Entſcheidung der Streitfahe ift geredht- 
fertigt. Das dem Klageanſpruche zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft 
kann nach der richtigen YAuffafjung des Oberlanvesgerichted weder als 
ein Spielvertrag im Sinne des $. 1273 a. b. G. B., nod als ein 
nach dem Gefee vom 7. November 1862 R. ©. BL. Nr. 85, zu 
bebanbelndes Promeſſengeſchäft aufgefaßt werben, weil einerſeits beiden 
Bertragstheilen genau befannt war, was fie nach dem DBertrage zu 
feiften und was fie zu erhalten haben, und von einem unbelannten 
Ereignifie, von weldem der vermögensredhtliche Erfolg des verein- 
barten Vertrages abhängig wäre, darin nichts zu finden if; und 
weil andererfeits das Promeflengefhäft nah 8. 1 des citirten Ge⸗ 
feßes8 in der Veräußerung der Hoffnung eines Losgewinnftes befteht, 
der Beflagte aber mit dem Antheilsfheine nicht die Hoffnung des 
Gewinnftes dur ein Ungarlos und ein Wiener Communallos, fon- 
bern dieſe Loſe felbft kaufte Die vom Beklagten vorgebradhte Ein- 
wendung der Verlegung über die Hälfte kann auf Berückſichtigung 
feinen Anſpruch machen, weil verjelbe gar nicht behauptet bat, daß 
ihn: der Werth der Lofe zur Zeit des gefchloffenen Geſchäftes nicht 
befannt war und er fih in Unkenntniß desjelben zu einem unver- 
bältnigmäßigen Raufpreife einverftanden habe (8. 935 a. 6. ©. B.), 
und er in der Duplif wohl behauptet und durch Sachverſtändige zu 
beweifen angeboten bat, daß am 13. März 1876, dem Tage des 
mit dem Slläger geſchloſſenen Geſchäfts, weder ein Ungarlos, noch 
ein Wiener Communallos den Werth von 100 fl. hatte, nicht aber, 
daß diefe Lofe auch nicht den Werth von 65 fl., d. i. der Hälfte 
des Kaufpreiſes, hatten. 


Nr. 7030. 


Statthaftigkeit der Rüdforderung des zur Fortſetzung eines 
verbotenen Spiels dargeliehenen Geldes. 


dh. v. 14. Juni 1878, Nr. 4163 (Beit. des Urth. ded B. G. Neuban 
in Wien v. 12. Dec. 1877, Nr. 20074, Abänd. des Urth. des O. L. G. Wien 
v. 19. Febrnar 1878, Nr. 2063). Jur. BI. 1878, Nr. 38. 

A und B fyielten miteinander ein verbotenes Hazarbipiel; B war 

im Berlufte und um das Spiel fortfegen zu Fünnen, lieh er von A 
baare 300 fl., mit denen er weiter fpielte. Bon A auf die Zurüd- 
zahlung dieſes Darlehens belangt, beftritt er deſſen Klagerecht mit 
Berufung auf den $. 1174 a. b. G. B. — Das Geridt erfter In⸗ 
ſtanz erfannte nad) dem Klagebegehren mit Zurüdweifung der von B 
vorgebrachten Einwendung. — Bon dem DO, 2. ©. wurde dem A 
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das Klagerecht abgefprohen, weil er ald Mitſpieler den Zwed bes 
Darlehens gewußt und bie Berwirklihung dieſes Zweckes durch Die 
Berwendung des Geldes zum unerlaubten Spiele gejehen, mithin 
wiffentlih zur Bewirkung einer unerlaubten Handlung etwas gegeben 
bat, das unter folden Umftänden Gegebene aber nad $. 1174 a. b. 
G. B. nicht zurüdgefordert werden Tann. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In⸗ 
ſtanz. Gründe: Wenn auch ver Bellagte durch PVerlufte in dem 
Spiele mit dem Kläger veranlaßt worden ift, von ihm Gelb zur 
Yortjegung des Spieled zu entlehnen, und dem Lettern diefer Zwed 
bes Darlehens befannt gewefen ifl, fo war doch nicht das verbotene 
Spiel, jondern nur das gegebene Geld der Öegenftand des Vertrages 
und ift dasjelbe dem Beklagten nicht als Entgelt dafür, daß er das 
verbotene Spiel fortfegte, fondern nur unter der Bebingung und mit 
ber Verpflichtung der Zurüdzahlung gegeben worden. Es fteht daher 
bem Klageanſpruche der $. 1174 a. b. ©. B. nicht entgegen. 


Nr. 7031. 


Eheſcheidung aus beiderfeitigem Verſchulden: Boshaftes Ver- 
laffen der Gattin? 


yatic. d . 14. Inni 1878, Nr. 5225 (Beit. des Url. des 2. ©. Brünn v. 
23. Nov. 1877" Nr. 12880, Abünd. des up: ded DO. L. G. Brünn vom 
13. Febrnar 1878, Nr. 1521). G. 3.1879, Nr. 95. 

Auf die Klage der A gegen ihren Ehemann B wurde in erfter 
Inſtanz die Scheidung von Tiſch und Bett aus dem Verfchulden beiber 
Gatten ausgefprodhen und dem B die Verabreichung des Unterhaltes 
aufgetragen (Hofd. vom 4. Mat 1841, 3. ©. ©. Nr. 531). Der 
Beklagte hatte fih geweigert, bie Klägerin, nachdem fie in Yolge 
eines Zwiftes feine Wohnung verlaffen, bei ihrer Rückkehr wieber 
aufzunehmen, und ihr Unterhalt zu geben, und dieſe Weigerung aud 
bei ven eingeleiteten Berjöhnungsverfuchen aufrecht erhalten. In dieſem 
Benehmen erblidte das Gericht ein dem B anrechenbare® Verſchulden 
an der Scheidung und fpeciell ven im 8. 109 a. b. G. B. bezeich⸗ 
neten Scheidungsgrund, daß er bie Klägerin boshaft verlafjen hat. 
— Das O. % ©. entſchied, daß an der Scheidung die Klägerin 
allein Schuld trage, und daß demgemäß diefelbe mit ihren Anfprücen 
auf Altimentation abgewiefen werde. Gründe: In dem Berhalten 
des B kann der Thatbeſtand des boshaften Verlaſſens feiner Ehe⸗ 
gattin nicht gefunden werden, weil das Verlaſſen die widerrechtliche 
Entfernung eines Ehegatten aus dem gemeinfhaftlihen Wohnorte in 
der Abficht, die ehelihe Gemeinschaft abzubredhen, vorausfegt. 
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Der oberfte Gerichtshof reftituwirte das Urtheil der erſten In⸗ 
ftanz in der Erwägung, daß, wenn aud die A in Folge momentaner 
Gemüthsaufregung die Wohnung ihres Chemanns verlaffen bat, fie 
bo bald darauf wiederholt in feine Wohnung fi begab und ven 
Beklagten widerholt um Aufnahme bat, derfelbe jedoch ſich beharrlich 
weigerte und ihre Bitte zurüdwies: daß die Klägerin aud im Zuge 
des gerichtlichen Verfahrens bei den dreimaligen Berföhnungsverfuchen 
und auch unmittelbar vor der Verhandlung erklärte, fih mit ihrem 
Ehegatten ausjöhnen und mit ihm leben zu wollen, und ihn bat, fie 
wieder aufzunehmen, der Beklagte aber auch dieſer Bitte gegenüber 
fih ablehnen verhielt; daß die im $. 109 a. 6. ©. 2. bezeichneten 
Scheidungsgründe nicht taratio angeführt find, und daß in dem oben 
geſchilderten Verhalten des Beklagten unter gleichzeitiger Berweigerung 
einer Alimentation ja felbfl der Nutznießung des Heiratsgutes ein 
dem boshaften Berlafjen der Klägerin gleicher Scheidungsgrund er⸗ 
blickt werden muß. 


Nr. 7032. 


Einleitung und Durchführung des ſummariſchen ſtatt des 
Bagatellverfahrens: Unheilbare Nichtigkeit. 


Eutſch. v. 18. Inni 1878, Nr. 6787 Belt ded dad ut). des 3. G. Raguſa⸗ 
vecchia v. 14. „Sünner 1878 , Nr. 46, aufheb. Decr. des O. L. G. Zara dv. 
5. April 1878, Nr. 872). ©. 3. 1879, Nr. 87. 

Auf die Klage des A wurde ftatt des Bagatellverfahrens, für 
welches fie geeignet war und befjen Einleitung der Kläger audy be- 
gehrt hatte, das fummarifche Verfahren eingeleitet, ohne weitere Ein-. 
ſprache der Parteien durchgeführt und das Urtheil gefällt, gegen 
welches der Bellagte aus meritorifhen Gründen die Appellation ergriff. 
— Bon dem O. L. G. wurde das Urtheil mit dem voraufgegangenen 
Derfahren aufgehoben, weil der Streitgegenftand zur Zuſtändigkeit 
des Bagntellgerichtes gehört und dem entgegen nad) dem Geſetze über 
den fummarifhen Proceß verhandelt worden ift, fomit eine Nichtig- 
feit vorliegt, welche durd die Zuftimmung ver Parteien nicht behoben 
werden kann. 

Der oberfte Gerichtshof beftäligte bie Verfügung ber zweiten 
Inſtanz aus deren Gründen. 
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Nr. 7033. 

Anfpruh eines als Gerichtscommiffär fungirenden Notars 
auf Entſchädigung für Vorbereitungen zu einer durch DVer- 
ſchulden der Partei unterbliebenen Amtshandlung. 

v. 18. Juni 1878, Nr. 6004 (Beft. des Decr. des 9. ©. Prag vom 
KB 1er 28, Sir. 20 30171, Abänd. eb De des D. Fe G. ‚Sag dom 

ärz 1878, Nr. 9040). Zeitſchrift f. d. Notariat 1878, 9. 

Der Notar A erftattete die Anzeige, daß die ihm als Gerichts: 
commifjär aufgetragene executive Mobilienfeilbietung nicht vollzogen 
werben konnte, weil der Erecutionsführer bie Inferirung des Ver 
fleigerungsebicte® in ber amtlichen Zeitung nit ausgewieſen hatte, 
und begehrte ven Zuſpruch einer Gebühr ſowohl für die Verfaſſung 
feines Berichtes als aud für die zur Vorbereitung ber Yeilbietung 
verwendete Zeit. — In erfter Inſtanz wurden beide Gebühren liqui⸗ 
birt. — Das O. L. ©. eliminirte die leßtere Gebühr. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die erftgerichtliche Liquidation 
in der Erwägung, daß nicht blos die Verfaſſung der Anzeige, fon- 
bern auch die Vorbereitungen zur Licitation, deren Bereitlung dem 
Erecutionsführer zur Laſt fällt, dem als Gerihtscommifjär fungirenven 
Notar zu verlohnen find. 


Nr. 7034. 

Compenfation der Koften eines wegen Unzuftändigfeit ber 

Gerichte aufgehobenen Befigftörungsverfahrens, 
€ v. 18. Juni 1878, Nr. 7011 (Beft. de des N. G. Pra 

“ih. oh April 18978, Nr. FE er, 9, Nr. 97 = Pens 

Die ——— des A gegen B wurde von dem Ge—⸗ 
richte erſter Inſtanz in merito abgewiejen mit Berfällung det Klägers 
in den Erſatz der Proceßkoſten. — Das O. L. G. caflirte die Ent. 
ſcheidung nebft dem voraufgegangenen Verfahren, weil die Sache nad 
3. 15 des Waflerreditögejeges für Böhmen vom 28. Auguft 1870, 
L. ©, BI. Nr. 71, vor die politiſche Behörde gehört, und corpen⸗ 
ſirte die erſtgerichtlichen Proceßloſten in der Erwägung, daß in Folge 
ber Ebergeriqhtlichen) Aufhebung des Verfahrens ein Spruch im her 
Hauptſache nicht vorliegt, daher von einem Obſiegen und Unterliegen 
im Rechtöftreite feine Rede fein kann; und daß bie Koſten ſchon 
darum dem Beklagten nicht zuzuſprechen find, weil er die Incompetenz 
‚ ber Gerichte nicht eingewendet, fih in die Verhandlung eingelaffen 
und fomit die Koften der Verhandlung mitverſchuldet hat. 

Der Revifionsrecurd bes Beklagten gegen bie Entfheibung ber 
zweiten Inſtanz im Koſtenpunkte wurde mit Bezugnahme auf die vor- 
ſtehende Begründung verworfen. 
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Nr. 7035. 
Unzuläffigfeit ber vom Gegner des Eidpflichtigen begehrten 
Aenderung bes Datum in der rechtskräftig feftgefetten 
Eidesformel. | 


Entf. v. 19. Juni 1878, Nr. 6650 (Beit. des Decr. des B. G. Freiftadt 
v. 30. Mürz 1878, Nr. 3133, Abünd. des Decr. des DO. 2. @. Brünn v. 
16. April 1878, Nr. 4230). ©. H. 1878, ©. 447. 

Nach der Formel des dem Bellagten B durdy Urtheil aufgetra- 
genen Haupteides follte er eivlich feines Wiſſens und Erinnerns wider» 
fprehen, daß er fih am 6. Yuni 1873 mit dem Kläger A ver- 
rechnet und deſſen Guthaben per 1870 fl. anerkannt habe. Nachdem 
B den Eid in diefer Faſſung angetreten hatte, ftellte A bei der Eides- 
tagfahrt das Begehren, daß aus der Eidesformel die präcife Angabe 
des Tages der Verrechnung eliminirt und ftatt deſſen die Worte: im 
Mai oder Juni 1878 eingefchaltet werben, da die Abrehnung nicht 
gerade am 6. Yuni 1873, fondern an einem anderen Tage bed 
Monates Mai oder Juni 1873 geſchehen fei und er befürdte, daß 
ber Delat den Schwerpunft auf die Präcifirung des Datums legen 
und den Deferenten durch einen formell unantaftbaren Eid dennod 
materiell um fein gutes Recht bringen werde. — In erfter Inſtanz 
wurde biefe Bitte abgewiefen aus folgenden Gründen: Der Kläger 
ift zur Seit, nachdem er das Urtheil rechtskräftig werden ließ, zu 
einem ſolchen Begehren gar nicht berechtigt, indem nicht ex, ſondern 
ber Delat die ihm aufgetragene Beſchwörung mit feinem Gewiffen zu 
vertreten bat, daher nur diefer etwaige Gewiffensffrupel in dem Be⸗ 
gehren um Aenderung der Eivdesformel zum Ausbrude bringen kann. 
Aber, auch abgefehen hievon , bietet die ausgeſprochene Befürdtung 
bes Klägers und Deferenten: fein Gegner könne durch den Nachdruck, 
den er auf das beftinimte Datum der Verrechnung legt, einen faljhen 
Eid ſchwören, gar keinen Grund zur Aenderung der Tivesformel, 
indem ed Sache des Richters ift, bei der Rechtsbelehrung dem Eides- 
leifter die Beziehungen ver einzelnen Momente der Eidesformel zu 
einander, fowie deren Werth und Bedeutung Mar zu legen, um ba- 
durdy eine reservatio mentalis wenigftens nad) Kräften zu paralifiren. 
— Das O. L. G. verorbnete die Aenderung der Eidesformel in ber 
Weiſe, daß es in derfelben, ftatt „am 6. Juni 1873”, heißen fol: 
„im Monate Mai oder Juni 1873", weil es in dem vorliegender 
Falle nur darauf ankommt, ob die behauptete Abrechnung und Schulb- 
anerfennung zwifchen beiden Streittheilen überhaupt ftattgefunden hat, 
der Tag aber, an welchem dieſelbe gepflogen worden fein fol, ver Acten⸗ 
lage und den Entjcheidungsgründen nad von gar feiner Bedeutung 
ift und aud von den Parteien im Laufe des Proceſſes auf venjelben 
fein Gewicht gelegt wurde, die Angabe des Datums der Abrechnung 
fih fomit als gänzlich unmefentlich darftellt, und weil nach 8. 208 
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a. ©. O. der Richter felbft befugt ift, ſolche Umſtände, melde zur 
Sade nicht gehören, aus der Eivdesformel audzulaffen, wenn aud 
der Eid ohne Widerrede angenemmen worden wäre, mithin von biefem 
Rechte um fo mehr in dem Falle Gebraudy machen darf, wenn eine 
Partei um die Auslaffung eines folhen unmefentlihen Umſtandes ans 
ber, Eidesformel anſucht. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftrichterlihen Beſcheid 
aus deſſen Gründen. 


Nr. 7036. 
Anfpruh auf Genugthuung für durch proviforifhen Per- 
fonalarreft erlittenen Schimpf und Schaden: Borausjegungen 
und Nativität des Anſpruchs; Unzuläffigleit des Schätzungs⸗ 
eides; Verurtheilung ded Beklagten zum Koftenerfag unge: 
adtet namhafter Mäßigung des angefprochenen Betrages. 


Entf. v. 21. Juni 1878, Nr. 1616 (Belt. de⸗ dad Urth. des L. N Feng dom 
28. Auguit 1877, Nr. 209 22, abänd. Urth. d . L. G. Prag 7. Nov. 
1877, Nr. 29187). Jur. 81. 878, Nr. 33, 


B belangte am 6. Mai 1872 ven A bei dem Prager Hanbeld- 
gerichte auf Zahlung einer Schadenerſatzforderung von 40.700 fl., 
bie nach feiner Anführung in folgender Weife entftanden war: Im 
März 1872 Hat A von ibm 550 Prager Bankvereinsactien zum 
Curs von 220 fl., mit der Berpflihtung zu deren Uebernahme am 
15. April, gefauft, allein an diefem Tage nit übernommen, weshalb 
B die Actien nad Handelsrecht am 17. April im Exrecutiongwege 
nah dem Tagescurd von 146 fl. verkaufte; die Differenz zwifchen 
dem lettern und dem von ihnen vereinbarten Cure, zu deren Zahlung 
A aus dem nicht erfüllten Kaufe verpflichtet ift, belauft fih auf bie 
von B eingeffagte Summe, Nady eingereichter Klage begehrte B bei 
bem ftäbt. veleg. B. ©. in Prag die Berhängung des vorfichtöweifen 
(Haus) Arreftes witer A wegen Fluchtverdachtes. Beide Untergerichte 
bewilligten den Arreft gegen Caution von 5000 fl. für Schimpf und 
Schaden (88. 275 und 277 a. ©. O.); von dem oberften Gerichts- 
hofe aber wurde die Arreftverorbnung wegen nicht ausreichender Be- 
gründung des Fluchtverdachts beſeitigt und in Folge deſſen der gegen 
A in Vollzug geſetzte Arreſt am 13. Juni nach einer Dauer von 
30 Tagen aufgehoben. Die von B gegen A angeſtellte Klage pto. 
40.700 fl. wurde nicht gehörig fortgefegt, da B bie auf Begehren 
bes A ihm aufgetragene actorifhe Kaution nicht leiftete, daher A in 
Gemäßheit des dem B vom Proceßgericht ertheilten Cautionsauftrages 
auf Die Klage nicht Rede und Antwort zu geben hatte und das weitere 
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Berfahren auf ſich beruhen blieb. Nun trat A gegen B bei dem 
Prager Lanveögerihte am 21. Jänner 1876 mit der Öenugthuungs» 
age ($. 282 a. ©. O.) auf, worin er geltend machte, daß bie 
Verjährung der Schadenderfaßforderung des B am 17. April 1872, 
ald dem Tage, an welchem ihm durch ven executiven Verkauf ver 
Prager Bankvereinsactien der Schade bekannt geworben, begonnen 
und nad) drei Jahren, im Jahr 1875, fi vollendet habe (8. 1489 
a. b. G. 3.), ohne dur die Entfhänigungsflage des B vom 6. Mai 
1872 unterbrochen worden zu fein, weil biefelbe nicht gehörig fort- 
gefegt wurbe ($. 1497 a. 6. ©. B.), daß mithin ihm, Kläger, nad 
Aufhebung des Arreftes auch eine billige Genugthuung für Schimpf 
und Scaben gebühre ($. 282 a. ©. D.), die er für den Schimpf 
mit 16.000 fl. und für den Schaden mit 143 fl. 45 fr. (Koften 
feiner Bewahung während des Hausarreftes) berechne. Sein Be- 
gehren ging dahin, daß ihm die Oefammtfumme von 16.143 fl. 45 fr. 
gegen B zugefproden, und daß er für berechtigt erkannt werde, zur 
partiellen Hereinbringung derſelben fih an der von B erlegten Cau⸗ 
tion von 5000 fl. zu halten. — In erfter Inftanz wurde die Klage, 
unter Berfällung des A in den Erſatz der Proceffoften, für vermalen 
abgewiejen, aus folgenden Gründen: Der Bellagte hat die Forderung, 
für welche er die Arreftirung bes Kläger erwirkte, noch vor der Er- 
wirkung des Arreftes mittelft Klage bei dem zuftändigen Gerichte gel- 
tend gemacht; es hätte daher der Kläger, was audh vom Bellagten 
ausdrücklich eingewendet worden tft, um feinen Anſpruch auf Genug- 
thuung für den durch die Arreftirung erlittenen Schimpf und Schaden 
zu begründen, gemäß $. 282 a. ©. O. varthun müflen, daß bie 
Forderung des Beklagten per 40.700 fl., für welche die Arreftirung 
erfolgt war, für ungegründet erfannt worden if. Die von ihm auf—⸗ 
geftellte Behauptung, daß die Forderung verjährt fei, vermag dieſe 
Borausfegung des 8. 282 a. ©. O., unter welder allein vom Zu- 
ſpruche einer Genugthuung für Schimpf und Schaden die Rebe fein 
kann, nämlich das den Nichtbeftand der Forderung ausſprechende Er- 
fenntniß nicht zu erfegen, weil in dem vorliegenden Rechtsſtreite über 
bie Trage, ob bezüglich diefer Forderung die Berjährung bereitd ein- 
getreten fei, gar nicht entſchieden werben kann, weil ferner, abgejehen 
davon, daß das zur Beurtheilung diefer Frage nöthige Material gar 
nicht vorliegt, zur Entſcheidung verfelben nur das zuftändige Gericht, 
vor welchem ver Rechtsſtreit über die Forderung anhängig ift, berufen 
ericheint, und weil das Erfenntniß über diefe Forderung nad) $. 282 
a. ©. D. im Berhältniffe zu dem vorliegenden Streite über bie be- 
gehrte Genugthuung als ein Präjubicialerfenntniß erjcheint, weldes 
zu der Zeit, wo über die Genugthuung erkannt werben foll, fchon 
rechtskräftig vorliegen müßte, und daher fhon aus diefen Grunde 
nicht gleichzeitig gefchöpft werden kann. In diefer Richtung hätte ber 
Kläger, wenn er den Streit über die Forderung des Beklagten vor 
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dem Handelögerichte ohne Erlag ber feftgefegten Klagecaution nicht 
weiter fortfegen wollte, nur dann den diesfälligen Beftinmungen ver 
allgemeinen Gerichtsordnung entfprehen können, wenn er bezüglich 
der angeblich eingetretenen Verjährung ver Forderung auf den Wege 
eines befondern Rechtsſtreites ein Erkenntniß erwirkt hätte, auf Grund 
defien ſodann im vorliegenden Yale Über die begehrte Genugthuung 
hätte entfchieven werben können, Wenn aber andererfeitd auch ver 
Kläger, was er übrigens felbft ausgefchloffen wiſſen will, nit auf 
Grund der viesfälligen Beftimmungen der Gerihtsorbnung, fondern 
auf Grund des materiellen Rechtes über den Schadenerſatz feinen 
Anſpruch gegen den Beklagten geltend machen wollte, jo würde dies 
im vorliegenden Yalle, felbft vorausgefegt, daß er gegenüber ben Be- 
fimmungen der Gerichtdorbnung überhaupt zuläffig wäre, nit mehr 
thunlich und der diesfällige Anſpruch nicht mehr gegründet fein, weil 
ber materiellrechtlihe Anfpruch, welder, abgejehen von den Normen 
der Gerichtsordnung und den durch biefelben vorgezeichneten Mobali- 
täten der anläßlich der Aufhebung ber proviforifhen Arreftirung aus⸗ 
zumefjenden Genugthuung, nur auf der durch ben Bellagten zuge- 
fügten Rechtsverlegung beruhen würde, daher ſchon in dem Zeitpunlte, 
wo dem Kläger dieſe Rechtsverletzung und der Umfang des dadurch 
zugfügten Schadens befannt geworden, alfo zur Zeit feiner Entlaffung 
aus dem Arrefte am 13. Juni 1872 einflagbar gewejen wäre, burd 
Ablauf der im $. 1489 a. b. ©. 2. feftgefegten breijährigen Friſt, 
längft verjährt war, folglih, da der Beklagte die Einwendung ber 
Verjährung ausdrücklich erhoben bat, die Klage nicht blos derzeit, 
jondern für immer hätte abgewiefen werden müflen. — Das O. L. ©. 
bat dem A als Genugthuung für den Schimpf 300 fl. (10 fl. per 
Arrefttag) und für den Schaden 143 fl. 45 fr. zuerkannt und bie 
Proceßkoſten zugeſprochen. — Der Kläger ergriff die a. o. Revifions- 
beſchwerde wegen bes zu niederen Betrages der ihm zuerfannten Ge- 
nugthuung für den erlittenen Schimpf. Von dem Bellagten wurde 
das obergerichtlihe Erfenntnig mit der ordentlichen Nevifionsbes 
ſchwerde angefochten. | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
fans. Gründe: Der Beihwerde des Klägers könnte nur dann 
eine Folge gegeben werden, wenn er eine offenbare Ungerechtigkeit, 
melde ihm durch das obergerichtliche Urtheil zugefügt wurde, nachge- 
wiejen hätte. Eine offenbare Ungerechtigkeit wurde aber von dem 
Kläger in feiner Revifionsbefhwerde nit einmal behauptet und kann 
von einer folhen auch überhaupt da, wo ber Nichter die dem Kläger 
zu leiftende Genugthuung nad) „Billigkeit“ (8. 282 a. ©. DO.) zu 
bemeſſen bat, feine Rede fein. Die in der Reviſionsbeſchwerde aufs 
geftelte Behauptung, daß ver Kläger zum Schätzungseide über bie 
Höhe der von ihm angefprodyenen Genugthuung zuzulafien war, iſt 
unrichtig, weil nad F. 282 0. G. O. ven Betrag der Genugthuung 
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der Richter auszumelfen hat. — Der Bellagte findet fih durch das 
obergerichtliche Urtheil befehwert, weil der von ihm erhobenen Eins 
wendung der Verjährung des eingeflagten Genugthuungsanfpruces 
feine Folge gegeben und er in den Erfag der Proceßkoſten verurtheift 
wurde. Die Einrede der Verjährung wurde von dem Bellagten 
darauf geftüßt, daß dem Kläger am 13. Yuli 1872, dem Tage feiner 
von dem oberften Gerichtshofe wegen ungenügenven Fluchtverdachtes 
verorbneten Entlafjung aus dem Arrefte, fomohl Schimpf als Schaven 
befannt geworben ſei, von dieſem Tage an gemäß 8. 1489 a. b. 
G. 3. die Triennalverjährung feines Anſpruchs auf Genugthuung 
zu laufen begonnen babe, mithin zur Zeit der von ihm erft am 
21. Yänner 1876 eingebrachte Klage dieſer Anſpruch ſchon verjährt 
war. Diefe Einreve des Beklagten ift nicht begründet. Ob für das 
Anſuchen um Bewilligung des proviforifchen Arreftes nah 8. 275 
a. G. O. ein begründeter Fluchtverdacht vorliege, hat der Richter 
bei Bewilligung des Arreſtes zu entfcheiden; der Fluchtverdacht iſt 
baher fein Gegenftand des Redhtfertigungsflreites; ter Arreſtwerber 
bat den erwirkten Arreſt nur durch daß richterliche Erkenntniß der 
Richtigkeit ſeiner Forderung zu rechtfertigen, widrigens er dem Arre⸗ 
ſtirten zu einer billigen Genugthuung für den erlittenen Schimpf und 
Schaden verpflichtet if. Wenn daher der im erſter und zweiter In- 
ftanz bewilligte und vollzogene Arreft in dritter Inftanz, weil ein 
gegrändeter Fluchtverdacht nicht vorlag, aufgehoben wurde, fo kann 
der Arreftwerber, wenn er von der ihn fonft treffenden Genuythuung 
befreit fein will, fi der Verpflichtung nicht entjchlagen, den Beweis 
iR führen, daß er zu den Anfuchen des in erfter und zweiter Inflanz 
emilligten und vollzogenen Arreftes durch eine ihm zuftehende recht⸗ 
mäßige Forderung gejeglich beredhtigt war. Hieraus ergibt fi, daß 
ber Kläger A feinen Anſpruch auf Genugthuung nicht glei nad) 
erfolgter Aufhebung des Arreſtes, fondern erft dann geltend machen 
fonnte, als erwiejen vorlag, daß der Beklagte feiner Verpflichtung 
zur Rechtfertigung des Arreſtes nicht entſprochen hat. Das O. L. G. 
war daher im Rechte, ſeine Verjährungseinrede abzuweiſen. Allein 
auch im Punkte der Proeeßkoſten iſt die obergerichtliche Entſcheidung 
gerechtfertigt, weil der Gegenſtand des Streites der Anſpruch des 
Klägers auf die von dem Beklagten nach 8. 282 a. G. O. zu leiſtende 
Genugthuung für erlittenen Schimpf und Schaden iſt, dieſer Anſpruch 
von dem Oberlandesgerichte anerkannt und der Beklagte zur Leiſtung 
der Genugthuung verurtheilt wurde, die Höhe des Betrages jedoch 
durch das Geſetz dem Ermeſſen des Richters anheimgegeben iſt, die 
erfolgte richterliche Mäßigung des angeſprochenen Betrages baher 
nicht als eine theilweiſe Sachfälligkeit des Klägers angeſehen werden 
kann, welche nad) $. 25 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. ©. 
Bl. Nr. 69, eine verhältnißmäßige Theilung ver Koften, oder bie 
gegenfeitige Aufhebung derſelben zur Folge haben würde. 
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Nr. 7037. 
Rückwirkung der Gefege: ollifion der Vorfchriften Des 
franzöfifchen und des öfterreichifchen Rechts betreffend den 
Beginn und die Dauer der Verjährung des Rechts auf 
„Umftoßung einer Erklärung des legten Willens”. 


Entid. v. 25. Juui 1878, Nr. 2000 (Abänd. der pleinfdemigen Urt. 
des 9. ©. Lißn dv. 26. Sept. 1 Nr. 2495 un Krakau 
». 24. Juli 1877, Nr. 5790). ©. 5 1878, ©. 482. ZJur. BI. 1879, Nr. 33. 

Das von M am 4. October 1844 errichtete allographe Pri⸗ 
vatteftament ift von Czernichowek, einem Dorfe im Großherzogthum 
Krakau datirt, wo bamal8 — bis zum 29. September 1855 — 
ber Code Napoldon als Eivilgefegbuh galt. Erſt im Yahre 1874 
wurde das Teftament kundgemacht und darauf belangte die Inteftat- 
erbin A am 20. Auguſt vesfelben Jahres den eingejegten Erben 
B wegen Ungiltigerflärung des Teftaments mit Berufung auf bie 
Art. 971 - 974 Code Napoleon, wornach allographe Teftamente, um 
giltig zu fein, von einem Notar aufgenommen werben mußten. — 
Beide Untergerichte haben ver Klage ftattgegeben, mit Abweifung ber 
vom Bellagten vorgebrachten Einrede der ZOjährigen Verjährung 
(Art. 2265 Cod. Nap.) und der Triennalverjährung ($. 1487 a. 
b. ©. B.), weil weder feit dem Tode des Teftatord 30 Jahre, noch 
feit der Kundmahung des Teftaments drei Jahre verftrihen waren, 

Bon dem oberften Gerichtshofe wurde die Klage abgewiefen, 
Gründe: Die Untergerichte Haben die Giltigfeit der von der Klägerin 
wegen Formmangels beftrittenen fchriftlichen legtwilligen Anordnung 
ihres im Jahre 1844 verftorbenen Vaters mit Recht nad) ben Bor- 
fchriften des Cod. Nap. geprüft, nachdem biefelbe von einem Staats» 
angehörigen der ehemaligen Republif Krakau in ber hiezu gehörigen 
DOrtihaft Czernichowek noch zu einer Zeit errichtet wurde, in welcher 
bafelbft der Cod. Nap. Geſetzeskraft hatte (8.5 a. b. G. B.). Aus 
dem nämlichen Grunde mäfjen aber auch die Einwendungen des Ber 
langten, dafern folde auf frühere, noch vor der Wirkſamkeit des 
öfterreihifchen Gefeges erworbene Rechte fih fügen, nah den Be⸗ 
fiimmungen des vormals geltenden Geſetzes beurtheilt werden. Da 
der Bellagte dem Klagebegehren die Verjährung entgegenfegt und fid 
biebei auf die Vorfchrift des 8. 1487 des äfterr. a. b. ©. 3. ber 
rufen bat, nach welcher das Recht, eine Erklärung des legten Willens 
umzuftoßen, binnen 3 Jahren verjährt, und ba die Untergerichte dieſer 
Einwendung mit Hinblid auf die Beſtimmung des Art. 2262 Cod. 
Nap., welder zur Erlöfhung des in Rede ſtehenden Klagrechtes eine 
Zojährige, vorliegend noch nicht vollendete Verjaͤhrungszeit erfordert, 
wie auch aus dem weiteren Grunde nicht ſtattgegeben haben, daß 
ſelbſt nach öſterreichiſchem Gefege, da vom Tage der gerichtlichen 
Kundmachung ber beftrittenen Tegtwilligen Anordnung bis zum Tage 
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ber Einflagung 3 Jahre nod nicht verfloffen waren, die Verjährung 
nicht Platz greifen könne, jo war in Anbetradt, daß das öfterr. a. 
6. ©. 2. in Folge der Minifterial-Berordnung vom 29. Juni 1855, 
R. G. B. Nr. 117, im Kralauer Gebiete am 29. September 1855 
in Wirkſamkeit getreten ift, und zur Zeit dieſes Proceſſes ſchon Ge- 
ſetzeskraft hatte, die Frage zu erwägen, ob Belangter berechtigt war, 
bie nad) Öfterreichifchem Geſetze viel kürzere und ihm günftigere Ver- 
jährung für fih in Anſpruch zu nehmen, und im bejahenden alle, 
von welchem Zeitpunkte diefe Verjährung für die Streittheile zu laufen 
begann. Es Tann keinem Zweifel unterliegen, daß das Einführungs- 
Patent zum bürgerlihen Geſetzbuche vom 1. Juli 1811 hier An 
wendung zu finden bat, und da nad) dem fechäten Abjat dieſes Patentes 
ber Bellagte auf die fürzere, vom Lage der Wirkfgmfeit des bürger- 
lihen Geſetzbuches im Krafauer Gebiete zu rechnende Verjährung nad 
öſterreichiſchem Geſetze fi zu berufen, allerdings berechtigt ift, fo ift 
e8 klar, daß, nachdem im vorliegenden alle die Verjährung nad) ver 
Beflimmung des Art. 2251 Cod. Nap., da feiner der in den Art. 2252 
bi8 2259 vorgefehenen Ausnahmsfälle bier vorkommt, bereit8 zur 
Beit der Wirkſamkeit des Cod. Nap. zu laufen begonnen hat, foldhe 
nad Ablauf dreier Yahre, vom Tage der Einführung des öfterr. allg. 
b. ©. 3. im Großherzogthum Krafau, d. 1. mit dem 29. September 
1858, daher längft vor Heberreihung der Klage vollendet worden if. 
Dem gegenüber Tann die Beflimmung des a. b. ©. B., daß ber 
Anfang der Zriennalverjährung vom Tage ber Kundmachung des 
legten Willens zu rechnen ift, und auch die Yrage, ob und wann die 
Klägerin von ber Eriftenz der letztwilligen Anordnung Kenntniß er⸗ 
hielt, gar nicht mehr in Betracht fommen, weil beide Umftände, welche 
lediglich nur auf die Firirung des Zeitpunftes, von welchem der Beginn 
ver Berjährung zu rechnen ift, Bezug haben, mit Rückſicht auf die hier 
nach den Beftimmungen des franzöfifhen Geſetzes unbedingt bereits 
begonnene Verjährung völlig gleichgiltig fein müſſen; zumal die zur 
Zeit des Todes ihres Vaters bereits großjährige und zu gefeßlichen 
Handlungen befähigte Klägerin 28 Jahre verftreihen ließ, ohne ihr 
gefeglihes Erbreht auf den väterlihen Nachlaß geltend zu machen, 
von weldhem fie doch ungehindert Gebrauch machen konnte. 


| Nr. 7038. 
Escomptirung einer Taufmännifhen Anweiſung: Haftung 
bes Indoſſanten im Falle ihrer Nichthonorirung. 


Entſch. v. 25. Juni 1878, Nr. 6030 (Belt. ded dad Urth. ded 8. ©. 
Böhmifc-Leipa v. 27. Februar 1878, Nr. 1715, abänd. Urth. ded O. L. ©. 
Prag v. 9. April 1878, Nr. 9438). ©. 3. 1879, Nr. 95. 

A edcomptirte dem B eine von C an bie Ordre des B auf 
D außgeftellte faufmännifche Anmweifung um 906 fl., präfentirte ſodann 
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bie ihm von B inboffirte Anweiſung dem D zur Zahlung und be- 
langte den B, nachdem D die Annahme derſelben verweigert hatte 
unb von A erfolglos auf Honorirung der Anweifung geklagt worden 
war, auf Aufkebung des Escomptegefhäftes und Zurüdftellung ver 
bem B gezahlten 906 fl. gegen Rüdgabe — von Seite des Klägers 
— der Anweiſung. — Im erfter Inſtanz wurde die Klage abge- 
wiefen aus folgenden Gründen: Es handelt fid im vorliegenten Hall 
um eine Taufmännifhe Anweifung und zwar um ein Orbrepapier 
(Art. 301 des Handelsgeſetzes) und es fragt fi, welches Rechtsver⸗ 
hältniß durch die Escomptirung der Anweifung und durch das Indoſſa⸗ 
ment berjelben von B an A begründet worven ifl. Bet dem Um: 
ftande, ale das Handelsgeſetz Feine Beſtimmungen über das dur 
Indoſſament einer Anweifung zwiſchen dem Indoffanten und Indoſſatar 
entftandene Rechtsverhältniß enthält, und der Kläger auch nicht be- 
bauptet, daß ſich diesfalls ein Handelsgebrauch gebildet hat, kommt 
das allg. bürgl. Recht zur Anwendung (Art. 19. ©. 2.), und da 
eine Affignation vorliegt ($. 1406 a. b. ©. B.), jo find für das 
Nechtsverhältnig zwiſchen dem Indoſſanten und dem Undoflatar ver 
Anweifung die Beſtimmungen des a. b. ©. B. über die Haftung des 
Cebenten gegenüber dem Eeflionar (88. 1397— 1399) entſcheidend. Nach 
biefen Borfchriften hat A, welcher die Anmeifung entgeltlih erworben 
hat, allerdings im Allgemeinen das Recht, von B die Haftung 
zu verlangen; er mußte jeboch für den Beftand dieſes Rechtes noch 
nachweiſen, daß bie befonderen gefeglihen Borausfegungen, unter 
welchen der Cedent haftpflichtig ift, eingetreten find. In diefer Be 
ziehung beruft fit A darauf, daß die Anweiſung ganz werthlos fel, 
da D die Anmeifung nicht honorirte und er in dem gegen D geführten 
Rechtsſtreit peto. Honorirung der Anweifung unterlegen if. Diefe 
Proceßentſcheidung ift aber im vorliegenden Nechtöftreite ohne Einfluß, 
da damit nur feftgeftellt wurde, daß die Annahme der Anweifung von 
Seite des D gar nicht ftattgefunden hat. Nun ift es allerdings 
richtig, daß, wenn D die Anweifung nidht angenommen hat, A aud 
feinen Anſpruch aus der Anweifung an D ftellen kann, weil zufolge 
Art. 301 des Handelsgefetzes der Berpflihtungsgrund für den Aflig- 
naten nur in der Annahme der Anweiſung gelegen ift; aber daraus 
folgt feineswegs, daß die Anweifung auch gegenüber dem C ald Aflig- 
nanten und bem B al® Indoſſanten werthlos ift; der 8.1402 a, b. 
©. B. beftimmt ausdrücklich, daß eine unvollfländige Affignation für 
Diejenigen wirkjam ift, die mit einander einverftanden find, Da nun 
ber Kläger den Einiritt der Haftpflicht des B aus einem der Umftänbe 
ber 88. 1397 big 1399 a. b. G. 8. nicht nachgewiefen hat, mußte 
er fahfällig werten. — Das DO. % ©. erlannte nad dem Klage⸗ 
begehren mit folgenver Begrimdung: Aus einer an Orde lautenden kauf⸗ 
männifchen Anweiſung ift Derjenige verpflichtet, welcher fie acceptirt hat 
(Art. 301 9. ©.); der Indoflatar wird unmittelbarer Gläubiger des 


— 319 — 


Acceptanten (Art. 303 9. G.). Was die Stellung des Indoſſanten 
gegenüber dem Indoſſatar betrifft, fo erſcheint verfelbe, da das 
Handelsgeſetz hierüber nichts beftimmt, in jener eines Cedenten und 
bat als folder nah Maßgabe der Beftimmungen des a. b. © 2. 
zu haften. Im vorliegenden Falle hatte B nad) der Natur des 
zwifchen ihm und C gefchloffenen Gefchäftes dafür zu haften, daß 
Annahme und Zahlung der Anmweifung erfolg. Da nun D nidt 
acceptirt umd nicht gezahlt Hat, jo muß die Forderung als unein- 
bringlich bezeichnet werden, zumal auch der von A im Rechtswege 
gemachte Verſuch, von D die Zahlung zu erhalten, erfolglos geblieben 
ft. A kann daher die Zurüdftellung der für die Anweifung gegebenen 
Baluta vom B begehren und nidht er ift e8, dem ver Beweis obliegt, 
daß Feiner jener Umftände eingetreten ift, welche die Haftungspflidt 
bed Ceventen aufheben (SS. 1398 und 1399 a. 6. G. B.), fondern 
es müßte vielmehr der Beklagte den Eintritt eines ſolchen Umſtandes 
nachweiſen, was aber nicht gefchehen ift. Die Yrage, ob und inwie- 
ferne C für die Ausftelung der Anweifung bafte, if, weil den vor- 
liegenden Rechtsftreit nicht berührend, nicht zu erörtern. Was aber 
den D betrifft, jo konnte A fih an denfelben nicht halten, weil Die 
Anweifung von D nicht acceptirt worden war, aus der Anweifung 
auch nicht zu entnehmen ift, ob D zur Xcceptirung verpflichtet war, 
indem die Worte „Werth in Rechnung“ nur die Entgeltlichleit des 
ber Anweifung zu runde liegenden Geſchäfts, nicht aber einen be- 
fimmten Inhalt desfelben erkennen laſſen. Da die Affignation nicht 
acceptirt wurde, kommen die Grundſätze über die Unmöglichfeit der 
Leiftung in Anwendung; der Beklagte kann nämlich die Wiederherftellung 
bes früheren Zuftandes ($. 1447 a. 5. ©. 3.) fordern und dieſe voll- 
zieht ſich dadurch, daß A die gegebene Baluta, B die Anmweifung 
jurüderbält. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In- 
fan. Gründe: Der vorliegende Fall ift weder aus Den Grund⸗ 
jägen über die Affignation, wie es vom erften Richter geſchah, noch 
aus den Grundſätzen über die Ceſſion, wie die der Oberrichter that, 
zu beurtheilen, Die Afjignation würde vorausfegen, daß B Schuloner 
bes A geweſen und den D als Zahler an feiner Stelle angewiefen 
hätte; Die Geflion: daß der B gegen D eine Forderung hatte, welche 
er dem A abtrat. Seine dieſer Vorausfegungen trifft hier zu; B 
war dem A nichts ſchuldig und hatte von D nichts zu fordern, ba 
biefer die Anmweifung nicht acceptirt hatte. Wohl aber hat A bie 
Anweifung von B entgeltlic übernommen; dieſes Geſchäft ift, da 
das Handelsgefeg feine Beftimmung enthält und aud ber Beſtand 
eines Handelsgebrauches nicht behauptet wurde, nad dem a. b. ©. 
D. zu beurtheilen. Da nun das Gefhäft von A in der Boraus- 
jegung der Honorirung ver Anweifung eingegangen worben ift, indem 
nicht einmal behauptet wurde, daß er dem B eine Schenkung machen 
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wollte, fo bat B mit Rüdfiht darauf, daß ein entgeltlihes Geſchäft 
vorliegt, nah $. 922 a. b. ©. 3. dafür Gewähr zu leiften, daß 
die Anweifung honorirt wird. Die Honorirung unterblieb jedoch und 
die Anweiſung ift ſomit thatfächlich werthlo8, woraus folgt, daß das 
von A geftellte Begehren im $. 932 ibid. feine volllommene Be- 
gründung findet. 


Nr. 7039. 


Sicherſtellung der Rechte des Legatars vor Einantwortung 
des Nachlaffes durch Pränotation. 


Eutſch. v. 25. Juni 1878, * 6799 (Beit. des Decr. des B. G. Radmaunns⸗ 
dorf v. 1. Nov. 1877, Nr. 4480, Abänd. ded Decr. des O. 4 G. Graz vom 
13. März 1878, Nr. 2834). ©. 3. 1879, Nr. 9 
Nach dem Tode des M, welder ver A 2100 fl., ie Wohnung 
in feinem Haufe X und den Unterhalt auf Lebzeit vermacht hatte, 
wurde feine Berlaffenfchaft, darunter das genannte Haus, dem Te- 
flamentserben N mit ausprüdliher Berpflihtung zur Erfüllung des 
obigen Legates eingeantwortet. N ftarb, und feine Erben fhloffen mit 
ber A einen gerichtlihen Vergleich, in welchem fie auf das ihr vermachte 
Capital von 2100 fl. verzichtete und fi mit den 6% Zinfen vesfelben 
begnügte. In anderen geridhtlihen Protofollen wurde ihr Anfprud 
auf den Unterhalt und die Wohnung von den N'ſchen Erben als zu 
Recht beftehend anerkannt. Nun begehrte bie A im Zuge der N'ſchen 
Derlafienfhaftsabhandlung, die Bränotation des Pfandrehtes auf dem 
Hauſe X zur Sicherftellung der 6% Zinfen vom Capitale pr. 2100 fl. 
und des Wohnungs- und Unterhaltsrehtes. — Das Gericht erfter 
Inſtanz bewilligte die Pränotation, weil die Forderung der A durch 
bie von ihr producirten Urkunden hinlänglich befcheinigt und der Rechts⸗ 
grund zum Pfandredt im 8. 812 a. b. ©. 3. enthalten if. — 
Bon dem O. L. G. wurde dad Pränotationdgefuh abgewiefen, weil 
die Vormerkung des Anſpruches eines Erbfchaftsgläubigers, Legatars 
oder Notherben auf einer Erbſchaft nah $. 812 a. b. ©. B. nur 
dann ftattfinden kann, wenn der Abhandlungsrichter nad) Zulaß dieſes 
Paragraphen die Abfonderung der Erbfhaft von dem Vermögen bes 
Erben zu bewilligen findet, durch die dem Geſuche beigelegten Urkunden 
aber diefe Abjonderung nicht dargethan ift, 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Beſcheid der erften In⸗ 
Rang in Erwägung, daß, wenn die Gläubiger des Erben nad) 8. 822 
.b. ‚ fowie nah $. 24 des Grundb.⸗G. berechtigt find, 
auf das en Erben angefallene Erbgut noch vor der erfolgten Ein- 
antwortung die grundbücherlihe Vormerkung des Pfandrechtes zur 
Sicherſtellung ihrer Forderungen mit der Beſchränkung des $. 822 
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0.5. ©. 2. zu begehren, folgerichtig auch den Gläubigern, Notherben 
und Legataren des Erblaffers felbft unter den Bedingungen und 
Folgen des 8. 812 a. 6. G. 2. die gleiche Sicherftellung ihrer An« 
ſprüche auf den Nachlaß zu bewilligen iſt. 


Nr. 7080. 
Befisftörung durch Androhung des Widerftandes gegen 
Vornahme gewiffer Befigbandlungen. 


entid. v. 25. Juni 1878, Nr. 7139 (Abänd. der nleiofdemigen dert. 
des B. ©. Krpnica v. 8. Inli 1877, Nr. 823 nnd des O. L. G. Kralan 
v. 14. Dec. 1877, Nr. 12930). ©. H. 1878, ©. 415. 


Ein Förſter der Religionsfondsherrſchaft A erhielt ven Auftrag, 
eine Walpparcelle mit einem Graben einzufrieden. Als er mit dieſer 
Arbeit beihäftigt war, kamen mehrere Dorfinfafien herbei, welche dieſe 
Parcelle als ftreitig betrachteten, dem Förſter erklärten, daß fie fid 
der Auffchüttung des Grenzgrabens widerfegen würden und ihn er- 
fuchten, von der Arbeit abzuftehen, was er auch that. — Auf viejen 
Borgang gründete die Religionsfondsherrſchaft ihre gegen die Dorf- 
inſaſſen gerichtete Befisftörungsflage, welche von beiden Untergerichten 
abgemwiefen wurde, weil ſie darin feine Befigftörung erblidten. 

Der oberfte Gerichtshof hat der Klage flattgegeben. Gründe; 
Die Anführung der Klägerin, daß die Bellagten dem Förſter erflärten, 
daß fie die Aufſchüttung der Grenzhaufen nicht zulaffen werben, indem 
diefe Parcelle ihr Eigenthum fei, ift dur die Ausfage zweier Wald- 
heger erwiejen, laut welder die Beklagten fi) an den Förſter aller- 
dings mit der Bitte wendeten, die Aufftellung ver Grenzhaufen zu 
unterlaffen, dann aber auf DBefragen des Förſters, ob fie ſich ber 
Aufſchüttung widerfegen werben, erklärten, daß fie ſolche nicht zulaflen 
würden. Wenn nun au in diefer Erklärung eine beftimmte Drohung 
nit enthalten war, jo lag doch hierin offenbar die Kundgebung, daß 
fie, wenn der Förfter bei der Aufſchüttung der Grenzhaufen beharren 
follte, zur Gewaltanwendung fchreiten werden, worauf es der Yörfter 
nicht ankommen laffen konnte und daher gezwungen war, ven Auftrag 
der Gutöverwaltung zur Herftellung der Grenzhaufen unerfüllt zu 
laſſen. In viefer Behinderung der Auffhättung von Seite ber Be= 
Ungten war daher offenbar eine Störungshandlung enthalten. 


©lafer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 21 
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Nr. 7041. 


Recognoſcirung von Handelsbühhern: Berhältniß der Vor⸗ 
ihriften der a. ©. O. zum Art. 37 9. ©. 


Entih. v. 25. Juni 1878, Br. BL 846. des das Decr. des H. — 
Bien v, 3. Aynlt 1678, Dir 5 abänd. Decr. des L. G. Wien 
30. April 1878, Nr. 7553). u. 3, 1em iem, ir. 70. Zeitfcheift f. d. —*X 


A belangte ven B auf —* einer Handelsforderung unter 
Vorlage des dieſelbe beſcheinigenden Conto. Der Beklagte begehrte 
die Anberaumung einer Tagfahrt zur Recognoſcirung ber Handels⸗ 
bücher des Klägers, aus denen der Conto gezogen war. — In erſter 
Inſtanz wurde das Geſuch des B abgemwiefen, weil derſelbe einen be- 
flimmten Inhalt der Handeksbücher nicht behauptet Hat (Art. 37 
9. ©. 3.). — Bon dem D. 2. ©. wurde die begehrte Recognofcirung 
im Sinne des $. 125 a. ©. D. bewilligt, weil von dem Bellagten 
die Borlage der gegnerifchen Handelsbücher nicht im Sinne und unter 
der Dorausfegung des Art. 37 des H. ©. B. begehrt wurde, nad 
dem 8. 123 a. ©. D. aber Derfenige, welcher brieflihe Urkunden 
angeführt bat, ſchnldig if, Dem Gegentbeile die Einfiht der Origi⸗ 
nalien zu geftatten, und al8 das Original des ber Klage beigelegten 
Conto nit der Auszug aus dem Handelsbache des Klägers, ſondern 
nur das Handelsbuch felbft, aus welchem der Conto gezogen ift, be⸗ 
teachtet werben Tann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Suftanz mit Hinweifung auf die dem Gefee entjprechende Begründung 
berfelben und in der weiteren Erwägung, daß bie Beflimmung des Art.37 
des 9.6.2. fid nur auf den Fall bezieht, in welchem eine Proceßpartei 
einen beftimmten Inhalt der Handelsbücher ihres Procefigegners bee 
hauptet und den behaupteten Inhalt durch bie begehrte Fr gun ar 
Bücher conftatiren will; daß jedody von dieſem im Art. 37 9. © 
ausgebrüdten Zwecke ber Borlegung der Handelsbücher das in * 
allgemeinen proceſſualen Vorſchriften begründete Recognoſcirungs⸗ 
begehren, welches bie Prüfung der Uebereinſtimmung des allegirten 
Buchauszuges mit den Originalbüchern, ans welchen er gezogen iſt, 
und die Prüfung der die Beweiskraft der Handelsbücher bedingenden 
Orbnungs und Regelmäßigkeit der Buchführung und beziehungsmweife 
der im Buchauszuge enthaltenen Eintragungen bezielt, fi) weſentlich 
unterfcdheidet und daher das Recht, die Recognofeirung der Handels- 
bücher als des Driginal® der mittelft des Buchauszuges allegirten 
Copie zu dieſem letztbeſagten Zwecke zu begehren, der Proceßpartei, 
welche einen beſtimmten Inhalt der Handelsbücher ihres Gegners nicht 
behauptet, durch die Beſtimmung des Art. 37 des H. ©. B. nicht 
als entzogen angeſehen werden kann. 
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Nr. 7042, 
Wahlrecht des Klägers zwifhen dem gefeglihen und dem 
| ‚gewillfürten (prorogirten) Gerichtsſtand. 
Eutſch. v. 25. Juni 1978, Nr. 7263 (Beft. des Decr. des RB. 8 G. Rralan 
v. 2 April 1878, Rt. 3860). G. H. 1878, ©. 4 

Im Zuge der bis zur Feilbietung —— Immobilien. 
erecution, melde A gegen die B bei ihrem Perfonalgerichte Wieliczka 
auf Grund einer vollftredbaren Urkunde (8. 3 Not.-Drbn.) zur 
Hereinbringung der ihm darin verfchriebenen 2500 fl. eingeleitet hatte, 
begehrte die B im Recurswege bie Aufhebung des ganzen Executions- 
verfahrens wegen angebliher Nichtigkeit, weil in dem ber Executions⸗ 
führung zu Grunde liegenden Notariatsacte fie ſich für den Fall eines 
Streites oder der Erecution der Gerichtsbarkeit des Krakauer 2. ©. 
ober des bortigen B. ©. ımtermorfen hat, baher das B. G. Wieliczka 
nicht competent geweſen fei, die von A ungefuchte Execution zu be⸗ 
willigen. — Das O. % ©. verwarf den Nullitätsrecurs, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Entſcheidung. Gründe: 
Die völlige Haltlofigfeit de geltend gemachten Nichtigfeitsgrundes 
ergibt fi daraus, daß die freiwillige Unterwerfung des Schulpners 
unter einen anderen Gerichtöftenn ($. 47 9. N.) dem Gläubiger bie 
Vreiheit nicht benimmt, die Klage oder das Erecutionsgefud bei dem 
perfönlichen Gerichtsſtande des Schuldners anzubringen, ſo wie im 
Falle des durch Vertrag feſtgeſetzten Gerichtsſtandes (S. 43 ibid.) 
ber Gläubiger ſich mit feiner Klage an dieſen Gerichtsſtand wenden 
lann, aber micht muß. 


Nr. 7043. 


Klage wegen neuerlicher, durch ein Befitzſtörungserkenntniß 
bei Geloftrafe unterfagter Befitftörung: Anwendbarkeit ber 
30tägigen Präckufivfrift ? 
zu. 2 3 v. 25. Juni 1878, Nr. 7286 (Aufbeb. der Meiniürmige en Deer. 
Rabiow v. 13. Der. 1877, Nr. 5705 nnd Krakan v. 

16. April 1878, Nr. 4503). ®. H. 1878, ©. 424. 

Mit Erlenntniß vom 29. Dec. 1876 wurbe ber Klage des A 
gegen den B megen Störung im Beſitze eines Grundſtückes in posses- 
sorio summariissimo ftattgegeben und dem B die weitere Störung 
bei Gelpfirafe unterfagt. Als nun B trogbem im April 1877 das 
Grunbftäd einaderte und beſäete, belangte ihn A neuerdings im Sep- 
tenber 1877 in possessorio summariissimo.. — Nach durchgeführter 
Berhandlung wurde die Klage von beiden Untergerichten aus dem 
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Grunde der vom Gegner eingemenbeten ertpätung (8. 2 der kaiſerl. 
Berorbnung vom 27. October 1849, R. ©. BL. Nr. 12) abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof vermichtigte bie untergeridtlicen Entſchei⸗ 
dungen mit dem Auftrage an das Gericht erſter Inſtanz mit Uebergehung 
ber. vom Belangten eingewendeten Verſpätung neuerdings zu erkennen. 
Gründe: Der formelle Abweiſungsgrund der Untergerichte iſt im 
gegebenen Falle geſetzlich nicht gerechtfertigt, weil man es hier nicht 
mit der urſprünglichen Beſitzſtörungsklage, ſomit nicht mit der Frage 
zu thun hat, welcher Streittheil im Beſitze erhalten werden ſolle, ſon⸗ 
dern die behauptete Verletzung des zum Schutze des Beſitzes des 
Rlä ers bereits gejchöpften und rechtsfräftigen Erkenntniſſes der Ge- 
genfland ber neuen Klage ifl. Wenn aljo aud vorläufig erhoben 
en mußte, ob wirklich eine Verletzung jenes Erkenntniſſes ſtatt⸗ 
‚gefunden habe.und ob nicht in der Zwifchenzeit Thatſachen eingetreten 
—* welche deſſen Wirkſamkeit aufheben, ſo folgt daraus keineswegs, 
baß die Vorſchrift des 8. 2 der kaiſerl. Verordnung v. 27. October 
1849, bezüglid ber Friſt, in welcher die Befigftörungsflage zu Über- 
reichen ift, aud) im gegenwärtigen Galle zu gelten habe. 


| Nr. 7044. 
„Beitege oder Einrehnung in den gejeglichen Erbtheil? 


Entſch. v. 26. Inni 1878, Nr. 3919 (Beft. des Burn. des * G. Sillian vom 
17. Oct. 1877, Nr. 3423, Aband des ur. D G. Junsbruck vom 
20. Dee. 1877, Nr. 8992). ©. 3. es, Sr 88. 


In den von M mit der A errichteten Ehepacten wurde bie A, 
falls fie den M überlebt, ohne Unterſchied, ob M Kinder hinterläßt 
oter nicht, mit einem, in Wohnung und Verpflegung beftehenden Aus- 
gebing bedacht (8. 2); für den Wall, als Kinder aus der Ehe vor- 
handen find, ber überlebende Ehegatte zur Hälfte des Nachlafſes als 
Erbe eingejegt (88. 3 und 4), und feftgefeßt ($. 5), „daß, wenn bei 
Ableben eined der Ehegatten kein Kind aus deren Ehe vorhanden, 
die gejeglihe Erbfolge eintreten fol." Nah dem Tode des M, 
welcher keine Sinder, fondern als Gefeßeserben feine Frau A, 
feine Mutter B und feine Geſchwiſter C und D hinterließ, forderte 
die A mittelft Klage das Ausgedinge als Prälegat, wogegen die Be- 
Hagten B, C und D beflen Einrehnung in ven gefeglihen Erbtheil 
ber A verlangten. — Dem in erfter Inſtanz abgewiejenen Klage» 
begehren wurde von dem D. 8. ©. aus folgenden Gründen jtatt- 
gegeben: Bei der Auslegung des DBertrages, nach welder das Aus- 
gedinge des $. 2 in den gejeglichen Erbtheil einzurechnen ift, würde 
pie A nicht befjer gehalten fein, als ihr Mann, falls fie vor ihm 
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geftorben wäre, geftellt gewefen wäre, und doch zeigt bie im 8. 2 
nur zu ihren Öunften aufgenommene Beftimmung, daß hr: nad) ber 
Abfiht der Kontrahenten ein nur ihr zufallender Bortheil eingeräumt 
werben follte. Die im 8. 5 getroffene Verfügung des Eintrittes der 
gefetlichen Erbfolge kann daher nur dahin verftanden werden, daß 
die A nebft dem im $. 2 beſtimmten Ausgebinge noch das "erhalten 
follte, was ihr aus dem Gefege zufommt. Im $. 5 wurde das Legat 
des 8. 2 nicht aufgehoben und befteht daher nad 8. 648.0. 6. ©. B 
aufrecht. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte das Urtheil der erften Inſtanz. 
Gründe: Der von M mit der Klägerin abgeſchloſſene Heiratsvertrag 
entbält im 8. 3 die Erbseinjegung der Klägerin nur für ven Fall, 
ale Kinder aus der Ehe vorhanven find; da M ohne Hinterlafjung“ 
von Kindern geftorben ift, fo bat das gejegliche Erbrecht, wie dies im 
8. 5 ausprüdlich beftimmt ift, einzutreten. Es kommt daher der $. 758 
a. 6. ©. 2. in Anwenbung, welder ‘verfügt, daß in ben gefeglichen 
Erbtheil der Ehegattin Dasjenige einzurechnen ift, was ihr gemäß ber 
Ehepacten oter eined Erbvertrages oder behörblihen Anorbnung aus 
bem Vermögen des anderen Ehegatten zulommt. Da nun die A, welde 
ih ans dem Geſetze erbserklärt bat, daS Ausgedinge des 8.2 aus 
dem Nadlafje, jomit aus dem Bermögen des Mannes in Anſpruch 
nimmt; da in dem Bertrage, von einem Vorausvermächtniſſe oder vom 
Nachlaſſe der Einrehnung des Ausgedinges in ben geſetzlichen Erbtheil 
nit die Rede ift, und die Anficht, daß der Wille des Kontrahenten. 
bahin gerichtet war, ber Witwe durch die Zuwendung bes Ausgedinges 
für alle Fälle einen befonderen Bortheil zuzumenven, keine gefeßliche 
Berechtigung hat, indem ihr die Vorſchrift des F. 758 a. b. ©. 2. 
entgegenftehbt und ber Vertrag Feine viefelbe abändernde Anorbuung 
enthält, jo muß die Witwe ſich die Einrehnung bed Ausgedinges in 
ben geſetzlichen Erbtheil gefallen Lafien. 


Nr. 7045. 

Zuftellung des wider paſſive Streitgenofjen ergangenen 
Urtheild an den Verwalter der Concurdmafje des auf der 
Klage zuerft Benannten. 

. 26. Inni 1878, Nr. 7140 (Beit. des Decr. des B. ©. Biala vom 


Entf 
6. ir 1877, Nr. 1978, Aband. des Deer. des 7 L. 8* Fratan v. 12. Mürz 
1878, Nr. 2200). ©. H. 1 . 56. 


Der Proceß ded A gegen bie Eheleute Sam und Refalia B 
wegen Zahlung von 4400 fl. wurde, ungeachtet der Berhängung bes 
Concurfes über das Bermögen des Erftbellagten, fortgeführt und in 
erfter Inftanz entfchieven. Das Proceßgericht verorbnete die Zuftellung 
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des Urtheiles für den Erfibeflagten Franz B. au den Verwalter feiner 
Concursmaſſe, welcher aber das Urtheil mit dem Antrage zurüdlegte, 
daß dasjelbe ber zweitbeflagten Rofalia B zugeftelt werde. — Diele. 
Eingabe wurbe in esfter Zuſtanz als gerihtänrbnungswibrig und zu 
einem Amtsgebrauche nicht geeignet zurückgewieſen mit der Begrün⸗ 
dung, daß der Erhibent gegen bad ver Concursmafſe des Franz B 
za feinen Händen zugeftellte. Hirtheil die im XXV. Capitel der weſtgal. 
Gerichtsordnung angeführten Rechtsmittel zu ergreifen, keineswegs 
aber das Urtheil zurüdzulegen berechtigt war, ba er zum Verwalter 
jener Concursmaſſe .beftellt wurde und nicht berufen erjcheint, um Na» 
men. der Rofalia B in biefer Rechtsſache Anträge zu fielen. — 
Dagegen recurrirte der Concursmaſſeverwalter an das D. 2.. G., 
welches in Ermägung, daß das Urtheil für Yranz B, reipective deſſen 
Concursmaſſe und für Roſalia B ausgefertigt worven: iſt; daß die 
Letztere nicht von der Concursmaſſe vertreten wurbe; daß ihr ba 
Recht der Uppellation nicht bertommen werben: kann, und vaß das 
ausgefertigte Urtheil vom Concnwömaffeverwalter zur Zuftellung an bie 
Roſalia B zurüdgelegt wurde, dem Gerichte erfter Inftanz verorbnete, 
das Urtheil ver Rofalia B zu: eigenen Händen zuftellen zu laflen. 

Auf den Revifionsrecurs des Klägers beflätigte der oberfte Gerichts» 
hof den erſtgerichtlichen Beſcheid. Gründe: Es kann ſich gegenwärtig 
blos um: vie Frage handeln, ob der Bermalter der Eoncursmafje bes 
exftbellagten Franz B berechtigt fei, das ihm zugeftellte, auch für die 
zweitbellagte Rofalia B audgefertigte eine Cremplar des Urtheils 
zurüdzulegen und zu verlangen, daß dieſes eime Exemplar der leßteren 
zu eigenen Handen zugeftellt werde. Der Concursmaſſeverwalter bes 
gründet dieſes Berlangen im feiner Eingabe damit, daß die Fortfegung 
bes Streitverfahrens gegen ben Erſtbeklagten nach ver erfolgten Eröffs- 
nung bes Eoncurfes über defjen Vermögen einzuftellen war, und daß 
hiernach nur die nachgenannte Rofalia B al8 die Erftbeffagte angefehen 
werben könne. Allein diefe Begründung Tann das geftellte Begehren 
nicht rechtfertigen. Die Acten der Rechtsſache weiſen nämlich nad, 
daß nad vorfhriftsmäßiger Verbeſcheidung ver Klage beide Beflagte 
durch ihren gemeinfchaftlihen Bevollmächtigten Dr. C Rede und Ant: 
wort gegeben Haben und ba in fo einem Yalle nach Hofer. vom 
5. März 1847, 3. ©. ©. Nr. 1042, die weiteren gerihtlihen Ver⸗ 
ordnungen dem in der Klage erfigenannten Bellagten zuzuftellen find, 
fo wurde das Urtheil rehtmäßig dem Franz B, rüdfichtlid feiner 
Eoncursmaffe zu Händen des beftellten Maffeverwalters zugeftellt, 
daher fchon nad) dieſer gefeglihen Vorſchrift Letzterer nicht berechtigt 
war, das ihm ordnungsmäßig zugeftellte Urtheil zurüdzulegen. Sein 
Begehren: verftößt aber auch gegen die Borfchrift des Hofder. vom 
4. September 1801, J. ©. ©. Nr. 535, weil durch dasfelbe eine 
nad diefem Hofdecrete unzuläffige Trennung der Streitgenofjen in 
dem weiteren Berfahren angeftrebt wird. 
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Nr. 7046. 
Zuläffigleit der ſ. g. Taſchenpfändung. 
a: Bi 26. vi 335 Ri 7217 (Beft RA — ge. bon 


Aal 1878, iR 27). * 9. 1828, &. 4 


Dem a A "wurde gegen feinen Schuloner B bie entive Pfän- 
bung des gelammten, wie immer Namen babenden Mobiliarvermö- 
gens, insbefondere auch der Barſchaft und Werthgegenſtände, melde 
der Erecut bei ſich führt, nöthigenfalls unter polizeiliher Aſſiſtenz, 
bewilligt. B recurrirte gegen die Bewilligung ver Tafchenpfändung 
und wurde von dem O. 2. ©. abgewieſen. 

Darauf ergriff er den a. o. Recurs, welcher von dem oberften 
Gerihtshofe mit der Begründung verworfen wurde, daß nad $. 340 
a. ©. DO. und 8. 1 des Hofber. vom 29. Mai 1845, 9. ©. ©. 
Nr. 889, die executive Pfändung an allen Bermögensftüden zu be- 
willigen und zu vollziehen ift, welche fidh zur Zeit der Bornahme im 
Beſitze des Schuloners befinden, infoferne nicht eine gefetlihe Aus- 
nahme befteht, eine folhe Ausnahme aber bezüglich der Bar- und 
Werthſchaften, die der Schulpner bei fih führt und über welde er 
daher auf diefe Art ven Befig ausübt, nicht flatuirt tft; daß im ber 
Verordnung der Untergerihte, wornad der Vollzug der (Taſchen⸗) 
Pfändung nöthigenfalld unter polizeiliher Affiftenz zu geſchehen hat, 
gleichfalls Leine gefeglih unzuläffige Verfügung liegt. 


Nr. 7047. 


Werkverdingung: Anſpruch auf Auszahlung des Lohns nach 
vellbrachter, wenngleich bemängelter Arbeit. Stillichweigende 
Approbation des Werts? 


Entid. v. 27. Juni 1878, Nr. 3536 (Belt. des das Bern. des B. ©. 
Reichenberg v. 28. Dec. 1877, Nr. 15533, abänd. Urth. des O. & ©. Prag 
. 5. Februar 1878, Nr. 3209). G. 9. 1878, ©. 362. 

A Helangte den Fabrikanten B wegen Zahlung von 373 fl. für 
Zimmermannsarbeiten, die er dem Beklagten in dem von ihn anf« 
geführten Yabrifsgebäude geliefert bat. Der Bellagte wendete ein, 
daß nad dem von ihnen vor Beginn des Baues der Fabrik ge» 
ſchloſſenen Bertrage der Kläger die übernommenen Zimmermanns- 
arbeiten um 1280 fl. genau nad dem gleichzeitig vereinbarten Koften- 
überfchlage zu liefern, die in diefem verzeichneten Rängen und Stärken 
genau einzuhalten und er, Bellagter, ihm 800 fl. von obiger Summe 
in zwei Raten, ven Reſt von 480 fl. aber erſt „nach erfolgter Ueber- 
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nahme und Richtigbefund ſämmtlicher Arbeiten“ zu zahlen hatte. Nun 
habe ex dem Kläger bie 800 fl. in Gemäßheit des Uebereinkommens 
gezahlt; jede weitere Zahlung fei aber durch die Mebernahme und den 
Richtigbefund ſämmtlicher Arbeiten bevingt und könne deßhalb nicht 
gefordert werden, weil, auf fein Einfchreiten, durch eine gemäß 88. 82, 
83 und 84 der Bau⸗Ordn. für Böhmen competente Commiffion des 
Gemeindeamtes mittelft Sachverſtändiger in Gegenwart des Klägers 
eonftatirt wurde, „daß die vom Släger gelieferten Arbeiten nicht 
firilte nah dem „ . . Uebereinfommen ausgeführt worden feien und 
daß mit Rüdfiht auf diefen Vertrag die Ausführung des Dachftuhles 
keineswegs dem zu Grunde gelegenen Uebereinkommen entſpreche.“ 
Den factiſchen Inhalt dieſer Einrede zugebend, replicirte der Kläger, 
daß der Beklagte durch die Eindeckung und Uebernahme des Fabriks— 
gebäudes die Abweichungen von dem Bauplan ſtillſchweigend genehmigt 
und dadurch des Rechtes, den Reſt des vereinbarten Preiſes der Ar⸗ 
beiten zurückzubehalten, fi) begeben babe. Duplicando proteſtirte ver 
Beklagte gegen die Annahme ftilfehweigender Genehmigung mit dem 
Hinweiſe auf feine im Kollaubirungsprotofolle enthaltene ausprüdliche 
Rüge des Baues und mit ber Bemerkung, daß der Bauvertrag aus⸗ 
drücklich Mebernahme und Kichtigbefund zur Fälligkeit der legten Kate 
fordert, dieſer alſo, nad der Abficht beider Theile, nicht ſchon in ber 
bloßen Uebernahme gefunden werben follte. — In erfter Inſtanz 
wurbe bie Klage abgewiefen, weil für die Entſcheidung der Sache 
nur der Bertrag maßgebend und erwiefen fei, daß die durch biefen 
fefigefettte Bedingung der Fälligkeit des eingeflagten Betrages wegen 
mangelnden Richtigbefundes nicht eingetreten if. — Das DO. L. ©. 
erfannte nach dem Klagebegehren aus folgenden Gründen: Nach $. 1156 
a. b. ©. B. gebührt der Lohn nad vollbrachter Arbeit und nad 
8. 1153 ibid. ift ver Befteller eines Werkes nur bei wefentlichen 
Mängeln, die das Werk zum Gebraude untühtig machen, oder ber 
ausdrücklichen Bedingung zumwiberlaufen, berechtigt, vom Bertrage ab» 
zugehen. Der Bellagte hat Mängel viefer Art nicht geltend gemacht, 
vielmehr den Dachſtuhl eingededt uud die Fabrik in Befig genommen; 
die klägeriſche Arbeit ift aljo vollbradt und 8. 1156 anwendbar. 
Der Umftand aber, daß der Bau nicht nach dem Vertrage und Koften- 
überfchlage, fomit gegen die ausdrückliche Bedingung erfolgte, berechtigt 
ven Bellagten nicht, ven Reſt des Preifes zurüdzubehalten, bis ber 
Kläger feinen Verbindlichkeiten vertragsgemäß werde nadgelommen 
fein, und dieſe Einwendung bat nicht ftatt, da dem Bellagten nur 
bevorfteht, auf Schaploshaltung und Verbeſſerung zu Hagen, nachdem 
er es unterlaffen, anzugeben und zu bemeifen, für welche mangelhaften 
Herftelungen und in welcher Höhe er Schadloshaltung anfpridt, am 
allerwenigften aber hat er darzuthun vermocht, daß diefe zu dem ein- 
geflagten, zurüdbehaltenen Lohnbetrage in Berhältnig ſtehe; auch geht 
aus der Kollaudirung hervor, daß ber Bau feinem Zwede entjprede. 
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— Der Bellagte ergriff die Reviſionsbeſchwerde, worin er ausführte: 
Der $. 1156 a. b. ©. 2. enthalte nur eine Dispofitionorm, gelte 
nur „in der Regel”, d. h. wenn nichts Anderes vereinbart worden, 
und gewähre nad $. 919 a. b. ©. 2. erft dann Anſpruch auf den 
Lohn, wenn die, d. h. die bepungene Arbeit gethan if. Der 
Kläger habe fih dem Bauvertrage freiwillig unterworfen und müſſe 
ih nad $. 1298 a. 6. ©. B. und wegen der exceptio non rite 
adimpleti contractus befjen Conjequenzen gefallen laflen. Da er 
gegen ven Willen des Beflagten gebaut, müſſe er ſich ſelbſt als ne- 
gotiorum gestor nad 88. 1038 — 1040 1. c. mit dem jus tollendi 
begnügen; bie „ausdrückliche Bedingung”, der „ausbrüdliche Vorbe⸗ 
halt“ der 88. 1153 und 919 1. c., die ganze Idee des Obligationen- 
echtes heifche Abweifung der Klage. Er, Bellagter, verwahre fi 
aus diefen Gründen und auch deßhalb gegen jeve Annahme ftill- 
ſchweigender Genehmigung, weil ihm nicht zugemuthet werden Tonnte, 
feine Fabrik außer Betrieb zu laffen und fein Fabriksgebäude ohne 
Dach dem Sturm und Wetter preiözugeben, jo lange der Kläger in 
feiner Bertragswibrigfeit verharren wollte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In» 
ſtanz aus deſſen Gründen, 


Nr. 7048. 


Wiedereinfegung wegen neu aufgefundener Beweismittel: 
Prüfung der Relevanz verfelben im Reftitutionsproceß, 


Entſch. v. 27. Juni 1878, Nr. 6283 (Belt. ded Deer. des L. G. Krakau v. 
29. Dec. 1876, Nr. 31480, Abänd. des Decr. des DO. X. G. Krakau vom 
27. Sept. 1877, Nr. 8634). ©. 9. 1879, ©. 79. 

Nah dem Tode des im Gafthofe des C verftorbenen B fiel 
auf C der Verdacht, daß er fi die von B hinterlaffene Barjchaft 
angeeignet habe. C wurde deshalb wegen Verbrechens des Diebftahls 
in Unterfuhung gezogen und durch Urtheil des Strafgerichtes dieſes 
Berbrehens für ſchuldig erflärt. Bei der während des Procefjes in 
feiner Wohnung vorgenommenen Durchſuchung fand man Grundent- 
loftungsobligationen im Nominalwerthe von 2300 fl., welde in das 
ftrafgerichtliche Depofit genommen und rad der VBerurtheilung ded C 
den Erben des B auf Rechnung des mit 15.000 Rubeln berechneten 
Schadens eingeantwortet wurden. Nun begehrte die A, Ehefrau des 
C, mit der Eigenthbums-, vejp. Erjeindirungsflage die Ausſcheidung 
und Herausgabe der Obligationen, indem fie mit dem Haupteid den 
Beweis darüber anbot, daß fie die gedachten Obligationen mit eigenem 
Gelde felbft erfauft und in Befig übernommen habe. Das Gericht 
erfter Inftanz erkannte auf den Haupteid. In zweiter und dritter 
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Inſtanz aber wurde die Mage unbedingt abgewieſen, weil bie näheren 
Umftände des von der A angeführten Kaufgefchäftes nah Zeit, Ort, 
der Perſon des Berkäufers und des Raufpreifes in der Yormel bes 
Haupteides nicht enthalten waren und: weil ferner — womit ber 
oberfte Gerichtshof die Abweiſung vornehmlid begründete — bie 
Behauptung der A mit den durch die allegirten Auszüge der Straf⸗ 
verhandlungsacten conftatirten Thatſachen in Widerſpruch ftehe, daß 
nämlich die Obligationen vom Strafgerihte in dem Befige des C 
gefunden wurden, daß die A gegen deren Beſchlagnahme weder eine 
Einwendung erhoben, noch ihre vermeintlihen Eigenthumsrechte anges 
meldet und daß fie vielmehr felbft die protolollarifhe Aeußerung ab⸗ 
gegeben habe, daß ihr Gatte fih häufig mit dem Taufche und Kaufe 
von derlei öffentlihen Werthpapieren befaßte. Darauf trat die A 
mit der Reftitutionsflage auf und begehrte die Widereinfegung wegen 
nen aufgefundener Beweismittel zur Einbringung einer neuen Keplit 
im Erjeindirungsprocefie im Sinne des $. 489 lit. b weſtg. ©. O., 
weil fie erft nad Fällung des oberftrichterlihen Urtheiles aus ihren 
aufgefundenen Notaten zur Kenntnif gelangt fei, daß fle die gedachten 
Obligationen von dem Wechsler D im Winter 1869 gekauft und in 
Befig übernommen und diefer Wechsler fie auf alle pabei unterlaufenen 
Umftände (die fie in der Reſtitutionsklage fpeciell angab) erinnert 
habe. Zum Beweiſe deſſen berief fie fih auf die Zeugenfchaft des 
D unter Anbietung des Erfüllungseives und deferirte fubfidiarifch den 
Haupteid. Darüber, daß fie die neuen Beweismittel im Hauptprocefie 
nicht wiſſentlich verſchwiegen habe, trug fie den Beklagten ebenfalld den 
Haupteid auf. — Auf diefen legteren Haupteid erfannte dag DO. L. ©. 
mit Abänderung des die Reſtitutionsklage unbedingt abweijenden Ur- 
theil8 der erften Inftanz. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Erkenntniß. 
Gründe: Nah $. 489 lit. b weſtg. ©. DO. kann die Wiederein- 
fegung wegen neu aufgefundener Beweismittel gegen einen ergangenen 
Sprud nur dann bewilligt werden, wenn die nen aufgefundenen Be⸗ 
weismittel erheblich find und der Reftitutionswerber ſolche früher nicht 
willen oder doch nicht finden konnte. Wenn der von der A als neu 
bezeichnete Beweid feinem vollen Inhalte nah in Betracht gezogen 
wird, fo erfheinen die Thatſachen, melde durch denfelben dargethan 
werden follen, offenbar nur als eine Ergänzung und nähere Dar- 
ftellung der bei dem behaupteten Anfaufe der ftreitigen Obligationen 
und deren Uebernahme in den Beſitz unterlaufenen Berhältniffe, wie 
jolhe bereit8 — wenn aud ungenau und unvollitändig — mit 
dem im Erfeindirungsproceffe aufgetragenen referiblen Haupteide er- 
wiefen werben follten. Konnte nun diefer Haupteid aus dem Grunde 
nicht zugelafjen werben, weil bie durch denfelben zu erhärtenden That- 
fahen im birecten Widerfpruhe mit ben in den Acten liegenden, das 
Widerſpiel dieſer Behauptungen conftatirenden Auszügen aus ben 


* 
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freafgerichtlihen Berhandlungsacten fteben, fo wird aus eben biefem 
Grunde auch der nunmehr angebotene Zeugenbeweiß über das birecte 
Biderfpiel unanfechtbar nachgewiefener Thatſachen nicht: zuläflig. er⸗ 
feinen, woraus von felbf folgt, daß die neun angetragenen Bewris⸗ 
mittel nicht als erheblich angefehen werden können. Wenn das O. 
8. ©. in diefer Beziehung zwifchen erheblich und entſcheidend einen 
Unterfhied macht und aus 8. 489 lit. b weſtg. G. D. und dem 
Hofder. v. 20. April 1792 folgert, daß die Frage der Relevanz des 
Deweismitteld nur im Haupt und nicht im Neflitutionsproceß ven⸗ 
tiliet und entfchieden werben: könne, fo muß dem entgegen bemerkt 
werben, daß, ohne auf eine weitwendige grammatifche Interpretation 
beiver Ausprüde einzugehen, foviel aus dem Wortlaut und Geift des 
Geſetzes refultirt, Daß erhebliche Beweismittel im Sinne des $. 489 
lit. d weſtg. ©. DO. nur jene genannt werben können, melde, im 
Hauptproceß zur Sprache gebracht, wenigften® die Möglichkeit einer 
andern Entſcheidung anhoffen lafien, währenn gerade das citirte Hof⸗ 
decret nur die Anführung der Weisartifel und die Anbietung des 
Erfüllungseides in den Hauptproceß verweift, mithin a contrario bie 
Prüfung der Relevanz eines neu aufgefundenen Zeugenbeweifes der 
Entſcheidung des Reftitutionsprocefjes anheimftellt. Dieſe Anficht ift 
aud in der Natur der Sache gegründet; denn wozu follte die Reſti⸗ 
tution zur Durchführung eines neuen Beweifes geftattet werden, wenn 
a priori vorliegt, daß diefer Beweis, weil im Widerſpruch mit bereits 
erwiefenen Thatſachen, fih im Hauptproceß als abjolut unzuläflig 
herausftellen wird? Aus dieſem Grunde allein ſchon mußte das Res 
flitutionsbegehren abgewiefen werben. 


Nr. 7049. 
Wechfelfeitige Teſtamente zwifchen Ehegatten: Erforderniß 
notarieller Errichtung ? 
Entih. v. 2. Juli 1878, Nr. 3887 (Abänd. der gleichförmigen Urth. 
des B. G. Trieft v. 19. Februar 1877, Nr. 114 und des DO. 8. ©. Tri 


ie 
v. 5. Nov. 1877, Nr. 2678). Spruchrepertorium Wr. 90. ©. 3. 1878, 
Nr. 76. (Manz'ſche Sammlung [T. A.] I, S. 300.) 


Die Eheleute M und B errichteten am 10. Februar 1873 vor 
Zeugen ein wechjelfeitiges Teftament, welches nach dem Tode des M 
von feinen Inteftaterben mit Klage gegen die eingefeßte Witwe wegen 
Vormmängel (SS. 579—581 a. 6. ©. B.) angefohten wurde. Die 
Beklagte erbot fi zu dem Beweife durch die Teſtamentszeugen, daß 
das Teflament mit den in ben citirten Paragraphen vorgefchriebenen 
Förmlichkeiten verfehen fei. — In erfier Inſtanz wurde dem Klage⸗ 
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begehren ohue Weiteres ftattgegeben mit der Begründung, daß das 
von ben Cheleuten M und B errichtete wechſelſeitige Teflament im 
Sinne des $. 1217 a. b. ©. DB. als ein Ehepact anzufehen ifl, 
daher nad nem Gefege vom 25. Yuli 1871, R. ©. DB. Nr. 76, 
ie Giltigkeit desfelben durch die Aufnahme eined Notariatsactes 
bedingt war, welche unterblieben tft. — Das O. 2. ©. beftätigte 
biefe Entſcheidung aus folgenden Gründen: Die Bellagte beſchwert 
fih ohne Berechtigung dagegen, daß das Gericht erfter Inſtanz ein 
von den Klägern nicht geltend gemachtes Gebrechen von Amtswegen 
hervorgehoben habe, weil das Geſetz v. 25. Yuli 1871, R. ©. DI. 
Nr. 76, welches die Förmlichleiten bei der Errichtung von Ehepacten 
feftfege, von dem Richter in jedem alle, auch wenn vie Unterlaffung 
biefer Förmlichkeiten von der Partei nicht eingewenbet wurde, anzu⸗ 
wenden ift, nachdem dasſelbe aus öffentlihen Rüdfichten erlaffen worven 
ift. Allein auch die materiellrehtlihe Behauptung der Beklagten, daß 
dasſelbe auf mwechjelfeitige Teſtamente von Ehegatten keinen Bezug 
babe, ift ungegründet. Denn dieſes Geſetz, weit entfernt auf Ver⸗ 
träge befchränft zu fein, umfaßt im $. 1 ad.a bie verfchiedenen 
Arten der Ehepacten, unter welden nah 8. 1217 a. b. G. 2. aud) 
bie Erbfolge unter Ehegatten begriffen ift, weshalb das wedhjeljeitige 
Teftament mittelft eines Notariatsactes aufzunehmen war und ba diefe 
Förmlichkeit nicht eingehalten wurde, als rechtsunwirkſam angefehen 
werden muß. Hievon abgejehen, ift aber das Teſtament aud) des⸗ 
halb ungiltig, weil die Einfegung, beziehungsweife Benennung eineß 
Erben unterblieb, die beigezogenen Zeugen fih nicht „als Teſtaments⸗ 
zeugen‘ unterfertigten und überdies die Beftätigung mangelt, daß der 
Erblafier den Act als feinen legten Willen erklärte. 

In Erwägung, daß $. 1 lit. a des Geſetzes v. 25. Juli 1871, 
R. ©. Bl. Nr. 76, die Ehepacten — deren Definition im $. 1217 
a. 5. G. B. enthalten ft — im Auge bat und bie daſelbſt er- 
wähnten Rechtsgeſchäfte nur infoweit umfaßt, als diefelben den Gegen- 
ftand eines eigentlichen Vertrages bilden; daß demnach die Beflimmung 
ber Erbfolge, obſchon aud davon in jenem Geſetze geſprochen wird, 
außer dem Falle, daß fie dur einen Vertrag geſchieht (Erbvertrag 
S. 1249 a, 6. ©. B.), in ven Ehepacten nicht mitbegriffen fein 
fann und daß ein unter Ehegatten errichtete® wechſelſeitiges Teſtament, 
wovon der 8. 1248 a. b. ©. B. Erwähnung macht, als ein Ehe⸗ 
pact nicht anzufehen ift, da einem ſolchen Teftamente das efjentielle, 
harakteriftifche Merkmal eines Vertrages, nämlich die Annahme eines 
Verſprechens mangelt und basjelbe jederzeit von ein oder dem anderen 
Ehegatten bezüglich ihrer eigenen Berfügungen widerrufen werben 
kann, weshalb au anzunehmen ift, daß die Beftimmung des $. 1248 
einzig und allein deshalb in das von den Ehepacten handelnde Haupt- 
ftüd des a. b. ©. B. aufgenommen wurde, weil fie von der im 
8.583 0.6. ©. 2. feftgefegten Regel zu Ounften ver Eheleute eine 
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Ausnahme normirt; daß demnach die untergerichtlihen Urtheile, mit 
denen erfannt wurde, Daß das wechſelſeitige Teftament der Eheleute 
M und B ungiltig fei, weil. dasſelbe nicht mittelft Notariatsactes 
errichtet wurde, offenbar mit dem obcitirten $. 1 lit. a des Geſetzes 
vom 25. Juli 1871, R. G. BE. Nr. 76, im Widerſpruche ftehen 
und daß fomit eine offenbare Ungerechtigkeit vorliegt; daß dasſelbe 
überbied bezüglich des obergeridhtlichen Urtheils infofern zu gelten 
bat, als damit dem Slagebegehren aud; deshalb flattgegeben. wurbe, 
weil nad) den Behauptungen der Kläger das Teſtament einiger weſent⸗ 
licher Förmlichkeiten, wie fie in ven 88. 579, 580 und 181 a. b. 
©. B. vorgefhrieben find, entbehre, nachdem die Beklagte fih das 
Gegentheil durch Zeugen zu erweifen erbot — hat der oberfle Ge⸗ 
richtshof auf die a. o. Reviſionsbeſchwerde der Bellagten mit Abän- 
derung ber untergerichtlihen Urtheile auf den von ber Beklagten an- 
gebotenen Zeugenbeweis erfannt und zugleich die Eintragung des nad» 
folgenden Rechtsſatzes in das Spruchrepertorium befchloffen: „Der 
8. 1 lit. a des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. ©. Bl. Nr. 76, 
findet auf wechjelfeitige, zwifhen Ehegatten errichtete Teftamente 
(8.1248 a. b. ©. 8.) keine Anwendung.” 


Nr. 7050. 
Abgrenzung des ftreitigen Verfahrens vom nicht ftreitigen: 
Anfpruc des zur eigenen VBermögensverwaltung gelangten 
Minderjährigen auf Rüderlangung eines in dritter Hand 
befindlichen Beſtandtheils des Pupillarvermögens,. 
8.6.7 v. 2. Juli 1878, Nr. 6808 Abänd, der greihiärmigen Decr. des 
Tuch chow, v. 15. Juni 1877, Nr. 1628 u DL G. Kralau v. 
0. Oct. 1877, Nr. 11589). ©. 5 1878, ©. 492. 

Dem —— A wurde nad dem Tode feiner Mutter M 
ein von derſelben hinterlaffenes Grundflid eingeantwortet und der 
vierte Theil des Grundftüdes dem Überlebenden Ehemanne der M zum 
lebenswierigen Nutgenuß vorbehalten. Diejer verheiratete ſich wieder 
und hinterließ bei feinem Tode die zweite Frau B als Witwe, bie 
in dem Befige des befagten Grundſtückviertels blieb. Nun begehrte 
ber großjährig gewordene A im Wege des Verfahrens außer Streit- 
fahen, daß die B angehalten werde, ihm, als Erben der M, dieſen 
Theil des Grundſtückes zurüdzuftellen. — Nah vorgängiger Ber- 
handlung, in welcher die B die Herausgabe verweigerte, Übrigens zu= 
geftand, daß die ihr abverlangte Parcelle fih nur im lebenslänglichen 
Fruchtgenuſſe ihres Gatten befunden babe, haben beide Untergerichte 
dem Begehren des A ftattgegeben und bie B mit ihren alfälligen 
Anſprüchen auf den Rechtsweg gewieſen. 
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Von dem oberſten Gerichtshofe wurde, umgekehrt, A mit ſeinem 
Geſuche ab⸗ und auf den Proceßweg gewieſen. Gründe: Nach 
8.217 des kaiſerl. Patentes v. 9. Auguſt 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, 
kann von der Vormundſchaftsbehörde die Uebergabe des Pupillar⸗ 
vermögens an den zum eigenen VBermögendverwaltung gelangten Min⸗ 
berjährigen nur dann verfügt werden, wenn fein geſetzliches Hinderniß 
befleht und fomit das Vermögen fi) in ven Händen des Vormundes 
befindet. Im gegebenen Falle ift jedoch der ftreitige Realitätenantheil 
feit längerer Zeit in den Händen einer dritten Perfon, ber B, welde 
die Uebergabe verweigert, und Anſprüche auf dieſe Realität erhoben 
bat. Ueber die Anfprüche dritter Berfonen, vie bei ver Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlung nicht eingefchritten find, kann aber nach den Beflimmungen 
ber 88. 18 und 216 des citirten kaiſerl. Patentes nicht im Verlaſſen⸗ 
ſchafts⸗, fondern nur im ordentlichen Rechtswege abgeſprochen 
werden. 


Kr. 7051. 


Revindication einer gefegwidrig veräußerten Grundparcelle 
durch den Nachfolger: Verpflichtung zur Rückerſtattung 
des Kaufpreifes. 


Entid. v. 2. Inli 1878, Nr. 7282 (Abänd. der gleihfürmigen Urth. 
des B. G. Lezajsk v. 3. Juli 1877, Nr. 5619 und des O. L. G. Krakau v. 
15. Dec. 1877, Nr. 15360). ©. 9. 1879, ©. 285. 

M verfaufte der A, unter ber Herrſchaft des Grumbtheilungs- 
verbotes, von feinem Bauerngut X in Galizien ein Grundſtück um 
25 fl. Nach feinem Tode wurde die A auf Einfchreiten feines Erben 
B von der Adminiftrativbehörde zur Zurückſtellung des Grundſtückes 
verurtheilt. Nun belangte fie den B auf Schabenerfag, refp. Zahlung 
von 300 fl. ale Werth des Grundſtückes. — Bon beiden Unter- 
gerichten wurbe die Klage vollſtändig abgewieien. 

Der oberfte Gerichtshof verurtheilte den B zur Zahlung von 
25 fl. — Gründe: Wenn der Beklagte, als Eigenthümer bes von 
M auf ihn vererbten Bauerngute®, von dem nad dem gefeßlichen 
Theilungsverbot ihm zulommenden echte Gebrauch gemacht, die 
Reincorporation des ber Klägerin ohne Bewilligung der politifchen 
Behörde von M verfauften Grundſtückes durchgeſetzt und basfelbe auf 
Grund des Neintegrirungserfenntnifjes der Verwaltungsbehörde der 
Klägerin abgenommen bat, fo ift er nah 8.1305 a. b. G. 2. für 
ben ihr daraus entftandenen Schaben, feferne folder in dem ben 
gezahlten Kaufpreis überfteigenden Werthe befteht, ven das Grundſtüd 
zur Zeit der Abnahme hatte, allerdings nicht verantwortlih. Allein 
ebenfo, wie der Verkäufer felbft, wenn ber von ihm über einen 
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unerlaubten Gegenftand geſchlofſene Kaufvertrag auf feine Anregung 
von der politifhen Behörde rüdgängig gemacht worden wäre, nad 
Vorſchrift des 8. 878 a. b. B. ©. wenigftens verpflichtet gewefen 
wäre, den empfangenen Ranfpreis dem Käufer zurüdzuftellen, nachdem 
der rechtlihe Grund, denſelben zu behalten, für ihn aufgehört hat 
($. 1435 a. 6. ©. B.), ift auch der Bellagte, der daB Banerngut 
mit Laft und Bortheil von dem Verkänfer an fi gebracht und ale 
Eigenthümer desfelben von dem Neintegrationsredhte Nuten gezogen 
bat, auf Grund der Haftung, die ihm für die wernsögensrechtliche, 
das Bauerngut dinglich belaftende Berpflihtung bes Vorbeſitzers ob⸗ 
liegt, verbunden, den (in der Klagefumme einbegriffenen) Kaufpreis 
von 25 fl. zurädzuftellen. 


Nr. 7052. 


Unterbleiben der angejuchten grundbücherlichen Anmerkung 

der Hypothekarklage aus Berfehen: Rechtliche Folgen in 

Anfehung des gutgläubigen, Erwerber des hypothecirten 
Grundſtücks. 

Entſch. v. 2. Inli 1878, Nr. 7291 (Beſt. des bad Decr. des L. G. Krakan 
v. 15. Nov. 1876, Ir. 1749, aufheb. Deer. des O. L. G. Kralan v. 1. März 
1878, Nr. 1479). Zeitichrift f. d. Notariat 1879, Nr. 20. 

A belangte den C wegen Zahlung einer Schulo von 875 fl. 
und begehrte bie bücherlihe Anmerkung der lage bei der Liegenſchaft, 
bie ihm C zur Sicherſtellung verpfändet hatte, melde von dem Pro- 
cehgerichte bewilligt wurbe. Die eingellagte Forderung wurde dem A 
zuerkannt und anf fein Anſuchen die Erecution des Pfandgutes be- 
willigt. Als es fih aber um die Eintragung des Erecutionsbefdeides 
handelte, zeigte es fih, daß die bemilligte Klageanmerkung in dem 
Grundbuche nicht vollzogen und inzwifhen die B in Folge Kaufes 
als Eigenthümerin des Gutes einverleibt worden war. — Das 
Grundbuchsgericht verorbnete nun die nachträgliche Verbücherung des 
Klageanmerkungsbeſcheides und die Eintragung des Executionsbeſcheides. 
— Bon dem D. 2%. ©. wurde diefe Verfügung befeitigt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtlidhe Entſchei⸗ 
dung. Gründe: Der 8. 6 der Minifterialverorpnung v. 19. Sep 
tember 1860, R. ©. BI. Nr. 212, beftimmt ausdrücklich, daß, 
fobald die bücherliche Anmerkung der Klage nicht erfolgt ift, die Exe⸗ 
cution auf ein verpfändetes Gut nur auf Grund eines wider ben 
Eigenthlimer vdesfelben erwirkten rechtskräftigen Erkenntniſſes ertbeilt 
werden Tann. Nachdem nun die gegenwärtige Befigerin des Pfand⸗ 
gutes als Eigentbümerin desfelben mtabulirt worden ift, ohne daß 
die Anmerkung der Klage im Grundbuche erfihtlih war, fo kann auch 
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das gegen ihren belangten Vormann C erfochtene Urtheil gegen fie 
feine Wirkung äußern. Der Kläger hat zwar bie bücherliche Anmer⸗ 
tung ber Klage nachgeſucht und wurde vom Gerichte die Vornahme 
berjelben dem Grundbuchsamte aufgetragen. Da aber diejer Auftrag 
nicht vollzogen wurde und bie B das Pfandgut im Vertrauen auf Die 
öffentlichen Bücher an ſich gebradht hat, mithin die Forderung des A 
noch nicht als mittelft einer Klage verfolgt anjehen mußte, jo kann 
audy gegen fie weder bie Anmerkung der Klage in Bollzug gefest, 
noch die früher erwirkte Intabulation biefer Forderung in eine exe 
cutive umgewandelt werben. Es muß dem A überlafien bleiben, wegen 
diefer Forderung gegen bie heutige Befigerin des Pfandgutes mit ber 
Hypothekarklage aufzutreten und den Anſpruch auf Erfag feines all- 
fälligen Schadens gegen die Schuldtragenden zur Geltung zu bringen. 


Nr. 7058. 


Anbringung des Gefuhs um erecutive Feilbietung bei der 
vom Erfenntnißgericht verfchiedenen Realinſtanz. 


Entſch. v. 2. Juli 1878, Nr. 7434 (Beit. des Deer. des B. G. Gorlice v. 
5. Dec. 1877, Nr. 7780, Abänd. des Deer. ded O. L. G. Krakau v. 28. Fe: 
bruar 1878, Nr. 1448). 6.9. 1878, ©. 427. 

Auf Grund des rehtsfräftigen Zahlungsauftrages, den die A 
gegen die Verlaſſenſchaft des bei dem K. ©. Neufandez erwirkt 
hatte, bewilligte dieſes Gericht der A zur Hereinbringung der erfiegten 
Forderung im Erecutionswege das Pfandrecht an einem Grunpftüde 
ber Verlaſſenſchaft, ſodann die Schägung des Örunpftüdes, und ließ 
beide Executionsſchritte durch das B. ©. Gorlice ald forum rei aitae 
vollziehen. — Nun begehrte die A die Feilbietung des Grundſtückes 
unmittelbar bei dem letzteren Gerichte, welches dieſem Geſuche ſtatt⸗ 
gab. — Von dem O. L. ©. wurde die A ab- und an das com⸗ 
petente K. G. Neuſandez gewieſen, in der Erwägung, daß das B. G. 
Gorlice gemäß 8. 401 weſtgal. G. D., zur Bewilligung dieſer Li⸗ 
eitation nicht competent iſt, indem es den exequirten Zahlungsauftrag 
nicht erlaſſen hat und als Realinſtanz im Sinne des 8. 51 9. N. 
nur zur Vornahme der executiven Feilbietung zuſtändig iſt, und daß 
die Ausnahmebeſtimmung des 8. 428 weſtgal. ©. O., bezüglich der 
Bewilligung der executiven Schätzung eines unbeweglichen Gutes, 
auf den dritten Erecutiondgrad nicht ausgedehnt werden kann. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte den erſtgerichtlichen Beſcheid— 
Gründe: Die Beftimmung des $. 69 der 9. N. und, des 8. AOL 
weftgal. G. O., wonach der erfte Erecutionsgrad bei dem Erkenntniß — 
richter anzuſuchen iſt, gründet ſich offenbar auf die Erwägung, ba 
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nur der Erfenntnißrihter in der Lage ift, über vie Executionsfähigkeit 
bes von ihm geſchöpften Urtheiles oder bes von ihm gefchloffenen 
Bergleiches abzufprehen. Diefe Rüdfiht entfällt bei der Fortſetzung 
ber Erecution, daher der S. 428 weftgal. ©, O. verfügt, daß ber 
Kläger nach erlangtem Pfandrechte befugt ift, bie Schäßung bei bem 
Richter, unter deſſen Gerichtsbarkeit das Gut fteht, anzufuchen. Diefes 
Befugniß des Klägers, fchließt das weitere in fi, bei dem Real» 
rihter auch das Geſuch um Bewilligung der Ficitation anzubringen, 
weil fein Grund für die Annahme bes Gegentheild aus ven Vor⸗ 
ſchriften der Gerihtsorbnung, auf welche der 8. 69 der J. N. ven 
Erecutionsführer bezüglich der weiteren Executionsſchritte ausdrücklich 
‚verweift, hervorgeht, umfoweniger aber aus dem $. 5l der I. N., 
welche die Vornahme aller Realacte und namentlih der Feilbietung 
ber Realinftanz zuweift, gefolgert werben Tann. 


| Nr. 7054. | | 
Erecutivproceß: Unftatthaftigkeit desfelben behufs Geltend- 
machung eines Anfpruchs auf Tünftig verfallende Raten. 
Entf. v. 3. Juli 1878, Nr. 7617 (Abünd. der gleihförmigen Dect. 
er ©. Een v. 29, Mär 1878, Sr. 22737 unb hs 5. L. 9 — * 

| 7. Mai 1878, Fr. 8094). ©. 9. 1878, ©. 418. 

Die A ftellte in der gegen B angebrachten Klage das Begehren, 
bag der DBeflagte in Gemäßheit de8 Webereintommens vom 9. März 
1874 für fchuldig erkannt werde, ibr auf feine Lebensdauer ben 
Suftentationsbetrag vierteljähriger 75 fl. und bie zur Zeit des Ur⸗ 
theiles fälligen Unterhaltsraten à 75 fl. zu zahlen. Zugleid bat die 
Klägerin unter Vorlage des obigen Bertrage® um Einleitung bes 
Erecentivprocefjes nah $. 298 a. ©. O. und Hofer. vom 7. Mai 
1839, 3. ©. ©. Nr. 358. — Bon beiden Untergerihten wurbe der 
Erecutioproceß eingeleitet, weil — nad den obergerichtlichen Motiven 
— das von der Kläageren beigebrachte fehriftliche Uebereinlommen vom 
9. März 1874 eine vollen Glauben verdienende Urkunde im Sinne 
ver SS. 113 und 114 a. ©. D,, ift, und auf Grund derſelben nad 
Hofder. vom 7. Mai 1839, 9. ©. ©. Nr. 358, vie Einfeitung 
bes in biefem Hofdecrete normirten Verfahrens begehrt und bewilligt 
werben konnte, ohne daß damit die Yrage, in wie ferne dem etwaigen 
Erecutionsbegehren ftattzugeben if, vorgegriffen wurde. 

Der oberfte Gerichtshof verorbnete die Einleitung des orbent- 
lien Verfahrens, weil das Verfahren nad) 8. 298 a. G. O., Hofber. 
v. 7. Mai 1839, Nr. 358, 9. G. S. und Hofder. v. 25. Jänner 1841, 
Nr. 496 9. ©. S., wie dies fi fhon aus dem Wortlaute er- 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVI, 2 
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gibt, nur Platz greift, wenn eine beſtimmte fällige Forderung, worüber 
ſofort urtheilsmaͤßig die Zahlung ausgeſprochen werden kann, Gegen⸗ 
uam der Klage ift; die Einleitung viefes Verfahrens auch ſchon die 

erehtigung in fi ſchließt, bei der Tagſatzung unter den Voraus⸗ 
fegungen obiger Gefegesftellen da8 Begehren auf Sicherftellung zu 
ftellen, und weil nad dem hier allein maßgebenden Klagebegehren erft 
die Verbindlichkeit zur Unterhaltsleiftung überhaupt und die Zahlungs⸗ 
termine für die dem Betrage nach noch nicht beftimmten, theils ver- 
fallenen, theil® erft künftig verfallenden Raten feftgefett werden follen. 


Nr. 7055. 


Beftreitung der ehelichen Geburt: Ausjchließliches Beftrei- 
tungsrecht des Ehegatten? Unmöglichkeit der Zeugung ? 
Entſch. 8 4. Juli 1878, Nr. 824 (Bent des dad Urth. de A ®. pernald 


dv. 30. No v. 1876, Nr. 24142, abänd. U zb, dei D. 3 © Wien v. 5. April 
1877, Nr. 3841). G. 3.1879, Nr.7 


Aus dem von dem Bormund des A unter Bertretungstifung 
der C, Mutter des Lebteren, gegen B geführten Proceffe peto. An- 
exfennung ber unehelihen Baterfchaft des Bellagten und Leiftung ber 
Alimente , ergab fi der folgende Thatbeftand: Die C verehelichte 
fih im Jahre 1860 . mit dem. D, Befiger eines Wirthshaufes zu 
Wien, Im Jahre 1865, nachdem D durch Schulden genöthigt wor⸗ 
ben war, fein Gewerbe aufzugeben, überſiedelte die C ohne ihn nach 
Ottakring in das Haus ihrer Eltern. Nah der befhmworenen Ausfage 
bes im Proceß als Zeuge verhörten D hat ſeit diefer Zeit jeder, 
auch fleiſchliche Verkehr zwiſchen ihm und ber C aufgehört. Nach 
ihrer Anführung knüpfte fie im Sabre 1868 ein Liebesverhältnig mit 
dem B an und wurde in Folge deffen im Juni oder Juli 1868 ſchwanger. 
Am 17. Februar 1869 gebar ſie den A, als deſſen Mutter ſie mit 
ihrem Familiennamen ohne Bezeichnung des Vaters im Taufbuche ein 
getragen wurde, Im April 1869 begehrte fie die gerichtliche Schei⸗ 
dung von ihrem Gatten D, welde einverftändlicd im September 1869 
ftattfand, Die im Jahre 1374 gegen B angeftellte Paternitätd- und 
Alimentationsklage des Vormundes des A wurde dadurch veranlaßt, 
daß B, der fi außergerichtlich zur Vaterſchaft bekannt und anfängli 
für das Kind geforgt hatte, in der Folge feinen Vaterpflichten nicht 
mehr nachkam. — Das Gericht erfter Inſtanz erlannte nad, dem 
Klagebegehren, wenn die Vertretungsleiſterin C mit dem Erfüllungs⸗ 
eibe beihwört, daß fie mit ihrem Satten feit dem Frühjahre 1865 
nicht mehr in gemeinfamer Haushaltung lebte und daß feit Diefer Zeit 
keine. fleifhlihe Beimohnung zwiſchen ihnen flattgefunden babe, 
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Gründe: Es iſt feftgeftellt, daß die C feit dem Jahre 1865 von 
ihrem Manne factiſch gefchieden ift und daß B in einer vollen Beweis 
berftellenden Art ſich außergerichtlih als Vater des Kindes befannt 
bat; fernerd wird durch die Zeugenausfage des D und ten Erfüllungseib 
der C nachgewieſen, daß ſeit 1865 zwiſchen den Gatten C und D 
feine Beiwohnung ftattgefunden bat. Der Beklagte beruft fi gegen 
diefe thatfächlichen Ergebniffe auf den $. 138 a. 6. ©. B., wonad 
der Saß gelte: pater est, quem nuptiae demonstrant, und darauf, 
daß der Ehemann die eheliche Geburt des Kindes nah 8.158 a. b. 
G. B. nicht beftritten hat. Es fpriht jedoch der 8. 138 nur eine 
Bermuthung aus, weldhe im vorliegenden alle durch den Beweis 
entfräftet wird, daß der Ehemann gar nit in der Lage war, das 
Rind zu zeugen. Der $. 158 beftimmt keineswegs, daß nur der Ehe⸗ 
mann das Beftreitungsreht hat; er fagt nur fo viel, daß der Ehe- 
mann, falls er es thut, e8 innerhalb der in biefem Paragraphe ges 
gebenen Frift thun muß. Die 88. 138 und 158 find daher fein 
Hinderniß, den 8. 163 a. 5. ©. B. gegen den Bellagten in Anwen- 
dung zu bringen. Die Einwenbung, daß der ber Mutter auferlegte 
Erfülungseid unzuläffig ift, ift nicht begründet; denn allerdings Tann 
das einfache Geſtändniß der Mutter, daß das Kind unehelich ift, 
feinen Beweis bilden, wohl aber ihre eidliche Beftätigung von That⸗ 
ſachen, aus denen die unehelihe Geburt gefolgert werden muß. — 
Bon dem O. L. G. wurde das Klagebegehren zur Zeit abgewiefen aus 
folgenden Gründen: Die Zeugung und die Geburt des A fällt in 
eine Zeit, innerhalb welcher für ihn nah 8. 138 a. b. G. 2. bie 
rechtliche Vermuthung feiner ehelichen Geburt ftreitet. Diefe Ber- 
muthung Tann aber einzig und allein auf dem im $. 158 a. b. G. B. 
bezeichneten Wege entlräftet werden, wenn nämlich der Gatte felbft 
oder die für ihn Tegitimirte Perfon die Beftreitung nach Maßgabe 
ber Beftimmungen viefes Paragraphen unternimmt. Wenn aber die 
Beftreitung durch den Gatten nicht erfolgt ift, kann nicht eine britte 
Perſon beliebig die Unehelichleit des Kindes behaupten und daraus 
Rechtsanſprüche gegen ben angebliden aufßerehelihen Erzeuger ab⸗ 
leiten, weil daraus, daß das Geſetz das Recht der Beftreitung auf 
eine gewiſſe Frift beſchränkt, folgt, daß, wenn innerhalb dieſer Frift 
eine derartige Beftreitung nicht gefchehen ift, die im 8. 138 normicte 
rechtlihe Bermuthung der ehelihen Geburt des Kindes in eine nicht 
einmal mehr von dem Gatten, gejchweige denn von einem Dritten 
anfechtbare, rechtliche Gewißheit übergeht. Da nun hier nicht vorliegt, 
daß die Beftreitung durch den Gatten gefchehen und die Unehelichkeit 
des Kindes vom Gerichte ausgefprodhen worden ift, kann von der Bes 
rechtigung der Klage auf Anerkennung der unehelihen Vaterſchaft des 
Kindes noch keine Rebe fein. Dazu fommt, daß über den Umftand, daß 
ber Gatte D feit 1865 der C nicht beigewohnt hat, ein Beweis nicht er- 
bracht ift; denn der Gatte ftellt fi in diefer Beziehung als ein verwerfs 
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licher Zeuge dar und ber Erfüllungseib der C ift jebenfalls unzuläffig, 
weil das von ihr zn beſchwörende Bemeisthema das Geflänbniß eines 
von ihr begangenen Chebruches und die Behauptung enthält, daß ihr 
Kind unehelich iſt, ein derartiges Eingeſtaͤndniß und Behauptung aber 
für fih allein dem Linde nah $. 158 die Rechte der ehelichen Ge⸗ 
burt nicht nehmen kann. 

In Erwägung, daß die geſetzliche Vermuthung ber ehelichen 
Geburt eines indes, welches von einer Ehefrau in dem vom $. 138 
a. 6. ©. B. bezeichneten Zeitraume zur Welt gebradht wurde, auch 
abgefehen von der Frage, wen die Berechtigung zur Beſtreitung ber 
Ehelichkeit zufteht, jevenfalls nur durd den Beweis der Unmöglichkeit 
der Beimohnung des Ehemannes zerftört werden Tann, eine folde 
Unmöglichkeit aber im vorliegenden Proceſſe nicht nachgewiefen wurde, 
noch nachweisbar erfcheint, indem nah ber Ausfage des als Zeuge 
vernommenen Ehegatten D, derſelbe erft Anfang Auguft 1868 Wien 
und deſſen Umgebung verlaffen hat, alfo immerhin in der Tage. war, 
mit feiner Gattin während ver kritiſchen Zeit zu einer ehelichen Um⸗ 
armung zufammenzulommen, wenn er aud nicht eben die Wohnung 
mit ihr theilte; daß weder die Erklärung der Ehegatten, während 
biefer Zeit nicht zufammengelommen zu fein, noch der Umftand, daß 
bad Rind auf den urſprünglichen Gefchlechtsnamen der Mutter C ohne 
Angabe des Erzeuger getauft wurbe, nach dem Gejege zur Aufhebung 
der obigen gejeglichen Bermuthung genügt; daß auch darüber, daß ein 
factifcder Zuftand eingetreten fei, welcher dem Zuftande einer gerichtlichen 
Scheidung von Tiſch und Bett, wie fie in dem Hoflanzleidecrete vom 
15. Juni 1835, 9. G. ©. Nr. 39, voraußgefegt wird, gleichzuhalten 
und demnach unter Anwendung dieſes Geſetzes per analogiam die Auf- 
ftellung der Vermuthung der Zeugung durd) den Ehegatten von vorn- 
herein auszuſchließen geeignet wäre, weder ein voller, noch ein durch 
Erfüllungseid ergänzbarer Beweis hergeftellt wurde, weil .. . (folgt 
bie Begründung mittelft des in facto gewonnenen Proceßergebniffes); 
daß beim Beftande der gefeglihen VBermuthung des 8. 138 a. 6. 
G. B. die fonft zuläffige Bermuthung der außerehelihen Zeugung durch 
einen anderen mit ihren Yolgen nicht geltend gemacht werben fann, — 
bat der oberfte Gerichtshof das Uxtheil des D. L. ©. beſtätigt. 
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Rr. 7056. 


Nachträglicher Anſpruch auf Leiftung höherer, als der 
zuerfannten Alimentationsbeträge für ein uneheliches Kind: 
Exceptio rei judicatae? 


Entih. v. 4. Juli 1878, Nr. 3706 BEN. des Urth. ded B. ©. Kozowa v. 
ini 16 Nr. 1880, Abänd. des Heth. des DO. 2. G. Lemberg vom 
30. Oct. 1877, Nr. 23805). ©. 3. 1879, Sir. 77. 


Nachdem B im December 1870 verurtheilt worben war, für 
feine minberjährige Tochter A bis zu ihrer Selbfterhaltungsfähigfeit 
3 fl. monatlih als Alimente zu zahlen, wurde er im September 1874 
von dem Eurator der A auf Erhöhung des Alimentationsbetrages 
von 3 fl. auf 8 fl. belangt und die Klage mit der Verbeſſerung ber 
Bermögensumftände des Beklagten und der eingetretenen Erhöhung 
ber Preife für die Lebensbedürfniffe begründet. Der Xebtere berief 
fi) dagegen auf das vom Richter bereits entſchiedene Maß feiner 
Alimentationspflihdt. — In erfter Inftanz wurde dem Slagebegehren 
zum Theil ftattgegeben, nämlich der monatlihe Alimentenbetrag auf 
5 fl. erhöht. — Das O. L. ©. erlannte auf vollftändige Abweifung 
ber lage. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In⸗ 
ftanz. Gründe: Infoferne B feinen Widerfprud gegen das Klage 
begehren damit begründen will, daß bei dem Beſtande des Urtheile 
vom Jahre 1870 die Klägerin nicht mehr berechtigt fei, deſſen Aen⸗ 
derung zu begehren, Tonnte biefer Wiverfpruc feinem Wefen nady nur 
als Einwendung der entſchiedenen Sache anfgefaßt werden. Dieje 
Einwendung ift jevod im gegebenen Yalle nicht zuläſſig. Denn, da 
gemäß $. 139 a. b. ©. B. die Eltern verbunden find, ihren Kindern 
einen anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, da ferner der Ausſpruch 
über da8 Maß eines anftändigen Unterhaltsbetrages in jedem bejon- 
beren Falle auf den zur Zeit der überreichten Klage vorhandenen 
Berhältniffen beruht, die ihrer Natur nad veränderlich fine, fo folgt 
von felbft, daß keinem Theile das Recht benommen werben kann, mit 
dem Nachweiſe der veränderten Verhältnifje eine Erhöhung oder Herab- 
fegung der durch richterliches Urtheil beftimmten Unterhaltungegebühr 
zu begehren. — Da aber das O. % ©. von der entgegengejegten 
Anfiht ausgehend, das Klagebegebren hauptſächlich mit Rückſicht auf 
die vorerwähnte formale Einwendung des Belangten für unftatthaft 
erkannt hat, da ferner aud die Übrigen vom O. L. ©. für bie gänz« 
liche Abweifung des Klagebegehrend geltend gemachten Urtheilsgründe 
für unzureichend gehalten werden müfjen, weil es wohl keinem Zweifel 
unterliegt, daß feit der Schöpfung des obenerwähnten Urtheiles vom 
December 1870 in der Zwifchenzeit alle Tebensbebürfnifie im Preiſe 
geftiegen find und überdies der von dem Belangten in der Duplik 
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eingeftandene Unftand, daß er unter der Zeit fi ein Haus gekauft 
babe, ganz darnach angethan ift, eine Berbefferung feiner Bermögens- 
verhältnifje anzunehmen, jo war das erftrichterliche Urtheil zu beftätigen. 


Nr. 7057. 
Beftanbvertrag: Wirkfamfeit einer rechtzeitig erfolgten, 
jedoch verfpätet zugeftellten gerichtlichen Kündigung. 


Entf. v. 4. Juli 1878, Nr. 7186 (Beit. des bad Urth. des B. ©. Turla 
». 31. Jänner 1878, Nr. 110, abänd. Nrth. des DO. 2. ©. Lemberg vom 
19. Mürz 1878, Nr. 5671). ©. 3. 1879, Nr. 72. 8.9. 1879, ©. 417. 
Der Verpächter A fündigte dem Pächter B am 26. October 
1877 den Beſtandvertrag, fehsmonatlih, auf ven 1. Mai 1378; 
die Kündigung wurde aber dem B erft am 9. November zugeftellt 
und deshalb von ihm als verfpätet zurüdgelegt. — Das Gericht efe 
Inftanz erflärte die Kündigung für unwirkſam, weil fie nah $. 2 
lit. e ber kaiſerl. Verordnung vom 16. November 1858, R. ©. UI. 
Nr. 213, wenigftens ſechs Monate vor der auf ben 1. Mai 1878 
geforderten Zurüdftellung der Pachtſache zu geſchehen hatte, und nad 
8. 5 ibid. in dieſer Friſt nicht nur bei Gericht Überreiht, ſondern 
auch dem Pächter zugeftellt fein mußte. — Bon dem O. L. ©. wurde 
die Wirkfamleit der Kündigung ausgeſprochen, weil dieſelbe (am 
26. October 1877) noch vor dem fehsmonatlihen Räumungstermin 
(1. Mat 1878) überreiht worden und nicht erforderlich ift, daß auch 
bie Buftellung an den Gegner noch vor Beginn diefer Frift erfolgt 
fei, da die in erfter Inftanz citirte Beftimmung des $. 5 der kaiſerl. 
Verordnung vom 16. November 1858, Nr. 213, über die Zuftellung 
nnr von den Fällen der Abſätze a und b bes 8. 2 ibid., nicht aber 
von dem bier zur Anwendung kommenden Abfag c Diefes Para⸗ 

graphen gilt. 
Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das obergerichtliche Urtheil aus 
deſſen Gründen. 


Nr. 7058. 
Bubficitätsprincip: Gutgläubiger Erwerb einer durch Ber- 
einigung erloſchenen, aber nicht gelöfchten Hypothekar⸗ 
forderung. 


Entid. v. 9. Juli 1878, Nr. 597 mb der 5 en Urth. des K. G. 

Eger v. 17. Nov. 1877, Nr. 576 u Arng v. 28 v. 28. Jänner 
1878, ‚Nr. 672). v3 87, Nr. 1 

Die auf den Brauntohlengruben des A — intabulirte 

Forderung des D von 13.000 fl. wurde von einem Gläubiger des 
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Letzteren in Erecution gezogen, bei ber Feilbietung von A um 2390 fl. 
erflanden und ihm am 23. December 1876 eingeantwortet. Da weder 
in dem Bergbuce dieſes Rechtsgeſchäft durchgeführt wurbe, noch bie 
im $. 72 de8 Grundb.⸗G. bei erecutiven Verfteigernngen von Liegen- 
ſchaften und Hypothekarſorderungen vorgefchriebene Anmerkung ge- 
[heben war, cedirte die B, Erbin des D, am 29. December 1876 
den Pfandſatz pr. 13.000 fl. dem C, welchem verfelbe bücherlich zu- 
gejchrieben wurde. Nun belangte A die B und den C auf Ungiltigfeit 
der Ceſſion und Löſchung der bücherlichen Zufchreibung des Pfand- 
fates an C, weil die Hypothekarforderung in Folge der am 23. Des 
cember 1876 an ihn als Meiftbieter vollzogenen Einantwortung der⸗ 
felben durch Bereinigung des Rechtes und der Verbindlichkeit nad) 
8. 1445 a. 6. G. B. erlofhen fei und daher am 29. December 1876 
nit mehr cedirt werben konnte. — Bon beiden Untergerichten wurde 
das Slagebegehren verworfen. 

A ergriff die a. o. Reviſionsbeſchwerde, welche der oberfte Ger 
richtshof mit nachſtehender Begründung abwies: A bat allerbing® die 
Einantwortung der von ihm erftandenen, für D pfandredtlid haftenden 
Forderung pr. 13.000 fl. erwirft. Da aber nad 8. 469 a. 6. ©. 2. 
ein Hypothekargut fo lange verhaftet bleibt, bis die Schulburfunde 
aus bem öffentlichen Buch gelöſcht ift, nad; 8. 1446 0.56. ©. B. 
Rechte und Berbindlichleiten, welche ven äffentlihen Büchern einver- 
leibt find, durd bie Vereinigung in einer Perfon nit aufgehoben 
werden, infolange nicht die Löſchung erfolgt ift, die Forderung per 
13.000 fl. zur Zeit der Ceffion nod für D haftete, bie vollzogene 
executive Feilbietung bei demfelben nicht angemerkt, und fomit bie 
beim Prager Landesgerichte abgehaltene Feilbietung für das K. ©. 
Eger ale Grundbuchsbehörde gar nicht eriftent war, weshalb denn 
aud die bücherliche Uebertragung des Pfandſatzes an C anſtandslos 
vor ſich ging, ſo könnte dem Klagebegehren nur dann ſtattgegeben 
werden, wenn A erwieſen hätte, daß B und C zur Zeit der Ceſſion 
von ber geſchehenen Feilbietung Kenntniß hatten und ſomit nicht im 
Vertrauen auf die öffentlichen Bücher gehandelt haben. Dieſer Beweis 
iſt aber rückſichtlich des C nicht geliefert worden. 


Nr. 7059. 
Cautio actoria: Unzuläffigfeit der Zurüdweifung einer 
Klage a limine wegen unterlafjfener Anerbietung zur Cau⸗ 
tionsbeftelung oder zum Paupertätseibe. 


Entid. v. 9. Inli 1878, Nr. 7645 (Anfheb. der gleiajdemigen Dee. 
des 9. ©. Prag v. 26. April 1878, Nr. 38728 und des O. L. ©. Prag d. 
2l. Mai 1878, Nr. 14345). G. 9. 1879, ©. 455. 
Die beim H. ©. in Prag überreichte Klage der allgemeinen 
Agriculturcreditanftalt für Oalizien und die Bulowina in Lemberg gegen 
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hie. Berficherungsbanke, Slavia“ in Prag peto. Zurückſtellung von 
Pfaudbriefen im Betrage von 35.000 fl. wurde in erſter Inſtanz von 
Amtswegen a limine abgemwiejen, weil die Klägerin in Böhmen nicht 
kundbar fattfam bemittelt ift und mit der Klage weber eine annehm⸗ 
liche Caution für bie Froceßtoſteu beſtellt, noch zum —— 
ſich erboten hat (8.406 a. b. G. B.) — Das O. L. © . beftätigte 
bie erfigerichtliche Abweiſung. 

Der oberfte Gerichtshof hat mit Aufhebung ber untergericht- 
lihen Verordnungen dem Handeldgerichte Prag aufgetragen, die Klage 
anzunehmen und auf dieſelbe das dem Geſetze entſprechende Verfahren 
einzuleiten, weil die Unterlaſſung der im 8. 406 a. G. O. vorge⸗ 
ſehenen Beſtellung annehmbarer Sicherheit für die Gerichtskoſten und 
der Erbietung zum Eide, dieſelbe nicht ſchaffen zu können, für ſich 
allein nicht genügt, um die Rückſtellung der Klage von Amtswegen 
zu begrünten, vielmehr ber betheiligten Gegenpartei es überlafien 
bleiben muß, im geeigneten Wege ihr Intereffe zu wahren. 


Nr. 7060. 


Unzuftändigkeit der Gerichte für Klagen gegen den Staat 
auf Erfa von Kriegsſchäden. 
sat. v. 9. Juli 1878, Nr. 7683 (Aband. der Decr. des L. ©. Wien vom 
2. März 1878, Nr. 2142 rer des D.2. G. Wien v. 30. April 1878, 
Nr. 7806). G. H. 1878, €. 442. 

Die Klage ber Sohn des A gegen den Fiscus wegen Erſatz 
eines Kriegsſchadens wurde von dem angerufenen Gerichte aufredt 
verbeſchieden, von dem O. %. ©. Hingegen zur Verbeſſerung durd 
Angabe der Namen, des Charalter8 und des MWohnortes der Kläger 
nah Vorſchrift des $. 14 a. ©. D. und des Hofer. vom 21. Oc⸗ 
tober 1793, 3. ©. ©. Nr. 131, zurüdgeftelt. — Die Finanzpro- 
curatur ergriff den a, 0. Recurs mit denn Begehren, daß die Klage 
wegen Unzuftändigfeit der Gerichte ($. 48, Alinea 2 9. N.) fofort 
zurüdgewiejen werbe. 

In Erwägung, daß der Anſpruch der Kläger auf Zahlung von 
5431 fl. nad Inhalt der Klage auf die Behauptung :geftügt wird, 
e3 feien während des zwifchen Defterreih und dem ehemaligen König» 
reihe Sardinien ausgebrochenen Kriege und zwar in den Tagen vom 
26. bis 30. April 1848 durch das Pionniercorps der öfterreichifchen 
Armee aus ftrategifhen Rüdfihten zwei mit Getreide und Türkiſch⸗ 
forn beladen gewefene, dem nunmehr verftorbenen A gehörige Schiffe 
in den Etſchfluß verfenkt worden; daß demnach die Kläger al8 Erben 
deö genannten A wegen eines dem Letteren angeblidy von dem öfler- 
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reichiſchen Militär zugefügten Kriegsſchadens gegen den Fiscus einen 
Erſager ſpruch ſtellen; daß aber über ſolche Anſprüche nach dem 
8. 1044 0.5. ©. B., nad der a. h. Entſchließung vom 5. April 
1816 — des mailändiſchen Guberniums vom 22. April 1816, 
Raccolta delle leggi ete., Vol. I., pag. 357) und nach dem an alle 
Lanvdesftellen ergangenen Hoftanzleibecrete vom 16. April 1821 (Pol. 
GSefegesfammlung 49. Band, S. 115) nit die Gerichte, fondern 
zur die politiihen Behörden zu entſcheiden berufen find, und daß in 
ſolchen Fällen nah $, 48.9. N. die Competenz von Amtswegen zu 
wahren ifl, — bat der oberfte Gerichtshof dem Recurſe ftattgegeben 
und die Zurüdweifung ber Klage a limine wegen Unzuftänbigleit ber 
Gerichte verordnet. 


— 


Nr. 7061. 


Unftatthaftigfeit der unmittelbaren Erecutionsführung gegen 
einen Gefellihafter auf Grund eines gegen die offene 
Handelsgeſellſchaft erwirkten Urtheils. 
gut dv. 9. Juli 1878, Nr. 7704 (Beit. ded dad Deer. des B. G. Gaya vd. 
Oct. 1877, Nr. 12640, aufheb. Decr. des DO. L. G, Brilen v. 14. Mai 

1878, Nr. 4798). Zur. BI. 1878, Nr. 3 

Nachdem in der Rechtsſache des A gegen bie ne Geſellſchaft 
B & Comp. die Beklagte zur Zahlung von 5000 fl. verurtheilt worden 
war, begehrte A zur Hereinbringung der Urtheilsfumme die Pfändung 
des Mobilarvermögend des öffentlihen Geſellſchafters B, welde in 
erfter Inſtanz auf Grund des Art. 112 H. ©. B. (Solivarhaftung 
der Geſellſchafter für die Verbindlichkeiten der offenen Gefellfchaft) 
bewilligt, von dem D. 2. ©. hingegen verweigert wurde. 

In Erwägung, daß, wenn aud) der Art. 112 9. ©. 2. aus⸗ 
Ipriht, daß die Gefellichafter einer offenen Handelsgeſellſchaft für alle 
Berbindlichleiten der Gefellichafter folidarifh und mit ihrem ganzen 
Bermögen haften, doch daraus nit folgt, daß aus einem gegen die 
Geſellſchaft ergangenen Urtheile fofort gegen jeden einzelnen Gefell. 
Ihafter die Erecution bewilligt werden fann, weil bei einer foldyen 
Annahme e8 gar nie Klagen gegen einen Gefellfhafter aus Anſprüchen 
gegen die Geſellſchaft geben fönnte, weldhe aber doch nad Art. 146 
8. ©. 2. zuläffig find; in der Erwägung, daß aud bei dem Con— 
curfe über das Geſellſchaftsvermögen nad dem 8. 30 des Einführungs- 
geſetzes zum Dandelögejege über das Privatvermögen eined jeden per— 
ſönlich haftenden Gefellichafters die Eröffnung des Concurfes einzu- 
leiten ift, daher die Eröffnung des Concurſes über das erftere ſich 
auf das letztere nicht bezieht, — hat der oberfte Gerichtshof die Ent- 
ſcheidung des O. L. ©. beftätigt. 
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Nr. 7062. 


Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtniß: Verpflichtung des 

Beweiswerbers zum Erſatz der aus der Intervention eines 

auf ſein Anſuchen für den Beweisgegner beſtellten Curators 
erwachſenen Koſten. 


—8 v. 9. Inli 1878, Nr. 7764 (Beſt. des Decr. des B. G. Friedlaud 

24. Mürz 1878, Nr. 2391, Abänd. des Der. des D. 2 ® rag vom 

6. Wni 1878, Nr. 13023). ©. 3. 1879, Nr. 7 

Dem Geſuche ded A gegen den im Auslande einigen B um 
Aufnahme eines Kunftbefundes zum ewigen Gedächtniſſe und Beftellung 
eines Curators für den B wurde in erfter Inſtanz ftattgegeben und 
nad vollzogener Beweisaufuahme dem A die Zahlung ber Experten- 
gebühr und die Honorirung des Curators, welcher den B bei der Be- 
weisaufnahme vertrat, aufgetragen. — Gegen die Auflage der Ent- 
lohnung des Curators recurrirte A an das O. L. G., weldes ihn 
von dieſem Koftenerfage mit der Begründung loszählte, daß nad 
8.425 a. G. O. jede Partei ihren Sachwalter aus Eigenem zu zahlen 
hat; daß ein contradictorifches Berfahren, welches der 8. 24 des Ge⸗ 
jeges v. 16. Mai 1874, R. ©. Bl. Nr. 69, für die Berurtheilung 
eines Theiles zum Koftenerfage vorausfegt, nicht flatt hatte; daß 
nah 8. 391 a. ©. O. die Aufftellung eines Eurators für eine außer 
den Erblanden wohnhafte Partei auf ihre Gefahr und Koften jtatt- 
findet; daß die Beftellung des Curators auch zunächſt im Intereſſe 
diefer Partei erfolgte, der Gegentheil daher außer dein Falle eines 
durchgeführten Rechtsftreited zur Zahlung der Koften dieſer Curatel 
nicht angehalten werben kann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften 
Inſtanz, weil Adurdy fein Einfchreiten um Aufnahme des Beweifes durch 
gerichtlichen Augenfhein und Sachverſtändige zum ewigen Gedächtniſſe 
und zugleich um Beſtellung eines Curators für die im Auslande be- 
findlihe ©egenpartei diefer leßteren, beziehungsweife dem Curator, 
welcher zur Wahrung ihrer Rechte bei der zur Aufnahme des Be⸗ 
weifes anberaumten Zagfagung erſcheinen mußte, Koften verurfadht 
bat, deren Erfag die Gegenpartei von dem Beweisführer, in veflen 
alleinigem Intereſſe die Beweisaufnahme erfolgte, zu begehren be- 
rechtigt ift, ohne erft abwarten zu müſſen, ob berfelbe wirklich eine 
Klage in der Hauptfache einbringen wird; wogegen es anderfeitd dem 
Deweiswerber in dem thatfächlich geführten Hauptprocefie, falls darin 
von dem zum ewigen Gebädtniffe aufgenommenen Beweife Gebraud 
gemacht werben würde, bevorftehen wird, den Erſatz der ihm durch 
biefe Beweisaufnahme erwachſenen Koften zu verlangen. 


— MI — 


Nr. 7063. _ 
Summarifer Proceß: Unzuläffigteit ber Erecution zur 
Sicherſtellung pendente appellatione bei vorhandener 
Deckung. 


—38— 9. Inli 1828, ot. 7892 (Beft. des dad Decr. des L. G. Wien v 
26. März 1878, Rz 00, abänd. Decr. ded DO. L. G. Wien v. 14. ai 
Nr. 8278). Inx. 81. 1878, Nr. 40. 

In der —— verhandelten Rechtsſache des A wider B 
wegen Zahlung des 10.000 fl. betragenden Reſtes einer hypothekariſch 
verficherten Yorderung begehrte A pendente appellatione des Beklagten 
gegen das erſtgerichtliche Urtheil, mit welchem dem Kläger die For⸗ 
derung unbedingt zugeſprochen worden war, die Mobilienerecution zur 
Sicherſtellung (8. 56 des Geſetzes über den fummarifhen Procek), 
welche in erfter Inftanz bewilligt, von dem O. L. ©, verweigert wurde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Der $. 55 des cit. Geſetzes geftattet die Ere- 
eution zur Sicherftellung dev auf Grund einer vollen Glaubens wür- 
digen Urkunde eingellagten Yorderung, wenn der Kläger mit berjelben 
nicht bereits hinlänglich fiher geftellt ift, und der nächſtfolgende 8. 56 
beftimmt, daß „auf gleihe Art” der Beklagte zur Sicherftellung an⸗ 
zubalten ſei, wenn er gegen ein ihn unbevingt verurtheilendes Er- 
fenntniß erfter oder zweiter Inſtanz die Appellation oder Revifion 
ergreift. Es kann daher der Ausprud „auf gleihe Art" im $. 56 
nur in dem Sinne aufgefaßt werden, daß auch zur Bewilligung ber 
fiherftellungsweifen Execution während des Appellations und Revi⸗ 
fionszuges die Borausfegung des $. 55, daß nämlich der Kläger mit 
feiner Forderung nicht bereitd hinlänglich fihergeftellt ift, vorhanden 
fein muß. Das Dafein diefer Vorausfegung ift aber in dem vorlie- 
genden Falle um fo weniger anzunehmen, als ber Kläger in feinem 
Erecutionsgefuhe die Unzulänglichfeit der für feinen Forberungsreft 
baftenden Hypothek nicht einmal behauptet, gejchweige glaubhaft 
gemacht hat. 


Nr. 7064. 
Gerichtsſtand des Vertrages: Begründung besjelben durch 
Beſtimmung eined im Inlande gelegenen Zahlungdortes in 
einer einem Ausländer im Auslande zugemittelten Factura. 


Entf. v. 11. Juli 1878, Nr. 2289 (Beit. des — des H. G. Ben N 
19. Nov. 1877, Nr. 85078, Abänd. des Urth. des O. L. ©. Prag vom 
37. Der. 1877, Nr. 34147). ©. 3. 1858, Nr. 93. 

B, Kaufmann in Neuhäufel in Ungarn, beftellte bei C, Kauſ⸗ 
mann in Preßburg, 5 Tonnen Häringe und erhielt eine Woche darauf 
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von A, Kaufmann in Prag, die Factura über die Waare, in welcher 
Prag als Zahlungsort angegeben war. Nach einigen Tagen traf die 
Waare bei B ein, welcher fie von ber Bahnſtation bezog, mangelhaft 
fand, die Yactura dem A zurüdfchidte und ihn wie den C verftän- 
digte, daß die Waare zur Dispofttion ftehe. Nun belangte A den B 
beim Handelögerichte in Prag (ald foram solutionis, 8. 43 I. N. 
wegen Zahlung des Waarenpreiſes. Bon dem Bellagten wurbe bie 
Incompetenz des angerufenen Gerichtes eingewendet. — Das Gericht 
erfter Inftanz hat dieſe Einwendung aus folgenden Gründen abgemwie- 
fen: Angenommen, daß C, als der Bellagte bei. ihm die Waare be- 
ftellte, vemfelben nicht befannt gegeben habe, daß nicht er (C), ſon⸗ 
dern A die Waare liefern werde, fo bat ver Bellagte doch aus ber 
Factura erfehen, daß A der Verkäufer ift, und hätte, wenn er damit, 
daß die Waare von A geliefert werde, oder mit dem in der Yactura 
enthaltenen Zahlungsort nicht einverftanden gewejen wäre, die Fac—⸗ 
tura, weldhe ihm vor Einlangen der Waare zugelommen war, bean- 
ſtanden müffen. Da aber dies nicht gefchehen und die Waare von 
dem Beklagten bezogen worben ift, jo hat er fi der Bedingung ber 
Factura, daß die Waare in Prag zu zahlen fei, unterworfen, und es 
ift Damit ein ihn bindender Vertrag Über den Zahlungsort zu Stande 
gelommen. Die Einwendung ber Unzuftändigkeit des angerufenen 
forum solutionis ift jomit unbegründet. Ebenſo unbegründet ift die 
weitere Behauptung des Beklagten, daß, nachdem er den Vertrag mit 
C in Ungarn abgeſchloſſen bat, e8 Sache des Klägers A wäre, ben 
Nachmeis der befonderen Umftände zu liefern, durch welche die An⸗ 
wendung des in Defterreid, geltenben Geſetzes, auf weldhes A feine 
Klage ftügt, gerechtfertigt ift. Nach ven SS. 34 bis 37 a. b. G. B. 
ift bei Verträgen allerdings das örtliche Recht anzuwenden. Diefer 
Grundſatz gilt jedoch nur dann, wenn die Vertragſchließenden nicht ein 
anderes Recht zur Grundlage nehmen. Dies ift aber hier gefchehen, 
da von den Streittheilen‘ (wenngleich von Seite des B nur durd eine 
concludente Handlung) ein beftimmter Erfüllungsort vereinbart worden 
ift, was zu Yolge bat, daß der Gerichtsftand und das in Anwendung 
zu bringende Recht durd den Erfüllungsort beftimmt wird. Bellagter 
hat nicht nachgewiefen, daß in Ungarn eine ſolche Vereinbarung ge- 
feglih unterfagt ıft, und auch nit, daß nach ungarischen Geſetzen 
ein Uebereinfommen nicht auch durch concludente Handlungen abger 
Ihloffen werden könne, und daß insbeſondere ein folder Abſchluß für 
die Beftimmung des Zahlungsortes nicht eintreten fünne. — Bon 
ben DO. L. ©. wurde der Incompetenzeinrede flattgegeben. Gründe: 
Das Kaufgefchäft ift in Ungarn abgefchloffen worden, mag nun die 
Behauptung des Klägers, daß Bellagter von ihm felbft, wenn aud 
dur C’8 Vermittlung, die Waare gelauft hat, oder jene des Bellagten 
richtig fein, daß er die Waare nur bei C beftellt habe. Da nicht vor⸗ 
liegt, daß von den Bertragfchliegenden dem Geſchäfte das in Defter- 
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reich geltende Recht zu Grunde gelegt. worden ift, mußte der Kläger 
nachweiſen, daß vie Annahme ber Factura mit dem Zahlungsorte Prag 
für ven Bellagten nad ungarifhen Gefetzen vie Zuftändigfeit des 
öfterreichifchen. Gerichtes und die Anwendung des öfterreihifchen Rechtes 
zur Folge habe, welchen Beweis er aber nicht erbracht bat. Nach 
8. 37 0.5. ©. B. ift da8 von einem Ausländer mit einem Inländer 
im Ausland geſchkoſſene Gefhäft nad dem Geſetze des Ortes deg 
Abſchluſſes zu beurtheifen, dafern Kei der Abjchliegung nicht ein ans 
deres Necht zu Grunde gelegt worden if. Die Ausnahme: die Zus 
grundelegung eine® anderen Rechtes, an Stelle des ungarischen, hat 
der Kläger zu beweifen und nicht der Beklagte den Beweis ver Ne- 
gative zu führen, daß ein anderes, als das ungarifche Recht nicht zu 
Grunde gelegt worden if. Da nun die Ausnahme vom Kläger nicht 
bewiefen wurte, fo. kann der Bellagte auch nicht wegen des in Un- 
garn abgefchloffenen Vertrages vor ein öſterreichiſches Gericht gezogen 
werben. Der Umftand, daß der Kläger dem Bellagten die Yactura 
mit dem Zahlungsort Prag zugefhidt hat, wäre nur dann entſchei⸗ 
dend, wenn die Beftimmungen der öflerreichifchen Jurisdictionsnorm 
und des Hantelsgefeges auh in Ungarn beftänden; der Kläger bat 
jedoch nicht nachgewieſen, daß ſolche Beftimmungen auch in Ungarn 
gelten. Uebrigens fann aus der Uebernahme der Yactura die Zuftän- 
digfeit des Prager Handelegerichtes auch deshalb nicht abgeleitet werben, 
weil die Factura ohne Waare, die Waare erft fpäter anlangte und 
zur Dispofition geftellt wurde und durch die Annahme einer Factura 
ohne Annahme ver facturirten, jpäter einlangenden Waare ein Vertrag 
nicht begründet wird, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inftanz. 
Gründe: „Nah $. 29 lit. b der 3. N. können Ausländer in allen 
Fällen, wo Defterreicher nach den Beftimmmungen dieſes Geſetzes aufer- 
halb des Gerichtabezirfes ihres Wohnortes belangt werben können, in 
Defterreih bei dem hiezu beftimmten befonderen Gerichtäftand belangt 
werten. Ein folder befonderer Gerichtsſtand ift der Gerichtsſtand des 
Vertrages, wovon der 8. 43 J. N. handelt, nach welchem vie Klage 
bei dem Gerichte angebracht werden kann, weldem ber Beklagte unter» 
fände, wenn er fih am bedungenen Zahlungsort befänte. Dies gilt 
nah $. 58 9. RN. auch bei Klagen, weldhe wie die vorliegende, zur 
Sandelsgerichtöbarteit gehören. Somit unterfteht auch der Ausländer 
dem öfterreichifchen Gerichte des Bertrages, zumal der 8. 37 a. b. 
G. 3. eine Beftimmung über die Gerichtscompetenz, ſondern bie 
Norm für die materielle Beurtheilung eines im Ausland abgefchloffenen 
Gefchäftes enthält. Es ift daher nur mehr zu unterfucdhen, ob im vor⸗ 
liegenden Fall eine Vereinbarung getroffen worden ift, daß Prag ber 
Zahlungsort fein fol. Dieſes Uebereinkommen ift aber in der That 
zu Stande gelommen, wie ber Richter erfter Inſtanz in ven Urtheild» 
gründen bargethan hat, 
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Nr. 7065. 


Berurtheilung bes auf eine Klage mit Vorbehalt der gegen» 
feitigen Aufhebung der Koften jubmittirenden Beklagten zum 
Koftenerfat. 


Entf. v. 11. Inli 1878, Nr. 6876 (Bet. des Urth. des L. G. Kralau v. 
20. Juli i 1877, Nr. 15724, Abänd. des Urn, des DO. 2. ©. Krakau vom 
37. Dec. 1877, Nr. 15507). ©. 5. 1879, ©. 35. 

Nachdem A von ber Finanzbehörde, an die er ſich wegen Lö⸗ 
[hung einer auf feinem Gute intabulirten Stempelgebühr von 49 fl. 
gewendet hatte, auf den Rechtsweg gewiejen worden war, belangte 
er mit der Löſchungsklage die Finanzprocuratur, welche keine Einrede 
erftattete, fondern nad mehreren drifterftredungen und nachdem fid 
bie Angelegenheit über zwei Jahre gezogen hatte, im Namen be& 
Fiscus eine Zuftimmungserklärung mit Vorbehalt der gegenfeitigen 
Aufhebung der Proceploflen abgab. — Nach Protofollirung des Acten- 
verzeichniſſes erfannte das Gericht erfter Inſtanz mittelft Urtheiles 
nach dem Slagebegehren und verfällte die Bellagte aud in den Erſatz 
ber Proceßkoſten. — Auf die Appellation der Letzteren fprad das 
O. L. ©. die Kompenfation der Koften aus, 

Der oberfte Gerichtshof beſtätigte das erſtrichterliche Urtheil. 
Gründe: Der Fiscus iſt in dieſem Rechtsſtreite ſachfällig geworden 
und nach der klaren Beſtimmung der 88. 24 und 26 des Geſetzes vom 
16. Mai 1874 als unterliegende Partei zum Gerichtskoſtenerfatze 
unbedingt verpflichtet, da der im 8. 25 vorgeſehene Fall einer Koſten⸗ 
aufhebung nicht vorliegt. Die Anſicht des O. L. G., daß das 
Aerar ſich in den Proceß nicht eingelaſſen habe und daher zu feinem 
Gerichtskoſtenerſatz verurtheilt werben könne, entfpricht nicht dem In⸗ 
halte der Procefacten, wornach die Finanzprocuratur Recurſe ein- 
gebracht, Friften zur Einrede geworben, NRecognofeirungen ver Klage⸗ 
beilagen vorgenommen, alſo ſolche Schritte unternommen hat, welche 
zur Kategorie der nur im Zuge einer Rechtsſtreitverhandlung vor⸗ 
kommenden Proceßhandlungen gezählt werden müſſen. Wenn ferner 
bie Finanzprocuratur eine Zuftimmungserflärung ftatt der Einrede 
abgegeben hat, fo ift das doch fo zu betrachten, als ob fie in das 
Klagebegehren fubmittiet hätte und da im dieſem Valle jedenfalls 
immer ein Urtheil des Gerichtes erfließen mußte, ſo kann ein der Sub⸗ 
mittirungserklärung beigefügter Vorbehalt bezüglich der Gerichtskoſten 
die unterliegende Partei von der geſetzlichen Folge ihrer Sachfälligkeit 
nicht befreien, | 





— 35 — 


Ne. 7066, 


Unzulaſſigkeit der Executionsführung auf eine noch in Streit 
verfangene Gegenforderung des. Erecnten, 


Entſch. v. 11. Juli 1878, Nr. 7067 bins. get ‚sleigfärmigen Der. 
des 8. ©. Wien v. 1. März 1878, Me. 1 G. Wien 
v. 25. April 1878, Nr. 7316). ©. 5. 1879, en 2. Zur. Bl. 1879, Nr. 27. 

A hat gegen B eine Forderung von 600 fl. erfiegt, zu deren 
Hereinbringung er auf die von B gegen ihn eingellagte, noch im 
Proceß verfangene Forderung der Herausgabe eined Pferdes oder 
Zahlung von 850 fl. nah Hofder. vom 27. October 1797,93. ©. ©. 
Nr. 385, Execution führte. Die. Forderung des B wurde gerichtlich 
auf 475 fl. gefhägt und ſodann auf Anſuchen des A bie Feilbietung in 
erſter und zweiter Inftanz bewilligt, weil — nad) den Motiven des 
D. 2. © — in Öemäßheit des cit. HofbecretS auch Privatfor- 
derungen im Wege ber gewöhnlichen Erecutionsführung in Execution 
gezogen werben können, die executive Schäßung dieſer dem Betrage 
nach noch nicht beſtimmten Forderung rechtskräftig bewilligt, bei Bor- 
nahme der Schägung die Borfchrift der Gerichtsordnung beobachtet, 
und gegen den Schägungsact von den Parteien eine Einwendung 
nicht erhoben wurbe. 

In Erwägung, daß zwar, laut Hofder. v. 27. October 1797, 
3. ©. ©. Nr. 385, die Privatforderungen eines Schuldners ohne 
Rüdſicht, ob fie liquid, illiquid oder noch in einem Proceh verfangen. 
find, in Erecution gezogen werben können, daß dies aber nur bezüglich 
folder Forderungen als zuläffig erfcheinen kann, welche der Schuldner 
gegen dritte Perſonen hat, nachdem durch die Veräußerung einer For⸗ 
derung eine Ceſſion im Sinne des 8. 1392 a. b. G. B. bewirkt 
wird; daß jedoch im vorliegenden Fall es ſich um eine Forderung 
des Erecuten B handelt, welde von dem Ausgange der von ihm gegen 
ben Erecutionsführer felbft anhängig gemachten Streitſache ‚abhängig 
ft und daß demnach der Legtere dem Executen gegenüber in einer 
boppelten Eigenfchaft als Gläubiger und als Schuloner fi barftellt, 
jo zwar, daß Die Forderung des Executen, wenn fie durch richterliches 
Ürtheil als liquid erkannt wird, fi von felbft bis zu ihrer Höhe 
mit der Forderung des Erecutionsführers compenfiven würbe ($. 1438 
a. b. G. B.); daß die erecutive Schägung auf vagen und unbes 
ſtimmten Dalen beruht, ta über die Eriftenz und die Ziffer der For⸗ 
berung des Eyecuten nur der Richter erkennen könnte, und daß ander⸗ 
ſeits nad dem obigen Hofbecrete derartige in Execution gezogene 
Forderungen mit ihrem Nominalbetrage bei ber erflen und zweiten 
Veilbietung auszurufen find; Daß bei diefer Sachlage eine Theilnahme 
anderer Concurrenten bei ber Berfteigerung, falls man dieſe bewilligen 
wollte, gar nicht denkbar wäre, e8 vielmehr ganz dem Belieben und 
Gutdünken des Executionsführers überlaſſen bliebe, vie feilgebotene 
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Forderung um jeben Preiß zu erfleigern, daß bei foldem Vorgange 
eine Ceffion im Sinne des Gefeges ‚nicht eintreten, vielmehr der Exe⸗ 
eutionsführer Ceſſionär und Ceſſus in einer Perfon wärbe, und daß 
demnach eine derartige. Weilbietung ben einzigen Zwed und Erfolg 
hätte, das in bem Proceſſe wegen ber in Execution gezogenen. For⸗ 
derung ergebende richterliche Urtheil durch ein unbebeutendes ‚Angebot 
jever Rechtswirkſamkeit zu entkleiven ‚und eventuell bie verhaltniß⸗ 
mäßige Compenſation der Schuld des Executen mit feiner eigenen 
Forderung zu verhindern; daß unter diefen Umfländen bie Forberung 
des Executen als eine im. Verkehre befindlihe Sache (K. 448 a. b. 
G. B.), deren Feilbietung der Erecutionsführer im Sinne der 88.447 
und 461 a. 6. ©, B. zu verlangen berechtigt ift, nicht angefehert 
werben kann, — bat der oberfte Gerichtähof auf den a. o. Recurs 
bes B, mit Abänderung ber dem Geſetze nicht entfprechenuden und 
daher als: offenbar ungerecht anzuſehenden Decrete der Untergerichte, 
nach dem Hofder. vom 15. Februar 1833, 9. ©. ©. Nr. 2593, 
das Teilbietungsgefuh des A abgewieſen. 


| Ne. 7067. 
Weiterverkauf eines mit der Verpflichtung zur Einhaltung 
der Miethverträge gekauften Haufes: Voransfegungen des 
Entſchädigungsanfpruchs der Miether gegen den erften Vers 
Täufer im Falle der Kündigung dur den fpätern Käufer. 
Eutih. © 11. Juli 1978, Nr. 7283 Ref des das urtb. des 8. G. Tarnow 
0. Yuguf 1877, Nr. 11227, ahänd. U 2. des D..2. ©. Rralan- vom 
HR 1878, Nr. 15709. ©. H. 1879, ©. 181. 

A bat in dem Haufe des B eine Wohnung auf drei Jahre 
bis zum 1. Yuli 1877 um 175 fl. jährlich gemiethet, Während der 
Mietbzeit verlaufte B das Haus der C mit der Verpflichtung, die fie 
in Gegenwart bes A übernahm, ben Miethvertrag desjelben einzu. 
halten. Die C verkaufte das Haus. dem D, welder dem A die Miethe: 
anf den 1. Yuli 1876: kündigte, die Kündigung aber zurüdnahm, ale 
A fi ihm verpflichtete, für das legte, ausftehende Miethjahr einen. um 
75 fl. jährlich erhöhten Miethzins zu zahlen. Nun belangte A, geſtützt 
auf die Beftimmungen der 88. 931, 1120, 1295 und 1323 a. b. 
G. B., den B auf Schadenerfat im Betrag, von 75 fl. — Das in. 
erfter Inſtanz zugelafiene Kingebegehren wurde von dem DO. 2. ©: 
in ber Erwägung abgewieſen, daß bie Miethe nicht von der C, welcher 
ver Bellagte fein Haus verkauft batte, fondern von D gekündigt 
wurde, der als Dritter zum Bellagten in feinem Rechtsverhältniſſe ſteht, 
und baß der Kläger, ald D mit der gerichtlichen Kündigung auf vie: 
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"Räumung der. von dem Kläger innegehabten Wohnung mit dem 1. Yuli 
1876 drang, zu einer Miethzinserhöhnng von 75 fl. für das letzte 
Mietbjahr, das ift für die Zeit vom 1. Juli 1876 bis 1. Juli 1877 
- weder veranlaßt noch gezwungen war, indem er Feinerlei Umftände 
angeführt bat, aus denen fi) ergäbe, daß es ihm nicht möglich war, 
eine andere Wohnung von berjelben Beichaffenheit und gegen ben- 
felben Mietbzins zu miethen. Ä 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
mit folgender Begrändung: Zur Sicherſtellung des etwaigen Schaden⸗ 
erſatzanſpruches gegen B hatte der Kläger im Sinne ver Vorſchrift 
des 8. 931 a. b. G. B. und. $. 49 weſtgal. ©. DO. von der erhal. 
tenen gerichtlihen Auflündigung den B zu verfländigen und zur ge 
- meinfamen Anbringung der Einwendung gegen dieſelbe rüdfichtlich zur 
Bertretung in dem anzuflvengenden Raänmungsſtreite aufzuforbern und 
- den Ausjprud der Unmwirkfamkeit diefer Aufkündigung zu begehren. 
: Der Kläger behauptet aber nicht einmal, daß er diefer Bedingung 
- zur wirkſamen Geltendmachung des Schadenerſatzanſpruches nachge- 
kommen ſei, und unterließ, gegen die Aufkündigung des D überhaupt 
Einwendungen zu machen. Bei dieſer Sachlage mangeln die Bedin⸗ 
gungen, unter welchen der nad $. 1295 a. b. ©. B. zur Geltend⸗ 
machung des Schadenerjaganiprudes unerläßlich nothwendige Beweis 
ver Schuld des B erreihbar wäre, indem der Kläger durch Außer- 
achtlaſſung einer gefetlihen Borfchrift den B gehindert hat, von dem 
ihm aus dem Kaufvertrage gegen feine Beſitznachfolgerin C zuftehenven 
Rechte Gebrauch zu machen, insbefondere gegen fie das Regreßrecht 
zur Geltung zu bringen, falls er zur Schabenerjagleiftung angehalten 
werben würde. 


Nr. 7068. 


Unzuläffigkeit der Aufhebung der Bewilligung der Immo⸗ 

biltenfeilbietung wegen gleichzeitiger Ausfchreibung aller brei 

Termine — wegen Unterlafjung der Beftellung eines Eu- 

rators für allfällige fpätere Hypothekargläubiger — wegen 
unterlafjener Berftändigung des Steueramtes. 

16. Juli 1878, Nr. 6920 (Bet. des Sen. bed 8. ©. Renfandrz 
ED. 2. ©. Kralan 


Eutſch. v 
v. 80. Auii 1877 , Pr. 2002, Abäud ben Deer. d 
3.. 6. Der. 1877, Nr. 13614). ©. 9. 1978, ©. 4 


Die Nationalbank begehrte gegen ihren Hypothekarſchuldner B 
“bie executive Feilbietung des von ihm verpfändeten landtäflichen Gutes 
tn Galizien mit dem von ihr flatutenmäßig ermittelten Gutswerthe 
"als Ausrufspreis, und das nad dem Banlftatute desfalld competente 
Wiener Landesgericht bewilligte die Berfteigerung, welche von bein als 
Glofer, Unger u. Walther Enti. XVI. 28 


‚forum rei sitse zequirirten 8, ©. Neuſandez mit Feſtſetzung von brei 
. Sicitationsterminen ausgeſchrieben wurde. — Auf ven Recurs yes 
"B. hat das D. L. ©, bie. Berorduung des genannten Kreiögerichtes 
wegen vermeintlicher Nulitätsgeände (die in der unten folgenden 
oberfigerichtlihen Motivirung angeführt: find) aufgehoben. - - 
Dagegen ergriff. die. Nationalbanf den Recurs an den, obexften 
Gerichtshof, welcher den Beſcheid des Neufandezer kreisgerichtes - mit 
folgender Begründung reftituirte: Das O. 2. ©. bat die Feilbietungs- 
ausfchreibung deshalb aufgehoben., weil, drei. Sicitationstermine ‚auf 
einmal ausgefchrieben worden find, gegen die Borfchrift..des Hofder. 
vom 25. Yuni 1824, 9. ©. ©. Nr. 2017, nad. melden, da der 
Gejammtbetrag der, Hppothekarſchulden den flatutenmäßig ermittelten 
Werth des Gutes überfteigt, nur zwei Termine hätten ausgeſchriehen 
‚werben follen. Allein ganz abgeſehen davon, daß die Yeilbietung von 
dem hiezu (nach der Schuldurkunde und den Statuten ber. National- 
bank) competenten Landesgerichte in Wien bewilligt worden und biefe 
Bewilligung für das 8. ©. in Neuſandez, als die. zur. Vornahme 
ber Yeilbietung berufene Realinftanz ($. 9 und 51. 3..R.) maß- 
gebend war, ift biefer Anftand beshalb unerheblich, weil Die unter- 
lofiene Beobachtung der citirten Vorſchrift nicht einen im Gefete vor⸗ 
geſehenen abfoluten Nichtigkeitsgrund bildet und weil in dem Kalle, 
wenn das Gut, deſſen Yeilbietung mit Feſtſetzung aller drei Termine 
aus geſchrieben wurbe, fhon im erften oder zweiten Termine um einen 
den Ausrufspreis überfteigenden Betrag veräußert wird, fo. daß. es 
gar nicht mehr dazu kommt, dem obigen, Hofdecrete gemäß, die Ein⸗ 
vernehmung ber Supothetargläubiger (vor dem britten Termine) zu 
veranlaffen und ſodann einen neuen Termin auszufchreiben, — es 
offenbar ganz inbifferent iſt, ob bei der Ticitationsausfchreibung zwei 
oder drei Termine feftgefegt worden find. Der vom DO. L. ©. ans 
geführte weitere Aufhebungsgrund, daß das Hofder. vom 4. Yuli 
1794, 3. ©. ©. Nr. 183, welches die Beftellung eines Curators 
zur Vertretung ber nad eingeleiteter Yeilbietung etwa zur Bormer- 
fung gelangenven Gläubiger vorſchreibt, feine Beachtung gefunden 
babe, kann ebenfo wenig als gerechtfertigt angejehen werben. Denn, 
wenngleih die Anficht des D. L. ©. ganz richtig ift, daß es Sache 
ber bie Teilbietung ausfchreibenden Realinſtanz fei, für die gefegmäßige 
Berftändigung ber Gläubiger von der Ausjchreibung zu forgen, und 
daß fie diesfalls nicht durch einen Beſchluß bes Erkenutnißgerichtes 
gebunden fein könne, fo läßt doch der Wortlaut des. Abſ. b des «it. 
Hofder. nicht bezweifeln, daß die Darin vorgezeichnete Berfländigung 
jpäterer Gläubiger. an bie Borausjegung gelnüpft. ift, daß nad ein. 
geleiteter Feilbietung wirklich, noch weitere Gläubiger zur Bormerkung 
gelangen, und es nur nicht mehr an der Zeit ift, die Berftänpigung 
an dieſe Gläubiger ſelbſt gelangen zu laflen, aljo. nichts Anderes 
erübrigt, als für fie einen Bertreter von Amtswegen zu beftellen, daß 


alfo in diefem Hofvecrete die in der, Praris gebräuchliche Vorſicht 
gleich bei der Feilbietungsausſchreibung einen Curator für allfällige 
weitere Gläubiger zu beftellen, nicht vorgefchrieben ift, und es Tann 
daher die Unterlaffung einer ſolchen Vorſicht bei der Feilbietungsans- 
ſchreibung nicht als ein Mangel überhaupt und umfoweniger als ein 
die Nichtigkeit der Feilbietungsausfchreibung begründendes Gebrechen 
angejehen werben. Endlich ift auch da8 von dem D. 2. ©, gerügte 
Unterbleiben ber mit. den Minifterielverorpnungen vom 7. December 
1866, 8. ©. Bl. Nr. 155, und vom 11. Mai 1868, R. ©. U, 
Nr. AO, vorgefchriebenen Berftändigung des Steueramtes, welche laut 
biefer Berorbnungen den Zwed hat, daß das Steueramt dadurch in den 
Stand gefeßt werde, die Steuern, denen ein geſetzliches Pfandrecht 
an dem Gute zufteht, in gehöriger Zeit beim Gerichte anzumelven, 
nicht geeignet, die Feilbietungsausſchreibung an fi zu beirren, und 
es fann eine Nachtragung diefer Verſtändigung nicht außgefchloffen fein. 


Nr. 7069. 


Unzuläffigfeit einer gerichtlichen Gegenerflärung wider bie 
gerichtlihe Auffündigung einer Hypothek. 

Entf. v. 16. Juli 1878, Nr. 7425 (Beſt. des das Decr. des B. ©. 
Bochnia v. 16. Anguft 1877, Nr. 5176, abäand. Decr. des O. L. ©. Kralan 
v. 15. Dec. 1877, Nr. 14454). Zeitſchr. f. d. Notariat 1879, Nr. 3. 

Auf die gerichtliche Aufkündigung einer Hypothekarforderung 
überreichte der Schuldner eine gegen die Rechtmäßigkeit der Kündigung 
gerichtete Erklärung, weldde von dem Gerichte dem Auflünpiger zur 
Wiſſenſchaft zugeftellt wurde. — Das O. L. ©. verorpnete nah 8. 1 
weftgal. ©. DO. vie Abweiſung a limine der Erflärung des Hypo⸗ 
thekarſchuldners. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die obergerichtliche Entſcheidung. 
Gründe: Für vie Kündigung der Hypothelarforderung durch Ver⸗ 
mittlung des Gerichtes ift allerdings ein Anhalt im Geſetze jelbft, 
jpeciell in der Vorſchrift des 8. 59 Grundb.G., gegeben; dafür aber, 
daß das Gericht auch eine Erklärung bes Inhaltes, wie fie von dem 
Hy pothekarſchuldner eingebradht wurde, zu vermitteln hätte, ift im 
keinem Gefege ein Anhalt zu finden; und das D. L. ©. hat dies⸗ 
falls nicht ohne Grund auf den 8. 1 weſtgal. ©. O. hingewieſen, 
weil die Beftreitung der Kündigung, und beziehungsweife des Be- 
ftandes der Forderung felbft, nicht mittelft einer einfachen Eingabe 
erfolgen darf. | 
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' . Ar. 7070. 
Demeffung der Nachlaßgebühr für den allgemeinen Verſor⸗ 
gungsfond in Wien: Nichtheranziehung der zu einem in 
Wien abgehandelten Nachlaß gehörigen, außer Niederöſter⸗ 
reich gelegenen Immobilien. 
8 ‚26. Inli 1878, Nr. 7793 (Bet. der , gleiaförzuigen Decr. * 


1 nd. 15. März 1878, Nr. 40328 gund Wien vs 
I. Mai Ein, Nr. 7930). ©. 3.18 an Ne. 99. Zeitfchrift f. d. — 


| In der zu Wien, dem Behnane des M gepflogenen Abhand- 
lung feiner Verlaſſenſchaft begehrte bie Gemeinde Wien, daß bei ber 
Berehnung der von dem reinen Nachlaſſe zu entrihtenden Gebühr 
für den Wiener allgemeinen Verjorgungsfond auch der Werth der 
Nachlaßimmobilien in Anfchlag gebracht werde, obgleid) diefelben außer- 
bald Niederöfterreihs, in anderen Provinzen, gelegen find. — Bon 
dem Abhandlungsgerichte wurde dieſes Begehren abgewiejen mit Be- 
zugnahme auf die von dem n. ö. Appellationsgerihte am 16. Sep⸗ 
tember 1842 im Einvernehmen mit der n. d. Landesregierung, der 
damaligen Schug- und Auffichtsbehörde des Wiener allgemeinen Ver⸗ 
forgungsfondes, erlaffene Verordnung Nr. 10719, gemäß welcher bei 
der Bemefjung des Beitrages zu dem befagten Bond das außerhalb 
‚Niederöfterreihs gelegene. unbeweglihe Vermögen auszuſcheipen iſt. 
: Dagegen ergriff bie Gemeinde den. Recurs, worin fie ausführte, daß 
‚ die citixte Berordnung feine geſetzliche Kraft habe, weil einerjeitd bad 
u. 8. Uppellationsgeriht zur Erlaſſung von Verordnungen mit Ges 
ſetzeskraft niemals berufen war, andererſeits jene Verordnung weder 
in der Juſtizgeſetzſammlung noch in der Sammlung der politiſchen 
Geſetze aufgenommen, mithin nicht gehörig kundgemacht worden ſei, 
und ſich auf das Hofder. vom 30. Auguſt 1806, 9. ©. ©. Nr. 782, 
und den Minifterial-Erlag vom 17. Februar 1849, R. ©. U. 
Rr. 121, berief, wornady ber Beitrag zum Wiener allgemeinen Ver⸗ 
"forgungsfond ausnahnıslos von allen in Wien abgehandelten, 100 fl. 
. überfteigenben Berlafjenfchaften, ohne Ausſcheidung ver in anderen 
Provinzen belegenen Nachlaßimmobilien, zu zahlen ſei. — Das O. 
2. ©. betätigte bie erſtgerichtliche Entſcheidung. 
0 Der oberfte Gerichtshof verwarf ben a. o. Recurs ver Ge 
meinde, weil nicht nur ſchon an und für fi in der Anwendung ber 
in dem Erlaffe des.n. ö. Appellationsgerichtes vom 16. September 
1842, Nr. 10719, enthaltenen, auf Anfuchen der vormaligen n. B. 
Sandesregierung als Schutzbehörde des Wiener allgemeinen Berfor: 
- gungsfondes getroffenen, feither von den Abhanplungsgerichten fortan 
zur Richtſchnur genommenen und von den höheren Regierungsorganen 
niemals beanftändeten Verfügung, zufolge welder dad außerhalb Rie- 
deröfterreich8 gelegene unbewegliche Vermögen eines in Wien Berftors 


m. 


benen, als der Beneffung der Gebühren zum algemeinen Kranken⸗ 
baufe und zum allgemeinen Berforgungsfonde nicht unterliegend erklärt 
wurde, feine jener Borausfegungen zu finden wäre, unter welchen 
allein nad 8. 16 des Faiferl. Patentes v. 9, Auguft 1854, R. ©. Dt. 
Nr. 208, in Gegenſtänden außer Streitfahen gegen einen vom Ober- 
gerichte beftätigten Befcheid des unteren Richters eine Beſchwerde vor 
dem oberften Gerichtöhofe ftattfindet, jondern weil auch insbeſondere die 
in dem Erlaſſe des n. 8. Appellationsgerichte® enthaltene Verfügung als 
mit den Beflimmungen des Hfd. v. 30. Auguft 1806, 9.©. S. Nr. 782, 
und des Erlaffes des Minifteriums des Innern v. 17. Februar 1849, 
R. G. Bl. Nr. 121, im Wiverfpruc ſtehend nicht erfannt werben kann, 
wenn man — felbft abgejehen von den analogen Beftimmungen bes. 
die Berlaffenfhaftabgabe zum allgemeinen Krankenhauſe betreffenden 
Decretes der Central- Finanz. Hofcommiffion vom 21. September 1811, 
3. ©, ©. Nr. 959, Abſatz 2, und des den Schulbeitrag von den in 
Defterreich unter der Enns vorlommenden Berlaffenfchaften betreffenden 
Geſetzes v. 18. December 1871, $. 4, n. ö. Landesgefegblatt Nr. 1 
vom Jahre 1872 — den Wortlaut des als Nachtrag und zur Ers 
läuterung des Hofter. v. 30. Auguft 1806 kundgemachten Hofder. v. 
22. Juni 1821, 3. ©. ©. Nr. 1770, in Betrachtung zieht, welder 
durch die Beftimmung, daß die Abgabe zum Wiener allgemeinen Ber» 
forgungsfonde von den 100 fl. überfleigenden Berlaffenfchaften mit 
ber Beſchränkung auf die Stadt und den Armeninftitutsbezirt von 
Wien abzunehmen und daher auf jene Berlaflenfhaften, welche außer 
dem obenerwähnten Bezirfe vorfallen, wenngleich die Erbsverhandlung. 
derſelben nach den beftehenden YJurisdictionsvorfchriften vor einem Ge⸗ 
richtsſtande in Wien zu pflegen iſt, nicht zur beziehen ift, unzweifelhaft 
bie Auslegung ausjchließt, daß zur Entridtung der in Rebe ſtehenden 
Gebühr auch ein außerhalb des Landes Defterreich unter der Enns 
gelegenes unbewegliches Bermögen heranzuziehen fei. 


Ne. 7071. 
Sequeftration gerichtlich gepfändeter Fabriksmobilien während 
bes Streites zwifchen dem Hypothekargläubiger und dem 
&recutionsführer über die von Erfterem mittelft Klage in 
Anſpruch genommene Pertinenzqualität derfelben. 


Entih. v. 16. Zuli 1878, Nr. 7799 (Beft. des dad Decr. des B. ©. 
Gt. Pölten v. 18. Mai 1878, Nr. 4872, abänd. Teer. de8 DO. 2. G. Wien. 
v. 13. Juni 1878, Nr. 9829). ©. 3. 1879, Nr. 91. | 

Auf Einfchreiten des B wurden die in der Fabrik feined Schuld» 

ners C befindlichen Maſchinen, Werkzeuge und Geräthſchaften im 
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Executionswege gepfändet. A, für welchen eine Forderung gegen den 
C auf dem Fabriksgebäude pfandrechtlich ſichergeſtellt war, brachte 
nun gegen B eine Klage an, in welcher er behauptete, daß biefe Sa⸗ 
chen ein Zugehör ber Fabrik , ſomit ihm mit derſelben verpfändet 
ſeien und daß dem B ein Pfandrecht an denſelben, da fie keine Dio- 
bilien find, nicht zuftehe. Unter Einem begehrte A gegen B vie Ses 
queftration der in Execution gezogenen Gegenſtände, welche in erſter 
Inſtanz verweigert wurde, weil A nicht eine „Sache“ in Anſpruch 
nimmt, in deren Beſitz der Beklagte ſich befindet, und daher der Fall 
des 8. 293 a. ©. O. nicht vorliegt. — Das DO. L. ©. bewilligte 
die Sequeftration unbeſchadet des Fabriksbetriebes und gegen Leiſtung 
einer Caution, weil beide Parteien auf viefelben Gegenflände, der 
Dupotbetargläubiger A vermöge ihrer Eigenſchaft als Zugehör ber 
Fabrik, B auf Grund der erecutiven Pfändung Pfanpredtsanfprüce 
erhoben haben, ver Pfandrechtsanſpruch aber gleichbedeutend iſt mit 
dem Anſpruche auf die Gegenſtände ſelbſt, da nur an diefen ber 
Pfandglänbiger zur Befriedigung kommen Tann; und weil B fi im 
Befige der Gegenſtände befindet und A bie Gefahr nachgewieſen bat, 
daß B dviefelben welter veräußern könnte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Verorbnung ber zweiten 
Inftanz aus deren Gründen und in der Erwägung, daß nah dem 
Wortfinn und der Maren Abfiht der Vorſchriften der Gerichtsorbnung 
über die Sequeftration als mittlerweilige Vorkehrung zum Schuß eines 
ftreitig gemachten Anſpruches dieſe Vorkehrung aud dann anwendbar 
ift, wenn eine Gerechtſame an einer Sade (ein eine beftimmte Sache 
betreffendes Recht) in Anfprudh genommen wird und Gefahr obwaltet, 
daß mit der Sache Verfügungen vorgenommen werben, wodurch bie 
Ausübung des in Anfprud genommenen Rechtes vereitelt oder ers 
fchwert werben könnte. 


Nr. 7072. 


Meberleitung eines zur Zeit der Concurseröffnung bereits 
ſpruchreifen Wechfelproceffes in das Liquidirungsverfahren. 


Entf. v. 16. Juli 1878, Nr. 7856 (Belt. bed Kr Decr. des 8 ©. Eprubim 
v. 23. April 1878, Nr. 2589, aufbeb. Decr. d 2.6.8 U. Mai 
1878, Nr. 14681). Kur. 31. 1878, Nr. Pr ©. H. * rag v 268. 

In dem von A gegen bie Firma B bei dem 9. ©. Prag 
eingeleiteten Rechtsſtreite peto. Zahlung einer Wechfelforderung von 
300 fl. war das wechſelrechtliche Verfahren bereits geſchloſſen und 
nur noch das Urtheil ausftändig, als über die Bellagte von dem K. ©. 
Chrubim ber Concurs eröffnet wurde. In Folge deſſen mußte das 
weitere Berfahren zum Behufe der Anmeldung ver Forderung im 
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Coneurfe unterbrochen werden (8.7, Alinea 1C. O.). A melbete die 
Forderung an, welche von dem Concursmaſſeverwalter beſtritten wurde. 
Nun ſchritt A ber dem Concursgericht um. Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens ein (8. 7, Alinea 2 C. D.), indem er unter entfprechender' 
Aenderung des Klagepetits in der Weife, daß es auf bie Liquiderken⸗ 
unng feiner Forderung lautete, die Bitte ftellte, daß von dem Concurs⸗ 
gerichte das unterbrochene wechfelgerichtliche Verfahren als ordentliches 
Berfahren (88. 134 und 131 C. D.) gegen den Concursmaſſever⸗ 
walter als Beklagten (8. 124 ibid.) wieder aufgenommen und über 
bie bereit8 gejchloffenen und ſpruchreifen Acten fofort das Urtheil 
gefhöpft werde. — Nah Anhörung des Concursmaffevermalters, 
welder dem Begehren des A entgegen trat und mit Berufung auf 
bie 88. 7, 134, 130 und 181 C. O. verlangte, daß demfelden auf» 
getragen werde, zur Liquidftellung feiner angemelveten Forderung einen 
Proceß nah den Regeln des ordentlihen Verfahrens durd Erhebung 
einer neuen Klage gegen die Concurémaſſe einzuleiten, entfchied das 
Concursgericht nah dem Begehren des Concnrömafjeverwalters mit‘ 
Feſtſetzung der Frift von 30 Tagen zur Anftellung der Klage des A. 
— Auf den Recurs des A verordnete das DO. 8. ©, dem Concurs⸗ 
gerichte eine neue Tagfahrt anzuberaumen, die Parteien anzumeifen, 
bei derſelben in Fortfeßung des in dieſem Rechtsſtreite unterbrochenen'. 
Berfahrens im Sinne des 8. 134 C. O. darüber zu verhandeln, ob 
und weldhe Ergänzung des Verfahrens flattzufinden babe, damit nad 
8.131 €. O. das Verfahren gefhlofien und die Entſcheidung gefällt 
werben könne, die Ergänzung zu veranlaflen und ſodann zur Ent⸗ 
iheitung des Proceffes zu fchreiten. Gründe: Das Begehren des 
Eoncursmafjeverwalters, daß A durch Erhebung einer ordentlichen neuen 
Klage einen neuen Proceß einleite, ift eben fo unbegründet, wie das 
Begehren des Letzteren, daß tie inrotulirten Acten als fprucdhreif an- 
zufehen feien, und auf Grund tes im Geſuche mopificirten Begehren 
bie Entſcheidung gefällt werde. Aus der Zufammenftellung der Bor- 
ſchriften der 88. 7, 110 und 124—136 ©. O. ergibt fi die Ab- 
ſicht des Geſetzes, daß das zum Behufe der Anmeldung im Concurfe 
unterbrochene Proceßverfahren nicht vergeblih durchgeführt worden 
fein fol; es ift alfo das Verfahren von dem Gläubiger bei dem 
Concursgerihte mit der Maßgabe wieder aufzunehmen, daß in An« 
ſehung der Bezeihnung der Gegenpartei, der Tseftftellung des Begeh⸗ 
rend und des Verfahrens die Beſtimmungen ver 88. 124, 130 und 
131 €. O. Anwendung finden. Daß hiebei die Nothwendigfeit der 
Erhebung einer neuen. Klage wegfällt, ergibt fih ſchon daraus, daß 
ber $. 131 C. O. im wiederaufgenommenen Verfahren die Feſtſtel⸗ 
lung des Begehrens, refp. deſſen Richtigſtellung vorausfegt. Es find 
alfo blos diejenigen Ergänzungen vorzunehmen, welde die im $. 134 
C. D. hervorgehobenen drei Momente nothwendig machen. Den An» 
forderungen des $. 134 C. DO. wurde vom Kläger durch Anbringen 
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feines Geſuches um die Wiederaufnahme des Berfahrens entſprochen 
und es ift nunmehr nur Sache ber Streittheile, die ihnen nöthig er- 
fheinenden Ergänzungen des Verfahrens durchzuführen. — Beide. 
Theile ergriffen den Revifionsrecurs: der Concursmaſſeverwalter mit 
bem Begehren um Beftätigung ber erſtgerichtlichen Berordnung — 
A mit der Bitte um Ertheilung des Auftrages an das Concursge⸗ 
richt, fofort das Proceßurtheil zu füllen. 

Bon dem oberften Gerichtähofe wurde ber Recurs des Con⸗ 
curömaffeverwalters mit Bezugnahme auf die Gründe der obergericht⸗ 
lichen Verordnung umd der Recurs des A in der Erwägung verworfen, 
daß A zwar in feinem gemäß 8. 134 C. O. überreichten Wiederauf- 
nahmögefuche den Concursmaſſeverwalter ald Gegenpartei, bezeichnet, 
die Schiußbitte feiner Klage geändert und das Begehren geftellt bat, 
über die inrotulirten Acten fofert das Urtheil als im orpentlichen 
Berfahren erfloffen binauszugeben, der Concursmaffeverwalter aber 
in ber über dieſes Wiederaufnahmegefuch angeordneten Berhanblung 
eine Aeußerung über die in Folge der Concurseröffnung nothwendig 
gewordene Aenderung in der Bezeichnung des Bellagten und in ber 
Stellung des Klagebegehrens, fo wie über wen bei Fortſetzung bes 
Berfahrens zu beobachtenden Borgang nicht erftattet, fondern lediglich 
gegen die Yortjegung des bei dem H. ©. zu Prag durchgeführten und 
vor Schöpfung des Urtheiles unterbrodgenen Wechjelprocefies fi aus⸗ 
gefprohen und um die Abweifung des Wiederaufnahmegefuches und 
Anweifung des Klägerd zur Ueberreihung einer neuerlihen Klage zum 
Behufe der Einleitung des orbentlihen Verfahrens gebeten hat, daher 
zur Zeit mit der Schöpfung des Erlenntniffes über das geänderte 
Klagebegehren auf Grund der bei dem 9. ©. zu Prag inrotulirten 
Acten nody nicht vorgegangen werben kann. | 


Nr. 7073. 

Aufhebung der wider einen Bauführer bewilligten erecutiven 
Pfändung eines im Baue befindlichen Haufes auf Begehren 
des Bauherrn. 

Entid. v. 16. Juli 1878, Nr. 8061 (Beil. des Decr. ded H. G. Wien v. 
7. Diai 1878, Nr. 72043, Aband. des Decr. des DO. 2. ©. Wien vom 

22. Mai 1878, Nr. 8856). G. H. 1879, ©. 346. 

A erwirfte gegen C die Bewilligung der Execution (Pfändung 
und Schägung) an einem Gebäude, welches von Letterem auf dem 
Grundſtück des Stiftes Klofterneuburg Nr. 68 in der Brigittenau 
errichtet wurde. Als es zum Bollzuge der Execution kommen jollte, 
traf der Amtsdiener den B auf dem Bauplage, weldher, ohne einen: 
Proteft zu erheben oder Urkunden zu probuciren, nur die Erklärung 
abgab, daß der aufgeführte Bau fein Eigenthum fei, wovon der Amts⸗ 
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diener in dem Protofol Erwähnung machte. Darauf ſchritt B bei 
dem Gerichte um bie Aufhebung der Execution ein und begründete 
fein Begehren damit, daß er im Beſitze der Bauftelle und des In⸗ 
ädificate8 fei, daß bie Grundeigenthümerin die Bauftelle urſprünglich 
der D verpadhtet und tiefe den von ihr begonnenen Bau ihm (B) 
verkauft habe; daß in der Folge er felbft Pächter des Baugrund» 
ftüdes geworden, und daß der Erecut C nur fein Bauführer fei, 
der mit den von ihm vorgefhoflenen Geldern ven Ban aufführe. Bei 
ber zur Einvernehmung der Parteien anberaumten Tagfahrt machte A 
geltend, daß B gegen die Erecution Proteft nicht erhoben habe, daß 
baraus, daß derfelbe zur Zeit der Vollziehung der Execution ſich zus 
fällig auf dem Bauplatz befunden hatte, noch nicht folge, daß B im 
Defige des Baues gewefen fei, daß vielmehr aus dem von B bei« 
gebrachten Bauvertrage fi ergebe, daß der Bau mit den von dem 
Bauführer C beftellten und angelauften Materialien und mit Arbei- 
tern aufgeführt wurbe, welche von C gebungen und bezahlt wurden, 
ferner, daß das fertige Werk dem Bauheren, nah Inhalt des Bau⸗ 
vertrages erſt am 1. Mai 1878, d. i. nach dem Bollzuge der Erxe⸗ 
eution zu übergeben war, demnach zur Zeit der Execution niemand 

Anderer, ald der Bauführer C, nämlih der Execut, fih im Befite 
der fraglihen Bauftelle befunden habe. A bob weiters hervor, daß 
bis zu der für den 1. Mai 1878 bedungenen Uebergabe des Baues 
an den Bauherren der aufgeführte Bau Eigenthum des Bauführers 
fei und verwahrte fich dagegen, daß eine Execution ohne contradic⸗ 
toriſches Verfahren annullirt werden ſoll, über deren Rechtöbeftändig- 
keit nur im Wege eines ordentlichen Nechtöftreites zu entfcheiden wäre, 
— ‚m erfter Inflanz wurde dem Begehren des B ftattgegeben und 
die Aufhebung der vollzogenen Erecution verordnet. — In Erwägung, 
daß nah den gepflogenen Erhebungen bei Vornahme ber in Rede 
ftehenden erecutiven Pfändung und Schägung ein gefegwidriger Vor⸗ 
gang nicht flattgefunden hat, da die Anwejenheit des B anı Orte der 
Vornahme noch keinen Grund dafür darbot, ihn als den Beſitzer bes 
Executionsobjectes anzufehen, derjelbe fih auch nicht geweigert Bat, 
die Execution vornehmen zu lafjen und feine Angabe, daß er ber 
Eigenthümer des in Erecution zu ziehenden Haufes fei, ber Bor- 
nahme der bewilligten Execution nicht entgegenfteht, fondern nur bie 
Anmerkung des von ihm erhobenen Eigenthbumsanjprudes in dem 
Pfänpungsprotofolle zur Folge haben konnte, — hat das DO. 2. ©. 
das Geſuch des B um Aufhebung ber Erecution abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte den erftgerichtlichen Beſcheid 
mit der Begründung, daß nah $. 1 des Hofder. vom 29. Mai 
1845, 9. ©. ©. Nr. 889, die. bewilligte Execution des beweglichen 
Bermögens nur an den im Befige des Sculpners. befindlichen Ber- 
mögensflüden vollzogen werden darf und daß die im $. 3 ibid. ent- 
baltene Beftimmung wegen Geltendmachung ‚beeinträdhtigter echte 
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britter Berfonen nur auf den Fall einer gejegmäßig vorgenom« 
menen Execution bezogen werben, nicht aber den durch einen gejeß- 
wibrigen Vorgang bet der Erecutionsvornahme in feinen Rechten ver- 
letzten Dritten hindern Tann, bei dem Gerichte, welches den Vollzug 
ber Erecution angeorbnet hat, die Aufhebung des gejegwibrigen Actes 
zu verlangen, daß bemnad die von B erftattete Anzeige und fein 
Begehren als geſetzlich zuläffig angefehen werden muß; daß aus den 
Einvernehmungen, die in Folge dieſes Geſuches ftattfanven, fid in 
feiner Weife ergeben bat, daß der auf der Parcelle Nr. 68 in der 
Brigittenau aufgeführte Bau, zur Zeit der Vornahme der Erecutions- 
acte im Beſitze des Erecuten C gewefen fei, daß vielmehr aus ben 
von B vorgelegten Urkunden fih ter von dem Erecutionsführer A 
felbft gar nicht beftrittene Sachverhalt refultirt, daß der Grund und 
Boden, auf welhem der Bau aufgeführt wurbe, im Eigenthbume des 
Stiftes Klofterneuburg ift, von diefem urfprünglid an die D ver- 
pachtet war, daß ber von Retterer darauf begonnene Bau dur Ber» 
fauf an B fam, daß diefer zu Folge des Kaufvertrages vom 16. De⸗ 
tober 1877 in den phyſiſchen Befig des Kaufobjectes trat, forann das 
Baugrundftüd Nr. 68 felbft von dem Stifte Klofternenburg in Pacht 
nahm, vie Bewilligung zur Erbauung eined Haufes auf derfelben 
erlangte und den Weiterbau und die Vollendung des von der D be 
gonnenen Baued dem C mit Bauvertrag vom 31. October 1877 
übertrug; daß aus ber Webertragung der Vollendung des Baues pie 
Volgerung, daß die Parcelle und der darauf begonnene Bau in den 
Beſitz des Bauführers C übergegangen fei, überhaupt nicht und ins- 
befondere auh aus dem lediglich die Verpflichtung des Bauführers 
zur Uebergabe des Baues längftens am 1. Mai 1878 in vollendetem 
Zuſtande feftfegenden 8. 2 des Bauvertrages vom 31. October 1877 
nicht gezogen werden fann, zumalen ver Bauführer C felbft zugegeben 
bat, daß die Führung des Baus zwar auf feine Rechnung, jedoch mit 
den von B vorgefchoffenen Gelvern erfolgte; daß ſomit die in Frage 
ftehende Pfändung und Schägung des Baues, als an einer im Beſitze 
bes Erecuten C befindlichen beweglichen Sache rechtmäßig vollzogen, nicht 
angefehen werden kann. 


Nr. 7074. 
Bemeffung der Gebühren eines als Gerichtscommiffär 
fungirenden Notare. 


Entih. d 16. Juli 1878, Nr. 8112 (Abd. Pe A des B. * Newellau 

v. 27 . Mär ärz 120, so 1118 und de O A . Suni 1878, 
Nr. 15900). Zeitichr. f. d. Notariat Ger 

Dem * A, der als Gerichtscommiſſär die Inventur, 

Schätzung und bie Abhandlung einer Verlaſſenſchaft außerhalb feines 
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Amtsfiges in zwei Tagen aufgenommen hatte, liquidirte das Abhand⸗ 
Iungsgericht den Gebührenbetrag von 102 fl. — Dagegen recurrirten 
die Erben an das O. L. ©., welches die Gebührenfrage nah 8. 27, 
Alinen 2 des Notariatsgebührentarifes zur Notariatsorbnung vom 
21. Mai 1855, R. ©. Bl. Nr, 94, behandelte und dem Notar nur 
bie dort firirten Diäten von 5 fl. per Tag und die Keifegebühren, in 
Allem den Betrag von 18 fl., zufpradh. 

Auf den Recurs des Notars liquidirte der oberfte Gerichtshof 
defien Gebühren mit 40 fl. aus folgenden Gründen: Der Recurrent 
hat als beftellter Gerichtscommifjär mit befonderer Förderung des Ge- 
ichäftes nicht nur die Inventur und Schägung des Nachlaßvermögens 
aufgenommen, fondern die ganze Berlaſſenſchaftsabhandlung bis zur 
Einantwortung durchgeführt. ‘Die letztere Leiſtung ift aber nicht nad 
dem firen Tariffage des $. 27, Alinen 2 des citirten Gebühren» 
tarif8, fondern nad $. 28 ibid., mit Rüdfiht auf Zeit, Mühe und 
Fleiß zu bonoriren, Der obergerihtlihe Gebührenzufpruc war daher 
offenbar ungenügend und die Gebühr des Recurrenten in dem feinem 
Berdienfte entfprechenden Maße (8. 28) zu erhöhen. 


Nr. 7075. 
Ungiltigfeit der Vereinbarung des Erecutivproceffes. 


Entidh. v. 16. Inli 1878, Nr. 8166 (Bet. des das Decr. des B. G. Mariahilf: 
in Wien v. 7. Mai 1878, Nr. 8056, abänd. Decr. des O. L. G. Wien vom 
5. Juni 1878, Nr. 9846). Zur. BI. 1878, Nr. 34.. 


In dem fchriftlihen. Vertrage der Schaufpielerin B mit dem A, 
Director einer Wiener Bühne, bat fi die B zum ununterbrochenen 
Aufenthalt in Wien während der Zeit des Engagements und zur Mit- 
wirkung in allen von der Direction. beftimmten Borftellungen vers 
pflichtet, für ven Fall der Verlegung diefer Vertragspuntte eine Con⸗ 
ventionalftrafe von 1000 fl. verſprochen und bei vorkommenden Strei« 
tigfeiten fi) dem Gerichtsftande in Wien und dem Verfahren nad 
den Regeln des Erecutivprocefjes unterworfen. Unter Vorlage biefes 
Bertrages belangte fie A wegen Zahlung der Conventionalftrafe, in⸗ 
dem er anführte, daß die Beklagte von den Borftellungen ausgeblieben 
fei, vor Ablauf der Vertragszeit fih ohne feine Zuftimmung nad 
Zrieft begeben und dort ein neues Engagement angenommen babe, 
und begehrte die Einleitung des Erecutioprocefles. — Diefes in erfter 
Inftanz bewilligte Begehren wurde von dem O. L. ©. in der Er- 
wägung abgewiefen, daß der Eintritt der Bedingungen des Berfalls 
der Conventionalftrafe von dem Kläger nicht mit einer vollen Glauben 
verbienenden Urkunde beſcheinigt wurde und andererfeitS das Ueberein⸗ 
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| I Nr. 7070. 
Bemeſſung der Nachlaßgebühr für den allgemeinen Verſor⸗ 
gungsfond in Wien: Nichtheranziehung der zu einem in 
Wien abgehandelten Nachlaß gehörigen, außer Niederöſter⸗ 
reich gelegenen Immobilien. 
qh. * .s Juli 1878, Nr. 7793 (Beft. der , gleichfärmigen Deer. des 


* u». 15. März 1B78, Nr. 40328 gaud ien dom 
' eh 1858, Nr. 7930). 6. 2,18 1 58, Nr 9%. Zeitiprift f. d. Notariat 


In der zu Wien, dem — des M gepflogenen Abhand⸗ 
lung feiner Verlaſſenſchaft begehrte bie Gemeinde Wien, baß bei ber 
Berechnung der von dem reinen Nachlaſſe zu entrichtenden Gebühr 
für ven Wiener allgemeinen Verſorgungsfond aud der Werth der 
Nachlaßimmobilien in Anfchlag gebracht werbe, obgleich diejelben außer⸗ 
bald Nieveröfterreihe, in anderen Provinzen, gelegen find. — Bon 
dem Abhandlungsgerichte wurde diefes Begehren abgewiejen mit Be- 
zugnahme auf die von dem n. d. Appellationsgerihte am 16. Sep- 
tember 1842 im Einvernehmen mit der n. d. Landesregierung, der 
damaligen Schug- und Auffihtsbehörbe des Wiener allgemeinen Ver⸗ 
forgungsfondes, erlafjene Verordnung Nr. 10719, gemäß welcher bei 
ber Bemefjung des Beitrages zu dem befagten Fond das außerhalb 
Niederöſterreichs gelegene. unbeweglihe Vermögen auszuſcheipen if. 
: Dagegen ergriff die Gemeinde den. Recurs, worin fie ausführte, daß 
. bie citirte Berordnung keine geſetzliche Kraft habe, weil einerjeitd das 
u. 8. Appellationsgeriht zur Erlaffung von Verordnungen mit Ges 
fegesfraft niemals berufen war, andererjeitd jene Verordnung Weber 
„in der Juſtizgeſetzſammlung noch in der Sammlung der politifchen 
Geſetze aufgenommen, mithin nicht gehörig kundgemacht worden: fei, 
und fi) auf das Hofder. vom 30. Auguft 1806, 9. G. ©. Nr. 782, 
und den Minifterial-Erlaß vom 17. Februar 1849, R. ©. UL. 
.Rr. 121, berief, wornady der Beitrag zum Wiener allgemeinen Ber- 
 forgungsfond ausnahmslos von allen in Wien abgehandelten, 100 fl. 
‚ Überfteigenden Verlaſſenſchaften, ohne Ausfcheidung der in amberen 
Provinzen belegenen Nachlaßimmobilien, zu zahlen fe. — Das O. 
L. G. beftätigte die erfigerichtliche Entſcheidung. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf den a. o. Recurs der Ge⸗ 
meinde, weil nicht nur ſchon an und für fi in ber Anwendung ber 
‚in dem Erlaffe des.n. ö. Appellationsgerichtes vom 16. September 
1842, Nr. 10719, enthaltenen, auf Anſuchen ber vormaligen n. B. 
Landesregierung als Schugbehörbe des Wiener allgemeinen Berfors 
- gungsfondes getroffenen, feither von den Abhandlungsgerichten fortan 
zur Richtfchnur genommenen und von den höheren Regierungsorganen 
niemals beanftändeten Verfügung, zufolge welder das außerhalb Nie- 
deröfterreich8 gelegene unbewegliche Vermögen eines in Wien Berftor- 
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benen, als der Bemeſſung der Gebühren zum algemeinen Kranken⸗ 
baufe und zum allgemeinen Berforgungsfonde nicht unterliegend erflärt 
wurbe, feine jener Borausfegungen zu finden wäre, unter welden 
allein nach 8. 16 des kaiſerl. Patentes v. 9. Auguft 1854, R. ©. Bl. 
Nr. 208, in Gegenſtänden außer Streitfachen gegen einen vom Ober⸗ 
gerichte beftätigten Beſcheid des unteren Richters eine Beſchwerde vor 
dem oberften Gerichtshofe ftattfindet, fondern weil auch insbeſondere die 
in dem Erlaffe des n. d. Appellationsgerichtes enthaltene Verfügung als 
mit den Beflimmungen des Hfb. v. 30. Auguft 1806, J. G. ©. Nr. 782, 
und des Erlaſſes des Minifteriung des Innern v. 17. Yebruar 1849, 
R. G. Bl. Nr. 121, im Wiverfprud ſtehend nicht erfannt werden kann, 
wenn man — felbft abgeſehen von den analogen Beflimmungen bes 
bie Berlaffenfhaftabgabe zum allgemeinen Krankenhauſe betreffenden 
Decretes ver Central- Finanz. Hofcommifflon vom 21. September 1811, 
3. ©. ©. Nr. 959, Abſatz 2, und des den Schulbeitrag von den in 
Defterreich unter der Enns vorlommenden Verlaſſenſchaften betreffenden 
Geſetzes v. 18. December 1871, $. 4, n. ö. Landesgefetzblatt Nr. 1 
vom Jahre 1872 — den Wortlaut des als Nachtrag und zur Ers 
läuterung des Hofter. v. 30. Auguft 1806 kundgemachten Hofder. v. 
22. Juni 1821, 3. ©. ©. Nr. 1770, in Betrachtung zieht, welder 
dur die Beftimmung, daß die Abgabe zum Wiener allgemeinen Vers 
forgungsfonde von den 100 fl. überfleigenden Verlaſſenſchaften mit 
ber Beichränfung auf die Stadt und den Armeninftitutsbezirt von 
Wien abzunehmen und daher auf jene Verlaſſenſchaften, welche außer 
dem obenerwähnten Bezirfe vorfallen, wenngleich die Erbsverhandlung 
berfelben nach den beftehenven Jurisdictionsvorfchriften vor einem Ge⸗ 
richtsſtande in Wien zu pflegen ift, nicht zu beziehen ift, unzweifelhaft 
bie Auslegung ausſchließt, daß zur Entrichtung der in Rede ſtehenden 
Gebühr auch ein außerhalb des Landes Defterreih unter der Enns 
gelegenes unbewegliches Bermögen heranzuziehen fei. 


Ne. 7071. 
Sequeftration gerichtlich gepfändeter Yabrifsmobilien während 
bes Streites zwifchen dem Hypothekargläubiger und dem 
&recutionsführer über die von Erfterem mittelft Klage in 
Anfpruh genommene Pertinenzqualität derfelben. 


Entih. v. 16. Juli 1878, Ne. 7799 (Beſt. des dad Deer. dei B. ©. 
Gt. Pölten v. 18. Mai 1878, Nr. 4872, abänd. Decr. ded DO. 2. ©. Wien. 
v. 13. Juni 1878, Nr. 9829). ©. 3. 1879, Nr. 91. 

Auf Einfchreiten des B wurden die in der Fabrik feines Schuld» 
ners O befindlichen Maſchinen, Werkzeuge und Geräthſchaften im 


Defugniß eingeräumt, das Gut nad ihrem Ermeſſen zu verwalten, 

verpachten oder felbft zu benüßen, ohne verpflichtet: zu fein, über 
ihre Berwaltung und Verwendung des Erträgnifjes Rechnung zu legen. 
Das Gut war mit Hypothekarſchulden belaftet, deren Zinfen von dem 
A nit gezahlt murben. Als nun die Gläubiger ‚die Execution gegen 
bie. Realität einleiteten, richtete A an die Pupillarbehörbde vie Bitte 
um Ermächtigung zur Aufnahme eines Darlehens ‚von 10.000 fl. 
auf das. Out, um die rüdftändigen Zinfen zahlen zu können. — In 
eriter Inftanz wurde das Geſuch abgewiefen, weil das dem väterlichen 
Curator zuftehende Recht, das feinen minderjährigen Rindern gehörige 
But X ohne Rechnungslegung zu verwalten, nicht blos die Befugniß 
zur Perception der Nugungen, fondern in eben demſelben Maße aud) 
die Pfliht zur Zahlung wenigftens der Zinfen ber auf dem Gute 
‚eingetragenen Capitalien involvirt und weil, wenn die Berichtigung 
biefer Binfen aus der ordentlihen Verwaltung bes Gutes unmöglich 
geweſen ift und biezu das Stammpermögen angegriffen werben fol, 
ber rehnungsmäßige Ausweis über die geführte Berwaltung und bie 
Unmöglichfeit der Dedung der rüdfländigen Zinfen aus dieſer Vers 
‚waltung erbracht werden müßte, da fonft dur eine fortgeſetzte ähn⸗ 
liche Gebahrung das Vermögen der Minderjährigen blos zur Zahlung 
‚non Zinfesrädftänden und nur zu bald abforbirt werden würbe, Unter 
Einem wurde A nad 88. 254 und 281 a. b. ©. 3. von der En. 
tatel Über das Vermögen feiner Finder enthoben und diefe dem B 
"Übertragen, in Erwägung, daß die M das Gut ihren Eulellinvern, 
um denſelben einen bleibenden Bortheil zuzuwenden, geſchenkt und in 
biefer Abfiht den Vater der Finder zum Verwalter und Verweſer des 
Gutes beftellt hat, von weldhem eine das Intereſſe der Kinder wah⸗ 
vende Verwaltung fih erwarten ließ; daß aber: dem entgegen burd) 
die Art der Verwaltung des A die Kinder benachtheiligt werben, in- 
dem die Zinfen der auf dem Gute baftenden Capitalien unbezahlt 
blieben, bis die Gläubiger gerichtliche Schritte gegen das Gut ein- 
leiteten; daß A durd die Schenkung wohl von der Pfliht der Rech⸗ 
nungelegung, nicht aber von. ber Verpflichtung zum Nachweiſe bes 
Stammvermögens befreit worden ift, was nah 8. 238 a. b. © 8, 
gar nicht gefchehen konnte, daß aber das Guratelgeriht für die Er- 
haltung des Stammvermögens von Amtswegen zu forgen bat und 
die bevorftehende oder ſchon eingetretene Verminderung desjelben ihren 
Grund in der ungehörigen Verwaltung des Vermögens bat. — Das 
O. 8% ©, beftätigte die erftrichterlihe Verordnung, weil, was bie 
Abweiſung des Gefuches um Bewilligung ver Aufnahme eines Dar- 
lebens betrifft, die Onerirung eines Gutes der partiellen Veräußerung 
besjelben gleichkommt, daber ber 8. 232 a. b. ©. ®. anzuwenden ift, 
wornach dieſe nur im Nothfalle oder zum offenbaren Vortheile ver 
Minderjährigen zuläfftg ift, was im vorliegenden Yale nicht dargethan 
if, indem A nicht nachweiſt, wodurch die Zinſenrückſtände entſtanden 
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„find, ba doch ben. betreffenden ‚Forberungen das Vermögen der Eu- 
Tanden, beziehungsweiſe deſſen Erträgnife enigegenftehen und von einem 
Nothfalle nur dann bie Rede fein könnte, wenn dargethan wäre, baf bie 
"Iegteren eine andere gefeglich gerechtferfigte Vermendung gefunden 
haben, oder zur Dedung ber Zinjen nicht ausreichen, Die Enthebung 
des A von der Curatel wurde beftätigt, weil A durch die Schenkung 
keineswegs die Berechtigung erhalten bat,. mit dem Vermögen ber 
Kinder beliebig zu fehalten und die Subſtanz anzugreifen, fondern 
nur über das Reinerträgniß zu verfügen; weil der Umftand, daß A 
die in das Vermögen ber Euranden vor mehr als Dahresfriſt ge- 
führten Eecutionen fo fpät zur Kenntniß der Euratelbehörbe gebracht 
und dadurch eine Steigerung der Erecutionskoſten verſchuldet hat, 
anftatt zur Zeit der Faͤlligkeit bei der Euratelbehörbe die Mittel zur 
Abhilfe -in Antrag zu bringen, hinlänglich zeigt, daß ihm bie Fähig- 
keit oder der Wille mangelt,.. das Vermögen für bie: Curanden als 
guter Hausvater zu verwalten, und weil’ biefe Verfügung das einzige 
Mittel ift, die Euranden vor dem gänzlichen Berlufte ihres Bermd- 
gens zu bewahren, und durch dieſelde die Ausübung der väterlichen 
Gewalt über die Kinder keineswegs beeinträdtigt wird, 

Auf den a. o. Reviflonsrecurs des A hat.der oberfle Gerichtöhof 
‚bezüglich des Onerirungsgeſuches verordnet, daß basfelbe dem A zur 
Beibringung eines Ausweiſes der rüdftändigen Zinfen und fälligen 
-Kapitalien und der Beträge, welde zur Befriedigung von Schulden 
dringend notbwendig find, zurüdgefiellt werde, und die Entſcheidungen 
der Untergerichte in ‚dem Punkte der Enthebung des A von der Euratel 
und Einfegung des B als Eurator in der Erwägung aufgehoben, daß 
die M über ihr Vermögen frei verffigen, basjelbe den Kindern der 
Arien Eheleute entziehen und daher auch die Schenfung an beliebige 
Beſchränkupgen Inüpfen und fomit die Verwaltung dem A übertragen, 
ihn von der Rechnungslegung befreien und ihm die Verwendung ber 
Erträgniffe des Gutes überlafien konnte; daß A diefe Verwaltung als 
eigenes, felbftftänviges, dur den Schentungsact erworbenes Privat« 
recht ausübt, weldes im Halle des Erlöfhens in feiner Perfon an 
feine Ehefrau nad Inhalt der Schenkungsurkunde Übergehen würde; 
daß dieſes den A'ſchen Eheleuten eingeräumte Recht der Verwaltung, 
welches A derzeit nicht als gefegliher Vertreter feiner Kinder, ſon⸗ 
dern als fein eigenes Recht ausübt, demfelben von der Euratelbehörbe 
nit entzogen unb gegen feinen Willen einem Anderen übertragen 
werden fann, woburd zugleich Über die Rechte der C verfügt werden 
würde; daß A wohl der geſetzliche Vertreter feiner minberjährigen 
Kinder, jedoch vermöge der gefegliben Begriffsbeſtimmung einer Eu- 
ratel (8.269 a. b. ©. B.), da diefelbe nur daun eintritt, wenn bie 
vãterliche oder vormundſchaftliche Gewalt nicht Plag findet, keines⸗ 
falls. Enrator feiner lebenden oder künftig geboren werdenden Kinder 
if, da er als Eurator der letzteren niemals beftellt wurde, daher der 
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in dem erſtrichterlichen Beſcheide vorkommende Ausdruck, daß A von 
der „Curatel“ entfeßt ‚werde, ſich als unrichtig darſtellt, da von ber 
Enthebung des A von einer gar nicht beftehenden Euratel feine Nede fein 
kamn und es fi höchftens nur um bie Enthebung von der Verwal⸗ 
tung des Gutes X handeln könnte, diefe aber zu verfügen die Pfleg- 
ſchaftsbehörde der minderjährigen Kinder aus den bereits erwähnten 
Gründen wicht herechüigt | iſt. 


Nr. 7078. 
Stillſchweigende Erneuerung eines Miethvertrags? 


Eutſch. v. 18. Inli 1878, Nr. 7948 (Beſt. des bus ae des B. ©. 
- Oöwiecim u. 28. Oct. 1877, Nr. 5948, abänd. Decr. ded D. 2. ©. Krafan 

v. 28. Jänner 1878, Nr. 17380). ©. 9. 1870. ©. 50. 

B hatte in einem Staatsgebäude eine Wohnung auf fechs 
- Monate, bis 30. April 1877, gemiethet. Da er nad Ablauf der 
Miethzeit keine Vorkehrungen zur Räumung der Wohnung traf, wurde 
mit ihm am 2. Mat ein amtliches Prototoll aufgenommen, in melden 
‘er fi verpflichtete, die Wohnung fogleih zu räumen, fobald er eine 
andere Wohnung finden werde. Nachdem er am18. Mai 1877 vergeblich 
zur Wohnungsräumung betrieben worden war, trat die Finanzpro⸗ 
curatur in Vertretung des Fiscus am 7. Juni gegen ihn klagend 
auf und begehrte- das Erkenntniß, daß der Miethvertrag mit 30. April 
1877 erlofhen und B verpflichtet fei, die gemiethete Wohnung fo- 
glei zu verlajlen. Der Bellagte wendete ein, daß der Miethvertrag 
im Sinne des 8. 1115 a. b. ©. 3. ſtillſchweigend auf ein halbes 
Jahr, bis 1. November 1877, erneuert worden fei, weil der Fiscus 
die Klage auf Zurädftellung des Miethgegenflandes nicht binnen der 
im 8. 22 ver kaiſerl. Berorbnung v. 16. November 1858, R. ©. BL 
Nr. 213, feflgefegten Frist von 14 Tagen nad Ablauf der Beftand- 
zeit, fondern erft am 7. Juni angeftelt bat. — In Folge diefer 
: Einwendung erfannte das Gericht erſter Inſtanz auf Abweiſung der 
Klage. 

In Uebereinſtimmung mit dem O. L. G. hat der oberſte Ge⸗ 
richtshof dem Klagbegehren ſtatigegeben. Gründe: Das am 2. Mai 
aufgenommene, vom Belangten nicht angefochtene Protofoll weiſet nad, 
daß er, aufgefordert, die Miethwohnung fogteih zu räumen, erlärte: 
er könne fie zwar nicht fogleih räumen, weil er leine andere Woh⸗ 
nung zum @inziehen babe, er werde aber tracdhten, eine neue Woh⸗ 
“nung fobald als möglih aufzufinden, Beide Parteien haben hiermit 
übereinftinnmend auf eine unzweifelhafte Art erflärt, daß der Beftand- 
vertrag mit Ende April 1877 erlofhen war. Diefer Erklärung zu⸗ 
folge konnte von einer ftillfhweigenden Erneuerung des Beſtandver⸗ 
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trages, welche nad) $. 1114 a,b. ©. 2. dann ftatifindet, wenn nad 
Berlauf der Beftandzeit der Beitanpnehmer fortfährt, vie Sade zu 
gebrauden, und der Beflandgeber es dabei bewenden läßt, im gege- 
benen alle feine Rebe mehr fein, und für den Fiscus als Beſtand⸗ 
‚geber Iag feine Beranlafjung vor, auch noch binnen 14 Tagen nad 
Ablauf der Beftandzeit eine Klage auf Zurückſtellung zu erheben, da 
die Vorfchrift des $. 22 der Faiferl. Verordnung v. 16. Nov. 1858, 
R. ©. Bl. Nr. 213, keine Anwendung findet, wenn, wie im gegen⸗ 
wärtigen alle, der Beftandgeber bereits binnen 14 Tagen nad Ab⸗ 
lauf der Beflandzeit dem Beſtandnehmer auf eine unzweifelhafte Art 
feinen Willen erflärt hat, daß er die weitere Benüßung der Beſtand⸗ 
ſache tes Beftandgegenftandes nicht geftatte und dieſer ſich gefügt hat. 
Die Nothwendigfeit der Klage trat für den Fiscus erft dann ein, ale 
B, ungeadtet der am 2. Mai 1877 abgegebenen Erflärung, daf ber 
Miethvertrag erlofhen fei, und ungeachtet ver am 18. Mai 1877 
wiederholten Aufforderung, die Wohnung unverzüglich zu räumen, nicht 
verlaffen wollte. 


Nr. 7079. 


Unterfertigung als Teſtamentszeuge dur dritte Hand, — 
Aufrechthaltung eines ungiltigen fehriftlichen Teſtamentes als 
mündliches. — Gleihförmige untergerihtliche, auf wefentlich 
verfchiedenen Entjcheidungsgründen beruhende Erkenntniſſe. 


Eutſch. v. 23. Juli 1878, Nr. 3224 (Beit. zost sleihförmigen Mei. des 
8. 6. Maitighoien v. 21. Nov. 1877, Nr. 3535 und des D. 2. ©. Wien 
v. 29. Jänner 1878, Nr. 21875). Zeitfeir. f. ” Notariat 1878, Nr. 49. 

Das allographe Teſtament des M wurde von feinen Inteſtat⸗ 
erben angefochten, weil von den drei Teſtamentszeugen C, D und E ber 
Erfigenannte — wegen eines ihn im Schreiben fehr behindernden 
Nervenleivend in der Hand — die Urkunde nicht felbft unterfchrieb, 
fonvern mit feinem Namen von feiner Frau unterfchreiben ließ. — 
Das Gericht erfter Inftanz erhielt dad Teſtement aufrecht, weil das 
Geſetz im 8. 579 a. b. ©. B. bei dem allographen Teſtamente wohl 
bie eigenhändige Unterfchrift des Teſtators verlangt, in Betreff der 
Zeugen aber nur beftimmt, daß fie ſich als Zeugen des legten Willens 

„unterichreiben ſollen“, mithin die Benugung einer andern Hand nit 
ausbrüdlich unterfagt. — Das O. %. ©. war der Anſicht, daß bie 
legte Willenserklärung des M al& fchriftlihes Teſtament ungiltig ift, 
weil der Zeuge C feine Unterfohrift auf der über die legte Willens- 
erklärung abgefaßten Urkunde durch feine Gattin vollziehen ließ, wo- 
durch eine vom $. 579 a. b. ©, 3. zur Öiltigfeit des Teſtamentes 
vorgefchriebene Yörmlichleit verlegt worden fei. Nichtödeftoweniger 
Blafer, Unger u. Waltber Entſch. XVI. | 24 
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beftätigte das DO. L. ©. die erfigerichtlie Entfheitung in der Erwä— 
gung, daß M vor brei fähtgen Zeugen, melde die Identität feiner 
Perfon betätigen und gleichzeitig zugegen waren, feinen legten Willen, 
wie er in der Urkunde niedergelegt iſt, ernſtlich erklärt bat; daß dieſe 
Erklärung mit den Erforderniffen des 8. 585 a. b. ©. 3. verfehen 
und daher ald Nuncupativteftament aufrecht zu erhalten ift. 

Die a. o. Revifionsbefhwerbe der Kläger wurde mit folgender 
Begründung verworfen: Durch die Verhandlung und die beſchworenen 
Zeugenausfagen tft anßer Zweifel geftellt, daß M das nad feinen 
eigenen freien Angaben von C mit Vleiftift aufgefegte, von der Ehe- 
gattin bes Letteren mit Feder und Tinte abgefchriebene, ſodann in 
der Wohnung des C von ihm in gleichzeitiger Gegenwart der zwei 
anderen dahin bejchiedenen fähigen Zeugen D und E dem M vorge- 
lefene Teftament mit unverfennbarer Deutlichkeit, Beftimmtheit und 
Ueberlegung als feinem legten Willen entſprechend erklärte, fofort diefes 
Schriftſtück felbft eigenhändig unterfhrieb und auch die Namensferti- 
gungen ber genaunten drei Zeugen beifegen ließ, von denen D und E 
fi eigenhändig als Zeugen des letzten Willens unterfchrieben, wäh» 
rend für den Zeugen C in Anbetraht des Nervenleidens, in Folge 
defjen er nur mit Mühe feinen Namen zu fchreiben fähig ift, auf 
feinen Auftrag die Namensfertigung durch die Hand feiner Gattin, 
in Gegenwart des Erblaſſers und ber anderen beiden Zeugen, bei- 
gejegt wurde. Bei diefem Thatbeſtande Tonnte in ber von beiden 
Untergerihten, wenn aud) aus verſchiedenen Gefichtspuntten, feftge- 
haltenen Annahme, daß hier dem Exblaffer im Sinne des $. 601 des 
a. b. G. B. ein mefentliher Mangel in der Erfüllung ber zu beob- 
achtenden Erforverniffe, vermöge deſſen die in Rede ſtehende letzte 
Willenserflärung als ungiltig angefochten werben könnte, wicht zur 
Laft zu legen fei, eine Nichtigkeit oder offenbare Ungerechtigkeit, wo» 
durch die Abänderung der gleihfürmigen Sprüche erfter und zweiter 
Inftanz im Sinne des Hofder. vom 25. Februar 1833, I. G. ©, 
Nr. 2593 bedingt ift, nicht gefunden werden. 
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Nr. 7080. 


Berechtigung des Afterhypothekargläubigers zur unmittelbaren 
Anftellung der Hypothekarklage gegen den Hypothekar⸗ 
| ſchuldner? 

Entich. v. 29. Jul 1878, Mr. 7404 Bei. dez bad Urth. Dei B. @. Szene 
v. 30. Sept. 1877, Nr. 7816, abänd. Urih. des O. L. G. Wien v. 20. Nov. 
1877, Nr. 18600). ©. 3. 1879, Ar. 9. 

A erwirkte gegen C für feine Forderung von 150 fl. die Ins 
tabulation bes erecutiven Pfandredhts an ber ven der B dem C ge 


ſchuldeten, hypothekariſch auf ihrem Gute fichergeitellten Forderung 
von 500 fl. und belangte fobann die B mit dem Begehren, daß fie 
verurtheilt werbe, ihm die 150 fl. bei fonftiger Execution in ihr Gut 
zu zahlen. — Das Gericht erfter Inſtanz erkannte nad) dem Klage 
Begehren. — Bon bem DO. 2. ©. wurbe bie Klage abgemwiefen, weil 
der Kläger feine Befriedigung nicht unmittelbar aus dem Pfandgute 
der Beklagten, fondern nur aus feinem:Pfande, nämlich aus der für 
den C intabulirten Forderung won 500 fl. und zwar durch bie Exe⸗ 
antionsführung anf diefelbe holen Tann. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ber zweiten In: 
flanz qus deren Gründen und in ber Erwägung, daß die nach bem 
Hofder. vom 27. October 1797, 3. ©. ©. Nr. 385, im Wege ber 
gewöhnlichen Erecutionsfährung unternommene Execution auf eine mit 
Hypothek verficherte Privatforderung des Beklagten mittelft gerichtlicher 
Piöndung berfelben und Erwirkung bed Afterpfanprechte® an ber 
Pfandſache nicht zu verwechſeln ift mit der in ben 88. 314 bis 319 
a. ©. D. vorgefehenen Erecutionsführung, bei welcher bie mit Hh- 
pothel verſicherte Privatforderung des Beklagten dem Kläger bis zum 
Belaufe ber Forderung des Letztern eingeantwortet und bie Einant- 
wortung ‚bei derjelben Hypothek intabulixt wird; daß wohl bei diefer 
Iegtern Art der Erecution die Yorderung des Exeentionsführers in 
gewifjer Beziehung als ein Theil ver Hhpothelarforberung des Exe⸗ 
cuten betrachtet werden kann, nicht aber auch, wie in der Revifions- 
beſchwerde gehanpiet wird, bei der erſtern Art der Erecutionsführung ; 
daß nady 8. 455 a. b. ©. 2. der Eigenthümer des verpfändeten 
Gutes, wenn das darauf haftende Pfandrecht für eine Schuld des 
. Gläubiger einem Dritten verpfändet wurde, feine Schuld an jenen 
nur mit Willen deffen, der das Afterpfandrecht erwirfte, abführen 
Kann; daß aber nah dem Wortlaut und Sinne biefer Beftimmung 
der Afterpfandgläubiger nicht ohneweiters berechtigt ift, an Stelle 
feines Schuldners, d. i. bes unmittelbaren Pfandgläubigers, beffen 
Hnpothefarforberung bis zum Belaufe feiner mit Afterpfand verficherten 
. Forderung zur.Befriedigung der legtern einzullagen (was zur unmit- 
telbaren Klageführung gegen den urſprünglichen Hypothekarſchulvner 
nad den einſchlägigen Rechtsverhältniffen nothwendig wäre), und daß 
die desfalls nach dem römiſchen Rechte zuläffige actio utilis bes After- 
planbglänbiger8 von ber öſterreichiſchen Geſetzgebung offenbar nicht 
gopptirt worden iſt. 
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Nr. 7081. . 

Mapftab für die Umrechnung von polnischer in öfterreichijche 

Währung behufs Berehnung von Berlaffenfchaftsfchulden. 
v. 2 1878, Nr. 7657 

geld. 2 3. Inli Nr. 7657 (Beft. der „areihförmigen en och 


Tarnow v. 24. Angntt 1876, Nr. 8565 
v. 21. März 1878, Nr. 159). Beitfhr. f. 3 Notariat 1879, Nr. 2. 


Bei der Verfaflung eines Nachlaßinventars wurden die Schulden 
des Erblafjers, welde auf polnifhe Währung lauteten, von dem mit 
ber Inventur betrauten Notar umgerechnet und in öfterreichifcher 
Währung eingeftellt. Gegen diefen von beiden Untergerichten gebilligten 
Borgang befchwerten fid die Erben im Wege der a. o. Reviſion. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die Beſchwerde mit folgender 
Begründung: Die Nichtigkeitsbefhwerde wurde deßwegen erhoben, 
weil bei der inventarifhen Berechnung des Paſſivſtandes des Nach⸗ 
laſſes, namentlih der eingetragenen Berlaffenfhaftsfhulden in poln. 
Währung, diefe Währung in die mit dem kaiferl. Patente vom 
27. April 1858, R. ©. BI. Nr. 63, eingeführte öſterreichiſche Wäh- 
rung umgeſetzt wurde, obgleich diefe Schulden aus dem vorigen Jahr» 
Hunderte herrühren, fomit diefe Umrechnung nad den vor Wirkſamkeit 
des bezogenen kaiſerl. Patentes geltenden gejeglihen Borjchriften des 
Potentes vom 20. Februar 1811, J. ©. ©. Nr. 929, fowie der 
Hofdecrete vom 13. November 1811, 9. ©. ©. Nr. 1033, und 
28. December 1820, politifhe Gefegesfammlung Band 48, in Wiener 
Währung hätte geſchehen follen. Diefe Vorſchriften enthalten Beftim- 
mungen, in welder Art vertragsmäßig entftandene Berpflihtungen 
erfüllt werden follen; im vorliegenden Falle handelt es ſich jedoch 
nicht um die Anwenvung derſelben, ſondern blos darum, wie der Be⸗— 
trag der in das Nachlaßinventar eingetragenen, auf poiniſche Währung 
lautenden Berlafienfhaftsfhulden berechnet werben fol. In diejer 
Hinſicht beſtimmt das Faiferl. Bat. vom 27. April 1858, R. ©. UI. 
Nr. 63, daß vom 1. November 1858 angefangen die öfterreichifche 
Mährung als der alleinige gejeglihe Münz- und Redhnungsfuß zu 
gelten babe ($. 1), und daß in allen Fällen, in denen die Umſetzung 
einer bisherigen Währung in die neue öſterreichiſche Währung vor⸗ 
zunehmen ift, die nachträglich fundzumadenden Rebuctionstabellen zur 
Richtſchnur zu dienen haben werden ($. 5). Diefe Revuctionstabellen 
wurden mit dem Erlaſſe des Finanzminifteriums v. 21. Mai 1858, 
R. ©. Bl. Nr. 81, veröffentliht, und da nad) biefen die Umrech— 
nung der polnifchen Währung in die Öfterreihifhe Währung in dem 
Verhältniſſe von 100 fl. polnifhe Währung zu 25 fl. öſterreichiſche 
Währung vorzunehmen ift, fo wurden nad dieſem Verhältnifie die 
Berlaffenfhaftsfchulden ganz gefeglich berechnet. 
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Nr. 7082. 


Abfolute Incompetenz der Gerichte für Klagen gegen Staats- 
beamte aus ihren Amtshandlungen. 
Eutiö. d v. 23. Juli 1878, Nr. 7927 (Belt. der igtötnui en Ser. —* 
G. Kryni ca v. 15. Der. 1877, Nr. 2775 und des &. 9 fau v. 
16. April 1878, Nr. 2693). ©. H. 1879, ©. 23. hoc. Zeitung 1 Nr. 5. 
A belangte den Poftmeifter in B wegen Zahlung von 91 fl. 
als: Erfat des ihm durch verzögerte Verſendung eines Gelbbriefes 
zugefügten Schadens, nachdem er von ben vorgejegten Poftbehörden, 
an welche er fi) vorher gewendet hatte, auf den Rechtsweg gewieſen 
worden War. 
Die Klage wurde von den Gerichten aller drei Inſtanzen 
a limine abgewiefen, weil nad dem Hofver. vom 14. März 1806, 
3. ©. ©, Nr. 758, Stantöbeamte wegen ihrer Amtshandlungen 
vor dem Civilgerichte niemals belangt werden können und biefe der- 
gleihen Klagen von Amtswegen zurüdzumweifen haben. 


Nr. 7083. 


Jüdiſche Ehen: Statthaftigkeit der Uebergabe und Ueber- 
nahme des Scheidebriefes durch Bevollmächtigte. 


Entidh. v. 23. Juli 1878, Nr. 7961 (Abänd. der sleimfürmigen agent. 
3:3 2. ©. Wien d. 29. März 1878, Nr. 18032 und des DO. L. ©. 

v. 7. Mai 1878, Nr. 7877) ©. 3. "1878, Nr. 99. Sur, Br. 1878, Nr. 3. 
Auf das von der Jüdin A im Einverftändniffe mit C als Be- 
vollmädtigten ihres Mannes B angebradte Gefuh um Bewilligung 
der Ehetrennung durch Uebergabe und Uebernahme des Sceidebriefes 
wurde in erfter Inftanz Tagfagung angeordnet und die Öejuchftellerin 
erinnert, daß zur Tagſatzung wegen Uebergabe und Webernahme des 
Scheivebriefes ihr Mann B zufolge des Hofder. v. 11, Juni 1813, 
I. ©. ©. Nr. 1053, perfönlih zu erfeinen habe. — Gegen dieſen 
aut ergriff die A mit Berufung auf das Hofder. v. 19. Mai 1827, 
. ©. ©. Nr. 2277 (Zuläſſigkeit der Uebergabe und Annahme des 
— durch Bevollmächtigte) den Recurs, welcher in zweiter 
Inſtanz zurückgewieſen wurde, weil das Hofder. vom 19. Mai 1827, 
nach Inhalt ſeines dem anordnenden Theile vorausgelaſſenen Bor 
trages, nur eine Erläuterung des Hofber. vom 11. Juni 1813 ift, 
fomit nur den Fall betrifft, daß einer der Ehegatten zum Chriften- 
thume übergetreten ift, während für ven vorliegenden Yall, wo noch 
beide Ehegatten dem Judenthume angebören, das mit dem Hofber. 
vom 11. Yuni 1813 ausgenrüdte Verbot der Uebergabe und An⸗ 
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nahme des Sceivebriefes durch Bevollmächtigte noch volle Wirkſau⸗ 
keit bat, und weil e8 dem ©efege nicht wiberfpridht, daß von bee 
Gerichte der Partei im Voraus eine gefetliche Vorfchrift in Erin⸗ 
nerung gebracht wurde. i 

. 2. Yn Erwägung, daf das Hofder. vom 19. Mat 1827 im All⸗ 
genteinen beftimmt, daß bie Uebergabe und Uebernahme des Scheider 
3 durch Bevollmäctigte ſtattfinden könne, und daß bei diefer 
ganz allgemeinen Textirung aus dem Eingange des Hofpvecretes nicht 
gefölgert werden kann, daß hiedurch eine Ausnahme von der Kegel 
der perſönlichen Uebergabe und Annahme des Scheidebriefes nur 
für den Fall feſtgeſetzt werden wollte, wenn urſprünglich jüdiſche 
Ehegatten, wovon ein Theil zur chriſtlichen Religion übergetreten iſt, 
die Auflöſung ihrer Ehe zu erwirken Willens ſind, ſondern vielmehr 
anzunehmen iſt, es fer durch obige allgemeine, unter Erſtens ganz. 
abgeſondert ausgeſprochene Beſtimmung der im Eingange des eitirten 
Hofvecretes angeführte, ungeachtet des Beſtehens des Hofder. vom 
11. Juni 1813, entftandene Zweifel, ob die Mebergabe und Annahme, 
bes Sceibebriefes, wovon in den 88. 134 und 135 a. 6. ©. B., 
aljo überhaupt bezüglich aller Fälle Erwähnung gemacht ift, aud 
durch Bevollmächtigte ftattfinden könne, feiner Löſung zugeführt und 
unter Zweitens mit Rückſicht auf den bereits unter Erſtens feſtge⸗ 
ftellten allgemeinen Grundfag, daß die Uebergabe und Annahme bes 
Scheivebriefes auch durch Bevollmächtigte ftattfinden Tann, nur bie 
befonderen Modalitäten vorgejchrieben worden, wie Binfichtli ber 
Betellung des Bevollmädtigten und Ausftellung der Vollmacht im 
Ausführung des angeführten allgemeinen Gruhbfages dann vorge 
geheit fei, wenn ein Theil der urſprünglich judiſchen Che, — 
chriſtlichen Religion übergetreten iſt, — hat der oberſte Gerichlst 
auf ben a. o. Recurs der A die von ihr angefochtene Bemerkung ber 
Untergerichte über das Yerfönfihe Erfcheinen ihres Mannes beſeitigt. 


| | Nr. 7084. | 
Gefuh um Eoncurseröffnung wegen Verfolgung mit &te- 
entionen: Unzuläffigleit der Abweifung vesfelben a limine 
wegen mangelhaften Nachweifes. | 
Entſq. v. 23. Juli 1878, Nr. 8190 (Beft. der gleihförmigen Petr. Bed 
6 Unger.: abi v. 20. Kt I A 34344 3 G. 
ünn vd. 21. Mai 1878, Nr. 5047). ©. 3. 1879, Nr. 74. 
Das Geſuch des A um Eröffnung DIE Concurſes über das 
Vermögen des B wurde von beiden Untergeridyten a limine zurück⸗ 
gewjeſen, weil es nur mit Einer gegen B anhängigen Execution bes 


ſcheinigt war. 
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Der oberfte Gerichtshof verorbnete, mit Auſherune der unter⸗ 
gerichtlichen Decrete, die Anberaumung der im F. 63 C. O. nor⸗ 
mirten Tagfahrt. Gründe: Der Mangel des Jiachweifes, daß B 
mit (mehreren) Executionen verfolgt wird, iſt kein gefeglicher Grund 
zur Abweifung bes von A angebradten Geſuches. Der 8. 63 C. O. 
verlangt nur den Nachweis des Forderungsrechtes des die Concurs⸗ 
eröffnung begehrenden Gläubigers, welcher hier geliefert wurde. Die 
Thatſache des Verfolgtſeins des B mit Executionen wurde von A 
angeführt und auch die Fruchtloſigkeit einer verſuchten Execution dar⸗ 
gethan. Das Geſuch des A iſt daher nicht ungegründet, zumal die 
Frage, ob die erwähnte Bedingung der Concurseröffnung vorhanden 
ſei, erſt bei der nach dem Ergebniß der Tagfahrt erfolgenden Schluß- 
faſſung über den Antrag auf die Concurseröffnung zu entſcheiden 
ſein wird. 


— — lin — —- 


Nr. 7085. 


Auslegung des 8. 2 des mährifchen Landesgeſetzes vom 
30. April 1874 über Schulfondebeiträge. 
—28 v. 23. Juli 1878, Nr. 8192 (Beit. des dad Decr. des K. G. Iglau 
v. 5. April 1878, nr. 2928, abänd. Decr. des O.2. ©. Briiun v. 28. Mai 
78, Nr. 5082). ©. 9. 1878, ©. 453. 

Der in Dash verftorbene M hinterließ feiner Ehefrau und 
teftamentarifchen Univerfalerbin A ein reines Vermögen von 105.243 fl., 
belaftet mit Legaten für entfernte Verwandte im Gefammtbetrage von 
63.355 fl. Das Abhandlungsgericht bemaß den durch Gefey vom 
30. April 1874, 8. ©. Bl. für Mähren Nr. 37, eingeführten Schul⸗ 
beitrag mit 526 fl. (50 fr. von jedem Hundert des 40.000 fl. über- 
fleigenden reinen Nachlaſſes 8. 2, Alinea 2 des cit. Geſetzes). Der 
hievon verftändigte Landebausſchuß war der Anſicht, daß nach Alinea 3 
des 8. 2 des obigen Landesgeſetzes („Wenn zu dem Nachlaſſe weder 
ein Notherbe nody der Ehegatte des Erblaffers einfchreitet, ſo ift der.. 
Scäulbeitrag um 50% zu erhöhen“) der von dem bemeſſenen Säul- 
beitrage pr. 526 fl. auf die Summe der — entfernten Verwandten 
— ausgefesten Legate von 63.355 fl. entfallende Theilbetrag von 
316 fl. um 50% — 158 fl. zu erhöhen fei, und begehrte die nach⸗ 
trägliche Borfchreibung weiterer 158 fl. — Bon dem Abhandlungs- 
gerichte wurde dieſes Anfuchen abgewiejen, weil zu dem M'ſchen Nach⸗ 
laſſe deſſen Ehegattin als Univerſalerbin einfchreitet, demnach bie 
50 % Erhöhung nah dem Wortlaute der bezeichneten Geſetzesſtelle 
rückſichtlich des den Legataren des M zugefallenen Betrages nicht eintritt. 
— Das O. L. ©. Hat dem Geſuche des Landesausſchuſſes ſtatt⸗ 
gegeben, weil vie 5Opercentige Erhöhung des Schulbeitrages von den 
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Legatsbeträgen nad) dem Zwede und Geifte des Geſetzes überhaupt 
bezüglich jened Nachlaßvermögens eintritt, welches nicht deu Noth- 
erben over der Ehegattin, fondern andern Erben oder Legataren zu- 
fällt. — In dem dagegen angebradten Revifionsrecurfe der A wurden 
die in Betreff ver Faflung des Tertes des obigen Landesgeſetzes ein- 
gehend gepflogenen Verhandlungen bes mährijchen Landtages näher 
erörtert und hervorgehoben, daß in dem Den Gefegentwurf begleitenden 
Motivenberihte bemerkt wurde: „da es fih um ein gefegliches Ver⸗ 
mächtniß handelt und überdies die Ausmeflung des Schulbeitrages von 
jedem einzelnen Exrbtheile mit befonderer Rädfiht auf das Verhältniß 
des Erben zum Erblafjer Complicationen verurfahen würde, fo fol 
auch der ganze Betrag ftetd nad einem gleichen Percent vom ganzen 
reinen Nachlaſſe bemefjen werben.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat dem Revifionsrecurfe feine Folge 
gegeben, weil die vom D. 8. ©. dem $. 2 des Landesgeſetzes vom 
30. April 1874, 8. ©. BL. Nr. 37, gegebene Deutung als im Geifte 
dieſes Gefetes gelegen anerkannt werden muß und bei einer anderen 
Auslegung nur Gelegenheit geboten wird, die Vorſchrift der 5Oper- 
centigen Erhöhung des Schulbeitrages zum Bortheile von Intereſſenten, 
die nicht Ehegatten ober Notherben des Erblafiers find, illuforifch 
zu maden. 


Nr. 7086. 
Unzuläffigfeit der auf einen Liquidirungsauszug geftütten 
Erecutionsführung eines einzelnen Concursgläubiger8 auf 
die dem Gemeinfchuldner von der Concursmaſſe zugeftandenen 


Dezüge. 
Satie) v. 23. Juli 1878, Nr. 8328 (Beit. deö dad Deer. di ne ©. au 


30. April 1878, Nr. 6323, abänd. Deer. ded DO. 2%. G g v. 28. 
1878, Nr. 14981). Sur. BI. 1878, —* * | 


Nach Eröffnung des Concurjes Über das Vermögen des Eigen- 
thümers einer Bierbrauerei wurde der Cridar in der Brauerei mit 
de jährlichen Gehalte von A000 fl. angeftellt. Zur Beftreitung des 
Unterhalts feiner Familie wurde ibm von ver Gläubigerfchaft dieſer 
Lohn zur freien Berfügung belafjen und überdies aus den Renten der 
Concursmaſſe ein Beitrag von jährlihen 3000 fl. gewährt. Der Eon 
curögläubiger A begehrte zur Hereinbringung feiner von den übrigen 
Släubigern anerkannten und vom Cridar nicht beftrittenen Forderung: 
von 2505 fl. unter Vorlage des Auszuges des Tiquidirungsprotofolles 
die erecutive Cinantwortung ber vorerwähnten Bezüge mit Ausſchluß 
des durch das Gefeg vom 29. April 1873, R. ©. Bl. Nr. 68, von 
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der Erecution befreiten Theilbetrages (600 fl.) von dem Gehalte des 
Erivars, — Das von dem Concursgerichte bewilligte Geſuch wurde 
in zweiter Inftanz mit nachſtehender Begründung abgewiejen: Nach 
8. 1 €. O. wird durch die Eröffnung des Concurfes das ganze der 
Execution unterliegende Vermögen, welches der Cridar befigt, oder 
welches ihm während ber Dauer des Concurfes zufält, der freien 
Berfügung besjelben entzogen und erlangt die Gefammtheit der Gläu⸗ 
diger, deren Anfprüche zur Zeit der Conenrseröffnung beftanden haben, 
das Recht, dieſes Vermögen nad den Beitimmungen der Concurb- 
ordnung in Berwahrung und Verwaltung zu nehmen und zu ihrer 
Befrienigung zu verwenten. Dasjenige, was der Cridar während ber 
Dauer des Concurfed durch eigenen Fleiß erwirbt, ift auch ein Ber: 
mögen, welches ihm zufällt, und würde daher, infoweit es nach dem 
Geſetze v. 29. April 1873, R. ©. Bl. Nr. 68, nit von der Exe⸗ 
eution ausgefchloffen ift, allerdings auch zur Concursmaſſe gehören, 
um zur Befriedigung der Gläubiger verwendet zu werden. Nach $. 5 
€. O. ift aber dem Gemeinſchuldner Dasjenige zu belaflen, was er 
burch eigenen Fleiß erwirbt, ſoweit es zum Unterhalte für ihn und 
für Perfonen, denen ihm gegenüber ein gejeßliher Anfprud auf 
Unterhalt zufteht, erforverlih if. Aus der Zufammenhaltung biefer 
Vorſchrift mit der Beftimmung des 8.1. O. folgt daher, daß, wenn 
fih ter Erivar mehr erwirbt, als für diefen Unterhalt nothwendig 
erfcheint, der Ueberſchuß in die Concursnafje fällt, mithin nicht feparat 
in Erecution gezogen werden kann. Es Tann aber auch rüdfichtlic 
des dem Cridar für den erwähnten Unterhalt belafjenen Verdienſtes, 
felbft wenn und fo weit berfelbe durch das Geſetz v. 29. April 1873, 
R. ©. BI. Nr. 68, von der Execution nicht befreit wäre, die all- 
gemeine Zuläjfigfeit einer Separaterecution feitens der einzelnen Con- 
cursgläubiger nad dem Sinn und Zwed ber cit. Vorſchriften der C. O. 
nicht anerkannt werden. Es wäre nicht abzufehen, warum der Ge⸗ 
fammtheit der Gläubiger nicht geftattet. fein follte, tenjenigen Ber- 
dienftbetrag in Anſpruch zu nehmen, welcher ald zum Unterhalte des 
Cridars nicht nothwendig anerfannt wird, wenn andererſeits jeder ein» 
zelne Concursgläubiger, der ein erecutionsfähiges Inſtrument beſitzt, 
berechtigt wäre, diefen Verdienſt fofort in Execution zu ziehen. Es 
würde aud die Beftimmung des 8. 5 C. O. in den feltenften Yälen 
praktifh werben, da fi wohl die meiften Gläubiger, welche ihre 
volle Befriedigung aus der Concursmaſſe nicht zu erwarten, und 
andererfeits für ihre Forderung einen erecutionsfähigen Beleg haben, 
beeilen würden, fofort auch den dem Cridar von feinem Berbienfte 
belafjenen Unterhaltsbetrag in Execution zu ziehen. Hieraus folgt, 
daß dem Concursgläubiger, wenn er etwa eradtet, daß die Concurs⸗ 
maſſe beeinträchtigt fei, weil dem Cridar von dem durch eigenen Fleiß 
Erworbenen mehr belaffen wurde, als zu den oberwähnten Unterhalte 
erforderlich wäre, freifteht, im geeigneten Wege anzuftreben, daß dieſer 
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Ueberſchuß in die Concnrsmafle einbezogen werde, daß er jedoch nicht 
bereditigt fein kann, auf Dasjenige abgejondert bie Execution zu 
führen, was dem Cridar nad 8.5 C. O. von feinen Berbienfte zu 
belafjen war, beziehungsweife belafjen wurde. | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entjcheivung der zweiten 
Inftanz mit Abftanpnahme von der obergerichtlihen Begründung, weil 
nah $. 55 C. D. in Berbindung mit $. 121 C. O. auf Grund 
eines Liquidirungsprotofoldauszuges wegen einer weder von der Gläu⸗ 
bigerfchaft, noch von dem Gemeinſchuldner beftrittenen Forderung erft 
nad Beendigung des Concurjes die Execution gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner auf das zu feiner freien Verfügung verbleibende Vermögen 
erwirkt werben kann, der Über das Vermögen des B eröffnete Con⸗ 
curs aber noch nicht beendigt worden ift. Ä 


Nr. 7087. 


Aufhebung des erftrichterlihen Urtheils von Amtswegem 

wegen Unzuftändigfeit ver Gerichte: Verpflichtung des Klä⸗ 

gers zum Koftenerfag? | 

raid. v. 24. Inli 1878, Nr. 7789 (Abänd. der gleihförmigen Derr. 

des B. ©. Lilienfeld dv. 5. Juni 1877, Nr. 884 und des D.2. ©. Wien 
v. 12. Februar 1878, Nr. 2603). ©. 3. 1879, Nir. 83. 


Mit der gegen B angebradten Klage begehrte A, daß berfelbe 
verurtheilt werde, zur Zeit, als das Eifenwerk des Klägers im Gange 
ift, das Fallbrett im Bache X gefchloffen zu halten. — In erfter 
Inſtanz wurde der Kläger abgewiefen und in den Erſatz ber Koſten 
des Bellagten verfällt. — Auf die vom Kläger ergriffene Appellation 
bat das DO. 2. ©., in Erwägung, daß die Entſcheidung über dieſe 
Angelegenheit ver politifchen Behörde zufteht, die Streitverhandlung 
und, in der Hanptſache, das angefochtene Urtheil aufgehoben, in dem 
Punkte der Koften aber dasſelbe beftätigt, weil dem Bellagten 
buch bie über die Klage eingeleitete Verhandlung Koften verurfadt 
wurden, die ibm nad $. 24 des Gefeges vom 16. Mai 1874, 
R. ©. BI. Nr. 69, von dem mit der Klage abgewiefenen Kläger zu 
erſetzen find. 

Im Wege der a. o. Reviſion befeitigte der oberfte Gerichtshof 
die Berurtheilung des Klägers zum Koflenerfag, in Erwägung, daß 
einerfeit8 A die Klage in einer gar nicht zur gerichtlichen Competenz 
gehörigen Angelegenheit angeftellt, anderſeits der Bellagte weder gegen 
bie aufrechte Erledigung der Klage recurrirt, noch bie Incompetenz 
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ber Gerichte im Laufe der Verhandlung eingewenbet hat und übere 
haupt dei Fall der Sachfälligkeit des Mägers im Sinne der 89.24 
ımd 26 des: Geſetzes v. 16. Mai 1874, R. ©. BI. Nr. 69, nit 
vorlegt. ner 


Nr. 7088. 


Nichtbeftellung eines Armenvertreters in Saden ohne 
Anwaltszwang. 

Euntſch. v. 24. Juli 1878, Nr. 8349 (Beſt. des Decr. des Ausfchuſſes der 
u. J. Advotatentammer v. 14. Mai 1873, Nr. 2325, Abünd. des Decr. des 
O. L. G. Wien: v. 18. Juni 1978, Nr. 10541). Jur. BI. 1878, Nr. 36. 
Das von dem Ausſchuß der Advocatenkammer abgewiejene 
Geſuch der A um Beigebung eines unentgeltlichen Vertreters zur 
Durchführung eines Proceſſes wurde von dem DO. 8. ©. in der Er- 
wägung bewilligt, daß nichts vorliegt, was vermuthen läßt, daß die 

A in der Lage und gewillt fei, ihre Klage mündlich anzubringen. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte den abweifenden Beſchluß des 
Kammerausſchuſſes, weil am Sige des Bezirkögerichtes, bei welchem 
der von der A beabfichtigte Proceß durchzuführen ft, fih nur Ein 
Hechtsfreund befindet, daher von ber A auch bie fchriftliche Klage 
ohne Mitfertigung eines Advocaten dort angebradt werben kann 
(Minift.»Berordnung v. 5. Yuli 1859, R. G. Bl. Nr. 122), mithin 
der Fall, in welchem die Vertretung der Partei burch einen Advocaten 
unentgeltlich zu beſorgen ift (8. 16 Advoc.Ordn.), hier nicht eintritt. 


Nr. 7089. 

Pflicht des im Exrfeindirungsftreit unterliegenden Beklagten 
zum Erſatz der Koften der Ausfolgung der behufs Siftirung 
der Execution erlegten Kaution. 

—7 — v. 24. Juli 1878, Nr. 8443 (Beſt. des Decr. des H. G. Prag v. 
9. Mai 1878, Wer. 42318, Abänd. des Decr. des O. L. G. Prag v. 4. Juni 

1878, Nr. 15952). Jur. Bl. 1878, Nr. 42. 

A hat den B wegen Anerkennung feines Eigentbums an ven 
von Leßtern bei C gepfündbeten Mobilien und deren Entpfändung 
belangt und unter Einem gegen gerichtlichen Erlag einer Geldcaution bie 
Siftirung der Execution erwirkt. Nach gewonnenem Procefie begehrte 
er die Zurüdftellung der Kaution und den Zufpruch der Koften des 
Ausfolgungsgefuhes. — In erfter Inftanz wurde feinem Begehren 
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volftändig flattgeben und dem B ber Erſatz der Koften des Ausfol- 
gungsgefuches im Betrage von 6 fl. 36 kr., bei ſonſtiger Eyrecution, 
auferlegt. — Bon dem O. L. ©. wurbe der Koſtenerſatzanſpruch des 
A abgewiefen, weil weder ein ben B zu diefem Erfage verurtheilendes 
Erfenntniß vorliegt, noch irgend ein anderer Rechtsgrund erfichtlich 
ift, aus welchem A von ihm ben Erſatz der Koften der Zurüdnahme 
feines Depofitums begebren könnte, nachdem für diefe Zurücknahme 
die Zuftimmung des B gar nicht erforberlih, fondern viefelbe blos 
vom Belieben des Erlegers abhängig war. 

In Erwägung, daß zur Erreihung des Zwedes der auf Exfein- 
dirung von Effecten gerichteten Klage die Siftirung der weiteren Exe⸗ 
eutionsfchritte erwirkt werden mußte, und diefe nur gegen Cautions- 
leiftung bewilligt ward; daß A, als Obſieger in dem Erfeindirungs- 
proceffe, auch die Zurüdftelung reſp. Rüdftellung, Ausfolgung der 
bei Gericht erlegten Caution zu fordern berechtigt ift, indem dieſe 
Erfolglaffung gleichfalls zur gänzlihen Rechtsdurchſetzung gehört und 
damit zufammenhängt (SS. 24 und 25 des Geſetzes vom 16. Mat 
1874, R. ©. Bl. Nr. 69), — hat ber oberfte Gerichtshof ben 
erfigeriätlichen Beſcheid reftituirt. 


Ar. 7090. 


Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtniß: Umfang des 
Anſpruchs ded Beweisgegners auf Koftenerfag. 


Entii. vd. 24. Inli 1878, Nr. 8527 —5— der Decr. DR ®. ©. Dogg 
. 7. Mai 1878, Ne. 1790 und des O. L. G. Wien .Inni 
Nr. 9 636) ®. 3. 1879, Nr. 72. 


Das Gefuh des A wider B um Aufnahme eines Kunftbefundes 
zum ewigen Gedächtniſſe wurde nad vorgängiger Verhandlung gegen 
bie Oppofition bes B bewilligt. Nach der Beweisaufnahme, bei der 
B intervenirte, liquidirte das Gericht erſter Inftanz die Koften des B, 
jedoch mit Abweiſung ſeines Begehrens, dem A deren Zahlung binnen 
14 Tagen bei ſonſtiger Execution aufzutragen, weil eine geſetzliche 
Vorſchrift fehlt, nach welcher dieſe Koſten ſchon jetzt, wo vom Obſiegen 
eines oder des anderen Theiles noch nicht die Rede ſein kann, zuzu⸗ 
ſprechen wären; weil A im Falle des Obſiegens im Haupfproceſſe 
den geſetzlichen Anſpruch auf Erſatz ſämmtlicher zweckmäßig aufgewen⸗ 
deter Koſten hat, wozu auch jene ſeiner Beweisführung gehören; weil 
ferner der begehrte Koſtenzuſpruch im Widerſpruche mit der Beſtim⸗ 
mung bed $. 24 des Geſetzes v. 16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69; 
weil enblih das Geſetz dem B die Mittel bietet, ven A, falls er 
ben Hauptproceß nicht anhängig machen follte, hiezu oder zum ewigen 
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Stillfhweigen dur die Aufforderungsklage zn zwingen, und dadurch 
feinen Anſpruch auf Erſatz der Koften zur Entſcheidung bringen fann. 
— Das O. L. ©. verfällte den A in den binnen 14 Tagen bei 
Erecution zu leiftenden Erfat der Koften des B, weil die Beweid- 
aufnahme auf Anjuhen des A und in feinem Imterefie ftattfand und 
verfelbe zum Erſatze der Koſten dieſes Incidentſtreites nah $. 401 
a. G. O. umfomehr zu verurtheilen ift, als nicht einmal mit Beſtimmt⸗ 
heit vorausgeſehen werden kann, ob es überhaupt zu einem Haupt⸗ 
proceſſe, in deſſen Entſcheidung der Ausſpruch über die Koſten der 
vorliegenden Beweisführung enthalten wäre, kommen wird. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
nur in dem Punkte der Koſten des Erſcheinens des B bei der Beweis- 
aufnahme. Gründe: Nah Inhalt des SKoftenverzeichnifjes beftehen 
bie Koften, deren Zahlung B anjpridht, theil® aus jenen, die fih auf 
deſſen Aeußerung über das Geſuch des A um Bewilligung der Be- 
weisaufnahme zum ewigen Gedächtniß, ſomit auf die meritorijche 
Trage beziehen, theils aus den mit der Intervention des B bei der 
Bemeisaufnahme verbundenen Koften. Der Erſatz ver erfteren kann 
dem A nicht auferlegt werben, weil ihm die Beweisaufnahme gegen 
ben Widerſpruch des B bewilligt wurde, folglih B in der Sache 
unterlegen ift (8. 24 des Gefeßes vom 16. Mai 1874, R. ©. BI. 
Nr. 69). Die Koften der Intervention des B bei der Beweisauf> 
nahme find ihm aber von A ohne weitere® zu erfegen, weil die Bes 
weisaufnahme auf Einfchreiten des A und in feinem Intereſſe flatt- 
fand, der Gegentheil zur Wahrung feiner Rechte dabei zu erſcheinen 
bemüßigt war und es ungewiß ift, ob ed zum SHauptproceß, i 
welchem auch dieſe Koftenfrage erörtert werden könnte, jemals fommen 
werde, daher ſchon dermalen darüber entjchieven werden muß. 


Nr. 7091, 

Gerichtsſtand des Vertrages: Beſtimmung des Zahlungsorts 
durch die Beſtimmung des Orts für die Ablieferung der 
Waare? 

Entſch. dv. 25. Juli 1878, Nr. 14556 (Beſt. des das Urth. 1 * G. der 
innern Stadt Wien v. 28. Juni 1877, Nr. Ya abänd. Urih. des O. L. ©. 
Bien v. 17. Oct. 1877, Nr. 1314). & . 3. 1879, Nr. 3. 

Der Frachtlohn für eine Partie Waaren, die laut Frachtbriefs 
dem Käufer B in Wien abzuliefern war und dort abgeliefert worben . 
iſt, wurde gegen ihn beim B. ©. der innern Stabt Wien eingellagt. 


B, der in Lemberg feinen Wohnftig Hat, erhob die Einwendung der 
Unzuftändigkeit des angerufenen Gerichtes. 
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In Uebereinſtimmung mit dem O. L. ©. hat der oberſte Ge⸗ 
richtshof der in erfter Inftanz abgewiefenen Incompetenzeinrebe ſtatt⸗ 
gegeben. Gründe: Nah Art. 406 H. ©. 2. wird der Empfänger 
durch Annahme des Gutes und Frachtbriefes allerdings verpflichtet, 
dem Frachtführer nad Maßgabe des Frachtbriefes Zahlung zu leiften; 
allein daraus, dag Wien im Frachtbrief ald der Ort der Ablieferung 
bezeichnet ift, darf, zur Begründung des dortigen forum solutignis, 
nit abgeleitet werben, daß Wien auch der Zahlungsort fei, weil. der 
8. 43 ver 9. N. zur Begründung bed Gerichtöftandes bes Vertrages 
fordert, daß der Ort, wo die Zahlung zu leiften if, im Vertrage 
ausdrücklich beſtimmt ſei, eine ſolche ausdrückliche Beſtimmung aber 
im Frachtbrief nicht enthalten iſt. Aber auch daraus läßt ſich der ©e- 
richtsſtand des Vertrages zu Gunften des Klägers nicht ableiten, daß 
nah 8. 43 der 3. N., wenn der Ort, wo eine Zahlung geleiftet oder 
eine andere Verbindlichkeit erfüllt werben fol, in dem Vertrage aus⸗ 
brüdlich beftimmt worden ift, „alle” Klagen in Beziehung auf diefen 
Vertrag, fie mögen auf deſſen Erfüllung, Aufhebung oder Entſchä⸗ 
bigung gerichtet fein, bei dem forum contractus angebracht werden 
können, weil diefe Anorbuung nur auf den zur Erfüllung ber be— 
treffenden Berbinplichkeit Verpflihteten Anwenbung hat, und in dem 
Frachtvertrag nur für die eine DVerbinplichkeit, nämlich für bie, das 
Frachtgut nah Wien zu liefern, der Ort der Erfüllung „ausdrücklich“ 
beftimmt worben ift. 


Nr. 7092. 


Grundbüderlihe Anmerkung der urtheilsmäßigen PVerbind- 
lichkeit eines Miteigenthümers zur Geftattung gewiffer 
Baulichkeiten. 

20 Morit 18 25. galt 1878, Nr. 8140 (Beit. des Deer. nes K. G. Brür bom 

533, ind. 


des Decr. ded O. L. G. Prag 
20. Mai 1878, Nr. 14793) ‚Im. 81. a Mr. "35. —*5 . d. Aatarlat 


Die B war als Miteigentyümerin der Therefienzehe bei Brür 
verurtheilt worden, den andern Miteigenthümern A und C die Anlage 
eines Hauptmaſchinenſchachtes ſammt den dazu gehörigen Förder⸗ und 

Waſſermaſchinen mit Pumpen und Baulichkeiten auf dem Therefien- 
geubenmog Nr. VII zu geftatten nnd ‚den vierten Theil der Koften, 
die fih aus der richtig geftellten Baurechnung ergeben werben, bei- 
zutragen, — gegen bem, daß ihr A und C für künftigen Schaben 
bis zur Höhe des ihr auferlegten Beitrages zu den Bauloſten Sicher⸗ 
heit leiſten. Auf Grund dieſes Urtheiles wurde den ‚genannten Kla⸗ 
gern in erſter Inſtanz bie Anmerkung ber darin ausgeſprochenan Ver⸗ 
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bindlichkeit der B bei dem für fie in dem Bergbuche eingetragenen 
Miteigenthume an der Therefienzeche bewilligt. — Bon dem O. L. ©. 
wurde das Anmerkungsgeſuch mit der Begründung abgemiefen, daß 
in dem Urtheile der B nur eine perfönliche und durch eine Gegen⸗ 
leiftung der Kläger, nämlich durch die Sicherftellung für künftigen 
Schaden, bedingte Pflicht auferlegt wurde, die bei dem Mangel des 
Nachweiſes dieſer Sicherftellung nicht als eriftent angefehen werden kann; 
daß außerdem auch die Vorausſetzungen fehlen, unter welchen nad) 
8.20 Grundb.G. eine bücherliche Anmerkung zuläffig if. — In 
dem von A und C überreichten Revifionsrecurfe wurbe ausgeführt, 
daß die urtheilsmäßige Verbindlichkeit der B der Ausfluß eines ding⸗ 
lichen Rechtsverhältniſſes, nämlich der zwiſchen ihr und den Klägern 
beſtehenden Eigenthumsgemeinſchaft an den Thereſienmaſſen ſei; daß 
ferner bei Feſthaltung der obergerichtlichen Anſicht die Kläger vor der 
Unmöglicleit ſtünden, die ihnen aus ihrem dinglichen Rechte erwachſene 
und dur das Urtheil zuerkannte Befugniß zur Errichtung der ‚neuen 
Förberanlage zu realifiren, da die B fi ihres Eigentyumes an dem 
Bergwerke nur zu entäußern brauche und die Kläger fo gezwungen 
würden, gegen den neuen Erwerber abermals einen langwierigen Proceß 
auf Geftattung diefer Förberanlage durchzuführen, deren Realifirung in 
gleicher Meife abermals vereitelt werden könnte; daß für die Ent- 
ſcheidung des vorliegenden Falles ſich eine ganz ausgezeichnete Analogie 
in dem Beſchluſſe des des oberſten Gerichtshofes vom 20. Auguſt 
1872, Nr. 8683, Spruchrepertorium Nr. 18 (Nr. 4690 ver Samm- 
fung) darbiete, womit die Anmerkung ber Klage des im Grundbuche 
eingetragenen Miteigenthümers einer Liegenfchaft auf Aufhebung des 
gemeinfchaftlihen Eigenthumes an ber Liegenfhaft und Geftattung 
des Verkaufes durch gerichtliche Yeilbietung für zuläffig erklärt wurde. 

In Erwägung, daß die gruntbüderlihe Anmerkung auch ven 
Schuß ermorbener Rechte bezielt, damit insbefonvere der Beklagte 
nad; überreichter Klage über den Streitgegenftand nicht eine dem Kläger 
nachtheilige Verfügung treffen könne; daß ferner 8. 20 Grunpb.-G. 
allgemein bie grundbücherliche Anmerkung zur Begründung beftimmter, 
nad dem Geſetze damit verknüpfter Rechtswirkungen für zuläffig er⸗ 
Hört, welde im vorliegenden Falle durch die Anmerkung des von ven 
Alägern erfochtenen Urtheils nach Analogie der Anmerkung der Hypo⸗ 
thekarklage infoferne begründet werben, als das bücherlich angementte 
Urtheil auch gegen den Befignachfolger der Bellagten wirkſam wird, 
während bei Verweigerung der Anmerkung die Execution bes Spradet 
durch Weiterverfäufe vereitelt werben könnte, hat ver oberfte 
richtohof dem Hevifionsrecurfe flattgegeben und bie erſtgerichtliche 
Entſcheidung reſtituirt. 
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Nr. 7093. | | 

Gefuh um Eoncurseröffnung wegen Berfolgtfeins mit Ere- 

eutionen: Sofortige Abweifung besjelben wegen Nicht- 
bejcheinigung bes Vollzugs der bewilligten Executionen. 


Entid. v. 25. yuli 1878, —* 8452 (Beft. der gleichförmigen Decr. „ae 
2. ©. Wien v. 3 . Mai 1 Nr. 32691 und des O. L. Wien 
28. Mai 1878, Ya 9528). Jur. BI. —8 Nr. 4. 

In dem von A gegen feinen Schuldner B angebrachten Geſuche 
um die Concurseröffnung ($. 63 C. DO.) hat er den Umftand, daß 
B mit Erecutionen verfolgt ift, mit zwei gerichtlichen Befcheiden be⸗ 
ſcheinigt, wodurch andern Gläubigern des B die Mobilienpfändung 
Beioilligt worden war. 

Das Gefuh wurde in allen Inftanzen a limine abgewiefen, 
weil A mit den vorgebradhten Bejheiden nur die Bewilligung der 
Mobilienpfändung nit aud den Vollzug derfelben, daher das Ber- 
folgtfein des B mit Erecutionen nicht dargethan hat. 


— 


Nr. 7094. 


uUnzuläſſigkeit der bücherlichen Anmerkung einer Klage auf 
Erfüllung eines über Liegenſchaften geſchloſſenen Kauf- 
vertrages. 


Entſch. v. 30. Juli a Nr. 8010 (Bet. ded dad Se ded B. G. Nen- 
gedein v. 19. März 1878, Nr. 1868, abünd. Dect. de8 O. L. G. P Prag vom 
20. Mai 1878, Mr 14104). Zeitfchr. f. d. Notariat 1879, Nr. 3 


Die Klage der Eheleute A wider die Eheleute B peto. Er- 
füllung eines Immobilienlaufes wurde auf Begehren der Kläger 
grundbücherlih in der Faſſung angemerkt, daß die A gegen bie B 
eine Klage auf Einhaltung des Vertrages über den Kauf der Grund⸗ 
flüde Nr. .„ . . überreicht haben, und daß fomit das Eigenthum dieſer 
Grundſtücke ftreitig if. — Bon dem O. 8. ©. wurde die Klage 
anmerkung in der Erwägung verweigert, daß das von den Eheleuten 
A eingeflagte Recht auf die erwähnten Grundſtücke nicht aus dem 
Grunde der Erfigung, fondern aus dem Grunde eines angeblich mit den 
Eheleuten B gefchloffenen Kaufvertrages, deſſen Erfüllung die Kläger 
begehren, in Anſpruch genommen wird, mithin die Bedingung nicht vor⸗ 
handen iſt, unter welcher nach 8. 70 Grundb.G. die bücherliche An⸗ 
merkung der Klage bewilligt werden kann; daß ferner die Giltigkeit 
der Eintragung, wodurch die Eheleute B zu dent bücherlichen Befite 
ber erwähnten Grundftüde gelangten, nicht beftritten wird, vielmehr 
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die Klage nur auf die Erfüllung einer perſönlichen Verpflichtung, 
nämlich auf die Erfüllung des Vertrags und Ausfertigung der Ber- 
tragsurfunde, gerichtet ift, und daß die Kläger, felbft wenn fie den 
Proceß gewinnen, nur den Titel zur Ermerbung jener Grunpftüde 
erlangen. — Die Kläger ergriffen den Kevifionsrecurs, der die nach⸗ 
ſtehenden Ausführungen enthält: Unter den im $ 20 b des Grundb.⸗G. 
demonſtrativ angegebenen Fällen der grundbücherlichen Anmerkung kommt 
"and; die Anmerkung eines anhängigen Streites vor. Die Anmerkun 

eines anhängigen Streites ift auch dann zuläfjig, wenn es ſich nicht u 

" die Fälle der SS. 69 und 70 des Grundb.-©. handelt. Wenn der $. 70 
von der Streitanmerkung in bem Falle fpricht, wo es fi um Erwerbung 
des Eigenthumes durd Erfigung handelt, fo ift das die Beftimmung eines 
fingnlären Falles, und e8 wollte der Geſetzgeber damit ausdrücken, 
daß auch in diefem Falle die bücdjerlihe Anmerkung nicht ausge: 
ſchlofſen ift. Die Billigkeit fpricht dafür, daß dem vorliegenden An⸗ 
merkungsgeſuche ftattgegeben ‘werde, weil fonft für die Necutrenten 
“ihr etwaiges Obfiegen im Proceß werthlo8 wäre, wenn die Beklagten 
mittlerweile ver Grundſtücke ſich entäußert haben. Auch bei dem Streite 
um Anerkennung der Erfigung erlangt der obflegende Kläger nur 
einen Zitel zum Eigenthume, und doch geftattet das Geſetz in dieſem 
Falle die bücherlihe Anmerkung des Streites. 

Der oberfte Gerichtshof hat den Revifionsrecurd verworfen mit 
Berweifung auf die vorftehende Begründung des DO. 2. ©. und mit 
dem Beifate, daß die nad $. 20 Grundb.⸗G. zuläffige Anmerkung 
der unhängig gemachten Streitfache Die Beftreitung der Eintragung des 
binglichen Rechtes, bei welchem die Anmerkung ber Streitanhängigkeit 
begehrt wird, zur Vorausſetzung hat, wie ſich Died aus den davon 
handelnden Beftimmungen ber 88. 61—70 Grundb.⸗G. ergibt, dieſe 
Borausfegung aber hier, wo mit der Klage die Erfüllung des Kauf- 
vertrage® gefordert wird, abgeht, und daß bie fpecielle Anordnung 
des 8. 70 des Grundb.⸗G. auf andere Fälle der Erwerbung des 
Eigenthumes einer grundbücherlich eingetragenen Liegenſchaft nicht aus- 
gebehnt werden kann. 


Nr. 7095. 
Meiftgebotsvertheilung: Wahrung des Vorrechts älterer 
Steuerrüdftände durch Intabulation des executiven Pfand- 
rechtes. 


Eutſch. v. 30. Inli 1878, Nr. 8582 (Veit. des Decr. des B. ©. Ziſtersdorf 
-». 25. März 1878, Nr. 2678, Abänd. ded Decr. des D. 2.G. Wien vom 
21. Mai 1878, Nr. 8328). ©. 3. 1879, Nir. 87. 

Zur Bertheilung des Kauffchillings für eine am 20. December 
1877 im Erecutionswege verfteigerte Liegenſchaft inſinuirte das Steuer- 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 25 


— 356 — 


amt die von den Jahren 1873 und 1874 ausftehende Grundftener, 
für welde im April 1875 das erecutive Pfandrecht auf der Realität 
einverleibt worden war, mit dem Begehren um Befriedigung ver bes 
fagten Stenerforderung vor allen Pfanpgläubigern. — Diejes in erfter 
Inſtanz bewilligte Begehren wurde von dem O. 2. ©., da es ſich 
um länger als drei Jahre aushaftende Steuerrüdftände Banbelte, mit 
Bezunahme auf die Hofvecrete vom 16. September 1825, Nr. 2132, 
4. November 1831, Nr. 2533 und 14, Februar 1840, Nr, 409 
ver J. G. ©. abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber erften 
Inſtanz. Gründe: Indem die Steuerbehörde im April 1875 für 
die Orundftenerrüdftände der Jahre 1873 und 1874 die Intabulation 
des executiven Pfandrechts bei dem ftenerbaren Öute erwirkte, hat fie 
das Privilegium derjelben, vor allen Hypothelarforberungen befriedigt 
zu werben, noch vor Ablauf der drei Jahre, auf melde dieſes Vor⸗ 
zugsrecht gefetlich beſchränkt ift, geltend gemadt und dadurch befien 
(Triennal) Verjährung unterbrochen, bie erft im April 1875 vom 
Neuen zu laufen begann, mithin zur Zeit des im Jahre 1877 voll- 
zogenen Zwangsverlaufes der Realität noch nicht vollendet war. 


Nr. 7096. 
- Paternitätöproceß: Unzuläffigkeit ver Auftragung des Haupt⸗ 
eides über den gepflogenen Beifchlaf an den Exben. 
. 31. Juli 1878, Nr. 1252 (8 er lei ven en a Uri. bed 
vs G. Benni mil 18. Künner 1877, le und % Ö 
Juni 1877, Nr. 4157). — u 78, 2 is, 

In em Paternitätsproceffe des Bormundes und der unehelichen 
Mutter der A gegen den Erben des B beferirten die Kläger den an 
bie Mutter des Kindes zurüdjchiebbaren Haupteiv über die Thatfache 
bes von B während ber kritifhen Zeit mit ihr gepflogenen Beifchlafs. 
— Beide Untergericäte erkannten gegen das Klagebegehren wegeu 
Unzuläffigfeit dieſes Beweismittel, nad dem Orundfage, daß der 
Haupteid über Thatfachen, von welden die Gegenpartei, wie im vor 
liegenden Falle der Bellagte, keine Kenntniß haben kann, verfelben 
nicht aufgetragen werben könne. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die a. o. Revifionsbefchwerbe 
der Kläger, weil in ben untergerichtlichen Entfheidungen nad deren 
Begründung eine offenbare Ungerechtigkeit, die nah Hofber. vom 
15. Februar 1833, 9. ©. ©. Nr. 2593, bie Abänderung berfelben 
zu rechtfertigen vermödht:. nicht wahrgenommen werben Tann. 





r 
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Nr. 7097. 


Letztwillige Einräumung des Fruchtgenuſſes an einer Quote 

des Nachlaſſes: Berechtigung des Fruchtnießers zur Bewoh⸗ 

nung des entjprechenden Theils einer Nachlaßrealität? Theil- 
barkeit des Rechts der Fruchtnießung. 


Entiß. v 31. Juli 1878, Nr. 3358 (BEN: des Urth. des B. ©. Wieliczte 
28 Juli 1877, Nr. 2437, ani änd. Urth. des DO. 2. ©. Krakan vom 
24. Oct. 1877, Kr. 12550). ©. 2. 18%. Nr. 81. Zur. 8. 1879, Nr. 12. 

Die M, zu einem Drittel Diteigenthümerin des Haufes X, 
hatte in demſelben gemeinfchaftlih mit ihrem Manne B eine Woh- 
nung. Nah ihrem Tode erbten A und C, die Eigenthümer der beiden 
andern Hausprittel, die Hälfte des Hausantheil8 der M und D die 
andere Hälfte, jo daß A und C die Herren von °/,, D Eigenthüimer 
von 1/, des Haufes war. Dem B wurbe in ber Erbeinantwortungs- 
urkunde der lebenslange Fruchtgenuß von einem Biertel des Nachlaſſes 
der M, fomit von 1/,, des Haufes zugewiefen. — Nun belangten 
A und C ben B, welder ſeit dem Tode ber M in der Wohnung ver- 
blieben war, auf Räumung der Wohnung. B wendete ein, daß bie 
Wohnung nicht mehr als 1/,, des Haufes einnehme, mithin, da ihm 
ber Sruchtgenuß an ?/. des Haufes auf Lebenszeit zufteht, ihm das 
Recht der Benugung diefer Wohnung zukomme. — Das ©ericht erfter 

Inſtanz erkannte auf Abmweifung, das O. 2. ©. auf BZulaffung des 

Klagebegehrens. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der erſten Inſtanz. 
Gründe: Die Kläger behaupteten, daß, nachdem ſie als Beſitzer 
von 5/, des Hauſes die Mehrheit ver Miteigenthümer darſtellen, ihnen 
das Recht zur Verwaltung des Hauſes zukommt und ſie daher ver- 
langen können, daß B, ver für bie Benügung der Wohnung feinen 
Miethzins zahlt, die Wohnung räume. Da jedoch zwifchen ven Klägern 
und dem B ein Nechtöverhältniß nicht befteht, aus welchem B vers 
pflichtet wäre, die Wohnung zu räumen und ben Klägern zu über- 
geben, jo müßten bie Kläger nachweifen, daß B auf eine rechtswidrige 
Art in den Beſitz der Wohnung gekommen ift und daß ihm ein Recht 
zum Beſitze und zur Benützung nicht zufteht. Diefer Beweis wurde 
nicht erbracht, vielmehr nacdhgewiefen, daß B die Wohnung feit dem 
Jahre 1844 mit der M, welder ald Miteigenthümerin des Haufes 
der Beſitz und bie Verwaltung der gemeinfhaftlihen Sache mit den 
andern Theilhabern zulam ($. 833 a. b. ©. B.), fraft des der M 
zuftebenden Miteigenthumsrechtes auf eine rechtmaͤßige und edjte Art 
befefjen und benütt und feit dem im Jahre 1856 erfolgten Tode ber 
‚Mdie Benützung der Wohnung in Folge des ihm an '/,, des Haufes 
zuftebenden Fruchtgenuffes fortgefegt hat. Weiters machten die Kläger 
geltend, daß dem B als Fruchtnießer von '/,. des Hauſes das Recht 
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der Benutung der Wohnung deshalb nicht zufteht, weil die Realität 
untheilbar ift, /,, derfelben nicht ausgejhieden werben, daher B ben 
ihm gebührenden Fruchtgenuß nicht in natura beziehen, fondern nur 
1) g der reinen Einkünfte der Realität anfprehen kann. Allein biefe 
Behauptung ift nicht gegründet, weil nad $. 509 a. b. ©. 8. die 
Fruchtnießung das Recht ift, eine fremde Sache mit Schonung ber 
Subftanz ohne alle Einfchränlung zu genießen und daher dem B das 
Recht nicht abgefprohen werben Tann, ven ihm gebührenden Frucht⸗ 
genuß von !/,, der Realität dur Benügung der Wohnung auszuüben. 


Nr. 7098. 
Befisftörungsprocef: Berüdfichtigung der 3Otägigen Friſt 
von Amtöwegen. “ 
Eutſch. v. 31. Inli 1878, Nr. 8413 (Beft. der gleihförmigen Decr. des 
B. G. Horn v. 17. April 1878, Nr. 1619 und des O. L. 6. Wien vom 
29. Mai 1878, Nr. 8410. 6.3. 1870, N. 

Bei der über die Befigftörungsllage des A gegen B gepflogenen 
Verhandlung zeigte fi), daß Die ex tempore scientiae berechnete Klagefrift 
von 30 Tagen (8.2 der faif. Beroron. v. 27. Det. 1849, R. ©. Bl. 
Nr. 12) zur Zeit der Klageanftellung verftrihen war, — Ohne daß 
die Beklagte die Verfpätung zum Gegenftande einer Einwendung ges 
madt hätte, wurde von beiden Untergerichten die Klage als verfpätet 
ab» und A auf den ordentlichen Rechtsweg gewiejen, weil in biefem 
Falle das Gericht auf die Anwendung des in ver cit. Geſetzesſtelle 
vorgejchriebenen Verfahrens von Amtöwegen zu fehen babe. 

Der oberfte Gerihtshof verwarf den a. o. Revifionsrecurd des 
Klägers, weil in den durch die Vorfchrift des 8. 2 der kaiſerl. Ber 
‚ordnung vom 27. October 1849, R. ©. Bl. Nr. 12, wonach ber 
angeblich geftörte Befiger im Yalle der nad Berlauf von 30 Tagen 
nah erlangter Wiſſenſchaft der Störung eingebrachten Beſitzſtörungs⸗ 
klage zur orbentlichen Beſitzklage im Rechtswege zu verweifen ift, ge 
rechtfertigten, gleichlautenden unterrichterlihen Erkenntniſſen eine Nic 
tigkeit oder offenbare Ungerechtigkeit nicht zu erkennen ift. 


Nr. 7099, 
Proviforifche Verhängung der Euratel wegen Verſchwendung 
gegen im Inlande wohnhafte Ausländer (Ungarn), 
Eutſch. v. 31. Juli 1878, Nr. 8586. ©. 3. 1878, Nr. 95. G. H. 1879, &. 2% 


Auf das Geſuch der Angehörigen des A und feiner Ehefrau B 
verhängte das L. ©. Wien Über die genannten, in Wien wohnhaften 
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Eheleute die Euratel wegen Verſchwendung (8. 34 a. b. G. 8. und 
8. 83 ber I. N.), obgleich in dem Gefuhe A und B als ungarifche 
Staatsangehörige bezeichnet worden waren. 

Die Sache kam zum oberftien Gerichtshofe, weldher in Erwä⸗ 
gung, daß ber für die Beurtheilung ver perſönlichen Fähigkeit ver 
Fremden zu Rechtsgefhäften im $. 34 a. 6. ©. 3. aufgeftellte Grund⸗ 
ſatz in ſich fließt, daß auch in. dem Yalle, wenn e8 ſich darum han- 
belt, die perfönliche Rechtsfähigkeit eines Yrempen aufzuheben oder zu 
befhränten, die Bedingungen und Borausfegungen einer ſolchen Ber- 
fügung nad) dem Geſetze des Landes, weldem ber Fremde angehört, 
zu beurtheilen find; daß, wenn A und beffen Gattin dem ungarifchen 
Staatöverbande angehören, viefelben dieſe Staatsangehörigkeit durch 
den in Wien genommenen Wohnfig nicht verloren haben; daß dieſer 
Wohnfig, im Sinne der für den analogen Fall der Vormundſchafts⸗ 
beftellung für im öfterreihifchen Staate befindliche minderjährige Kinder 
eines Ausländers im 8. 183 des faiferl. Patentes vom 9. Auguft 1854, 
R. ©. Bl. Nr. 208, gegebenen Beftimmungen, das L. ©, in Wien 
allerdings berechtigte, die Verhängung der Euratel über A und feine 
Gattin wegen Verſchwendung als proviforifhe Verfügung zu bes 
ſchließen und ind Werk zu fegen, daß aber mit biefer Verfügung bie 
Ingerenz des zuftändigen Gerichtes des Landes, welchem A und feine 
Sattin angehören, und die dem letztern Gerichte zuftehenve Beurthei- 
Inng, ob die Borausfegungen und Bedingungen zur Verhängung ber 
Euratel nad den Landesgefegen vorhanden und in welcher Weife, in 
welhem Umfange und mit welden Wirkungen nad diefen Gefegen 
die Bejhränfung ber Eigenberedhtigung der genannten Perſonen durch⸗ 
zuführen jei, keineswegs ausgefchloffen werden Fonnte, — dem L. ©. 
Wien auftrug, daß es, foferne zur zweifellofen Conftatirung ber uns 
garifhen Staatsangehörigfeit der Eheleute A und B etwa noch weitere 
Erhebungen für nothwendig befunden werben follten, dieſe im geeig- 
neten Wege pflege, fohin aber, wenn beren ungarifhe Staatsange- 
börigleit außer Zweifel ſteht, die erfolgte Verhängung der uratel 
ber zuſtändigen ungariſchen Gerichtsbehörde befannt gebe und ber» 
jelben, falls fie die Zuftändigfeit zur weiteren Amtshandlung in An⸗ 
fpruh nimmt und nicht etwa aus Gründen der Zweckmäßigleit eine 
Delegation in Antrag gebracht und erwirkt würde, bie weitere Behand⸗ 
lung diefer Angelegenheit überlaffe. | 
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Nr. 7100. 


Competenz der Ausfhüffe der Advocatenkammern zur 
Enthebung des beftellten Armenvertreters, 


u, v. 31. Juli 1878, Nr. 8627 (Aufpeb. des den aelhluß deö Aude 
I9n eö der böhm. Advocatenlammer v. i4. Mai 1878, Nr. 1153, eb. 
er. des O. L. ©. Prag v. 1. Juli 1878, Nr. 18367). ©. 3. 1878, ©. 492. 

Den Beſcheid des Ausſchuſſes der böhm. Anvocatenfammer, 
mit welchem das Geſuch des. Advocaten A um Enthebung von einer 
ihm übertragenen unentgeltlihen Barteivertretung abgemwiefen wurde, 
bat das O. L. ©. in Folge des Recurſes des A wegen Incompetenz 
des Rammerausfehufies aufgehoben und die Verweiſung des A an das 
zuftändige Gericht verorbnet, weil der $. 19 der früheren. Advoc.⸗ 
Ordn. vom 16. Auguft 1849, R. ©. BI. Nr. 364, welder bie 
Eutſcheidung über das Anfuchen eines Advocaten um Enthebung von 
einer unentgeltlichen Vertretung dem Gerichte zuwies, durch Die gel- 
tende AdvocOrdn. vom 6. Yuli 1868, R. ©. B. Nr. 96, nidt 
berührt worden ift, indem die lettere Feine Beftimmung darüber ents 
hält, wen die Entſcheidung über das Begehren eined Advocaten um 
Enthebung von einer unentgeltlihen Vertretung zufteht, während dieſe 
Frage in der Advoc⸗Ordn. vom 16. Auguft 1849 gelöft erfcheint, 
deren Beflimmungen nad Art. II des Einführungsgefetes zur Advoc.⸗ 
Ordn. vom 6. Yuli 1868 durch dieſes Gefeg nur infomweit aufge 
hoben find, als fie mit den Beflimmungen des lettern nit im Ein- 
Hange ftehen. 

Bon dem oberften Gerichtshofe wurde die obergerichtliche Verord⸗ 
nung aufgehoben und dem O. L. ©. die Entfheidung über den 
Appellationsrecurs des A mit Abftanpnahme von dem Abweifungs- 
grunde ber Unzuftändigleit des Ausjchuffes der Prager Advocaten⸗ 
fommer aufgetragen. Gründe: Das Zurüdgreifen auf ven 8. 19 
ber früheren proviforifhen Aoooc.-Oron. vom 16. Auguſt 1849, 
R. ©. BI. Nr. 364, ift bier ungerechtfertigt, weil diefelbe durch den 
Urt. II des Einführungsgefeges zu der neuen Advoc.Ordn. vom 
6. Juli 1868, aufgehoben worden ift, und weil mit Rüdfiht auf 
Alines 3 des 8. 16 der neuen Advocatenordnung, wonach fon bie 
Bewilligung eines unentgeltlihen Vertreters dem Ausſchuſſe der Advo⸗ 
catenfammer zugewieſen wurbe, nad der Natur der Sade und nad 
bem Geiſte der neuen Advocatenordnung nicht gezweifelt werben Tann, 
daß berfelbe Advocatenkammerausſchuß, welcher in einem gegebenen 
Valle einen unentgeltlihen Vertreter bewilligt hat, auch zur Entſchei⸗ 
dung über das von dem lettern eingebrachte Geſuch um Enthebung 
von ber ihm übertragenen unentgeltlihen Bertretung berufen ift. 
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Ne. 7101. 


Mebergabe von Sachen mit dem Auftrage, diefelben nach 

dem Tode des kranken Gebers einem Dritten als Geſchenk 

zu übergeben und mit dem Borbehalt der Rüdnahme der 

Saden im alle der Genefung: Schenkung auf den Todes- 
fall? Schenkung inter vivos ? 


Eutih. o v. 6. Auguft 1878, Nr. 1175 (Beft. deö Urth. ded B. G. Gmunden 

24. Dat 1877, Nr. 2111, Abänd. des Urt). des O. 2. ©. Wien vom 

6. Hop. 1877, Kr. 15752). Jur. BI. 1878, Nr. 30. 

Die Klage der Eheleute A, als Erben der M, gegen bie B 
enthielt da8 Begehren um Berurtheilung ver Beklagten zur Heraus⸗ 
gabe bes von ihr auf zwei Sparcafjebüchel der M eincaffirten Geldes‘ 
im Betrage von 2186 fl. Die B vertheibigte fih mit ber Einwen- 
dung, daß fie das Eigenthum der Sparcaſſebüchel erworben habe, und 
trug biefür den Beweis durch die Zeuginnen C, D und E an. — 
Nah Aufnahme dieſes Beweiſes erfannte das Gericht erfter Inſtanz 
gegen das Klagebegehren. — Das D. L. ©. verurtheilte die B zur 
Zahlung der eingeflagten 2186 fl. aus den nachſtehenden, das Be⸗ 
weisergebnig enthaltenden Gründen: Nah der übereinftimmenden 
Ausſage der drei Zeuginnen bat die am 22. Yänner 1876 verftors 
bene M zu Allerheiligen 1875 der C in Gegenwart der beiden ans 
deren BZeuginnen D und E bie in der Klage angegebenen Sparaaſſe⸗ 
bühel mit dem Auftrage übergeben, daß fie biefelben nad ihrem 
(der M) Tode der B übergeben fol, damit dieſe ihr nichts Schlechtes 
nachreden könne, und weil ihr die Eheleute A nicht die Betreuung 
angebeihen ließen, melde ihr zugehöre. Die Zeugin C gab insbefon- 
dere noch an, daß die M erklärt habe, die Sparcafjebüdjel der B zu 
ſchenken. Unbeftritten ift, daß die C diefe Sparcafjebüchel nach dem 
Tode der M der B als ein Geſchenk der M übergeben, daß bie B 
fie angenommen und im Yebruar 1876 die 2186 fl. betragenvde Ein- 
lage eingehoben hat. Wie ſchon von dem Gerichte erfter Inftanz aus⸗ 
geführt worden ift, kann die Schenkung der M weder als ein Ver⸗ 
mächtniß wegen Mangels ver gefeglihen Förmlichkeiten (Zeugen 
unfähigfeit der Frauen für Iegtwillige Anorbnungen 8. 591 a. b. 
G. B.), noch als eine Schenkung auf den Tobesfall gelten, für 
welche die VBorausfegungen des 8. 956 a. b. ©. B. (Berziht auf 
ben Widerruf und Schriftlichkeit) fehlen. Dagegen fin alle Momente 
vorhanden, welche die Annahme rechtfertigen, daß das Eigenthum der 
Sparcafjebühel auf Grund eines Schentungsvertrages unter Lebenden 
auf die B übertragen wurde, ba die M das Object der Schenkung 
mit der mündlichen Erklärung, dasſelbe ver B zu überlaflen, der C 
übergeben hat und die Annahme des geſchenkten Gegenftandes von Seite 
der Bejchenkten durch die Vermittlung der C erfolgt ifl. Der Umftand, 
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daß die B nicht perſönlich der M die Annahme der Schenkung erklärt, 
das Gefchenkte nicht unmittelbar von ihr in Empfang genommen und 
daß die M nidht den ausprüdlichen Auftrag gegeben hat, von ihrer 
Berfügung über die Sparcaffebüchel ſogleich die B zu verftändigen, ift 
ganz gleihgiltig, weil die C, um das Geſchenk im Namen der B mit 
voller Rechtswirkung für diefelbe annehmen zu können, bierzu nicht 
einer Vollmacht der Letztern bedurfte (SS. 1035 und 1037 a. 6. G. B.), 
welde durch die Annahme der Sparcafjeblühel aus den Händen der C 
das von der C für fie beforgte Geſchäft genehmigt hat, und weil pie 
C die Sparcafjebüchel ale Bevollmädtigte und im Auftrage ver Ge⸗ 
fchenkgeberin der B übergeben hat. Es Iiegt nit vor, daß die M 
ausprüdlich verboten hätte, die B fogleih von der Schenkung zu ver- 
ftändigen, und nah 8. 1019 a. b. ©. B. erlangt in dem Falle, 
wenn der Machthaber den Auftrag einem Dritten einen Vortheil zu⸗ 
zuwenden, erhalten und angenommen bat, ver Dritte, fobald er von 
dem Machtgeber oder Machthaber davon benadridhtigt worden ift, 
das Klagerecht gegen den Machtgeber und Machthaber. Durd die 
Uebergabe der Sparcafjebüdhel ift die Schenkung vollzogen, und durch 
bie Erklärung der Geſchenkgeberin, daß die C nad ihrem Tode fie 
der B übergeben fol, an eine Bedingung gefnüpft worden, deren Bei⸗ 
fegung das Geſetz geftattet, da nah $. 946 a. 6. ©. B. nur der 
willtürlihe Widerruf einer Schenkung ausgeſchloſſen ift. Wenn übri- 
gend die M, wie die Zeugin E angibt, gefagt bat, daß fie fich die 
Büchel, falls fie gefund werben follte, wieder, holen werde, jo lag 
bei dem Umſtande, daß die Gefchenkgeberin die Sparcafjebüdel fofort 
übergeben und dadurch deutlich zu erkennen gegeben hat, daß viefelben 
in das Eigenthum der Beſchenkten übergehen füllen, in jener Aeußerung 
bie Beifegung einer NRefolutivbedingung, die aber mit dem Tode 
der Geſchenkgeberin weggefallen if. Angefichts der Umftände, unter 
weldhen nad den Zeugenausfagen vie Mebergabe und Uebernahme ber 
Sparcafjebüchel gefhehen und ein Schenkungsvertrag unter Lebenden 
zu Stande gelommen ift, ift e8 auch bebeutungslos, wenn bie M nit 
ausdrücklich erflärt hat, daß fie auf das Verfügungsrecht über die 
Büchel zu Gunſten der B verzichte. Sind nun die Sparcaffehüdhel 
auf Grund eines Schenlungsvertraged in den Befig der Beklagten 
gekommen, fo fteht den Klägern al8 Erben ver Gejchenfgeberin aud) 
fein Recht zu, die Verfügung der Legteren zu widerrufen, fie haben 
biefelbe vielmehr anzuerkennen und mußten daher mit ihrem Klage⸗ 
begehren abgewiefen werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erfigerichtliche Urtheil. 
Gründe: Durch die im Wefentlihen übereinfliimmenden Ausfagen 
ber drei Zeuginnen ift erwiefen, daß die M der C die zwei Spar: 
cafjebüchel mit dem Auftrage übergab, diefelben nach ihrem Tode der 
B zu behändigen, bamit diefe ihr nichts Schlechtes nachreden könne, 
weil ihr die Eheleute A nicht die Betreuung angeveihen ließen, weldye 


ihr zugehöre, — und es wurde nicht befiritten, daß die C in ber 
That nach dem Tode der M die Sparcaſſebüchel als ein Gefchenf der 
Leteren der B übergeben, daß diefe biefelben angenommen und darauf 
2186 fl. behoben hat. Daß hiermit feine giltige Schenkung auf den 
Todesfall zu Gunſten ver B zu Stande gefommen if, wurde ſchon 
von ben Untergerichten ausgeſprochen. Allein es kann aud nicht das 
Dafein einer rechtswirkſam unter Lebenden erfolgten Schenkung an- 
genommen werden. Denn in Vebereinftimmung mit der Ausfage der 
Zeugin E hat die B felbft zugeflanden, daß die M, als fie die Spar- 
caſſebüchel der C übergab, ausprüdlich erklärte, daß fie fih, falls fie 
geſund werben follte, dieſe Sparcaffebüchel wieder holen werde. 
Hieraus erhellet zweifellos, daß die M gar nicht die Abſicht hatte, 
bei ihren Lebzeiten das Eigenthum verfelben auf die B unwiderruflich 
zu übertragen, fondern baß fie ſich vielmehr das Eigenthum bis zu ihrem 
Ableben vorbehielt. Es fehlt daher, felbft wenn der von der zweiten 
Inſtanz geltend gemadte $. 1019 a. 6. ©. B. überhaupt hier An- 
wendung fände, das ber donatio inter vivos wefentlide Moment, daß 
die M noch bei Lebzeiten das Eigentbum der Sparcaffebüdel aufge 
geben und der B überlafien hat. Die von ver B gegen das Klage- 
begehren erhobene Einwendung ift demnach nicht begründet und das 
erftrichterliche Urtheil gerechtfertigt. 


Kr. 7102. 


Unzuläffigfeit der Eidesdelation an den Yiscus im Erjein- 
dirungsproceß. 


aid v. 6. Auguit 1878, Nr. 4763 (Abänd. der gleihfürmigen Urth. 
ded B. G. Großenzerödorf dv. 27. Sept. 1877, Yir. 3512 und dei O. L. ©. 
Wien v. 12. Febrnar 1870, Nr. 20867). ©. 3. 1879, Nr. 70. 
Gegen C wurde von der Bezirfshauptmannfchaft in B wegen 
rüdftändiger Steuern die Execution auf das Haus des C in folge 
amtlichen Einfchreitens des Steuerinfpector® in B eingeleitet. Im 
Zuge der Erecution trat die A gegen das von der Finanzprocuratur 
vertretene Steueramt zu B mit der Erfeindirungsflage auf. — Beide 
Untergerihte erfannten auf den von der A referibel aufgetragenen, 
von dem Stenerinfpector in B zu fhwörenden Haupteid: Es fer feines 
Willens und Erinnerns nicht wahr, daß die Klägerin das fireitige 
Haus theild aus ihr eigenthämlich zugehörigem Materiale, theils von 
ihrem eigenen Gelde erbaut babe und daß fie ed auch gegenwärtig 
als ihre ausjchlieglihes Eigenthum benütze. 

Auf die a. 0. Revifionsbefchwerde ver Finanzprocuratur erkannte 
der oberfte Gerichtshof mit Ausſchluß des Haupteives auf unbebingte 
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Abweifung des Klagebegehrens. Gründe: Der Haupteid, von welchem 
bie Untergerichte die Entſcheidung abhängig machten, muß als unzu⸗ 
läſſig und ungeeignet bezeichnet werden. Es geht nidht an, dem ere- 
eutionführenden Fiscus unter den gegebenen Berhältniffen obneweiters 
den Steuerinfpector zu B als Vertretungsleifter zur Ablegung oder 
Zurückſchiebung eines Parteteneives über das obige Beweisthema auf: 
zundthigen. In ber Klage war für diefe Wahl fein Grund angeführt 
und vie Stellung des Steuerinfpectors bringt es keineswegs mit fich, 
von dem Umftande, mit weſſen Materiale und Gelde im Umtreife 
des fteneramtlihen Gebietes gebaut werde, zumal mit Verantwortlich. 
feit für das Steuerärar, von vorneherein Kenntniß zu nehmen, oder 
hinterher Nachforfhungen zur Gewinnung einer bezüglichen perfün- 
lichen Weberzeugung anzuftellen. Dem Fiscus felbft aber als einer 
juriftifhen Perfon konnte offenbar der Haupteid nicht aufgetragen 
werben. Es kann nah Geſtalt der Dinge möglicher Weife in einem 
gegen den Fiscus angeftrengten Nechtsftreite für den Kläger ber 
Fall ver Zuläffigfeit einer Haupteidauftragung eintreten, wobei nicht 
ber Vertreter des Fiscus, fondern der Kläger die phyſiſche Perfon 
des Delaten namhaft zu machen hat; dies feßt aber immer voraus, 
daß die eivauftragende Partei auch in der Lage fei, eine Perjon nam⸗ 
baft zu madyen, und wirflih namhaft made, welde vermöge ihres 
Berhältnifies zum Fiscus, zum Procefje und zum Eidesthema auch in 
der Stellung fidy befindet, hierüber einen Parteieneid für den Fiscus 
als Bertretungsleifter oder dergleichen nad freier Wahl annehmen 
oder nicht annehmen und beziehungsweife zurüdichieben zu können, 
was nad dem Vorausgeſchickten hier offenbar nicht der Fall ift. (Folgen 
die Gründe, aus welden bei der Abftanpnahme von diefem Eibe dem 
Klagebegehren nicht ftattgegeben werben Tann.) 


Nr. 7103. 

Berpflichtungsfähigkeit eines zwanzigjährigen Minderjährigen, 
dem bie jelbitftändige Bewirtbichaftung eines Bauerngutes 
überlaffen wurde ? 

Entie, v. 6. Auguft 1878, Nr. 8946 (Beit. ded dad Deere. ded K. ©. 

enberg v. 28. Mai 1878, Nr. 6120, abänd. Deer. ded O. 8. ©. Prag 

v. 17. Juni 1878, Nr. 17080). ©. 3. 1879, Nr. 95. 

Nachdem A gegen den minderjährigen B, welcher feit feinem 

20. Lebensjahr das ihm von feinem Vater hinterlafiene bäuerliche 
Anweſen jelbftftändig bewirtbfchaftet, auf Grund eines ein Jahr nachher 
von B ausgeftellten Wechſels per 105 fl. den Zahlungsauftrag und 
die Mobilienpfändung erwirkt hatte, begehrte B's Vormund, mit Ber 
rufung auf die Minverjährigfeit desfelben vie Aufhebung des Zahlungs⸗ 
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befehles und des Executionsbeſcheides. — In erfter Inſtanz wurde dieſes 
Geſuch zurüdgewiefen, weil dem B die ſelbſtſtändige Führung der 
Bauernwirthfchaft überlaffen wurbe, die eingegangene Wechſelſchuld im 
Zufammenhange mit der Gründung feines Hauswefens fteht, und 
B fi daher nad $. 246 a. 5. G. 3. durch Abſchluß des Wechſel⸗ 
vertrages verpflichten fonntee — Das O. % G. erklärte den Zah: 
lIungsauftrag und Executionsbeſcheid für rechtsunwirkſam, weil nad) 
dem Hofer. v. 28. October 1829, 9. G. ©. Nr. 2437, die Bor- 
fohrift des $. 252 a. b. © B., daß ein Minberjähriger, dem bie 
Betreibung eined Gewerbes von "der Behörde geftattet wird, dadurch 
für volljährig erflärt wird, nicht auf den Betrieb einer Wirlhſchafl 
auszudehnen iſt. — A ergriff den Reviſionsrecurs, worin er 
geltend machte, daß die Ueberlaſſung des ſelbſtſtändigen Betriebes der 
Bauernwirthſchaft an einen Minderjährigen, wenn auch nicht die Wir⸗ 
fung einer Großjährigkeitserklärung (8. 252 a, b. ©. B.), doch eine 
relative Handlungsfähigkeit desfelben zur rechtlichen Folge habe, und 
daß die Vorausſetzungen des 8. 247 a. b. G. B. im vorliegenden 
Falle zutreffen, da B erwieſenermaßen das Geld auf den Wechſel 
aufgenommen habe, um die zur Erfüllung der Wehrpflicht nothwen⸗ 
dige, ihm auf Borg gewährte Verpflegung zu zahlen, ſeine Bauern⸗ 
wirthſchaft ſo viel abwerfe, daß er die Koſten ſeiner Verpflegung als 
Militäriſt in einer Privatherberge beſtreiten konnte, und B zweifellos 
befähigt war, nach BZulänglichleit dieſer Einkünfte fich rechtsgiltig zu 
verpflichten. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz aus deren Gründen und in Erwägung ‚ daß es fih nicht 
darum handeln kann, ob ber minberjährige B im Sinne des $. 247 
a. b. G. B. berechtigt war, über den zur eigenen freien Verwaltung an- 
vertrauten Ueberfhuß feiner Einkünfte fich eigenmächtig zu verbinden, 
nachdem der Kecurrent nicht bewiefen bat, daß die Obervormundſchaft 
bem minderjährigen B eine ſolche Verwaltung überlafjen hatte, und daß 
felbft in diefem Falle der minderjährige B zufolge der allgemein lau- 
tenden Vorſchrift des $. 243 a. b. ©. 2. und 8. 64. 0.6.0. in 
eigener Perfon als Bellagter vor Gericht nicht belangt werben konnte. 


Ne. 7104, 
Befugniß des Ehemannes zur eigenmächtigen Aufnahme 
von Darlehen auf Rechnung feiner Gattin ? 


Eunch v. 7. Auguſt 1878, Nr. 15466 Beil des das Urth. eb G. Kaltern 
9. Zult 1877, Nr. 2820, abänd. Urth. des DO. 2. ©. Iunöbrud d. 23. Okt. 
1877, Nr. 4848). @. 3. 1879, Nr. 76. 


A belangte die B wegen Zahlung von 400 fl., indem er an⸗ 
führte, daß er am 16, März 1874 ihrem feither verftorbenen Ehe⸗ 
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mann M zum Einkauf von Ochſen 400 fl. als Darlehen auf Rechnung 
der B gegeben habe, nachdem ihm von M verfichert worden war, daß 
er von der B zur Aufnahme dieſes Darlehens für ven befagten Zwed 
ermächtigt worden fei. Die Bellagte Ieugnete, ven M zum Anlehen 
bevollmächtigt zu haben. — Das Gericht erfter Iuftanz erkannte nad) 
dem Klagebegehren unter der Bedingung, baß A die won der B eben- 
falls in Abrede geftellte Hingabe des Darlehens an den M mit dem 
Haupteide aemeife Gründe: Nah den 88. 91, 1034 und 1238 
a. b. © 23. ift der Mann der Bermögensverwalter feiner Gattin 
und als folcher beredhtigt, Die zur geeigneten Verwaltung bes Ber- 
mögens erforderlihen Vorkehrungen zu treffen, insbefondere im alle 
des Beſitzes einer Grundwirthſchaft die zum Betriebe derſelben ge- 
börigen Gefchäfte zu beforgen. Allerdings kann er durch Rechtsgeſchäfte, 
welche nicht zur gewöhnlichen Bermögensverwaltung gehören, für feine 
Grau feine Berpflitungen eingehen; es ift jedoch in biefer Hinficht 
auf Gewohnheit und auf Präcevenzfälle Rüdficht zu nehmen, zufolge 
welcher der Dann berechtigt fein kann, ohne befondere Bollmadıt feiner 
Frau für fie Rechtsgeſchäfte abzufchließen, weldhe nicht mehr zu den 
Geſchäften der ermähnten Kategorie gehören. Dies findet nun bei dem 
vorliegenden alle ftatt. Die Beklagte mußte felbft zugeftehen, Daß 
ihr Gatte in wiederholten Fällen für fie Abrechnungen gepflogen und 
Darlehen aufgenommen habe, wodurch fie fih für rechtlich verpflichtet 
gehalten hat; und wenn fie vorbringt, daß fie dem A nod vor dem 
16. Mär; 1374 ausprüdlicd erklärt habe, fie werde Darlehen, vie 
er ihrem Manne nod geben mag, nit mehr bezahlen, fo mußte fie 
doch wieder zugeftehen, daß fie auch nad diefer Warnung ein von A 
ihrem Manne gegebenes Darlehen von 20 fl. zurüdgerahlt, und daß 
fie auch Eincaffirungen, die ihr Mann für fie gemacht, als rechtsgiltig 
anerkannt habe. Mit Rückſicht darauf und auf den weiteren Umftand, 
baß die B zu wieverholten Malen ähnlihe Gejhäftsführungen und 
Übrehnungen ihres Mannes genehmigt hatte, konnte A mit Grund 
annehmen, daß M am 16. Mär; 1874 zur Aufnahme des Darlehens 
von ber B ermädtigt war und hiezu einer befonderen Vollmacht der» 
felben (8- 1008 a. 6. ©. 3.) gar nicht beburfte. Die B hat e8 
ihrer eigenen Sorglofigfeit und ber Vertrauensſtellung, weldye fie 
ihrem Manne gewährt hat, zuzufchreiben, vaß A zur erwähnten Ans 
nahme gelangen konnte, und erjheint daher verpflichtet, falls A be= 
weift, daß er die 400 fl. ihrem Manne gegeben hat, viefelben zurück⸗ 
zuzablen, wenngleih fie ihrem Manne zur Aufnahme dieſes Dar- 
lebens eine befondere Vollmacht nicht ertheilt hat. — Bon dem O. 
2. ©. wurde die Klage unbebingt mit folgender Begründung abge- 
wiefen: Die Bellagte kann nur dann zur Zahlung des ihrem Manne 
gegebenen Darlehen® verurtheilt werben, wenn der Letztere von ihr zur 
Aufnahme des Darlehens ermächtigt war; hiezu war aber nah $. 1008 
a. b. ©. 3. ein befonderes, auf das Darlehensgeſchäft ausgeftelltes 
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Mandat erforberlich, deflen Vorhandenſein vom Kläger ger nicht be- 
bauptet wurde. Der Kläger ließ die Anführung ver Beklagten unwiber- 
fproden, daß fie vor dem 16. März 1874 erklärt habe, ihm für 
ihrem Manne gegebene Darlehen nicht haften zu wollen; er Eonnte 
daher nicht annehmen, daß bie B ihrem Manne eine allgemeine Voll⸗ 
madt, in ihrem Namen zu handeln, ertheilt habe. Der Kläger kann 
die Berechtigung des Mannes der Beklagten zur Aufnahme des Dar⸗ 
lehens keineswegs aus den Beflimmungen ver SS. 91, 1029, 1034, 
1233 a. b. ©. 3. ableiten, denn feine derfelben ermächtigt den Ehe⸗ 
mann zu Verfügungen über dad Stammvermögen der Gattin und 
überhaupt zu Gefchäften, zu deren Schließung für einen Dritten das 
Geſetz eine Specialvollmacht fordert. Bas Recht der Bertretung der 
Gattin vor Gericht und der Beforgung gewöhnlicher Berwaltungd- 
angelegenheiten im Hauswefen kann dem Rechte der Vermögensbe⸗ 
laftung nit gleichgehalten werden. Aber aud daraus, daß die Bes 
Hagte einige für fie von ihrem Manne eingegangene Gefchäfte von 
minderem Belange nachträglich anerkannte, kann nicht Die Verpflichtung 
für fie entftehen, alle anderen, fogar wichtige Geſchäfte, wie das bier 
vorliegende, zu genehmigen, zumal fie insbejonvdere den Kläger vor 
Hingabe von Darlehen an ihren Mann gewarnt hatte. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
aus deſſen Gründen. 


Nr. 7105. 


Friſt zum Recurſe gegen den Beſcheid über die in einer 
Löſchungsklage zugleich enthaltene Bitte um grundbücherliche 
Streitanmerkung. 


Entſch. v. 7. Angaft 1878, Nr. 8538 (Aufbeb. a“ Deer. des O. L. ©. Lem⸗ 
berg v. 4. Iumi 1878, Nr. 11964). ©. 3. 1870, Nr. 98. 

Die Löſchungsklage des A gegen B enthielt auch das Begehren 
um die bücherliche Streitanmerfung, die in erfter Inſtanz bewilligt 
wurde. Dagegen ergriff der Bellagte am 20. Tage nad Zuftellung 
des Befcheides, fomit noch vor Ablauf der für Recurfe gegen Grund» 
buchsbeſcheide normirten Frift (von 30 Tagen, $. 127 Grundb.G.) 
den Appellationsrecurs, welden dad D. L. ©. (mit Anwendung ber 
proceßgeridtlihen Vorſchriften) als verfpätet zurückwies. 

Der oberſte Gerichtshof verordnete dem Obergerichte die Annahme 
und Erledigung des Recurſes. Gründe: Daß eine Streitanmerkung, 
womit nicht ein Proceßſchritt, ſondern nur eine bücherliche Vorſicht 
bezweckt wird, als ein ſtrieter Grundbuchsgegenſtand aufzufafſen und 
als ſolcher zu behandeln iſt, erhellt ſchon aus der Natur der Sache 
ſelbſt und auch aus der Vorſchrift des 8. 61 des Grundb.G., nad) 
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welcher die Anbringung eines ſolchen Geſuches entweder gleichzeitig 
mit der Klage oder fpäter mittelft einer befonderen Eingabe, und zwar 
entweder bei dem Procefgerichte ober bei dem Grundbuchsgerichte 
geftattet ift, woraus gefolgert werben muß, daß in beiden Fällen in 
formeller Beziehung das gleiche Verfahren ſowohl bei dem Gefuche, 
als auch bei dem Recurſe gegen ben e8 erledigenden Beſcheid ein- 
zutreten bat. Die grundbuchsmäßige Behandlung eines derartigen Ge⸗ 
fuches, falls es beim Grundbuchsgericht oder auch beim Procefgericht, 
jedoch nit mit der Klage vereint, fondern, wie es eigentlich zu ge- 
ſchehen hätte, abgefondert überreiht worden wäre, würde feinem 
Zweifel unterliegen; es läßt fi aber kein einlendhtender Grund für 
die Annahme finden, daß das Anbringen eines mit der Klage vereinten 
Streitanmerfungsgefudjes beim Proceßgerichte eine anderartige Be⸗ 
handlung des dagegen vom Gegner eingelegten Recurſes zur Yolge 
haben follte. 


Nr. 7106. 


Unzuläffigteit der bücherlihen Anmerkung einer Klage auf 
Anerkennung und Einverleibung des bei der Veräußerung 
eines Grundftüds vorbehaltenen Rechts der Fruchtniegung. 


7. Auguſt 1878, Nr. 8948 (Beft. des dad gen — © reßni 
vi 1878, Nr Sn 3791, abänd. Se vd —A 
1878, Nr. 16321). 8 H. 1879, ©. 420. Zeh f. 5. Potari 1879, Tr. s 

A verlaufte dem B eine Liegenfhaft mit dem in die Vertrags⸗ 
urfunde nit aufgenommenen Vorbehalte des lebenslänglihen Nutz⸗ 
genufſes; auf Grund des fhriftlichen Vertrages wurbe für B das 
Eigenthum ber Liegenſchaft intabulirt. Nach einiger Zeit legte B 
dem A in der Ausübung des Nußgenußrechtes Hinderniffe in den 
eg, welde den A beftimmten, gegen B mit ber Klage auf Zuerfen- 
nung des Rechtes der lebenslänglichen Fruchtnießung des Gutes und 
Einverleibung dieſes Rechtes auf dem Gute aufzutreten. Zugleich 
begehrte A die grundbücherlihe Anmerkung der Klage. — Diejes in 
erfter Inſtanz bewilligte Gefudy wurde von dem D. L. ©. abgewiefen, 
weil grundbücherliche Anmerkungen, welche nicht die Erſichtlichmachung 
perfünlicher Berhältnifie bezweden, nad $. 20 b Grundb.⸗G. nur zur 
Begründung beftimmter, nad ben Vorſchriften der Civilproceßordnung 
oder des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes damit verbundenen Rechts⸗ 
folgen erfolgen können, jedoch weder die Civilproceßordnung noch das 
Grundbuchsgeſetz deechtsſoigen mit der bücherlichen Anmerkung von 
Klagen verbindet, die auf Erfüllung von Vertragspflichten gerichtet 
find. — Dagegen ergriff A den Reviſionsrecurs, worin er geltend 
machte: Zu den Rechten des Eigenthumes gehört auch die Frucht 
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nießung, welche fi der Recurrent bei dem Verkaufe feiner Wirthfcheft 
an B vorbehalten hatte. Wenn nun B mit der Einverleibung feines 
vollen Eigenthums an ver Wirthſchaft auch dieſes Fruchtnießungsrecht 
bücherlich auf fich übertragen ließ, fo ift der Recurrent hiedurch aller« 
dings, zwar nicht in der Totalität feines früheren bücherlihen Eigen⸗ 
thumsrechtes, wohl aber in dem barin enthaltenen Partialrechte der 
Fruchtnießung verlegt; er beftreitet mit der vorliegenden Klage bie 
Giltigkeit der bücherlichen Uebertragung biefes Theilrechte® an B und 
verlangt in dieſer Richtung meritorifh vie Wieberherftellung des 
vorigen bächerlichen Standes; es find fomit alle Borausfegungen des 
8. 61 Grundb.⸗G. zur Anmerkung der Klage gegeben. Im alle 
der Nichtbewilligung der Anmerkung könnte die Durchführung bes 
eondemmatorifhen Urtheiles einfach durch Veräußerung oder Bela⸗ 
ftung der Wirthſchaft illuſoriſch gemacht werden. Auch ift nach dem 
Grundfage, daß fein Betheiligter fih auf die Unfenntnig grundbücher⸗ 
licher Eintragungen berufen Tann, der Sinn der 88. 20 und 73 
Grundb.-G. wohl dahin aufzufafien, daß überhaupt die bücherliche 
Anmerkung aller Thatſachen und Berhältniffe zuläffig exjcheint, deren 
Kenntniß oder Unfenntniß bezüglich des betreffenden Grundbuchs⸗ 
objectes von einer juriftifhen Bedeutung fein kann. Als Beleg biefür 
wurde angeführt: a) daß das Grundbuchsgeſetz felbft durch vie im $. 20 
lit. b beifpielöweife als zuläffig erklärte Anmerkung der Sequeftration 
über ben ftrengen Wortlaut des $. 20 lit. b und bes 8. 73 Grundb.⸗G. 
hinausgeht; b) daß die im der officiellen Handausgabe der öſterrei⸗ 
chiſchen Gefege und Verordnungen erjchienenen Beifpiele von Be⸗ 
ſcheiden u. f. w. in Grundbuchsangelegenheiten auch Beifpiele für bie 
grundbüdyerlihe Anmerkung der Fideicommißeigenfhaft, der Subfti- 
tution vor erfolgter Kinantwortung der Berlaffenfhaft und der Exe⸗ 
eution zur Einbringung einer Hypothekarforderung enthalten, welche 
gleichfalls außerhalb des Rahmens einer wörtlihen Auslegung ber 
Beftimmungen des Grundb.⸗G. Über Anmerkungen fallen; c) daß auch 
ber oberfte Gerichtshof durch die im Sprucdhrepertorium Nr. 18 eine 
getragene Entſcheidung vom 20. Auguft 1872, Nr. 8683 (Nr. 4690 
der Sammlung) , wodurch derfelbe die grundbücherliche Anmerkung 
einer auf Aufhebung der Gemeinſchaft einer Liegenſchaft gerichteten 
Klage für zuläffig erklärte, den ſtrengen Wortlaut des Grundbuchs- 
geſetzes überſchritten Hat, indem er ſich hiebei auf den Geift des 
Gefeges, auf die Analogie mit der Anmerkung ber Hypothekarklage, 
und auf bie DBefeitigung der, bei gegentheiliger Auffaſſung dem Bes 
klagten gebotenen Möglichkeit, vie Durchführung des condemnatorifhen 
Urtheiles illuſoriſch zu machen, berief. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf den Revifionsrecurs, weil A 
mit ſeiner Klage weder die Giltigkeit einer grundbücherlichen Einver⸗ 
leibung beſtreitet, noch die Löſchung eines im Grundbuche eingetra⸗ 
genen Rechtes begehrt, ſondern auf Grund eines Vertrages die An⸗ 
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merkung und inverleibung eines lebenslänglihen Fruchtnießungs⸗ 
rechtes an der betreffenden Grundwirthſchaft, d. i, die Erfüllung einer 
Bertragsverbindlichleit des Beklagten anftrebt, daher bie in ben 
88. 20» und 61 Grundb.-©. normirten Bedingungen der Streitan- 
merkung in dem gegebenen Galle nicht vorhanden find. 





Klage gegen einen von mehreren "Darlehensfgufpnern zur 
ungetheilfen Hand: Unftatthaftigfeit der Einwendung des 
„ihm“ nicht zugezählten Geldes, 


v. 8. — 1878, Nr. 2308 (GBeſt. „des dad 6. bei 8. ©. Wien 
N er 1877 82013, abänd. und, des O. L. G. Wien v. 8. Jänner 
1878, Nr. 22195). ©. 3. 1879, Sir 0 

Auf Grund des mit den Erforberniffen ver " Gerihtseemung 
verjehenen und grundbücherlich einverleibten Schulpfcheines, in welchem 
fi) die B folidarifh mit ihrem Manne verpflichtete, dDa8 von A 
empfangene Darlehen von 1200 fl. demfelben zurüdzuzahlen, begehrte 
und erwirkte A gegen bie B den Auftrag zur Zahlung der Hälfte 
diefer Summe. In den gegen den Zahlungsbefehl vorgebradten Ein- 
wendungen beftritt die B die Echtheit ihrer Unterfohrift auf dem 
Schuldſchein und behauptete unter Delation des Haupteides, daß A 
ihr das zurüdgeforderte Darlehen von 600 fl. nicht zugezählt habe. 
— In erfter Inftanz wurde nad) erbrachtem Beweife der Echtheit des 
Schuldſcheins der Zahlungsbefehl für den Fall aufrecht erhalten, als 
bie Beklagte den Beweis ihrer exceptio non numeratae pecuniae 
(mit dem Haupteide) nicht erbrädte; $. 114 a. ©. DO. und Patent 
vom 1, März; 1787, 3. ©. ©. Nr. 636. — Bon dem O. L. ©. 
wurde der Zahlungsbefehl unbedingt aufrecht erhalten. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ſtanz. Gründe: Durh den Schulpfhein wird gegen die Beflagte, 
da die Echtheit der Unterfchrift erwiefen wurde, der volle Beweis 
über die eingellagte Forderung hergeftellt, falls fie nicht erweift, daß 
die Zuzählung des Darlehens nicht erfolgt if. Dies hat aber bie 
Beklagte gar nicht behauptet, da fie lediglich vorbringt und zu erweifen 
fi erbietet, daß der Kläger „ihr“ auf den Schuldſchein das Darlehen 
von 600 fl. nicht zugezählt habe, welcher Umftand nicht entſcheidend 
if, weil der Schuldſchein von der Beklagten und ihrem Ehemanne 
ausgeftellt wurde, die Beklagte in demfelben fich verpflichtete, das 
Darlehen zur ungetheilten Hand mit ihrem Ehemanne zurüdzuzahlen 
und fie fich diefer Berbinplichleit nad den 88. 1347 und 891 a. b. 
G. 3. auch dann nicht entjchlagen könnte, wenn das Darlehen auch 
nur zu Handen ihres Chemannes zugezält worden wäre, was nad) 
ihrer obigen Behauptung keineswegs ausgeſchloſſen ift. 
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| Nr. 7108. 
Art der Erecutionsführung auf ein Sparcafjebuh: Erecu- 
tive Einantwortung, nicht executive Weilbietung desfelben. 
Entſch. v. 8. Auguſt 1878, Nr. 8785 (Belt. des Decr. des 2. G. Prag d. 
13. April 1878, Nr. 11853, Abänd. ded Decr. ded DO. L. ©. Prag vom 
15. Mai 1878, Nr. 13719). Jur. BI. 1878, Nr. 41. 

Die Finanzprocuratur begehrte im Erecutionswege zur Herein- 
bringung eines Gebührenausftandes von B bie Yeilbietung der Yor- 
derung, bie ihm gegen bie böhmifche Sparcaffe laut des bei dem 
Prager Depofitenamte verwahrten Sparcafjebuches zufteht, reſp. bie 
Feilbietung dieſes Sparcafjebuches, an welchem auch andere Gläubiger 
des B Pfanprechte erworben hatten. — Das Gericht erfter Inſtanz 
wies das Geſuch zurüd, weil Sparcafjebüher Papiere au porteur 
find und dem Gelde gleich gehalten werben, daher an denjelben wohl 
die erecutive Einantwortung, niemal® aber die executive Weilbietung 
zuläffig if. — Das DO. L. ©. bemilligte die Verfteigerung, in Er- 
wägung, daß die Realifirung erequirter Sparcafjeeinlagen durch bie 
Einantwortung allerdings für den Erecuten mit geringeren Koften 
verbunden ift, im concreten alle aber der Gläubiger wegen der haf- 
tenden Condictionen (andern Pfändungen) nit durch die Einantwor- 
tung, fondern nur durch die Yeilbietung zur Befriedigung gelangen Tann, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erſtgerichtliche Entſcheidung, 
weil einerfeits die Einlagebüher der böhm. Sparcafje im Berfehre 
dem banren Gelve gleich geftellt find, fomit nur die erecutive Einant» 
wortung Pla greifen fann, und andererſeits bei Anwendung dieſer 
Erecutionsart die Auseinanderfegung der Rangordnung ver Gläubiger, 
die an dem Einlagebudhe Pfandrechte erworben haben, nach Analogie 
der Vorſchriften über die Meiftgebotsvertheilung, in feiner Weile 
beirrt wird. | 


N 


Nr. 7109. 


Behauptete Gefährdung der gemeinfamen Rechte der Befiter 

von Schuldverfchreibungen durch Ausgabe neuer Coupons 

mit veränderter Yafjung des Textes: Statthaftigfeit ber 
Deftellung eines gemeinfamen Curators. 


Entid. v. 13. Anguſt 1878, Nr. 7988 (Aufheb. der gleichförmigen Decr. 
de H. G. Wien v. 29. März 1878, Nr. 52619 und ded O. L. G. Wien v. 
26. April 1878, Nr. 7083). Zur. BI. 1878, Nr. 40. 

Nachdem im Proceßwege von den öfterr. Gerichten in allen 
Inftanzen erfannt worden war, daß der halbjährige Coupon der Theil: 
ſchuldverſchreibungen & 200 fl. des 1867 aufgenommenen Anlehens 

Ölafer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 26 
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der Franz Joſefsbahn per 49,560.000 fl. 5. W., welder auf „D fl. 
ö. W. in Silbermünze ober 5 fl. 50 fr. ſüdd. Währung, oder 
3 Thlr. 10 Sr. der Thalerwährung oder 12 Francs 50 Cent.“ 
lautete, jederzeit nur mit dem Aequivalent ber betreffenden aus- 
ländiſchen Währung einzulöfen ſei (Oberſtgerichtliche Entſcheidung 
vom 2. April 1878, Nr. 36, Sammlung Nr. 6893), emittirte die 
Bahngeſellſchaft, nach dem Ablaufe des letzten, am 1. October 1877 
fäͤllig geweſenen Coupons, die neuen Coupons in der abweichenden 
Faflung: „Zinfencoupon über 5 fl. 5. W. in Silbermünze zahlbar 
.... mit dem Aequivalent der betreffenten ausländifhen Währung“. 
Eine Anzahl von Prioritätsgläubigern befchloß, gegen dieſe eigenmäch⸗ 
tige Aenderung des Coupontextes den Rechtsweg zu betreten, und 
begehrte von dem Hanbelögerichte Wien die Beftellung eines gemein- 
famen Curators (Gefeg vom 24. April 1874, R. G. Bl. Nr. 49) 
zu dem Zwede, damit ver Bahngefellihaft im Proceß-, eventuell 
Erecutionöwege aufgetragen werde, in den neuen Couponbogen bie 
Coupons, wie in den alten Couponbogen, und dem den Geſellſchafts⸗ 
ftatuten beigefügten Yormular gemäß zu tertiren, bie bereit6 ausge⸗ 
gebenen Couponbogen einzuziehen und durch vorſchriftmäßig audge- 
fertigte, mit dem Text der Theilfchuldverfchreibungen übereinftimmende 
Coupons zu erfegen. — Bon beiden Untergerichten wurde das Sefud 
abgewiefen wegen Mangeld ver in den 88. 1 und 9 des cit. Geſetzes 
vorgejhriebenen Bedingungen, von dem O. L. ©. aud mit Berufung 
anf die Eingangs erwähnte öſterreichiſche Spruchpraris, mit welcher 
die Yaflung der neu emittirten Coupons übereinftimmt. 

Der oberfte Gerichtshof befeitigte Die untergerichtlichen Entſchei⸗ 
dungen mit dem Anftrage an das Hanbelsgeriht, das Gefuh um 
Beftellung eines gemeinfamen Curators mit Abftanpnahme von dem 
obigen Abmweifungsgrunde zu erledigen — in Erwägung, daß der $.1 
des cit. Geſetzes die gerichtliche Beftellung eines gemeinjamen Cura⸗ 
tor8 für die Befiger von Theiljchuloverfchreibungen, die auf Inhaber 
lauten oder durch Indofjament übertragbar find, in den Fällen an= 
ordnet, wo bie Rechte derfelben durd den Mangel einer gemeinjamen 
Vertretung gefährdet oder die Rechte Dritter in ihrem Gange gehemmt 
würden; daß im $. 9 ibid. der Begriff von gemeinfamen Rechten 
durch die Hinweifung auf ven Gegenfag jener Angelegenheiten, vie 
aus einem befondern, zwiſchen einem einzelnen Obligationsbefiger und 
dem Berpflichteten entftandenen Verhältniß entjpringen, näher erläu- 
tert wird; daß die Fafjung der neu ausgegebenen Coupons ver Theil- 
ſchuldverſchreibungen zum obigen Aulehen der Yranz Joſefsbahn von 
jener ber ältern Coupons und von dem den Statuten beigegebenen 
Souponformulare abweicht und deshalb die Beftellung eines gemein- 
famen Curators für die Befiger der Partialobligationen zur Geltend⸗ 
machung ihrer Rechte auf Emiffion von neuen mit den alten Coupons 
und dem ftatutenmäßigen Yormular übereinftimmenden Coupons an 
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Stelle ver neu audgegebenen und einzuziehenden Coupons von Seite 
ver befagten Bahn begehrt wird; daß dieſe Angelegenheit ein gemein- 
fames Recht aller Befiger ber Theilfpulpverfäreibungen betrifft, weil 
allen Bartialiften das gleiche Recht auf die in den Theilſchuldver⸗ 
ſchreibungen verſprochene Berzinfung zufteht, der Coupon diejenige 
Urkunde ift, gegen deren Vorweiſung und Uebergabe bie Zinfen aud- 
gezahlt werben, und es daher im Intereſſe aller Partialiften und des 
allgemeinen Verkehrs gelegen ift, daß bie Coupons aller Theilſchuld⸗ 
verfhreibungen gleihmäßig tertirt find und eine in diefer Richtung 
obwaltende Differenz einheitlih und gleich wirkfem für alle Theile 
behandelt und entfchieven wird, was eben nur burd) bie Beftellung 
eines gemeinfamen Curators erreicht werden kann; daß es bei der Be⸗ 
urtheilung des vorliegenden Geſuches nur auf das wirkliche Vorhan⸗ 
denſein einer Verſchiedenheit in der Faſſung der neuen Coupons an⸗ 
kommen, über die Frage aber, ob die Franz Joſefsbahn zu der von 
ihr vorgenommenen Aenderung in ber Faſſung ber Coupons berechtigt 
war und ob die Bartialiften durch diefe Aenderung in ihren Rechten 
fid für gefränft erachten dürfen, nicht auf officiofem Wege abgeſprochen 
werden kann und die Entſcheidung hierüber erft in Folge des Ein⸗ 
ſchreitens des gemeinſamen Curators zu erlaſſen ſein wird, — wogegen, 
wenn die Beſtellung desſelben verweigert und jeder einzelne Partialift 
für ſich Die Entſcheidung diefer Frage propociren würde, nicht nur 
eine Anzahl von Procefjen über diefelbe Rechtsfrage, ſondern vielleicht 
in einzelnen Fällen auch eine Abweichung von der einheitlichen Fafſung 
der Coupons herbeigeführt werden fünnte, was im Interefje des allge 
meinen Verkehrs und ber Rechtsficherheit eben vermieden werben foll. 


u Nr. 7110. 

Verhältniß der Subftitution anderer Zeugen für einen ver- 
fchollenen Zeugen zur Neftitution wegen neu aufgefundener 
Bebelfe: Koftenpuntt. 

Ent & 13. Auguſt —— Nr. 9051 GBeſt. „der leichförmigen Decr. des 
H. G 5 Wien b. 10. Mai 878, Nr. 73082 ve yo ‚6.8 Wien vom 
3. Iımi 1878, Nr. 10282). ©. 5 Dr, e.5 

In der Rechtsſache der A gegen B pcto. 1139 Mi wurbe von 
dem Procepgerichte auf einen von ber Klägerin angebotenen Beweis 
durch ben Zeugen X erfannt. Der Wohnort bes Zeugen konnte nicht 
eruirt werben, weshalb die Klägerin im Sinne der Hofbecrete vom 
18. September 1844, Nr. 830 und 13. Yebruar 1845, Nr. 868 
der 9. ©. S., um die Abhörung von drei andern Zeugen anfiatt des 
ihr abhanden gefommenen Zeugen X einfchritt. Bei der auf biefes 
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Geſuch angeorpneten Verhandlung wurde von dem Proceßgegner ein- 
gewendet, daß die A den Vorausjegungen der citirten Gefegesftellen 
infoferne nicht entfprodhen babe, al8 von ihr der Tod des Zeugen X 
nicht nachgewiefen wurde; daß ferner die Borausjegung der Zuläjfig- 
feit ihres Begehrens, welches ſich doch als Geſuch um restitutio in 
integrum ob noviter reperta darſtelle, auch die ſei, daß die Klägerin 
nicht gewußt habe, daß ihr die zu ſubſtituirenden Beweismittel zu 
Gebote ſtanden, wofür ſie den Beweis ebenfalls ſchuldig geblieben ſei. 
Auf Grund dieſer Einwendungen begehrte B die Abweiſung der A und 
für alle Fälle den Zufpruh ver Koften des Incidentſtreites, da es 
fih bier um einen Reftitutionsftreit handle. Dagegen producirte bie 
A mehrere Belege, um die Berfchollenheit de8 Zeugen X zu con⸗ 
ftatiren und defjen Tod (dur Selbftmord) wahrfheinlih zu machen. 
Gegen die Identificirung des vorliegenden Incidentftreites mit einem 
Reftitutionsftreite wies fie darauf hin, daß das Gefeg in den citirten 
Hofdecreten zwifchen dem Falle des Abganges eined Zeugen und dem 
Erfage desfelben durch einen anderen einerjeitd und ber restitutio 
ob noviter reperta andererjeit8 ausbrädlih unterſcheide. Aus dem- 
felben Grunde verwahrte fie ſich gegen den Zufprud der Streitkoften 
des B und begehrte, daß im Yale feines Unterliegens ihm der Erfag 
ihrer Koften auferlegt werde. — Das Gericht erſter Inſtanz bewilligte 
das Geſuch der A mit Verfällung des B in den Roftenerfag in der Er- 
wägung, daß derjenige, welcher in Gemäßheit der Hofbecr. v. 18. Sept. 
1844, Nr. 830 und v. 13. Febr. 1845, Nr. 868 der J. G. S. ftatt eines 
vor dem Verhöre verftorbenen Zeugen andere Perfonen als Zeugen führen 
will, feineswegs einen gerichtsordnungsmäßigen Beweis für das be= 
bauptete Ableben des Zeugen erbringen muß, ſondern daß es genügt, 
wenn er diefen Umftand auch nur wahrſcheinlich zu machen vermag ; daß 
ein folder Wahrfcheinlichleitsbeweis für den Tod des Zeugen X von 
der Klägerin A erbracht worden iſt (folgt diesbezüglich die Begrün⸗ 
dung); daß die Anſchauung des Beklagten, wornach das Geſuch der 
Kiaderin als ein Geſuch um Wiedereinſetzung wegen neu aufgefun⸗ 
dener Beweismittel anzuſehen wäre und daher ihr der Beweis obläge, 
daß ſie von dem Vorhandenſein der neu namhaft gemachten Zeugen 
keine Kenntniß hatte, unrichtig iſt, weil mit den citirten Hofdecreten 
für den daſelbſt vorgeſchriebenen Fall ein abgeſondertes abgekürztes 
Verfahren verordnet wurde und, wenn man die obige Anſicht als 
richtig betrachten wollte, dieſe Geſetze ſich als ganz überflüſſig dar- 
ſtellen würden; daß die Anſicht des Beklagten, daß die Geſuch⸗ 
ſtellerin in Gemäßheit des Patentes vom 1. Yuli 1790, J. ©. ©. 
Nr. 31, unter allen Umftänden die Koften zu erjegen habe, gleich» 
fall8 ganz unbegründet ift, da dieſes Gefe nur von der Wieberein- 
fegung megen einer verftrichenen Yalfrift hanvelt und daher auf den 
vorliegenden Yal feine Anwendung findet. — Das O. L. ©. be- 
ftätigte den erftrichterlichen Bejcheid aus defjen wohlerwogenen Gründen 
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und in der weiteren Erwägung, daß bei dem Haren Wortlaute des 
8. 24 des Gefeßes vom 16. Mai 1874, R. G. BL. Nr. 69, welcher 
auch auf bie Incidentſtreitigkeiten Anwendung findet, die Yrage, ob 
die Verhandlung durch das Verſchulden der A hervorgerufen wurde, 
auf den Ausfprud über den Koftenerfag keinen Einfluß üben Tann. 

Der von dem Beklagten ergriffene a. o. Revifionsrecurd wurbe 
von dem oberften Gerichtshofe in der Erwägung verworfen, daß bie 
finngemäße Anwendung der Hofvecrete vom 18. September 1844, 
Nr. 830 und vom 13. Februar 1845, Nr. 868 der J. G. S., auf 
Fälle, in melden dem Zeugenführer der zugelaffene Zeuge nicht wegen 
erfolgten Todes, fondern aus einer anderen Urſache entging, feine 
offenbare Ungerechtigfeit rücſichtlich Geſetzwidrigkeit enthält und daß 
es ſich nicht um die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen 
verftrichener Falfrift handelt, mithin die Beftimmungen der 88. 24 
und 26 des Gefetes v. 16. Mai 1874, R. ©. Bl. Nr. 69, bei der 
Entſcheidung über die Gerichtskoſten maßgebend find. 


tr. 7111. 


Beweis der Aufwendung einer beftimmten Summe für 
Alimentirung des Kindes eines VBerfchollenen: Zuläffigkeit 
der Zeugenfchaft des Kindes und des Schäßungseides. 


Eusie, dv. 14. Auguſt 1878, Nr. 1301 li des dad Urth. des 2. G. Wien 

2. Oct. 1877, Nr. 52605, abänd. Urth. ded . 2. ac Wien v. 11. Der. 

1877, Nr. 20358). 6.9. 1878, ©. 3 

Die A belangte den Eurator ihres —— Gatten B wegen 
Zahlung der Koſten des Unterhaltes und Erziehung ihres Stief⸗ 
ſohnes C (Sohn des B au8 erfter Ehe), die fie angeblich feit 1864, 
nachdem B in Berfchollenheit gerathen war, bis zur Großjährigkeit 
des C duch 12 Yahre im Geſammtbetrage von mwenigftens 3500 fl. 
beftritten hat (8. 1042 a. 6. G. 3.) — Nach Aufnahme eines von 
der Klägerin angebotenen Zeugenbeweifes (Zeugen: X, Y, Z und ber 
Stiefjohn C) erkannte das Gericht erſter Inftanz auf Abweifung der 
Klage aus den nacftehenden Gründen: Um mit ihrem auf $. 1042 
0.5. ©. 3. fundirten Begehren durchzudringen, hatte die A zu bes 
weijen, daß fie in der That für ihren Stieffohn C zu deſſen Erzie- 
hung während 12 Jahren einen Gefammtaufwand von mindeſtens 
3500 fl. gemadt babe und daß diefer Aufwand für den Unterhalt, 
Erziehung und Ausbildung des C ein nothwendiger gemefen fei, der 
aud von dem Vater des C hätte gemacht werben müſſen, — ba alle 
diefe Umftände von dem belangten Curator geleugnet worben find. 
Bon den auf Antrag der Klägerin vernommenen Zeugen vermochten 
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aber X, Y und Z die Anführung der Klägerin, mindeftens 3500 fl. 
für die Erziehung ihres Stiefſohnes ausgelegt zu haben, nit aus 
eigenem Wiffen, fondern nur auf den Grund von Mittheilungen dritter 
Perfonen zu beflätigen. Es ift daher ihren Ausfagen fein Glauben 
beizumefjen und kann biefer gänzlih mißlungene Zeugenbeweis aud 
nit durch den Mägerifhen Erfüllungseid ergänzt werden. Die 
auf eigenes Wiſſen gegründete Ausfage des als Zeuge gehörten Stief- 
fohnes C hingegen ift nad $. 141 lit. d a. ©. O. verwerflid, weil 
er ausdrüdlich zugegeben hat, daß er aus dem Procefje unmittelbaren 
Nugen, reſp. Schaden zu erwarten habe, und daher aud nicht zu 
berüdfichtigen, zumal deſſen Verwerflichkeit vom Bellagten ausprüdlich 
eingewendet wurde. Der Haupteid, den die Klägerin, fubfipiarijch zum 
Beweiſe des gemachten Aufwandes, rüdjhiebbar aufgetragen bat, tft 
nicht zuläffig ($. 207 a. ©. O.), weil der belangte Curator den 
Proceß nicht im eigenen Namen führt. Ebenjo unzuläffig ift der von 
ihr angebotene Schäßungseid für die Höhe und Angemeffenheit des 
gemachten Aufwantes, beziehungsweife den Umftand, daß fie ven er» 
wähnten Betrag wirklich ausgelegt habe; denn legterer Umſtand ift 
ein reiner Thatumftand, auf den die Beflimmungen des XX. Capiteld 
ver a. ©. DO. über den Schäßungseid um fo weniger Anwendung 
finden, als die Klägerin nach der Natur der Sade in der Lage war, 
anderweitige Beweife für ihre Behauptung zu erbringen, und die Ange- 
meſſenheit der von ihr angeſprochenen Aufwandsfumme überhaupt nur 
burch einen — von ihr nicht angebotenen — Sachbefund erweislich 
wäre. Da fomit das Klagefundament im Factiſchen unbewiefen blieb, 
mußte das Klagebegehren unbedingt verworfen werben. — In zweiter 
Inftanz wurde dem Stlagebegehren gegen den Schägungseib der Klä⸗ 
gerin mit folgender Begründung ftattgegeben: Alle Beugen haben 
übereinflimmend ausgefagt, daß fih C vom „Jahre 1864 an, io 
fein Bater B in Berfchollenheit gerieth, bis zur Oroßjährigfeit bei 
feiner Stiefmutter A in Aufenthalt, Erziehung und Verpflegung 
befand, und daß von berfelben auch die hiezu erforberlihen Koften 
beftritten wurben. Daß fie dies aus eigenem Vermögen that, Tonne 
von denjelben allerdings direct nicht beftätigt werben. Deſſen unge- 
achtet muß aber auch diefer Umftand für wahr gehalten werben, Da 
fie beftätigen, daß ſich fonft Niemand um den C kümmerte und außer 
dem X, weldyer jedoch nur Unbedeutendes beitrug, jonft Niemand 
einen Aufwand für ihn beftritt. Anvererfeits Tiegt auch nicht vor, 
daß A ein Vermögen ihres Gatten in Händen hatte und zu biefem 
Behufe verwenden konnte. Wohl aber hatte fie felbft aus früheren 
vieljährigen Erfparniffen einiges Vermögen. Weiters beftätigten bie 
Zeugen, daß der behauptete Geſammtaufwand per 3500 fl. für eine 
12jährige Verpflegung mit Rüdfiht auf die Ausbildung, welde fie 
ihrem Stieffohne angebeihen ließ, keineswegs zu hoch gehalten, fon- 
bern ven Verhältniſſen volllommen angemefjen fei. Wenn ferner in 
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Erwägung gezogen wird, daß das Intereſſe des C, welder als ein- 
ziger Erbe feines verjchollenen Baterd B eintritt, dem erhobenen 
Klageanſpruche direct entgegenfteht, und daß er dennod alle Angaben 
der Klägerin beftätigte, fo kann an der Richtigkeit der Behauptung 
des Lesteren, für ihren Stieffohn einen nüßlichen und nothwendigen 
Aufwand von 3500 fl. gemadt zu haben — zumal wenn fie dieſen 
Betrag mit dem Schätungseide beſchwört, — wohl nicht gezweifelt 
werben und es frägt fi nur noch, ob fie den Erſatz besjelben aus 
dem Vermögen ihres Gatten anzuſprechen berechtigt fei, welde Trage 
nah dem $. 1042 a. b. ©. B. zu bejahen ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
aus deſſen Gründen. 


— — 4 reren 


Nr. 7112. 

Summariſches Verfahren: Unzuläſſigkeit des Recurſes gegen 
die in erſter Inſtanz verfügte Wiedereröffnung und 
Ergänzung des Verfahrens. 

Entſch. v. 2. Auguſt 1878, Nr. 9052 Be, des Decr. ded D * G. Wien 
. 13. Juni 1878, Nr. 10126). ©. 3. 1879, Nr. 

Sm jummarifchen Streitverfahren fann der — gegen eine 
vom Richter erſter Inſtanz im Sinne des 8. 25 des Geſetzes über 
den Summarproceß angeordnete Ergänzung um ſo weniger als zu⸗ 
läfſig betrachtet werden, als ſelbſt wider die im Falle des 8. 49 ibid. 
im Appellationszuge vom O. L. ©. verfügte Einleitung einer neuen 
Verhandlung ein weiterer Rechtszug nit offen ſteht.“ 

Mit diefer Begründung hat der oberfte Gerichtshof in dem ſum⸗ 
merifhen Proceſſe des A wider B den Appellationsrecurs des Letztern 
gegen die Wiedereröffnung des gefchloffenen Verfahrens zur Ergän- 
zung durch Beantwortung einer vom Bellagten duplicando aufgeftellten 
Behauptung als unzuläffig erklärt. 


Kr. 7113. 
Form für die Geltendmachung der Anfprüche des fubftituirten 
Advocaten wider die vertretene Partei. 


vuih. . 20. Auguſt 1878, Nr. 9250 (Abünd. der nleisfürminen Decr. 

des "&. Innöbrnd v. 12. Juni 1878, Nr. au und des O. L. G. Juns⸗ 
brud vd. 2. Juli 1878, Nr. 3906). ©. H. 1879, ©. ii. 

Der Advocat A, mwelder in einer von dem Advocaten B über: 

nommenen Parteifache venfelben als Subftitut vertreten hatte, be- 


— 4085 — 


gehrte bei dem Gerichte, wo die Vertretung ftattfand, die Liquibirung 
feiner Dejerviten und Auslagen (Hofver. vom 4. October 1833, 
9. ©. ©. Nr. 2633), mit Berufung auf die oberfigeridhtlihe Ent» 
heivung vom 23. Detober 1877, Nr. 12385 (Nr. 6589 ver 
Sammlung). — Bon beiben Untergerichten wurbe dem Geſuche Folge 
gegeben durd Einleitung des im cit. Hofder. bezeichneten Verfahrens, 
Auf den a. 0. Recurs des B verorbnete der oberfte Gerichtshof, 
daß das Geſuch des Advocaten A als zur geridhtlihen Behandlung 
nicht geeignet zurüdgeftellt werde, weil da8 Hofder. vom 4. October 
1833, Nr. 2633, nad feinem Haren Wortlaute und Geifte auf An- 
ſprüche, welche ein zur Vertretung einer Partei von dem urfprünglid 
bevollmädhtigten Advocaten jubftituirter Advocat in Folge vollzogener 
Leiftungen zu erheben eradtet, feine Anwendung findet und auch bie 
geltende Aooocatenorbnung hiefür feinen Anhaltspunkt bietet, 


Nr. 7114. 
Erecutionsfäbigfeit eines ftrafgerichtlichen Urtheils auf Scha- 
denerfatz trotz mangelnder amtlicher Beftätigung der ein- 
getretenen Rechtskraft desſelben. 


Eutſch. v. 20. Auguſt 1878, Nr. 9465 (Beit. des Decr. ded B. G. Kaſtel⸗ 
ruth dv. 25. März 1878, Nr. 1102, Abänd. des Deer. des O. L. G. Innsbruck 
| v. 21. Mai 1878, Nr. 3226). ©. 3. 1879, Sir. 68. 

Nachdem B von dem Schwurgerihtshofe zu X wegen bed an 
A verübten Verbrechens des Raubmordes zur Todesitrafe und zu dem 
ver Verlaſſenſchaft des A zu leiftenden Schabenerfage im Betrag von 
4000 fl. verurtheilt worden war, jtellte der Curator der Verlaſſenſchaft 
bei dem Perfonalgerichte des Berurtheilten das Begehren um erecutive 
Einantwortung und Ausfolgung des dem B bei feiner Einlieferung 
abgenommenen Geldbetrages, unter Vorlage einer Ausfertigung des 
Strafurtheiles, welder die Beftätigung der Rechtskraft ($. 373 St. 
P. DO.) nicht beigefeßt war. — In erfter Inftanz wurde das Gejud 
bewilligt. — Das O. L. ©. bewilligte nur die Execution zur Sicher⸗ 
ftellung, weil nad) dem Haren Wortlaute des $. 373 St.P.D. auf Grund 
des ftrafgerichtlichen Erfenntniffes, welchem zur Zeit des angebradhten 
Erecutionsgefuches der Vermerk der Rechtskraft abging, die Erecution 
zur Hereinbringung des zugefprochenen Betrages von 4000 fl. nicht 
bewilligt werden durfte, andererfeitd das erwähnte Erkenntniß immerhin 
einen giltigen Titel behufs Ertheilung der Execution zur Sicherftellung 
abzugeben geeignet ift und hierauf finngemäß bie Beltimmungen bes 
8.12 der Yuftiz Miinifl.-Berorbn. vom 18. Yuli 1859, R. ©. BI. 
Nr. 130 und des 8. 339 weftgal. G. O. Anwendung finden müflen, 
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daher das Executionsanſuchen zur ficherftellungsweifen Erecution immer⸗ 
hin gerechtfertigt erſcheint. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erfigerichtlichen Beſcheid, in 
der Erwägung, daß aus 8. 373 St. P. O. nit gefolgert werden Tann, 
daß auf ein Über die privatrechtlichen Anſprüche ergangenes ftrafgericht« 
liches Erfenntniß nur dann die Execution unmittelbar beim Civilgerichte 
angefuht und bewilligt werben könne, wenn auf demfelben von dem 
Strafrichter die Rechtskraft vermerkt worden ift, vielmehr der Exe⸗ 
cutionsertheilung auch dann nichts im Wege fteht, wenn die ein« 
getretene Rechtskraft des Erfenntnifjes dem Erecutionsrichter zwei⸗ 
fellos erfennbar ift; daß im vorliegenven Valle der Executionsführer 
in feinem Geſuche angebradt hat, daß das wider B gefällte Straf: 
urtheil von feiner Seite angefochten mwurbe, und das angerufene 
Ereceutionsgeriht fowohl aus der vom Schwurgerichtshofe dem Cu⸗ 
rator der A'ſchen Verlaſſenſchaft intimirten Ausfertigung des Straf- 
urtheils, als aud aus dem Schreiben des Schwurgerichtähofes an das 
Erecutionsgeriht (al8 Gericht der Abhandlung der A’fchen Verlaſſen⸗ 
ihaft), mit welchem basfelbe vom Strafurtheile in Kenntniß gefegt 
wurde, zu dem Schluffe berechtigt war, daß obige Angabe des Ere- 
‚cutionsführers richtig fei; daß endlich der Erecut B jelbft nicht be- 
hauptet, daß gegen das Strafurtheil von irgend einer Seite inner: 
halb der gefeglichen Frift ein Hechtsmittel ergriffen wurde. 


Nr. 7115. 


Abgrenzung der Handelsgerichtsbarkeit von der Zuftänpigkeit 
des Perfjonalgerichtes. 


Entid. v. 21. anguft 1870 Nr. 7231 (Beft. des das Urth. des L. G. Wien 
v. 19. März 1878, Nr. 19125, abänd. Urth. des O. L. &. Wien v. 30. April 
1878, Nr. 7036). Iur. BI. 1878, Nr. 40. 

Gegen die von A als Ceffionar des C gegen den protofollirten 
Kaufmann B bei dem Perfonalgerichte desfelben angebradte Klage 
peto. Zahlung einer mit Pfandrecht an einer Liegenfchaft verficherten 
Forderung erhob B die Einwendung der Incompetenz des angerufenen 
Gerichtes, da er vermöge feiner Qualität der Handelsgerichts⸗ 
barkeit unterftehe. — In erfter Inſtanz wurde ber Incompetenzein- 
rebe mit der Begründung ftattgegeben, daß weder aus dem Schuld⸗ 
fhein, noch aus dem vom Bellagten mitunterzeichneten Ceffionsin- 
infirumente hervorgeht, noch fonft von der Klägerin bewiefen wurde, 
daß das dieſen Urkunden zum Grunde liegende Darlehensgeichäft von 
dem Bellagten nicht in feiner Eigenſchaft als protofollirter Kaufmann 
gefchloffen worden fei; daß fomit im Zweifel anzunehmen ift, daß 


— 40 — 


der Schuldſchein und die Ceffion von ihm im Betriebe feined Han- 
belögewerbe8 gezeichnet worden feien (Art. 274 9. ©. B.), und daß 
biefer Auffafjung die Beftimmung des $.56 3. N., auf die ſich der 
Kläger beruft, nicht entgegenfteht, da durch biefelbe das Caufalgeriht 
nit ausgefchloffen wird. 

In Uebereinftimmung mit dem DO. 2%. ©. bat der oberfte Ge- 
richtshof die Incompetenzeinrede abgewiefen in der Erwägung, daß in 
den Fällen, die nah 8. 57 IN. und nad $. 38 und 39 des 
Einführungsgefeges zum H. ©. 3. nit ausprüdlih der Gerichts- 
barkeit des Handelsgerichtes al8 Caufalgericht zugewiefen find, auch 
protofollirte Kaufleute dem ordentlichen Perſonalgerichtsſtande unter: 
ftehen und daß die vorliegende Klage, welche weder eine Streitigfeit 
aus MWechfelgefhäften, noch eine Streitigfeit aus einem ver in ben 
Art. 271—273 H. ©. 2. angeführten Handelsgeſchäfte oder einen 
der im $. 39 des Einführungsgefege® zum H. ©. B. erwähnten 
Fälle betrifft, fondern auf Zahlung einer mit Pfandredt an einem 
Immobile verfiherten Forderung gerichtet ift, vor das ordentliche 
Berfonalgericht des Beklagten gehört. 


Jr. 7116. 


Gerichtsſprache in Schlefien: Entbehrlichkeit der deutjchen 
Heberfegung ſlaviſcher Gefuchsbeilagen. 


Entid. v. 21. Auguſt 1878, Nr. 9444 (Aufheb. der nleihjörmigen Derr. 
des L. G Frozpar v. 30. April 1878, Nr. 4161 und des J * G. Brünn 
. 25. Juni 1878, Nr. 6595). G. 3. 1879, Nr. 8 

Dee Geſuch des Vorſtandes einer Genoſſenſchaft um Eintra- 
gung der Genoſſenſchaft in das Negifter war mit flavifhen Urkunden 
inſtruirt und wurde von dem 8. ©. Troppau zur Wiebervorlage mit 
authentifchen Ueberfegungen der Urkunden in pie (deutjche) Gerichts- 
ſprache zurüdgeftelt. — Der Oenofjenjhaftsvorftand ergriff dagegen 
den Recurs, welden das O. L. ©. zurüdwies, weil im Herzogthume 
Schleſien die deutfhe Sprache als vie allein Ianvesüblihe Sprade 
anzuſehen ift, daher auf die nicht in deutfher Sprache abgefaßten 
Urkunden das Yuftizhofdecret vom 22. December 1835, 9. ©. ©. 
Nr. 109, Anwendung findet, wonach die Parteien fchuldig find, allen 
nicht in der Gerichtsſprache oder einer der Landesſprachen ausgeftellten 
Urkunden, von welden in oder außer Streitfachen bei Gericht Ge⸗ 
braud gemacht werben fol, beglaubigte Ueberfegungen in die Gerichts⸗ 
ſprache oder eine der Landesſprachen beizulegen. 

Auf den a. o. Recurs des Genofjenfhaftsvorftandes hat der 
oberfte Gerichtshof mit Aufhebung der untergerichtlichen Entſcheidungen 
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die Erledigung des angebrachten Gefuches mit Abftanpnahme von dem 
angeführten Abmeifungsgrunde verordnet. Gründe: Wiewohl für 
Schleſien die deutſche Sprache als die Gerichtsſprache beſtimmt iſt, 
ſo iſt bezüglich der Sprache, in der die Geſuchsbeilagen verfaßt werben 
önnen, nur das Hofer. v. 22. December 1835, 9. ©. ©. Nr. 109, 
entfeibenb. Da nun nad demfelben Gefuchsbeilagen nicht nur in der 
Gerichtsſprache, ſondern auch in einer der Landesſprachen vorgelegt 
werden können, ohne daß die Partei zur Vorlage einer Ueberſetzung 
dieſer Beilagen in die Gerichtsſprache verhalten werden kann; da 
ferner in dem gegebenen Falle die Beilagen des obgenannten Geſuches 
allerdings in einer in Schleſien wenigſtens theilweiſe landesüblichen 
Sprache verfaßt ſind, ſo mußten die angefochtenen Entſcheidungen 
als offenbar geſetzwidrig aufgehoben werden. 


Ne. 7117. 


Erriätung eined Fideicommiffes im 17. Jahrhundert mit 

der Widmung des Vermögens nach Ausfterben aller zur 

Nachfolge berufenen Linien „zu der katholiſchen Miſſion 
in Schottland”: Legatum ad piam causam. 

ie v. 22. An gu 1 1828, Nr. „005 en. ner a Iur Urth. des 
Graz v. 1 1875 , Ä 
12. April 1877. Nr. ios). Fa 820, Nr. 56 und 7. 

Im Teftamente vom 22. Yänner 1690 hat Iacob Graf von 
Leslie in Graz die Herrfchaft Pernegg dem Franz Jacob Graf von 
Leslie vermacht und verorbnet, daß dieſelbe als Fideicommiß den 
männlihen Descendenten, in deren Ermangelung den nächſten Bettern 
des Legatars und nad dem Ausfterben der ganzen männlichen Linie 
vesfelben, dem Franz Adam Graf v. Dietrichſtein und feinen männ- 
lihen Erben zufall. „Da aber aud diefe Dietrichftein’fche Linea 
vollftändig abfterben folte, will ih, daß folde Herrfchaft verkauft 
und der Kaufſchilling zu der Fatholifhen Miffion in Schottland nad) 
Belieben des patris generalis der Societät Jeſu applicirt werde.“ 
(8. 3 des cit. Teftaments.) Die Dietrichftein’sche Linie kam in den 
Defi des Fideicommiſſes, weldes durch den Verkauf von Pernegg 
in ein Geldfideicommiß verwandelt wurde, und erlofh mit dem 
am 14. Jänner 1861 verftorbenen Johann Duklas Graf v. 
Dietrihftein. Nun meldeten fih als Erbsprätendenten zu bem aus 
den Verkaufe von Pernegg erzielten Erlöfe von 129.959 fl. die 
von dem genannten legten Befiger teftamentarifch berufenen Allodial« 
erben desfelben, die Geſellſchaft Jeſu in Bertretung der Tatholifchen 
Miſſion in Schottland und bie Yinanzprocuratur mit den auf das 
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droit d’&pave geftügten Anfprüden des Staatsſchatzes. Bon der Ab- 
bandlungsbehörde zur Uebernahme ver Klägerrole in dem Succej- 
ftionsftreite angewiefen, überreichten die Alloverben des Johann Duflas 
Graf v. Dietrichftein gegen die katholiſche Miffion in Schottland unter 
Bertretung des Jeſuitenordens-Generals und gegen den Fiscus unter 
Bertretung der Finanzprocuratur die Klage wegen Erlöſchung des 
Fideicommiſſes und Anerfennung des Erbrechtes der Kläger zum Kauf: 
ſchilling des Gutes Pernegg. (Die procefjuale Stellung des Fiscus 
in diefer Rechtsſache war durch faiferl. Entſchließung v. 7. November 
1869 vorgezeihnet worden, des Inhalts: „daß die Realifirung der 
Anfprühe des Staatsſchatzes aus dem droit d’epave von der Ent« 
Iheidung abhängig gemadt wird, welde Rechte der katholiſchen Mif- 
fion in Schottland aus dem Teftamente des Jacob Graf v. Leslie 
gebühren, worüber geſetzlich der Civilrichter zu erkennen hat, und daß 
erft nad Beantwortung diefer Vorfrage durdy eine rehtöfräftige rich» 
terlihe Entfcheidung die competente Wirkſamkeit der Aominiftrativ- 
bebörden zur Durdführung des Cpapirungsverfahrens einzutreten 
haben wird.*) — In erfter Inſtanz wurde die Klage mit folgender 
Begründung abgewiefen: Den Ausgangspunkt des vorliegenden Redts- 
ſtreites bildet die legtwillige Anorpnung des Jacob Grafen v. Leslie, 
vermöge welcher im Falle des Ausfterbens der gräflichen Franz Adam 
Dietrihftein’fchen männlihen Linie ter Kauffhilling der „Herrfchaft 
Pernegg“ zu der katholiſchen Mijfion in Schottland nad Belieben des 
patris generalis ber Societät Jeſu applicirt werden fol. Daß mit 
dem Zode des Grafen Johann Duklas der genannte Mannsſtamm 
erlofch, ift unbeftritten. Hierauf und auf $. 645 a. b. ©. B. ge 
fügt, ſprechen nun feine Allovialerben dieſen Kaufichilling mit der 
Behauptung an, daß die von dem Tideicommißftifter für den vors 
gefehenen Fall zur Succeffion berufene fatholifhe Miffion in Schott- 
land nicht exiftire, daß Diefelbe weder zur Zeit der Errichtung des 
Teſtamentes, noch zur Zeit des Fideicommißanfalles, rechtlich oder 
factifch beftanvden habe, fomit die von Jacob Grafen v. Leslie an- 
geordnete Subftitution derfelben entfallen fei. Bevor nun zur Be- 
urtbeilung der ftreitigen Rechtsfragen biefes Procefjes gejchritten wird, 
ift es erforderlich, darüber fchlüfftg zu werben, ob dieſelben nach dem 
ber Zeit der Errihtung des Teſtamentes in Geltung geftandenen ge- 
meinen Rechte, oder aber nach dem derzeit herrjchenden Rechte zu ent» 
fheiden find. Die Streittheile haben fih auf den Boden des ge- 
meinen Rechtes geftellt und mit Hinblid auf die Beſtimmungen des 
fünften Abfaßes des Kundmachungspatentes zum 8. 5 a. b. ©. B., 
des Hofder. vom 16. November 1814, 3. ©. ©. Nr. 1111, ift 
dieſes Terrain in dem Umfange zu acceptiren, daß nadı gemeinem 
Rechte alle jene Fragen zu beurtheilen fommen, welde ſich auf vie 
Rechtsgiltigkeit des Teſtamentes, deſſen Auslegung und auf die Rechts⸗ 
beſtändigkeit und Zuläffigfeit der darin enthaltenen, dem gegenwärtigen 
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Nechtöftreite zu Grunde liegenden Anordnungen des $. 3 beziehen. 
Nah diefem Rechte obliegt den Klägern nun zur Durdfegung ihrer 
Anfprüche die Nachweiſung: 1. daß fie die alleinigen Erben nad dem 
letzten Fideicommißbefiger feien; 2. daß ihnen das ftreitige Ver— 
mögen vom ©egentheile vorenthalten werde; 3. daß ihr Erbredit 
jeven anderweitigen Anjprud auf das Nachlaßvermögen des Joh. Duflas 
Grafen v. Dietrichftein ausſchließe, daß ſomit das von Iacob Grafen 
v. Leslie ber kathol. Miſſion in Schottland zugedachte Vermächtniß 
ohne rechtliche Geltung fei und die zu Gunſten dieſer Miſſion ver- 
fügte Subftitution nicht eintrete. Die erftgeforderte Nachweifung haben 
die Kläger durch das von feiner Seite angefochtene Teftament vom 
18. Mai 1847, in welchem Johann Duklas Graf v. Dietrichftein die 
Kläger als feine Unverfalerben berief, und dur die Urkunde vom 
21. April 1865 geliefert, mit welcher ihnen der Nachlaß des Johann 
Duflas Grafen v. Dietrihftein auf Grund des citirten Teftamentes 
eingeantwortet wurde. Auch den Beweis ad 2 haben fie erbracht durch 
die urfundlihe Darlegung ber zu Gericht angenommenen bedingten 
Erbserflärung des P. Peter Bedr Namens der fatholifhen Miffton 
in Schottland und der inanzprocuratur in Vertretung ded Fiscus, 
womit von den beiden genannten Seiten Anfprüdhe auf das flreitige 
Vermögen erhoben und hiedurch dasfelbe den Klägern vorenthalten 
wurde. Dagegen fann die Beweisführung, welde die Kläger unter- 
nommen haben, um bie Nichteriftenz der vom Grafen Leslie zur Suc- 
ceffion berufenen fatholifhen Miffion in Schottland und ihren — der 
Kläger — ausjchlieglihen Anfprud auf den gefammten Nachlaß des 
legten Fideicommißbeſitzers darzuthun, nicht als gelungen anerfannt 
werden. Jacob Graf v. Leslie verordnete in feinem Teftamente mit 
beftimmten, entſchiedenen Worten, daß ber für die „Herrfchaft Pernegg“ 
erzielte Kauffhilling „zu der fatholifhen Miſſion in Schottland ap- 
plicirt werbe*. Wer ift nun die vom Teſtator berufene fatholifche 
Miffion in Schottland? Was hat der Zeftator darunter verftanden 
und verftehen fünnen? Da der Ausdruck „katholiſche Miffion in 
Schottland" eine mehrfadhe Interpretation zuläßt, fo muß bei der in 
der richterlihen Aufgabe gelegenen Interpretation legtwilliger Anord⸗ 
nungen in Betracht gezogen werben, melde Abfiht den Zeftator beim 
Gebrauche des fraglichen Ausdruckes geleitet haben fonnte. Daß Ddiefer 
Borgang dem Geſetze entſpricht, ergibt fi aus folgenden Beftim- 
mungen: Et facit quidem totum voluntas defuncti, nam, quid sen- 
serit, spectandum est. L. 35 8.3. D. XXVIII. 5. In testamentis 
plenius voluntates testantium interpretantur. L. 12. D. 50. 17. Cum. 
in verbis nulla ambiguitas est, non debet admitti voluntatis quaestio. 
L. 25 8. 1. D. de leg. et fid. IH. Bei Ünterpretation des er- 
wähnten Ausdrudes und Ermittelung ber vom Xeftator beim Ge— 
brauche desfelben gehegten Abfiht muß nun zunädft auf den übrigen 
Inhalt des Teſtamentes Rüdfiht genommen und müfjen weiters bie 
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Borfchriften des canonifhen Rechtes und bie hiftorifhen Ereigniffe 
jener Zeit, in welder das Teftament entftand, vor Augen gehalten 
werden. Das Teftament felbit gibt Auffhluß über ven tief fatholifchen 
Sinn und die warme Anhänglichkeit an feine Heimat Schottland, 
welche den Grafen Reslie befeelten. Es ergibt fi dies aus den Ein- 
gangsworten des Teftamentes, aus den ver Pflege feiner Fatholifchen 
Gefinnung gewidmeten Anordnungen, fowie aus den Beftimmungen 
über die Forterhaltung des Lesliefhen Fideicommiffes in Schottland 
und über die Ausjegung eines Legates zur Unterhaltung junger fhot- 
tifher Evelleute. Diefe Sinnesart des Teftators geftattet unbedenklich 
den Schluß, daß die Verbreitung des Katholicismus in Schottland, 
die Unterflügung und Förderung der latholiſchen Sache daſelbſt in 
feinen Wünſchen und Abſichten gelegen war. Auch die Sorge, geftif- 
tetes Vermögen feiner Beftimmung zu erhalten und für bleibende 
Zwede Bermögen zu ftiften, gelangt als eine Eigenart des Teſtators 
in feinem Teftamente zum Ausprude. Es fann daher nur einen Ein- 
Hang mit den aus den Übrigen Beflimmungen des Teſtamentes her- 
vorleuchtenden Gefinnungen des Teftatord ergeben, wenn ber in Rede 
ſtehenden lettwilligen Anordnung die Abficht unterlegt wird, einem 
dauernden Zwecke der katholiſchen Sache in Schottland materielle Unter- 
flügung zu gewähren. Uebergehend num zur grammatilalifhen Aus- 
legung des Wortes „Miffion*, fo kann diefelbe nur an der Hand 
des canonifhen Rechtes und der Kirchengeſchichte erfolgen. Es dürfte 
nad feiner Seite hin in Zweifel gezogen werben, daß die Fatholifche 
Kirche in ihrem DBeftreben, ihre Wirkſamkeit nit blos dort auszuüben, 
wo fie bereits feften Fuß gefaßt hat, fondern dieſelbe auch auf die 
ihr bisher ganz oder theilmeife verſchloſſenen Länder auszudehnen, 
fih zur Verbreitung ihrer Lehre breierlei Einrichtungen bedient, näm⸗ 
lich: des Predigens, des Katechifirend und der Miſſion. Mit dem 
legteren Ausdrucke werden in ven Quellen des canoniſchen Rechtes 
verjhiedene, wiewohl untereinander verwandte Begriffe verbunden. 
Er wird gebraudt: 1. Zur Bezeihnung der Mifjionsunternehmung, 
d. i. einer auf Begründung, Verbreitung, Feſtigung der katholiſchen 
Lehre bei Heiden, Häretifern, Schismatikern und folden Gläubigen, 
die fih in afatholifhen Gebieten aufhalten, gerichteten kirchlichen 
Thätigkeit; 2. zur Bezeichnung des geographifhen Bezirkes, auf 
welchen fih die Miffionsunternehmung bezieht; 3. zur Bezeichnung 
des bei einer folchen Miffionsunternehmung verwendeten Perfonales, 
und enblih 4. zur Bezeichnung des Auftrages, durch welchen ber 
Miffionär zu feinem Amte begwaltet wird. ALS Beleg hiefür dienen 
folgende Stellen aus den päpftlichen Conftitutionen, welche fih in 
dem zu Rom 1839 bis 1841 herausgegebenen „Bullarium pontificum 
sive congregationis de propaganda fide” gejammelt finden: Ad 1. 
Missio decreta est in ea Oceaniae parte. Gregor. XVL Bull, 5, 139. 
Missionem exercere ... Clem. XII. Ibid. 2, 299. Sacris missio- 
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nibus operam dare ... Clem. XIV. Ibid. 4, 162. Ad 2. In einer 
Conftitution Gregor’8 XVI. Bull. 5, 97 ſpricht derſelbe von einer 
„instituta certisque limitibus circumscripta missio“, welche ven dritten 
Theil von Auftralien umfaßte. In einer Conftitution Clemens’ XII. 
Bull. 4, 70 wird ein ſüdamerikaniſches Miffionscollegium angewiejen, 
in einer Gegend, wo bis dahin „nulla alia missio fundata reperie- 
batur, sacras missiones ab eo collegio dependentes“ zu errichten. 
Ad 3. Wenn e8 in einer Conftitution Gregor's XVI. Bull. 5, 85 
heißt: „Loci madras, patanae missioni subiecti”, fo fann bier unter 
dem Ausbrude „missio* nur das Berfonal der bezeichneten Miffions- 
unternehmung gemeint fein. Ad 4. „Literae missionis“ wird zur 
Bezeichnung derjenigen Urkunde gebraudt, durch welde dem Miffionär 
fein Amt übertragen wird. Es kommt Übrigend auch vor, daß der 
Ausdrud „missio* in Verbindung mit den Begriffen ad 1 und 2 
gebraudt wird. Wenn in der oben citirten Conftitution Clemens’ XIV. 
Bull. 4, 162 gejagt wird, der Beauftragte ſolle eine „relatio status 
missionis suae* geben, jo kann darunter nur ver Zuftand des ihm 
anvertrauten Unternehmens in dem ihm anvertrauten Bezirke gemeint 
fein. Das Gleiche gilt, wenn von einer „missio turetana, cophta 
in insulis maris aegei, Asiae minoris die Rede if. Clem. XIV, et 
XVI. Bull. 4, 147 und 5, 141. Auch in der von den Klägern 
allegirten Bulle Clemens’ XIV.: „Dominus ac redemptor noster“ 
fann in der darin vorfommenden Stelle: „Quod ad sacras attinet 
missiones* der Ausprud „Miffion” nur in dem ad 1 und 2 bezeidh- 
neten Sinne gemeint fein, wofür insbefondere das damit in Verbin- 
dung gebrachte Eigenſchaftswort fpricht, deſſen Gebrauch fiher unter- 
lafjen worden wäre, wenn der Ausbrud bier zur Bezeihnung von 
Collegien des aufgehobenen und wegen feiner Tendenzen und Wirk: 
ſamkeit hart verpönten Jeſuitenordens hätte dienen follen. Daß ver 
vom Örafen Leslie in feinem Teftamente gebrauchte Ausdruck, Miſſion“ 
in dem ad 4 bezeichneten Sinne nit zu interpretiven fei, bebarf 
nad dem Sinne, der Stellung und der Anwendung dieſes Wortes 
im ganzen Sage feiner weiteren Auseinanderfegung. Es läßt ſich 
aber aud die Annahme nicht rechtfertigen, daß er benfelben in der 
ad 3 bezeichneten Bedeutung gebraucht und darunter ein „collegium“ 
eine „universitas personarum* verftanten habe; nicht blos die Aus— 
drucksweiſe und die inneren Gründe der betreffenden Verfügung, fondern 
auch gefchichtliche Umftände ſprechen gegen eine folde Annahme. Graf 
Leslie hat angeoronet, daß der Kauffchilling der „Herrſchaft Pernegg“ 
zu der fatholiihen Miffion in Schottland applicirt werde. Das Wort 
appliciren läßt fih im Sabgefüge der ftreitigen Teftamentsftelle nur 
mit „verwenden, anwenden” überjegen und die Kläger haben, troß- 
dem fie die Richtigkeit diefer Ueberſetzung negiren, diefelbe doch da⸗ 
durch felbft anerfannt, daß fie an wiederholten Stellen einräumen, 
Graf Leslie habe die „Verwendung“ des Kaufſchillings dem Belieben 
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des patris generalis der Societät Jeſu überlaffen. Würde der Teftator 
ein Collegium, eine universitas personarum mit dem Legate haben 
bedenken wollen, fo hätte bie Anordnung lauten müfjen, daß der 
fraglihe Kauffchilling für die katholiſche Miſſion applicirt werde; ober, 
falls das Wort „appliciren” nad) Anficht der Kläger mit „auflegen, 
binzulegen" zu überjegen wäre, müßte fih Graf Leslie ausgerrüdt 
baben, daß der Kaufihilling der katholiſchen Miſſion applicirt werde. 
Zu einem Collegium eine Geldſumme verwenden, wäre jedenfalls eine 
ſprachlich unrihtige Ausdrucksweiſe, gleihwie es als eine ſolche be— 
zeichnet werden müßte, wenn Jemand ſagen würde, daß eine Gelb- 
fumme zu einem Collegium binzugelegt werben fole. Die von den 
Klägern feitgehaltene Behauptung, daß Graf Leslie unter der Fatho- 
liſchen Miffion ein collegium, eine universitas personarum verftanden 
habe, würde daher die durch feinerlei Umftände berechtigte Voraus⸗ 
fegung verlangen, daß fich der Teftator ſprachlich unrichtig ausgedrückt 
babe, eine Borausjegung, die um fo willfürliher erfcheinen muß, als 
die Ausprudsweife des Teſtators nach der unten entwidelten Inter⸗ 
pretation des Wortes „Miſſion“ als eine fpradli ganz correcte zu 
bezeihnen iſt. Gegen die Auslegung dieſes Ausorudes in jenem 
Sinne, für welden die Kläger plaibiren, walten aber noch folgende 
Bedenken ob. Die in Rebe flehende Anordnung folte erft nah Aus- 
fterben zweier Geſchlechtslinien, alſo in einem Zeitpunfte Wirkſamkeit 
erlangen, welden fi) der Zeftator nad dem gewöhnlichen Laufe der 
Ereigniſſe als einen jehr ferneliegenden venfen mußte. Dabei mußten 
ihn auch die damalige politifhe Lage Schottlands und der dortige 
Stand der katholiſchen Sahe zu Erwägungen vrängen, welde ber 
Abfiht, ein den verfchiedenen hierarchiſchen und ftaatlihen Wandlungen 
unterworfenes Collegium mit einem in ferner Zeit anfallenden Legate 
zu bevenfen, unmöglid günftig fein konnten. Er konnte ferner den 
möglihen Fall nicht außer Berechnung lafjen, daß zu jener. Zeit, in 
welder feine Anordnung Wirkfamleit erlangen follte, die in Schott- 
land thätigen Miffionäre überhaupt in feiner corporativen Verbindung 
zu einander ftehen würden, ja, daß die Miffion in ganz Schottland 
nur durch einen einzigen Priefter verfehen fein werde. Fälle dieſer 
Art hat die Gefhichte der katholiſchen Miffion mehrfach zu verzeichnen 
(vgl. Dr. Dtto Mejer: Die Propaganda, ihre Provinzen und ihr 
Recht, Söttingen 1852). Da alfo ver Zeftator mit dem möglichen 
Valle rechnen mußte, daß zur Zeit des Inslebentretens feiner Ans 
ordnung die katholiſche Miſſion in Schottland nur durd einen ein- 
zigen PBriefter verfehen fein werde, fo läßt ſich füglich nicht annehmen, 
daß er mit feiner Anordnung nur ein Collegium im Auge gehabt 
babe. Endlich find es auch gefchichtlihe Umftände, welche gegen bie 
von den Klägern vertheivigte Auslegung des fraglihen Ausprudes 
ſprechen. In einem von Urbano Cerri, Secretär der von Gregor XV. 
im „Jahre 1622 als oberfte Behörde über das gefammte Miffions- 
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wejen geftifteten congregatio de propaganda fide, an Papft Inno⸗ 
cenz XI. im Yahre 1677, aljo kurze Zeit vor der Errichtung des 
Leslie'ſchen Teftamentes erftatteten Generalberichte über den damaligen 
Zuftand des Gebieted der Propaganda werben zwei Miſſionen genannt, 
welche damals in der Miffionearbeit in Schottland thätig waren, 
u, zw. eine Jeſuiten⸗ und eine Weltprieftermiffion. Erxftere bejchäftigte 
zwölf Orbensmitgliever in Evinburgh und andere im Lande zerftreut; 
legtere befand aus zwölf Weltprieftern, weldhe von der Propaganda 
befoldet waren. Diefer Bericht, deflen Echtheit die Hiftorifer Kante 
und Mejer als eine zweifellofe bezeichnen , leiftet vermöge der amt- 
lihen Stellung des Verfaſſers und der Adreſſe, an welche er gerichtet 
it, volle Gewähr für die Richtigkeit der aufgenommenen Thatum- 
ftände; jedenfalls kann daraufhin ohne Beunruhigung angenommen 
werben, daß damals außer der von den Jeſuiten geleiteten Miffions- 
unternehmung noch eine zweite in Schottland beftand, welde von 
Weltprieftern geleitet wurde. Angeſichts diefer Thatfahe müßte ſich 
nun Graf Leslie, wenn er mit dem Ausdrude „Mifjion” den Begriff 
eines Collegiums verbunden hätte, jedenfalls näher und beflimmter 
ausgeſprochen haben, melde von beiden obigen Mifjionen ex zur Suc- 
ceflion in das Fideicommißvermögen berufen wollte. Und gefegt den 
Tall, es hätte zur Zeit der Teflamentserrichtung eine oder die andere 
obiger Mifjionen in Schottland nicht mehr ihre Thätigkeit entfaltet, 
fo mußte doch der Teſtator die Wiederaufnahme diefer Thätigfeit in 
Berüdfihtigung ziehen, wonad) er genöthigt gewefen wäre, ſich fpecieller 
auszudrüden. In Zufammenfaflung aller diefer Umftände und Er- 
wägungen muß fomit die Auslegung des ftreitigen Ausprudes in dem 
Sinne, daß der Teflator damit ein collegium, eine universitas per- 
sonarum gemeint habe, als unbaltbar bezeichnet werden. Dagegen 
fprehen alle Gründe für die Annahme, daß Jakob Graf Leslie das 
ganze Miffionsunternehmen in Schottland bedacht haben wollte, mit 
dem fraglichen Ausbrude aljo die combinirten Begriffe 1 und 2 
verband. Diefe Auffaffung hat zunädhft die grammatilaliiche Aus- 
legung für fih. Die Verfügung, wonach eine Summe Geldes zu 
etwas verwendet werben jol, läßt fi nämlih ganz richtig dahin 
denten, daß das Object der Verwendung ein Zwed, eine Aufgabe, 
ein Unternehmen fei. Es entſpricht diefer Auffafjung auc der ferne 
Zeitpunft, in weldem die Anordnung zur Öeltung gelangen follte und 
welcher vollen Grund für die Annahme bietet, daß dem Zeftator ein 
Unternehmen, ein Zwed vor Augen jchwebte, defjen Dauer nad den 
Lehren der Kirche durch feine Zeit bebingt iſt. Es entfpricht derfelben 
auch die bereits oben berührte Denkweiſe und Oefinnung des Teftators, 
weldher durch den im Jahre 1688, alfo furz vor der Teftaments- 
errichtung erfolgten Sturz des katholiſchen Jakob II. und durd Die 
Thronbefteigung feines akatholiſchen Nachfolgers Wilhelm für vie 
Tatholifhe Sade in Schottland das Wieverentftehen jener Beeinträch⸗ 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 97 
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tigungen und Gefahren beforgen mußte, welchen fie vorher unter- 
worfen war. Es ſteht ihr au die Anorbnung nicht entgegew, ver⸗ 
möge welcher Graf Leslie die Verwendung des Legates dem Belieben 
des patris generalis der Societät Jeſu anheimftellte, da er in dem 
Borfteher jener Orbensgefellihaft, welche die Thätigkeit in der Miſſion 
als ein befonderes Gelübpe ihres Ordens aufgenommen hat und zur 
Zeit der Teftamentserrichtung auf dem Gebiete des Miffionswefens 
die hervorragendſte Thätigkeit entfaltete, Die geeignetfte Perfönlichkeit 
erbliden konnte, feinen Intentionen nachzukommen und-die Bebürfnifie 
der ſchottiſchen Miffton zu erfennen. Mit viefer Auffaffung entfällt 
endlich auch jede Ungereimtheit, welche nicht mit Unrecht darin erblict 
wird, daß der Teftator die legirte Geldſumme einem Collegium zu- 
gedacht, vemfelben aber fein Verfügungsrecht darüber eingeräumt, 
fondern dieſes einer, möglicherweife auch außerhalb des Collegiums 
ftebenden Berfönlichkeit vorbehalten babe. Aus ven vorftehenden 
Gründen kann fonad die ftreitige Anordnung des Grafen Leslie nur 
dahin interpretirt werden, daß er den Kauffchilling der „Herrſchaft 
Pernegg“ den katholiſchen Mifjionsunternehmungen in Schottland 
legirte. Wenn Jemand einem erlaubten, dauernden allgemeinen 
Zwecke Güter widmet, fo wirb hiedurd eine juriflifhe Perſon, vie 
Stiftung (universitas bonorum, pia causa, pium corpus) geſchaffen. 
Die Anordnung des Grafen Leslie ftellt fih demnach als ein legatum 
ad piam causam dar und e8 entfteht nun die weitere Trage, ob ein 
ſolches Vermächtniß nad gemeinem Rechte auch zuläffig fei, u. zw. 
ob überhaupt die Stiftung (pia causa) Die testamenti factio passiva 
genieße und ob der Zweck, welden Graf Leslie bedachte, als ein 
erlaubter, dauernder, allgemeiner anzufehen fei. Indem das Gericht 
den erften Theil vorftehender Frage bejaht, befindet es fih im Ein- 
Hange mit den Rechtsanſichten der Mehrzahl der neueren Yuriften 
und Commentatoren des gemeinen Rechtes. Bgl. Arndts, Pandecten, 
8. 46 und Redtöler. III, Seite 515 ff.; Baron, PBandecten Seite 79 
und 781; Befeler, I, $. 72; Bluntjchli, I, 8. 45; Brinz, Seite 754 
und 1069 ff.; Demelius i. d. Yahrb. f. Dogm,, IV, Seite 140 ff.; 
Unger, Erbredt, 8. 14, Note 8; Windſcheid, 8. 549. Die Bor- 
johriften des römifhen Rechtes Über personae incertae find nämlich 
durch das juftinianifche Recht beſchränkt, insbejondere find die piae 
causae, mögen biefelben bereit8 beitehen oder erft errichtet werben, 
für erbfähig erflärt worden. Es ift auch nirgend vorgefchrieben, daß 
zur Rechtsbeſtändigkeit der pia causa, d. i. zur Ertheilung der jurifti- 
ſchen Perfönlichkeit, die ftaatlihe Genehmigung erforverlich fei, womit 
jedoch wicht zu verwechſeln ift, daß zur Confirmirung der pis causa 
bie flaatlihe Sanction gefordert werben kann. Vgl. Const. 13 und 
23 C. de sacros, ecel. 1. 2, dann Const. 24, 28, 46, 49 pr. und 
8. 1 C. de episc. et cler. 1. 3, fowie Nov. 131, cap. 10. Was 
den zweiten Theil obiger Frage betrifft: ob vie vom Grafen Leslie 
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zur Succefjion in das Fideicommißvermögen berufene causa als eine 
pia und der Zwed als ein erlaubter angejehen werden kann, fo ift 
es nad den Beſtimmungen des juſtinianiſchen Rechtes nicht zu be- 
zweifeln, daß auch dies bejaht werben muß. Die Bejahung ergibt 
fih aus den brei erften Titeln des erften Buches. des Codex und aus 
Nov. 131, insbefondere aber aus L. 1 Cod. 1.2 — L. 46 Cod. 1.3 
— L. 28 $. 1 Cod. 1. 3; und daß bie vorliegende Frage nad 
gemeinem und nicht, wie die Kläger verlangen, nach engliſchem Rechte 
zu beurtheilen fei, ergibt fi aus dem Rechtsſatze: Locas et tempus 
regit actum. Allein jelbft nad engliſchem Rechte beurtheilt, müßte 
die Stiftung des Grafen Leslie als eine fromme, gemeinnügige und 
erlaubte angejehen werden, da es eine gejhichtlihe und rechtliche 
Thatſache ift, daß die Fatholifhe Kirche in Schottland gefetlihe An- 
erkennung genießt, und baher ein Unternehmen, welches auf die Er- 
Haltung und Ausbreitung derſelben abzielt, als gejeglih zuläffig 
erfannt werden muß. Diefer Anſchauung fteht die von den Klägern 
zur Belämpfung berfelben bezogene Katholiten-Emancipationsacte vom 
13. April 1829 nicht entgegen, weil dieſelbe zwar allerdings die Be: 
feitigung der katholiſchen Ordensgeſellſchaften und insbejondere des 
Jeſuitenordens anordnet, Miffionsunternehmungen aber nicht noth- 
wendigerweife von Ordensmitgliedern geleitet werden oder von Ordens⸗ 
gejellfohaften ausgehen müſſen und e8 ganz unzuläffig erfcheint, aus 
dem Umftande, daß der Jeſuitenorden fi in hervorragender Weife 
an den Miffionsarbeiten in Schottland betheiligte und felbft noch 
gegenwärtig im Miffiondwefen dort thätig ift, denſelben mit der Miffion 
ſelbſt zu identificiren und die Möglichkeit auszufchließen, daß Miffions- 
unternehmungen in Schottland durch Kräfte verfehen werden, welche 
weber dem „efuitenorden, noch einer anderen Tatholifchen Ordens⸗ 
gefelichaft angehören. Die Kläger haben aud die Einwendung er- 
hoben, daß die Anordnung des Grafen Leslie ale Stiftung ſchon 
deshalb nicht angefehen und beurtheilt werden könne, weil in dieſem 
Falle die Finanzprocuratur nah dem Hofder.. vom 13. Jänner 1821, 
J. G. S. Nr. 1730, undder Minifterialverorpnung vom 13. Auguft 1851, 
R. ©. Bl. Nr. 188, die Vertretung der pia causa hätte übernehmen 
müffen, was’ nicht geſchehen fei. Allein dieſe Einwendung ift infofern 
ohne entſcheidende Bedeutung, als einerfeitd die unrichtige juriftifche 
Auffaffung einer Anordnung von Seite eines Intereſſenten dieſelbe 
nicht ungiltig machen, andererſeits aber von einer Bertretungs- 
verbindlichkeit der Finanzprocuratur erft dann die Rede fein kann, 
wenn vorerft die Nechtsbeftändigkeit der pia causa bie richterlihe An- 
erfennung erlangt bat, welche letztere zu erwirfen ber vom Xeftator 
al® piae causae curator berufene pater generalis der Societät Jeſu 
nah L. 28 8. 1 C. de episc. I, 3 zunädft verpflichtet erfcheint. 
In Gemäßheit diefer Darlegungen mußte demnach die Anordnung 
des Grafen Leslie als eine nad) gemeinem Rechte volllommen giltige 
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bezeichnet werden und es ift im Dinblide auf bie oben erörterten 
gefeglihen Beftimmungen für die Rechtsbeſtändigkeit derfelben völlig 
belanglos, ob ſchon zur Zeit der Teſtamentserrichtung eine Miſſion 
der katholiſchen Kirche in Schottland beftanden bat oder nicht, ob 
biefelbe ihre Thätigfeit bis zum Fideicommißanfalle ununterbroden 
fortentwidelte oder nicht, und ob eine ſolche Miffion aud zur Zeit 
des Todes des Grafen Johann Dullas v. Dietrichftein beftand ober 
nicht. Allerdings aber werden bie praftifhen Confequenzen ber Xeslie- 
ſchen Anorbnung verfchieden fein, je nachdem zur Zeit des Fidei⸗ 
commißanfalles bereits ein Miffionsunternehmen exiftirte oder nicht; 
diefelben find aber für vie Entjcheidung des vorliegenden Rechts⸗ 
falles ohne Bedeutung, Bermöge diefer Geftaltung der Nechtölage 
entfällt nun jedes Eingehen in bie von den Streittheilen behandelten 
Controverſen über die dermalige factiſche und rechtliche Exiſtenz Des 
Jeſuitenordens, über deſſen Rechtscontinuität angefihts der Bulle 
Sollieitudo omnium und über die Voentität der fatholifchen Miſſion 
in Schottland vom Jahre 1861 mit jener vom Yahre 1690. Es 
entfällt damit auch jede Erörterung der Trage, ob der lette Fidei⸗ 
commißbefiger in Folge der Bulle Dominus ac redemptor noster 
ſchon ein Recht auf das ftreitige Fideicommiß erworben hatte, über 
welches er frei verfügen Tonnte. — Die Bereinigung aller vorftehen- 
den Erörterungen ergibt aljo das Refultat: Es fei ven Klägern bie 
Nachweiſung nicht gelungen, daß ihr teftamentarifches Erbrecht nad 
Iohann Dullas Grafen v. Dietrihftein jeden anderweitigen Anſpruch 
auf das Nahlaßvermögen des Legteren, infofern hiezu auch das von 
ihm befeffene, von Jacob Grafen Xeslie geftiftete Fideicommiß ge- 
rechnet wird, ausfchliege, indem fie die KRechtsungiltigleit der vom 
Strafen Leslie im 8. 3 feines Teftamentes vom 22. Jänner 1690 
zu Gunften der katholiſchen Miffion in Schottland getroffenen Anord⸗ 
nung darzuthun nicht vermochten. Damit entfällt die Grundlage des 
Klagebegehrend und es fonnte daher demſelben nicht flattgegeben 
werben. — Das O. L. ©. beftätigte die erftgerichtliche Entſcheidung. 

Die a. o. Revifionsbejhwerde der Kläger wurde von bem 
oberften Gerihtshefe verworfen. Gründe: Nach dem Hofder. v. 
15. Februar 1833, I. ©. ©. Nr. 2593, dürfen glechförmige Ur⸗ 
theile nur wegen Nichtigkeit oder offenbarer Ungerechtigkeit abgeändert 
werden. In der Appellationshefchwerde, auf welche fi) die Reviſions⸗ 
beſchwerde bezieht, bezeichnen die Kläger das erftrichterlihe Urtheil in 
formeller Beziehung als unrichtig und ungefeglich, weil 1. der Richter 
bie procefiuale Stellung der Streittheile im Erbſchaftsproceſſe und 
in&befondere die Bertheilung ber Beweislaft falſch aufgefaßt habe, 
indem den Klägern die Nachweiſung auferlegt wurde, daß ihr Erb- 
recht jeden anderweitigen Anjpruh auf das Nadlaßvermögen des 
Johann Duklas Grafen v. Dietrichftein ausſchließe, daß ſomit das 
von Yacob Grafen v. Leslie der katholiſchen Miſſion in Schottland 
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zugebachte Vermächtniß ohne rechtliche Geltung fei und die zu Gunften 
diefer Miffion verfügte Subftitution nicht eintrete. In diefer Rich— 
tung wird von den Beichwerbeführern behauptet, daß in Erbſchafts— 
procefien, insbefondere bier, wo fich noch feiner der Gtreittheile 
im Befige der Erbſchaft befindet, jeder Streittheil gewiſſermaßen 
Kläger und Bellagter ift, jever Erbsprätendent alle rechtserzeu⸗ 
genden, d. i. jene Thatſachen zu erweifen bat, welche fein Erbrecht 
begründen, während dem Gegentheile der Beweis jener Thatfachen, 
welche das an ſich beftehende Erbrecht in dem fpeciellen Falle aus: 
ſchließen, der Beweis der rechtshindernden Thatſachen obliegt; daß 
aljo die als rechtshindernde Thatfache anzufehende factifhe und redht- 
lihe Eriftenz der als fiveicommifjarifcher Subftitut berufenen fatho- 
liſchen Miffion in Schottland von dem erbserklärten P. Peter Beckr 
gegen die Kläger und nicht von den Klägern das Gegentheil erwiefen 
werden muß; 2. weil ben Klägern ein anderer Beflagter unterfchoben 
wurde. m diefer Beziehung führen die Bejchwerdeführer an, daß 
P: Bedr fih Namens der von ver Gefelihaft Jeſu unterhaltenen 
fatholifhen Miffion in Schottland erbserflärt habe, daß weder in 
diefer Erbserflärung, nod im Vorproceſſe (in der Verhandlung, wer 
im Erbredtsftreite ald Kläger aufzutreten habe) fih eine Anbeutung 
finde, daß eine fromme Stiftung die fubftituirte Erbin fei, daß der 
Borproceh im Erbjhaftsftreite einen integrirenden Beftandtheil bes 
Hauptprocefjes bilde, daß es alfo unzuläffig fei, wenn nunmehr an 
die Stelle der katholiſchen Miſſion in Schottland eine von den Klägern 
gar nicht beflagte pia causa unterfhoben werde, daß ſich die Kläger 
diefe mutatio libelli nicht gefallen zu laſſen brauchen, weil es fidy 
um eine gerichtorbnungswidrige Aenderung in der Hauptjadhe, näm⸗ 
(ih in der Perfon des Erbsprätendenten handle; 3. weil die Kläger 
felbft dann nicht peremptorifh abgewiefen werben konnten, wenn vie 
im Leslie'ſchen Zeftamente gemachte Subftitution wirklich eine causa 
pia beträfe, da in diefem Falle die geflagte causa pia zur Zeit 
der Klagsüberreihung rechtlich noch nit exiſtirte und der an 
gebli für viefelbe intervenirende P. Beckr die Legitimation zum 
Procefie nicht ausgewieſen habe. Es wird ſich diesfalls auf den 
8. 646 a. b. ©. B., auf die Hofvecrete vom 13. Yänner 1821, 
Nr. 1730, vom 21. Mai 1841, Nr. 137, vom 7. Suli 1841, 
Nr. 541 9. ©. ©. und auf ven $. 84 des kaiſerl. Patente vom 
9. Auguft 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, bezogen, nad) welchen der rechtliche 
Beftand einer frommen Stiftung von der Entſcheidung der Admini⸗ 
ftratiobehörden abhängt, vor welder eine ſolche fromme Stiftung mit 
dem Rechte der juriftifchen Perfönlichkeit nicht exiſtire. Auch wird 
auf die Finanzminifterialerläffe v. 13. Auguft 1851, Nr. 188, und 
16. Februar 1855, R. ©. Bl. Nr. 34, hingewiefen, nad melden 
die Vertretung von Stiftungen, fofern es fih um deren erfte Con» 
fituirung handelt, der Finanzprocuratur zuſteht. — Alle dieſe Ber 
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ſchwerdepunkte ſind nicht geeignet, die unterrichterlichen Urtheile als 
ungeſetzlich darzuſtellen. Ad 1 iſt zu bemerken, daß nach 8. 126 
des kaiſerl. Patentes vom 9. Auguſt 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, 
in dem alle, ald die Erbserklärungen teflamentarifcher Erben unter 
einander im Widerſpruche ftehen, das Gericht denjenigen der flreiten- 
den Erben zur Ueberreihung ber Klage anzuweiſen hat, welder, um 
fein Erbrecht geltend machen zu können, ven flärferen Erbredtstitel 
feines Gegners vorerft entkräften müßte. Da nun durch rechtskräftige 
Entſcheidungen feftgeftelt ift, daß die Allovialerben den Klageweg 
gegen die katholiſche Miffion und gegen den Staatsſchatz zu betreten 
haben, fo Liegt e& ihnen au ob, den flärferen Erbrechtstitel diefer 
Letzteren zu entfräften, d. h. alfo zum beweifen, daß die zu Gunften 
der katholiſchen Miſſion verfügte Subftitution rechtsungiltig fei. Die 
Ungiltigfeit tiefer Subftitution ift für die Kläger eine rechtderzeugende 
Thatfahe, ein nothwendiger Beftandtheil ihres Klagsfundamentes, 
daher von ihnen zu erweifen, weil das Erbrecht der Allovialerben 
überhaupt nur im alle der Ungiltigkeit jener Subftitution vorhanden 
fein kann. Uebrigens ift die Frage, ob die katholiſche Miflion in 
Schottland ihre eigene Exiſtenz, over ob die Kläger deren Nichteriftenz 
zu erweifen haben, ohne Gewicht, wenn man bie fatholifhe Mifſion 
als pia causa auffaßt. Ad 2. Hier kommt zu erwägen, daß die 
Revifionswerber durch die gerichtlichen Entſcheidungen angewiefen 
wurden, gegen die Tatholifche Miffion in Schottland unter Vertretung 
des Vorftehers der Gefellfchaft Jeſu und gegen ven Staatsihag unter 
Vertretung der Finanzprocuratur als Kläger aufzutreten, daß in biefer 
Weife au die Klage überreicht wurde. Gegenftand der Entſcheidung 
im Borprocefje war nicht die Löfung der Frage, was man unter dem 
Ausprude „Latholifhe Miffion in Schottland” zu verftehen habe, ob 
diejelbe al8 Zweck oder als collegium, al® universitas personarum 
aufzufaffen ſei. Es Konnte dem Bertreter der katholiſchen Miffton 
in Schottland nicht verwehrt fein, im vorliegenden Procefje im Wege 
feiner Vertheidigung die rechtliche Natur dieſer Miflion dem Richter 
darzulegen; nicht das, was die Kläger unter dieſem Ausdrucke ver- 
ftanden haben, ſondern das Refultat der grammatilalifhen und Logis 
jhen Auslegung ift maßgebend. Es Tann demnad von ber Unter- 
ſchiebung eines anderen Bellagten feine Rebe fein. Ad 3. Daß bie 
Trage, ob der katholiſchen Miſſion in Schottland ter Charakter einer 
juriſtiſchen Perſon zukomme, nicht nach tem jetzt geltenden, ſondern 
nach gemeinem Rechte zu beurtheilen iſt, kann nicht bezweifelt werden. 
Die Kläger ſelbſt haben in der Replik angeführt, daß die Rechts⸗ 
wirkſamkeit des Leslie'ſchen Teftamentes, beziehentlih der barin zu 
Gunſten der fatholifchen Miſſion getroffenen Verfügung fowohl der 
äußeren Form, al8 auch dem Inhalte nad, fomit au in Anfehung 
ber Erbsfähigfeit der eingefegten fchottifhen Miffion nad) gemeinem 
Rechte zu benrtheilen if. Wenn num ver erfte Richter auf Grund 


ber Beflimmungen des gemeinen echtes der causa pia Erbfähigkeit 
und dent P. Bedr die Befugniß zur Vertretung berfelben in dieſem 
Proceffe zuerlannte, jo kann darin eine Berlegung des Geſetzes ums 
foweniger gefunden werben, als die Berufung des Sejuitengenerals 
zum curator pise causse einen heil ter ftreitigen Subftitutions- 
verfügung bildet, Bon einer Vertretung der Binanzprocuratur könnte 
erft dann die Rebe fein, wenn vorerft die Rechtsbeſtändigkeit der 
causa pia zur ridhterlihen Anerkennung gelangt ift; es fteht anderer- 
jeit8 auch no in Frage, ob in der Anordnung des Grafen Leslie 
eine Stiftung im Sinne des $. 646 a. b. ©. B. gelegen ifl. — 
In materiellrehtliher Beziehung werden von den Revifiondwerbern 
bie unterrichterlichen Urtheile als ungeſetzlich bezeichnet, weil a) bie 
Beflimmungen des $. 3 des Teftamente8 unrichtig interpretirt wurben ; 
b) weil die vom erften Richter angenommene pia causa überhaupt 
nicht und insbeſondere nicht vor Eintritt der ftaatlihen Genehmigung 
eine juriftifche Perfönlichkeit habe und taher aud nicht erbsfähig fei; 
ec) weil die Legirung für katholiſche Miffionszwede in Schottland feine 
fromme Stiftung, pia causa, fei und weil bei Beurtheilung der Pietät 
ein falſches Geje vom Nihter angewendet wurde. Dagegen wird 
bemerlt ad a): Die Auslegung, welde die Untergerichte dem 8. 3 
bes Teſtamentes gegeben haben, verftößt weber gegen die Geſetze ber 
Logik, noch gegen ein pofitives Geſetz, fie fann demnach als eine 
verfehlte und die darauf bafirte Entſcheidung als eine offenbar un- 
gerechte nicht angejehen werden. Wenn die Revifiondbewerber be- 
haupten, daß nicht das canoniſche Recht, ſondern der zur Zeit ber 
Zeftamentserrihtung herrſchende gemeine Sprachgebrauch dafür maß- 
gebend jei, was man unter Miffion zu verftehen babe, fo muß da⸗ 
gegen erinnert werden, daß aud der allgemeine Sprachgebraud mit 
dem Ausdrucke „Miffion“ vie Thätigkeit für die Belehrung überhaupt 
bezeichnet. Die Revifionswerber führen weiter an, daß, nachdem zur Zeit 
ber Teftamentserrichtung zwei fatholifche Miſſionen in Schottland beftan- 
den und voraudzufehen war, daß fpäter noch mehrere entftehen würden, 
ber Erblafjer das Bermögen nicht der vom Belieben des patris gene- 
ralis der Societät Jeſu abhängigen katholiſchen Miffion zumenden 
durfte, wenn er Miffionszwede überhaupt meinte, daß er dann Das 
auf eine beſtimmte Mifjion hinweiſende Wörtchen „der“ binweglaffen 
mußte. Auch diefer Behauptung kann ein befondered Gewicht nicht 
beigelegt werben, weil eben daraus, daß der Erblaffer unterlaffen 
bat, jene Miffionsunternehmung, welcher das Legat zufommen fol, 
jpeciel zu bezeichnen, zu folgern wäre, daß es demfelben nicht um 
eine conerete Miffionsunternehmung, fondern um die Sache ver fatho- 
liſchen Miſſion in Schottland überhaupt zu thun war. Die weitere 
in der Appellationsbefchwerte aufgeftellte Behauptung, daß es dem 
Grafen Leslie, als politifhem Parteigänger der Stuarts, nit um 
die Verbreitung des Glaubens, fondern darum zu thun war, bie 
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politifche Thätigfeit der Jeſuiten im Interefle der geftürzten Dynaftie 
zu unterflügen, wäre nicht im Einklange mit dem Umftande, daß der 
Zeftator diefe Unterftügung von dem Abfterben zweier Yamilien ab- 
hängig machte. Ad b): Bezüglich dieſes Beſchwerdepunktes hat Der 
erfte Richter im Einklange mit den von ihm aufgeführten Commen⸗ 
tetoren angenommen, daß die causa pia die testamenti factio passiva 
genieße, daß zur Hechtöbeftändigfeit der causa pia, d. i. zur Erthei⸗ 
lung der juriftifhen Perfönlichkeit die ftaatlihe Genehmigung nicht 
vorgefchrieben fei und daß die vom Grafen Leslie zur Succeflion 
berufene causa als pia und der Zwed als ein erlaubter angefehen 
werden könne. Zur Rechtfertigung diefer Annahme hat fih das 
Landesgericht auf die drei erften Titel des erjten Buches des Codex 
und insbefondere auf const. 13 und 23 Cod. 1, 2 de sacros. eccl., 
dann const. 24, 28, 46, 49, pr. und $. 1 de episc. et cler. C. 1,3 
und auf bie glofjirte Nov. 131, cap. 10 berufen. In viefen geſetz⸗ 
jihen Beftimmungen werben piae causae redtlih anerkannt, ohne daß 
einer befonderen Genehmigung Erwähnung gefchieht; jo 3. B. ift in 
der Stelle const. 46 Cod. 1, 3 davon die Rebe, daß, wenn Jemand 
auf den Todesfall entweder durch Erbseinfegung oder durch Ber: 
mächtniß, Schenkung auf den Todesfall oder auf andere geſetzliche 
Weiſe einer frommen Stiftung etwas hinterläßt, die Erben verbunden 
find, das, was verorbnet worden, in alle Wege zu erfüllen und aus⸗ 
zuführen, In dieſer Beftimmung wird des Erforbernifjes der Ber- 
leihung der juriſtiſchen Perfönlichkeit nicht gedacht, obwohl darin von 
ber Begründung einer folden Anftalt die Rede if. In der Stelle 
const. 49 Cod. 1, 3 ift in mehreren Paragraphen von lestwilligen 
Anordnungen pro redemptione captivorum und für Arme die Rede, 
ohne daß der Nothwendigfeit einer vorherigen ftaatlihen Genehmigung 
Erwähnung gefhähe. Es heit insbefondere, daß, wenn Jemand, 
um ber Beflimmung der Lex Falcidia auszumeichen, fein ganzes Ver⸗ 
mögen für die Auslöfung der Gefangenen zu vermachen wünfdt und 
beshalb die Gefangenen felbft zu Erben eingefett hat, befohlen werde, 
damit es nit den Anſchein habe, als ob er die Erbseinfegung auf 
ungewiffe Perfonen gerichtet hätte und aus dieſem Grunde fein letter 
Wille angefochten werben könnte, daß eine ſolche Erbseinfegung wegen 
ihres frommen Zmedes giltig fe. In Nov. 131, cap. 10 ift der 
Verfügung gedacht, wodurch Jemand in feinem legten Willen bie 
Gründung eines Bethaufes, Hofpitales, Armen» oder Waiſenhauſes 
oder irgend einer anderen frommen Stiftung verorbnet; im cap. 12 
ift von einem Legate die Rebe, weldhes von Jemandem zu frommen 
Zwecken binterlaflen worden ift, ohne daß in diefen Beftimmungen 
die flantlihe Genehmigung zur Erwähnung kommt. Gegenüber diefer 
Begründung des erften Richters berufen fi die Kläger i in der Appel- 
lationsbefhwerde auf einige Rechtslehrer, die eine entgegengefekte 
Meinung ausfprehen, dann auf L. 8, Cod. VI, 14 de hered. inst,, 
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worin es heiße, daß ein Collegium, infofern e8 nicht mit einem be- 
fonderen Privilegium verfehen ift, feine Erbſchaft erwerben Tann, 
ferner auf L. 1, D. IH, 4 und L. 3, 8. 1. D. XLVII, 22. Allein 
diesfalls iſt Kinzumeifen auf L. 20, D. XXXIV. 5, de rebus dubiis; 
werin e8 heißt: „quodsi corpori, cui licet coire, legatum sit, de- 
beatur“, dann auf Cod. VI, 48 de incertis personis, woraus ber- 
vorgeht, daß, wenn etwas ein für alle Mal oder jährlich zu milden 
Sweden hinterlaſſen worden ift, der legte Wille des Teſtators gelten 
jolle, ferner auf L. 1, D. XLVII, 22, worin gefagt wird, daß reli- 
gionis causa coire non prohibentur, endlid auf die vom erften Richter 
citirte Nov. 131, durch welde als neueres Geſetz einer allfälligen 
früheren entgegengefeßten Veſtimmung jedenfalls derogirt wurde nad 
dem Grundſatze: Lex posterior derogat priori, deſſen Anwendung 
aus L. 29, Cod. VI, 23 erfidtlih if. Mit Rüdfiht auf dieſe Er- 
örterungen kann in der Annahme der Untergeridhte, daß vie causa 
pia Die testamenti factio passiva genieße und daß zu ihrer Rechts⸗ 
beftändigfeit die ftaatlihe Genehmigung nicht vorgefchrieben fei, eine 
bie Nichtigkeit der Entſcheidung bewirfende Gefegesverlegung nicht 
erfannt werben und es muß andererfeitd die Behauptung der Kläger, 
daß die Trage der Erböfähigkeit einer causa pia vor Ertheilung der 
ftaatlihen Genehmigung, weil fie nach gemeinem echte ftreitig fei, 
nach öſterreichiſchem Rechte mit Rüdfiht auf 8. 646 a, b. ©. 3. 
entſchieden werden müſſe, als unbegründet bezeichnet werben. Ad c): 
In Betreff dieſes Befchwerbepunftes wird in der Appellationsbe- 
ſchwerde behauptet, daß die Entſcheidung über die Trage der Pietät 
einer Stiftung und fomit ihrer juriftifhen Exiſtenzberechtigung aus- 
ſchließlich den Adminiftratiobehörben zukomme; daß der erfte Richter 
die Frage der Pietät fälſchlich nach gemeinem Rechte beurtheilte, da 
die Pietät einer bedingt inſtituirten pia causa nur nach den Geſetzen 
des Ortes und der Zeit beurtheilt werden könne, wo und wann das 
bedingte Legat durch den Eintritt der Bedingung rechtswirkſam ge⸗ 
worden iſt und zur Ausführung kommen ſoll; daß demnach nur das 
zur Zeit des Erbsanfalles, d. i. am. 14. Jänner 1861 in England 
und höchſtens die zur ſelben Zeit in Oeſterreich, wo das Vermögen 
liegt, geltenden Geſetze und Rechtsanſchauungen in Anwendung zu 
tommen haben. In Erwägung aber, daß, wie die Kläger in ber 
Appellationsbefchwerbe ſelbſt anführen, die Pietät der bedachten causa 
die Borausfegung und Bedingung ihrer Erbfähigfeit ift und daß bie 
Lestere nad dem gemeinen Rechte zu beurtheilen kommt; daß durch 
eine Allerhöchfte Entſchließung ausgefprocden ift (fiehe im Eingange), daß 
die Frage, melde Rechte der katholiſchen Miffion in Schottland aus 
dem Teſtamente des Grafen Leslie gebühren, mithin implieite auch 
bie Frage: ob ihr die Rechte einer pia causa zulommen, durch den 
Civilrihter zu entfcheiden fei, kann in dem Borgehen des erſten 
Richters, welcher die Trage der Pietät der pia causa nad) gemeinem 
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Rechte beurtheilte, eine Geſetzverletzung umſoweniger erkannt werben, 
als, wie das Gericht erſter Inſtanz motivirt hat, ein Unternehmen, 
welches auf die Erhaltung und Ausbreitung der auch in Schottland 
geſetzliche Anerkennung genießenden katholiſchen Kirche abzielt, auch 
in Schottland als geſetzlich zuläſſig angeſehen werden muß. — Da 
nad) dem Geſagten die im Hofder. v. 15. Februar 1833, 3. ©. ©. 
Nr. 2598, zur Abänderung gleihförmiger Urtheile vorgejchriebenen 
. Bedingungen nit vorliegen, wurde bie a. o. Reviſionsbeſchwerde 
verworfen. 


Nr. 7118. 
Friſt zur AUppellationsanmeldung in einem bei dem Handels⸗ 
gericht als Concursgericht geführten Liquidirungsproceß. 


Entid). v. 27. Anguit 1878, Nr. 3993 Anideb. ded Decr. des O. L. G. 
Prag v. 5. Februar 1878, Nr. 3032). ©. 3. 1879, Nr. 104. 


In dem beim K. ©. Reichenberg hängenven Taufmännijchen. 
Concurfe de8 B wurde ber von feiner Ehefrau gegen die Concurs- 
maſſe angeftrengte Proceß peto. Richtigkeit einer Wechjelforberung 
von 6965 fl. verhandelt und vom „Sreidgerichte als Handelsſenat 
und als Concursgeriht” entſchieden. — Am 13. Tage nad) Zuftellung 
des Urtheils ergriff der Concursmaſſeverwalter die Appellation, welde 
von dem D. 2%. ©. als verfpätet zurüdgewiejen wurde, weil über 
dad Bermögen des Cridars der kaufmänniſche Concurs anhängig if, 
und ber Rechtsſtreit bei dem Sreisgerichte als „Handelsſenat“ durch⸗ 
geführt wurde, mithin die Appellation in der im 8. 9 des Patentes 
vom 9. April 1782, 3. ©. ©. Nr. 41 (Verfahren in Handels» 
ftreitigfeiten), normirten Frift von 8 Tagen anzumelden war. 

Auf den Recurs des Concursmaſſeverwalters caffirte der oberfte 
Gerichtshof die obergerichtliche Verordnung mit dem Auftrage, über 
bie Appellationsbeſchwerde meritorifch zu erkennen. Gründe: Auch 
für den vorliegenden, eine Wechſelforderung betreffenden, beim Kreis⸗ 
gerichte als Handelsſenat durchgeführten Rechtsſtreit ift die Beftim- 
mung des $. 131 der C. DO. (Anwendung der Vorſchriften über das 
ordentlihe Verfahren) maßgebend, und es macht keinen Unterfchied, 
dag es fih hier um einen kaufmänniſchen Concurs handelt, weil bie 
Concursordnung in diefer Hinfict für den faufmännifhen Concurs nichts 
Beſonderes anorbnet, mithin nach $. 191 verfelben vie Beftimmungen 
über das ordentliche Concursverfahren i in Anwendung kommen, woraus 
folgt, daß die Friften zur Appellationsanmeldung nad ven Beftim- 
mungen ber a. ©. O., und nit nah dem Patente vom 9. April 
1782, 3. ©. ©. Nr. 41, zu beurtheilen find. Die vor Ablauf der 
gerichtSorbnungsmäßigen Friſt von 14 Tagen überreichte Appellation 
war daher rechtzeitig angebracht. 
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Nr. 7119, 
Aufhebung eines ergangenen Zahlungsbefehles auf Grund 
ber von dem Schuldner gemachten Anzeige feiner Minder⸗ 
jährigkeit: Unzuläffigkeit eines Spruches in der Sache felbft 
und über die Procepkoften. 
Entſch. v. 27. ‚Ainguit 1878, Nr. 8718 (Beil. des das Decr. des H. ©. 
Wien v. 5. Mürz 1878, Nr. 226282, aband. Decr. ded D. N. Wien vom 
14. Juni 1878, Nr. 5081). ©. 5. 1879, ©. 428. - 

Im Jahre 1871 wurde auf die Mandatöflage des A gegen B 
peto, Zahlung von 457 fl. der ZahlungSbefehl erlaſſen und auf 
Grund deſſen im Jahre 1877 die Mobilienerecution gegen B bewilligt 
und vollzogen. Nun machte B die Anzeige, daß er zur Zeit der Con- 
trabirung der eingeflagten (Wechſel-) Schuld noch minderjährig war 
und fi daher giltig nicht verpflichten konnte. — Nach vorgängiger 
Bernehmung der Parteien und amtlicher Conftatirung diefes Umſtandes 
wurde von dem Gerichte erfter Inftanz die Zahlungsauflage, der Exe⸗ 
eution@befcheid und der Pfändungsact aufgehoben, in Folge des von 
B geftellten Begehren® ausgeſprochen, daß derſelbe nicht ſchuldig fei, 
die ihm mit dem Zahlungsbefehle aufgetragene Zahlung von 457 fl. 
zu leiften, und der Kläger A in den Erſatz ter Gerichtskoſten an B 
verfällt. — In Erwägung, daß B zur Zeit ter gegen ihn angebrachten 
Klage nody minderjährig, und daher zufolge SS. 63 und 64. a. G. O. 
nicht fähig war, ſich vor Gericht felbft zu vertreten, daß aljo die gegen 
benfelben erlafjene Zahfungsauflage, die an ihn erfolgte Zuftellung 
verjelben und ebenfo die auf Grund diefer gerichtlichen Acte gegen 
ihn bewilligte und vollzogene Execution offenbar nidhtig find, daher 
auf feine Nullitätsanzeige in Gemäßheit der Hofdecrete vom 4. Juni 
1789 Nr. 1015 und vom 14. October 1803, Nr. 629 ver 9. ©. ©,, 
aufzuheben waren, — bat das DO. 2. ©. die erſtgerichtliche Vernich— 
tigung diefer Acte beflätigt, dagegen mit Abänderung der Entjcheidung 
ber erften Inſtanz das Begehren des B um das Erfenntniß, daß er 
nicht ſchuldig fei, die gegen ihn eingeflagte Wechjelforderung zu zahlen, 
abgewiefen und die Berfällung des A in den Erſatz der Gerichtsfoften 
befeitigt, weil der von B begehrte Spruch nur im Proceßwege über 
eine orbnungsmäßige Klage ftatthaft ift, hier aber nur eine amtliche 
Erhebung über die Nullität der Klage des A und deren Zuſtellung, 
keineswegs aber ein orbentliches Streitverfahren ftattgefunden bat, 
weshalb auch die Berurtheilung des A zum Erfage der diesfalls dem 
Gegner erwachſenen Koften nah dem Gefege vom 16. Mai 1874, 
R. ©. Bl. Nr. 69, gar nicht zuläffig war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die oberlandesgerichtliche Ber: 
ordnung mit Hinweiſung auf deren vollkomnmen gejegmäßige Bes 
gründung. | 


Nr. 7120. 

Beſitzſtörungsklage des früheren Beklagten gegen ben in 
einem vorhergegangenen Befitflörungsproceß aufgetretenen 
und abgewiefenen Kläger: replica rei judicatae ? 
Entid. v. 27. Auguft 1878, Nr. 8854 (Beft. des dad Decr. ded B. G. Fried⸗ 
land v. 20. ebrnat 1878, Nr. 713, abänd. Decr. des D. * N Prag vom 
4. April 1878, Nr. 11798). 6. 9. 1878, ©. 4 

In der Befisftörungsflage des B gegen ven A F um das 
Erkenntniß gebeten, daß A, indem er — im Juni 1877 — das 
Gras auf dem Wieſenrande des Grundſtückes X abmähen ließ, den 
B in dem Beſitze dieſes Wieſenrandes geſtört habe. — Beide Unter⸗ 
gerichte erkannten gegen das Klagbegehren mit der Begründung, daß 
B feinen Befig des Wiefenrandes nicht bewiefen habe; die erftgericht- 
lihe Motivirung enthielt noch den Beiſatz, daß diefer Befig vielmehr 
dem A zufomme. Bald darauf ließ B das Gras auf dem Wiefen- 
rande abmähen und wurde nun von A wegen Beftsftörung belangt. 
Da B den Beſitz des A in Abrede ftellte, replicirte der Lebtere, daß 
durch Die voraufgegangenen Entſcheidungen fein Befig anerfannt worden 
fei und feines Beweiſes mehr bevürfe; duplicando beftritt B die von 
A jenen Entſcheidungen zugefchriebene Wirfung der res judicata in 
den: gegenwärtigen Proceß. Bon dem Gerichte erfter Inftanz wurde 
der Klage des A ftattgegeben, weil durch die voraufgegangenen Pro- 
ceßentfcheidungen eine Norm für den legten Befigftand geſchaffen 
wurde und der Befiß des A keines weiteren Beweiſes bevürftig fei. 
Das O. L. ©. verordnete, mit Aufhebung dieſes Endbeſcheides, bie 
vorgängige Vernehmung der Zeugen beider Parteien über die von 
ihnen vorgebracdhten Befigbehauptungen mit der Begründung, daß bie 
in dem frühern Streite ergangene Entſcheidung nicht als Beweis bes 
von A angefprodhenen Befiges gelten fann, nachdem durch diefelbe dent 
A der Beſitz nit zuerlannt, fondern lediglich das Begehren des B um 
gerichtlihen Schuß feines Befiges abgewiefen morben ift. — Die Beweis⸗ 
aufnahme fand ftatt und ungeachtet des für B günftigen Ergebniffes 
derfelben, erfannte das Gericht erfter Inſtanz wieder nad dem Klage- 
begebhren, aus folgenden Gründen: Dur die Entfheidung im erften 
Proceß, welde ausfprah, daß A durd das Abmähen des Wiefen- 
randes im „uni 1877 den B in dem Beſitze desfelben nicht geftört 
babe, und darum die Klage des B gegen den A abwies, wurde der 
Letztere implicite im Beſitze des Wiefenrandes gefhügt. Dies folgt 
mit Nothwendigkeit aus der Duplicität der Befigllagen. Das posses- 
sorium summariissimum bezwedt die proviforifhe Normirung des Be⸗ 
fisftandes ($. 15 der kaiſerl. Verordnung vom 27. October 1849, 
R. ©. Bl. Nr. 12), welde hier durch die Entſcheidung bes früßern 
Proceſſes bewirkt wurde und von B nur mehr im orventlihen Rechts⸗ 
wege befämpft werben durfte. 
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In Uebereinftimmung mit ber zweiten Inftanz bat der oberfte 
Gerichtshof die Klage des A abgewieſen. Gründe: Es ift nicht zu- 
läffig, aus der Thatfahe, daß A im Juni 1877 den Wiefenrand 
abmähte, zu folgern, dag er dadurch in den ruhigen Beſitz desſelben 
gefommen fei, — da B der auf Erlangung des Befites (durch das 
Abmähen) gerichteten Abficht des A durch feine Klage fi gerichtlich, 
wenngleich ohne Erfolg wiverfegt hat, und daher nicht behauptet wer- 
den kann, daß er es bei ver Beſitzanmaßung des Gegners „bewenben 
ließ und die Erhaltung des Beſitzes nicht einklagte” (8. 351 a. b. 
G. 3.). Die replicatio rei judicatae des A fand ihre treffende 
MWiderlegung fohon in den Motiven des Erlaſſes (fiehe oben), mit 
welhem das O. 2. ©. die Ergänzung des Berfahrens durch Auf- 
nahme der Zeugenbeweife der Parteien angeordnet hat. 


Nr. 7121. 


Abtretung der Rechte des von einem Correalſchuldner voll- 
ftändig befriebigten Gläubigers: Wirkung berfelben. 


Entſch. dv. 27. Auguſt 1878, Nr. 9683 (Beit. des dad Decr. des B. ©. Mielec v. 
20. Mai 1876, Nr. 2944, abänd. Decr. ded O. 2. ©. Krakau v. 14. Inni 
1877, Nr. 6128). ©. H. 1879, S. 270. 

Laut notarieller Urkunde find A, B und C Solidarſchuldner 
von 2000 fl. des D geworden, weldher die ganze Summe bei A 
eintrieb und demfelben die ihm (D) aus dem Notariatsacte zuftehenden 
Rechte abtrat. Auf Grund der mit der Bollftredungsclaufel (8. 3 
Not.⸗Ordn.) verfehenen Schuldverſchreibung und des Ceffionsinftru- 
mentes begehrte nun A tie Einräumung des erecutiven Pfandrechts 
an einer Tiegenfchaft des B für die ganze Summe von 2000 fl. — 
In erfter Inflanz wurde ihm das Pfandrecht für */,, von dem 
D. 2%. ©. nur für '/, der 2000 fl. bewilligt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Verordnung der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Durd die Ceſſion des D wurde A keineswegs 
bereditigt, mit Berufung auf die Solidarität der Schulpner, die Er- 
theilung des executiven Pfandrehts an dem Oute des B für (die 
nad Abzug des auf ihn felbft fallenden dritten Theil übrigen) */, 
ber Schulpfumme anzufprehen: um dies begehren zu fünnen, müßte 
von den Solidarſchuldnern im Sinne tes 8. 896 a. b. G. B. vereinbart 
worden fein, daß fie demjenigen von ihnen, ber die ganze Schuld 
zahlt, ungetheilt zur Zahlung ter auf fie fallenden Antheile ver- 
pflichtet feien, wibrigend nad) dem cit. Paragraph jeder nur für feinen 
Antheil (Y,) haftet. 
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Nr. 7122, 
Anfehtung der Schenkung einer Liegenſchaft duch einen 
verfürzten Gläubiger: Unftatthaftigfeit ber bücherlichen 
Anmerkung der Anfechtungsklage. | 
Entf. v. 27. Au uguft 19 1878, Nr. 9684 (Beil. des dad Deer. des B. ©. 
Bielge v. 7. ser ar 1878, Mu 623, abänd. Decr. des O. L. G. Krakau v. 
6, Juni 1878, Nr. 4772). Zeitſchrift für dad Notariat 1879, Nr. 20. 

Nachdem tie Streitigfeit des A wider C pcto. Zahlung meh- 
rerer Forderungen des Exfteren fehiedsgerichtli gegen C entfchieden 
worden war, verſchenkte diefer feine Liegenſchaft grundbücherlich 
an feine Frau B. Diefe Schenfung wurde von A nah $. 953 
a. b. G. 3. mittelft Klage gegen die B angefochten, deren bücherliche 
Anmerkung A begehrte — Die in erfter Inftanz bewilligte Klage: 
anmerfung wurde von dem DO. 2. ©. verweigert. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entſcheidung. 
Gründe: Nah $. 61 des Orundb.-G. kann bei Löſchungsklagen 
die Streitanmerfung nur von Demjenigen begehrt werben, ber durch 
eine Einverleibung in feinem bücherlichen Rechte verlegt wurde; eine 
ſolche Berlegung aber fonnte bei A nicht eintreten, da ihm an ber 
von C auf feine Gattin B übertragenen Realität feine bücherlichen 
Rechte zuftanden. Es ift aber das Begehren um Anmerkung ber 
Streitanhängigfeit aud nicht burh ben $. 20 lit. b gereditfertigt, 
dba von A ein dingliches Recht in Bezug auf dieſe Realität nicht 
angefprocden, fondern die Ungiltigerflärung der von C feiner Gattin 
gemachten Schenkung dieſer Realität und die Löſchung ihrer Eigen⸗ 
thumsanſchreibung wegen Ba urzung des Klägers in ſeinen Forderungen 
gegen den Donanten (8. 953 a. b. G. B.) begehrt wird. 


Nr. 7123. 


Friſt zum Necurfe gegen den Befcheid über bie Löſchung 
einer Pränotation wegen unterbliebener Rechtfertigung. 
Eutſch. v. 28. Anguft 1878, Nr. 9334 (Aufheb. ded Decr. des O. L. G. Krakau 
v. 9. Mai 1878, Nr. 2240). Zeitſchr. f. d. Notariat 1879, Nr. 19. 

Das Geſuch des A um Löfhung einer Pfandrechtspränotation 
wegen unterbliebener Rechtfertigung wurde nad) vorgängiger Verhand⸗ 
Inng abgewiefen. A ergriff ven Appellationsrecurs innerhalb ber 
grundbuchsgeſetzlichen Frift von 30 Tagen ($. 127 Grundb.-©.), 
welcher jedoh von dem DO. 2%. G., weil nad Berflreihung ber ge- 
richtsordnungsmäßigen Frift (von 14 Lagen) angebradt, als ver- 
fpätet zurüdgewiefen wurde. 
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Der oberfte Gerichtshof caffirte die obergerichtliche Entſcheidung 
mit dem Auftrage, den Recurs meritoriſch zu erledigen, weil das 
Geſuch des A die Löſchung einer Pfandrechtspränotation wegen nicht 
erfolgter Rechtfertigung bezwedt und auf dasſelbe die Verhanblung 
nah $. 45 Grundb.⸗G. angeorbnet und durchgeführt wurde, mithin 
fowohl die Form der Verhandlung als aud ver Gegenftand der Ent- 
ſcheidung eine Grundbuchsſache betrifft, und daher in Beziehung auf 
den Recurs der $. 127 des Grundb. G. zur Anwendung gebracht 
werden muß. 


Nr. 7124. 

Oautio actoria: Unftatthaftigfeit der fofortigen Abweifung 
einer Klage wegen Nichtanerbietung zur Beftellung verfelben. 
entii: v. 28. Augnit 1878, Nr. 9818 (Aufheb. des Decr. de8 DO. 8. ©. 

ien v. 23. Juli 1878, Nr. 12709). Advoc.-Zeitung 1879, Nr. 15. 

Die Klage des im Auslande wohnhaften A gegen B wurde in 
erfter Inſtanz aufrecht verbeſchieden, auf den Recurs des Bellagten 
aber, welcher geltend machte, daß ver Kläger ſich in ber Klagefchrift 
zur Leiſtung der actorifhen Kaution nit erboten bat, von dem 
O. L. ©. a limine zurüdgewiefen. 0 

Der oberfte Gerichtshof verordnete die Annahme ver Klage mit 
der Begründung, daß ber Mangel des Anerbietens der actoriſchen 
Caution der Annahme der Klage nicht entgegenftand, fondern dem 
Bellagten zu überlaffen war, fein Begehren um feiftung verjelben 
bei der erften Inſtanz in gefeglicher Form anzubringen. 


— 


Nr. 7125. 


Eonvocation der Nachlaßgläubiger: Yolgen der unterlaffenen 
Anmeldung einer Forderung. 


Entid. v. 29. Auguſt 1878, Nr. 4988 (Beft. des dad ae des L. G. Kralau 
v. 6. Juli 1877, Ne. 15729, abänd. Urth. des O. L. G. Krakau v. 20. Nov. 
1877, Nr. 14755). Jur. Bl. 1879, Nr. 22. 

Nah Berftreihung des in dem Einberufungsenict ($. 813 
a. b. ©. 8.) den Öläubigern ver Verlaſſenſchaft des M eingeräunten 
Termines belangte der Nachlaßgläubiger A, ohne feine Forderung 
von 550 fl. angemelvet zu haben, ven Univerfalerben B auf Zah— 
lung derſelben. — Das Gericht erfter Inftanz erfannte gegen das 
Kingebegehren, weil B mit dem von ihm vorgelegten Nachlaßinventar 
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nachwies, daß die angemeldeten Forderungen das Actioum der Mafle 
um 95.810 fl. überftiegen haben. — Bon dem DO. 2. ©. wurde 
bem Klagebegehren flattgegeben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
fang. Gründe: Die obergerichtliche Entſcheidung iſt volllommen ges 
rechtfertigt. Denn der Belangte, welder in ver Einrede lediglich 
anführte, Daß der Nachlaß des M durch geleiftete Zahlungen völlig 
erſchöpft fei, weil in diefer Berlaffenfhaft, veren Schnldenſtand nad 
dem Inventar den Üctioftand um 95.810 fl. überfchreite, fein Fond 
zur Befriebigung ver, eingellagten Forderung ſich befinde, hat bamit 
ven nad $. 814 a. b. ©. B. erforderlihen Beweis, daß vie Ber- 
laſſenſchaft durch die —88*— der angemeldeten Forberungen erſchöpft 
worden iſt, nicht geliefert und es kann daher dieſer vom Kläger wider⸗ 
ſprochene Umſtand nicht für wahr gehalten werden, indem das Geſetz 
nicht den Inhalt des Inventars, ſondern die wirkliche Verlaſſenſchaft 
und deren Erſchöpftſein durch die Zahlung der angemeldeten For⸗ 
derungen vor Augen hat. 


Nr. 7126. 


Vorzugsweiſe Behandlung der für ein Müllergewerbe zu 
entrichtenden Erwerbſteuer bei der Vertheilung des für die 
executiv veräußerte Mühle erzielten Meiſtgebotes. 


Eutſch. v. 31. Anguſt 1878, Ne. 10134 (Beſt. des das Decr. des B. ©. 
Krems v. 12. Gebruor 1878, Nr. 1129, abänd. Deer. ded D. 2. 6. Wien 
7. Mai 1878, ir. 6964). ©. 3. 1879, Nr. 81. 

Die ben Müller B und feiner Ehefrau gehörige Realität X, 
beftehend in einem Haufe und einer demjelben angebauten, von B 
betriebenen Mahlmühle, wurde im Erecutionswege verkauft und bei 
ber Meiftgebotövertheilung vie legtjährige rüdfländige Erwerb» und 
Einkonmenfteuer pr. 49 fl. mit vem Begehren angemeldet, daß bdie- 
jelbe aus ber auf den Realitätenantheil des B fallenden Hälfte 
des Feilbietungserlöfes vor den Pfandgläubigern gezahlt werde. — 
In erfter Inftanz wurde das Begehren abgewiefen, weil die angemel- 
beten Steuern, ald Berfonalfteuern kein Borzugsreht genießen. — 
Das D. 8. ©. verorbnete, daß diefelben als Borzugspoft zu be- 
handeln ſeien. Gründe: Da B, der bücherliche Eigenthümer der 
Hälfte des im Erecutionswege vertauften Hauſes, in demſelben das 
Müllergewerbe betrieb; da die letztjährige für dieſen Gewerbebetrieb 
bemeſſene Erwerbs⸗ und Einkommenſteuer rüdftändig ift und bei ber 
Meiftgebotsvertheilung angemeldet wurde; da das Hofder. v. 16. Sep- 
tember 1825, 3. ©. ©. Nr. 2132, den dreijährigen Rüdftänden 1. f. 
Steuern auch außer dem Falle des Koncurjes ein gefegliches Pfand- 
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recht einräumt und die Berachtnahme auf die ‚Berichtigung von 
Steuern in Fällen erecutiver Berfteigerung verorbnet; da insbefonbere 
im vorliegenden Falle mit dem Haufe auch die ein Zugehor des ſelben 
bildenden Vorrichtungen zum Betriebe des Müllergewerbes verkauft 
wurden und an den letzteren den Erwerbſteuerrückſtänden nach dem 
 Erwerbftenerpatente v. 31. Dec. 1812, pol. ©. ©. Franz L., 39. Bo. 
Nr. 77, den Einfommenfteuerrädfländen nach dem Einfommenfleier- 
patente vom 29. Dectober 1849, R. ©. BL. Nr. 439, im Concurs⸗ 
falle, dem jener des exrecutiven Bertaufes im Effecte gleichfteht,. ein 
. gefegliches Pfandredit gebührt, fo fiud die angemeldeten Steuern aus 
dem Erlöſe ber Realität, in welchem aud jener für bie Gewerbevor- 
richtungen enthalten. ift, als Borzugspoft zu berichtigen. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die Entfcheidung ber zweiten 
Inſtanz aus den Gründen derſelben. 


Nr. 7127. 


Unzuläffigteit de8 Haupteides über eine burd bereits 
abgebörte Zeugen als unrichtig conftatirte Thatfache. 
v. 3. Seht. 1878, 5861 (Ab der gleichförmigen Urt 
6 — v. lat 187 g —Ax nd d Mh D. —9 Lem 
v. 27. Nov. 1877, —* icon). G. H. 1879, ©. 30. 
| Die C, D und E, Töchter und gefetlihe Erbinnen des M 
cebirten ihre in Geldforderungen von je 240 fl. bei dem Miterben 
B beftehenden Erbportionen dem A, welder ben befagten Schuldner 
‚ auf die Zahlung belangte. B wendete ein, daß die Gebentinnen bes 
Klägers, von ihrem Bater M Mobilien im Gefammtwerthe von. 183 fl. 
als Heiratsgut erhalten haben, und daß er daher berechtigt fei, dieſe 
Summe in den Exbtheil einzurehnen; zum Beweis feiner Anführung 
beferirte B dem Kläger den Haupteid. Diefer replicirte, daß feine 
Cedentinnen die vom Belangten angegebenen Gegenflände von ihrem 
Bater zum Geſchenk erhalten haben, und bot dafür den Zeugenbeweis 
durch diefelben an. Diefer Beweis wurde aufgenommen und hatte 
das Ergebniß, daß von den drei Zeuginnen jede — allein nur für 
fih, nit auch für die andern — die Schenkung der Mobilien von 
Seite des M beftätigte. — Nun ging das Gericht erfter Inſtanz auf 
ben obigen Haupteid zurüd und erfannte, daß der Deflagte berechtigt 
fei, den Werth der Mobilien im Betrag von 183. fl. in die Klag⸗ 
forberung einzuve[hnen, wenn er durch ‚ven Haupteid den Beweis 
erbringt, daß M jene Mobilien feinen Töchtern C, D und E als 
Heiratsgut gegeben dat. — Das O. L. G. beftätigte bie erſtgericht 
liche Entſcheidung. 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 28 
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Auf die a. o. Reviſionsbeſchwerde des Klägers verurtheilte ber 
oberſte Gerichtshof ven Bellagten zur Zahlung der vollen Klagefumme 
mit unbebingter Abweifung des von ihm eingeiwendeten Einrehnungs- 
anfprudes. Gründe: In dem gegenwärtigen Stabium des Proceffes 
ift nur die Frage zu löfen, ob die vom Bellagten angegebenen Sa⸗ 
hen, welche der Erblaſſer feinen Töchtern noch bei Lebzeiten vor 
ober bei ihrer Verehelihung zugewendet bat, in ben Erbtheil ein- 
zurechnen feien oder nicht, beziehungsweiſe ob der Belangte beredhtigt 
fei, ihren Werth per 183 fl. in Abſchlag zu bringen. Seine Behaup- 
tung, daß diefe Sachen als Heiratögut gegeben worben feien, wird 
von dem Kläger beftritten, welcher anführt, daß feine Rechtsgeberinnen 
biefelden als Gejchent erhalten haben, was fie, als Zeuginnen ver- 
nommen, jede für fich, beftätigt Haben. Nach den SS. 788, 790 und 
791 a. 6. ©. B. unterliegt e8 keinem Zweifel, daß bei der gejeglichen 
Erbfolge (die bier Plaß greift), eine Tochter fi dasjenige in ihren 
Erbtheil anrechnen laſſen muß, was fie vom Bater bei Lebzeiten zum 
Heiratsgute empfangen hat, wogegen dasjenige, was fie nicht zu 
dieſem Zwede erhalten bat, wenn vom Bater nicht ausdrücklich die 
Erftattung ausbedungen wurde, für eine Schenkung gehalten und nicht 
angerechnet wird. Auf den Haupteid, welden die beiden Untergerichte 
übereinftimmend zugelafien haben, kann jedoch nicht erfannt werben. 
Es ſpricht dagegen das offenbare Bedenken, daß bereits befchworeue 
Ansfagen der Hechtögeberinnen des Klägers vorliegen, aus denen fidh 
das Gegentheil deſſen ergibt, was durch viefen vom Belangten auf 
getragenen Haupteid erwiefen werben fol. Die Zulaffung diefes Eides 
würde ſonach der Vorſchrift des 8. 276 weftgal. G. O. wiberftreiten, 
weil der Kläger gegenüber dem vom Belangten mit dieſem Eid beabſich⸗ 
tigten Beweife fi zum Beweiſe des Gegentheiles durch die genannten 
Zeuginnen erboten hat, weldher auch zugelaffen und ausgeführt wurde, 
daher gegenwärtig nur da8 Ergebniß des Zeugenverhöres den Ausſchlag 
zu geben bat. Hiernach mußte die a. o. Hevifionsbefchwerde des Klägers 
im Sinne des Hofder. v. 15. Febr. 1833, 9. G. S. Nr. 2693, beräd- 
fihtigt und die Anrechnung der 183 fl. in die eingellagten Erbtheilsfor⸗ 
derungen unbedingt als nicht begründet zurüdgewiejen werben. 


: Nr. 1 28, 
Tod des Eidespflichtigen: Erjegung des Schätzungseides 
buch die Information über einen Erfüllungseid. 


Entſch. v. 3. Sept. 1878, Nr. 9178 (Beft. ded dad Deer. ded B. G. Bozen 

v. 6. Juni 1878, Nr. 5299, abänd. Decr. des O. L. G. Junsbruck v. 25. Juni 
. 1878, Nr. 3894). ©. 3. 1879, Nr. 78. 

In dem Procefie des A gegen B pcto. Zahlung von 528 fl. 

für geleiftete Fuhren wurden bem Kläger 428 fl. gegen Ablegung 
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des Schaͤtzungseides, daß er die für. ven Bellagten gemachten Fuhren 
auf nicht weniger als 428 fl. bewerthe, zugejprohen. A ftarb vor 
der Urtheilszuftellung und fein Erbe ftellte bei dem Proceßgerichte 
das Begehren um bie Entſcheidung, daß der Schätungseib für ab- 
gelegt zu halten fei, unter Vorlage ver von A feinem Rechtsfreunde 
-ausgeftellten Information, worin A fi bereit erklärt hatte, mit dem 
Erfüllungseide zu befhwören, daß er dem B 132 Fuhren leiftete, 
und daß der Preis pr. 4 fl. für jeve Fuhre zwifchen ihm und B 
vereinbart war. — Im erfter Inflanz wurde das Geſuch abgewiefen, 
weil die Behauptung bes Geſuchſtellers, daß bie Unbietung des 
Schäßungseides in jener bes Erfüllungseives über die Zahl der ge⸗ 
leifteten Fuhren und das flipulirte Entgelt für jede einzelne derſelben, 
wodurch eine Summe erwiejen würde, welche bie mit dem Schätzungs⸗ 
eide zu befchwörende überfteigt, ſchon enthalten ſei, dein fireng aus⸗ 
zulegenden Buchſtaben des Geſetzes wiberftreitet und von ber überein- 
ſtimmenden Anficht aller brei Proceßinftanzer widerlegt wird, welche 
den angebotenen Erfüllungseid nicht als gleichbedeutend mit dem 
Schätzungseide erlannt und erflärt haben. — Dad Oberlaudes⸗ 
gericht entfchieb, daß der Schägungseib für abgeſchworen zu -gelten 
babe, in Erwägung, daß nad dem Geiſt und Zweck ver Beſtim⸗ 
mungen des $. 307 weftgal. ©. O. und des Hofber. vom 5. März 
1795, 3. ©. ©. Nr. 222, e8 bei Beurtheilung der einzelnen, hiebei 
fi ergebenden Fälle nit auf die Benennung des Eides, fonbern 
nur darauf anlommen kann, welche Umftände den Yubalt vesfelben 
bilden und auf welde die Eidesanbietung der verftorbenen Streit⸗ 
Partei gerichtet war; daß daher zwifchen bem richterlich zugelafienen 
und dem nach obigen Vorſchriften angebotenen Eide der Weſenheit 
nad, wenngleih nicht in ber Benennung, Uebereinſtimmung vor 
handen fein muß; daß dieſe wefentliche Uebereinftimmung im wor⸗ 
liegenden Falle außer Zweifel ſteht, da einerfeitS ber zugelaflene 
Schägungseid auf der nämlihen logifhen Grundlage der Berechnung 
des Gefammtfuhrlohnes aus den Fuhren und deren Einheitöpreis 
beruht, wie ber von A in ber Species facti angebotene Erfüllungseib, 
und andererſeits der legtere nur noch beflimmter die gedachten Ele- 
mente des Guthabens des A zu befräftigen vermocht hätte, allein 
aus formellen Gründen nicht zugelaffen werden Tonnte; daß, wenn A 
ſchon ſich erbot, „ziffermäßig” die Factoren feiner Forderung zu bes 
ſchwören, dieſes Angebot gemäß $. 307 weſtgal. ©. DO. um ſo mehr 
als auf die Beſchwörung eines herabgefetzten Sefammtergebnifjes jeher 
Vactoren im Großen und Ganzen fich erftredend und auch mit bem 
hiermit verbundenen geſetzlichen Wirkungen zuſammenfallend zu be 
trachten iſt. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Decret des O. L. G. 
aus deſſen Gründen. 
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Nr. 7129. 


| Roften des Eidesverfahrens bei gegenfeitige Aufsebung der 
RKoſten des Hauptproceffes. 


"Entf. » 4. Gept. 1878, Ir: 9939 —3 — der geſatzepigen Herr. 
dei 8. ©. Eyer ». 26 . Juni 1878, Nr. 8038 und des DO . 8. Prag vom 
. Juli, 1828, Mr. 20551). Jur. 81. 1879, Nr. 12. 

In hen Procefie des A gegen B bundelte es fih um mehrere 
Sorderungsbeträge. ‚Eine von biefen Poften wurde dem: Kläger gegen 
Ablegung eines ihm unrückſchiebbar aufgetragenen Haupteides zuge- 
ſprochen. Die Proceßkoſten wurden als gegenfeitig aufgehoben erklaͤrt. 
Der Kläger leiftete den Eid und begehrte den Zufprud der Koften 
der Antretung und Ablegung des Eides. — Seinem Begehren wurde 
von beiden Untergerichten ftattgegeben, — in zweiter Inſtanz mit der 
Begründung, daß der vom Kläger angetretene Eid ein nothwendiges 
Mittel war, um fein. Recht auf jenen Betrag, bezüglich deſſen ver 
irreferible Haupteid des Klägers zugelaffen wurde, zur Geltung zu 
bringen, der Bellagte daher nad 8. 24 des Gefeyes vom 16. Mai 
1874, R. ©. Bl. Nr. 69, verbunden ift, dem Kläger die hiermit 
verbundenen Koften zu erfegen, und ber Umftand, daß die Koften des 
ganzen Redisftreites gegen einander aufgehoben würben, auf die vor- 
‚Tiegende Frage feinen Einfluß zu üben. vermag, da es ſich hier eben 
nur um bie Koſten eines fpeciell beftimmten Theiles bes ganzen Rechts⸗ 
ftreites handelt, diefer Theil: baber mit den übrigen Theilbeträgen bes 
abgeſũ rten Proceſſes nicht mehr in Verbindung gebracht werben darf. 

Auf den a. o. Reviſionsrecurs des Beklagten bat der oberſte 
Gerichtshof in Erwägung, daß die Koſten ter Antretung und. Able⸗ 
gung des Eides nur eim Üccefforium der Gerichtskoſten find, bie 
Bitte des Klägers um deren Zuſpruch abgewiefen, 


N.7 130. 


Borgang des Abhandlungsgerichtes im Falle einer lehtwiligen 
Verfügung zweifelhaften Charakters. | 
Sept. 1878, Nr, 0120 Aband. der. gleihfürmigen Decr. 
0 6. ie, 7 2. Mai 1878, ir. 33674 mid Ira Ri 
2. Juli 1878, Br. 11515). ©. 3. "18, Nr. | 

Die von M hinterlaffene letztwillige Verfügung vom 17. Fe⸗ 

bruar 1878 lautet dahin, „daß er ſein geſammtes Vermögen, welches 
‚in Realitäten oder Barem ihm eigen gehört, feiner Frau A für den 
Todesfall ſchenke.“ Da diefe ietztwillige Erklärung feine Erbs- 
einfegung enthielt, erließ das Abhanblungsgeriht an die A uud 
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an die B, Schwefter und nächſte Seitenverwandte des Erblaſſers, 
die Aufforderung zur Ueberreichung rer auf das gefeglihe Erbrecht 
gegründeten Erbserflärungen. — Diefer Erlaß wurde von der A, 
bie auf Grand der letztwilligen Erklärung des M die Univerfalfuc« 
ceffion geltend machte, im Recursweg angefochten, allein vom O. L. ©, 
beftätigt. 

Die A ergriff ven a. o. Revifionsrecurs an den oberften Gerichtshof, 
welcher in Erwäguug, daß die Frage, ob die von Mähinterlaſſene Ver- 
fügung eine Erbseinfegung enthalte oder wegen Mangels einer ſolchen bie 
gefeßliche Erbfolge einzutreten habe, nicht von Amtswegen, fondern auf 
das Begehren der Betheiligten, nöthigenfalls im ordentlichen Rechtswege 
zu entſcheiden ift; daß tiefer Entſcheidung dur die an die A und 
B gerichtete Aufforderung, ihre Erbserklärungen auf Grund des Ge- 
ſetzes zu überreichen, präjubicirt wurde, — mit Abänderung ber 
untergerichtlihen Beſcheide (des 8. 16 bes faiferl. Patents vom 
9. Auguft 1854, R. ©. Bl. Nr. 208) dem Abhandlungsgerichte 
auftrug, nad) 8. 75 bes.cit, Yaiferl_PBatentes bie A und B von bem 
Tode des M und dem Borhandenfein der von ihm binterlaflenen 
Schenkungsurkunde vom 17. Februar 1878 zur Wahrung ihrer Rechte 
mit dem Beifate zu verftändigen, daß ihnen bevorftehe, ihre allfälligen 
Anfprüche im gefeglihen Wege geltend zu machen. 


Nur. 7131. 


Erſcindirungsproceß: Befreitheit des fubmitticenden Beklagten 
vom Erfag der Proceßkoſten. 


€ v. 5. Sept. 1878, Nr. 2496 (8 der glei igen U Pa 
ev —— v. 30, Dee. 1 N 6304 u ' BR er 
24. April 1878, * rc ® 2. 1878, Nr. W 

it der gegen B angeftellten Klage vinbicirte A F Eigen⸗ 
thum an ben auf Einſchreiten des B bei deſſen Schuldner O gepfän⸗ 
deten Mobilien. Der Beklagte anerkannte in dem Proceſſe ſoſort den 
Eigenthumsanſpruch des A, worauf das Gericht erſter Inſtanz der 
Klage ſtattgab, allein aus den nachſtehenden Gründen die Compen⸗ 
ſation der Proceßkoſten ausſprach: In Betreff der Streitkoſten kommt 
es darauf an, ob der Beklagte bei der Executionsführung auf die 
erwähnten Gegenſtände im guten Glauben handelte. Wußte er nichts 
davon, daß die Gegenftände dem Kläger gehören, fo war ed Sache 
des Letztern oder des Erecuten, der bie gepfänbeten Mobilien von 
dem Släger gemiethet hatte, den Beklagten hievon in Kenntniß zu 
ſetzen; erſt im alle des Widerftrebens hatte der Kläger einen Anlaß, 
Hagbar aufzutreten. Die fofortige Anftellung der Klage gegen einen gute 
gläubigen Erecutionsführer erfcheint nicht als eine zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung nothwendige Handlung und zum Erſatze der damit 
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verbundenen Koſten iſt der Beklagte, wenn er auch in der Sache 
unterliegt, nach 8. 24 des Geſetzes v. 16. Mai 1874, R. ©. Bl. 
Nr. 69, nicht verpflichtet. B war auf Grund bes Hofber. v. 29. Mai 
1845, 9. G. ©. Nr. 889, berechtigt, die im Beſitze des Erecuten 
befindlichen Gegenflände in Execution zu ziehen; eine Verpflichtung, 
Nachforſchungen anzuftellen, vb diefe Gegenftände nicht etwa britten 
Perſonen gehören, befteht nicht. Es oblag dem Kläger, ale Eigen- 
thümer der. in Execution genommenen Gegenſtände, ven Bellagten 
von feinen Anfprüchen zu verſtändigen; jedenfalls war es die Pflicht 
des Executen, vem Erecutionsführer ven Sachverhalt belannt zu geben, 
ben Kläger als Eigenthümer der Gegenſtände zu bezeichnen, deſſen 
Rechte bei der Pfändung anzumelden und die Protofollirung der An⸗ 
meldung zu begehren. Wenn der Erecut unterlaffen hat, ben Eigen- 
thümer rechtzeitig von Der vorgenommenen Pfändung zu verfländigen, 
jo bat fih der Eigenthümer, falls er durch dieſes Verſäumniß zu 
Schaden kommt, an den Erecuten, dem er die Mobilien vermiethet 
hatte, zu balten. Die Anftellung der Klage wäre nur bann geredht- 
fertigt, . wenn ber Bellagte unreblich vorgegangen wäre, nämlid bie 
Erecution auf Gegenſtände geführt hätte, von denen ihm befannt war, 
daß fie nicht dem Erecuten gehören, und dadurch einen Eingriff in 
Rechte Dritter fi erlaubt hätte. Der Kläger behauptet nun, baß 
Bellagter unreblic gehandelt Habe und will gegen deſſen Widerſpruch 
ben Beweis durch Eide führen. Allein ver dem Bellagten darüber, daß 
er wußte, daß die Mobilien dem Kläger gehören, unrüdjchiebbar auf- 
getragene Haupteid iſt unzuläfftg, weil er nicht über Thatſachen, 
fondern über einen inneren Zuftend, über das Wiffen aufgetragen ift, 
und ebenfo unzuläffig ift der Haupteid, welden ber Kläger unrück⸗ 
fhiebbar dem Bellagten darüber aufgetragen hat, daß der Execut 
bei der Pfändung, die Möbel als Eigentum des Klägers bezeichnet 
babe, weil diefer Umftand aus dem Pfändungsprotofolle nicht erfichtlich. 
ift und der Kläger anch gar nicht behauptet, daß ber Bellagte 
bei der Pfändung anweſend war ober daß ein Dritter demfelben bie 
angeblich vom Erecuten gemachte Mittheilung binterbradht habe. — 
Das O. L. ©. beftätigte das vom Kläger im Koftenpuncte ange- 
fochtene Urtheil. 

Die a. o. Revifionsbefhwerde des Klägers wurde von bem 
oberften Gerichtöhofe verworfen. Gründe: Bon dem Gerichte erfter 
Inſtanz wurde der Sachlage entſprechend ausgeführt, daß bie vom 
Kläger eingeleitete Streitführung als zur Rechtsdurchfetzung nothwendig 
nicht. angejehen werben kann, nachdem der Beklagte, ſobald ihm der 
Eigenthbumsanfpruch des Klägers durch die Klage und deren Allegate 
belannt wurde, biefen Anſpruch fofort anerkannt und erflärt Kat, daß 
er keinen Anſtand genommen haben würde, dieſe Anerkennung nad: 
Bekanntgabe der obwaltenden Verhältniſſe auch früher abzugeben, ohne: 
baß es einer Klage beburft hätte, Ä 
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Nr. 7132. 


Bewilligung der pfandweiſen Beſchreibung der invecta et 
illata nach erfolgter Anmeldung der Miethzinsforderung im 
Coneurſe. 
Sud. ı .5. Echt. 1878 , Nr. 9038 (Abänd. der ERS E ben ve 
®. a 19. Juli 1878, Nr. 8450 und vom 
30. Zul 1878, Nr. 21737). &. 3. 1878, Nr. 101. Yur. BI. 1878, 

Nah Eröffnung des Concurfes über das Vermögen des B ber 
gehrte A tie pfandweiſe Bejchreibung der in feinem, dem B vermie- 
theten Hanfe befindlichen Fahrniß des B für feine Miethzinsforberung 
von 250 fl. die er im Concurfe angemelvet hatte. — Das Geſuch 
wurbe in ben beiden unteren Inftanzen abgewiefen, weil nad bem 
Hofder. vom 5. November 1819, 3. ©. ©. Nr. 1621 und dem 
8.1101 0.6. ©. 2. die eingebrachte Klage Bedingung für die Gel- 
tendmachung des geſetzlichen Pfandrechtes des Vermiethers iſt, vie 
Anmeldung einer Forderung zum Concurfe, durch welche nad ben 
88. 103 und 42 der C. O. die Befriedigung aus der gemeinfchaft- 
lihen Concursmaſſe angeftrebt wird, nur rückichtlich ber Untere 
Yung ber Berjährung die Wirkung einer Ringe bat (8.8 €. ©.), 
bie Ausnahmsbeſtimmung des $. 1101 a. 6. ©. B. aber firenge 
auszulegen  ift. 

Der oberfte Gerichtshof bewilligte die pfandweiſe Beſchreibung 
der von B in der gemietheten Wohnung eingebrachten und bort noch 
befinvlihen Fahrniß. Gründe: A hat als Bermiether das im $. 1101 
a. b. ©. B. begründete geſetzliche Pfandrecht an den von B ein- 
gebrachten Gegenftänden zufolge Hofder. v. 10. April 1837, 9. ©. ©. 
Nr. 189, ſchon mit der Einbringung berfelben erworben und es be⸗ 
darf deren Befchreibung nur zur Conftatirung ihres Vorhandenſeins. 
Diefe Eonftatirung kann aber im Sinne des $. 12, Nr. 2 der C. O. 
dur bie mittlerweilige Concurderöffnung nicht ausgefchloffen fein. 
Auch ſteht dem Geſuche um pfandweife Befchreibung der Umftand 
nicht entgegen, daß der Miethzinsrückſtand nicht mittelft Klage, ſon⸗ 
bern vorerft mittelft Anmeldung zum Concurſe geltend gemacht wird, 
weil im alle ber Liquiderkennung im Goucnröverfahren eine Klage 
nit weiter nothwendig ift, im entgegengefetten Falle aber die an⸗ 
gemeldete Miethzinsforberung nad) $. 124 und 130 €. O. burg 
Erhebung einer orventlichen Klage richtig zu ftellen fein wird, 
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Nr. 7133. 


Meiſtgebotsvertheilung: Ungetheilte Haftung jedes Pfand⸗ 
3; objectes für die ganze Schuld. | 

v. 5. Sept. 1878, Nr. 9996 (Beft. des das Decr. des B. G. Smichow 

— Sehruer 188, Nr. 2986, an Det. ded O. L. G. Prag gun 
3. Juni 1878, Nr. 15700). &. 3. 1879, Nr. 09. 

Die Eheleute B und C kauften von ber A mehrere Grund 
ftüde und blieben von dem Kaufidilling 500 fl. ſchuldig, zu deren 
Sicherſtellung für die A das Pfandrecht an den verlauften Grund» 
ſtücken einverleibt wurde. Die Grundſtücke wurden im Executionswege 
veräußert und bei der Meiftgebotövertheilung die von der A ange- 
meldete Forderung von 500 fl. zur Hälfte auf ven Antheil des B, 
zur Hälfte auf ven Antheil ver C an dem Berlaufserlöfe zur Befrie- 
digung gewiefen. Da ber Erlösantheil des B die Hälfte der For⸗ 
derung der A nicht vollftändig deckte, recurrirte fie gegen die Zumei- 
fung und begehrte die Anweifung des Betrages, mit dem ſie beim 
Antheile des B durchfiel, bei dem dafür ausreihenden Erlösantheile 
der ©. — Das O. L. ©. entſchied nad) dem Recursbegehren, weil 
der Pfandgläubiger die Zahlung aus jedem Theile des Pfanpobjectes 
ſuchen fann ($. 457 a. 5. ©. 2.) und die A beredtigt ifl, infoweit 
ihre Forderung nicht en dem ideellen Antheile des B zur Zahlung 
gelangt, die Befriedigung aus dem Antheile der C zu forbern. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der gweiien 
Inſtanz. Gründe: Die obergerichtlihe Berufung auf den $. 45 
a. b. G. 8. ift im gegebenen Falle volllommen zutreffend, —* 
laut des einverleibten Kaufvertrages der Kauſpreisreſt pr. 500 fl. un- 
geiheilt auf den verfauften Grunpbefigantheilen der Käufer B und C 
pfandrechtlich fihergeftellt worden ift. 


Nr. 7134. 


Oautio actoria: Nichtverpflichtung zur Beftellung derfelben 
im alle der Erhebung von Einwendungen gegen bie 
Kündigung einer Miethe. 

Entſch. v. 5. Seht. 1878, Nr. 10072 (Beft. ded dad Deer. des B. ri Karolinen- 
thal v. 26. Juni 1878, Nr. 28117, abänd. Deer. ded DO. L. G. Prag vom 
22. Juli 1878, Nr. 20670). Sur. Bl. 1878, —* 44, 

Dem A, welcher gegen vie Miethfündigung des B Einwendungen 
vorgebracht hat, wurde auf das Begehren des Letztern in erfter Inſtanz 
bie Leiftung der actorifhen Caution auferlegt, weil nach der k. Verordn. v. 
16. Nov. 1858, R. ©. Bl. Nr. 213, die Einwendungen als Klage, 
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fomit der bie Einwendungen Ueberreichende als Kläger zu betrachten 
und als folder in dem Falle nicht fattfam kundbarer Bemitteltheit 
zur astorifchen Caution verpflichtet ift (8. 406 a. ©. D.). — Don 
dem D. L. ©. wurde das Cautionsbegehren des B mit der Begrün- 
dung abgewiefen, daß Einwendungen gegen die Auflündigung eines 
Beftanpvertrages nicht als erfte Klage im Sinne des $. 406 a. G. O. 
zu betrachten find, fonvern eine Rechtsfolge der Auflündigung dar—⸗ 
ftellen, und daß nicht abzufehen ift, warum bie kündigende Partei 
gleih einem Bellagten durd eine Kaution für die Gerichtskoften ge- 
fhüßt werden fol, va es fih in dieſem Proceſſe um die Rechtswir⸗ 
fung ihrer Auffündigung banbelt,. ver Proceß demnad durch die Auf⸗ 
fündigung hervorgerufen wurbe. | 

‚Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die obergerichtliche Entſcheidung 
aus deren Gründen. 


Nr. 7135. 


Abrehnung und Anerkennung ald jelbjtftändiger Verpflich⸗ 
tungs- und Klagegrund. 


Entid. v. 6. Sept. 1878, Nr. 6576 (Beft. der A Urth. des v. G. Saaz 
v. 4. Der. 1877, Nr. 16518, abänd. Urth. des 0 Brag v. 19. März 
1878, Nr. 8248). ©. 3. en Nr. 

A belangte als Seffionar der C die B auf Zabtung von 600 fl., 
indem er anführte, 1. daß die B der C den Betrag von 495 fl. als 
Darlehen und den Betrag von 105 fl. für Auslagen, weldhe die C 
für die B beftritten Hatte, fchuldig geworden fei, und 2. daß die B 
im October 1869 gegenüber der C die Richtigkeit der Forderung per 
600 fl. anerfant und ihr die Zahlung auf einen beſtimmten (bereits 
eingetretenen) Termin verjprohen habe. Zum Beweife des ad 2 An- 
geführten deferirte A. der B den rüdjchiebbaren Haupteid. — In 
eriter Inftanz wurde die Klage unbebingt abgewiefen. — Das 
O. 2%. ©. erfannte nad dem Klagebegehren unter ver Bedingung bes 
von A ad 2 durch ben Haupteid erbradten Beweiſes. Gründe: 
Es ift richtig, wie der erfte Richter annahm, daß A ſachfällig werben 
muß, wenn er die Klage auf ven Beftand der Darlehensforderung 
per 495 fl. und der Forderung pr. 105 fl. für ven geleifteten Lebens⸗ 
unterhalt gründet, weil die Angaben über das Entflehen dieſer For⸗ 
derungen ganz allgemein gehalten find und daher nit durch ben 
Hanpteid zum Beweis verftellt werden können. Der Kläger hat ſich 
aber au auf die im October 1869 gepflogene Abrehnung nnd bie 
von ber B gefchehene Anerkennung bezogen. Diefe Thatſache ift für 
den Ausgang des Rechtsſtreites entjcheivend, weshalb anf den dar⸗ 
über deferirten Haupteid erkannt werden mußte. 


— 1 — 


Der oberfte Gerichtöhof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
flanz aus deſſen Grüuden nnd in ver Erwägung, daß bie Anerfen- 
nung einer berechneten Schuld und das Berfprechen, viejelbe in einer 
beſtimmten Frift zu bezahlen, einen rechtlichen Verpflichtungsgrund und 
daher auch einen giltigen Rechtsgrund zur Klage aus dieſer Anerken⸗ 
nung und dem Zahlungsverfprechen bildet. 


Nr. 7136, 


ualification der Anſprüche eines Werkbeftellers im alle 
verfpäteter Ablieferung des Werkes: Retentionsrecht? 


Eutſch. v. 6. Sept. 1878, Nr. 6641 (Beft. des das Urth. des B. © 
Zdannel v. 3. Dec. 1877, Nr. 8871, abänd. Urth. des DO. L. G. Bränn 
v. 2. April 1878, Nr. 2405). 6. 3. 1879, Nr. 87. 

A belangte den B auf Zahlung von 116 fl. ald den Reſt des 
830 fl. betragenven Preifes der von ihm in der Mühle des Beklagten 
ausgeführten Arbeiten. B wendete ein, daß A die Arbeiten, welche 
vertragägemäß bis 1. September 1873 zu liefern waren, erft am 
26. November 1873 geliefert, und daß er, Bellagter, durch dieſe Ver⸗ 
fpätung, da er die Mühle nicht benügen konnte, einen ihm vom Kläger 
zu erfegenden Schaden von mehr als 300 fl. erlitten habe. Diefer 
replicirte, daß die fpätere Herftelung der Arbeit lediglich in bem 
Verſchulden des B ihren Grund habe, weil B, welder das Material 
zu liefern hatte, dasſelbe nicht früher geliefert habe. Ein vom Be- 
Hagten geführter Zeuge beftätigte, daß A fih zur Herftellung der 
Arbeit bis 1. September 1873 verpflichtet Habe, und durch Kunft- 
befund wurde bewiefen, daß B dur die Verfpätung der Herftellung 
der Urbeiten in der Mühle einen Schaden von mehr als 300 fl. er- 
litten bat. — In erfter Inſtanz wurde B Hagefrei gefproden, wenn 
er mit dem Erfüllungseide beſchwört, daß fih A zur Lieferung ber 
übernommenen Ürbeiten auf 1. September 1873 verbindlich gemadht 
babe. Gründe: Der Kläger hat felbft zugegeben, daß er vie beftellte 
Arbeit erft Ende November 1873 geliefert bat. Wenn nun der vom 
Bellagten erbrachte halbe (Zeugen-) Beweis der Thatſache, daß fich 
ber Kläger zur Herftellung der. Arbeit bis 1. September 1873 ver- 
pflichtet habe, durch den Erfüllungseid des Bellagten ergänzt wird, 
fo ift nachgewieſen, daß der Kläger die nusbrüdfic zur Bedingung 
gemachte Verbindlichkeit ber Herftelung des Werkes im Vertrags» 
termin nicht erfüllt bat. Dann ift aber ver Beſteller berechtigt, 
eine angemefjene Schadloshaltung zu fordern und kann zu biefem 
Behufe nad 8. 1153 a. b. ©. DB. einen verhältnigmäßigen Theil 
des Lohnes zurüdhalten, als welcher der eingeforberte Betrag von 
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116 fl. angeſehen werden muß. Die Einwendung bes Klägers, daß 
der Bellagte an der Berfpätung Schuld trage, ift nicht zu berück⸗ 
fihtigen; denn, wenngleich der Bellagte anfänglich untaugliches Holz zur 
Arbeit beigeftellt bat, fo bat Kläger doch nicht erwiefen, daß dadurch 
eine .Berjpätung in ber Herftellung ber Arbeit eingetreten ift. — Das 
O. L. ©, verurtheilte den B unbedingt zur Zahlung der eingellagten 
116 fl. aus folgenden Gründen: Da der Bellagte die beftellte Arbeit 
erhalten und übernommen bat, fo ift er nah $. 1156 a. b. ©. 8. 
verpflichtet, den noch nicht berichtigten Lohnbetrag von 116 fl. zu 
zahlen. Die Einwendung der Berfpätung der Herftellung ber Arbeit 
ift nicht zu berüdfichtigen, weil felbft dann, wenn bie Verſpätung dem 
Kläger zur Laft fiele, Bellagter dennoch nicht berechtigt wäre, einen 
Theil des Lohnes wegen der Verzögerung zurüdzubehalten, fondern 
nach der ausdrücklichen Beftimmung des $. 1154 a. b. ©. 3, nur 
den Erfat des ihm hiedurch verurfadhten Schadens fordern könnte, 
Eine Zurüdhaltung des Lohnes ift dem Befteller im Falle einer Ver⸗ 
zögerung des Beftellten im Geſetze nicht zugeftanden; fie ift auch nicht 
gleihbedeutend mit dem ihm eingeräumten Befugniffe, ven Erſatz des 
Schadens zu fordern. Zudem hat der Bellagte auch gar nicht nach⸗ 
gewiefen, daß er einen Schaden von mehr ald 300 fl. durd die Ver⸗ 
zögerung erlitten hat; denn die Sachverſtändigen haben einen folchen 
Betrag als den dem Bellagten erwachſenen Schaden unter der Vor⸗ 
ausfegung angenommen, daß er täglich 12 Metzen Getreide vermahlt; 
der Bellagte hat aber nicht nachgewieſen, daß er, falls die Arbeit 
bergeftellt gewefen wäre, wirklich dieſes Quantum täglich vermahlen 
hätte. Dazu kommt, daß es fi nicht um einen vom Släger dem 
Bellagten am Vermögen zugefügten Nachtheil, fondern um ben Erfag 
eines ihm angeblich entgangenen Gewinnes, fomit um volle Genug- 
thuung handelt, welde der Kläger nur dann zu leiften hätte, wenn 
ibm böfe Abficht ‚oder auffallende Sorglofigkeit zur Laft fällt, Ueber 
eine auf ſolche Art zugefügte Beſchädigung liegt aber kein Beweis 
vor, und es fann biefelbe um fo weniger angenommen werden, ale 
der Beklagte das zur Herftellung der Arbeit erforderliche Holz, welches 
er liefern follte, nicht vorräthig hatte und fogar unbrauchbares Holz 
bem Kläger übergab, woburd die Herftellung ver Arbeit verzögert 
worden ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ſtanz. Gründe: Durch das bürgerliche Geſetzbuch ift das früher 
beftandene gefegliche Ketentionsrecht aufgehoben worden. Wo daher 
im. Gefege felbft, wie im $. 1153 a. b. ©. 2. ein Rüdbehaltungs- 
recht ausprüdlicd noch geftattet wurde, ift dies: als Ausnahmsfall 
firenge auszulegen und auf andere Fälle nicht auszudehnen. Der 
$. 1154 ibid. räumt dem Befteller für feine Erjagforderung wegen 
nicht rechtzeitiger Vertragserfüllung fein Retentionsreht ein und es 
kann auh auf den 8. 1153 bdieferwegen nicht Bezug genommen 
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werben. Die beiden Paragraphe ftehen Teineswegs in untrennbarem 
Zufammenhange. Der Bellagte hat, da ihm vie beftellte Arbeit ge- 
liefert wurde, nad 8. 1156 dem Kläger den Lohn zu entrichten, weil 
feine dem Klageanſpruche entgegengeftellten Gegenforberungen nicht 
and Mängeln des Werkes, fondern aus dem durch Die verfpätete Ab⸗ 
lieferung der Arbeit ‚entflandenen Schaden hergeleitet werben und, 
wenn biefe vom Bellagten auf mehr als 300 fl. bezifferten Gegen- 
forderungen im biefem Hechtöftreite Berüdfihtigung finden follen, dies 
nur im Wege ver Compenfation zuläffig wäre, welde aber hier aus⸗ 
gefchloffen ift, weil, wie da8 O. 8. ©. ſachgemäß erörtert bat, jene 
Vorberungen im vorliegenden Hechtsftreite nicht für richtig und liquid 
anerlannt werben tonnten (8. 1438 a. 6. G. 8). 


Ä Nr. 7137, 
Beſitzſtörungsklage: Wiederergreifung des Befiges durch den 
Berpächter nach Ablauf der Pachtzeit ? 
Entſch. v.10. Sept. 1878, Nr. 0752 (Beit. des dad Deer. des B. G. Kroscienko 
v. 5. April 1878, Nr. 992, abäud. Decr. ded DO. 2. ©. Kralau v. 17. Juni 
1878, Ne. 7024). Jur. Bl. 1879, Nr. 10. ; 

A hat ein Grundſtück auf ein Jahr dem B verpadtet, Nach 
ber mit Ende December 1877 abgelaufenen Pachtzeit betrat ber Ver⸗ 
pächter, im Jänner 1878, das Grundſtück und erklärte in Gegen- 
wart mitgenommener Zeugen, dasſelbe wieder in Beſitz zu nehmen. 
Bon biefem Acte verftändigte er ſodann ven Pächter, welcher, ohue 
fih daran zu kehren, das Srunpftüd im Frühjahr 1878 für fi be 
ftellte und deshalb von A in possessorio sumariissimo belangt wurbe. 
Das Gericht erfter Inftanz gab der Befisftörungsklage ftatt. 

In Uebereinftimmung mit dem DO. 8. ©. entſchied der oberfte 
Gerichtshof. auf die Abweifung der Klage. Gründe: Das bloße Ber 
treten des Grundſtückes duch den A und befien einfeitige Erklärung, 
daß er den Befit wieder zurücknehme, konnte feine für Andere erkenn⸗ 
bare Befigergreifung bewirken, weil B bei biefem Vorgange nicht zu⸗ 
gegen war und das Grundſtück nach wie vor mit dem übrigen Beflge 
besjelben verbunden, refp. von einem gemeinfamen Zaun eingefriebet 
blieb. Zudem handelt es ſich bier um. die Zurädftellung einer Pacht⸗ 
fache wegen der durch den Ablauf ber. Zeit herbeigeführten Erlöfhung 
bes Beftandvertrages: der Berpächter hätte daher das Verfahren nad 
ber Faiferl. Beroronung vom 16. Nov. 1858, R. ©. Bl. Nr. 213, 
einleiten ober den Pächter mit der Contractsflage auf die Zurüd- . 
ftellung des Grundſtücks belangen follen. 
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Nr. 7138. 


Erecutivproceß: Einleitung desſelben auf Grund eines im 
Ausland ausgeſtellten nicht legaliſirten Schuldſcheines. 


17. el 16 v. 10.: 75, ir. 508 t. 1878, Mu 10178: (Beft. „De vor: des 2. ©. Wien v. 
r. 7, Abänd. des 8.0.2. G. Wien vom 
— Sant O7, Sr. 10496). ©. 3. 1879; Nr. 86. 
: A —8* ben B auf Rückzahlung eines Darlehens unter Vor⸗ 
lage. des in. Berlin ausgeftelten angeblich Holographen Schuldſcheins 
des B und ftellte das Begehren um Einleitung des Erecutivproceffes 
($. 298 a. ©. O. und Hofdecr. vom 7. Mai 1839, 9. ©. ©. 
Nr. 358), welches Begehren in erfter Inſtanz berwilligt, von dem 
D. L. ©. aber abgewiefen wurbe, weil ber in Berlin ausgeftellte 
und nicht gehörig legalifirte Schuldſchein Feine vollen Glauben ver- 
dienende Urkunde ift und fomit zur Einleitung des Erxecutivproceſſes 
nicht genügt. 

; Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie erftgerichtliche Verorbnuung, 
in Erwägung, baß der Kläger in der Klage ausdrücklich angibt, daß 
der beigebrachte Schuldſchein von dem Beklagten felbft gefchrieben und 
‚unterfchrieben fei; daß nad) dieſer Angabe, welche der Richter bet ber 
Einleitung des Verfahrens feiner Entſcheidung zu Grunde zu legen 
bat, ber Sanbigein als eine mit den Erforbernifien der 88. 113 
und 114 a. ©. D. verfehene, vollen Glauben verbienende Urkunde 
zu betrachten ift, und daß bei im Auslande ausgeftellten Privat: 
urkunden die Legalifirung wohl im Falle einer grundbücherlichen Ein- 
verleibung (8. 32 des Grundbuchgeſetzes), nicht aber auch für ven 
Fall der Einklagung des darauf geftüsten Anfpruches geſebich vor⸗ 
geſchrieben iſt. 


Nr. 7139. 


Begehren um Execution zur Sicherftellung auf Grund eines 
im Summarverfahren ergangenen Urtheils: Recursgfriſt. 


Entid. v. 10. Gent. 1 1878, Pr. 10423 (Aufheb. de Decr. des D. 2. G. Kratan 
März 1878, Nr. 1817). ©. 5. 1879, ©. 26., 

Die Sinangprocusatu recurrirte gegen bem erfigerichtlichen Be⸗ 
ſcheid, mit welchem zur Sicherftellung einer Forderung bes Fiscus 
gegen B im Betrage von 500 fl. (Hofver. v. 18. September 1786, 
J. ©. ©. Ne. 577), nur die Pfändung ber Fahrniß des: Säulb- 
ners, nicht aud die |. g. Taſchenpfäudung bewilligt wurde. — Bon 
dem O. L. ©. wurde der Recurs als verfpätet abgewiefen, weil der⸗ 
felbe nach Ablauf ver achttägigen Frift des Gefeges über den Sum- 
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marproceß ($. 45) angebracht wurbe, weldes Geſetz im gegebenen 
Falle nad $. 2 des Geſetzes v. 16. Mai 1874, R. ©. BL. Nr. 69, 
zur Anwendung zu kommen bat. 

Der oberſte Gerichtshof hat die Entfcheibung bes DO. L. ©. 
„aufgehoben und demſelben bie meritorijhe Erledigung des Recurſes 
„aufgetragen, weil in ber vorliegenden Angelegenheit noch fein Verfahren 
eingeleitet worben iſt, fondern es fih bier nur um die Bewilligung 
einer proviſoriſchen Sicherftellung handelt, daher die Recursfrift nad 
der allgemeinen Borfchrift des $. 350 weflgel. G. O. zu berechneu 
ft, gemäß welcher der am 13. Tage nad Zufiellung ber erftrichter- 
lichen Entſcheidung überreichte Recurs rechtzeitig war. 


Nr. 7140. 
Mandatsverfahren: Unzuläffigkeit der Erlaſſung ded Zah: 
umgeben es bei zweifelhafter Yälligkeit der Forderung. 

p. 11. 1878, Nr. 10253 (Aufbeb. der gleihfürmigen Decr. 
ri 6 — Pa 1878, a N 5823 und" deB % —— —**8* 

15. ui 1878, Nr. 19854). ri 3. 1879, Fr 100 

Das Heiratsgut ber A ift auf der Liegenfchaft X hypothelariſch 
ſichergeſtellt, welche im Executionswege feilgeboten und von B er⸗ 
ſtanden wurde. Nach eingetretener Rechtskraft des Meiſtgebotsverthei⸗ 
lungsbeſcheides, in welchem bie Dotalforderung der A per 630 fl. 
aus dem Kauferlöfe zugewiefen wurde, belangte fie den Erfteher B 
mittelft Mandatsklage auf die Zahlung und erwirkte den Zahlungs» 
befehl, den das O. 2. ©. im Recurswege beftätigte, weil der Erſteher 
bie anf das Meiftgebot gewiefenen Beträge aus dem Meiftgebote zu 
zahlen bat und die zugewiefenen Beträge durch die Rechtskraft bes 
Zuweiſungsbeſcheides fällig find, ohne daß das urfprüngliche Berhältnig 
des Gläubigers und Schuldners bezüglich diefer Forderungen zur 
Sprade käme. 

Der oberfte Gerichtshof hat den Zahlungsauftrag ber Unterges 
richte aufgehoben und die Einleitung des orbentlihen Verfahrens über 
die Klage der A verordnet. Gründe: Durch bie ber Klage ange 
ſchloſſenen gerichtlichen Urkunden ift wohl die Forderung ber Klägerin, 
keineswegs aber auch die Fälligkeit berjelben ausgewieſen; vielmehr 
‚ergibt fi) aus der Erledigung der Meiftgebotöberehnung, daß auf 
der Dotalforberung der Klägerin mehrere Forderungen fuperintabulixt 
find, und aud aus der Beichaffenheit der Forderung felbft, als 
eines Heiratsgutes, welches dem Ehegatten ver Klägerin zugebracht 
worden fein fol, entfteht das Bedenken, ob nicht noch echte britter 
Perjonen hinſichtlich diefer Forderung unterwalten. 
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Nr. 1 41. 
Stillſchweigende Erneuerung einer gerichtlich gekündeten rad 


Eat, ». 11. Sept. 1878, Nr. 10275 (Bet. * das Decr. des B. G. 8 

3. Juni 1878, Mr. 37 12%, abänd. zu d 8 O. L. G. Kralau v. 17. — 

1878, Nr. 9120). ©. 9. 1878, S. 161. 

Die Eheleute A haben dem B bie Bacht ihres Gutes auf den 
15. Februar 1877 gerichtlich gekündigt, allein erft nah Verlauf von 
15 Monaten, im Yuni 1878, bie zwangsweiſe Entfernung des B 
von dem Pachtgute begehrt — Dieſes in erſter Inſtanz bewilligte Ge⸗ 
ſuch wurde von dem O. L. G. abgewieſen aus folgenden Gründen: 
Es war Sache der Auflündiger, nach der Mittagsſtunde des letzten 
Tages, an welchem B das Bactgut zu räumen hatte, um feine zwangs- 
weile Entfernung aus vemfelben bei Gericht einzufchreiten. Nachdem 
fie dies unterlaffen und den B im Beſitze der Pachtſache bis zum 
2. Juni 1878 belaſſen haben, ſo iſt eine ſtillſchweigende Erneuerung 
bes Pachtvertrages gemäß 8. 1114 a. b. ©. B. eingetreten; bie 
Verpächter haben auf das ihnen aus ber gerichtlichen Aufkündigung 
zuftehende Recht verzichtet und es ift für den Pächter die Pflicht er⸗ 
lofhen, die Pachtung in Folge diefer Auflündigung zu verlaffen. 
(88. 1444 und 1449 a. 6. ©. 2. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entjchei- 
bung, als in den 88. 19 und 22 der Faiferl. Verordnung v. 16. No⸗ 
vember 1858, R. ©. Bl. Nr. 213, begründet. 


Nr. 7142. 


Unzuläffigfeit des a. 0. Revifionsrecurfes gegen Entjchei- 
dungen der Berlaffenfchaftsbehörden über Geſuche um Be— 
willigung von Grunbbuchdeintragungen. 


Fa 17. Sept. 1878, Nr. 8980 (Beit. des Decr. des 2. ©. Kralau v 
ril 1878, Nr. 8945, Abänd. ei Deer. des O. L. Ir Rratan v. 19. — 
1878, Nr. 7045). G. 9. 1878, ©. 4 

Die Berlaffenfchaft des M wurbe von bem * G. Krakau als 
Abhandlungsbehörde dem A und B eingeantwortet, ſodann von dem 
genannten Gerichte auf das Geſuch der Erben die Intabulation des 
Eigenthums derſelben an der Nachlaßrealität auf Grund des Einant⸗ 
wortungsdecretes bewilligt und das Grundbuchsgericht um die Eintra⸗ 
gung angegangen (8. 177 des Geſetzes v. 9. Auguſt 1854, Nr. 208). 
— Das O. L. ©. beftätigte dieſe von C angefochtene Berorbnung. 
— Nun ergriff C den a. o. Reviſionsrecurs, welden das 2. ©. 
Krakau, als in Tabularfachen unzuläffig, & limine abwies. — Gegen 
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biefe Abweifung recurrirte C an das DO. L. ©., welches den erſt⸗ 
gerichtlihen Beſcheid aufhob und die Vorlage bes 0. o. Revifions- 
tecurfes befchloß, weil der angefochtene Beſcheid nicht in einer reinen 
Grundbuchsangelegenheit, fondern im Nachlaßabhandlungswege, d. i. 
‚im Wege der: Bollfiredung eines rechtöfräftigen Erbsdecretes, ergangen 
ift, wozu neh der Tabularrichter, fondern gemäß 8. 177 des faiferl. 
Patents v. 9. Auguft 1854, R. ©. BI Nr. 208, der Nachlaßabhand⸗ 
lungsrichter berufen war, in Abhandlungsfagen -aber der Recurs 
gegen gleichlautende Beſcheide der Untergerichte zuläffig. if. 
Dreer oberſte Gerichtshof beftätigte die erfigerichtliche Zurückweifung 
: bed a. 0. Recurſes des C., Gründe: Die von CO angefochtenen 
gleihlautenden Entſcheidungen, betreffend bie Bewilligung ber außer⸗ 
balb eines Hechtsftreites angefuchten. Eigenthbumseinverleibung find 
bem Geſuchsbegehren und Entſcheidungsinhalte nach unverkennbar Er⸗ 
ledigungen in Grundbuchsſachen und die Beſtimmung des 8. 177 bes 
faiferl. Patentes v. 9. Auguft 1854, R. ©. BL. Nr. 208, Tann .die 
Anwendung der. auf Entfepeidungen in Grundbuchsangelegenheiten 
allgemein lautenden Vorſchrift des $. 130 des Grundb.⸗G. (Unzu- 
Täffigfeit bed a. o. Reviſionsrecurſes) nicht ausfchließen. 


Nr. 7143. 


Cautio actoria: Folgen ihrer Nichtbeftellung Cim Gebiete 
ber weſtgal. ©. O.). 


uiid. dv. 17. Sept. 1878, Ne. 10441 (Beit. des Decr. ded B. 6. Bochnia 
6. Nov. 1877, Nr. 2499, Abünd. des Decr. A D. L. 6. Krakau vom 
3. April 1878, Nr. 2413). G. H. 1879, ©. 80. 

In dem nad den Kegeln der weitgal. G. O. geführten Pro- 
ceffe der A gegen den B peto. Zahlung von 3000 fl. hatte der Be- 
Hagte in der Einrede begehrt, daß der Klägerin die actorifhe Kaution 
aufgetragen werde. Ohne über dieſes Begehren zu entſcheiden, ver⸗ 
legte das Procekgericht die Verhandlungstagfahrt, bei welcher. die A 
bie Replik erftattete und in contumaciam des nicht erfchienenen B die 
Anordnung des Termines zur Errichtung des Procekactenverzeichnifjes 
‚ begehrte, welchem Begehren von dem ©erichte ftattgegeben wurde. — 
— Auf den Recurs des B befeitigte das O. L. ©. die erfigerichtliche 
Verordnung und erließ den Auftrag, das Geſuch des B um die ac⸗ 
toriſche Kaution vorſchriftsgemäß zu erledigen und zur Vortjegung ber 
Streitverhandlung, refp. zur Erftattung ber Duplik einen neuen 
Termin anzuberaumen, weil der Bellagte vor der rechtskräftigen Er- 
ledigung feines Cautionsbegehrens nicht verpflichtet ift, auf die Klage 
Rede und Antwort zu geben, um jo weniger, ale nad $. 539 
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weitgal. ©. D. der Richter die Verbeſcheidung der Klage und ben 
Termin fo lange zu vertagen Hat, bis ber Kläger die Caution erlegt 
oder den Paupertätseid ſchwört. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte den erftgerichtlichen Befcheid. 
Gründe: Der 8. 539 weitgal. ©. O. beftimmt nur, baß, wenn 
der Kläger, der in ber Provinz, wo der Proceß geführt werben will, 
nit kundbar fattfam bemittelt ift, dem Belangten nicht annehmliche 
Sicherheit für die Gerichtsunkoſten beftellt oder ſich nicht erboten hat, 
zu [hwören, daß er dieſe nicht ſchaffen kann, er auf Anlangen 
des Gegentheils, ohne die Hauptfache zu hemmen, durch Beſcheid 
biezu verhalten werben fol. 


Nr. 7144. 


Unanwendbarkeit der Befreiung von den gefeglichen Legaten 
auf den Nachlaß von Rejerveofficieren. 


Entid. v. 17. Sept. 1878, aan. 10052 et der geibfermigen 2 Deer. des 8. ©. 
ak 878 Mr 1 FE © 1828 R fr. 10. Zeitiirift fiir dab 
! Notariat 1878, Nr. 4 

In der zu Wien gepflogenen ann bes Nachlaſſes ver 
Ehefrau eines k. k. Referveofflcierd wurde die von ben Erben auf 
Grund des Hofder. vom 28. April 1807, 9. ©. ©. Nr. 809, an- 
geſprochene Befreiung der Verlafſenſchaft von ben Beiträgen zum 
allgem. Krankenhauſe und zum allgem. Verſorgungsfonde in Wien 
in erfler und zweiter Inſtanz verſagt, weil jenes Hofdecret, indem es 
eine Ausnahme von der allgemeinen Gebührenpflicht normirt, ein- 
fhränfend ausgelegt werden muß, daher auf eine Kategorie von 
Dfficieren („der Referve”), die in dem damaligen Organismus des 
Heeres nicht beftand und für welde aud nicht im gleihen Maße 
‚die legislativen Gründe jener Ausnahmsbeftimmung ſprechen (der 
unftäte Wohnfig der Meilitärperfonen, wodurd ihnen die Theilnahme 
an den Wohlthaten der obigen Humanitätsanftalten verfagt blieb), 
nit Anwendung finden Tann. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den a. o. Recurs der Erben 
in der Erwägung, daß in der untergerichtlichen Auslegung. des cit. 
HofdecretS weder eine Nichtigkeit, noch eine offenbare Geſetzwidrigkeit 
wahrzunehmen ift. 


Glaſer, Unger u. Walther Entig. XVI. 29 
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Nr. 7145. 


Aufrehthaltung eines unförmlichen ſchriftlichen Teſtamentes 

alg mündliches: Vorausſetzungen der Anwendbarkeit der 

a. h. Entfhliefung vom 14. „uebenar 1846 (J. ©. ©. 
Nr. 933). 


18. Sept. 1816, Re. um Belt. ber 1ei Drmigen v5 
3 lm umacz 030. Or 6, Nr. 17 r 2.6. cm uber 
2. Sept. 1877 * 19411). N 6 

Die Klage de A gegen B —* — * ſchriftlichen 
Teflaments des M wegen Mangels ver Förmlichkeiten des 8. 581 
a. b. G. B., wurde in erſter Inſtanz abgewieſen, weil die letztwillige 
Anordnung des M mit allen Erforderniſſen eines mündlichen Teſta⸗ 
mentes verjehen ift, daher als ſolches für giltig erlannt werden muß. 
Der Kläger ergriff die Appellation, worin er insbefonders auf bie 
‚a 5. Entjliegung vom 14. Yebruar 1846, 3. ©. ©. Nr. 933, 
fi berief, wornach, wenn durch Urtheil die Ungiltigkeit eines ſchrift⸗ 
Iihen Teſtaments ausgefproden wird, dabei nicht der Vorbehalt ge- 
macht werben darf, dasſelbe dur einen andern Proceß als münd⸗ 
liches geltend zu mahen. — Das O. L. ©. beftätigte das erftrichter- 
liche Urtheil und bemerkte in den Motiven, daß die Berufung auf 
bie a. 5. Entſchließung vom 14. Yebruar 1846, 3. ©. ©. Nr. 933, 
nicht am Plate fei, weil es fi) nicht um Geltendmachung einer münd⸗ 
lihen legiwilligen Verfügung handelt, weldye als eine ſchriftliche durch 
ein gerichtliche8 Urtheil für ungiltig erfannt worden ift. 

Der Anficht der Untergerichte beitretend, verwarf ber oberfte 
Gerichtshof die a. o. Reviſionsbeſchwerde des Klägers. 


Nr. 7146. 


Unftatthaftigfeit des Verbotes auf eine Forderung des Ceſſus 
gegen den Cebenten zur GSicerftellung der Rechte des 
Ceſſionars gegen den Ceſſus. 


18. 6 v. 18. Sept. 1878, Nr. 10476 „bint. der —— u Dur. 
des er innern Stapt Wien vd. 14. Mai 18 * 
. Wien v. 2. Juli 1878, en 11344). © . 3. 1879, Nr. 98 

R — zur Sicherſtellung der ihm von C cebirten For. 
berung gegen B das Berbot auf eine (Gegen⸗) Forderung des Letz⸗ 
tern gegen C. 

Das von beiden Untergerichten bewilligte Gefud wurde von 
dem oberften Gerichtshofe abgewiefen in der Erwägung, daß nad) 
$. 283 a. ©. O. nur die dem Schulbner gehörigen, in den Händen 
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einer britten — von dem Schuldner und dem Gläubiger verſchiedenen 
— Berfon befindligen fahrenden Güter mit Verbot belegt werben 
können; daß aber A, dem B gegenüber, bezüglich ber ihm von C ce» 
dirten Forderung, deren Sicherftellung durch das Verbot er. anftrebt, 
als Eine PBerfon mit dem Cedenten, mithin die Forderung bes B 
gegen den Cedenten, die mit Verbot belegt werden ſoll, nicht als ein 
in dritter Hand im Sinne des cit. Paragraphen befindliches Gut 
anzuſehen und folglich das gerichtliche Verbot auf die Forderung des 
B gegen den Cedenten C zu Gunſten des Ceſſionars A unzuläſſig iſt. 


Nr. 7147. | 
Zriennalverjährung von periodiſch wiederkehrenden Lohn— 
forderungen? Berechtigung eined Gutsverwalters zur Gel- 
tendmachung feines Lohnanſpruchs vor Legung und Geneh> 
migung der Rechnung? 


d. dv. 19. Sept. 1878, Nr. 4886 Belt der — Urth. des 
R. . Graz dv. 14. Sept. 1877, Nr. 2. G. Graz vom 
28. Dec. 1877, Nr. 11806, ’E ; u Nr. 80 

Nah dem Tode desM, bei weldhem A als Gutsverwalier mit 

dem Jahreslohn von 400 fl. angeftellt war, belangte er deſſen Erben 
B auf die Zahlung des in den legten 20 Monaten vor dem Tode 
des M verdienten unb unberidhtigt gebliebenen Lohnes von 666 fl. 
Der Bellagte wendete die ZTriennalverjährung ein ($. 1480 a. b. 
©. 3.), weil feit ver Entftehung der Lohnforderung bis zur An- 
ftellung der Klage mehr als drei Jahre verftrihen waren. — In 
erfter Inſtanz wurde die Klage abgewiejen aus folgenden Gründen: 
Angeſichts der vorgebrachten Verjährungseinrede iſt zu erörtern, ob 
bie Anfprüdhe auf Monats- over Yahreslohn für Dienftleiftungen von 
dem $. 1480 a. b. ©. B. getroffen werden und demnach zu be⸗ 
ftimmten Zeitabfhnitten fällig werdende Lohnanſprüche der dreijährigen 
Verjährung unterliegen. Als feſtſtehend ift vorauszuſchicken, daß bie 
im $. 1480 aufgeführten Forderungen nicht tarativ aufgeführt find, 
Es frägt fi daher, ob für die Einreihung der erwähnten Xohns- 
forderungen in die Fälle des $. 1480 die ratio legis ſpreche. Diefe 
Frage ift zu bejahen. Die ratio diefer Gefegesftelle geht dahin, Teicht- 
finnige Schulbner vor Ruin zu bewahren, zu verhindern, daß monat» 
lih oder jährlich wiederkehrende Forderungen fo jehr anwachſen, bis 
fie diefelben ohne Aufopferung des Stammvermögens nicht mehr tilgen 
können. Alle diefe Momente treffen bei Lohnanſprüchen vollftändig 
zu. Daraus folgt, daß fie ebenfo wie die im 8. 1480 aufgenommenen 
Fälle der dreijährigen Verjährung unterliegen. Für dieſe Rechts⸗ 
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ans Ipriht auch das Hoflanzleivecret vom 10. April 1839, 

. ©. Nr. 355, welches im Jutereſſe des Dienftgefindes, als 
—** von der Beftimmung bes 8. 1480, feftfeßt, daß der Lohn 
desſelben der breijährigen Verjährung nicht unterliege. Diefe Be— 
fiimmung ift offenbar zum Schuge des Dienftgefinded gegeben, weil 
dasfelbe, zumeift auf tieferer Bildungsftufe ſtehend, zu wenig Ein- 
fiht und Willenskraft hat, fi durch rechtzeitige Geltendmachung feiner 
Lohnanſprüche vor Berluften zu bewahren, und fie wäre gar nidt 
nöthig gewefen, wenn die Lohnanſprüche überhaupt nit nad brei 
Jahren verjähren würden; fie ift daher eine Ausnahme von der all- 
gemeinen Regel und auf das Dienftgefinde zu bejchränfen. Auch 
folgende Erwägung zeigt, daß das citirte Hofvecret eine Ausnahme 
vom $. 1480 ſtatuirt. Nach diefem Hefdecrete tritt nämlich nad 
brei Jahren von der Fälligkeit des Lohnes an die gefeglihe Ber: 
muthung der geleifteten Zahlung ein, wenn der Gläubiger nicht zu 
erweijen vermag, taß bie Bablung nicht gefchehen ift. Wenn nun die 
Lohnanſprüche folder Perfonen, die nit zum Dienftzefinde gehören, 
der Zriennalverjährung nad $. 1480 nicht unterworfen wären, fo 
würden biefelben, weil bei ihnen die erwähnte gefeßliche Bermuthung 
nad drei Jahren nicht eintritt, in einer befleren Lage fih befinden, 
als das Dienftgefinde; dies ftände aber im offenen Widerſpruche mit 
ter Tendenz des zum Beften des Dienftgefindes erlafjenen obigen 
Hofvecretes. Da nun der Kläger als Verwalter eines größeren Gutes 
nicht zum Dienftgefinde gehört, folglich die Begünſtigung des Hof- 
becreted auf ihn nicht Anwendung findet und fein Lohnanſpruch der 
breijährigen Berjührung unterliegt, diefe Forderung aber erſt nad 
mehr als drei Jahre feit ihrer Entftehung eingellagt worden ift, jo war 
fie zur Zeit der Klage bereits erlefhen. Der Kläger behauptet, 
e8 jet die Verjährung dadurch unterbrodhen worden, daß Bellagter 
feine Forderung anerkannt habe (8. 1497 a. 6. G. B.), indem er 
ihm die Prüfung der von ihm (Kläger) gelegten Rechnungen und die 
Bezahlung feiner Forderung zugefazt habe. Allein darin liegt nod) 
feine Anerkennung der Forderung, fondern ein Zahlungeverfprechen, 
welches an eine noch nicht eingetretene Suspenfivbebingung (Prüfung 
der Rechnung) geknüpft wurde. Vorerſt muß der Kläger die Geneh- 
migung oder Bemänglung feiner Rehnung fordern und erft nach end⸗ 
giltiger Erledigung der Rechnung und nad Maßgabe des Rechnungs— 
ıefultates Tann er das Begehren auf Zahlung des Lohnes ftellen. — 
Das O. L. ©. beftätigte das erftgerichtlihe Erkenntniß mit nach— 
ftehender Begrüntung: Der Kläger war als Gutsverwalter bei dem 
Vater des Beflagten bevienftet. Wenn er auch als folder in ber 
Wirthſchaftsführung nicht unbeſchränkt, fondern von den Anordnungen 
feines Dienſtherrn abhängig war, fo war doch die Art und der Um- 
fang feiner Dienftleiftung derart geftaltet, daß fie für ihn die Ber- 
pflihtung zur Rechnungslegung nah fi gezogen bat (88. 1159, 
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1012 a. b. ©. B.), da es feinem Zweifel unterliegt, daß bei ber 
Verwaltung eines größeren Gutes nicht blos Einkünfte, fondern auch 
Ausgaben vorfemmen, zu welden ber Lohn des Verwalters ebenjo 
gut wie jener ber Übrigen Bebienfteten gehörte, und daß dieſe Aus- 
gaben aus den Einkünften des Gutes zu beftreiten waren. Der Kläger 
bat auch zugeftanden, daß er Rechnungen geführt, daß er fie dem 
Dienftherrn gelegt habe; er gibt an, daß ihm aus der Rechnung ein 
Guthaben ven 1589 fl. einfchließlih feines Lohnes herausfonme, 
und daß er am Tage feines Dienftaustrittes auf Abſchlag feines Gut- 
babens einen Betrag von 300 fl. erhalten hat. Da der Kläger zur 
KRehnungelegung verpflichtet ift, fo kann er nah $. 100 a. ©. ©. 
wohl von feinem Dienftgeber verlangen, daß er die Rechnung ge— 
nehmige oder bemängle und kann das aus ber Rechnung fih für ihn 
ergebende Guthaben verlangen; er ift aber nicht berechtigt, mit Bei» 
feitelaffung des Ergebniffes feiner Rechnung die einzelnen Ausgabe: 
poften al8 Subſtrat einer felbftftändigen Klageführung zu wählen, wie 
es der Kläger verfuht, indem er feinen Lohn, fomit eine einzelne 
Ausgabepoft ver Rechnung, als felbftftändigen Klageanfprud behan- 
delt, weil fein Anfpruh auf Zahlung des Lohnes auf dem näm⸗ 
lichen Vertragsverhältuiffe beruht, aus dem feine Verpflichtung zur 
Rechnungslegung entſpringt. Da fomit Kläger zur ſelbſtſtändigen 
Geltendmachung feines Lohnanſpruches gar nicht beredhtigt erjcheint, 
jo entfällt auch die Erörterung der Frage über die Verjährung dieſes 
Anſpruches. 

Die a. o. Reviſionsbeſchwerde des Klägers wurde vom oberſten 
Gerichtshofe abgewieſen. Gründe: Schon das Gericht erſter Inſtanz 
hat ganz geſetz- und ſachgemäß dargelegt, daß die Lohnforderung des 
Klägers, inſoweit ſie abgeſondert und ohne vorläufige Verrechnung 
eingeklagt werben konnte, bereits durch Verjährung erloſchen iſt. 
Zudem iſt der Kläger, wie die beiden unteren Gerichte ganz richtig 
dargethan haben, zur Rechnungslegung verpflichtet und vor deren 
Erledigung zur Einklagung einzelner in die Rechnung einbezogener 


Poſten gar nicht berechtigt. 


Nr. 7148. 
Rückforderungsanſprüche gegen eine Concursmaſſe (88. 26, 
137 C. O.): Unſtatthaftigkeit der Auftragung des Haupt- 

eides an die Concursmaſſe und an den Maſſeverwalter. 


Entſch. v. 19. Sept. 1878, Nr. 3567 De ae aid rigen Urth. des 

8. ©. Ruttenberg v. 16. Februar 1878, N. | 8 O. L. G. Prag 
März 1878, Nr. 8357). Eu “7, gr 25. 

Die A belangte die. Concursmaſſe ihre8 nad) der Concurs⸗ 

eröffnung verftorbenen Ehemanns B auf Ausfolgung des Erldjes von 
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dem für Rechnung der Concursmaſſe geſchehenen Berlaufe mehrerer 
Mobilien, weldhe in das Concursinventar aufgenomuen wurden, ob» 
ſchon fte ihr von B gefhenft worden waren ($. 26 ©. O.), und 
trug den rüdjchiebbaren Haupteid über bie ihr Eigenthum begrüns 
denden Thatumftände in der Klage „ber beflagten Concursmaſſe“, in 
der Replik „dem Concursmaffeverwalter” auf. — Bon beiden Unter- 
gerichten wurde die Klage unbedingt abgewiefen; in zweiter Inſtanz 
mit folgender Begründung: Es handelt fih darum, ob die Klägerin 
über die Thatfahen, aus denen fie ihr Eigenthumsrecht ableitet, 
der Concursmaffe, beziehungsweife dem Concurdmaffeverwalter ven 
Haupteid mit Rechtswirkung auftragen konnte. Die Klägerin behauptet 
die Zuläfftgkeit diefer Eidesbelation und führt dafür namentlich zwei 
Gründe an: 1. Der Deferent ift nicht verpflichtet, diejenige phyfifche 
Perfon auf Seite der Concursmaſſe zu bezeichnen, welde den Eid 
zu fchwören bat: es ift vielmehr Sache des Delaten, bie Perfon namı- 
baft zu machen, welde den Eid ſchwören fol. 2. Die Concursordnung 
vom 25. December 1868 bezeihnet an allen Stellen, wo fie von 
Rechtöftreiten fpricht, die gegen die Concursmaſſe gerichtet find, bie 
Gläubigerſchaft, d. i. die Öefammtheit der Concursgläubiger, als ven 
Proceptheil, gegen welche die Proceffe zu führen find; wenn es nım 
im $. 137 der C. O. ausdrücklich heißt, daß die Rüdforberungs- 
anfprüce gegen den Maffeverwalter geltend zu machen find, fo tft 
dies ein Beweis, daß diefe Ausprüde ſynonym find, und daß ber 
Maffeverwalter, ter die Concursmaſſe nad allen Richtungen reprä- 
fentirt, in diefem Sinne felbft Procefpartei iſt; es beirrt daher nicht, 
wenn der Haupteid in der lage ber Gläubigerfhaft und in ber 
Replik dem Maffeverwalter aufgetragen wurde. Die ad 1 aufgeftellte 
Behauptung fteht jedoch im Widerfpruche mit ven Beftimmungen ber 
88. 204 bis 207 a. ©. O., zufolge welcher der Haupteid nur einer 
phyſiſchen Perfon aufgetragen werden kann, woraus folgt, daß «es 
Sache des Deferenten ift, die eidesfähige phyſiſche Perfon zu be- 
zeichnen. Die Unrichtigfeit der ad 2 gemachten Behauptung zeigt fid 
aus Folgendem: Die Gefammtheit ver Gläubiger erlangt nad $.1 
C. O. nur das Recht, das Vermögen des Cridars in Verwahrung 
und Verwaltung zu nehmen und zu ihrer Befriedigung zu verwenden. 
Allerdings findet nah 8. 6C. O. das Berfahren zur Geltendmachung 
oder Sicherftellung von Anſprüchen auf das zur Concursmaſſe gehörige 
Bermögen gegen die Gläubigerfchaft ftatt; aber abgefehen davon, daß 
biefe Beftimmung ſchon im $. 124 C. D. eine Einfhränfung erfährt, 
ift der Fall des $. 137 C. D., auf den fih die Klägerin bezieht, 
ein hievon verſchiedener Fall, da es ſich in dem legteren um Rück⸗ 
forderungsanfprüde handelt, welche gegen den Concursmaſſeverwalter 
geltend zu machen find. Daraus und aus den Beftimmungen der 
85. 76, 77 und 119 C. O. geht hervor, daß es nicht angeht, zu 
behaupten, daß unter allen Umftänden die Gläubigerfchaft ver eigent- 
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lihe Proceßgegner und der Mafjeverwalter nur deren Bertreter fei. 
Eine folhe Behauptung überfieht gänzlih den Cridar, welcher doch 
auch vom Concursmafjeverwalter rvepräfentirt wird; der TCridar ift 
nad) dem Gefege verpflichtet, vem Concursmaſſeverwalter Aufklärungen 
u geben, ihn zu unterftügen, und bat ein, wenn aud nidht aus⸗ 
ſchließliches, Beftreitungsredt ($. 119 C. D.) Es entjpricht Dies 
der Natur der Sache, da der Cridar der Eigenthümer der Maffe und 
als Nachhaftender berheiligt iſt. Es ift nicht nur die Gläubigerfchaft, 
fondern auch der Cridar, der durch den Mafleverwalter vertretene 
Proceßgegner. Der Cridar ift Derjenige, mit dem die Rechtsgeſchäfte 
abgeſchloſſen worden find, aus denen die Anſprüche im Liquidirungs- 
ftreite erhoben werden, er ift fomit Derjenige, welcher von den That⸗ 
umftänden, auf Grund welder gegen die Concursmaſſe Rüdforberungs- 
anfprüde geltend gemacht werben, Wiſſenſchaft hat, folglih im Eon- 
curje diejenige phyſiſche Perſon, welder nah dem Hofdecrete vom 
19. April 1841, 9. ©. ©. Nr. 518, der Haupteid aufgetragen 
werben kann. Da durch die Concursordnung vom 25. December 1868 
bie Beftimmungen der allgemeinen Gerichtsordnung, namentlich die 
über da8 Beweismittel durch den Haupteid nicht abgeändert wurden, 
vielmehr nah S. 131 E. DO. die befonderen Procefje nad) den Bor- 
fohriften über das orbentlihe Verfahren zu behanveln find, Rück⸗ 
forderungsanfprüche nah 8. 137 C. D. wie außer dem Falle des 
Concurſes geltend zu machen find, jo muß auch derzeit die Beftimmung 
als aufrecht beftehend erkannt werden, daß im Koncurfe der Haupteib 
über Handlungen, welche nicht eigene Handlungen des Concursmaſſe⸗ 
verwalterd oder der Gläubigerſchaft als folder find, fondern in die 
Zeit vor der Eröffnung des Concurfes fallen und nur dem Cridar 
befannt find, auch nur ihm aufgetragen werden könne und daß bei 
“einer folden Eivesauflegung dem proceßführenven Gegner, Concurs⸗ 
maffeverwalter oder Gläubigerfhaft, nur bevorfteht, ven Eid für den 
Eridar anzunehmen oder zurückzuſchieben. Allervings kann im vor- 
liegenden alle der Eid dem Cridar nicht mehr aufgetragen werben, 
da er inzwifchen geftorben ift; allein der Zufall feines Todes trifft die 
Klägerin, welcher dadurch ein gefegliches Beweismittel entzogen wurbe, 
und ift dem Yalle ähnlih, wo der Partei ein zur Behauptung des 
Rechtes taugliher Zeuge durch den Tod entgeht. 

Der oberfte Gerichtöhof verwarf die a. 0. Reviſionsbeſchwerde 
der Klägerin, in der Erwägung, daß in dem durchgeführten Procefie 
der Concurdmafjeverwalter nad) SS. 124 und 137 C. O. zwar als 
PBroceßpartei eintritt, jedoch nicht im eigenen Namen, fondern an 
Stelle und im Namen der Gläubigerſchaft den Proceß führt, dem⸗ 
jelben fonad zufolge $. 207 a. G. O. der Haupteid nur über eigene, 
nicht aber auch über fremde Handlungen aufgetragen-werben kann; 
baß, wenn unter der Concursmaſſe, welder in der Klage der Haupteid 
aufgetragen wurbe, die Släubigerfchaft als die eigentliche Gegenpartei . 
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Nr. 7145. 


Aufrechthaltung eines unförmlihen fohriftlihen Teſtamentes 
als mündliches: VBorausfegungen der Unwendbarkeit der 
a. h. Entſchließung vom 14. Februar 1846 (I. ©. ©. 
Nr. 933). 
18. t. 1878, Nr. on Beit. der gleihfürmigen Urth. des 
a Tlumacı 2, 3 ” 20. Oct. 1876 „Nr. ir 3 — J —* ‚& emberg v. 
25. Sept. 1877, Ar. 1941). 

Die Klage de8 A gegen B —* ante * ſchriftlichen 
Teſtaments des M wegen Mangels der Förmlichkeiten des 8. 581 
a. b. G. B., wurde in erfter Inftanz abgewiefen, weil die letztwillige 
Anordnung des M mit allen Erforbernifien eines mündlichen Teſta⸗ 
mentes verjehen ift, daher als ſolches für giltig erfannt werden muß. 
Der Kläger ergriff vie Appellation, worin er insbeſonders auf bie 
‚a. 5. Entſchließung vom 14. Yebruar 1846, 9. ©. ©. Nr. 983, 
fi berief, wornad, wenn durch Urtheil die Ungiltigleit eines fhrift- 
Iihen Teſtaments ausgeſprochen wird, babei nicht der Vorbehalt ge- 
macht werben barf, dasſelbe durch einen andern Proceß als münd⸗ 
liches geltend zu machen. — Das O. L. ©. beftätigte das erftrichter- 
liche Urtbeil und bemerkte in den Motiven, daß die Berufung auf 
bie a. 5. Entiliefung vom 14. Yebruar 1846, I. ©. ©. Nr. 933, 
nicht am Plage fei, weil es ſich nicht um Geltendmachung einer münd⸗ 
lichen letztwilligen Verfügung handelt, welche als eine ſchriftliche durch 
ein gerichtliches Urtheil für ungiltig erkannt worden iſt. 

Der Anſicht der Untergerichte beitretend, verwarf der oberſte 
Gerichtshof die a. o. Reviſionsbeſchwerde des alagers 


Nr. 7146. 


Unftatthaftigleit des Verbotes auf eine Forderung des Ceſſus 
gegen den Gebenten zur Sicherſtellung der echte des 
Ceſſionars gegen den Ceſſus. 


18. 6 dv. 18. Sept. 1878, Nr. 10476 „bin. der id, Se, imigen Se Dee: 
der innern Stadt Wien 878 

. ®. Bien v. 2. Juli 1878, * 10. 6 . 3. 1879, Nr. ai 

A begehrte zur Sicherſtellung der ihm von C eedirten For⸗ 
berung gegen B das Berbot auf eine (Oegen-) Forderung des Letz⸗ 
tern gegen C. 

Dad von beiden Untergerichten bewilligte Geſuch wurde von 
dem oberften Gerihtöhofe abgewiefen in ver Erwägung, baß nad) 
$. 283 a. ©. O. nur die dem Schuloner gehörigen, in ben Händen 
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einer dritten — von dem Schuldner und dem Gläubiger verfchiedenen 
— Berfon befinpligen fahrenden Güter mit Verbot belegt werben 
tönnen; daß aber A, dem B gegenüber, bezüglich der ihm von C ce= 
dirten Forderung, deren Sicherftellung dur das Verbot er anftrebt, 
als Eine Perfon mit dem Cedenten, mithin die Yorberung bes B 
gegen den Cebenten, die mit Berbot belegt werben joll, nit ale ein 
in dritter Hand im Sinne des cit. Paragraphen befindliches Gut 
anzufeben und folglich das gerichtliche Verbot auf die Forderung des 
B gegen den Cedenten C zu Gunſten des Ceſſionars A unzuläffig ift. 


Nr. 7147. | 
Triennalverjäbrung von periodiſch wiederkehrenden Lohn— 
forderungen? Berechtigung eines Gutsverwalters zur Gel- 
tendmachung ſeines Lohnanſpruchs vor Legung und Geneh— 
migung der Rechnung? 


Far v. 19. Sept. 1878, Nr. 4886 (Beit. der eich förmigen Urth. des 
2. G. Graz v. 14. Sept. 1877, Nr. 22444 und des O. L. G. Graz vom 
28. Dec. 1877, Nr. 11806). G. 3. 1879, Nr. 80. 

Nach dem Tode des M, bei welchem A als Gutsverwalter mit 
dem Jahreslohn von 400 fl. angeftellt war, belangte er vefjen Erben 
B auf die Zahlung des in den legten 20 Monaten vor dem Tode 
des M verdienten und unberichtigt gebliebenen Lohnes von 666 fl. 
Der Beklagte wendete die Triennalverjährung ein (8. 1480 a. b. 
G. B.), weil feit der Entjtehung der LTohnforderung bis zur Un- 
ftellung ver Klage mehr als drei Jahre verftrihen waren. — In 
erſter Inflanz wurde die Klage abgewiejen aus folgenden Gründen: 
Angeſichts der vorgebrachten Berjährungseinrede ift zu erörtern, ob 
die Anfprühe auf Monats- oder Jahreslohn für Dienftleiftungen von 
dem 8. 1480 a. b. ©. B. getroffen werden und demnach zu be- 
ftimmten Zeitabjchnitten fällig werdende Lohnanſprüche der dreijährigen 
Verjährung unterliegen. Als feftftehend ift vorauszujchiden, daß bie 
im $. 1480 aufgeführten Forderungen nicht tarativ aufgeführt find. 
Es frägt fi daher, ob für die Einreihung der erwähnten Lohns- 
forderungen in die Fälle des $. 1480 die ratio legis ſpreche. Dieſe 
Frage ift zu bejahen. Die ratio diefer Gejegesftelle geht dahin, Teicht- 
finnige Schuldner vor Ruin zu bewahren, zu verhindern, daß monat» 
ih over jährlich wiederkehrende Forderungen fo fehr anwachſen, bis 
fie diefelben ohne Aufopferung des Stammvermögens nicht mehr tilgen 
tönnen. Alle diefe Momente treffen bei Lohnanſprüchen vollſtändig 
zu. Daraus folgt, daß fie ebenfo wie die im $. 1480 aufgenommenen 
Fälle der dreijährigen Verjährung unterliegen. Für diefe Rechts⸗ 

29* 
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ſpruch des Klägers auf den zehnpercentigen Finderlohn im 8. 391 
ibid. begründet iſt, — hat der oberſte Gerichtshof das erſtgerichtliche 
Urtheil beſtätigt. 


Nr. 7150. 
Zuläffigkeit der |. g. Taſchenpfändung. 


eutid). * 3 Set. 1878, Ne. 10617 (Abänd. der gleihiß een Derr. Des 
9. 6 zog D 29. Juli 1878, Nr. 69114 und des 
13. Kuga 878, Nr. 23055). ©. 3. 1878, Nr. 101. Ar Bl. —* Ser. 48. 

In dem Mobilienpfändungsgeſuche des A gegen feinen Schuloner 
B wurde begehrt, daß auch die Habe, welde B bei fih trägt, na- 
mentlih Geld und Werthpapiere gepfändet werden. — Beide Unter: 
gerichte verweigerten die Bewilligung diejer f. g. Taſchenpfändung, 
weil — nad den Motiven des O. L. G. — die Execution mittelft 
Pfändung nicht in einen Angriff auf die perjünliche Freiheit des 
Schuldners durch deſſen Anhaltung behufs der Taſchendurchſuchung 
ausarten darf. 

In Erwägung, daß nad) $. 340 a. ©. O. und $. 1 des Hofber. 
vom 29. Mai 1845, 3. ©. S. Nr. 889, die dem Kläger bewilligte 
Erecution des beweglichen Vermögens an allen Bermögensftüden zu 
vollziehen ift, die bei der Vornahme in dem Befige des Schuldners 
angetroffen werben; daß das Geſetz nur in Anſehung gewiffer Gegen 
flände, keineswegs aber in Anfehung der Art, wie der Erecut den 
Befig an ven Saden ausübt, Ausnahmen von der Regel normirt; 
daß insbefonvdere Geld und Werthſachen, die der Erecut mit fi 
führt, durch das Geſetz von der Execution nicht ausgeſchloſſen find; 
daß das Recht des Schuldners auf perfünliche Freiheit nicht in einer 
Ausdehnung verftanden werden darf, bei welder das Recht des Gläu⸗ 
bigers auf den Schutz des Geſetzes ganz illuſoriſch würde, da bei 
einer ſolchen Auffaſſung jede Execution als ein Zwangsverfahren 
gegen den Schuldner als unzuläffig erſchiene; daß daher die ohnedies 
dur ein Organ bed Gerichtes innerhalb der vom Geſetze gezogenen 
Schranken, alſo felbftverftänplih mit Bermeidung jedes Auffehens zu 
vollziehbende Pfändung des Geldes und der Werthſachen, bie der 
Erecut bei fi trägt, nicht als ein Angriff auf feine perfönliche Frei- 
beit anzufehen ift, — hat der oberfte Gerichtshof die begehrte „Ta= 
Ihenpfänbung” verorbnet. 
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Nr. 7151. 


Annahme von Kaffenjheinen an Zahlungsftatt oder Zabh- 
Iungshalber? Regreßanfprucd des Gläubigers im alle ihrer 
Uneinbringlichkeit ? 

Entſch. v. 24. Sept. 1878, Nr. 5153 (Abänd. der sleihförmigen Urth. 
des — — — v. 6. Februar 1878, Nr. 1016 und dee O. L. G. 
Prog v. 5. März 1878, Nr. 6734). Jur. 1 1878, Nr. 42. ©. 3. 1879, 
Nr. 83. Aovocaten- Zeitung 1879 9, Mr. 22. 

B faufte am 8. Februar 1876 von A Baumwolgern um ben 
Preis von 712 fl., zahlte fofort 96 fl. bar und überfendete dem A 
mit Brief vom 11. Februar zwei Caſſenſcheine der Warnsdorfer 
Escomptegefellihaft, deren Betrag von 500 fl. und 100 fl. mit Hin- 
zurechnung der fälligen Zinfen feinem Schulorefte von 616 fl. gleich 
tom, Am 12. Februar beftätigte A dem B den Ausgleidy jeiner ac» 
tura vom 8. Februar per 712 fl. mit dem Beifage, daß er „den 
Schluß als beendet betrachte”. Allein ſchon am 14. Februar retour- 
nirte er dem B die Caſſenſcheine mit der Anzeige, daß er für dies 
felben Feine Verwendung habe, und erfuchte ihn um Einſendung bes 
Barbetrages feines Schuldreſtes, worauf diefer dem A mit Schreiben 
vom 16. Februar die Caſſenſcheine wieder zurückſchickte und erklärte, 
daß er gar fein Obligo mehr übernehme, nachdem A dieſe Papiere 
ohne Anftand angenommen und fon am 12. Februar die Saldirung 
des Conto beftätigt habe. Ueber das Bermögen der Warnsporfer 
Escomptegefelihaft wurde am 16. Webruar der Concurs eröffnet, 
bei welchem A die Forderung aus den Caſſenſcheinen anmeldete und 
deren Liquidirung erwirfte Nun trat A gegen B Hagen auf und 
begehrte, daß berjelbe verurtheilt werde, ihm 616 fl. als Reſt des 
RKaufpreifes für das gelaufte Baummollgern nebit den Zinjen jeit 
12. Februar 1878, gegen Abtretung der vom Kläger im Concurfe 
der Warnsporfer Escomptegefelfhaft angemeldeten Forderung, zu 
zahlen. — Bon dem Gerichte erfter Inflanz wurde die Klage aus 
den nachſtehenden Gründen abgewiejen: Mit der in dem erſten Briefe 
des Klägers vom 12. Februar enthaltenen Erklärung bat derfelbe die 
Caſſenſcheine unbedingt und ohne Vorbehalt an Zahlungsftatt ange» 
nommen, Dadurch ift die Kaufgeldsſchuld des Beklagten novirt worden 
und erlofhen. Bon diefer unbebingten Annahme an Zahlungsftatt 
fonnte der Kläger einfeitig nicht mehr zurüdtreten, daher ift die in 
feinem zweiten Briefe vom 14. Februar erflärte Verweigerung ber 
Annahme der Caſſenſcheine an Zahlungsftatt ohne rechtliche Wirkung. 
Wenn aber der Kläger replicando die auf den 8. 1397 a. b. G. B. 
gefügte Haftung des Beklagten als Cedenten geltend gemadt hat, 
jo ift, abgefehen von der Unzuläffigkeit ver Aenderung des Klagerechts 
($. 21 a. ©. O.) auch diefer Rechtsgrund unzulänglih, weil’ er 
nicht nachgewiefen hat, daß die Forberungen aus den Caſſenſcheinen 
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Nr. 7145. 


Aufrechthaltung eines unförmlichen ſchriftlichen Teſtamentes 

als mündliches: DVBorausfegungen der Anwendbarkeit der 

a. h. Entſchließung vom 14. Februar 1846 (9. ©. ©. 
Kr. 933). 


18. t. 1878, Nr. 1692 (Beft. der gleihförmigen Urth. des 
os Tlunac 150. Oct. 187 76, Nr. FR 3 ru Se u 6: eng v. 
25. Sept. 1877, Nr. 19411). . 1879, 

Die Klage des A gegen B —* —— des ſchriftlichen 
Teſtaments des M wegen Mangels ver Förmlichkeiten des 8. 581 
a. b. G. B., wurde in erſter Inſtanz abgewieſen, weil die letztwillige 
Anordnung des M mit allen Erforderniſſen eines mündlichen Teſta⸗ 
mentes verfehen ift, daher als ſolches für giltig erfannt werden muß. 
Der Kläger ergriff die Appellation, worin er insbefonders auf die 
‚a. 5. Entſchließung vom 14. Februar 1846, 9. ©. ©. Nr. 933, 
fih berief, wornad, wenn durch Urtheil die Ungiltigfeit eines ſchrift⸗ 
lihen Teſtaments ausgefprodhen wird, babei nicht der Vorbehalt ge- 
macht werben darf, basfelbe durch einen andern Proceß als münd⸗ 
liches geltend zu machen. — Das O. L. ©. beftätigte das erftrichter- 
liche Urteil und bemerkte in den Motiven, daß die Berufung auf 
die a. 5. Entichliegung vom 14. Februar 1846, 9. ©. ©. Nr. 933, 
nicht am Plate fei, weil es ſich nicht um Geltendmachung einer mönd- 
lihen legiwilligen Verfügung handelt, welche als eine ſchriftliche durch 
ein gerichtliches Urtheil für ungiltig erfannt worden ift. 

Der Anficht der Untergerichte beitreten, verwarf ber oberfte 
Gerichtshof die a. o. Reviſionsbeſchwerde des Klägers. 


Nr. 7146. 


Unftatthaftigfeit des Verbotes auf eine Forderung des Ceſſus 
gegen den Cedenten zur GSicherftellung der Rechte des 
Ceffionars gegen den Ceſſus. 


10.8.6 v. 18. Sept. 1878, Nr. 10476 hind ‚er IS, De. 20000 Der. 
&. der innern Stabt Wien v. i 1878 
. Wien v. 2. Juli 1878, — * — . 3. 1879, Nr. 98 

A begehrte zur Sicherſtellung der ihm von C cebdirten For— 
derung gegen B das Verbot auf eine (Gegen⸗) Forderung bed Letz⸗ 
tern gegen C. 

Das von beiden Untergerichten bewilligte Gefud wurde von 
bem oberften Gerichtshofe abgewiefen in ber Erwägung, daß nad 
$. 283 a. ©. O. nur die dem Schuldner gehörigen, in den Händen 
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einer dritten — von dem Schulpner und dem Gläubiger verfchiedenen 
— Berfon befindliden fahrenden Güter mit Verbot belegt werben 
können; daß aber A, dem B gegenüber, bezüglich der ihm von C ce= 
dirten Forderung, deren Sicherſtellung durch das Verbot er anftrebt, 
als Eine Perfon mit dem Cedenten, mithin die Forderung. des B 
gegen den Cedenten, die mit Verbot belegt werben fol, nicht als ein 
in dritter Hand im Sinne des cit. Paragraphen befindliches Gut 
anzujehen und folglich das gerichtliche Verbot auf die Forderung des 
B gegen den Cedenten C zu Gunſten des Ceſſionars A unzuläffig. ift. 


Nr. 7147. | 
Zriennalverjährung von periodifh wiederkehrenden Lohn— 
forderungen? Beredtigung eined Gutsverwalters zur Gel- 
tendmachung feines Lohnanſpruchs vor Legung und Geneh- 
migung der Rechnung ? 


19. Sept. 1878, Nr. 4886 (Beit. der u bs D.8.0. 6 Urth. des 
R. "Ga; v. 14, Sept. 1877, Nr. 22444 u 2. G. Graz vom 
28. Dec. 1877, Nr. 11806). &. 3. Ye Nr. SO 

Nah dem Tode des M, bei weldem A als Gutsverwalter mit 
dem Jahreslohn von 400 fl. angeftellt war, belangte er deſſen Erben 
B auf die Zahlung des in den legten 20 Monaten vor dem Tode 
des M verbienten und unberichtigt gebliebenen Xohnes von 666 fl. 
Der Beklagte wendete die Zriennalverjährung ein ($. 1480 a. b. 
G. B.), weil feit der Entftehung der LTohnforderung bis zur An- 
ftelung der Klage mehr als drei Jahre verftrihen waren. — In 
erfter Inſtanz wurde die Klage abgewieſen aus folgenden Gründen: 
Angeſichts der vorgebradhten Berjährungseinrede ift zu erörtern, ob 
bie Anſprüche auf Monats- oder Yahreslohn für Dienftleiftungen von 
ben $. 1480 a. b. ©. B. getroffen werden und demnach zu be- 
ftimmten Zeitabjchnitten fällig werdende Lohnanſprüche ber breijährigen 
Berjährung unterliegen. Als feſtſtehend ift vorauszuſchicken, daß die 
im $. 1480 aufgeführten Forderungen nicht tarativ aufgeführt find, 
Es frägt ſich daher, ob für die Einreihung der erwähnten Lohns⸗ 
forderungen in die Fälle des $. 1480 die ratio legis ſpreche. Diefe 
Trage ift zu bejahen. Die ratio diefer Oefegesftelle geht dahin, Leicht- 
finnige Schuloner vor Ruin zu bewahren, zu verhindern, daß monat» 
lich oder jährlich wiederkehrende Forderungen jo fehr anwachſen, bis 
fie diefelben ohne Aufopferung des Stammvermögens nicht mehr tilgen 
Tönnen. Alle diefe Momente treffen bei Lohnanſprüchen vollftändig 
zu. Daraus folgt, daß fie ebenfo wie die im $. 1480 aufgenommenen 
Fälle der dreijährigen Verjährung unterliegen. Für dieſe Rechts⸗ 
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erkannte in merito. — Bon dem O. L. ©. wurde ber Incompetenz⸗ 
einrede ſtattgegeben. 

Der oberſte Gerichtshof beſeitigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz mit dem Auftrag an das O. L. G., in der Sache ſelbſt zu 
erkennen Gründe: Nah $. 2 des Hofder. v. 25. Jänner 1822, 
3. G. S. Nr. 1832 (für das Geltungsgebiet der weſtgal. ©. D.), 
ift Die Einwenbung des nicht gehörigen Gerichtöftandes bei der erften 
über die Klage angeorbneten Tagſatzung anzubringen oder zu foldem 
Ende um eine Erfiredung der Tagſatzung anzuſuchen und ift, wenn 
der Bellagte bei der erften Tagfahrt weder die Einwendung des nicht 
gehörigen Gerichtsſtandes angebracht, nody zur Ausführung berfelben 
eine Erftredung oder Friftverlängerung ausprüdlih anbelangt hätte, 
derjelbe mit diefer Einwendung nicht mehr zu hören. Nun bat ber 
Bertreter des Beklagten bei der erften auf bie Klage anberaunten 
Zagfahrt die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsſtandes nicht 
vorgebracht und ebenjomwenig um eine Erftredung berfelben ausdrücklich 
zu diefem Ende die Bitte geftellt, ſondern erft bei der zweiten Tag⸗ 
fahrt die Incompetenzeinwendung erhoben. Das bei der frühern Tag- 
fahrt von ihm geftellte Begehren um Erftredung mit der Rechts- 
wohlthat bes erften Zermines, kann wegen feiner Unbeftimmtheit vie 
gedachte ausprüdlich zu erhebende Einwendung nicht vertreten, um fo 
minder, al8 die Vorſchriften der GerichtSorbnung Über die Bedeutung 
einer ſolchen Wohlthat feine Beftimmung enthalten. Die erhobene 
Einwendung der Gerihtsunzuftändigfeit ftellt fi ſonach als verfpätet 
der und burfte nicht mehr berüdfichtigt werben. 


— 





N. 7153. 
Unftatthaftigkeit der Fortführung eines Proceſſes gegen den 
Gemeinſchuldner trog der Erklärung des Klägers, fich 
fediglih an das nit in die Concursmaſſe einbezogene 
Bermögen halten zu wollen. 

v. 24. Sept. 1878, Nr. 10937 (Beft. der glei örmi en Deere. ded 
“om Wien - Su 1878, Mr. 10048 a — Ays S" 6. Bien vom 
6. Anguſt 1878, Nr. 13757). ©. 3. Ne, N 8 

Der von A gegen B im Jahre 1877 eingeleitete Proceß pcto. 
Zahlung von 2034 fl. blieb Liegen. Als aber im März 18378 über 
das Vermögen des B der Eoncurs eröffnet worden war, begehrte A bie 
Wiederaufnahme des Derfahrens, indem er erklärte, daß er ſich mit feiner 
eingellagten Forderung nur an das nit in die Concursmaſſe ein= 
bezogene Bermögen halten werde. — In erfter Inflanz wurde das 
Keaffumirungsgefuh dem A mit Verweiſung auf bie erfolgte Con⸗ 
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curseräffnung zurüdgeftelt. — Das DO. L. ©. beftätigte die Ver- 
fügung der erften Inftanz, weil die Concursordnung jene Anfprüche, 
weldhe der Anmeldung im Concurfe nit unterliegen und daher wie 
außer dem Fall des Eoncurfes geltend gemacht werden können, aus- 
brüdlich bezeichnet (SS. 9 und 137) ; weil das Concursgefeg nirgends 
ausfpricht, daß die bloße Angabe des Klägers, fi mit feiner For⸗ 
derung an das nicht in die Concursmaſſe des Bellagten einbezogene 
Bermögen halten zu wollen, genüge, um ben vor ber Concurserdff- 
nung anhängig gemachten Proceß wider den Bellagten wie außer vem 
Coneurſe fortzufegen, und weil im vorliegenden Falle jenes Vermögen 
des Beklagten, das durch die Concurseräffnung der Berfügung bed 
Beklagten nicht entzogen fein fol und aus dem der Kläger die Be⸗ 
friedigung feiner eingeflagten Yorderung von 2034 fl. erzielen will, 
in feiner Weife bezeichnet und demnach das Vorhandenſein des Aus⸗ 
nahmsfalles des 8. 9 der Concurdordnung nicht dargethan ift. 

Dem a. o. Revifionsrecurfe des A wurde vom oberften Gerichts⸗ 
hofe feine Folge gegeben, da in den angefochtenen gleihförmigen Ent- 
ſcheidungen der erften und zweiten Inſtanz eine nad dem Hofber. 
vom 15. Yebruar 1833, I. ©. ©. Nr. 2593, zur Abänderung der⸗ 
jelben berechtigende Nichtigkeit oder offenbare Ungerechtigkeit nicht 
wahrgenommen werden kann. 


Nr. 7154. 


Summarifches Verfahren: Verpflichtung des Producenten 

einer Urkunde zur Ablegung des zurüdgefchobenen Cre— 

dulitätdeides über deren Echtheit in der Form des 
Wiffenseides. 


Entich. v. 25. Sept. 1878, Nr. 8862 (beit des Urth. des 8. ©. Unger. 
Hradiſch v. 21. Mai 1878, Nr. 3254, Aband. des Urth. des O. L. G. Brünn 
v. 25. Inni 1878, Ne. 6174). Zur. BI. 1878, Nr. 48. 

In der ſummariſch verhandelten Rechtsſache der Handelsfirma 
A & C gegen die Verlaſſenſchaft des M unter Vertretung des Eu- 
rator8 B peto. Zahlung einer Wechſelforderung beftritt B die Echt— 
beit der Unterfchrift des M als Acceptanten des der Klage zum Grunde 
liegenden Wechjele, worauf ihm die Klägerin den Crebulitätseid zu- 
ihob, daß er die Unterfchrift des M nad feinem beften Wiffen für 
unecht halte, und für den Rüdjchiebungsfall die Ablegung dieſes Eides 
in bejahender Form durch den Socius C anbot. — Das Geridt 
erfter Inftanz erfannte auf den von B zurüdgefchobenen Eid und 
gab demjelben die Faſſung des von C abzulegenden Wahrheitseides, 
daß M den Wechſel als Acceptant eigenhändig unterfchrieben Habe. 
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— Das O. L. ©. Hingegen trug dem C nur den Credulitätseid auf, 
daß er die Unterſchrift des M nad beftem Wiffen für echt halte, — 
aus folgenden Gründen: Schon nad der allgemeinen Beftimmung 
der Gerichtsordnung muß der zurüdgefchobene Eid in jener Weife, 
wie er aufgetragen wurde, abgelegt werben. Hätte alſo der Eurator 
der bellagten Berlafienfhaft fhwören möflen, daß er nad feinem 
beften Wiflen den Wechfel für unecht halte, fo kann ber den Eid 
auftragende Kläger im Rüdichiebungsfalle auch nur verpflichtet fein, 
zu befchwören, daß er nach beftem Wiffen ven Wechfel für echt halte; 
es kann von ihm nicht der Eid gefordert werben, daß M den Wedhfel 
eigenhändig unterjchrieben habe, weil in biefer Faſſung der Eid 
weder beferirt noch zurüdgejchoben worden ift. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Urtheil. 
Gründe: Nah $. 37 des Geſetzes über den Summarprocek hat 
ber flreitende Theil, welcher eine gegen ihn angeführte, nicht von ihm 
felbft ausgeftellte Urkunde für unecht erflärt, auf Verlangen des Geg- 
nerd nur den Grebulitätseid zu fhwören, daß er die Urkunde nad 
feinem beften Wiflen für unecht halte Davon aber, daß auch ber 
Producent im Rüdfchiebungsfalle ven Eid nur dahin abzulegen hätte, 
daß er die Urkunde nach jeinem beften Wiffen für echt halte, fommt 
im Geſetze kein Wort vor, und es kann auch dur ſolch' einen Eid 
die Echtheit der Unterfchrift, welche der Probucent zu erweifen bat, 
nicht erwiefen werden. Der citirte 8. 37 flatuirt eine Ausnahme von 
der Regel, er kann daher auf andere Perjonen, als für welche fie ge- 
geben ift, nicht ausgedehnt werden; am allerwenigften bat ver im 
eigenen Namen Proceß führende Producent auf jene Erleichterungen 
Anſpruch, welche das Gefeg einem Eurator oder gefeglichen Vertreter 
einräumt, der im Namen eines Anderen Proceß führt. Haben ſich 
bie Kläger nicht erboten, für den Wal der Nüdfchiebung des dem 
Eurator aufgetragenen Eides die Echtheit der Unterfchrift des Accep- 
tanten direct zu beſchwören, fo konnte dies die unbedingte Abweifung 
der Klage zur Folge haben, aber um jo weniger Grund bieten, bie 
Kläger zu einem gefeglih unftatthaften Eide zuzulaffen, als fie im 
Zuge der Verhandlung gar nicht behauptet haben, daß fie von ber 
Echtheit des Acceptanten feine unmittelbare Kenntniß haben können. 
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| Nr. 7155. Ä 
Unzuftändigfeit der Verlafjenfchaftsbehörde zur Bewilligung 
der grumbbücherlihen Eintragung. eined von dem noch nicht 
eingetragenen Erben an Nachlafrealitäten eingeräumten 


Pfandrechte. 
Entſch. v. 25. Se i. 1878, Nr. 9120 (Belt. des dad Den: des 2. ©. Kralan 
v. 20. Anguft 18 Sr. 22564, Abänd. des Decr. des DO. 2. G. Krakan 
v..28. Dec. 1877, tr. 18567). Zeitieeift für das Rotariat 1870, Ar 10. 

Dem B, als Erben der M, iſt die Hälfte eines in der Lemberger 
Landtafel eingetragenen Gutes angefallen. Er überreichte beim 2. ©. in 
Krakan, wo bie Verlaſſenſchaft der M abgehandelt wurde, feine Erbs⸗ 
erflärung und beftellte in einer Notariatsurkunde feinem Gläubiger Adas 
Pfandrecht an der befagten Yutshälfte für die ihm geſchuldete Summe 
von 20.000 fl. — Das hierauf von A beim L. ©. in Krakau an⸗ 
gebrachte Geſuch um Eintragung des Pfandrechts wurde abgewiefen. 
— Das D.% ©. bewilligte die Eintragung des Pfandrechtes mit 
ver Clauſel des 8. 822 a. 6. ©. 2. 

Der oberſte Gerichtähof beftätigte den abweiſenden Beſcheid ver 
erften Inftanz. Gründe: Das L. ©. in Krakau war zur Bewilligung 
diefer Pfondredhtseintragung nah 8. 75 Grundb.⸗G. gar nicht be- 
rufen, weil das 8. ©. in Lemberg, nicht das Krakauer Gericht, die 
zuftändige Tabularinſtanz ift und weil dem 2. ©. in Rrafau, als 
Berlafienfchaftsabhandlungsbehörde nad) der M, nur die Bewilligung 
der Eintragung von Einantwortungsverorbnungen in die Öffentlichen 
Bücher zur Uebertragung des Eigenthumes der in denſelben vorkom⸗ 
menden, zur Verlaſſenſchaft gehörigen unbeweglichen Güter ober auf 
unbeweglihen Gütern haftenden Forderungen an ben Erben zufteht 
(8. 177 des Taiferlihen Patentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. Bl. 
Nr. 208). 


Unzuläffigkeit der Execution duch Androhung einer Arreft- 
firafe behufs Durchfegung der Verpflichtung zur Bezahlung 
von Perficherungsprämien zu Gunften eines Dritten, 

Entid. v. 25. Sept. 1878, Nr. 10723 (Belt. des dad Deer. ded 2%. G. Wien 
v. 17. Mai 1878, Nr. 34912, abänd. Deer. des O. L. 8 Wien v. 6. Angnſt 
1878, Nr. 13576). Sur. BI. 1878, Nr. 4 
Bei der Trennung einer Che israelitifcher laubensgensfe 
haben die Ehegatten wegen der Erziehung und Berpflegung ihres 
Kindes mit gerichtlihem Bergleihe das Uebereintommen getroffen, 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 30 
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wonah die Ehefrau A die Erziehung. und Verpflegung des Kindes 
übernahm und andererfeitd. der Ehemann B fi) verpflichtete, das 
Kind bei der Affecuranzanftalt C zu verfihern, damit dasſelbe 
nad) erreihtem 20. Lebensjahre 1000 fl: von der Berfiheruugs- 
geſellſchaft ausbezahlt erhalte, ferner fein Leben bei ver nämlichen 
Anftalt für den Betrag von 680 fl. rüdguverfihern, damit im alle 
ſeines Todes die Prämien für die Verſicherung bes Kindes nicht 
meiter gezahlt zu werben brauchen und dem Kinde jedenfalls, beim 
Grreichen des 20. Lebensjahres, die verfiherten 1000 fl. aus⸗ 
bezahlt werben. Da B die Einzahlung von Prämien verzögerte, be= 
gehrte die A auf rund. des obigen Vergleichs im Eyecutionswege, 
daß ihm unter Androhung einer, Arreſtſtrafe die Einzahlung der 
Prämien aufgetragen werde. — Das in erſter Inſtanz bewilligte 
Geſuch wurbe von dem DO. 2%. ©. abgewiejen, weil die Einzahlung 
einer Lebensverfiherungsprämie Feine „Arbeit” ift, die von einem 
Dritten nicht verrichtet werden Tann, und baß daher die von ber A 
gewählte und erfigerichtlich bewilligte Executionsart des 8. 310 
a. ©. O. im vorliegenden Falle feine Anwendung findet. 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte die obergerichtliche Entſcheidung 
mit Bezugnahme auf die vorftehende Begründung. 


| Nr. 7157. 
Erecution zur Sicherftellung während des Nechtsmittelzuges. 


Entſch. v. 25. Sept. 1878, Nr. 10936 (Beſt. des das Decr. des L. G. Wien 
v. 25. Juni 1878, Nr. 45304, abänd. Der. ded O. 2%. ©. Wien vom 
23. Juli 1878, Nr. 12868). Advoc.⸗Zeitung 1879, Nr. 1. 


Auf Grund eines in erfter Inſtanz unbedingt zufpredhenden Ers 
kenntniſſes, gegen welches der Bellagte vie Appellation ergriffen hatte, 
ftellte der Kläger das Anfuchen um Bewilligung der erecutiven Mo- 
bilorpfändung und grunpbücerlihen Kinverleibung des erecutiven 
Pfandrechtes auf der Liegenihaft des Gegners zur Sicherftellung des 
in bem erflrichterlichen Erkenntniſſe dem Kläger unbebingt zuerfannten 
Betrages. — Das Gericht erfter Inflanz wies dies Begehren mit 
ber Motivirung ab, daß nah $. 259 a. ©. O. die Bewilligung 
einer Pfändung zur Sicherſtellung unzuläffig, und in einem Falle wie 
bar sehen, auch die Bormerlung nach $. 38 Grundb.⸗G. unftatt- 
@ 3 

In zweiter und britter Inſtanz wurde dem Begehren ftattge- 
geben, in der Erwägung, daß nach Anordnung des 8. 259 0. ©. O. 
dem in erfler Inflanz obfiegenden Theile bis zum erfolgenden Appella⸗ 
ttonsurtheile eine Sicherftellung zu extheilen ift, wenn er nad ber 
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Beſchaffenheit der Streitſache einer ſolchen bepärfte,. und daß nad) 
8. 12 der Juſt. „Miniſt.Verordn. v. 18. Su 1869, R. G. Bl. Nr. 130, 
bie daſelbſt in: den SS. 4, 5, 6, Abſ. 2, dann 7, 8 und 11 ent« 
haltenen Vorſchriften auch in "allen übrigen Fällen Anwendung finden, 
in. welchen durch bie Gerichtsordnung die Execution zur Sicherftellung 
abs: proviſoriſche Borkehrung bis zur zechtöträftigen Eutfcheidung der 
Hauptſache zulaͤſſig erſcheint. 


Nr. 7158. 


Gerichtsſtand des Vertrags bei zweifeitigen SHanbels- 

geſchäften: Verſchiedenheit des Erfüllungs- und des Zah- 

Iungsortes, Principaler Charakter der Verpflichtung zur 
Zahlung des Kaufpreiſes. 


26. Sept. 1878, Nr. 8726 (Beft. des Urth. des B. ©. Amittan 
— 1878, Me. 1020 ——— dei un —— — 
15. Mai 1878, hr 4) 3 is 9, Nr. 8 


A belangte den im Sprengel des B. ©. Pardubitz wohnhaften 
B bei vem B. ©. Zwittau wegen Zahlung des 128 fl. betragenven 
Kaufpreifes für gelieferten Hafer und begründete die Zuftäudigfeit 
des angerujenen Gerichtes mit der Anführung, daß nad der Berein- 
barung der Contrabenten der Berkäufer ven Hafer in Zwittau für 
die Firma C in Berlin aufzugeben, den Aufgabefchein dem Käufer 
einzufenden und dieſer ſodann ihm den Kaufpreis zu zahlen hatte, daß 
jomit Zwittau der vertragsmäßige Erfüllungsort und nad Art. 324 
des Handelsgeſetzes und $. 43 der 9. N., das Gericht in Zwittau 
zur Streitverhbandlung competent fei. Der Bellagte erhob die Ein- 
wendung der Incompetenz. — In erfter Inſtanz wurde diefer Ein- 
rede flattgegeben. — Das O. L. ©. verwarf diefelbe, weil Zwittau 
als Ort der Erfüllung des Handeldgejhäftes vereinbart worben ift 
und diefer Ort daher auch für bie Erfüllung der Nebenverbinplic- 
feit, nämlidh für die Zahlung des Kaufihillings zu gelten bat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz. 
Gründe: Nah Art. 324 Handelsgeſetz hat die Erfüllung des Han⸗ 
delsgeſchäftes an dem im Vertrage beftimmten Orte zu gejcheben und 
war baber der Kläger verpflichtet, den Hafer in Zwittau zu verladen. 
Daß aber der Erfüllungsort nicht ſchon deshalb auch der Zahlungs» 
ort fein muß, geht aus den Art. 324 und 325 Handelsgeſetz hervor. 
Der Art. 324, welcher vom Orte der Erfüllung für ven Berpflichteten 
ſpricht, läßt erfennen, baß bei zweifeitig verbindlichen Handelsgeſchäſten, 
wo fi zwei Berpflichtete gegenüberftehen, auch bie Erfüllungsorte 
verjhieden fein können. Die Zahlung ift nicht, eine bloße Nebenver- 
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binblichleit bes. Käufers, fondern eine für ihn aus dem Kaufvertrage 
entfindene.felöftftändige Berpflichtung. Der 8.43 J. N. fordert, daß der 
Ort, wo die Zahlung zu leiften ift, im Vertrage ausdrücklich beftimmt 
worden fei, was aber im vorliegenden. Falle nicht gefchehen ift, da 
nur vereinbart wurbe, daß der Bellagte nah Erhalt des Aufgabe- 
fcheined den Kaufpreis einfenvden folle, ohne daß über den Drt eine 
Beſtimmung getroffen wurde. Es ift jomit Art. 325 des Handelsgeſetzes 
maßgebend, nad) welchem bie Zahlung an dem Orte zu leiften ift, 
wo der Gläubiger zur Zeit der Entflehung der Forderung feine Han- 
belönieberlaffung, beziehungsweife feinen Wohnfig, bat. 


Nr. 7159. 

AUnftellung der Pränotations-Rechtfertigungeklage wider ben 
urfprünglichen PBränotaten trog mittlerweile eingetretenen 
Wechſels im Belize der Liegenschaft. 

Entſch. v. 1. Oct. 1878, Nr. 10896 (Beft. des Decr. des B. ©. Lundenburg 
v. 28. Ayril 1878, Nr. 3680, Abänd. des Deer. des O. L. G. Brünn vom 

| 25. Juni 1878, Nr. 6602). G. 3. 1870, Nr. 73, 

Nachdem im Jahre 1875 für die Forderung der B gegen bie 
C per 230 fl. das Pfandrecht auf dem Gute X der Schuldnerin 
pränotirt worden war, überging das Gut grundbücherlich am 9. März 
1877 auf den D. Am 16. Mär; 1877 wurde von der B gegen die 
C die Rechtfertigungsklage angeftellt und. deren grundbücherliche An- 
merkung bei dem Pfandgute begehrt, allein verweigert, weil die Be⸗ 
klagte nicht mehr grundbüderliche Eigenthümerin der (an den D ge⸗ 
kommenen) Pfandfahe war. Am 2. November 1877 überging das 
Gut grundbücherlid von D auf die Eheleute A, welde mit Geſuch 
vom 20. März 1878 gegen bie B die Löſchung der Pfanpredtd- 
prönotation für die obigen 230 fl. wegen unterbliebener Rechtfertigung 
begehrten. — In erfter Inſtanz wurde das Löſchungsgeſuch abgewiefen, 
weil die Rechtfertigungsflage ber B gemäß $. 45 des Grundbuchs⸗ 
geſetzes noch vor Meberreihung des Löſchungsgeſuches, daher redt- 
zeitig gegen die urſprüngliche Hypothekarſchuldnerin C eingebracht 
worden if. — Das DO. L. ©. bewilligte die Löſchung aus folgenden 
Gründen: Der 8. 453 a. b. ©. 2. ftellt die allgemeine Norm auf, 
daß die Vormerkung des Pfandrechtes auf die in den 88. 438 und 
439 ibid. angeführte Art und unter der dort ausgedrückten Strenge 
gerechtfertigt werden muß. Konform diefer allgemeinen Beftimmung 
normirt dad Grundbuchsgeſetz in den 88. 41 und 42 die Art, wie 
die Rechtfertigung zu erfolgen bat, und wenn ber $. 41 im Abfage 
lit. e ausſpricht, daß die Rechtfertigung durch ein gegen Denjenigen, 
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wider den die Bormerkung erwirkt wurde, von dem zuſtändigen Ge- 
rihte im Proceßwege gefälltes Erkenntniß erfolgt, fo hat diefe Ge- 
fetgesbeftimmung den gewöhnlichen Fall vor Augen, daß der Pränotat 
noch immer Befiger der Pfandſache if. Iſt aber viefelbe in den 
Defig dritter Berfonen gelangt, fo muß mit Rädfiht darauf, daß 
ein Urtbeil nah $. 12 a. b. ©. B. und Hofder. v. 16. Yuli 1819, 
3. ©. S. Nr. 1579, in der Regel nur gegen die Steeittheile wirkſam 
ift, und mit Rückſicht auf die Beftimmungen ver 88. 59 und 115 
Grundb. G. die Nechtfertigungsflage auch gegen ven Befiter ber 
Pfandſache gerichtet und, wenn das Urtheil gegen jeden Befitnach- 
folger des Pränotaten wirkſam fein fol, die Hypothekarklage grund- 
büderlih angemerft worden fein. Im vorliegenden Falle wurde die 
Rechtfertigungsffage nur gegen die urſprüngliche Schulonerin und 
Pränotatin C angebradt und, weil damals nicht mehr die Beklagte, 
fondern D büderliher Eigenthümer des Pfandgutes war, die Anmer- 
fung der Klage verweigert. Darauf überging dasfelbe grundbücherlich 
auf die Eheleute A, die als Nachfolger des urfprünglichen Bränotaten 
bere&tigt find, im Falle, daß die Vormerkung des Pfandrechtes nicht 
gegen fie gerechtfertigt wird, deren Löſchung zu verlangen. Da nun 
gegen fie in Betreff der fraglichen Pränotation weder die Frift zur 
Rechtfertigung offen gehalten, noch die Rechtfertigungsflage überreicht, 
noch die Anmeldung der gegen ben Perfonalfchulpner und Pränotaten 
angebrachten Klage erwirkt wurde, mußte ihrem geſetzlich begründeten 
Löfhungsbegehreu flattgegeben werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften In- 
ftanz. Gründe: Als am 20, März 1878 das Löſchungsgeſuch (von 
den A'ſchen Eheleuten) aus dem Grunde überreicht wurde, weil bie 
B die Bormerfung ihnen gegenüber nicht gerechtfertigt hatte, war bie 
Rechtfertigungsklage gegen die C bereitd angebracht und wurde dies 
bei der darüber eingeleiteten Verhandlung (8. 45 Grundb.-G.) ein- 
gewendet. Es lag nun nur die Frage zur richterlihen Entſcheidung 
vor, ob die Thatſache der Ueberreihung dieſer Klage genügend ſei, 
um die von ben damaligen Eigenthümern ver Realität wegen Nicht- 
juftifieirung begehrte Löſchung zu verhindern, da der Ausgang des 
über die Klage durchgeführten Procefjed gar nicht zur Sprache ge 
bracht wurde. Die erwähnte Frage muß bejaht werden. Ueber die 
Bormerlung, deren Rechtfertigung und Löſchung ift dermalen nur das 
allgemeine Grunvbuhsgejeg vom 25. Juli 1871 maßgebend. Diefes 
beftimmt aber im 8. 41, lit e ausprüdlih, daß die Rechtfertigung 
einer Vormerkung durch ein gegen Denjenigen, wider welden vie 
Vormerkung erwirft wurbe, von ber zuftänbigen Gerichtsbehörde im 
Proceßwege gefälltes Erkenntniß erfolgt; es fordert nit, daß im 
alle, als der Befiger der Pfandſache eine vom Pränotaten verfchies 
dene Berfon ift, der erftere allein over doch als Mitbeflagter zu bes 
langen fei; es muß alſo bie Einbringung der Rechtfertigungsklage 
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gegen die C, als die urſprüngliche Pränotatin, als genügend angeſehen 
werden. Das: Grundbuchsgeſetz läßt dies auch aus dem 8. 46 ent⸗ 
nehmen, nach welchem die Vormerkung, wenn ſie nicht für gerecht⸗ 
fertigt erfannt wurde, auf Anſuchen des Betheiligten zu löſchen iſt. 
Es ſtellt ſich daher die erfteiäpterliche Abweiſung des Loͤſchungsbegeh⸗ 
rens als gerechtfertigt dar. 


Nr. 7160. 


Bertinenzauafität gepfänbeter Maſchinen und Werkzeuge: 
Procedur zur Feftftellung berfelben. 


Eutſch. v. 1. Oct. 1878, Nr. 11096 au. lie der Dieb. igen Deer. 
sd. 6. Bien v. 15. Juni 1878, 1073 Fur Wien v. 
30. Juli 1878, Nr. 12961). ©. H. 1879, S 

Segen den Beſcheid, mit weigem e — der in der 
Executionsſache bed A wider die Firma B gepfünbeten und geſchätzten 
Mobilten veroronet wurde, recurrirte die Erecutin, weil dieſe Gegen- 
flände einen Theil des fandus instructus ihrer Brettfäge bilden, 
‚daher als Zugehör derfelben nicht abgefondert in Execution gezogen 
‚werben können. — Das DO. % ©. verwarf den Recurs, weil bie 
Firma B ihre Behauptung nicht bewiefen bat und ber Nachweis der⸗ 
ſelben auch nicht im Recurswege geliefert werden kann. 

Auf den a. o. Recurs der Firma hat der oberſte Gerichtshof 
die untergerichtlichen Entſcheidungen aufgehoben mit dem Auftrag 
an das Gericht erſter Inſtanz, unter Beiziehung von Sachverſtändigen 
und der Streittheile zu erheben, welche von den gepfändeten und 
geſchätzten Maſchinen und Werkzeuge, deren Feilbietung begehrt 
wird, als Zugehör der Brettſäge der Firma B nah 88. 294, 
2% und 297 a. b. G. B. und Hofder. v. 7. April 1826, 9. ©. ©. 
Nr. 2178, anzufehen feien, und nad dem Ergebniß dieſer Erhebung 
bas Feilbietungsgeſuch zu erledigen. Die oberftgeridhtliche Verordnung 
ift damit begründet, daß nad ber Art der im Pfändungs« und 
Schäßungsprotofolle befchriebenen Gegenftände die Vermuthung nahe 
Diegt, daR diefelben entweder wegen ihrer fortbauernden Verbindung 
mit den Gebäuden ober vermöge ihrer Nothwendigkeit zum Betrieb 
der Brettſäge, Die ohne fie nicht gebraucht werden kann, ala Pertinenz 
einer unbeweglichen Sache zu betrachten feien; daß ber Richter, ſo⸗ 
wohl wegen ber Verſchiedenheit der Erecutionsführung bei Immobilien 
and Mobilien, als au im Intereſſe der etwaigen Hypothekargläu⸗ 
biger von Amtswegen darüber zu wachen hat, daß die eine ſelbſtſtändige 
rechtliche Eriftenz während ihrer Verbindung mit der Hanptfache nicht 
genießenden Bertinenzftüde nicht als bewegliche Sachen behandelt und 
dur abgefonderte: Veräußerung aus jenem Verbande gelöft werben; 
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daß endlich der Umftand, daß feinterzeit gegen ven Pfändungsbeſcheid 
kein. Recurs ergriffen worden iſt, biefer (dev oberſtgerichtlichen) Ver⸗ 
fügung keinen Eintrag thun kann, weil nicht durch die Pfändung oder 
Schägung, deren Wirkſamkeit von bemjenigen, welchem daran liegt, 
allenfalls: auf dem Klagewege angefechten werden DBnnte, wohl aber 
durch die Feilbietung und die ſodann mittelſt der richterlichen Ueber⸗ 
gabe bewirkte Lostrennung dem Geiſte des Hofder. vom 7. April 
1826, 3. G. ©. Nr. 2178, entgegen gehandelt würde. 


Nr. 7161. 
Siſtirung weiterer während des Richtigſtellungsderfahreus 
angeſuchter grundbücherlicher Eintragungen? 


Entſch. v. 2. Oct. 1828, N Mr. 10601 ehet der slein förmipen Deer. 
des B. 6. Nadynıno t 1878 3639 u D.,2. ©. ep: 
berg v. 9. Juli 1878, 4 — Zeitfr. f. d. —X 1878, Nr. 47. 

Nachdem für eine Forderung der galiz. Bodencreditanftalt in 
Krakau gegen B die von dem Schuloner ‚beftellte Hypothek auf jeinem 
Grundſtücke K. Nr. 56 in Dunkowice einverleibt worden war, kam 
e8 zur Anlegung eined neuen Grundbuches und vor Vollendung der 
barauf bezüglichen Arbeiten begehrte die befagte Erevitanftalt für ihre 
fällig gewordene und nad $. 3 der Not.Ordn. executionsfähige For⸗ 
derung gegen B die executive Intabulirung des Pfandrechts im La⸗ 
ftenftande der obigen und in der neuen Grunpbuchseinlage mit der 
Hypothekenzahl 85 bezeichneten Realität des. Schuldners, — Das 
Gericht erfter Inſtanz verweigerte die Intabulation, weil laut Edictes 
des O. L. ©. in Lemberg vom . . . das neu angelegte Grundbuch 
für die Gemeinde Dunkowice im Sinne des Gefeges vom 25. Yuli 
1871, R. ©. BI. Nr. 96, fih im Stadium des Richtigſtellungs⸗ 
verfahrens befindet, daher die dort vorlommenden Eintragungen nod) 
proviforifch find; namentlih die Blätter A und B erft vom 1. Auguft 
1878 feftgeftellt, und bezüglid des Blattes C der alten Laſten erft 
nad) diefem Termine ein zweites Edict erlaffen wyeden wird, während 
bie Priorität des Pfandrechts der Forderung der Crevitanftalt feit 
10. Mär; 1875 durch die in Folge gerichtlichen Beſcheides vom 
24. Februar 1878, im Sinne des $. 13 des citirten Geſetzes be» 
wirkte Eintragung auf dem Blatte C der alten Laften im Ausweife 
Nr. 85 des genannten Grundbuches gefiert iſt. — Das O. L. G. 
beſtätigte den erſtgerichtlichen Beſcheid, als im 8. 5 des Geſetzes v. 
25. Juli 1871, R..©. Bl. Nr. 96, und im 8. 21 ded Landesgeſetzes 
vom 20. Mär; 1874, 8. ©. Bl. Nr. 29, für Galizien begründet. 

Bon dem oberften Gerihtshofe wurde mit Aufhebung ber unter- 
gerichtlichen Entſcheidungen dem Gerichte erfier Inſtanz die Erledigung 
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des Erecutionsgefuches der galiz. Bodencreditanftalt mit Abſtandnahme 
von dem angeführten Abweifungsgrunde aufgetragen. Gründe: Da 
das Pfandrecht der Yorderung der Erebitanftalt in dem neuen Grund⸗ 
buche der Gemeinde Dunkowice in. Folge gerichtlichen Beſcheides vom 
24, Februar 1878 im Laftenftande des Grundbuchskörpers Nr. 85 
als alte Laſt eingetragen ift, jo kann der Umftand, daß das Richtig⸗ 
ftellungsverfahren für das neue Grundbud, beziehungsweiſe für den 
Laſtenſtand vesfelben, noch nicht durchgeführt worben ift, die Eintra- 
gung weiterer Rechte, welche ſich auf die eingetragenen alten Laften« 
poften beziehen, infoferne terlei Rechte zur bücdherlihen Eintragung 
geeignet find, nicht behindern. Denn ſobald der Entwurf des neuen 
Grundbuches beendet und gemäß $. 5 des Geſetzes v. 25. Yuli 1871, 
R. ©. Bl. Nr, 96, die Einleitung des Verfahrens und der Tag, mit 
weldhem der Srundbugsentwurf als neues Grundbuch zu behandeln 
ift, mittelft erften Evictes kundgemacht worden ift, können von dieſem 
Zage an neue Eigenthums⸗, Pfand» und andere büdherlihe echte 
an den in dem Grundbuche eingetragenen Liegenjhaften nur durch 
die Eintragimg in das neue Grundbuch erworben, beihränkt, auf 
Andere übertragen oder aufgehoben werben. Es ift daher im Geſebe 
nicht gegründet, weitere Eintragungen, welche ſich auf bereits einge⸗ 
tragene alte Laften beziehen, bis zum Zeitpunkte des erſt durchzufüh⸗ 
renden Richtigſtellungsverfahrens für die angemeldeten Belaftungs- 
rechte nicht zu geftatten, vielmehr erſcheinen fjoldye Eintragungen zum 
Zwede der Erhaltung der Evidenz bücherlich eingetragener Rechte 
gebeten, wobei e8 fi) von felbft verfieht, daR durch eine in Folge 
des Richtigftellungsverfahrens fpäter vorzunehmende Aenderung oder 
Berichtigung der urfprünglihen Laſtenpoſt au die Bezugspoften 
werden beeinflußt werden. — Mebrigens läßt fih aud nicht in dem 
vom OÖ. L. ©. citirten $. 21 des galiz. Yandesgefeges. vom 20. März 
1874, Nr. 29, der von den Untergerichten beregte Anftand erbliden, 
indem dort eben auf die Beftimmungen des Geſetzes vom 25. Yuli 
1871, R. G. Bl. Nr. 96, hingewiejen wird. 


Nr. 7162. 
Zuftändigkeit der Realinftanz zur Bewilligung ber erecutiven 
Segneftration nah auf Anfuchen des Proceßgerichtes er- 
folgter Intabulation des erecutiven Pfandrechtes. 


Futſch. v. 2. Oct. 1878, Nr. 10605 (Anfheb. des das Decr. des K. ©. 

Baeögnm 1 v. 31. Dec. 1877, Nr. 9482, abänd.. Deer. des DO. %. ©. Rralan 
Mai 1878, Nr HR ®. 3. 1879, Nr. 90. ©. H. 1879, ©. 9. 

Um eine gegen B eingeflagte und durch gerichtlichen Vergleich liqui⸗ 

dirte Forderung hereinzubringen, erwirkte der Kläger A von dem Procep- 
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gerichte die Bewilligung der Intabulation des executiven Pfandrechts auf 
einem Gute des B, welche im Requiſitionswege von dem K. G. Rzeszow 
als Realinſtanz vollgogen wurde. Das letztere Gericht bewilligte dem A 
fodenn unmittelbar die Schätzung der Liegenihaft ($. 428 weſtgal. 
G. O.). Run fand fih A beftimmt, die Erecution auf die Früchte 
des Gutes. zu führen ($. 422 ibid.), und ſchritt bei der Realinftanz 
Rzeszow um die Bewilligung diefer Execution ein. — In erfter In- 
flanz wurde feinem Geſuche flattgegeben. — Auf den Recurs des B 
prad das O. 8. ©. die Unzuſtändigkeit des K. ©. Rzeszow aus, 
da das Sequeftrationsgefud nicht bei dieſem, als der Realinftanz, 
fondern beim Erlenntnißgerichte einzubringen ſei. 

Der oberfte Gerichtshof cajfirte die Entſcheidung des Oberge⸗ 
richte mit dem Auftrage, den Recurs des B mit Abftanpnahme von 
dem geltend gemachten Grunde der Unzuftänpigkeit zu erledigen. 
Gründe: Das Sequeſtrationsgeſuch des A ftellt fih im vorliegenden 
Falle, wo derfelbe die erecutive Schägung ver Realität bereits erwirkt 
bat, nicht als eine neuerliche Erecutionsführung oder als der erfte 
Erecutiondgrad, fondern vielmehr als die Ausdehnung der auf bie 
Subftanz der Realität geführten Erecution auf die Einkünfte berfelben 
dar. Es ift daher nad bereits erwirktem erecutivem Pfandrecht fein 
Grund vorhanden, die Kompetenz des K. ©. Rzeszow als Realin- 
ftanz zur Bewilligung der Sequeftration zu beanftänden, und dies um 
jo weniger, als nad $. 51 J. N. die Einführung des Sequeſters 
ebenfo wie die Schäßung und Feilbietung ein Realact ift, die beiden 
leßtern Executionsacte aber von der Realinſtanz bewilligt werden 
können. 


Nr. 7163. 


Rechtskraft der Meiſtgebotsvertheilung. Legilimation eines 
nachfolgenden Realgläubigers zur Geltendmachung der 
erfolgten Zahlung einer vorausgehenden Satzpoſt? 


Entih. dv. 3. Oct. 1878, Nr. 8488 (Beſt. des das Urtl. gs 8. G. 
Trantenan dv. 29. April 1878, Nr. 5660, abänd. Urth. des . ©. Prag 
dv. 4. Juni 1878, Nr. 15430). ©. 3. 1879, v2 

Bei der Bertheilung des Erlöſes aus dem Fwangẽeverkanfe 
einer Liegenſchaft wurde nach dem Alter des Pfandrechts die For⸗ 
derung von 50 fl., welche urſprünglich dem C zuftaud und von ihm 
der B grundbücderlich cedirt worden war, auf den erflen, und jene 
der A von 308 fl. auf den zweiten Plag gefegt. Die A, deren For- 
derung in Folge biefer Anweifung nur zum heil befriedigt wurbe, 
überreichte nach eingetretener Rechtskraft der Meiftgebotsvertheilung 
gegen die B eine Klage, in der ſie anführte, daß die Forderung von 50 fl. 
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dem CO noch vor der Eeffion an die B gezahlt worden ſei, und das Er- 
fenntniß begehrte, daß dieſe Forderung durch Die dem CO geleiftete Zahlung 
‚getilgt, die Ceſſion verfelben an die B und die grundbücherliche Ein> 
verleidung des Pfanprechtes für Die B rechtsunwirkjam, die Yorberumg 
sinn Grundbuche zum Löfchen fei und deren Anweifung auf das Meift- 
gebot zu unterbleiben habe. — Das Gericht erfter Inſtanz erfannte 
nad dem Sllagebegehren in Erwägung, daß zur Zeit der Ceffion die 
Forderung des Cedenten bereits gezahlt. war; daß die B, welder 
biefer Umſtand befannt war, durch die. Einverleibung der Ceffion das 
im Grundbuche noch nicht gelöſchte Pfanpreht wegen Mangels ber 
bona fides nicht erworben hat, und daß die Thatſache der gefchehenen 
Zahlung der Klägerin vor Rechtskraft der Kanfichillingsvertheilung 
nicht bekannt geworben ift. — Bon dem O. L. G. wurde die Klage 
mit nachftehender Begründung abgewiefen: Zu dem Begehren, daß 
die Forderung pr. 50 fl. als erlofhen, die Ceſſion derfelben an vie 
B und die Eintragung des Pfandrechtes für Die Legtere ald unwirkfam 
erflärt werde, ift die Klägerin gar nicht legitimirt. Sie war weder 
bei dem Bertrage, wodurd die Forderung für den C begründet wurde, 
noch bei der Abtretung derſelben an die B betheiligt und kann dieſe 
zwifchen dritten. Berfonen abgefchloffenen Rechtsgeſchäſte nicht aus dem 
Grunde anfehten, weil fie gleichfalls ein Pfandrecht an den Grundftüden 
„erworben hat und mit ihrer Forderung bei der Meiftgebotsvertheilung 
nicht gänzlich befriedigt wurde. Die Gläubiger einer Hypothek ftehen 
unter einanter in feinem Nedtöverhältniffe; der im Range nachfolgende 
Gläubiger hat fein Recht, die Forderung des vorangehenden Gläu- 
bigers, welche von dem Befitzer der Pfandſache nicht beftritten worden 
ift, zu beftreiten, und der Klägerin fteht dieſes Recht um jo weniger 
zu, als fie das Pfandrecht erft nad der Geffion der Yorderung des 
C an die Bellagte, und nad der Einverleibung des Pfandrechts der 
Legtern grundbücherlich erworben bat. Wenn übrigens die Forderung 
durd die Zahlung erlojchen ift, blieb die Realität nah $. 469 a. b. 
©. B. noch immer dafür verhaftet und der Klägerin gegenüber ift 
bie bücherlihe Geffion der Yorderung an tie Beklagte rechtlih wirk— 
fam, weil die Yorderung im Grundbuche nicht gelöfht war und weil 
eburh die Ausfagen der von ber Klägerin angeführten Zeugen der 
volle Beweis dafür, daß die Beklagte gewußt habe, daß die Bor- 
berung zur Seit ber Uebertragung bereits gezahlt war, nicht erbracht 
worden ift. Das weitere Begehren der Klägerin, daß die Forderung 
pr: 50 fl. grundbücherlich zu löſchen ſei und die Zuweiſung ber 50 fl. 
aus den Meiftgebote an die Beklagte zu entfallen habe, ift gleichfalls 
unbegründet, weil vie Kaufjchillingsvertheilung die Rechtskraft be- 
Ihritten bat, eine Vorrechtsklage von der Klägerin nicht eingebracht 
worden ift und von der grundbücherlichen Löſchung Teine Rede fein 
kann, da in Folge der executiven Verfteigerung der Kaufſchilling au 
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die-Stefle ver Hypothek tritt und bie Forderungen der Slänbiger fich 
nur mehr auf den Kaufſchilling beziehen. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das obergerichtliche urwei 
aus deſſen Gründen. Ä 


.v 


Tr. 7164. 


Unftatthaftigleit bes Beweiſes des Abſchluſſes und des 
Inhaltes eines angeblich in Verluſt gerathenen Schriftlichen 


Erbvertrages durch den Haupteid. 
Entf. dv. 8. Oct. 1878, Nr. 6061 (Beit. des Uri, ded 8. ©. Bolbenthein 
0. 23. Der. 1807, Nr. 5229, Aband. des Urth. ded DO. 2. ©. Prag vom 
6. Jebruar 1878, Nr. 6179). ©. 3. 1879, Nr. 81. | 

* dem Tode des kinderlos und ohne Teſtament verſtorbenen 
M machte deſſen Witwe A mit Klage gegen bie geſetzlichen Erben ihr 
Erbrecht zu ?/, des Nachlaſſes geltend, indem fie anführte, daß fie am 
11. Jänner 1868 mit ihrem Ehemann . einen — in Berluft gera⸗ 
thenen — ſchriftlichen Heirats- und Erbvertrag geſchloſſen habe, in 
welchem fie für den Fall, als M ohne Hinterlaſſung von Kindern 
ſtirbt, als Erbin der Berlaffenfhaft desſelben eingefegt wurde, und 
daß die Vertragsurkunde von den brei beigezogenen Männern C, D 
und E, von denen D und E gleichzeitig gegenwärtig waren, als 
Zeugen unterfchrieben worben fei. Fiir dieſe, gegnerifcherfeits beftrit- 
tenen Behauptungen trug bie Klägerin den Zeugenbeweiß und Er- 
füllungseid an und beferirte jubfidiariich den Beklagten den Haupteid. 
— In erfter Inftanz wurde das Klagebegehren unbedingt abgewiefen. 
— Das O. L. ©. erfannte nad dem Klagebegehren unter ber Be- 
bingung des von der Klägerin mit obigem Haupteid erbrachten Be⸗ 
weiſes. Gründe: Die Urkunde, in welcher die Klägerin als Vertrags- 
erbin zum Nadlaffe ihres Mannes eingelegt worden fein fol, ift 
nah ihrem Borgeben in Berluft gerathen und war. nah der Be- 
hauptung ver Klägerin mit den Erforbernifien eines Erbvertrages 
(8. 1249 a. 6. ©. 3.) verfehen. Ueber dieſe Umftände und den In— 
halt der Urkunde hat fie den Zeugenbeweis und ihren Erfüllungseid, 
ferner den Beweis durch den Haupteid angeboten. Dieſe Beweismittel 
find im vorliegenden Falle zuläffig, da fie vom Geſetze nicht aus- 
drücklich ausgefchloffen find, vielmehr ver 8. 130 a. ©. O. ausdrücklich 
geftattet, ven Inhalt einer in Berluft gerathenen. Urkunde auf eine 
andere Art als durch die Urkunde felbft zu erweifen. Der geführte 
Zeugenbeweis ift wegen Unbeftimmtheit der abgelegten Ausjage und 
mit Nüdfiht auf die aus dem Verhältniß des einen Zeugen zur 
Klägerin fi ergebende Bedenklichkeit desfelben mißlungen. Es mußte 
daher auf den Haupteid erfannt werben. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
ans folgenden Gründen: Durd den von dem Obergerichte zugelaffenen 
Haupteid foll erwiefen werben, daß von ber Klägerin und dem M 
anläßlich ihrer Verehelihung ein Heirats- und Erbvertrag geſchloſſen 
und hierüber die Bertragsurfunde vom 11. Yänner 1868 errichtet 
wurde, daß hiebei D und E zugleich zugegen waren und nebſt C diefe 
Urkunde als Zeugen unterjchrieben, daß in derſelben M der A ver- 
fprohen babe, daß fie im alle feines frühern Sterbens und der 
Kinderlofigfeit ihrer Ehe feine ganze Verlaſſenſchaft erhalten folle und 
daß fie diefes VBerfprechen angenommen habe. Diefe in dem beferirten 
Haupteide enthaltenen Umftände find aber nicht geeignet, durch einen 
Haupteid der Klägerin erwiefen zu werden. Denn wenn das Obergericht 
in feinen Gründen in dieſer Beziehung hervorhebt, daß nach dem $. 130 
a. G. O. geftattet ift, den Inhalt einer in Berluft gerathenen Urkunde 
auf eine andere Art als durch die Urkunde felbft zu erweifen, jo muß bie 
Anwendung diefer gefetlihen Beflimmung, welde das Beweismittel 
durch Urkunden betrifft, ftreng auf ven Inhalt der verlorenen Urkunde 
beſchränkt und Tann nicht weiter ausgedehnt werden. Wenn es ſich daher, 
wie in dem vorliegenden Rechtsfalle, um eine Bertragsurfunde hanvelt, 
zu deren giltiger rechtswirkſamer Errichtung die Beobadytung bejonderer 
duch dad Geſetz vorgefchriebener Förmlichkeiten nothwendig iſt, dann 
muß Derjenige, weldyer aus einer folden ihm in Verluſt gerathenen 
Urkunde einen Rechtsanſpruch ableiten will, nicht blos den Inhalt der 
Urkunde ſelbſt, fondern nod weiters erproben, daß jene befonderen 
Törmlichkeiten bei Erridtung jener Urkunde genau und vollftändig 
eingehalten worden find. Der angeblich der Klägerin in Berluft ge» 
kommene Erbvertrag bedurfte nah $. 1249 a,b. ©. 3. zu feiner 
Giltigkeit, daß er ſchriftlich mit allen Erforderniffen eines ſchriftlichen 
Teſtamentes errichtet wurde. Da aber nad dem 8. 594 a. b. G. B. 
ein Erbe oder Legatar in Rüdfiht des ihm zugedachten Nachlaſſes 
fein fähiger Zeuge ift und eine derlei Verfügung, um giltig zu fein, 
von dem Erblaffer eigenhändig gefchrieben oder durch drei von ben 
im $. 594 benannten, von ber Zeugenſchaft bei letztwilligen Anord⸗ 
nungen ausgeſchloſſenen Perfonen verſchiedene Zeugen beftätigt werden 
muß, der von der Klägerin verfuchte Beweis durch Zeugen über ven 
Inhalt des fraglichen Exbvertrages gänzlich mißlungen ifl, durch den 
oben angeführten Haupteid aber zugleich die Thatſache feftgeftellt werben 
fol, daß der Gatte der Klägerin diefer feinen ganzen Nachlaß durch 
jenen Erbvertrag zugewendet babe, tiefe Thatfache jedoch überhaupt 
dur die Ausfage der Klägerin nad dem 8. 594 auf rechtswirkſame 
Weife nicht bezeugt werben Tann, fo ift aud der Haupteid der Klä- 
gerin, wodurch diefelbe Thatfache zum Gegenftand der Beweisführung 
gemacht wird, nad dem Geſetze unzuläffig. 
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Nr. 7165. 
Verpflichtung des Erftehers einer Liegenfchaft zur Fort— 
bezahlung der. vertragsmäßigen Zinfen der auf den Kauf- 
preis gewiefenen Forderungen. Beginn der Berpflihtung 
zur Zahlung von Zinjen fälliger Zinfen. 


— v. 8. Oct. 1878, Nr. 9147 (Beſt. des das Urth. des B. G. Holleſchan 
v. Sept. 1877 Nr. 6121, abänd. ürth. des DO. 2. ©. Brlinn vom 
28. Mai 1878 , Nr. 4646). Yur. Bl. 1878, Nr. 46. 


Bei der gerichtlihen Vertheilung des Meiftgebots auf eine von 
ber Borfchußcafie in B erftandene Liegenfhaft wurbe die mit bem 
vertragsmäßigen Rechte auf 24percentige Berzinfung intabulirte Yor- 
berung des A von 1375 fl. nebft den bis zum Erftehungstage beredy- 
neten Zinſen pr. 291 fl. bei dem Kaufichilling angewieſen. Nach 
eingetretener Rechtskraft des Vertheilungsbeſcheides deponirte die Er⸗ 
ſteherin den vollen Betrag der Anweiſung bei Gericht. Zwei Tage 
darauf belangte fie A, indem er das Erkenntniß begehrte, daß die 
Vorſchußcaſſe ſchuldig ſei, 1. von dem Erſtehungstage an feine Ca⸗ 
pital8forderung mit 249 zu verzinfen; 2. von dem ihm zugewiefenen 
Binfenbetrage Gpercentige Morazinfen feit dem Tage der Rechtskraft 
des BVertheilungsbefcheides zu zahlen. — In erfter Inftanz wurden dem 
A ad 1, ftatt der begehrten 24%, nur ‚Öpercentige Binfen, und 
zwar erft vom Tage der Rechtskraft des Bertheilungsbefcheides, und 
ad 2 die begehrten 6% Berzugszinfen, allein erft vom Zage ber 
Klagebehändigung an zugefproden, aus folgenden Gründen; Die dem 
ganzen Slagebegehren entgegengefegte Einrede ver Bellagten, daß fie 
durch die geridhtlihe Depofition des dem Kläger in ber Meiftgebotd- 
vertheilung zugewiefenen Betrages fi von ihrer Verbindlichkeit befreit 
babe (8. 1425 a. b. G. B.), kann nicht berüdfichtigt werden, weil fie 
nicht nachgewieſen hat, daß der Erlag dem Stläger befannt gemacht 
worden und daß er rehtmäßig erfolgt ift, was beim Widerſpruche 
besjelben durch die Beibringung eines Erlagsrechtfertigungserkenntniſſes 
bätte gejchehen müſſen. Ad 1 verlangt der Kläger die Zahlung 
der intabulivten 24percentigen Zinfen feiner Capitalsforderung vom 
Erftehungstage an. Daß eine ſolche Pflicht auf Seite der Bellagten 
geſetzlich nicht befteht, ift unfchwer nachzuweiſen. Nah dem Hofder. 
vom 15. Jänner 1787, 9. ©. ©. Nr. 621 lit. s, haftet ver Er- 
fteher den Gläubigern nur fo weit als ſich ver Kaufſchilling erftredt; 
und nad dem Hofder. v. 22. December 1815, I. ©. ©. Nr. 1197, 
tritt für ihn bie beftimmte Pflicht zur Abfuhr des Kaufſchillings erſt 
dann ein, wenn ihm ber Zahlungsausweis (der Meiftgebotsverthei- 
Iungsbejcheid) zugefommen ift. Der Erſteher ift fomit für die Zahlung 
des Kauffhillings den auf den Meiftgebot gewiefenen Zabulargläu- 
bigern perfönlidy verhaftet und hat biefen ©läubigern bie ihnen zu- 
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gewiefenen. Beträge jofort zu bezahlen, wenn er aus bem Verthei⸗ 
lungsbeſcheide weiß, wie viel jeder Tabulargläubiger nad der Anwei⸗ 
fung zu fordern hat, was erft im Momente der Rechtskraft des Li⸗ 
quidirungsbeſcheides der Fall if, Wenn aljo ber Erfteher die Zahlung 
nicht, jefert nah Rechtskraft des Vertheilungsbeſcheides leiftet, fo fällt 
ihm ein Verzug, zur Laft, und er. muß gemäß $. 1 a. b. G. B. 
bie geſetzlichen Verzugszinſen, ſomit 6 % von ben * den Kauf⸗ 
qint gewieſenen Forderungen bezahlen. In einem früheren Momente 

et ift der Erſteher nicht im Verzuge. Eine Verpflichtung zur 
Zahlung der intabulirten Zinfen vom Erftehungstage befleht geſetzlich 
nit; foweit der Kaufſchilling nicht reicht, fallen die Tabulargläubiger 
mit ihren Forderungen fammt Nebengebühren durch. Allerdings kann 
eine ſolche Berpflihtung in Folge der Licitationsbedingniſſe über⸗ 
nommen werden und der Kläger behauptet, daß dies hier geſchehen 
fei, allein mit Unredht. Denn im Abſatze 6 der Yeilbietungsbeningnifie 
ift zwar die Beſtimmung aufgenommen, daß der Ürfteher „alle 
Laſten“ vom Erftehungstage an zu tragen habe; es ift jedoch ganz 
unzuläffig, dad Wort „Lafl” in dem Sinne zu interpretiren, daß 
darin au die Tabularforderungen enthalten feien, denn dieſe Inter- 
pretation würde zu der abfurden Confequenz führen, daß alle Tabular⸗ 
forderungen auf dem verkauften Reale haften blieben, beziehungsweife 
vom Erfteher ohne Rückſicht auf den Kaufihilling übernommen werben 
müßten, da fie ja eben „Laften” wären, und kein ZTabulargläubiger 
könnte auf diefe Weife jemals burchfallen, eine Annahme, welche wohl 
ber Kläger felbft micht zu vertheidigen vermödte. Unter Laften find 
eben nur Steuern, Seroituten und Reallaſten verftanden, nicht aber 
bie im $. 299 a. 6. ©, B. erwähnten Schulpforderungen. Es 
fonnten daher nur gefeglihe Zinfen, und zwar erft feit vem Momente 
der Rechtskraft des Vertheilungsbeſcheides dem Kläger zugeſprochen 
werden, zumal auch die Beſtimmung des Abſatzes 8 der —— 
bebingniſf⸗ nicht dahin interpretirt werden kann, daß der Erſteher 
vom Erſtehungstage die intabulirten Zinſen zu bezahlen babe, ſondern 
nur, daß er bie zugewiefene Forderung ſammt Zinfen den Gläubigern, 
mit Ausnahme bed Erecutionsführere, erſt dann zu bezahlen habe, 
wenn er fi mit ihnen wegen ber Modalitäten der Weiterbelaffung 
nicht einigen könnte und wollte. Eine Pflicht zur Zahlung von in- 
tabulirten Zinfen müßte in ben Yeilbietungsbepingniffen ausdrücklich 
ftatuirt worden fein. — Ad 2. Der Erfteher haftet allerdings auch 
perfönlih für die Zahlung der in ber Bertheilung angewiefenen 
Zinfen; allein nach $. 3 des Geſetzes vom 14. Juni 1868, R. ©. Bl. 
Tr. 62 lit. b, können Zinfen von fälligen Zinfen erſi vom Tage 
der Klagebehänvigung an gefordert werden. — Von dem O. L. G. 
wurde auf die Appellation des Klägers ad 1 dem Klagebegehren voll⸗ 
ftändig ftattgegeben, und ad 2 das erfigerichtliche Urtheil beftätigt. 
Gründe der zweiten Inftanz. Die Beſchwerde des Klägers 
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gegen die erfigerichtliche: gut Geidung ad 1iſt gerechtfertigt. Denn 
nach 8. 328 lit. h a. &: DO, muß der Meiſtbietende bie auf dem 
erſtandenen Gute haftenden Saulden, infoweit ſich dad Meiftgebot 
erftxedit, übernehmen, wenn die Gläubiger ihr. Geld vor ber allenfalls 
vorgefehenen: Auffünsigung nit annehmen wollten. Nach dieſer ge- 
jeglichen Vorſchrift werden durch den executive Verlauf einer Realität 
bie. Rechte. - ver Tabulgrgläubiger, imfoweit deren Forderungen. durch 
das Meeiftgebot gebedt find, ſohin auch das Recht auf den Fortbezug 
ber vertragsmäßigen Zinfen, nicht berührt, Hieran wurbe auch durch 
die vorliegenden Teilbietungsbedingniffe, welche im Abfate 8 blos in 
Betreff der Fälligkeit ver Tabularforderungen eine Beftimmung ent- 
balten, nichts geändert, gleichviel, ob der in Abſatze 6 dieſer Be- 
bingniffe enthaltene Ausdruck „Laften” auch bie Tabularſchulden in 
fih ſchließt oder nit. Nachdem, endlich aud die in Rechtskraft er- 
wachſene Meiftgebotsvertheilung ihrem Zwede gemäß feine vom $. 328 
lit. 'b a. ©. O. abweihende Beſtimmung enthält, fo ift die beffagte 
Borſchußcaſſe als Erfteherin der erequirten Realität verpflichtet, von 
den dem Klöger aus dem Meiſtgebote zugewieſenen Forderungen bie 
vertiagsmäßigen, ihrer Höhe nah nicht. befteittenen Zinſen, welche 
bis zum Erftehungstage gleihfalle and dem Meiftgebote zugewiefen 
wurden, auch von diefem Tage an weiter zu entrichten, und mußte 
daher das erflrichterliche Uxtheil im dieſem Punkte, in Folge der 
Appellation des Klägers, abgeändert werben. — Dagegen wurde feine 
Appellation gegen das erfigerichtlihe Erkenntniß ad 2 des Kiagebegehrens 
aus den Gründen ber erften Inſtanz und mit Rückſicht auf die aus⸗ 
drückliche Vorſchrift des 8. 3 lit. b des Geſetzes vom 14. Juni 1868, 
R. ©. Bl. Nr. 62, abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie obergerichtliche Entſcheidung 
in dem von der Beklagten angefochtenen abäͤndernden Theile. Gründe: 
Das Erkenntniß des Oberlandesgerihtes ift in dem angefochtenen 
Theile durch die demfelben beigefügten Gründe volllommen gerecht 
fertigt. Nach $. 328 a. G. O. muß der Erfteher einer im Erecutions- 
wege veräußerten Realität die auf dem Gute haftenden Schulden, 
jo weit fi dad Meiftgebot erftredt, übernehmen, wenn die Gläubiger 
ihr Geld vor der etwa vorgefehenen Auflündigung nicht annehmen 
wollten, und nad 8. 339 0. ©. O. hat er fi. mit den Theilnehmern 
wegen der Zahlungsfriften zu einigen. Nun hat, nach der Anführung 
der Bellagten, der Kläger ſich geweigert, die ihm angebotene Zahlung 
anzunehmen, und ift zwifchen ihm und ver Beklagten binfichtlich ber 
Zahlung eine Einigung nit zu Stande gefommen; es hat daher 
die Beklagte die dem Kläger zugewiefenen Forderungen auf den Kauf- 
hilling zu übernehmen, und zwar zu Übernehmen, wie fie im Grund- 
buche haften, alfo mit der Berpflihtung, die vertragsmäßigen Zinfen 
zu zahlen. Durch den erecutiven Verkauf einer Realität tritt in ben 
Rechten der Pfanpgläubiger, deren Forderungen auf den Kaufſchilling 
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gewiejen werben „ keine Aenderung ein; ber Erfteber bat die bei ber 
zugewiefenen Yorberung bücherlich eingetragenen Zinfen .ebeufo zu 
leiften, wie fie vor dem Verkaufe zu leiften waren. Ob der von ber 
Beklagten gemachte Erlag des dem Kläger aus dem. Meiftgebote 
zugewiefenen Gelnbetrages rechtmäßig geichehen fei und die Wirkung 
der Zahlung habe, ift in diefem Procefje nicht zu entjcheiden; fo 
lange aber diefe Frage zu Gunſten ver Bellagten durch richterlichen 
Spruch. nicht entſchieden ift, erfcheint fie verpflichtet, Die vertrags⸗ 
mäßigen Zinfen von den auf den Kaufſchilling gewiefenen Forderungen 
zu bezahlen. 


Nr. 7166. 


Außerbücherliher Abverkauf in die executive Schägung 
einbegegene: Grundparcellen vor der exrecutiven Feilbietung. 


Entid. v. 8. De. 1878, Nr..112623 (Beft. des Deer. des B. ©. Beraun v. 
21. Mai 1878, Kr 2 348, Abänd. den Decr. DEE O. L. 5. Prag v. 22. Juli 
8, Nr. 20868). ©. 3.1879, Nr. 80. . 

Bei der gecatien Schätung der Wirtbfchaft X des C wurden 
die Grundſtücke Y und Z mitgefhätt, ſodann als Theile der Wirth- 
Schaft mit ausgeboten, nebft der legtern von B erftanden und derſelbe 
in den Befitz des Ganzen eingeführt. Allein in ber Zeit zwiſchen 
der Schägung von Jahre 1875 und dem Verkaufe vom Jahre 1878 
waren die erwähnten Parcelen Y und Z von dem Erecuten dem D 
und von biefem den Eheleuten A verkauft worben, welde, ohne in 
das Grundbuch eingetragen werben zu fein, das Begehren ftellten, 
baß bie beiden Parcellen von ber Einführung des Erſtehers B in 
den Befig ausgenommen werben. — Das in erfter Inftanz abgewieſene 
Geſuch wurde von dem O. L. G. bewilligt, weil zwar die Parcellen 
Y und Z in dem Protokolle der executiven Abſchätzung ber Wirth⸗ 
haft X mitenthalten find, allein ihre Zugehörigkeit zu dieſem Beſitz⸗ 
ftand aus dem Grundbuche nicht zu erfehen iſt, vemnad ber bücher: 
liche Befig des Erecuten nicht vorliegt; weil bei Abgang dieſes Nach⸗ 
weiſes der executive Käufer auf Grund der executiven Teilbietung nur 
in den Beſitz jener Liegenfchaften eingeführt werden darf, in deren 
thatſächlichem Beflg der Erecut fich befindet, nit aber aud dritte 
Perfonen, gegen welche die Execution nicht geführt wurde, ihres fac- 
tifhen Befizes entfeßt werben können; weil die Eheleute A nad) 
weißen, daß der Execut CO die fraglichen Grundſtücke im Jahre 1876 
dem D, nnd diefer im Jahre 1877 viefelben den Eheleuten A ver: 
tauft bat, weshalb auch mit dem Beſcheide vom 6. Auguft 1877 vie 
Ausiheidung diefer Parcellen aus der erecutiven Sequeftration ber 
Wirthſchaft X verfügt und ver factifhe Beflg der genannten Eheleute 
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'anerfaunt wurde, daher nunmehr gegen ihren Einſpruch die Einfüh- 
rung bed executiven Kanfes in den Beflt berfelben nicht vollzogen 
werben darf. 

In. Erwägung, daß bie oben bezeichneten zwei Grundſtücke in 
dem Brotofolle der executiven Abfhätung der Wirthfchaft X als Be⸗ 
ftandtheile derfelben ausprüdlih angeführt und mitabgefhätt worden 
find; daß nad den Beilbietungsbebingniflen, welche bei der erecutiven 
Feilbietung jener Wirthſchaft zur Grundlage dienten, als Gegenſtand 
biefer Yeilbietung die Realität X fammt Grundſtücken angeführt ift, 
wie biefelbe in jenem Abſchätzungsprotokolle befchrieben erfcheint, und 
das Eigenthbum, Nuten und Gefahr bezüglich, jener Wirtbfchaft in dem 
Augenblide des gerichtlihen Zuſchlages auf den Erfteher B überging, 
daher derſelbe auch bereditigt war, die Einführung in den Befit der 
von ihm erkauften Wirthſchaft nah Maßgabe jenes Schätzungs⸗ und 
Veilbietungsactes zu begehren, weil zur Zeit des geftellten Begehrens 
fein aus dem Grundbuch erfihtlicer Anftand fi ergab, da die zwei 
Grundftüde nidt in Folge eined dem Schägungsacte vorausgegan- 
genen Abverlaufes von jener Wirthſchaft abgetrennt worden find ; bag 
über bie ftreitig gewordene Frage, ob die erwähnten Grunpftüde noch 
zur Zeit des vollzogenen erecutiven Verkaufes jener Wirthſchaft hiezu 
gehörten oder nit, nur im ordentlichen Rechtswege entfchieden 
werden fann, — bat der oberfte Gerichtshof die erfigerichtlihe Ent» 
ſcheidung beftätigt. 


.. Nr. 7167. 
Solidarifhe Haftung der Streitgenofjen für die Proceßkoſten 
in Ermanglung einer anderweitigen Beftimmung im Urtheil, 
Eutth. © . 8. Oct. 1878, Nr. 11394 (Belt. der gleichförmigen Decr. des 
6. Pafleier v. 26. Juli 1878, Nr. 876 und ded DO. 8. @. Iunsbrud 
27. Anguft 1878, Nr. 5119). ©. 9. 1879, €. 7, 

Die von A im eigenen Namen und als Curator des unehelihen 
Kindes D und von der C, Mutter des Legteren, gegen den B ange- 
ftellte Paternitäts- und Alimentenflage wurde mit Berurtheilung Der 
Kläger zum Erfat der Proceßloften des Bellagten im Betrag von 
173 fl. abgewiefen. B begehrte nun gegen den Kläger A zur Herein- 
bringung der ganzen Koftenfumme die Mobilienpfändung, die in erfter 
Inſtanz bewilligt wurbe. A ergriff den Appellationsrecurs, worin er 
anführte, daß in dem Proceſſe er felbft im eigenen Namen wegen 
Erfaß der von ihm dem D verabreidhten Alimente, D unter feiner 
Bertretung wegen Leiftung der Alimente pro futuro, und die C wegen 
Erfaß des zum Theil auch von ihre beftrittenen Unterhaltes des D 
klagend aufgetreten feien, daß fomit das bie Klage unter Berfällung 

Glaſer, Unger u. Waltber Entſch. XVI. 31 
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in die Proceßfoften abweifende Urtheil gegen brei Kläger ergangen 
fei und jeder von ihnen nur für ein Drittel der Proceßkoſten bafte. 
— Das O. L. ©. beftätigte den erftgerichtlichen Beſcheid, in Erwä⸗ 
gung, daß die Kläger durch ihre in erfter und zweiter Inſtanz abge- 
wiefene Klage dem Bellagten unnütze Koften verurfadht, und daher 
einen Schaden zugefügt haben; daß biefer Schaden nicht durch ein 
Derfehen herbeigeführt worben ift, ſondern als wiſſentlich zugefügt 
angefehben werben nuß (8. 1302 a. 6. ©. B.); daß fomit die 
ſolidariſche Berpflihtung der fachfälligen Kläger, dem Bellngten vie 
Streitloften zu erfegen, im Gefege begründet ift und es nicht nothe 
wendig war, diejelbe in den Urtheilen noch ausdrücklich zu flatuiren. 
| Der a. o. Revifionsrecurs des A wurde von dem oberften Ge⸗ 
rihtShofe verworfen. Gründe: Darin, daß der Recurrent von ben 
Untergerihten als Solivarfhuldner der dem Bellagten abjupicirten 
Proceßkoſten erflärt und behandelt wurde, obgleich im. Urtheile bie 
ungetheilte Haftung der in den Koſtenerſatz verfällten Kläger nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen wurde, kann eine offenbare Ungerechtigkeit 
nicht erfannt werbeu, nachdem die ohne Unterfchied ihrer Antheile zum 
Erfate der Proceßkoſten verurtheilten Kläger ſchon nach den 88. 891 
und 1302 a. 6. ©. B. jeder für das Ganze verfelben haften. 


Nr. 7168. 


Boraudfegungen der Verweigerung der Beftellung eines 
Armenvertreterd wegen Undurchfegbarkeit des Anfpruches. 


Entſch. v. 8. Oct. 1878, Nr. 11414 (Beft. des dad Decr. des Ansichufles der 
a. 5. Advocatentammer v. 14. Auguſt 1878, Nr. 3625, abänd. Decr. ded 
O. L. G. Wien v. 10. Sept. 1878, Nr. 16177). ©. H. 1879, ©. 202. 

+ Die A, melde ihren in Wien wohnbaften Ehemann B, an- 
geblih wegen ſchlechter Behandlung, verlaffen und die Abficht hatte, 
denſelben auf Leiftung der Alimente für fie und für ihre zwei un- 
mündigen Finder zu belangen, begehrte von dem Ausfchuffe der n. ö. 
Advocatenkammer die Bewilligung eines unentgeltlichen Bertreterd zur 
Anftrengung des Proceſſes. — Bon dem Ausſchuſſe wurde das Geſuch 
mit der Begründung abgewiefen, daß zur Durdführung des Anfpru- 
ches, ſoweit es die Alimentation der Finder betrifft, ein contentiofes 
Berfahren nad $. 178 a. 6. ©. B. geradezu ausgefchlofien ift; daß 
ein Anſpruch auf Alimentation der Gattin felbft von ihr nicht erhoben 
werben kann, weil fie aus der eigenmächtigen Aufhebung der. ehelichen 
Gemeinschaft keine Rechte ableiten kann; daß eine proviforifche Ali- 
ntentation nah 8. 107 a. b. ©. B. nur bei erfolgter gerichtlicher 
Bewilligung. des abgefonverten Wohnortes, eine befinitive, aber. nur 
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nach erfolgter Eheſcheidung gefordert werben könnte; baß mithin vie 
Rechte, weldhe die A geltend machen will, auf dem Wege ver von ihr 
beabfichtigten Procekführung geradezu undurchſetzbar find. — Das 
O. L. ©. bewilligte die Beftellung eines amtlichen Vertreters. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche (Verfügung. 
Gründe: Wenn aud der Anfpınd, weldien die A gegen ihren 
Gatten auf die Alimentation ihrer ehelichen Finder geltend zu machen 
beabſichtigt, kein Gegenſtand eines procefiunlen Verfahrens ift, fo 
erſcheint es doch andererfeits nicht thunlich, Aber die Rechtmäßigkeit 
‚und Durhführbarleit des von derfelben für ihre eigene Perſon geltend 
zu machenden Alimentationsanfpruces lediglich auf Grund der in 
ihrem Gefuche um Beigebung eines amtlihen Bertreterd enthaltenen 
Anführungen zu entfcheiden, und es muß vielmehr als die Aufgabe 
des zu beftellenden Bertreterd angefehen werben, durch Aufnahme ber 
Information vorerft den eigentlichen Sachverhalt und die zur Begrün- 
bung ber etwaigen Rechtsanſprüche bienlihen Umftände näher zu 
erheben und johin zu erwägen, ob und welcher Anfprud unter den 
gegebenen Verhbältnifien fi als durchſetzbar varftelle. 


Nr. 7169. 
Klage gegen eine in Ungarn wohnende Berfon mit Angabe 
ber Stadt, aber nit des Haufe, wo fie wohnt: 
Behandlung Ungarns als Ausland. 


Eutſch. v. 9. Oct. 1878, Nr. 11054 (Aufpeb. der gleihförmigen Deer. 
des 8. G. Neumarkt v. 30. März 1878, Ver. 2364 und des O. L. G. Krakau 
v. 28. Mai 1878, Nr. 6324). G. 9. 1878, ©. 505. ©. 3. 1879, Nr. 8. 


A hat gegen: die B und gegen die nach feiner Angabe in Peſt 
befindliche C bei dem cisleithanifhen B. G. Neumarkt eine Klage 
überreicht und wegen Unbelanntfeind der (Haus-) Wohnung der. C 
in Peſt nad) dem Hofder. vom 11. Mai 1833, 9. ©. ©. Nr. 2612, 
um bie Beftellung eines Curators für biefelbe gebeten. — Bon beiden 
Untergerichten wurde dieſes Begehren abgewiejen und bie Klage dem 
A zur Vervollſtändigung durch Angabe der Hausnummer der Wohnung 
der Mitbelangten C zurüdgeftellt, weil nad der Angabe des A es 
befannt ift, daß die C in Peſt fih aufhält, daher gemäß $. 15 
weftg. ©. DO. und Hofer. v. 21. October 1793, 9. ©. ©. Nr. 131, 
es feine Pflicht ift, dem Gerichte die Hausnummer ihrer Wohnung 
zu bezeichnen, und ber im $. 512 weftgal. ©. O. beziehentlich im 
Hofder. vom 11. Mai 1833, I. ©. ©; Nr. 2612, normirte: Fall 
* (Aufenthalt des Beklagten im „Auslande”) bier nicht. vorliegt; .. . 


31* 
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Der oberſte Gerichtshof hat die untergerichtlicdhen Verordnungen 
aufgehoben und dem Gerichte erſter Inſtanz aufgetragen, die Klage 
mit Umgangnahme von dem angel ber Angabe ver Gaffe und 
Hausnummer der Wohnung der in- Pet, nah Vorſchrift des 
Hofder. v. 11. Mai 1833, 8. 8. ©. Nr. 2612, zu verbeicheiden, 
weil Ungarn in gerichtlicher Beziehung dem Auslande gleich zu halten 
if, wo dann ber Kläger durch allgemeine Angabe des Wohnortes der 
mitbelangten C- im Sinne des cit. Hofdecreted der ihm gericht8ord- 
nungsmäßig obliegenden Verpflichtung, die Wohnung des Gegentheiles 
zu bezeichnen ($. 15 weftgal. ©. O.), volllomnen entfprocdhen hat 
‚und die Angabe der Gaſſe und Hausnummer ihm nicht aufgebürbet 
werben kann. 


Nr. 7170. 


Actio communi dividundo: Unftatthaftigkeit der Klage 
auf Theilung, reſp. gerichtliche Feilbietung der zu einem 
Grundftüde gehörigen Gebäude, 

Entid. v. 10 Oct. 1828, Nr. 5874 (Beil, be ‚greihförmigen Urth. des 3. ©. 
Poſte berg v. 2. . 1877, Nr. 8 O. L. a Prag vom 

—* 1878, Nr. 10. 6 nz 1870, Nr. 7 

A und B * Miteigenthümer der Liegenſchaft X. aAle ſie daran 
gingen, die Liegenſchaft unter ſich zu theilen, und wegen der Theilung 
der darauf ſtehenden Wirthſchaftsgebäude ſich nicht einigen konnten, 
begehrte A mittelft Klage gegen B ven gerichtlichen Verkauf der Ge⸗ 
bäude und die Bertheilung des Kaufjhillings. — Beide Untergerichte 
haben die Klage für dermalen abgewiefen, weil der Ausübung des im 
8. 843 a. 5. ©. B. gegründeten Rechtes des A, ben Berlauf ber 
gemeinfhaftlihen Gebäude zu verlangen, das im $. 830 ibid. be 
zeichnete Hinderniß entgegen fteht, daß der Verkauf zur Zeit dem be- 
klagten Genofien zum Nachtheil gereichen würde. 

Der Kläger ergriff die a. o. Reviſionsbeſchwerde, weldhe von 
dem oberften Gerichtähofe verworfen wurde. Gründe: Nah den 
Anführungen der Klage handelt es fich eigentlih um die gänzliche 
Durdfährung der phufifhen Xheilung der von dem Kläger und dem 
Bellagten ungetheilt befefienen Realität X, und der Kläger glaubt, 
zu dem Begehren um bie Öeflattung der gerichtlichen Feilbietung der 
damit vereinigten Gebäude deshalb berechtigt zu fein, weil zwijchen 
ihm und dem Bellagten wohl hinſichtlich der Theilung ber gemein 
ſchaftlichen Grundſtücke eine Einigung zu Stande tom, hinſichtlich der 
zu biefem Beſitzſtande gehörigen. Gebäude aber ein beide Theile zu- 
friebenftellendes Uebereinkommen nicht zu erzielen gewejen ifl. Da 
aber die Gebäube, deren Feilbietung angejucht wird, einen integrirenden’ 
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Beitandtheil der Liegenfhaft X und mit derfelben ein Ganzes bilden, 
fo ift der 8. 843 a. 6. ©. B. auf dem vorliegenden Fall gar nicht 
anwendbar. Bon ver Feilbietung eines integrirenden Beſtandtheiles 
einer Realität ohne vorausgegangene bücherliche Abtrennung besfelben 
fann übrigens auch nad ben Beftinmungen des Grundb.⸗G. Teine 
Rede fein. Demnach ift das Klagebegehren nit nur zur Unzeit 
geftellt worden, wie die erſte und zweite Inſtanz vermeinen; vielmehr 
war dasſelbe ganz verfehlt und hätte nicht blos für dermalen, ſondern 
für immer abgewieſen werden ſollen. 


Nr. 7171. 
Unſtatthaftigkeit der Auftragung des Eides über die Unechtheit 
der Unterſchrift eines Dritten auf einer nicht vorliegenben 
Urkunde. 


Entid. v. 10. Sct. 1878, Nr. 7659 (Belt: ber , gteicförnsigen Urtb- ded 
x &. Rratan v. 22. Der. 1876, Nr. 29629 u Krakan dv. 
7. Mai 1877, Nr. 5261). ©. 3. 1879, Nr. 9. 8. ® 1879, ©. 250. Advnc.- 
Zeitung 1879, Nr. 2 

A erwirfte gegen die Berlaffenfchaft des Wechfelacceptanten B 

bie Zahlungsauflage, welde von C al8 gefeglihem Vertreter der min⸗ 
derjährigen Erben des B mit der Einwenbung angefochten wurde, 
daß die Unterfchrift des Acceptes nicht von B herrühre und daß diefer 
auch keinen Dritten zur Unterfertigung ermädtigt babe. In Yolge 
deffen beferirte der Kläger dem C den unrüdfchiebbaren Haupteid 
darüber, Daß er den Wechfel für unecht halte. Während — des ſum⸗ 
marifch verhandelten — Proceffes, wurde der Wechjel, den ver Kläger 
in Original ver Klage beigelegt hatte, auf fein Einfchreiten wegen 
angeblihen Berluftes durch gerichtliches Erkenntniß amortifirt. — 
Das Gericht erfter Inftanz bob den Zahlungsanftrag auf. Gründe: 
In Folge der Einwendung, daß das Accept des B ein Falſum fei, 
hat der Kläger dem geſetzlichen Vertreter ber minderjährigen B’fchen 
Erben ten Haupteid im Sinne des 8. 37 des fummarifchen Berfah- 
rend vom 24. October 1845, J. ©. S. Nr. 906, darüber, daß er 
den Wechfel nach feinem beften Wiffen für unecht halte, irreferibel 
aufgetragen. Auf diefen Eid kann jevod nicht erfannt werden, weil 
ter Wechfel nicht vorliegt und das Amortifationserfenntniß beffen Ab⸗ 
gang nicht zu erſetzen vermag, da dasſelbe nur die Unwirkſamkeit der 
Wechſelurkunde zur Rechtsfolge hat. Ebenſowenig befreit aber dieſes 
Erkenntniß den Kläger von dem Beweiſe der Echtheit der Wechſel⸗ 
urkunde, welcher ihm obliegt, da dieſelbe als unecht bezeichnet wurde. 
Da nun Kläger keinen anderen Beweis über die Echtheit, als den 
hier unzuläſſigen Haupteid beigebracht hat, ſo mußte der Zahlungs⸗ 
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auftrag aufgehoben werben. — Das erfigerichtliche Urtheil wurde in 
zweiter Inftanz mit folgender Begründung beftätigt: Die Amortifirung 
bes Wechſels genügt nicht zur Aufrechtbaltung der Zahlungsauflage, 
weil die Echtheit des Acceptes von den Erben des angeblichen Accep- 
tanten beftritten wurde und der Kläger beim Mangel der dem Delaten 
vorzulegenden Wechfelurfunde den Beweis über deren Echtheit nad 
ven 88. 204 und 208 weſtgal. ©. DO. buch den Haupteid nit 
erbringen Tann. 

Bon dem oberften Gerichtähofe wurde die a. o. Kevifionsbes 
ſchwerde des Klägers mit Bezugnahme auf die fachgemäße und geſetz⸗ 
lihe Begründung der unterrichterlihen Urtheile verworfen und weitere 
bemerkt, vaß durch den Haupteid der Beweis der Echtheit der Unterfchrift 
auf einer Urkunte, wenn ber ftreitende Theil, welcher die Urkunde für 
unecht erklärte, nicht ver angebliche Ausſteller ift, offenbar nur in dem Falle 
geführt werben fanır, wenn dem Schwörenden bieje Urkunde vor Augen 
liegt und er die Unterfchrift einfehen Tann; daß aber dieſe Beweis⸗ 
führung unzuläffig ift, wenn dem Schwörenden die Urkunde nicht vor 
Augen gelegt wird, er alfo nicht in der Lage fein kann, durch Augens 
fein von der Echtheit oder Unechtheit der Unterſchrift fich bie Ueber⸗ 
jeugung zu verſchaffen. 


Nr. 7172. 

Boffefforifcher Schug von Eheleuten im Befit des Woh- 
nungsrechts: Erſtreckung desjelben auf die Kinder. 
Entid). v. 15. Det. 1878, Nr. 11185 (Beft. des Deer. ded B. G. Chrzauow 
y. 22. Mai 1878, Nr. 7486, Abänd. deö Decr. ded ©. 2. ©. Krafan vom 
30. Juli 1878, Nr. 8919). ©. H. 1879, ©. 39. 

Die A wurde buch gerichtliche Entſcheidung in possessorio 
summariissimo in dem Befige der Wohnung im Haufe ver beklagten 
Eheleute B gefhügt. As es fih nun in Vollſtreckung des ge⸗ 
richtlichen Erfenntnifjes um die Einführung der A in die Wohnung 
handelte, wollten die Bellagten nit geftatten, daß mit ber A auch 
ihre 3Ojährige Tochter in die Wohnung. eingeführt werde. — Das 
Gericht erfter Inſtanz ließ dieſen Einſpruch unberädfichtigt und vers 
ordnete auch die Einführung der Tochter in die Wohnung. — Bon 
dem O. L. ©. wurde das Begehren der A um Einführung ber 
Tochter in die Wohnung abgewiefen, in der Erwägung, daß mit 
dem in possessorio summariissimo gefchöpften Erkenntniſſe nur Die A 
im ruhigen Beflge des Wohnungsrechtes erhalten wurde und von ber 
Tochter feine Erwähnung geſchieht; daß eine Erweiterung dieſes Er⸗ 
kenntniſſes nicht zuläſſig iſt und dasſelbe nur in dem Umfange, wie 
es erfloſſen iſt, exequirt werden kann. 
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Der oberſte Gerichtshof beſtätigte den erſtgerichtlichen Beſcheid. 
Gründe: Es bedarf keiner beſonderen Ausführung, daß das Woh⸗ 
nungsrecht überhaupt, ſomit auch jenes in deſſen Beſitze die Klägerin 
durch das gerichtliche Erkenntniß erhalten wurde, alle nothwendigen 
Bedingungen, welche ſelbſtverſtändlich mit dem Wohnungsrechte ver⸗ 
bunden find, im ſich begreift. Dazu gehört der gewöhnliche, den Bes 
bürfniffen des Berechtigten entfprechende, fowie der in ber Natur ber 
Sache begründete Hausftand. Da nun die Tochter der Klägerin, ab» 
gefehen davon, daß das Zufammenwohnen verjelben, jo Tange fie 
ledigen Standes, mit der Mutter in dem durch natürlihe Bande ge- 
gründeten Berhältniffe gelegen ift, zu dem gewöhnlichen Hausftande 
ber Klägerin gehört und in ihrer Perſon auch die der Letzteren unent» 
behrlihe Dienſtmagd vereinigt, fo ift es unridtig, baß ber erſte 
Richter eine das Erkenntniß Überfchreitende Execution bewilligt babe; 
vielmehr würde durch bie obergerichtlihe Entfcheidung dem Rechte, in 
befien Befige die Klägerin erhalten wurde, Abbruch gefchehen. 


Ni. 7173, 
Telegraphifche Anmeldung ber Appellation. 


rutid. b b. 18. Oct. 1878, FRA 11412 lufbeb, der gleidhfürmigen Deer 
des B ©. Bang pe Augnit 1878, Nr. 2364 und des DO. 2. G. Wien v. 
ept. 1878, Sir. 15940). ar. Bl. 1878, Nr. 52. 

Die telegraphifhe Anmeldung der Appellation gegen ein Proceß⸗ 
urtheil wurbe in erſter Inſtanz a limine abgewiefen und dieſe Ab- 
weifung in zmeiter Inſtanz mit der Begründung beftätigt, daß das 
Geſetz eine Anmeldung der Appellation durch Telegramme nicht Tennt, 
und von dem Hofver. vom 15. Yuli 1784, 3. ©. S. Nr. 316, 
und ber Refolution vom 11. September 1784, 9. ©. ©, Nr. 335, 
lit. m, eine fohriftlihe, in doppelter Ausfertigung zu überreichende 
Appellationsbejchwerbe geforbert wird. 

Bon dem oberften Gerichtshofe wurde dem Gerichte erfter In- 
flanz aufgetragen, vie telegraphifche Appellationsanmeldung .dved B 
anzunehmen und unter gleichzeitiger Berftändigung des Gegen- 
theile8 den Appellanten zur Ueberreihung der fürmlihen Appellations- 
anmeldung binnen 8 Tagen anzuweifen, — weil die Benügung des 
Staatstelegraphen auch zu Eingaben an öffentliche Behörden für Pri⸗ 
vatinterefien im Allgemeinen geftattet, und durch die Verorbnung bes 
Vinanzminifteriums v. 9. Jänner 1869, R. ©. Bl. Nr. 8, für ſolche 
Valle auch die Art der Erfüllung ber Stempelpflicht geregelt ift, und 
weil, wenn bei einer dur den Telegraphen vermittelten Eingabe im 
gerichtlichen Verfahren nicht alle geſetzlichen Förmlichkeiten erfüllt er- 


einen, viefelbe nicht ungünftiger behandelt werben darf, als die nicht 
formgerehten Eingaben, welde auf dem gewöhnlichen Wege an das 
Geriht gelangen und nad Vorſchrift der Hofder. v. 6. October 1783, 
Nr. 197 lit. a, und v. 13. Februar 1795, Nr. 217 lit. i J. G. S., 
nit definitiv abzumweifen, fondern der Partei zur Verbeſſerung und 
zwar, infoferne es fih um die Einhaltung eines Termines handelt, 
mit Borfhreibung einer Frift, zurüdzuftellen find, 


Nr. 7174. 
Einfluß der Verſchiedenheit des Sterbeortes und des Ortes 
der Abhanblungspflege auf die Entrichtung der gefeglichen 


Legate. 
Eutſch. v. 15. Oct. 1878, —* 11695 (Beil des Decr. des B. G. ee opolbfiaht 
in Wien v. 15. Juli 1878, Nr. 25151, Abänd. ded Decr. des DO. 8. G. 


Bien v. 28. Augnit 1878. Pr. 14878). Zeitfehr. f. d. Notariat 1878, Nr. 45. 


Der unmündige M ftarb in Peft, wohin feine Mutter nad) dem 
Tode feines in Wien verftorbenen Vaters mit ihm überfiedelt war, 
und feine Berlaffenfhaft wurde von dem B. ©. ver Leopoldſtadt 
in Wien abgehandelt, wo der Vater des M feinen Wohnftg gehabt 
hatte (8. 20 3. N.). In Betreff der ſ. g. frommen Bermächtnifie 
ſprach das Abhandlungsgericht die Befreiung des Nachlaſſes von dem 
Beitrag zum allgemeinen Wiener Verforgungsfonde aus, nad dem 
Hofder. vom 22. Juni 1821, 9. ©. ©. Nr. 1770, weldes die in 
Wien abgehundelten Berlaffenfchaften in dem Falle, wenn der Erb- 
loffer nicht im Wiener Armenbezirke gelebt hat, von dieſer Gebühr 
eximirt, — verorbnete aber die Zahlung des Beitrages zum allge 
meinen Krankenhauſe in Wien, weil derfelbe nad dem Hofder. vom 
21. September 1811, 9. ©. ©. Nr. 959, von jeder, innerhalb ver 
Linien Wien's „fi ereignenden” Berlaffenfchaft zu entrichten ift. — 
In zweiter Inflanz wurde, mit Anwendung des Hofder. v. 22. Juni 
1821, 3. ©. ©. Nr. 1770, per analogiam, der Berlafjenihaft auch 
die Befreiung von dem Beitrage zum Sranlenhausfonde gewährt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften 
Inftanz in der Erwägung, daß die Abhandlung ver Verlafſſenſchaft 
des M von dem B. ©. Leopoloftant in Wien als dem nad $. 20 
der Civiljurisdictionsnorm competenten Gerichtöftande diefes Erblaffers 
gepflogen wurde, mithin das Nachlaßvermögen desfelben nad den Bes 
flimmungen des Hofder. vom 21. September 1811, 3. ©. ©. Nr.959, 
der Bemeffung der vorgefchriebenen Gebühr zum allgemeinen Kranken⸗ 
bausfonde in Wien unterliegt und daß ber zufällige Umftand, daß M 
bei feiner in Bubapeft domicilirenden Mutter in Berpfleguug war und 
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daſelbſt geftorben ift, weder auf die Kompetenz zur Abhandlungs⸗ 
pflege, noch auf bie damit in Zuſammenhang ftehende Verbindlichkeit 
zur Entrichtung ber erwähnten Gebühr einen Einfluß hat. 


Nr. 7175. 


Erflärung des PVertragswillend durch eine Mittelsperfon : 
Berpflihtung des Gefchäftsherrn im Kalle eines durch die 
Mittelsperfon begangenen Irrthums. 

Entf. v. 16. Def. -1878, Nr. 2815 (Beit. des das Urth. des 8. ©. 
Währing v. 4. Non. 1877, Nr. 27251, aband. Urth. des DO. 2. ©. Wien 
v. 22. Jänner 1878, Nr. 21120). ©. 3. 1879, Nr. 74. 

A lieferte dem Baumeifter B auf den im Auftrage des B von 
deſſen Bauzeichner C gefchriebenen Beftellbrief eine Quantität */,zölliger 
Raſtſchließen. B ftellte die Waare zur Dispofition, wurde deshalb 
von A auf Zahlung des Kauffchillings von 126 fl. belangt und wen- 
dete ein, daß er das Maß ver zu beftellenden Naftfchließen dem C 
mit *“ angegeben, viefer aber irrthämlih in dem Beſtellbrief */," 
gejchrieben habe, er, B, daher nicht verpflichtet fei, die von 
ihm nicht beftellte Waare zu übernehmen. — In erfter Inſtanz 
wurde B Hagefrei gefprocdhen, wenn er (mit dem Haupteid) ben 
Deweis erbringt, daß er ven O beauftragt habe, °/,zöllige Raſt⸗ 
ſchließen zu beftellen. Gründe: Es handelt fih nur darum, ob ber 
von B feinem Bebienfteten gegebene Auftrag (Beftellung von °/," 
Schließen) oder die Willenserklärung des C in dem Briefe (Be- 
ftellung von */,") für die Verpflichtung des B beftimmend fei. Da 
nun A nit dargethan hat, daß der Banzeichner C des Beklagten 
vermöge feines Dienftverhältnifjes zu dem Legteren oder vermöge ber 
in biefem Dienftverhältniß ihm ausprüdlih ober ſtillſchweigend er⸗ 
theilten Generalvollmacht (8. 1028 a. 5. ©. 3.) zu Beltellungen 
berechtigt war, noch daß C für den Bellagten mit Rechtsverbindlich⸗ 
feit zu zeichnen befugt fei, fann er aus dem Beftellbriefe feine Rechte 
gegen den Bellagten ableiten, wenn die Beftellung bes blos im ein- 
zelnen alle Bevollmächtigten dem ihm hiezu vom DBellagten ald 
Mandant ertheilten Auftrage nicht gemäß war (88. 1016 und 1017 
a. b. G. B.). — Das O. L. ©. erfannte unbedingt nad dem Klage: 
begehren, aus folgenden Gründen: Wenn fih C über die Beftellung, 
die er im Nuftrage des B bei A machen follte, im Irrthum befand, 
jo Hat biefer Irrthum feine rechtliche Folge für den A. Der Beftell- 
brief enthält den gedrudten Namen des B und wurbe in feinem Auf- 
trage von C an den A gerichtet, der ſich aljo an den Inhalt des 
Briefes halten mußte. Hat fih C bei der Beftellung geirrt, jo mag 
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B fih an ihn halten; er kann aber nit den Irrthum feines Be⸗ 
bienfteten gegen den A geltend machen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtlidhe Urtheil 
aus deſſen Gründen. 


Nr. 7176. 
Perſönliche Haftung des executiven Sequefters eined Hauſes 
für Bezahlung der von ihm beftellten Bauarbeiten ? 


Eutſch. v. 16. Oct. 1870, u 2 2003 Beil: a F 4 des L. ©. Wien vom 
31, Dec. 1877, Nr. 976 FE Wien v. 9. April 1878, 
sr m: ne 

Der Sequefter von zwei Wiener —— * dem auf ſein An⸗ 
ſuchen durch Decrete des dortigen Magiſtrates die Herſtellung von 
Hauscanälen in den ſequeſtrirten Häuſern bewilligt worden war, ſchloß 
mit dem Maurermeifter A den betreffenden Lohnvertrag, in welchem 
diefer fih zur Herftellung ver Kanäle mit Verwendung feiner Ma- 
terialien nad) einem vereinbarten Koftenüberjchlage verpflichtete. Nach 
Vollendung der Arbeiten überreihte A dem Sequefter feine Bau- 
rechnung, in welder feine Forderung mit 1327 fl. ausgewieſen war, 
Der Sequefter leiftete eine Abfchlagszahlung von 695 fl. und beftätigte 
auf der Baurechnung, „daß die vorangeführten Preife dem Soften- 
überfchlage entſprechen, und mit dem Bauführer vereinbart waren”, 
Da B in der Folge die Zahlung des Neftes per 632 fl. verweigerte, 
wurde er von A auf die Zahlung diefer Summe belangt. Er gab 
zu, das Werk beftellt zu haben, und leugnete nicht die Echtheit feiner 
Unterfohrift auf der Rechnung; allein er beftritt, daß er bie Arbeiten 
für feine Rechnung beftellt habe, daß er als Sequefter aus dem von 
ibm in Bezug auf die Verwaltung der fequeftrirten Häufer gefchloffenen 
Bertrage perſönlich verpflichtet fei, und daß der Kläger biefelben aus⸗ 
geführt habe. Außerdem wendete er ein, daß er zur Zeit der Ans 
ftellung der Klage nit mehr Sequefter der in Rebe ftehenden Häufer 
war. — Das Gericht erfter Inſtanz verurtheilte ven B zur Zahlung 
ber 632 fl., wenn A mit dem der ©egenpartei beferirien Haupteide 
beweift, daß der Beklagte ald Sequefter der zwei Häufer die Her. 
ftellung von Canälen in denfelben dem Kläger übertragen, und daß 
er ſämmtliche zu dieſen Herftelungen angefhafften, in der von ihm 
producirten Rechnung C verzeichneten Materialien und Arbeiten ger 
liefert und bezahlt habe. Gründe: Zur Zeit der Beftellung des 
Wertes war B Sequefter beider Häuſer. Er bezog alfo bie 
Nutungen von venfelben und war für den A, der den Umfang ber 
dem Beklagten als Sequeſter eingeräumten Befuguiffe nit kennen 
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konnte, der Repräſentant des Befigers der Häufer. Wenn daher. B 
Beftellungen machte, jo mußte A annehmen, daß jener auch berechtigt 
war, die Zahlungen biefür aus den Nutungen zu leiſten. Daß aber 
B zu ſolchen Beftellungen berechtigt war und daß der Kläger ihn 
hiezu für berechtigt halten mußte, ergibt fi aus den von dem Kläger 
vorgelegten Decreten des Magiftrats, aus welchen hervorgeht, daß 
B als Sequefter der Häufer felbft um bie Bewilligung zur Her- 
ftellung der Hauscanäle einfchritt, und ihm felbft auch die Bewilligung 
biezu ertheilt wurde. Er bat alfo auh nah $. 1125 a. 6. G. 2. 
biefür zu zahlen, wenn vie Beftellung erwiefen wird, Die Einwendung 
des Bellagten, daß er zur Zeit ver Unftellung der Klage nicht mehr. 
Sequefter war, ift ganz unentſcheidend. Denn es iſt erwiefen, daß er 
zur Zeit der Beftellung Sequefter war, und nicht wiberfprochen, daß 
er zur Zeit der Arbeitspollendung und der Leiftung Der a conto» 
Zahlung noch Sequefter war, zu einer Zeit alfo, wo er berechtigt. 
und verpflichtet gewefen wäre, bie volle Zahlung aus den Nutungen 
zu leiften, und wo er für alle feine Beftellungen zu haften Hatte, — 
In zweiter Inſtanz wurde die Klage unbebingt abgewiejen, aus 
folgenden Gründen: A verlangt von B die Zahlung ver 632 fl. aus 
dem Grunde und zur Erfüllung eines mit ihm gefchlofjenen Lohn: 
vertrages, ohne das Begehren der Befriedigung biefer Forderung 
bahin zu bejchränfen, daß die Zahlung aus den Sequeftrationsgelvern 
zu leiften fei. Diefer Anſpruch ift demnach als ein perſönlicher An⸗ 
ſpruch gegen den B erhoben, für welden ver Lettere mit feinem 
eigenen Bermögen einftehen fol. Da aber der Kläger felbft anführt, 
daß B ald Sequefter ihm die Arbeit ber Herftellung der Canäle in 
ben fequeftrirten Häufern, in welchen er (Släger) Bausmeifter war, 
übertragen hat und daß die begehrten 632 fl. ver Reſt des Lohnes 
für dieſe Urbeit find, fo ift zunächſt in Betracht zu ziehen, welche 
rechtliche Stellung der im Erecutionswege beftellte Sequefter eine® 
unbeweglichen Gutes einnimmt, defjen Erträgnifle nah $. 320 a. G. O. 
in Execution gezogen find. Daß ein Sequefter bei der ihm über- 
tragenen Berwaltung des fequeftrirten Gutes nicht für fi handelt, 
und insbefondere nicht zu Baarauslagen aus feinem eigenen Vermögen 
verpflichtet ift, kann keinem Zweifel unterliegen, wenn erwogen wird, 
daß er nur in Folge feiner Berufung und in erhaltener. Bollmadht 
handelt, daß ihn ber 8. 297 a. ©. O. ausdrücklich zur Rechnungs⸗ 
legung über feine Verwaltung verpflichtet, und daß dieſe Rechnung 
darzulegen hat, was er aus dem verwalteten Gute eingenommen hat 
und was mit diefen Einnahmen gefchehen if. Wie ein Vormund, 
ein Curator, ein Concurömaffeverwalter bei ver Verwaltung des Ver⸗ 
mögensd des Mündels, des Curanden, ver Concursmaffe, nicht im 
eigenen Namen, fondern nur als Machthaber handelt, und durch ein 
in biefer Berwaltung gejcloffenes Rechtsgeſchäft weder felbft beredj- 
tigt, nod — von einem etwaigen Berfehulden und ber daraus fol- 
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genden Erſatzverbindlichkeit abgeſehen — ſelbſt verpflichtet wird, ſo 
iſt es auch mit dem Sequeſter eines ſequeſtrirten Gutes in Anſehung 
der Verwaltung des Gutes und der in der Verwaltung geſchloſſenen 
Geſchäfte. Mit dieſer Auffaſſung der Stellung des Sequeſters iſt die 
Erklärung des Beklagten auf der vom Kläger producirten Baurech⸗ 
nung ganz im Einllange, indem darin vom B auspdrädlih in der 
Eigenſchaft ale Sequefter die Richtigkeit der angeſetzten Preife beftätigt 
und beigefügt ift, daß auf die Geſammtſumme von 1327 fl. der Theil- 
betrag von 695 fl. bereit8 aus den Sequeftrationsgelvern bezahlt worden 
ift. Vermöge diefes Verhältniſſes eines jeden Sequefters erſcheint ſchon 
nach ben thatfähhlihen Ausführungen der Klage das Klagebegehren Mans 
gel® eines rechtmäßigen Verpflichtungsgrundes für den Beklagten zu ber 
von ihm perfönlich begehrten Zahlung nicht haltbar, und war daher 
dasfelbe ohne Weiter abzuweiſen. — Im der Reviſionsbeſchwerde 
des Klägers wurde gegen das obergerichtliche Erfenntniß ausgeführt, 
daß der Sequefter nicht, wie der Bormund, Curator, Concursmaffes 
verwalter, Bertreter einer Perfon oder Berfonenmehrheit, fondern kraft 
richterlichen Auftrages Eurator einer Sache fei; daß die von ihm in 
Ausübung feines Amtes gefchloffenen Verträge wohl für Rechnung 
ber Sache, nicht aber für Rechnung einer dritten Perjon geſchlofſen 
feien, da ihm weder von dem erequirenden Gläubiger, nod von dem 
ezequirten Schuldner ein Bertretungsbefugnig ertheilt worben jei. 
Habe der Sequefter in Ausübung feines Amtes Verträge gejchloffen 
und biedurd Verpflichtungen übernommen, fo könne wohl er die an 
ber Sequeftration interejfirten Perſonen zur Haftung, eventuell zum 
Erfaße heranziehen; dritte Perſonen haben fi) jedoch um dieſes in- 
terne Verhältniß nicht zu kümmern und hafte ihnen der Sequefter 
perſönlich. 

| Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
unter Hinweifung auf deſſen richtige Motivirung. 





—— 


Nr. 7177. 


Verpflichtung zur Zahlung einer Geldſumme für die Stor- 
nirung eines Gejhäfts: Statthaftigfeit der Auftragung des 
Haupteides bierüber, 

Entf. v. 16. Oct. 1878, Nr. 7463 (Beft. des das Urth. des H. ©. Wien 


v. 29. Jänner 1878, Nr. 12573, abänd. Urth. des O. L. G. Wien v.17. April 
1878, Nr. 5894). Zur. Bl. 1878, Nr. 50. 


A belangte den B im Yuli 1877 wegen Zahlung von 2700 fl. 
mit Borlage eines Briefes, worin B fi) zur Zahlung diefer Summe 
für ein ſtornirtes Geſchäft über 2500 Metercentner Mai-SunieHafer 


— 493 — 


verpflichtet hatte. Da der Bellagte die Echtheit und ven. Inhalt des 
Briefes leugnete, bot der Kläger ven Echtheitsbeweis durch Kunſtver⸗ 
fländige an und deferirte dem Beklagten in subsidium den rüdjchieb- 
baren Haupteid darüber, „daß derſelbe fich verpflichtet babe, ihm für 
ein ftornirtes Gefchäft über 2500 Metercentner Mai - Juni = Hafer 
2700 fl. Ende Inni 1877 zu zahlen." — Nad Aufnahme des Kunft- 
befundes, der ein dem Kläger ungünftige8 Ergebniß hatte, erkannte 
das Gericht erfter Inſtanz auf Abweifung der Klage, ohne den Haupteib 
zuzulafien, weil derfelbe nur das vom Kläger allegirte Recht, nicht 
aber die Thatſachen enthalte, aus welchen dasſelbe gefolgert werden 
könnte und die eben unter Beweis zu ſtellen waren (Hofder. vom 
18. Februar 1846, J. ©. ©. 935). — Das O. L. ©. erkannte 
auf den Haupteid. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das obergerichtliche Urtheil 
mit der Begründung, daß der von dem Kläger deferirte Haupteid bie 
den Rechtsgrund feiner Forderung bildende Thatfache, den Betrag ber 
Vorberung und deren Verfallszeit enthält, daher gefetlich zuläffig und 
entſcheidend ift. 


Nr. 7178, | 
Bindication von baarem Geld: Klage auf Erfeindirung 
einer gepfändeten Geldſumme. Unftatthaftigkeit der Auftragung 
des Haupteides über die Identität des Geldes, 


Entſch. v. 16. Oct. 1828, A. 7820 (Belt. ve „gleihfüenigen 8.86 des 8 
Neubau in Wien v. 1877, 

v. 9. April 1878, Nr. 4699). —* 3 * Nr. 

Eine Erfeindirungsflage, gerichtet auf Anerkennung des Eigen 
thumes einer bei einer Erecution von dem Gerichtsdiener in Empfang 
genommenen und bann im gerichtlichen Depofitenamte erlegten Baar- 
haft, wurde in allen drei Inftanzen abgewiefen, — von tem O. L. ©, 
mit nachftehender Motivirung: Da im vorliegenden Yale das in 
Srecution gezogene Baargeld von dem Gerichtspiener tem Sollicitator, 
von biefem feinem Principal übergeben und von dem Letzteren erft in 
dem Depofitenamt erlegt worden ift, woburd allein ſchon bedeutende 
Bedenken dagegen entftehen, daß das Geld unvermengt geblieben fei 
und da überdies Baargeld gemäß $. 30 der Inftruction v. 17. Juli 
1859, R. ©. Bl. Nr. 144, lediglich in der Hauptcaffe aufbewahrt, 
daher mit anderem baaren Gelde vermengt wird, kann dieſe Baar⸗ 
Ihaft nicht mit der Eigenthumsklage zurüdverlangt werten, 

Die oberfigerichtlihe Entſcheidung dagegen ift folgendermaßen 
begründet: Das Moment der Bermengung tes Geltes mit anderem 
Gelbe kommt nicht in Betracht, weil bei der Pfändung anderes Geld, 
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als das nachmals gerichtlich deponirte, nicht vorgefunden und .nicht 
gepfändet war und bie in Yolge des gerichtlichen Erlages nad) der 
Manipulation im Depofitenamte eingetretene Bermengung mit anderer 
Baarſchaft auf das Recht des Klägers: feinen Einfluß nehmen Tann, 
da bie bei Vornahme der erecutiven Pfändung vorhanden gewefenen 
factiſchen Verhältniſſe allein maßgebend find. Der Kläger hat baher 
nur den Eigenthumsbeweis zu erbringen, ber ihm aber nicht gelungen 
ift. Kläger durfte fi nicht und dies in ganz unzulänglicher Art darauf 
beſchränken, über die Iventität des Geldes den Haupteid aufzutragen, 
ſtatt folde Merkmale anzugeben, oder ſolche Umſtände auszuführen, 
welde diefe Behauptung als richtig erkennen laſſen und den Gegner, 
weldem ber Haupteid darüber aufgetragen warb, im Die Lage verfegen, 
jene Erfahrung einholen zu können, welche zu feinem Entfhluß über 
die Annahme oder Rückſchiebung des Haupteides unumgänglid noth- 
wenbig ift und ihm ($. 207 a. ©. D.) dargeboten werben muß. 


Nr. 7179. 


Klage der Chegattin eines Miethers auf Ausjcheibung 
gewifjer Effecten aus der pfanbweifen Bejchreibung ver 
invecta et illata. 


eutie, d . 16. Bd, 878, Nr. 9IOL (Abänd. der get, bei des B. ©. zemberg 

19. Aprit 1 Nr. 12143 und des Lemberg v 
1 . Inn 1878, Nr. ls) G.3. 1879, Nr. 8. Abvoc. "Zeikung 1879, Nr. 3. 

Der Vermietber B wu in Geltendmahung des gefeglichen 
Pfandredts (8. 1101 a. 5. ©. 3.) die illata und invecta in ber 
bem C vermietheten Wohnung pfanbweiſe beſchreiben (Hofder. vom 
5. November 1819, J. G. S. Nr. 1621). Darauf belangte ihn 
die Ehefrau des Miethers, welche mit demfelben die Wohnung theilt, 
mit der Erfeindirungsflage, indem fie einige von. den pfandweiſe be- 
ſchriebenen Sachen — Einrihtungsftäde, Hauswäſche und Frauen⸗ 
kleider — als ihr pfandfreies Eigenthum in Anſpruch nahm. — In 
erſter Inſtanz wurde die Klage mit der Begründung abgewieſen, daß 
nad 8. 1101 a. b. ©, B. dem Vermiether an allen in das gemie- 
thete. Zocale eingebrachten Yahrniffen zur Sicherftellung des Mieth- 
zinſes das gefeglihe Pfandrecht zuſteht, daher das von der Klägerin 
geltend gemachte Eigentbum an ben von ihr vindicirten Mobilten, 
jelbft wenn es nachgewiefen wurde, das Pfandrecht bes. B.nidht be- 
feitigen Tann. — Bon dem D. 2. ©. wurde dem Klagebegehren unter 
ber Bedingung ftattgegeben, daß bie Klägerin durch den Haupteid bie 
Erwerbung des Eigenthums an: ben vindicirten Sachen: nachweifl. 
Gründe: Der Vermiether bat. nah $. 1101 a. b. G. B. das 
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Pfandrecht nit an fänmtliden in der Wohnung des Miethers be⸗ 
findlichen Fahrniſſen, fondern nur an den dem Miether eigenthüm⸗ 
lihen und an den ihm von einem Dritten anvertrauten Mobilten. 
Daß das Eine oder das Andere bei den in ver Klage bezeichneten 
Gegenftänden der Tal ei, wird vom Bellagten gar nicht behauptet 
und dafür, daß diefe Sachen von der Klägerin dem Miether anver- 
traut waren, läßt: fih and nicht eine gefegliche Vermuthung auf- 
ftellen, da weibliche Kleidung und Bettzeng gewöhnlidy von den Frauen 
in den Haushalt eingebracht, von ihnen darüber ausſchließlich verfügt 
und in ihrem Befige behalten wird. Wenn daher die Klägerin ihr 
Eigentbum erweift, fo ift ihr Begehren auf Ausfcheidung aus ber 
gegen den C geführten Erecution gerechtfertigt. 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des Beklagten beflätigte der oberfte 
Gerichtshof das Urtheil des Obergerichtes rüdfihtlih der Frauen- 
Heider und im Uebrigen das Urtheil der erften Inſtanz. Gründe: 
Was die Einrihtungsftüde und die Hauswäſche betrifft, fo ift das 
auf Ausſcheidung derſelben aus der Execution gerichtete Begehren ber 
Klägerin nicht begründet; denn die Angaben, worauf das Klagebe- 
gehren fi ſtützt, nämlich daß die Klägerin einen Theil verfelben aus 
dem Elternhauſe in die Ehe mit C eingebracht und einen Theil aus 
eigenen Mitteln ſich angefchafft babe, jpredhen eben dafür, daß ber 
Gatte C, welder vie Wohnung gemiethet bat, der Verwahrer biefer 
Fahrniſſe ift (88.1227u.1238 a. b. ©. 3.) und daß biefe in Die gemein» 
Ihaftlihe Wohnung eingebrachten Fahrniſſe ihm anvertraut find. Das 
gejegliche Pfandrecht des Vermiethers erftredt fi daher auch auf 
dieſe Gegenftände, zumal die im $. 1101 enthaltene Berufung auf 
ben $. 367 offenbar den Sinn hat, daß nicht nur bie dem Miether 
zur Berwahrung anvertrauten, fondern au die ihm zum Gebrauche 
übergebenen Sachen dem Pſandrecht des Bermietherd unterworfen 
find. Es war daher das Klagebegehren rüdfihtlich der Einrichtungs⸗ 
flüde und ber Hauswäſche unbedingt abzuweifen. Die Frauenkleider 
Dingegen gehören nicht zue Einrichtung der gemeinfhaftlichen Woh⸗ 
nung; fie haben offenbar nur zum Gebrauche der Klägerin zu dienen, 
befinden fi in deren ausſchließlichem Beſitze und find nicht als dem 
C anvertraute Fahrniſſe anzufehen. Bezüglich dieſer Gegenftände wäre 
Daher dem Slagebegehren unbevingt flattzugeben gewejen. Da aber 
das Gericht erfter Iuftanz die Klage aud) in diefer Richtung unbe 
Dingt abgewiefen bat und das obergerichtliche Urtheil, welches die Aus: 
ſcheidung von der Abſchwörung des Haupteides abhängig machte, nur 
von dem Bellagten angefochten worden ift und in pejus besjelben 
nicht abgeändert werden darf, war der oberſte Gerichtshof nicht in 
ber Lage, auf bie unbebingte Ausfheidung berfelben zu erfennen, 
und mußte das obergeridhtliche Urtheil beftätigt werben. 
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: Nr. 7180. 


Ungiitigeit eines gerichtlichen Bergleiches wegen cechtlicher 
(forſtgeſetzlicher) Unerlaubtheit ſeines Inhalts. 


—5— v. 17. Oct. 1878, *5 8941 (Beft. des dad Urth. ded B. ©. Starkenbach 

2. Mär 1878, Nr. 2221, abän. d. Urth. de8 O. L. G. Prag v. 11. Juni 

1878, vr. "aa, '®. 3. 1879, Nr. 76. 

Auf die von A gegen B eingebradte Klage kam ein gerichtlicher 
Bergleih zu Stande, in weldem B als Eigenthümer des Grund⸗ 
flüdes X dem A als Eigenthümer der Grundſtücke Y und Z geftat- 
tete, die Aefte der Bäume des am Saume des Grundſtückes X be⸗ 
findlichen Waldes, die über dem Luftraum der Grunpftäde Y und Z 
Bingen, auf 300 Schrin Länge zu beſeitigen. Bald nach Abſchluß 
des Vergleiches wurde deſſen Giltigkeit von B mittelft Klage gegen 
A aus dem Grunde angefochten, weil der Inhalt des Bergleiches 
mit den geltenden politifhen Borfchriften im Widerfpruche ſtehe und 
baher der Bergleih ungiltig fei. — Das Gericht erfter Inſtanz 
erfannte auf Abweifung der Klage, weil nach feiner Anficht die Hand⸗ 
lung, zu welder A durch den Bergleich berechtigt wurde, von dem 
Vorfigefege vom 3. December 1852, R. ©. Bl. Nr. 250, nidt 
verboten ift. — Bon dem DO. 2. ©. wurde nad) Anhörung der Statt- 
balterei dem Klagebehren ftattgegeben und ber Vergleich als ungiltig 
ertlärt. Gründe: Der Vergleich gehört nah dem Schlußſatze des 
8. 1380 a. b. G. 3. zu ven zweifeitig verbindlichen Verträgen und 
wird nad eben venfelben Örundfägen wie dieſe beurtheilt. Zu den 
wejentlihen Erforderniffen eines Vertrages gehört nun die phyſiſche, 
jowie die rechtliche Möglichkeit ver Leiftung, da nah 8. 878 a. b. 
©, 3. zwar liber Alles, was im Verkehre fteht, Verträge geſchloſſen 
werben können, dasjenige aber, was nicht geleiftet werden kann, was 
geradezu unmöglich oder unerlaubt ift, fein Gegenftand eines giltigen 
Bertrages werben kann. Nun bat die Statthalterei in Böhmen als 
bie oberfte Forſtbehörde erflärt, daR das Abäften ver Waldbäume 
auf der Waldparcelle X längs ben Grundſtücken Y und Z in einer 
Länge von 300 Schritten, wie in dem angefochtenen Vergleiche für 
den A bedungen worden, culturwidrig und nad den diesfalls befte- 
henden gejeglichen Vorſchriften unzuläffig ift. Der Bergleich bat alfo 
eine Handlung zum Gegenftande, weldhe nad dem Ausfprude der 
dafür maßgebenden Behörde unerlaubt erſcheint, und ift deshalb nad . 
8. 873 0.5. ©. B. ungiltig. Es muß daher dem Klagebegehren 
ftattgegeben werden, und zwar um fo mehr, als nah Maßgabe der 
Hofder. v. 28. October 1815, Nr. 1187 und vom 5. October 1816, 
Nr. 1285 der 3. G. S., das Gericht höherer Inſtanz einen rich⸗ 
terlihen Ausſpruch, welder fi über eimen der Judicatur der Ges 
richte entzogenen und der politifhen Amtshandlung unterworfenen 
Gegenftand verbreitet, von Amtöwegen oder auf Einjchreiten ver 
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betreffenden politiſchen Behörden zu caſſiren bat, der Umſtand aber, 
daß nicht mittelft- vihterlihen Spruches, jondern im Wege eines ge» 
rihtlihen Bergleiches eine Berrüdung der im, öffentlichen Intereſſe 
beftehenden Competenagrenzen ftattgefunden hat, ber gleichen Amts- 
handlung der Gerichte höherer Inſtanz nicht hindernd im Wege 
ſtehen kann. 

In Erwägung, daß die allgemeine Beſtimmung des 8. 422 
a. b. © B. GBerechtigung des Grundeigenthümers, die über feinem 
Luftraum hängenden Aeſte der Bäume des Nachbars abzuſchneiden), 
in dem Porfigefege vom 3. December 1852,-Nr. 250 eine gefeßliche 
Beſchränkung findet; daß die Aufficht über bie Erhaltung und Pflege 
der Wälder und Holgpflanzungen nad dem Forſtgeſetze den politifchen 
Behörden zufteht; daß die Statthalterei. in Böhmen das Abäften ber 
Waldbäume, wie "dasfelbe auf Grund des von A und B gejdlofjenen 
gerichtlichen Vergleiche8 vorgenommen werben follte, für culturwibrig 
und nad dem Forſtgeſetze unzuläffig erllärt hat, mithin ein gericht⸗ 
liher Bergleih darüber gar nicht gejchloffen werden faun; und daß 
durch die Hofdecrete vom 28. October 1815 und vom 5. October 
1816 das Recht der Parteien, ein gegen die beſtehenden Vorfshriften 
von bem unteren Richter gefchöpftes Urtheil oder einen dieſen Vor—⸗ 
Schriften widerftreitenden gerichtlichen Vergleich als nichtig anzufechten, 
nicht ausgeſchloſſen ift, — hat der oberfte Gerichtshof das Urtheil der 
zweiten Inſtanz beftätigt. 


Nr. 7181. 


Rückwirkende Kraft neuer Gefege: Einfluß des Grundbuchs⸗ 

geſetzes von 1871 auf die Juſtificirung und Rangſtellung 

einer vor der Wirkſamkeit desſelben in unbeſtimmtem Betrage 
pränotirten Forderung. 


Entſch. v. 22. Oct. 1878, Nr. 10583 (Beit. des dad Urth. des B. 8 greubof 
v. 16. Dec. 1877, Nr. 3649, abänd. den. des O. L. , Bien 6. März 
8, Nr. 4301). ©. 3. 1878, Nr. 9 


Aus Anlaß ver Berehelihung ber A mit dem B, verpflichtete 
fih die M, Mutter des B, mit Urkunde vom 9. Februar 1867, ver 
A währenb ber Ehe mit dem B und im Valle des Todes desſelben 
während ihres Witwenftandes den Lebensunterhalt. zu leiften. Auf 
Grund diefer Urkunde wurde am 17. Yuli 1868, vor dem Eintritte 
der Wirkſamkeit des Grundb.G. vom 25. Yuli 1871, das Pfand- 
recht auf dem der M gehörenden Grundſtücke X für bie A ohne An⸗ 
gabe des Geldbetrags ihrer Forderung pränotirt. Im ben Fahren 
1872 und 1874, unter der Herrſchaft des neuen Grundbuchsgeſetzes, 

Glaſer, Unger u. Walther Entf. XVI. 32 
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erwirkten C, D und E für ihre Forderungen gegen die M die Pfand⸗ 
rechtseinverleibung auf dem nämlihen Grundſtücke. B, welder in 
Folge des Todes feiner Mutter M Eigenthümer der Realität ge⸗ 
worden, ftellte am 15. Mai 1876 der A für ihre pränotirte For⸗ 
berung eine Yuflificrungserflärung aus; am 18. Mai 1876 wurde 
die grundbücherliche Eintragung der Yuftificirung bewilligt, gleichfalls 
ohne Bezeichnung des Betrages ber Forderung, und auf Grund einer 
weiteren Erklärung vom 18. März 1877, in welcher ver Unterhalts- 
beitrag mit 120 fl. per Monat beflimmt wurde, bewilligte das Ge⸗ 
riht am 27. März 1877 die Eintragung des Pfandrechtes für biefeu 
Betrag, jebod nit ad locum der Pränotirung der Urkunde vom 
9. Februar 1867. Nun belangte die A den B und die Pfandgläubiger 
C, D und E und begehrte das Erkenntniß, daß ihr der Lebensunter- 
halt für die obige Zeitvauer mit dem Betrage von 120 fl. per 
Monat gebühre und daß die Bellagten ſchuldig feien, in die grund⸗ 
bücherlihe Einverleibung des Pfaudrechtes zur Sicherftellung biejes 
Betrages ad locum des zu ihren Gunften auf Grund der Urkunde 
ber M vom 9. Yebruar 1867 eingetragenen Pfandrechtes zu willigen. 
Sämmiliche Bellagte jubmittirten vollftändig dem Klagebegehren, mit 
Ausnahme des C, welcher in der Einreve dem Slagebegehren mit ber 
Beſchränkung des Monatöbetrages auf 32 fl. zuftimmte, in der Duplit 
jedoch aud) diefes Zugeftänpniß zurücknahm. — Im erfter Inſtanz 
wurde das Rlagebegehren gegen die fubmittirenden B, D und E zu- 
gelafjen, gegen C jedoch aus folgenden Gründen abgewiejen: Da 
die Pränotation für die A vor der Wirkſamkeit des neuen Grund⸗ 
buchögefeges bewilligt wurde, fo ift die Wirkung derfelben nach ben 
früheren, vor dem 15. Februar 1872 geltend gewefenen Grundbuchs⸗ 
gefegen und Verordnungen zu beurtheilen. Nach venjelben hatte bie 
Pränotetion nur die Wirkung, dem Berechtigten bie Priorität im 
Pfandrecht zu wahren, und erlangte derſelbe das Pfandrecht erft durch 
bie nachgefolgte Juſtificirung. Die Yuftificirung ift aber feit dem 
15. Februar 1872 nach den Beflimmungen des neuen Grundbuchs⸗ 
geſetzes zu beurtheilen. Nah 8. 40 dieſes Geſetzes begründet bie 
Pränotation die Erwerbung des vinglihen Rechtes nur unter der Be- 
bingung ihrer geſetzlichen Rechtfertigung, und nur in dem Umfange, 
in welchem die Rechtfertigung, gefchehen ift. Die Rechtfertigung gefchieht 
nach 8. 41 ibid. auf Grund einer zur Einverleibung des Pfandrechtes 
geeigneten Erklärung Desjenigen, gegen den die Pränstation erwirkt 
wurde, und e8 kann nad) 8. 14 das Pfandrecht nur für einen ziffermäßig 
beftimmten Betrag eingetragen werden. Diefem letzteren Erforderniſſe 
entſpricht bie Pränotations-Rechtfertigungserklärung vom 15. Mai 1876 
keineswegs, da fie einen beftimmten Betrag für den Lebensunterhalt, oder 
einen Höhftbetrag für dieſes Hecht nicht enthält, und fie ift demnach zur 
Eintragung nicht geeignet. Daraus folgt, daß die vorgenommene Ein- 
tragung berfelben gegen C, welcher noch vor verfelben Pfandrechte 
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erwirkte, rechtsunwirkſam if. Aber felbft dann, wenu bie Urkunde bie 
gejeßlich geforderten Eigenfchaften gehabt hätte, wäre bie Eintragung 
der Yuftificirungserflärung gegen C rechtsunwirkſam, weil berfelbe 
über die Vornahme der Eintragung hätte gehört werben müſſen, was 
nicht gefchehen if. Un der Abweifung ver Klägerin kann auch das 
von C in der Sinreve gemachte Zugeftänbnig rüdfichtlich des Monats⸗ 
betrages von 32 fl. nichts ändern, weil vie. Klägerin biefen Antrag 
zurüdwies und C fomit nicht mehr daran gebunden ift, und weil ber 
Angriff auf den Rechtsbeſtand des Pfandſatzes in der Duplik als 
Einwendung nicht verfpätet ift, da hiemit nur eine Nechtöfrage ven⸗ 
tilirt wird und dies in jevem Stabium bes Proceſſes gefchehen Tann, 
ohne daß hierin eine Neuerung läge. — In zweiter Inflanz wurde 
dem Klagebegehren auch gegen C, mit Beſchränkung bed Monats» 
betrages der Unterhaltsforderung auf 32 fl. aus folgenden Gründen 
fiattgegeben: C bat den Rechtsbeſtand und die Priorität des Pfand⸗ 
echtes für die Forderungen ber Klägerin aus der im Jahre. 1868 
ohne Angabe eines Betrages pränotirten Unterhaltzufiherungsurktunde 
vom 9. Yebruar 1867 beftritten, wozu er zweifellos legitimirt war, 
weil er in der Zwilchenzeit 5i8 zu ber im Jahre 1876 erfolgten 
Juſtificirung dieſer Pränotation die Pfandredhtseinverleibung für feine 
eigene Forderung erwirft bat. Die Pränotationsrechtfertigung von 
15. Mai 1876 war, wie ber erſte Richter volllommen richtig erörtert, 
nad) dem neuen Grundbuchsgeſetze zu beurtheilen, da ber Art. IV 
des Einführungsgefeges zum Grundbuchsgeſetze alle Gefege und Ber« 
orbnungen, welche Gegenftände biefes Geſetzes betreffen, außer Kraft 
fett, und es ift fomit bie Eintragung gegen den C unwirkfam, und 
dies um fo mehr, als er von der Vornahme ber Eintragung gar 
nicht verftändigt worden if. Wenn die Klägerin aus den 8. 453 
a. b. G. B. eine ſchon dur die Pränotation begründete Pfandrechts⸗ 
erwerbung ableiten will, ſo iſt dieſe Behauptung unhaltbar, da dieſer 
Paragraph zur Erwirkung des Pfandrechtes ad looum der Pränotation 
die Juſtificirung vorausſetzt, welche aber nur nach ven Erfordernifſen 
des neuen Grundbuchsgeſetzes eintreten kann, denen, wie ſchon be- 
merkt, im vorliegenden alle nicht genügt wurde. Ein Einverleibungs- 
gefuh, im welchem ein in ber Pränotation nicht vorgebachter ziffer- 
mäßiger Betrag enthalten ift, Tann ohne Zuftimmung Des nachge⸗ 
folgten Pfandgläubigers nit als eine Hechtfertigung ad locum ber 
pränotirten Saßpoft, jondern muß als ein Gefuh um eine Einver- 
leibung angefehen werben. Diefem Grundſatz entjpridt auch die Ein- 
tragungsbewilligung vom 27. März 1877. Demnach wäre die Klä: 
gerin bezügli des C unbedingt abzumeifen und das erflrichterliche 
Urtheil zu beftätigen. Da aber C rüdfichtlic des Monatsbetrages von 
32 fl. dem Klagebegehren fubmittirte, jo mußte bis zu biefem Be- 
trage dem Klagebegehren flattgegeben werben; denn die Submittirung 
ift nicht einem Bergleihsantrage gleichzuhalten, welcher, ba bie Klä⸗ 
32* 
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gerin- in ber Replik ihr Begehren dem vollen Umfange nach auf- 
recht hielt‘, rals abgelehnt zu betrachten und nicht weiter zu berück⸗ 
ſichtigen wäre: die Submittirung kann vielmehr, inſoweit ſie eine 'theil- 
weife Juſtificirung “enthält, nicht mehr zurüdgenommen werben. — 
Die Klägerin ergriff die a. o. Reviſionsbeſchwerde mit der Bitte um 
vollſtanbige Zulafſſung des Klagebegehrens gegen C; dieſer begehrte 
im MWegei’per orbentlichen Reviſion die Befätigung bes erſtgericht⸗ 
lichen Urtheilbsss. 

Wer oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten Inftanz 
mit Erhöhung bes Monatsbetrages der Unterhältsforberung von 32 fl. 
auf 50 fl. Gründe: Die in Gemäßheit der früheren das Grund- 
buchsweſen regelnden Gefege von ber A zur: Sicherftellung ber ihr 
aus der - Urkunde: vom 9. Februar 1867 zuftehenden Rechte erwirkte 
Pfandrechtspränotation hat durch die Einführung des nenen Grund⸗ 
buchögefeßesd an der ihr nach den früheren: Gefegen zukommenden 
Wirkſamkeit, Giltigleit und Tragweite vermöge der Grundſätze des 
öfterr. bürgerl. Rechtes (8. 5a. b. G. B.), die au in den Artikeln 
II und IV des Einführungsgejeßes zum Grundbuchsgeſetze ihren 
Ausdruck fanden, feinerlei Beeinträchtigung erfahren. Diefe nach den 
früheren Gefegen auch ohne ziffermäßige Beftimmung des Betrages 
init voller Rechtswirkung  zuläffige Pränotation Tonnte nad) wie vor 
der Einführung des neuen Grundbuchsgeſetzes durch eine entſprechende 
Inſtifteirungserklärung zur unbedingten Pfandrechtseinverleibung er- 
hoben werden und iſt Kraft der Erklärung des Bvom 15. Mai 1876 
und der mit Beſcheid vom 18. Mai 1876 erlangten Einverleibung 
auch hiezu erhoben worden. Der Umſtand, daß dieſe Yuflifieirungs- 
erklärung einen ziffermäßig beftimmten- Betrag enthält, konnte dieſelbe 
und die entfpredhende Einverleibung nit rechtsunwirkſam und nod 
weniger das bedingt beftehende Pfandrecht erlöſchen machen. Nach 
dem alten, wie nach dem neuen Grundbuchsgeſetz hatte die Juſtifi⸗ 
eirungserklärung, wenn fie im gleicher Priorität mit der Pränotation 
eingetragen werben follte, fih dem pränotirten Recht volllommen ans 
zufchließen. Die Eigenthümlichleit des echtes, für welches obige 
Berfiherung erwirkt war, die Aenderung ber Perfonen- und Befit- 
verhältniffe und insbefondere der Umftand, daß inzwiſchen andere 
Gläubiger an verfelben Realität Pfandrechte erworben haben, hatten 
aber: zur Folge, daß der B mit feiner Yuftificirungserflärung: nicht 
eine in jeder Beziehung und Richtung maßgebende ziffermäßige Be⸗ 
flimmung des Betrages verbinden konnte und daß die A zur Tell 
ftellung des ihr eingeräumten Pfandrechtes für einen ziffermäßigen 
Betrag außer der Anerkennung des B aud der Anerkennung der in- 
zwifchen auf der Realität verfiherten Gläubiger bedurfte. Der fonft 
der Anerlennungserflärung des Schuldners in analogen Concurrenz- 
fällen von betheiligten Perfonen beigemefjene procefiualifhe Werth 
jeßt voraus, daß die Anerkennung des Schuldners offenbar innerhalb 
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des. Rahmens umd Umfanges des grundbücherlich verficherten. Rechtes 
blieb.. Dies liegt aber Hier nicht vor und. es tritt eben ber Fall ein, 
daß bie etwa beliebte Ausdehnung jenes Rahmens und Umfanges 
von den nachfolgenden Hypothekargläubigern, welche zur. Anerkennung 
einer Priorität uur bis zum Belaufe des Betrages, der nad dem Worte 
laut und Sinn des bei ihrer Pfundrechtserwerbung: bereitS vorgefun⸗ 
denen, pränotirten und juftifieirbayen . Pfandſatzes und der betreffenden 
Grundbuchsacten vermöge ber allgemeinen Auslegungsregeln: als bie 
Kenlität belaftend anzunehmen war, verpflichtet find, bekämpft werden 
fonnte und belämpft wird. In diefer.-Beziehuntg erſcheint ‚bie: geſtellte 
Anforderung von 120 fl. mit Recht beſtritten. (Folgt die Begründung 
aus den Lebens⸗ und Vermögensverhältniſſen, daß der ‚Betrag von 
120 fl, zu hoch, und ber von 50 ſe. pr. Monat ‚entipvehend " 





‚Nr. 7182. 


Bertauf eines abgebrannten Haufes im Epecittionswege: 
Einbeziehung der Brandſchadensvergütung in die Meiſt 
gebotsvertheilung. 


2. dv. 22. Oct. 1008, Nr. 11653 (Beit. des Decr. des 8. 6 Muret vom 

ebruar 1878, Nr. 1280, Abünd. des Decr. des O. L. a bon 

15. Mai 1878, Nr. 5323). Kur. Bl. 1878, rg ol, G. 3. 1 . 6. 
Advocaten- Zeitung 1879, Ar. 2 


Die Liegenſchaft des B, auf melsher einige gegen Feuersgefahr 
verſicherte Gebäude ftanden, wurde, nachdem. fie durch Brand zerftärt 
worden waren, auf Einfchreiten bes Pfandglãubigers A im Executions⸗ 
wege verfauft. — Bor der’ Vertheilung des Meiſtgebots begehrte A 
für feine Forderung die Pfändung der von ber Verſicherungsanſtalt 
dem B auszuzahlenden, Entſchädigung. — Das in erſter Inſtanz 
bewilligte Geſuch wurde auf den Recurs des B ‚von dem, O. L. ©. 
abgewieſen, weil die Brandfcadenvergütung : für effecnziste, Gebäinhe, 
um welde es ſich ‚bier handelt, nad) nem: Hofver.. num .18. Buli 
1828, 3. ©. ©. Nr. 2354, unbedingt auid ausnahmslos von’ ver 
Erecution befreit ift. 

In Erwägung, daß zwar nach dem cit. Hofdecret die den In⸗ 
habern aſſecurirter Gebäude von ven Feuer⸗Aſſecuranzanſtalten? zu 
leiſtenden Brandſchadensvergütungen weder durch Ceſſionen, noch durch 
gerichtliche Verbote nnd Erecutionsführungen ihrem Zwecke zur Wie⸗ 
berherftellung der durch Feuer beihänigten Gebäude entzogen werben 
bürfen, biefer Beftimmung aber. die Abficht zu Grunde Liegt, daß bie 
Bergütungsbeträge unfehlbar ihrem Zwecke gemäß zut Herſtellung 
ber beſchädigten Gebäude verwendet und. insbeſondere die: Hypothekar⸗ 
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gläubiger im entgegengeſetzten Falle nicht an ihren Pfandrechten ver⸗ 
fürzt werben; daß dieſes Geſetz fomit ausdrücklich dem Fall vorfieht, 
daß die durch Teuer beſchädigten Gebäude nicht wieder aufgeführt 
werben können, in welchem alle vie Vergütungsgelder zur Befrie⸗ 
bigung: der Hnpothelfarglänbiger zu verwenden find; daß bie Nealität, 
auf welder die affecurirten und buch Teuer befchäpigten Gebäude 
beftanden, inzwifchen im &recutionswege verfleigert wurde und ber 
Erecut: daher nicht mehr in der Lage ift, die abgebrannten Gebäude 
auf venfelben wieder zu errichten; daß A das Pfandrecht an ber 
ganzen Realität des Executen und mithin auch an den zu derſelben 
gehörigen, fpäter durch Feuer befhäpigten Gebäuden erworben hatte, 
daber feinem Begehren, bie Erecutioen auch auf bie dem Executen 
gebührende Entſchädignugsſumme auszubehnen, fein gejeglidhes Hin⸗ 
derniß entgegenftebt, und folglich fein Anſuchen um erecutive Pfän- 
dung obiger Summe als zuläffig erfiheint; daß aber auch den übrigen 
zur Zeit des Brandes auf der Realität des Executen intabulirten 
Hypothekargläubigern Pfandrechte an der Entſchädigungsſumme zu⸗ 
ſtehen, welche nicht unberückſichtigt bleiben können, — hat der oberſte 
Gerichtshof die erſtgerichtliche Entſcheidung mit dem Zuſatze beſtätigt, 
daß die von der Berſicherungsanſtalt dem Erecuten auszuzablende 
Entſchädigungsſumme in die Vertheilung des Meiſtgebotes auf die 
exequirte Realität einzubeziehen iſt. | 


Nr. 7183. 
Summariſches Berfahren: Unzuläffigleit der Verlegung ber 
Eidestagfahrt wegen der Einbringung einer Wieberein- 
ſetzungsklage behuſs Führung des Gegenbeweifes. Unzuläffig- 
feit der Abweiſung einer ſolchen Klage von Amtöwegen. 
Entid. v. 22. Oct. 1878, Nr. 11684 (Bei. des Deer. des B. ©. Shlan v. 
29, 1878, Nr. 7235, Abänd. bed Deer. des O. L. G. Brag v. 29. Juli 
1878, Nr. 21255. und Bell. des dad Deer. des B. G. Schlan v. 10. del 
878, Nr. 7686, abäud. Decr. des D. 2. ©. Prag dv. 28. Inli 1878, 
Nr. 21254). ©. 3. 1879, Nr. 2. 

Nachdem in der ſummariſch verhanbelten Rechtsſache der A gegen 
B zur Übdegung des dem Letztern durch das Urtheil aufgetragenen 
Hanpteides bie Tagfahrt angeordnet worden war, trat Die A gegen bem 
B wit der Wrebereinfegungsllage auf und begehrte in einem befonderen 
Gefude die Suspendirung der Eidestagfagung bis zur Entſcheidung bes 
Rechtsſtreites über bie Wiedereinſezungsklage. — In erfter Inſtanz 
wurde bie Reflitutionsflage aufrecht verbeſchieden und die Eidestag⸗ 
ſarung flirt. — In Erwägung, daß nad dem Inhalte ber Reſti⸗ 
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tutiondflage es fi) um nichts Anderes, ald um die Wiedereinfegung 
zue Führung eine® Gegenbeweifes buch Zeugen gegen den ſenten⸗ 
tionirten, von B abzuſchwörenden Haupteid handelt, die Führung eines 
ſolchen Segenbeweijes aber im ſummariſchen Verfahren ausgefchloffen 
ift (8. 38 des Hofder. v. 24. October 1845, 3. ©. ©. Nr. 906), hat 
das O. 2. ©. die Wiedereinfegungsflage a limine abgewiefen und bie 
Siftirung der Eidestagfahrt verweigert. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte einerſeits vie erfigerichtliche 
aufrechte Berbefheidung ver Reftitutionsflage, weil e8 ſich dabei um 
eine förmliche Klage auf Wiedereinfegung in den vorigen Stand wegen 
vorgefundener neuer Behelfe im Sinne des 8. 372 a. G. O. han⸗ 
belt, eine foldhe Klage aber gemäß Hofder. v. 30. September 1785, 
9. ©. ©. Nr. 475, niemald von Amtswegen zu verwerfen if, umb 
andererſeits die obergerichtlihe Abweifung des Geindes um Siftirung 
der Eivestagfahrt, weil nad dem Hofver. vom 14. November 1785, 
9. ©. ©. Nr. 495, die Klage um Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand wegen vorgefundener neuer Beweismittel nicht die Wirkung 
bat, daß dadurch der Zug des Berfahrens ober ber Execution 
gehemmt wird. 


Nr. 7184. 


Syndicatsproceß: Bernehmung der Parteien über das Be- 
gehren um Ausfegung der Verhandlung bis zum Ausgang 
des Disciplinarverfahrens, 

Entid. v. 23. Oct. 1878, Nr. 11893 (theilweife Bet. des Deere. des DO. 2. ©. 
Zara v. 27. Sept. 1878, Nı. 3882). Gazz. dei Trib. 1879, Nr. 16. 

In dem Synpdicatsproceß des A gegen den Fiscus peto. Erſatz 
bes von dem Richter B dur Nechtöverlegung in feiner amtlichen 
Wirkſamkeit verurfachten Schadens (Geſetz vom 12. Juli 1872, R. 
G. DI. Nr 112) begehrte die Finanzprocuratur in Vertretung bed 
belangten Fiscus die Ausfegung des Berfahrens bis zum Ausgange 
der gegen den B eingeleiteten Disciplinarunterfuhung ($. 14 eit.). 
— Auf diefes Geſuch wurde von dem O. L. ©. Tagfahrt zur Ber 
handlung der Parteien angeordnet. — Dagegen ergriff die Finanz⸗ 
procuratur den Recurs, worin fie ausführte, daß bie vorgängige Ver⸗ 
nehmung ber Parteien über ihr Begehren unftatthaft fei, indem ver 
Gall, daß der Ausgang des Syndicatsproceſſes mit jenem der gegen 
den fchuldtragenden Beamten eingeleiteten Disciplinaramtshandlung 
je außer Zuſammenhang fände, gar nicht denkbar wäre und daß, 
wenn ſchon die Parteienvernehmung für nothwendig befunden wurbe, 
das Hauptverfahren einftweilen,, bi8 zum Austrage dieſes Incidens, 
hätte fuspenbirt werben follen. 
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Der oberſte Gerichtshof verwarf die Recursbitte um Abſtand⸗ 
nahme von ber Anhörung der Parteien über das Suspenſionsbegehren 
ber Finanzprocuratur in der Erwägung, daß gemäß $. 14 des cit. 
Geſetzes die Ausfegung des Proceßverfahrens bis zum Ausgang der 
Disciplinaramts handlung gefprdert werben darf, wenn das Ergebniß 
ber leßtern auf die Entſcheidung des Procefjed vorausfihtlih von 
Einfluß fein Tann, daß mithin, da die Ausfegung des Procekverfah- 
rend durch dieſe Vorſchrift an eine Bedingung geknüpft ift, nad) ven 
Regeln des Proceßrechtes Über das von einer Partei angebradite 
Suspenfionsbegehren erft vie Gegenpartei zu hören if, Dagegen ver- 
orbnete der oberfte Gerichtshof die einftweilige Ausfegung des Proceß⸗ 
verfahrens biß zum Austrag der Berhanplung über das Suspenficns- 
begehren der Finanzprocuratur, weil die Entſcheidung über dasfelbe 
zwecklos wäre, wenn bie Finanzprocuratur inzwifchen in dem Haupt⸗ 
proceß Rede und Antwort geben müßte, 


Kr. 7185. 


Heiratsgut: Eigenthumserwerb des Ehemannes an einer 
in dotem gegebenen verlosbaren Staatsſchuldverſchreibung. 


Eutih. d dv. 24. Oct. 1878, Nr. 8087 (Beil. u 28 u des B. ©. Tibrem 
v. März 1878, Nr. 4092, abänd. Urth. ded DO. L G Prag v. 21. Mai 
1878, Nr. 14181). ©. 2. 876, Nr. 7 

Die Erben der vor ihrem Ehemann B verftorbenen A. for- 
derten mit der auf $. 1229 a. b. ©. B. (Heimfall Des Heiratsgutes) 
gegründeten Klage von den Erben des B die- Herausgabe des Loſes 
bes öfterreichifchen Anlehens vom 15. März 1860 pr. 100 fl. Wr. . 
indem fie anführten, daß dieſes Los dem B bei feiner Verehelichung 
von der Mutter der A ala Heiratsgut der Letzteren gegeben worden 
fei. Die Bellagten vertheibigten fi) mit der Einwendung, daß B nad) 
8. 1227 a. 6. ©. B. (Schlußſatz) das Eigenthum des reclamirten 
Loſes erworben habe. — In erfter Inftanz wurde dem Klagebegehren 
flattgegeben. — Das DO. L. ©. erfannte auf Abweiſung der Klage 
aus folgenden Gründen: Nah $. 1227 a. 5. ©. B. gebührt dem 
Gatten, wenn das Heiratsgut in baarem Gelde, abgetretenen Schuld 
forderungen oder verbraudhbaren Saden . befteht, das vollftändige 
Eigenthum. Staatsſchuldverſchreibungen, insbeſondere Loſe, können 
nicht als Rechte oder Fahrniſſe im Sinne des 8. 1228 a. b. G. B. 
gehalten werden, von welchen nach der Beſtimmung dieſes Paragra⸗ 
phen das Eigenthum ber Sattin verbleibt und dem Gatten nur bie 
Nugnießung zufteht, da fi Lofe ihrer Natur nad mit Schonung 
ihrer Subftanz nicht —7 — benützen laſſen. Durch die Uebergabe 
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des Loſes an B als Heiratsgut feiner Gattin erwarb er ſonach das 
vollftändige Eigenthum desſelben und die Kläger als Erben der A 
find nicht berechtigt, die Rüdftellung des Loſes von ihm, reſp. von 
feinen Erben zu verlangen, wenngleich das Los noch unverbraudt ſich 
im Nadlaffe des B vorfand. 

Der oberfte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten In- 
ſtanz, weil das Los als eine auf den Ueberbringer lautende Staats- 
ſchuldverſchreibung, durch die Uebergabe desſelben an B als Heiratsgut 
nad) $. 1227 a. b. ©. B. ein vollſtändiges Eigenthum des B ge- 
worden ift, mithin fein Nachlaß nicht angehalten werden kann, biefe 
Staatsſchuldverſchreibung der Verlaſſenſchaft ſeiner Ehefrau zurück⸗ 
zuſtellen. 


Nr. 7186. | | 

Unftatthaftigleit der Bewilligung einer Pränotation auf 

Grund einer die Wohnorte der Contrabenten, aber nicht 
ben Ausftellungsort angebenden Bertragsurfunde. 


Entidh. dv. 29. Oct. 1878, Nr. 12097 beit. des Det. os F G. Briig v. 
17. Juli 1878, Nr. 1023, Ahänd. 5. Ben, 5 g vom 
0. Anguſt 1878, Nr. 23443). —E— d. Notariat 1878, | 
Auf Orund des „von A zu Nr. 24 Old Square Lincolns Inn 
Fields in ter Sraffchaft Middleſer und B zu St. James Lodge, 
Chapel Place, Delaway- Street in der Grafſchaft Middleſer“ ſchriftlich 
errichteten Bertrages vom 21. Jänner 1875, mit welchem der Erftere 
feine in Defterreich belegene Realität dem Fegtern verkaufte, begehrte 
ber Käufer die grundbücherliche Vormerkung feines Eigenthums an 
ber befagten Liegenſchaft. — Sein Geſuch wurde in erfter Inflanz 
abgewiefen, weil aus ter vorgelegten Bertragsurfunde nicht erfichtlich 
ift, wo diefelbe ausgeftellt wurde, mithin wegen Mangels der Angabe 
des Ortes der Ausfertigung auf Grund dieſer Urkunde keine bücher⸗ 
liche Eintragung, auch nicht die Vormerkung eines Rechtes (8. 27, 
Alinea 2 und $. 35 Grundb.⸗ »G.) ftattfinden kann. — Das O. L. ©. 
bewilligte die Pränotation mit ber ‚Begründung , bag ter Ort bei 
Ausſtellung der Vertragsurkunde fih aus den im Eingange derſelben 
angeführten Wohnorten ver vertragfchließenden Theile ergibt, fomit 
bie Vertragsurkunde die im $. 27 Grundb.⸗G. vorgeſchriebene Angabe 
des Ortes ihrer Ausfertigung enthält. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die erſtgerichtliche Entſchei⸗ 
bung, weil die Vertragsurkunde die nach den 88. 27 und 35 Grundb.⸗G. 
erforderliche Angabe des Ortes der Ausfertigung nicht enthält und 
dieſes Gebrechen durch die Anführung des Wehnortes beider Parteien 
nicht als beſeitigt angeſehen werden kann, umſoweniger, als dieſelben, 
wenn auch in derſelben Grafſchaft Middleſer, doch in verſchiedenen 
Orten domicilirt find. 
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Nr. 7187. 


Berpflihtung des Käufers eines mit einer Simultanhypothek 

befafteten Grundſtücks, der die Hypothekarſchuld auf ven 

Kauffehilling übernommen bat, zur Zahlung an den Ber- 

käufer refp. deſſen Ceffionar im alle der Befriedigung 

des Hypothekargläubigers aus dem anderen fimultan haftenden 
Grundftüd des Verkäufers. 


Eutſch. v. 30. Oct. 1878, * 8187 (Beſt. des das Be. be e GMä rifde 
Schönberg v. Ar April 1878 ‚Nr. 5221, abänd. U Yes G. 
5. Juni 1878, Nr. 5595). ©. 3. 180, Sr. 84 
Auf dem Haufe und auf einem Grundſtücke dB Cift eine 
Forderung des D gegen ihn im Betrage von 77 fl. intabulirt, zu 
deren Zahlung fi die Eheleute B, venen C das Grundftüd verkaufte, 
gegen Abrechnung vom SKauffchilling verpflichteten, Das dem D für 
die 77 fl. fimultan verpfändete Haus wurde im Erecntiondwege ver- 
fauft und aus dem Erlös defien Forderung berichtigt. In Folge deflen 
ging der nad) D auf dem Haufe verfiherte Gläubiger E leer aus. 
Sowohl der Lettere, als auch C, beziehentli A, dem C fein Recht 
gegen bie Eheleute B aus ihrem oben erwähnten Zahlungsverfpreden 
cebirt hatte, verlangte von den Eheleuten B die Auszahlung des Be⸗ 
trages von 77 fl.: E, weil er mit feiner Forderung von 80 fl. aus 
dem Meiftgebote auf das Haus nicht befriedigt wurde, A, weil die 
B’ihen Eheleute die Berpflihtung übernommen hatten, die Schulb 
feines Cedenten C an D zu zahlen. A betrat ven Rechtsweg und be> 
langte die Eheleute B auf Zahlung der 77 fl. — In erfter Inſtanz 
wurde die Klage abgewiefen, weil der von den Bellagten einzuzahlende 
Betrag für den aus dem Erlöfe des Hausverkaufes nicht befriebigten 
Pfandgläubiger zu verwenden ifl. — In zweiter Inflanz wurden vie 
Bellagten zur Zahlung der 77 fl. an A gegen Ausfolgung der von 
A ber Klage beigelegten intabulationsfähigen Quittung des D über 
diefen Betrag nerurtheiltl. Gründe: Bei Entſcheidung ver Frage, 
ob die eingellagte Forderung dem C gebührt, ob derſelbe zu deren 
Abtretung an den Kläger berechtigt war und ob die Bellagten nun- 
mehr verpflichtet find, diefelbe dem Stläger als Ceffionar zu bezahlen, muß 
vorerfi das urſprüngliche zwifhen C und den Bellagten bezüglich ber 
Forderung des D pr. 77 fl. beitandene Rechtsverhältniß in's Auge 
gefaßt werben. Dasjelbe ſtellt fih nad den 88. 1400 und 1402 
a. b. ©. B. als eine unvollftändige Affignation dar. Denn C als 
Schuldner des D hat ihm am feiner Stelle die Bellagten als Zahler 
geftellt und ven D an fie gewiefen; die Beklagten als Aſſignaten haben 
die Alfignation ausbrädlih angenommen, zur Zahlung des Betrages 
von 77 fl. an den Gläubiger D ſich verpflichtet und vom Aſſig⸗ 
nonten bie Baluta in der Art erhalten, daß ihnen der Betrag von 
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TIH. in den Kaufſchilling eingerechnet wurde, den fie aus dem Kaufe 
des von dem Aſſignanten ihnen verkauften Grundſtückes demſelben 
zu zahlen hatten. Ob der Afſignatar bie Affignation angenommen hat 
und dadurch bie Affignation eine vollftändige wurde, geht aus der Streit» 
verhandlung nicht hervor, ift aber vorliegend ganz gleidhgiltig, weil 
auch die unvollſtändige Affignation nah 8. 1402 für Diejenigen 
bindend ift, Die mit derjelben einverftanden waren. Nachdem nun bie 
Beklagten als Aifignaten ihrer Zahlungspflicht nicht nachgekommen 
find, der Affignatar vielmehr volle Befriedigung aus dem Vermögen 
des Affignanten C bekommen bat, fo erſcheint legterer unftreitig aus 
bem zwijchen ihm und den Bellagten beftehenden Bertragsverhältnifie, 
wie um nach der allgemeinen Beftimmung bed $. 1447 a. b. G. B. 
beredhtigt, von den Beklagten die ihnen gegebene Ajfignationsvaluta, 
nämlich den in den Kaufſchilling eingerechneten Betrag von 77 fi. 
zurüchzufordern und diefe feine Borberung an ben Kläger abzutreten, 
weshalb die Beklagten, welche Übrigens ihre Zahlungspflidht an und 
für ſich gar nicht beftreiten und, von der Abtretung verftändigt worden 
zu fein, nicht widerſprechen, zur unbebingten Zahlung verurtheilt 
werben müſſen, zumal die aus dem erſten Sage des $. 1424 a. 6. 
©. B. hergeleitete Einwendung dadurch hinfällig wird, daß der als 
Hypothefargläubiger intabulirte D die intabulationsfähige Quittung 
ausgeftelt hat und die Zahlung von der Ausfolgung derſelben ab» 
hängig gemacht wird. Die Einwenvung ver Bellagten, daß bezüglich 
bes eingellagten Betrages nicht C, fondern jein bei dem Berfaufe 
feines Haufes leer ausgegangener Gläubiger E in analoger Anwen- 
bung des 8. 37 der C. D. (Alinea 2) forberungsberechtigt ſei, ift 
nicht begründet, weil abgeſehen davon, daß dieſes Specialgejeg eine 
analoge Anwendung ausjchließt, die VBorausfegung des Alinea 2 des 
cit. Paragraphen im vorliegenden Falle nicht eintritt, indem ber Aus 
ſpruch des leer ausgehenden Gläubigerd nicht ausgezeichnet, verfelbe 
auch nicht mit dem Meiftgebotsvertheilungsbefcheid auf den frei- 
gewordenen Kaufſchillingobetrag des Grunpftüdes, fondern im Allge- 
meinen auf das anderweitige Vermögen des C gewiejen wurde und 
es weder Sache des Gerichtes ift, ohne ein Einfchreiten dieſes Gläu⸗ 
bigers, beflen Rechte zu wahren, noch vie Bellagten berufen find, 
denjelben zu vertreten. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz. 
Gründe: Die Bellagten anertennen felbft ihre Zahlungsverbindlichkeit 
aus dem Kaufe des von C ihnen veräußerten Grundftüdes, indem fie auf 
Abſchlag des Kaufpreifes die auf dem Haufe verfihherte Darlehensforderung 
bes D pr. 77 fl. zur Bezahlung übernommen haben. Diefe Yorberung des 
D ift fonady ein Theil des Kaufpreifes für das Grundſtück. Nachdem 
nun D mit derfelben Forderung nicht von den Beklagten und aus 
dem von ihnen gekauften Grunpftüde, fondern aus dem Meiſtgebot 
für das eyecutiv veräußerte Hans des C, folglid aus dem Vermögen 
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des C befriedigt und bezahlt worden ift, fo haben vie Beklagten 
feinen rechtlichen Grund mehr; den eingeflagten Betrag als Kauf- 
fhilfingsreft dem C, beziehungsweiſe dem Kläger als deſſen Ceſſionar, 
bei Auehandigung der Löſchungertlarung des D vorzuenthalten 
(8. 1447 a. b. ©. B.). 


NT. 7188. 


Gerichtsſtand des Vertrages: Verpflichtung zur anticipafiven 
„Erlegung aller. Beträge” für einen. in ein Unterrichtsinftitut 
. aufgenommenen Zögling, 


Entf: v. 30. Oct. 1878, Nr. 9569 (Beft. des dad et. de B. ©. der 
inneren Stadt Wien v. 16. April 1878, Mr. 18624, abünd. Urth. des 
D.%. 6. Wien v. 10. Juli 1878, Mr. 9047). Zur. BL. 1870, Pr. 4. 

A, geweſener Inhaber eines Knabenpenflonates in Wien, be- 
langte den in Peſt wohnhaften B beim B. ©. der inneren Stabt 
Wien ald forum contractus auf Zahlumg der noch außflehenden Penfton 
des Sohnes des B und auf Erfak anderer für denfelben in der An⸗ 
ftalt gemachten Auslagen und begriindete den Gerichtsſtand des Ber- 
trage8 durch den Hinweis auf bie Beflimmung bed von B unterfchrie- 
benen Programmes, wonach „alle Beträge im vorhinein zu erlegen 
find". — Der Bellagte erhob die Einwendung der Incompetenz des 
angernfenen Gerichtes, welcher in erfter Inſtanz mit nachflehender 
Begründung flattgegeben wurbe: Der Kläger behauptet die Competenz 
bed von ihm angerufenen Gerichtes nach 8.43 9. N., weil die ge⸗ 
forberte Zahlung vertragsmäßig in Wien zu leiften fei, und beruft 
fi diesfalls auf die Beſtimmung des Alinea e des von ihm produ⸗ 
cirten und vom Bellagten durch feine Unterfchrift als für apn bindend 
anerkannten Programmes. Da jedoch gemäß $. 43 I. N. zur Be- 
gründung des forum contractus der Ort, wo eine * geleiſtet 
werden ſoll, ausdrücklich beſtimmt werden muß, in dem Programme, 
insbeſondere in dem angerufenen Alinea e, die Beſtimmung des Zah- 
lungsortes nicht vorkommt, dieſes Alinea („Sämmtlihe Beträge find 
im vorbinein zu erlegen“) vielmehr offenbar nur bie Vorauszahlung 
bedingen wollte, und eine anderweitige Vereinbarung der Zahlung in 
Wien vom Kläger nicht behauptet wird, mußte ber Incompetenzein⸗ 
rede des Bellagten flattgegeben werden. — Bon dem DO. 2. ©, wurbe 
bie Incompetenzeinrede aus folgenden Gründen abgewieſen: Es Tiegt 
in der Natur der Sade, daß, fowie da8 Schulgeld am Site ber 
Schule zu zahlen ift, auch der Betrag, welden der Inhaber einer 
Erziehungsanftalt für Unterhalt und Unterricht feiner Penflonäre an- 
jpriht, am Orte des Inflituts zu zahlen ift, deſſen Inhaber wohl 
faum ſich beſtimmt fühlen wird, die Jahresbeträge feiner Zöglinge in 
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alten Weltgegenden zuſammenzuſuchen. Dies folgt für den vorliegenden 
Fall auch ſchon aus. der Beſtimmung der lit. e des. Programmes, 
welche lautet, „daß: ſämmtliche Beträge im. vorhimein zu erlegen find“ 
und wohl nur in dem Sinn aufgefaßt werden kann, daß. die Beträge 
zu Händen des Inſtitutsinhabers zu zahlen und nit etwa an irgend 
einem dritten Orte zu deponiren find. Allerdings ift zunächft durch 
biefe Beftimmung die Vorauszahlung bedungen; aber eben daraus 
folgt, daß die Zahlung am Orte des Inftitutes zu gefchehen hat und 
ber vorauszuzahlende Betrag nit an einem dritten Orte, etwa bei 
ber jeweiligen Perfonalinftanz der Eltern der Benfionäre, zu erlegen 
ift. Durch Vorlage des Programmes hat. der Kläger feinen Antrag 
geftellt, welchen der Bellagte durch die eingeftandene Unterfertigung 
desjelben angenommen hat, und fomit ift vertragsmäßig feftgeftellt, 
daß der Zahlungsort jener fei, wo das Inſtitut feinen Sig bat und 
iſt demgemäß nah 8. 43 3. N. das Wiener Bezirksgericht competent. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte'die Entſcheidung des DO. L. ©. 


| Nr. 7189. | 
Unzuftändigkeit der Gerichte für Klagen von Gemeindemit- 
glievern gegen die Gemeinde wegen Beſitzſtörung durch 
Verpachtung von ihnen bisher benügter Gemeindegründe. 
Entſch. v.30. Oct. 1878, Nr. 11668 (Aufheb. der Decr. des B. G. Przeworski 
v. 29. April 1878, Nr. 3066 und ded DO. X. G. Krakan v. 24. Juli 1878, 
. Re. 8877). ©. 9. 1879, ©. 212. 

Mehrere Glieder der Gemeinde B in Galizien belangten fie 
in possessorio summariissimo wegen Befisftörung, weil die Gemeinde 
einige von den Klägern zum Fahren, ald Weide und für den Vieh— 
trieb benutzte Gemeindegrundftüde verpachtet hatte. 

In Erwägung, daß die Kläger felbft behaupten, die von ihnen 
geltend gemachten Befighandlungen des Fahrweges, Viehtriebed und 
ber Viehweide auf den Gemeintegründen als Gemeindemitglieder vor> 
genommen zu haben; daß die Verpachtung verfelben von ber Ge- 
meinde im felbftftändigen Wirkungskreife, nämlich in Verwaltung des 
Gemeindevermögens und Gemeindeguted im Sinne des 8. 27 des 
Gemeindegefeges für Galizien vom 12. Auguft 1866, %. ©. Bl. 
Nr. 19, durch Beſchluß des Gemeinderathes verfügt und biefer Be⸗ 
ſchluß in. Gemäßheit des 8. 101 dieſes Gefeges von Bezirksaus⸗ 
ſchuſſe aufrecht erhalten worden iſt; daß demnach der durch joldhe Be» 
ſchlüſſe autonomer Organe in feinen- Rechten vermeintlich Gekränkte 
dagegen nicht mit einer Klage bei ben Gerichten, fondern nur im Bes 
jhmerdewege ‚bei der vorgejegten politiihen Behörde auftreten kann, 
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— hat der oberfte Gerichtshof die meritorifhen Erkenntniſſe der beiden 
Untergerichte und das voraufgegangene Verfahren wegen Incompetenz 
ber Gerichte (8. 1 weftgal. ©. DO. und Hofber. vom 23. Yuni 1820, 
9.9.65. Nr. 1669) aufgehoben und verorbnet, daß die Klage mit 
Berweifung an die zuftändige politifche Behörde zurüdgeftellt werde, 


Nr. 7190. 

Auftragung des irreferiblen Haupteides über Die Unechtheit 
der Unterfchrift des Erblafjerd an den Nachlaßeurator. 
En v. 31. Dct. 1878, Nr. 03 & der gl en Urth. bed 
B. 8 St. Beter in der An v. ni Sn 5 under bei D% 2. ©. 

Wien v. 12. Der. 1877. —6 6. 3. 1879, Nr. 8 

In dem Schuldfcheine vom 9. Mai 1874 belannten B und C, 
dem A einen Betrag von 800 fl. folivarifch fehuldig zu fein. Nach 
ben Tode des C belangte A die B und den für die C’fche Verlaſſen⸗ 
ſchaft beftellten Curator auf Zahlung ver 800 fl. Die B geftand bie 
Echtheit ihrer Unterfchrift zu, der Eurator der Berlaffenfchaft aber 
leugnete, daß die Unterfchrift von C herrühre. — Bon beiden Unter- 
gerichten wurde die B unbedingt zur Zahlung , die C’fche Berlafien- 
ſchaft aber nur für den Fall zur Zahlung in solidum mit der B ver. 
urtheilt, wenn ber Berlaffenfchaftscurator den ihm aufgetragenen 
irreferiblen Haupteid, es fei nicht wahr, daß die Unterfchrift „C" auf 
dem Sculdfcheine von der Hand des C hersührt, nicht ablegt. — 
In der vom Berlaffenfhaftscurator ergriffenen Reviſionsbeſchwerde 
wurde geltend gemacht, daß durch die Auftragung des Haupteides an 
ben Nachlaßcurator das Geſetz (8. 207 a. G. O.) verletzt worden fei. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf die Beſchwerde, weil in den 
angefochtenen Erkenntniſſen eine offenbare Ungerechtigkeit oder Geſetz⸗ 
widrigkeit nicht zu finden iſt. 


Nr. 7191, 
Anſpruch des reblichen Finders von Wechfeln auf ben 
Binderlohn ? 
Eutiß. ©. 31. Det: 1878, Mr. 0219 (Bei. hed bus ‚ur, u 8 © 


Taruo ärz 1877, Nr. 15124, abänb. Urth. d 
vll. Dr 18:7. Nr. 8354). ©. H. 1879, ©. 160. —8B8 1870. Ar. 16. 


A, welder die von B verlorene, Wechſel über 700 fl. und 
bares Geld im Betrage von 12 fl. enthaltene Brieftaſche gefunden 
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und dem B zurüdgeftellt bat, belangte venfelben auf Zahlung des ge= 
jeßlihen Finderlohns von 10% des gemeinen Werthes, melden er 
mit 712 fl. berechnete. — Das Gericht erfter Inſtanz verurtbeilte 
den Bellagten in contumaciam zur Zahlung von 51 fl. 20 kr., ftatt 
ber begehrten 71 fl. 20 kr. aus folgenden Gründen: Wechſel, als 
höchſt formelle Urkunden haben ohne Rüdfiht auf den Forderungs⸗ 
titel ven Werth in fich felbft und find fo zu jagen bas Taufmännifche 
Papiergeld. Diefelden find zwar nah Art. 73 W. DO. amortifirbar; 
biezu ift aber jevenfall® die genaue Beſchreibung des Wechſels erfor- 
verlih, und da ver Bellagte in biefer Rechtsſache gar feine Rede 
und Antwort gegeben bat, fo fteht es dahin, ob die Vorbebingungen 
der Amortifation der verlorenen Wechfel eintreten konnten, namentlich, 
ob er biefelben genau zu befchreiben gewußt hätte. Hiernach ift von 
einer Anwendung der Vorfchrift des Hofder. vom 24. Yänner 1818, 
3. ©. ©. Nr. 1410, per analogiam füglich nicht zu reden, um fo 
weniger, ald Ausnahmen (und als foldhe ftellt ſich die gedachte Vor» 
fhrift, die dem Finder öffentlicher auf beflimmten Namen lautenber 
Obligationen den Finderlohn abſpricht, dar) fireng zu interpretiren 
find und die dem $. 391 a. b. ©. B. zum Grunde liegende Abficht 
dahin gebt, einen zwifchen Redlichkeit und Unredlichkeit ſchwankenden 
Finder zur Reblichfeit zu bewegen. Da jedoch der Werth des Wech—⸗ 
jel8 auch von der Leiftungsfähigkeit des Schulpners abhängt und nad) 
der Anführung des Klägers der Belangte den Werth der gefundenen 
Wechſel auf 500 fl. firirt hat, fomit diefe Summe als ber gemeine 
Werth der Wechfel anzunehmen if, wurde dem Kläger nad 8. 391 
a. 6. ©. 3. der 10% Finderlohn von 500 fl. und von 12 fl. zu- 
erfannt. — Bon dem D. 8. G. wurde dem Kläger nur der Betrag 
von 1 fl. 20 kr. als Finderlohn zugefprohen. Gründe: Nach den 
Beflimmungen des $. 391 a. b. ©. B. gebühren dem Finder als 
Lohn 10% vom gemeinen Werthe des gefundenen Gegenftandes, 
d. i. von demjenigen Werthe, den die Sade, mit Rüdfiht auf Zeit 
nnd Ort für Yedermann, abgefehen von deſſen befonderen Verhält⸗ 
niffen, bat, und ver in allen Fällen, wenn das Geſetz nicht etwas 
Anderes vorfchreibt, zur Richtſchnur zu dienen bat. Nachdem nun 
Privatihulpfcheine, zu denen auch Wechfel gehören, als bloße Beweis- 
mittel in fich felbft keinen Werth haben und einer Schätzung nicht 
fähig find (Hofer. vom 27. October 1797, J. G. ©. Nr. 385), 
daher auch von einem gemeinen Werthe der Wechfel feine Rebe fein 
fonn, im gegebenen Falle um fo weniger, ald über bie näheren 
Eigenſchaften der vom Kläger gefundenen Wechſel nichts Beſtimmtes 
vorliegt und auf das angeblihe aufßergerihtlihe Geſtaͤndniß des 
Belangten, daß die von ihm verlorenen Wechſel für ihn einen 
Werth von 500 fl. haben, fein Gewicht gelegt werben kann, weil 
biefer Werth eben, als ein relativer, ber fih im nädflen Augen» 
blide geändert haben konnte, vorliegenden Falles nicht maßgebend 
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iſt; nachdem ferner die Beſtimmungen über den Finderlohn offenbar 
in keiner anderen Abſicht eraffen ‚wurden, als um ben minder 
rebfihen Finder zur Nüdgabe des gefundenen Gegenſtandes geneigter 
zu machen und hiedurch den Eigenthümer des verlorenen Gegenftandes 
vor Schaden zu wahren, der Eigenthümer aber, im alle ihm bie 
verlorenen Wechfel nicht zurüdgeftellt werden, fih auf eine andere 
Art, wie im Wege des Amortifationsverfahrend vor einem etwaigen 
Schaden [hüten fann, mußte Kläger mit feinem Begehren um Zu- 
erfennung bes Finderlohnes für die gefundenen Wechſel abgewiefen 
werben, 

Drer oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ftanz, in Erwägung, daß Wechjel blos Privaturfunden find, welche 
mit den in der Wechſelordnung vorgeichriebenen Erforderniffen ver- 
fehen fein müſſen, um eine wedfelmäßige Verbindlichkeit begründen 
zu Yönnen; daß fie als Privaturfunden nah Hofder. vom 27. Oct. 
1797, 3. ©. ©. Nr. 385, einer Schägung nicht fähig find, fomit im 
Sinne des 8. 304 a. 5b. ©. B. feinen beftimmten Werth Haben, 
daher auch von einem Finderlohn, der nad) $. 391 ibid. vom gemeinen 
Werthe zu berechnen ift, feine Rede fein kann, 


Nr. 7192, 
Unzulaſſigkeit eines Koſtenzuſpruches für ein Geſuch um 
Berlängerung der Friſt zur Rechtfertigung einer zur 
Sicherjtellung während des KRechtsmittelzuges erwirkten 


Pränotation. 
Tail. v. 5. Nov. 1878, Re. 12294 (Beit. des dad Decr. deö 8. ° aranbeit 
0. b. — v. 9. Juni 1878, Nr. 5820, abänd. Deer. ded D. 8. pras 


5. Auguſt 1878, Nr. 22455). Zeitihr. f f. d. Notariat 1370, Nr. 1 


Pendente appellatione des Bellagten B wurde dem ftegreichen 
Kläger A zur Sicerftellung des ihm zugejprocdenen Erſatzes ber 
Proceßkoſten pr. 78 fl. die Vormerkung des Pfandrechtes auf einer 
Liegenfchaft des B bewilligt. Die Uppellation des Bellagten hatte ven 
Erfolg, daß die Procefloften von 78 fl. auf 56 fl. herabgefegt wurden. 
Gegen diefe Mäßigung des Koftenbetrages ergriff A die Reviſions⸗ 
bejchwerde und überreichte zugleih ein Geſuch um Bewilligung einer 
Frift zur Rechtfertigung der Vormerkung des Pfandrechtes für den 
vom DO. 2. ©. abgewiefenen Koftenbetrag von 22 fl. — Bon dem 
Gerichte erfter Inftanz wurde dieſes Gefuh dem B zur Aeußerung, 
bei fonft flilfchweigend bewilligter Friſt zugeftellt und dem A für ben 
Val, daß feiner Revifionsbefchwerve ftattgegeben wird, für das Friſt⸗ 
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geſuch der Koftenbetrag von 4 fl. zugefprohen. — Auf den Recurs 
des B befeitigte das O. 2. ©. dieſen Koſtenzuſpruch, weil es fid 
um eine Vormerkung handelt, welde nad ben 88. 38, 41 und 42 
Grundb.⸗G. einer Rechtfertigung nicht bedarf, daher das Friftbegehren 
überflüffig war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber zweiten 
Inſtanz. Gründe: Der $. 42 Grundb. ©. beftimmt eine Frift zur 
Hechtfertigung der Pränotation (mittelft Klage), nur wenn biefelbe 
nah $. 41 ce Grundb.⸗G. im Proceßwege gefhehen muß, während 
bie Rechtfertigung einer nad) $. 38 ibid. erwirkten Pränotation gemäß 
$. 41 b durch den Ausweis Über den Eintritt der Erecutionsfähigfeit 
bes vorgemerkten gerichtlichen Erfenntniffes erfolgt. A bat daher auf 
einen Koftenerfag für das Friftgefuh un fo weniger Anſpruch, als 
nah 8. 24 des Gefeges v. 16. Mai 1874, R. ©. BL. Nr. 69, nur 
bie zur zwedentſprechenden Rechtsverfolgung nothwendigen Koften zu 
erfegen find, und es fich überdies um ein Sicherftellungsgefuh han- 
delt, bei dem ber Sicherſtellungswerber niemals Roften fur ſich an⸗ 


ſprechen kann. 


Nr. 7193. 


Legitimation zur Vertretung einer auf Zahlung von Bau⸗ 
foften belangten Pfarrkirche. 


gut. ı 5. Nov. 1878, Nr. 12444 (Beit. des das Derr. des 2. G. Laibach 
.27. Juli 1878, Dr. 5485, Yale De ded O. L. G. Graz v. 11. Sept. 
8, Nr. 952 ,‚ 1879, ©. 45. 


Die Blog, mit welcher ber ——8 A die Vorſtehung der 
Pfarrkirche in B wegen Zahlung eines Baukoſtenbetrages von 1134 fl. 
belangte, wurde von dem Gerichte aufrecht verbeſchieden und in Ge— 
mäßheit der Slagebitte das Driginal der Klagejchrift dem Pfarrer 
und Mitglied der SKirchenvorftehung und jedem der beiven Kirchen⸗ 
pröbſte eine Rubrik zugeſtellt. Wegen nicht erſtatteter Einrede begehrte 
der Kläger bie Acteninrotulirung, zu deren Vornahme das Proceß⸗ 
gericht einen Termin anberaumte. — Dagegen recurrirte der Pfarrer 
an das O. L. G., welches wegen Mangels der Legitimation der Kir⸗ 
chenvorſtehung zur Vertretung der Pfarrkirche das ganze Verfahren 
aufhob und die Zurückſtellung der Klage anordnete. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die obergerichtliche Verfügung 
in Erwägung, daß mit der vorliegenden Klage die Zahlung eines 
Baulohnes aus dem Vermögen der Pfarrkirche in B angefprochen 
wird; daß in vermögensrechtlichen Angelegenheiten der katholiſchen 
Kirchen, wenn es ſich, wie im gegebenen Falle, nicht um fortlaufende 
Vermögensnutzungen, ſondern um die Integrität (Belaſtung) des 

Glaſer, Unger u. Walther Entſch. xXVI. 88 
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Stammvermögens der Kirche handelt, die Vertretung der Kirche ber 
Binanzprocuratur zufteht (Art. I und 8. 38 des Geſetzes vom 7. Mai 
1874, R. ©. DL. Nr. 50 und $. 2 der proviforifhen Dienftes- 
inftruction für die Finanzprocuraturen vom 16. Februar 1855, 
R. ©. DI. Nr. 34), daß demnach die Klage nicht gegen bie gefeß- 
lihe Vertretung der belangten Pfarrkirche gerichtet, folglich nad) S. 64 
a. G. O. und des Hofder. v. 4. Juni 1789, 3. ©. ©. Nr. 1015, 
das über dieſelbe ftattgefundene Verfahren aufzuheben und die Klage 
felbft zurüdzumweifen war. 


Nr. 7194. 


Legitimation eines zur Vertretung der Yinanzprocuratur 
Bevollmächtigten zum Mitbieten bei der exrecutiven Yeil- 
bietung der Liegenfchaft. 


utſch. v. 5. Nov. 1878, Nr. 12492 (Beit. des das Decr. des 2. G. Wien 
" Auguft, 1828, Nr. 48784, aufbeb. Derr. ded DO. 2. ©. Wien vom 
Sept. 1878, Nr. 16684). ®. 3, 1879, Nr. 9. 

Bei der fetten executiven Berfteigerung einer Liegenſchaft con» 
currirte mit dem A als Mitbieter, für die Yinanzprocuratur der Fi⸗ 
nanzprocuratursconcipient Dr. B, welcher in Bertretung dieſer wegen 
rüdftändiger Gebühren an dem Ergebniß der Feilbietung intereffirten 
Behörde bei derjelben erſchienen war. Es eniftand die Trage, ob 
Dr. B durdy das von ihm beigebradhte ſchriftliche Mandat der Finanz 
procuratur ermächtigt fei, für fie mitzubieten. — Das, Gericht erfter 
Inſtanz verneinte die Frage, weil das vorgelegte Mandat den B nur 
zur Bertretung der Finanzprocuratur in allen ftreitigen und nidt 
ftreitigen Rechtsungelegenheiten nach den Borfchriften der Gerichts⸗ 
ordnung und jenen des DBerfahrens außer Streitfahen, fo wie ber 
proviforifhen HInftruction für die Yinanzprecuraturen vom 16. Fe⸗ 
bruar 1855, R. ©. BI. Nr. 34, ermädtigt und daher nicht genü⸗ 
gend ift, um darauf hin die Finanzprocuratur als Kaufluftige bei ber 
Veilbietung für vertreten erachten zu können, da der $. 1008 a. b. 
G. B. hiezu eine auf den Kauf von Realitäten lautende Vollmacht 
erfordert, diefe Ermächtigung aber in dem vorliegenden Mandat nicht 
enthalten ift. Demgemäß wurde Dr. B von dem Gerichte als Licitant 
nicht zugelaffen und das Gut dem A für fein Angebot zugefchlagen. 
— Auf den Recurd der Finanzprocuratur entfhied das O. L. ©. 
daß B al8 Mitbieter zuzulaffen war, und caffirte deshalb den erſt⸗ 
gerichtlichen Zuſchlag an A. 

In Erwägung, daß der genannte Yinanzprocuratursconcipient 
als Vertreter feiner vorgefegten Behörde durch die vorgelegte Boll« 
macht oder richtiger Legitimationsurfunde genügend legitimirt war ; 
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daß nicht Dr. B perſönlich, fondern die durch ihn repräfentirte Finanz⸗ 
procuratur in Bertretung des Stenerärars als Mitbieterin auftrat; 
daß die Frage, ob die Finanzprocuratur zum Aukaufe eines Haufes 
fär das Steuerärar ermächtigt fei, als eine umere Dienftangelegenheit 
anzufehen ift, welche fich der vorläufigen gerichtlichen Beurtheilung 
um ſo mehr entzieht, als der 8. 13 ver Dienflesinftruction für die 
Finauzprocnratur vem 16. Yebruar 1856, R. ©. BI. Nr. 34, aus⸗ 
prädlich die Berechtigung ber Yinanzprocuratur flatuirt, in dringenden 
Fällen, felbft wenn — analog dem $. 1008 a. b. G. B. — die vor 
läufige Genehmigung der Adminiſtrativbehörde nothwendig wäre, ſelbſt⸗ 
ſtändig gegen nachträglich einzuholende Genehmigung vorzugehen, eine 
ſolche Dringlichkeit aber in dem vorliegenden Falle ohne Zweifel vor⸗ 
handen war, — hat der oberſte Gerichtshof die Entſcheidung des 
O. L. ©. beftätigt. 


Nr. 7195. 


Anſpruch auf Erfa des entgangenen Gewinns: Boraus- 
fegungen ber Zuläffigkeit des Schätzungseides. 


Entid. v. 6. Nov. 1878, Nr. 7978 (Beft. des Urth. des Sn Prag vom 
18. April 1878, Ne. 21757, Abäud. des Urth. ded O. L. G. Prag dv. 28. Mai 
1878, Nr. 14673). Zur. BI. 1878, Nr. 49. 

Der Mehlhändler A kaufte für fein Gefchäft in der Handlung 
ber Firma B einen Wagebalfen, der ibm von dem Verkäufer als 
richtig und vorſchriftsmäßig bezeichnet wurde, und verwendete ihn in 
feinem Gewerbe. Nach einiger Zeit wurde bei A eine nichamtliche 
Unterfuhang vorgenommen, der Wageballen confiscirt, weil derſelbe 
mit einem falfchen Wichftempel verfehen und unrichtig war, und ibm 
von der Polizeibehörde wegen Verwendung des Wagebalfens in feinem 
Geſchäfte eine Geldftrafe dictirt. Nun belangte A die Yirma B auf 
Erjag de8 Schadens und, nah Art. 283 H. ©. B., des entgan- 
genen Gewinnes, den er auf 200 fl. anſchlug. Zur factifhen Be- 
gründung des lettern Anjpruches führte der Kläger an, daß infolge 
der amtlihen Konfiscation des Wagebalkens fih der Ruf verbreitet 
babe, daß er eine falfhe Wage gebraude, daß man gejehen habe, 
wie die Commiffion mit polizeilicher Affiftenz aus feinem Geſchäfts⸗ 
locale wegging, daß feine Concurrenten das Ereigniß zu feinem Nach⸗ 
theile auszubeuten ſuchten und daß er dadurch um viele Kunden ge« 
fommen fei.. Ohne für dieſe gegnerifcherfeits widerſprochenen Umftände 
einen Beweis vorzubringen, erbot er fi, mit den Schägungseide zu 
erhärten, daß der ihm deshalb entgangene Gewinn mindeftene 200 fl. 
betrage. — In erfter Inſtanz wurde ber Anfpruh des Klägers auf 
Erſatz dieſes Gewinnentganges unbedingt aus folgenden Gründen 
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abgewiefen: Für dieſen Anſpruch fehlt jenweres Subftrat, um bem 
Gefege nah auf den Schägungseid erkennen zu künnen. Denn wie 
follte feftgeftellt werben, daß dem Kläger überhaupt Kunden abwendig 
wurden, bie anderweitig gelauft oder aber gar erſt zu kaufen begonnen 
hätten? Auch ift gar nicht dargethan, daß Concurrenten des Klägers 
fein Geſchäft beeinträchtigt haben, und daß dies dem Umftande zuzu- 
fchreiben iſt, daß in feinem Gefchäfte ein Wagebalken confiscirt wurde, 
abgeſehen davon, daß Kläger es gar nicht unternommen Hat, viefe 
angeblihen Concurrenten aufzuzählen und zu benennen. Und felbft 
alle nicht bewiefenen Behauptungen des Klägers für wahr angenom- 
men, kann noch immer eine ziffermäßige Baſis zum Schägungseibe 
nicht gefunden werben, weil der Kläger einen Schabenerfag anſpricht, 
der gar nicht billigerweife auch nur annähernd erwogen und taxirt 
werden fünnte, ja ganz über jede Berehnung hinausginge. — Das 
O. L. ©. erkannte auf den Schägungseid des Klägers in der Erwä⸗ 
gung, daß die Forderung von 200 fl. für den allgemeinen Rüdgang, 
welchem das Geſchäft des Klägers durch das mit der Confiscation 
jedenfalls geſchwächte Vertrauen feiner Kundſchaften ausgefegt wurde, 
und für ben hiemit verknüpften Gewinnentgang mit Rüdfiht auf 
die gefährliche Tragweite eines derartigen Sinkens des gefchäftlichen 
Vertrauens nicht zu Hoc) gegriffen, daher feiner Mäßigung zu unter- 
iehen ift. | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In⸗ 
ftanz. Gründe: Um den vom Kläger angebotenen Schägungseid 
zulafien zu fünnen, müßten die Yactoren vorhanden fein, mit deren 
BZugrundelegung fi ein allfälliger Schade oder Gewinnentgang feft- 
fegen läßt. Das Dafein diefer Factoren wird aber durch die in ben 
obergerichtlihen Motiven aufgeftellte Behauptung des geſchwächten 
Bertrauens der Kundſchaften und des hiedurch erfolgten allgemeinen 
Rückganges des Gefchäftes nicht conftatirt. Deshalb und mit Bezug- 
nahme auf die in erfter Inftanz angeführten Gründe wurbe bie erft- 
gerichtliche, unbedingte Abweifung des vom Kläger geftellten Anfpruches 
auf den Erjag entgangenen Gewinnes beftätigt. 


Nie. 7196. 
Vollſtreckung italienifcher Urtheile: Supplirung des Erſuch⸗ 
ſchreibens des Proceßgerichtes durch die Bollftredungsclaufel? 


Entf. v. 6. Nov. 1878, Nr. 12266 (Bet. des dad Decr. des B. &. Cormous 
v. 28. Inni 1878, Nr. 775, abänd. Deer. deö DO. 8. G. Trieft vom 
16. Auguft 1878, Nr. 2730). Gazz. dei Trib. 1878, Nr. 22. 

B war von der Prätur in Udine zur Zahlung von 113 fire 
an A verurtheilt worden. Auf Grund diefes von dem Spruchgerichte 
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mit der Vollſtreckungsclauſel verfehenen Urtheils ftellte A bei dem 
B. ©. Cormons das Begehren um die Mobilienpfändung. bei B. — 
Nach vorgängigem Delibationsverfahren wurde fein Geſuch in erfter 
Suftanz bewilligt, von dem O. 2. ©. aber in der Erwägung abge- 
wiejen, daß die Urtheile der italienischen Gerichte hierlands nur dann 
vollftredbar find, wenn die Execution von der Partei angeſucht, das 
Geſnuch von einem Erſuchſchreiben des italienifchen Gerichtes begleitet 
und feftgeftellt wurbe, daß das fremde Gericht zum Einfchreiten com⸗ 
petent war und beffen Urtheil nicht offenbar ungerecht ift (Miniſterial⸗ 
verorbn. vom 22. Sänner 1853, Nr. 13, vom 29. Februar 1860, 
Nr. 55 und vom 4. Juni 1868, Nr. 58 der R. ©. Bl.); daß das 
Erecutionsgefuh des A von einem Erfuchfchreiben der Prätur in Udine 
nicht begleitet war und dieſer Mangel durch die dem Urtheile bei- 
gefügte Bollftredungsclaufel der befagten Behörde nicht erfegt wird, 
weil biefe Clauſel nur für den dortigen Gerihtsvollzieher zur Boll» 
firedung des Urtheiles innerhalb der Grenzen von Italien Geltung hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz mit Bezugnahme auf die vorftehende Begründung. 


Nr. 7197. 
Gefetliches Pfandrecht des Verpächters: Sequeftration der 
feparirten Früchte. 

Entſch. v. 6. Nov. 1878, Mr. 12332 (Beft. des Decr. de8 B. G. Chrzanow 
v. 5. Juli 1878, Nr. 10240, Abänd. des Decr. ded ©. 2. G. Kralan vom 
4. Sept. 1878, Nr. 12331). ©. H. 1879, ©. 212. 

Der Berpäcter A belangte den Pächter B wegen Zahlung bes 
ausftehenden Pachtzinjes und begehrte zur Sicherftellung feiner For⸗ 
derung die Sequeftration der auf dem Pachtgute befindlihen Früchte, 
welche in erfter Inftanz bewilligt, von dem O. L. ©. verweigert wurde, 
weil im Sinne des $. 1101 a. b. ©. DB. dem Beftandgeber nur das 
Recht zufteht, die Bejchreibung der dem gefeßlichen Pfandrechte unter- 
worfenen Sachen zu verlangen, vie weiteren Sicherftellungsmittel aber 
auf Grund der angeftellten Klage nicht bewilligt werben können. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erfigerichtliche Entſchei⸗ 
dung. Gründe: Wenn in Erwägung gezogen wird, daß die Yeld- 
früchte durch die Separation aufhören, ein Zugehör des unbeweglichen 
Gutes zu fein und nad derfelben einen Theil der auf dem Pacht⸗ 
gute befindlichen Fahrniß darſtellen; daß alfo zur Verhinderung ber 
Verſchleppung ber feparirten Früchte und des Berluftes des Pfand- 
rechtes daran die nämlichen Motive beftehen, wie bei ben zur pfande 
weiſen Befchreibung geeigneten, auf dem Pachtgute befindlichen Ein« 
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rihtungsftäden und Fahrniß des Pächter (illata et inveeta), und 
daß nad dem Schlußſatze des 8. 1101 a. b. ©. B. dem Berpächter 
auch an dem auf dem Pachtgute vorhandenen Bieh, den Wirthfchafts⸗ 
gerätbichaften und an den tarauf befindlichen Früchten das Pfand⸗ 
recht zufteht, fo kann es feinem Anſtande unterliegen, durch Be⸗ 
willigung der Sequeftration und zwar ohne Rückſicht auf die für 
das Sequeftrationsbegehren in der weftgal. ©. DO. im Allgemeinen 
bezeichneten Exrforderniffe, dem Verpächter jene Sicherftellung zu ge 
währen, deren Gegenftand im Sinne des $. 1101 a. b. ©, 2. die 
auf dem Pachtgute eingebradhten Fahrniſſe und fomit nach gefchehener 
Separirung von Grund und Boren auch die zu rein beweglichen 
Sachen gewordenen Früchte des Pachtgutes find. 


Nr. 7198. Ä 
Berfäumniß der Anführung der fiveicommiffarifhen Sub- 
ftitution in der Einantwortungsurkfunde und der Anmerkung 
derfelben im Grundbuche: Einflußlofigkeit derfelben auf die 
Rechtsſtellung der Vorerben. 

.7. Nov. 1878, Nr. 1840 (Beit. deö dad Urt. de? B. ©. Penervan 
i 1877, Nr. 1317, abänd. Urth. deö DO. 8, Bien v. 7. Nov. 

"1877, Nr. 13776). G. 3. 1870, Nr. 8 

M binterließ fein aus einem Bauerngute — Vermögen 
ſeinen Schweſtern A und B, denen er die Kinder der beiden andern 
Schweſtern C und D fideicommiſſariſch ſubſtituirte. Die Subſtitution 
wurde weder in der Erbseinantwortungsurkunde angeführt noch bei 
dem Eintrage derſelben im Grundbuche angemerkt. Nach einiger Zeit 
trat die A gegen die Buklagend auf und forderte die Aufhebung ver 
Gemeinſchaft durch gerichtliche Weilbietung des Bauerngutes und bie 
Theilung des Erlöſes. — In erfter Inſtanz wurde dem Klage⸗ 
begehren flattgegeben und der von der Beklagten gegen den Verlauf des 
Gutes vorgebrachten Einwendung des Subftitutiondbandes damit bes 
gegnet, daß hierauf erft bei der Theilung des durch die Weilbietung 
ber Realität erzielten Erlöſes Rüdficht genommen werden muß. — 
Das D. 8. ©, erkannte auf Abweifung der Klage aus folgenden 
Gränden: Aus den Procekfchriften ift nicht zu entnehmen, welde 
Auslegung die teftamentarifhe Beſtimmung des M über die Verthei⸗ 
lung feines Bermögens an die Kinder der C und D nad dem Tode 
der A und B bei der Abhandlung 'gefunden hat und ob die Nadh- 
erben biebei gefegmäßig vertreten waren; gewiß ift: aber, daß weber 
von beiben Streittheilen einverftändlih, noch auf einfeitigen Antrag 
der einen Proceßpartei in Anwendung ber für unbejchränftes gemein» 
ſchaftliches Eigenthum beftehennen Borfchriften eine Verfügung ge⸗ 
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troffen werben kann, woburd das ben nachberufenen Berjonen zus 
ſtehende Recht in irgend einer Weife beeinträchtigt würbe. Eine ſolche 
Berfügung wäre aber vie Aufhebung der Gemeinfchaft und Bers 
äußerung ber Realität. Die beiden Streittheile haben als Erben des 
M vefien legten Willen zu beadhten und es fteht ihnen, in Folge ber 
legtwilligen Verfügung zu Gunften der Nacherben, nur das einge 
ſchränkte Eigenthum an der Realität mit den Rechten und Berbinds 
lichkeiten einer gemeinjchaftlichen Nugnießung (8. 613 a. b. G. 8.) 
zu. Der Umftand, daß die Einantwortungsurfunde gegen die Vor⸗ 
fohrift des 8. 174 des Patentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. Bl. 
Nr. 208, von der Eigenthumsbeſchränkung nichts enthält, berechtigt 
nit, mit Berlürzung der Nacherben anzunehmen, daß die Streit- 
theile die Realität in das unbeſchränkte Eigenthum überfommen haben, 
da dies in der Einantwortung nicht ausbrüdlic gejagt ift und über- 
dies eine im Abhanplungswege ergangene gerichtliche Verfügung jenen 
Perfonen nicht zum Nachtheil gereihen kann, welde an der Verhand⸗ 
lung gar nicht theilgenommen haben. Was die Berufung der Klägerin 
auf die Erfisung der Unbefchränktheit des Eigenthums durdy bie drei⸗ 
jährige Dauer des bücherlichen Eingetragenfeins ihres Eigenthums, 
ohne eine erfichtlihe Beſchränkung desfelben betrifft, jo fehlt der Klä- 
gerin vor Allem das Erfordernif der Redlichkeit des Befiges, da fie 
die legtwillige Anorbnung des M kennt und als deſſen Erbin bes 
achten muß. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des D. 2. ©. aus 
defien Grünven und in Erwägung, daß die Art der Eintragung des 
Eigenthbums im Grundbuche rückſichtlich der Streittheile feine Wirkung 
bat, da für die Nechtönerhältniffe der beiden Miteigenthlimerinnen 
unter fich jene rechtlichen Grundlagen maßgebend find, infolge deren 
fie in den bücherlihen Befig gelangten. 


Nr. 7199. 


Pactum antichreticum: Anfpruh des Pfandgläubigers 
auf Erfag der Verwaltungskoſten? 

Entſch. v. 12. Nov, 128, Nr. 9757 (Abänd. der re. der Prätur Ma⸗ 
cardca v. 15. gei 1877, Nr. 1235 und des D. 2 — v. 13. April 
1878, Nr. 54). Gazz. del Trib. 1879, Nr. 2 

A bat im Jahre 1848 dem B 420 fl., gegen Berpfändung 
einer Liegenfhaft und Einräumung des Fruchtgenuffes verfelben an 
Stelle der Binfen, dargeliehen. Im Jahre 1868 wurde auf die Klage 
des B der antichretifche Vertrag als nichtig erklärt und A verurtheilt, 
das Pfandgut herauszugeben, über vie bezogenen Nutungen Rechnung 
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abzulegen und ben die 69% Jahreszinſen des Darlehens überfteigenden 
Werthbetrag derjelben zu erſetzen. A legte die Rechnung, aus ber fich 
aber nicht ein Ueberfhuß von utörenten, fondern ein Berwaltungs- 
poffivum von 942 fl. 46 fr. ergab. Die Rechnung wurde dem B 
mit gerihtlihem Befcheid zur Bemängelung zugeftellt und, da B pie 
Mängelichrift nicht erftattete, nad ber auf Einfchreiten des A voll. 
zogenen Acteninrotulirung durch Urtheil für genehmigt erkannt (8. 166 
weſtgal. ©. DO.) Nun belangte A den B 1. wegen Zahlung des 
obigen Berwaltungspaifivums von 942 fl. 46 kr. nebft 6% Mora⸗ 
zinfen feit dem Tage der Klagezuftellung, 2. wegen Zurüdftellung bes 
Darlehenscapital® von 420 fl., und 3. wegen Zahlung ber zwanzig- 
jährigen 69% Darlehenszinfen im Betrage von 504 fl. 

Bon dem oberften Gerichtähofe wurden dem Kläger die Dar- 
lehensforderung ad 2 und ftatt der ad 3 begehrten 504 fl., infolge 
ber vom Bellagten vorgebracdyten Einrede der Triennalverjährung des 
$. 1480 a. 6. ©. 3., nur die Darlehenszinfen der leten drei Jahre 
zuerkannt, Dagegen bie Forberung ad 1 mit folgender Begründung 
abgejprohen: Der Kläger begehrte den Erſatz der 942 fl. 46 kr. 
als Mandatar des Bellagten mit Berufung auf den 8. 1014 a. b. 
G. 3. Allein das Pfandgut, um deſſen Verwaltung es fi handelt, 
wurde ihm von dem Bellagten zum Nutgenuß überlaffen. Er hat 
daher vasfelbe im eigenen Namen und Intereſſe verwaltet und bie 
Thatſache, daß der Vertrag, mit weldem er das Gut übernahm, 
nachmals als eine der Vorſchrift des 8. 1372 ibid. wiberftreitende 
Antichreje für nichtig erlflärt wurde, genügte nicht, um zwiſchen ihm 
und B in Beziehung auf das Gut ein Vollmachtsverhältniß entftehen 
zu lafjen. Der Rechtsgrund des Mandate, worauf A die Forderung 
ber 942 fl. 46 fr. ftüßt, ift alfo nicht vorhanden — ganz abgejehen 
davon, daß er feit der im „Jahre 1864 gegen ihn angeftellten Klage 
des B peto. Nichtigerllärung des antichretiichen Vertrags, Herausgabe 
des Pfandguts und Rechnungsablage über die bezogenen Früchte, da 
biefer Klage (wie oben angeführt) im Jahre 1868 flattgegeben wurde, 
dad Gut mala fide und ohne Rechtsgrund in Beſitz Hatte. 


Nr. 7200. 
Erecutivproceß: Einleitung desjelben wider den Bürgen 
und Zahler auf Grund einer allographen Urkunde. 


Entſch. v. 12. Nov. 1878, Nr. 12141 (Beit. des dad Decr. des 8. G. Wien 
v. 6. Auguft 1878, Nr. 57051, abänd. Deer. des O. L. ©. Wien vom 
4. Sept. 1878, Nr. 15815). ©. H. 1878, ©. 498. 

Mit Vorlage der von der B ausgeftellten und unterjchriebenen 
Erflärung, daß fie der Schuld ihres Ehemannes C an A pr. 719 fl. 
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als Bürge und Zahlerin beitrete, belangte fie der Letztere auf Zah- 
lung der bejagten Summe und begehrte die Einleitung des Erecutiv- 
brocefles nn $- 298 a. ©. O. und Hofder. vom 7. Mai 1839, 
3. ©. ©. Ne. 358. — In erfter Inſtanz wurde diefes Begehren 
— ei die obige Schulderflärung von der Bellagten nicht 
eigenhändig gefchrieben ift, daher dieſe Urkunde bei nur vorliegender 
Unterſchrift der Beklagten, ohne Hinzutritt von Zeugenfertigungen 
(8.114 a. ©. O.), als eine gegen fie vollen Beweis machende Urkunde 
nicht angefehen werden fünne — Das O. L. ©. verordnete die Ein- 
leitung des Executivproceſſes, weil bie producirte Urkunde nicht ein 
Schuldſchein über ein Darlehen im Sinne des $. 1001 a. b. G. B. 
und $. 114 a. G. ©. ift, fondern die Erklärung des Beitritt ber 
B al® Bürgin und Zahlerin zu einer bereit rechtskräftig zugeſprochenen 
Schuld des C enthält und nirgends vorgeſchrieben iſt, daß derlei 
Beitrittserklärungen etwas mehreres als die Unterſchrift des Aus⸗ 
ſtellers nöthig haben, um gegen dieſen vollen Glauben zu verdienen. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die obergerichtliche Verordnung 
mit Verweiſung auf die dem Geſetze und der Sachlage entſprechende 
Begründung derſelben. 


Ne. 7201. 
Cautio actoria: Unzuläffigfeit des Begehrens derſelben 
von einer an dem Gerichtsorte protofollirten Handelsfirma. 


en &. v. 12. Nov. 1878, Nr. 12528 (Beit. des dad Decr. des B. G. Mariahilf 

ien v. 6. Auguſt 1878, Nr. 11447, abänd. Deer , 068 OQ. 2. ©. Wien 
b. 25. Sept. 1878, Nr. 15120). ar Di Fu 79, Sir. 6 . Abdvor. eBeitung 

Die von der in Wien protofollirten Societätsfirma A belangte 
B begehrte die Leiftung der actorifhen Caution, welde in erfter Ins 
ſtanz ber Klägerin aufgetragen wurbe, weil durch den Eintrag ber 
flagenden Firma in dem Handelsregifter für Gejellihaftsfirmen bie 
funpbar fattfame Bemittlung derſelben nit nachgewieſen wird und 
ein anderer Nachweis biefür nicht erbradt wurde. — Bon dem 
O. L. ©. ward das Cautionsbegehren mit der Begründung abgewiefen, 
daß die Firma des Klägers beim Wiener Handelsgerichte protofollirt 
ift, Kläger ſonach in Wien ein Gefchäft betreibt, welches zur Zahlung 
der zur Protofollirung erforberlihen Erwerbs- und Einkommenſteuer 
zwingt, weshalb derſelbe am Orte jeines Gejchäftsbetriebes als kundbar 
fattfam bemittelt angefehen werden muß, umjomehr, da die Beklagte 
ben aufredhten Betrieb feines Handeldgefchäftes nicht in Abrede ge- 
ftellt bat, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die Entſcheidung des O. L. ©. 
mit Berufung auf deren fahgemäße Begründung. 
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Nr. 7202. 


Amtlihe Ermittlung und Weftftellung der executiv zu 
ſchätzenden Beftandtheile eines Grundbuchskörpers. 


enti0) v. 12. Nov. 1878, Nr. 12584 (theilweife Aband. des das Decr. ded 
8. ©. Brud a. d. Mur v. 18. Augnit 1878, Nr. 3813, anfbeb. Decr. des 
O. L. G. Graz dv. 11. Sept. 1878, Nr. 9598). ©. 3. 1879, Nr. 27. 

Der Bollzug der dem A gegen B im Erecutionswege bewilligten 
Schätung mehrerer Grundbuchskörper unterblieb, weil die Beftand- 
theile (Parcellen) derfelben nicht eruirt werben fonnten. — Auf 
den hierüber erftatteten Bericht des Schätungscommiffärs entſchied 
das Gericht erfter Inftanz, dag mit der Bornahme der Schäßung fo 
lange einzuhalten fei, bis der Erecutionsführer dem Gerichte befannt 
gibt, welche Liegenfchaften in Erecution zu ziehen find, d. H. aus 
welchen Barcellen die in Erecution gezogenen Grundbuchskörper bes 
ſtehen. — Dagegen recurrirte A an das DO, %. G., weldhes in ber 
Erwägung, daß nad $. 323 a. ©. O. der Erecutionsführer zur Ers 
wirfung der erecutiven Schätzung nur nachzuweiſen hat, daß er das 
executive Pfandrecht durch Eintragung bei der zu fehägenden Realität 
erworben habe; daß A die zu jchäßenvden Realitäten mit den Urb.⸗ 
Nummern, unter welhen fie im Grundbuche vorkommen, bezeichnet 
bat; daß die Eruirung der Parcellen, welche zu den zu ſchätzenden 
Realitäten gehören, nur duch eine Erhebung an Drt und Stelle 
thunlich erſcheint, die erfigerichtliche Verfügung aufyob und verordnete, 
daß zur Bornahme der Schägung eine Zagfahrt an Ort und Stelle 
anberaumt und biezu aud beide Parteien mit der Aufforderung vor« 
geladen werben, hiebei zu erfcheinen und alle zur Eruirung der zu 
ſchätzenden Realitäten nothwendigen Behelfe beizubringen, wibrigenfalls 
fie die Refultatlofigkeit der Schägung ſich felber zuzuſchreiben hätten. 

Der oberfte Gerichtöhof befeitigte die vom O. L. ©. an die 
Parteien erlaffene Aufforderung (zur Beibringung der Behelfe für die 
Eruirung der Schäßungsobjecte u. |. w.). Gründe: Das Gefek 
legt dem um die Fortfegung der Execution einfchreitenden Gläubiger 
nur bie Nachweiſung des Vollzuges des vorausgegangenen Erecutiond- 
jchritte8 auf, die im vorliegenden alle gefchehen ift, und es ift Sache 
bes Nichterd, der bie erecutive Pfandrechtseinverleibung bewilligt und 
vollzogen hat, von Amtswegen ſich gegenwärtig zu halten und erfor- 
berlichenfall® feftzuftellen, welche Beftanbtheile die in dem öffentlichen 
Buche vorkommende Liegenfhaft umfaßt, an weldher das Pfandrecht 
ertheilt wurde. Die Borfchriften über das Verfahren bei Abtrennung 
von Beftanptheilen eines Grundbuchskörpers (Geſetz vom 6. Februar 
1869, R. ©. 3. Nr. 18 und Yuftiz-Minifterialerlag vom 16. April 
1871, Nr. 3003) haben ohne Frage auch in den Fällen Geltung 
und finngemäße Anwendung zu finden, wo zum Zwecke gerichtlicher 
Schägungen die aus dem äffentlihen Buche und dem Katafter nicht 
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erfichtlihen Beftandtheile einer Tiegenfchaft in ihrem ganzen Umfange 
erhoben werden müfjen. Der Auftrag an ben eyequirenden Gläubiger 
zur Beifhaffung der zu folder Erhebung nothwendigen Behelfe würde 
e8 dem Gläubiger in vielen Fällen geradezu unmöglich machen, aus 
der ihm durch richterlihen Spruch eingeräumten Hypothek die Befrie⸗ 
digung zu holen, und daher der Mechtöverweigerung auf ein im Gefege 
begründete Begehren gleichlommen. 


Nr. 7203. | 
Einfluß der a. o. Reviſion auf die Frift zum Eidesantritt. 


Entſch. v. 12. Nov. 1878, Nr. 12655 (Beſt. des Decr. des L. G. Wien vom 
30. Juli 1878, Nr. 54951, Ahänd. des Decr. des O. 2. ©. Wien vom 
4. Sept. 1878, Nr. 15574). Iur. BI. 1879, Nr. 4. 

Das Urtheil, mit welchem das Gericht erfter Inftenz auf einen 
rückſchiebbaren Haupteid des Bellagten erfannte, wurde im zweiter 
Inftanz mit Beftimmung einer neuen Frift von 14 Tagen zum An- 
tritt des Eides beftätigt. Der Beklagte ergriff wegen ber von ben 
Untergerichten dem Haupteide gegebenen Yaflung die a. o. Reviſions⸗ 
beſchwerde, welche der oberfte Gerichtähof ohne Feftfegung einer Eides⸗ 
antretungsfrift verwarf. Da der Haupteid innerhalb der nächſten 
14 Tage feit der Zuftellung des oberftgerichtlihen Urtheild von dem 
Delaten nicht angetreten wurde, trat der Kläger den Eid, als ftill- 
ſchweigend zurückgeſchoben, innerhalb der darauf folgenden drei Tage 
an. — Dieſe in erſter Inſtanz aufrecht verbeſchiedene Eidesantretung 
wurde von dem O. L. ©. als verfpätet zurückgewieſen, weil die durch 
das obergerichtlihe Urtheil auf 14 Tage a dato ber Zuftellung des 
Urtheils feitgefegte Frift zum Antritt des aufgetragenen Eides mit 
bem weiteren breitägigen Termin zum Untritt des zurüdgefchobenen 
Eides zur Zeit der Eidesantretung des Klägers längſt verftrihen war 
und die vom Bellagten ergriffene a. o. Reviſionsbeſchwerde den 
Bollzug des damit angefochtenen Urtheiles in Feiner Richtung, auch 
nicht in jener der Eidesantretung, hemmt. 

In Erwägung, daß nad dem Hofdecrete vom 26. September 
1842, 3. ©. ©. Nr. 642, im Falle der Ergreifung der a. o. Re⸗ 
viftonsbefchwerde, mit der Abnahme des fententionirten Eides ein- 
zubalten ift; daß demnach den Parteien audy vorbehalten bleiben muß, 
benjelben erſt nach der Entſcheidung über die a. o. Revifionsbefchwerde 
in ber gefeglihen Frift anzutreten, wenn auch durch das oberfigericht- 
lihe Erkenntniß in diefer Richtung nichts verfügt worben if; daß 
bie8 insbeſondere für den vorliegenden Fall gilt, wo die untergericht- 
liche Formulirung des Haupteidves den Gegenftand der a. o. Revifion 
gebildet hat, — wurde von dem oberften Gerichtähofe der erſtgericht⸗ 
liche Beſcheid beſtätigt. 


— 524 — 


Nr. 7204, 

Unftatthaftigfeit des Begehrens um Ausftellung eines gericht- 
lichen Zeugniffes über das Verfolgtfein eines Schuldners 
mit Erecutionen. 

Ent 12. 1878, Nr. 12057 8 er gleichförmigen Decr. des 
B. aller en Wien d. 7. Sept 3 3 —X Ye 8O. L. G. 
ien dv. 1. Oct. 1878, Nr. 17314) ®. 5. 1879, ©. 

Um gegen vie Eheleute B ben Antrag auf Eröffnung bes Con⸗ 
curfes über ihr Vermögen ftellen zu können, bewarb fih A um ein 
amtliches Zeugniß, daß viefelben mit Erecutionen verfolgt feien 
($. 63 ©. D.). Bon beiden Untergerihten wurde die Ausfertigung 
des Zeugniffes verweigert, weil — nad den Motiven des Ober- 
gerihtes — der $. 281 des Geſetzes über das Verfahren außer 
Streitfahen (auf welden A ſich berief), wie das ganze Geſetz über» 
haupt fih nur auf nichtftreitige Rechtsangelegenheiten bezieht (Art. I 
bes Einführungspatents zu biefem Gefeg), für das Verfahren in 
Streitfahen aber eine ſolche Berfügung in der Gerichtsordnung nicht 
enthalten ift. 

Der a. o. Revifionsrecurs wurbe von bem oberften Gerichts⸗ 
hofe verworfen, weil in den untergerichtlichen Verordnungen eine 
offenbare Verletzung des Geſetzes ſich nicht erkennen läßt, und zwar 
umſoweniger, als das Gericht nicht verpflichtet werden kann, im Vor⸗ 
aus in abſtracter Form ein Amtszeugniß Über die Eriftenz einer zur 
Einleitung des Concuröverfahrens erforderlihen Vorausſetzung abzu- 
geben, deren Vorhandenſein erft bei der Erledigung eines im Sinne 
bes 8. 63 der C. D. geftellten Begehrens auf Grundlage anges 
führter concreter Thatfahen wahrzunehmen und zu beurtheilen ift. 


Nr. 7205. 


Erforderniß der Subftantiirung der exceptio rei judicatae 
durch Borlegung der früheren Klagefchrift. 


Eutiä. u . 13. Nov. 1878, Nr. 0324 nfheb. F leigidemigenn Ne. 
des v. 6. Wadowice v. 19. Nov. 1877 
Kralan v. 1. Mai 1878, Nr. 3003). ©. >. 1879, ©. 187. 

In der Rechtsſache des A gegen die B peto. Herausgabe von 
Grundftüden haben beide Untergerichte der Einwendung ver entſchie⸗ 
denen Streitfache ftattgegeben. 

Bon dem oberften. Gerihtshofe wurde mit Aufhebung ber unter- 
gerichtlichen Urtheile die Ergänzung des Verfahrens und neuerliche 
Entſcheidung des Nebenftreited angeorpnet. Gründe: Die Statthaf- 
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tigfeit der von der Belangten in Form des Klagerüderlages vorges 
brachten Einwendung der. entjhietenen Streitfahe ($. 35 weftgal. 
G. D.) hängt von der Nachweiſung ab, daß die jett überreichte 
Klage bereits durch Urtheil entſchieden, d. i. daß in derſelben ver 
nämliche Gegenſtand und aus dem nämlichen Rechtsgrunde wie in der 
früheren, ſchon entfchiebenen Klage abermals begehrt wurde (8. 8 ibid.). 
Zur Darlegung diefer, die erhobene Einwendung allein begründenden 
Umftände genügt e& aber nicht, nur das über die frühere Klage er- 
gangene Urtheil zu allegiren und auf deſſen Inhalt hinzumeifen, wie 
die® bier von Seite der Bellagten gefchehen ift, fondern es ift die 
Borlegung jener Klageſchrift jelbft, worüber das Urtheil gefällt wurde, 
ein zur Inftruirung jo nothwendiges Erforderniß des auf die Be- 
bauptung ber res judicata geftügten Klagerüderlages, daß ohne die 
Allegirung jener Klage die Grunphältigleit der erwähnten Behauptung 
erſchöpfend ſich nicht beurtheilen läßt, befonders im vorliegenden Falle 
nicht, wo gerade bie Frage, ob ber Rechtsgrund ver entfchievenen 
Klage und jener der anhängigen Klage iventijch feien, beftritten iſt. 


Nr. 7206. 


Einfluß der a. o, Reviſion auf die Frift zum Eidesantritt 
und die Annahme der Zurückſchiebung. 


Entf. dv. 13. Nov. 1878, Nr. 11208 (Beft. des das Deer. des 
Wien v. 13. Juli 1878, Nr. 117608, abänd. Decr. des O. L. G. Wien 
v. 14. Anguft 1878, Nr. 14461). Sur. BI. 1879, Nr. 7. 

Das Urtheil, mit welhem das Gericht erfter Inftanz auf einen 
rückſchiebbaren Haupteid des Beflagten erfannte, wurde in zweiter In- 
fanz mit Feſtſetzung einer neuen Frift von 14 Tagen zum Antritt 
des Eides beftätigt. Der Beklagte ergriff die a. o. Reviſionsbeſchwerde, 
vornehmlich wegen der Formulirung des Eives, ohne tenfelben in der 
obergerihtlih beftimmten Frift anzutreten. Infolge deſſen trat ver 
Kläger den Eid, als ftilfhweigend zurüdgefhoben,, innerhalb der 
nädhften drei Tage an. — In erfter Inſtanz wurde auf diefe Eides⸗ 
antretung eine Zagfahrt zur Verhandlung über die Frage angeorbnet, 
ob die Abnahme des Eides bis zur Entſcheidung über die a. o. Re⸗ 
vifionsbefchwerde des Beklagten aufzufchieben fei. Dagegen ergriff ver 
Letere den Recurs, worin er ausführte, daß der a. o. Reviſionszug 
auch die Antretung, nicht nur die Abnahme des Eides hindere, daß 
ihm für den Fall der Berwerfung feiner a. o. Revifionsbefchwerbe 
das Recht, den Eid anzutreten, gewahrt bleiben müffe,. und daß dem- 
nad die Kidesantretung des Klägers derzeit hätte abgewiefen werben 
jollen, — Bon dem O. % ©. wurde ber erfigerichtliche Beſcheid in 
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dem Punkte der Annahme ver Eidesantretung beftätigt und im Uebrigen 
dahin abgeändert, daß bie Anordnung ber Zagfahrt zur Ablegung 
bes Eides mit Rückſicht auf die vom Bellagten gegen die Urtheile 
erfter und zweiter Inſtanz ergriffene a. o. Revifionsbefchwerde im 
Sinne des Hofder. vom 26. September 1842, 9. ©. ©. Nr. 642, 
bis zum Herabgelangen ver oberftrichterlihen Entſcheidung fuspenbirt 
werde, weil die vorläufige Annahme der Eidesantretung, ohne Rück⸗ 
fiht auf die a. o. Revifionsbefchwerde zur Wahrung der Rechte des 
Klägers im Sinne des Hofber. vom 15. Februar 1833, $. ©. ©. 
Nr. 2593, gerechtfertigt war, dagegen bis zur Entſcheidung über bie 
a. o. Reviſionsbeſchwerde mit jedem weiteren Schritte von Amtswegen 
einzuhalten ift und daher die Anordnung einer Tagfagung überhaupt 
als überflüffig entfällt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz mit der Begründung, daß nah dem Hofder. v. 15. Februar 
1833, 3. ©. ©. Nr. 2593, durd die a. o. Reviſionsbeſchwerde bie 
Erecution eines beftätigenden obergerichtlihen Erfenntnifjes, mithin 
auch die Antretung eines zugelaffenen Eides innerhalb der in dieſem 
Erkenntniſſe hiezu beftimmten Friſt in feinem Falle aufgehalten werben 
fol und aud das Hofder. vom 26. September 1842, 3. ©. ©. 
Nr. 642, fih nur auf die Abnahme eines rechtzeitig angetretenen 
Eides bezieht. 


Nr. 7207. 
Siftirung der Execution wegen einer Erfeindirungsflage: 
Unzuläjfigfeit der Supplirung der Schadenscaution dur 
den Paupertätseid, 


Entid. dv. 13. Nov. 1878, Nr. 12704 (Belt. des das Decr. des 8. G. Saaz 
v. 19. Augnit 1878, Nr. 11924, abänd. Deer. des DO. L. ©. Prag vom 
16. Sept. 1878, Nr. 26259). ©. 9. 1879, ©. 19. 


In erfter Inſtanz wurde auf Anſuchen ber A der Vollzug der 
dem B gegen ihren Gatten C bewilligten Mobilienfeilbietung bis zum 
Ausgange des von ihr gegen B wegen Erfeindirung der Mobilien 
angeftrengten Procefjes nad Hofber. vom 29. Mai 1845, 9. ©. ©. 
Nr. 889, und mit analoger Anwendung des $. 406 a. ©. O. gegen 
ben von ihr abzulegenden Eid, wegen Armuth die Caution für den 
Schaden des B (8. 3 der cit. Verordnung) nicht leiften zu können, 
juspendirt. — Bon dem D. 2. ©. wurde das Giftirungsgefuh der 
A abgewiefen, weil fie Die Bedingungen, unter welden die Siflirung 
ber Execution nach $. 3 des Hfder. v. 29. Mai 1845, I. ©. ©. Nr. 889, 
bewilligt werben kann, nämlich eine Befcheinigung ihrer Anfprüche 
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oder eine Sicherftellung für allen durch bie Siſtirung erwachfenven 
Schaden nicht erfüllt bat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber zweiten 
Inſtanz, weil der nad $. 406 a. G. O. zuläffige Eid auf die nad 
8. 3 des Hofber. vom 25. Mai 1845, 9. ©. ©. Nr. 889, zu 
leiftende Sicherftellung Feine Anwendung findet. 


tr. 7208. 


Verſprechen der Zahlung einer fremden Schuld: Schen- 
fungsverfprehen? — Qualificirtes Geftänbniß: Beweislaſt. 


Entid. v. 14. Nov. 1878, Nr. 3662 (Abänd. der Urth. des K. ©. SBlener- 
enftadt v. 17. Auli 1877, Nr. 4469 und de8 O.2.@. Wien d. 28. Dec. 
1877, Nr. 16478). ®. 3. 1879, Nr. 83. 

B faufte das dem C gehörige Haus, übernahm auf den Kauf» 
ihiling die auf dem Haufe einverleibten Forderungen und wurde 
fodann von A, weldher gegen C eine auf dem Haufe nicht einverleibte 
Wedjfelforberung von 600 fl. hatte, auf Zahlung diefer Forderung 
belangt, auf Grund eines angeblih von ihm dem A geleiteten Zah⸗ 
lungsverfprehens. Der Beklagte gab zu, infolge der Aufforberung des 
Klägers die Zahlung der 600 fl. verfprocdhen zu haben, allein nur 
für den Fall, wenn er das von C erfaufte Haus wieder verkaufen 
und dafür mindeſtens 11.000 fl. bekommen würde, welcher all aber 
noch nicht eingetreten ift. — In erfter Inftanz wurde der Kläger ab» 
gewiefen, weil bei dem Umftande, daß B dem A nichts ſchuldig war, 
jein dem A geleiftetes Zahlungsverfpredyen eine Schenfung begründen 
würde, aus welder, da das Verſprechen nur mündlich gegeben wurbe, 
bem A ein Klagerecht nicht entftanden ift ($. 943 a. b. ©. B.). — 
Das O. L. ©. verurtheilte den Beklagten zur Zahlung der 600 fl., 
wenn er dur den dem Kläger rüdjchiebbar aufgetragenen Haupteid 
nicht beweift, daß er die Zahlung nur unter ver oben angegebenen 
Bedingung verfproden babe. Gründe: Der Vertrag, mit welchem B 
fi) dem A verpflichtete, die Schuld des C zu zahlen, ift Fein Schen- 
kungsvertrag. Denn der Wille des Eontrahenten war keineswegs auf 
eine Schenkung gerichtet: nicht jener de8 A, welder für feine Yor- 
derung durch den Verlauf der Realität gefährbet war, nod der Wille 
bes B, da von ihm nicht eine Schenkung, fondern die Uebernahme 
ber Schuld des C zur Zahlung verlangt wurde und e8 nicht erwiefen 
ift, daß die Forderung bei C uneinbringlid war und B auf bie Rechte 
verzichtet hat, weldhe ihm aus der Schulvübernahme gegen den C er- 
wachſen find. Es Liegt vielmehr eine Affignation vor ($. 1400 a. 6. 
G. B.), welde, wenn fie auch wegen Mangels der Zuftimmung bes 
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Alfignanten unvollftändig geblieben ift, nah $. 1402 a. 6. ©. 2. 
für diejenigen Theile wirffam if, welche unter ſich einverflanden find, 
fomit audy dann, wenn das Einverftändniß nur zwifhen dem Affig- 
naten und Affignatar zu Stande gekommen ift. Daraus folgt, daß 
B, fobald erwiefen ift, daß er die Forderung des A zur Zahlung 
übernommen bat, an die Stelle des C al8 Schuloner tritt und die 
Zahlung zu leiften hat. Was die Beweislaft betrifft, jo hat B, welcher 
die Uebernahme der Zahlung nicht in Abrede ftellt, jedoch behauptet, 
daß er diefelbe davon abhängig gemadt hat, daß er dad Haus um 
11.000fl. weiterverkauft, dieſen Umftand zu beweifen (8. 104 a. G. O.); 
falls er nicht bemeift, daß er die Zahlung nur unter diefer aufſchie⸗ 
benden Bedingung zugefagt Bat, ift er unbedingt zur Zahlung ver- 
pflichtet. 

Bon dem oberften Gerichtshofe wurde dem Kläger der Beweis 
(dur den dem Beklagten referibel zugeſchobenen Haupteid) auferlegt, 
daß der Lettere ihm die Uebernahme der Schuld des C zur Zahlung 
unbedingt verfprocdhen babe, und der Beklagte nur im Yale der Her- 
ftellung dieſes Beweiſes zur Zahlung verurtheilt. Gründe: Es hat 
bereit8 das O. L. ©. in feinen Motiven nachgewiefen, daß, wenn 
ber Bellagte, wie vom Kläger behauptet wird, ihm die Zahlung feiner 
Wechjelforderung an C, deſſen Haus der Bellagte übernahm, ver: 
ſprochen hat, verfelbe auf Grund der Beftimmungen der 88. 1400 
und 1402 a. b. ©. B. als Schulvübernehmer vem Begehren gemäß 
zu haften habe. Dagegen vermag der oberfte Gerichtshof der ober: 
gerichtlichen Anficht über die Frage der Beweislaft nicht beizutreten. 
Der Kläger ftellt in der Klage die Behauptung auf, e8 habe ihm ber 
Beklagte erklärt, daß er das C’fhe Haus übernommen habe und daß 
er auch die Wechfelforverung des Klägers pr. 600 fl., und zwar 
noch vor der Verfallszeit des Wechfeld bezahlen werde. Diefer 
Behauptung fette der Bellagte in der Einrede feinen Widerſpruch 
entgegen und führte an, daß er auf die Frage des Gegners vielmehr 
erwiberte, daß, wenn er für da8 Haus 11.000 fl. befomme, er ihm 
die 600 fl. zufommen laſſen und fie ihm felbft bringen werde. Der 
Bellegte leugnet daher ein Zahlungsverfprehen, wie es Kläger be- 
bauptet, gegeben zu haben, und. da dieſes Berfprechen den Klagegrund 
bildet, muß der Kläger dasſelbe beweifen, jo wie er es anführt, 
nämlih, daß Bellagter die Zahlung der Wechſelſchuld übernommen 
habe, und ohne die vom Geſetze Demjenigen, welder eine entjchei- 
dende Thatſache als Klage» oder Einredegrund anführt, auferlegte 
Deweislaft zu verkehren, kann das Geſtändniß des Bellagten nicht 
getheilt, da8 Zahlungsverfprechen als zugeftanden und damit der Be- 
weis des Klagegrundes als erbracht angefehen und der Beweis der 
beigejetten Bedingung dem Beklagten aufgetragen werden, nachdem 
verfelbe feinen bie rechtSverbindlichen Folgen begründenden Willen 
nur unter der Borausfegung des Kintrittes ber von ihm als ihn 
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bindend bezeichneten Thatfache, von dieſer Thatſache abgejehen aber 
gar nicht geſetzt haben wil. Es mußte daher dem Släger ber 
Beweis der bebingungslofen Schulpübernahme des Beklagten auf- 
erlegt werben. 


Nr. 7209, 


Zwangsausgleich: Borausfegungen des Anſpruchs auf quoten- 

mäßige Befriedigung einer nicht angemeldeten Forderung. 

Entf. v. 14. Nov. 1878, Nr. 4026 (Beit. des das Urth. des K. G. Roveredo 

v. 8. Nov. 1877, Nr. 2526, abänd. Urth. des DO. L. G. Yunöbrud vom 
9. Jänner 1878, Nr. 7263). G. 3. 1879, Nr. 13. 

Nachdem der über das Vermögen des B eröffnete kaufmänniſche 
Concurs durch einen Zwangsausgleich, in welden vie Gläubiger 
mit 24% der liquidirten Forderungen abgefunden wurden, beendigt. 
worden war, belangte A, deſſen Forderung im Paſſioſtandverzeichnifſe 
bes B nicht enthalten war und welher auch feine Forderung bei dem 
Concursverfahren nicht angemeldet hatte, den B auf Zahlung von 
249 feiner Forderung aus dem zur freien Verfügung des Cridars 
verbliebenen Bermögen (8. 54 C. O.). Der Bellagte wendete ein, 
daß das Forverungsreht durch ‚den Ausgleih erlojhen fei. — In 
erfter Inſtanz wurde dem Klagebegehren ftattgegeben, in der Erwä- 
gung, daß die Forderung des A durch den Ausgleich nur dann als 
erlofhen anzufehen wäre, wenn ihn ein Berfhulden dafür träfe, daß 
er mit feiner Forderung unberüdfichtigt geblieben ift (88. 233 u. 236 
C. D.); daß der Beklagte dieſes Berfchulden des Klägers nachzuweijen 
batte, allein nicht nachwies und daß, da biefer Beweis von ihm nicht 
erbracht worden ift, die allgemeine Beftimmung des 8. 54 €, O. 
Anwendung findet. — Bon dem O. L. ©. wurde das Klagebegehren 
abgewiefen. Gründe: Die Beftimmungen der Concursordnung über 
den ordentlihen Concurs gelten für den kaufmännifhen Concurs nur 
infoweit, als für den leßteren im Geſetze nicht befondere VBorfchriften 
enthalten find ($. 191 C. D.). Daraus folgt, daß die Speciulbeftim- 
mungen der 88. 207, 233 und 236 C. D. der allgemeinen Anorbnung 
des $. 54 ibid. derogiren; und ift die leßtere dann nicht anwendbar, 
wenn der Concurs durch den Zwangsausgleich beendet worden ift. 
Die Rehtswirkungen des Zwangsausgleiches erftreden fi ſowohl anf 
Diejenigen, welche dem Ausgleiche nicht zugeftimmt haben, als auch 
auf Jene, welde ihre Forderungen nicht angemeldet haben ($. 207), 
rüdfichtlicy legterer jebocdy mit der Beſchränkung, daß Vene, welde 
ohne ihr Berfhulden nicht berüdjichtigt wurden, vom Cridar nad 
Beendigung des Concurſes die Ausgleichsquote verlangen können. 
(8. 236.) Im vorliegenden Falle wurde ver Kläger darum nicht be» 

Glaſer, Unger u. Waltberjentib. XVI, 84 
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rädfichtigt, weil er. feine Forderung nicht, angemelvet hat. Er wiber- 
Ipricht nicht, maß ihn die Eröffnung des. Concurfes bekannt, daß er 
in, Kenntniß der Sriften war, um. feine Einmwenbuugen gegen ben 
Ausgleih anzubringen, und daß er gleihwohl nichts zur. Geltend⸗ 
mahung feiner Anjprühe unternommen bat. Es unterliegt daher 
feinem Zweifel, daß das Verſchulden, mit der Yorberung nicht berüd- 
fihtigt worden zu fein, den Kläger trifft. Es lag ihm ob, den Ab- 
gang eines Verſchuldens jeinerfeits und. das Berfchulden des Beklagten, 
welches veranlafte, daß er mit feiner Forderung nicht berüdfichtigt 
wurbe, nachzumeijen, was jedoch wicht geſchehen ift. Die Beftimmung 
bed $. 236. der C. O. ift als eine Art Wiebereinfegung in. den 
vorigen Stand. auzufehen, welde nur Dann extheilt werben kann, wenn 
den: Reſtitutionswerber damtbut, daß ex außen Berfchulben ift. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das oberbandesgevichtliche Urtheil 
aus deſſen Gründen. 


Nr. 7210. 


Einbringung der Widerklage nah Schöpfung, aber vor 
Zuftellung. des rvechtsfräftigen Urtheila über die Vorklage. 
‚9. 14. Nov. 1878, Ne. 9568 (Beft. des das Urth. des B. G. Glo 
ich 1878, Nr. 930, 23 des O. L. G. Wien v. 13. zu 
1878, Nr. 8862) ©. 3. 1879, Nr. 83. 

Die von B bei dem B. ©. Gloggnitz in Nieberöflerreich ber 
Iangte. A, überreichte gegen B bei bemfelben Gerichte eine Widerklage, 
vor Zuftellung. des, obergerichtlichen. Urtheiles, mit welchem bas im 
Proceß. der Borklage in erfter Inftanz gefällte Urtheil beftätigt wurbe. 
— Der in Schlefien mwohnhafte B erhob dagegen die Einwenbung 
bed nicht gehörigen Gerichtsſtandes, welder das B. G. Gloggnitz 
mit folgender Begründung ſtattgab: Da über die Vorklage bereits 
am 11. December. 1877 durch das beſtätigende Urtheil des O. L. ©. 
von dieſem Tage rechtskräftig entſchieden worden iſt, ſo iſt die am 
18. December 1877 angebrachte Widerklage verſpätet; denn nach 8. 33 
der J. N., kommt es nicht darauf an, wann die Urtheildausfertigungen 
ben Parteien zugeftellt worven find, fondern nur darauf, ob bie 
Widerklage zu einer Zeit überreicht worden ift, wo über bie Klage 
fon dur ein rechtskräftiges Endurtheil entichieden worden war. — 
Bon dem O. L. G. wurde das als Forum der Widerklage angerufene 
Gericht Gloggnitz für competent erflärt. Gründe: Bei der Beur- 
theilung, ob eine beftimmte Klage bei dem zuftändigen Gerichte. an« 
gebracht: fei oder nicht, kann nur daß berüdfichtigt werden, was zur 
Zeit der Anbringung für ven Kläger bereits beftand. Da nun ein 
Urtbeil,. fo. lange e8; nicht gefegmäßig kundgemacht ift, für vie Partei 


noch gar wicht befteht, keine Wirlliug Huf, ſomit auch al eitixie 
fe ſie noch ger nicht Eriftentes, von ihr auch in keiner Richtung 
und insbefondere auch nicht in der Richtung des 8. 33 der J. R. 
zu beachten iſt, ja nicht einmal beachtet werden Kinn, ſo ſteht es 
außer dent Zweifel, vaß dus oberlanbesgerichtliche Urteil work 
11. Derember 1877, welches erſt mit vem Deciete bes B.G. Gloggnitz 
vom 22. Decenber 1877 ven Beiden Streittheilen bekanmt' geihadt: 
wurde, für die A Yen! Hinberniß war und fein kounte, am 18: Dis 
cember 18727 eine Wiberklage gegen den B bei beit DB: G.Gloggnitz 
anzubringen. War aber das Anbringen ber Widerklage dit 18: - De⸗— 
ceitrber 1877 geſetzmäßig, fo: blieb es dies auch nachher, weil bie 
Rechtuilßigkeit der Anbringung einer age nur nach; den Umſtänben 
zw beurtheilen iſt, welche zur Zeit der Ueberreichung! der‘ Klage gegeben 
waren. Dabei iſt der Umftand, wo vie Widerklägerin ihrem Wohnſitz 
und Perſonalgerichtsſtand hat, ſowie der Umſtanb, daß der Beklagte 
zu’ feinnem Perfonalgerichtsſtand das L. G. Troppau hat, ganz gleich 
giltig, weil der F. 33 der J. Nbetveffs Streitſachen, die vor die 
Perſonalgerichtsbarkeit gehbten, gar keine Unterſcheivnng macht und 
vom Gerichtsſtande der Widerklage fur jene Streitfachene ausnintimt 
welche vor den Real⸗ oder beſonderen Caufalgerichtöftaud gehören; 
was bei der vorliegenden Widerklage nicht der Fall iſt. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Erkenntniß des O. L. G. 
aus deſſen Gründen. 


Nr. 7214. . 

Siftirung ber executiven Schägung einer unverbücherten 
Liegenſchuft auf Grund dee von: eineir Dritten: erhobenen 

Eigenthumsklage. | 
Entſch v.14, Nov. 1878, Nr. 14504 Geſt. des Beſcheldes de8B. ©. gojetein 
v. Fe jr Nr. A) 3 — Sir: 9 D. 8. ©. Sek! Dont 
23. Zult 1878, Nr. 7008). ©: 2: 1879) Ar 85: 
Nachdem dem B im Erecutionswege die Schätzung der im 
Grundbuche nicht eingetragenen Liegenſchaft feines Schuldners C be⸗ 
willigt worden wat, trat A gegen ihn mit der Eigenthumsklage auf 
und begehrte nad) Analogie des Hofter. v. 29. Mat 1845, % ©. ©. 
Nr. 889 (Erfeinditungsflage int Falle der Mobilienexecution), Dit 
Susßpenſion des Vollzuges' der Schätzung. — In etfter Juſtanz wurbe 
die Siftirung gegen Santioit von 100 fl. bis zur rechtskräftigen Cht- 
ſcheidung des’ Eigenthutiisftkeites bewilligt. — Das O. 2. ©. vereis 
gerte vie Siſtirung mit. folgender Begtundung: Da’ durd) vie executive 
Schäguig dem A, welcher das Eigenthum der in Eecitliott' gejogeiten 
Realität anſpricht, ein unwiberbringlicher Nachtheil, ja überhaupt ein 
34* 
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erlennbarer Nachtheil nicht zugefügt werben ‚Tann im Gegentheil dem 
Executionsführer eine Verzögerung in der Durchführung ſeines Rechtes 
und hiemit ein Schade zugeht, das Hofder. vom 29. Mai 1845, 
J. G. S. Nr. 839, aber eine Siſtirung der Erecutionsſchritte wegen 
anf bie Gegenflände ber Erecutionsführung erhobener Anſprüche nur 
infofern geſtattet, als buch dieſelben Demjenigen, welder ſich durch 
bie Erecution in feinem Beſitze, Eigenthum cder.. fonftigen Rechten 
für ‚verlegt erachtet, ein unwiederbringlicher Nachtheil zugefügt würde, 
iſt ein geſetzlichr Grund zur Siſtirung der dem B bewilligten ere⸗ 
cutiven Schägung nicht vorhanden. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Verfügung. der erſten 
Inſtanz, weil aus der Vornahme eines Executionsacies, der, wie die 
executive Schägung, als der Vorläufer der Feilbietung anzufehen ift, 
dem A, welder auf das in Execution gezogene Grundſtück Eigen⸗ 
thumsanſprüche erhebt und geltend macht, immerhin jener unwieder⸗ 
bringlide Schade erwachſen kann, deſſen das citixte Hofvecret erwähnt 
und der nicht gerade in dem Verluſt des Eigenthums, ſondern auch 
in dem Aufwand von Geld und Arbeit beſtehen kann, welcher nöthig 
iſt, um die Feilbietung, die der Schätzung, wenn ſie bewilligt ift, auf 
dem. Fuße folgen: kann, ferne zu halten oder zu beheben, 


Nr. 7212. 


Hemmung der Execution zur” Sicherftellung eines Schiebs- 
ſpruches während des Rechtsſtreites über deſſen Giltigkeit. 


Entie. v.19. Nov. 1878, Nr. 12636 (Bet. deö das Decr. des B. G. Wieliczla 

20. Mär; 1878, Nr. 1528, abänd. Deer. ded O. L. G. Kralau vom 

13. Auguft 1878, Nr. 7897). ©. H. 1879, ©. 202, 

„A begehrte gegen B die Mobilienpfändung zur Sicherftellung 
ber ihm durch einen Schiedsſpruch zuerlännten Forberung von 1194 fl., 
unter Vorlage des Compromiſſes und des Laudums. — Im erfter 
Inftanz wurde die Pfändung bewilligt und zugleich das Gefuc des 
B um GSiftirung aller Erecutionsfchritte bis zur Entſcheidung des 
von B anhängig gemachten Procefjes wegen Ungiltigkeit des Schieds⸗ 
ſpruches (8. 364 weftgal. ©. DO.) abgewiefen. — Bon dem O. L. ©. 
wurde umgelehrt das Pfändungsgefuh des A verworfen. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte die obergerichtlihe Entſcheidung. 
Gründe: Da ber Schiedsſpruch in feinem rechtlichen Beſtande be- 
ftritten wird, fo läßt ſich auch derfelbe nicht als eine folche Urkunde 
anfeben, auf Grund welcher die proviſoriſche Sicherſtellung begehrt 
werben Fönnte, um fo weniger, als eine Anwendung des 8. 339 weſtgal. 
G. D,, welder die proviforifhe Sicherftellung wegen haͤngender 
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Appellation gegen ein von dem ordentlichen Gerichte geſchöpftes Urtheil 
zuläßt, per analogiam nit Play greifen kann, weil ein Schiedsſpruch 
fih nicht auf eine gleiche Linie mit einen gerichtlichen Urtheil ftellen 
läßt, Da das: Geſetz einem in feinem Beſtande beftrittenen Schiebs- 
ſpruche in: feinerlei Beziehung eine rechtliche Wirkung beimißt und 
auch fpeciell nicht erflärt, daß bei einem beftrittenen Schiedsſpruche 
während ber Dauer des Broceffes eine Sicherftellung, wie foldhe der 
eit. 8. 339 zuläßt, Plaß greifen Tann. Es Tönnte die prositorifche 
Sicherſtellung auch nicht im Sinne des 8. 376 weſtgal. G. O. 
willigt werden, weil in dieſer Richtung das Begehren nicht —* 
wurde und auch der in ſeinem Beſtande beſtrittene Schiedsſpruch ſich 
nicht als eine den Forderungsanſpruch beſcheinigende Urkunde betrachten 
ließe. Uebrigens kann hier auch nicht der $. 497 ibid. per analogiam 
zur Anwendung kommen, weil biefer Paragraph einen rehtsfräftigen 
richterlichen Spruch vorausſetzt, gegen welchen die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand wegen neu aufgefundener Beweiſe begehrt 
wird, in welchem Falle der Lauf der Execution und Vollzug des er- 
gangenen Eprudes feine Hemmung erleidet, während bier ein noch 
nicht rechtskräftiger und in feiner. Siktigteit angefochtener Schieds⸗ 
ſpruch vorliegt. 


Nr. 7213. 


Rechtliche. Folgen des verſpäteten Erſcheinens des Eides⸗ 
pfflichtigen bei der Eidestagfahrt. | 


Entf. v. 19. Nov.’ 1878, Nr. 12768 (Beft. des das Decr. des B. G. Kraiu⸗ 
burg v. 23. Iuli 1878, Nr. 5244, abänd. Derr. des D. 8. ©. Gra 03 vom 
3. Oct. 1878, Nr. 10149). Sur. BL. 1870, Nr. 2. 

In der ſummariſch verhandelten Rechtsſache des A gegen bie 
B war zur Ablegung des von der Bellagten angetretenen Haupteides 
auf den 22. Juli 1878 neun Uhr Vormittags Tagfahrt angeorbnet 
worden. Da die B in der erften Stunde nicht erjhien, begehrte A 
nad Berlauf derfelben, daß von dem Gerichte die unterbliebene Ab⸗ 
legung tes Eides beurfundet werde, Gegen eilf Uhr erfdien die B, 
nachdem A fih fchon entfernt hatte, und wurbe zum Eide zugelaffen. 
— In Erwägung, daß die Anorbnung 8. 18.068 Geſetzes über den 
Summarproceß nur auf die darin angeführten Fälle (des Ausbleibens ber 
einen oder der antern Partei von der zur Streitverhandlung anbe⸗ 
raumten Tagfahrt) Anwentung hat, das fpätere Erfcheinen der eides⸗ 
pflihtigen Partei zur angeorbneten Eidestagfahrt aber von feinem 
Sefege mit den Yolgen der Contumacirung bedroßt ift, hat das Pros 
ceßgeriht in Erledigung des Tagfagungsprotofoll® der B- vie: ord⸗ 
nungsmäßige Ablegung des Eides beftätigt.. — Das O. 8, ©; er 
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Härte ben id für nicht abgelegt, mit bes Begränhung, daß bie B 
nach $. 319 a. ©, D. und mad dem Urtheile den qugetretenen 
‚Haypteid bei der ‚auf den 22, Juli 9 Uhr Frih gugeorpueten Tag · 
fahrt fo gewiß abzulegen Hatte, ala ſonſt das Wiederxſpiel defien, maß 
fie zu beihmägen gehabt hätte, für wahr zı halten zohre; daß bie- 
jelbe, nachdem fie zur obigen Tagſahuug bi 10°/, Uhr Borgitiggs 
a erfjienen war, nad ber Reſolutiog yom 11. September 1784, 
9. ©. ©. Nr. 336 lit. 0, als von der Tatzſabung aysgehliehen zu 
hetragten ift, amp der Haupieid, befien Abnahme exf; Inter ahue 
Beifein bes Mägess erfolgte, als in geſeblicher Friſt abgelegt wicht 
angejehen werben fany, indem folge des Berfäumnifies dem Släger 
ein Recht exwachſen, fir die Bellagte aber das Recht, zur Ablegung 
bes Bi jelgdjen zu werben, werloren gegangen if. 

pberfte Gerichtshof beftätigte bie Knticheidung her. zweiten 
—8* aus den vorſtehenden Grunden. 





Nr. 7214. 
Unzuläffigkeit der Eintragung von im $. 14 Abſ. 2 des 
Grundb.G. nicht aufgezählten Forderungen in unbeftimmten 


Betrage. 
Euiig- A — — un . 12708 Be des DE wi 86. Gin 
23. }ı 777, Rt. 3993, Abänd. bed Derr. dei D.R. ©. Triet vom 


u nr 1878, Ry. 516). Gaza. de) Trib. 1878, Nr. 24. 

Im dem Bertrage, mit welhen die Ehelcute C ihre. Sohne B 
iggen Qayınbefig überließen, verpflichtete fih Kiefer, die aubern Linder 
derfelben, reſp. feine Geſchwiſter gelegentlich ihres Berforgung „ans 
gemefien" ausznftatien, und verpfänbete für dieſe Verbindlichteit bie 
übernommenen Örugdftide mit Veifegung der olanaula intabylandj, 
Na hewirtter Einverleifung des Eigepihums des B am deu ihm 
Ybgstsetenen Liegenihaiten begehrten hie Geſchwiſter desſelben die Inn 
toßalatiog des Pfanbredis ay dieſen Gutern zur Sicherſtellung ber 
van.ihm übernommenen Aysflattungen im Belbiperihe yon je 300 fü, 
— pn aſter Duſtamz an vas Geloch abgewieſen, weil das in ben 
Alinea 2 und 3 bed 8, 14 Orundb.@. eingeräumte Recht der hypo⸗ 
qheiariſchen Sigherftellung unbefinmter Forderungen in einem HBrhf- 
beirgge ayf Forderungen von ber im zweiten ũlinea des cit. Para · 
graphen hezeichneten Art (epentuelle Forberungen auß einem gegebenen 

Grepit, qua einsy übernommenen Gejhäftäfihrung, aus Dem Titel der 
ehe irn oder des Schabenrriage®) beicräntt if. — Das D, 
2. ©. bemjfligte D94 Smtobulatiengeiuh mit der Begründung, daß, 
wenn nach $. 14 Grunbb.-@). die Einsragung dad, Pfandrechto bis au 
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einem Hbchſtbetrage für künftige Sorberungen unbeſtimmten Betrages 
geftattet ift, eine jolhe Eintragung um fo meht zur Sicherftellang be- 
reits eriftenter Forderungen unbeſſimmten Betraged zufäffig fein muß. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftgerichtliche Entſchei⸗ 
dımg. Gründe: Die angeſuchte Pfandredtsintabuletion Tann nicht 
bewilligt werben, weil e8 fi nitht um eine ber im zweiten Alinea 
des S. 14 Grundb.G. angeführten Forderungen handelt und bie 
Beftiinmung des dritten Alinen diefes Paragraphen, welche nach ihrem 
Inhalte ausfchließlich auf das zweite Alinea zu beziehen ift, ebenfalls 
nur auf die in dem zweiten Alinen erwähnten Forderungen Anwen⸗ 
dung findet. 


Nr. 7215. | 
Erecution auf das Einkommen aus einem dauesnben Privat- 
bienftverhältniß: Nachweis des legteren jeitens des 
Epecutiowsführere. 
Entid. v. 19. Nov. 1878, Nr. 12015 (Abäud. der nleihförmigen Decr. des 
2.6. Wien v. 3. Sept. 1878, Ar. 64307 ud DEE D. 2. G. Wien v. 1. Oct. 
1878, Ar. 17311). G. 3. 1879, Nr. 72. ©. 2,1090, ©. 26. Advotaten⸗ 
Zeitung 1879, Sir. 20. 

In erfter Inflanz wurde den A auf fein Einfchteiten im &yeca- 
tionswege der 600 FI. überfteigende Betrag der dem B als unter 
dem Titel eines Gaſtes dauernd angeſtelltem Schaufpieler am Theater X 
zukommenden Gage, Remumeration, Spiel» nnd Gaftipielhonorate, 
Benefizantheile and aller was immer für einen Namen babenden Be⸗ 
züge eingeantwortet. B recarrirte dagegen, indem er unter Borlage 
feines Gaftfpielvertrages in Abrede ftellte, dauernd engagirt zu ſein. 
— Das O. L. ©. beftätigte die erfigerichtliche Verorbuung, weil der 
Recurrent ein neues, außerhalb des Spruches liegendes Verhältniß 
geltend gemacht, über welches auf einen Recurs nicht entſchieden 
werden kann, ſondern weldes nach Analogie des 8. 2 des Hofber v. 
22. Juni 1836, 9. ©. ©. Nr. 145, bei der erſten Inſtanz zur 
Berhaudlung zu bringen ift. 

In Erwägung, daß nah $. 2 des Geſetzes vom 29. April 
1873, R. ©. BL. Nr, 68, der 600 fl. überfteigende Betrag des Ge⸗ 
haltes und fonftiger Bezüge der im Privatbienft ftehenden Perfonen 
nur wenn fie dauernd angeftellt find, mit einer Erecntiondverfügung 
getroffen werden kann und das Dienftverhältniß nur dann als dauernd 
gilt, wenn es nad Geſetz, Vertrag oder Gewohnheit minbeftend auf 
ein Jahr beftimmt, oder wenn, bei unbeftimmter Dauer, für die Aufs 
löfung eine Kündigung auf mindeftens drei Monate nöthig iſt; daß 
aus dem Executionsgeſuche des A diefe Borausfegungen der Zuläffig- 
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keit der Execution nit zu entnehmen find, da darin behauptet wirb, 
daß B am Theater X dauernd engagirt fei, zugleich aber angeführt 
if}, daß er unter dem Titel eines Gaſtes engagirt fei, was dem Be 
geiff einer dauernden Anftellung im Sinne des cit. Geſetzes wiber- 
ſtreitet und bie Behauptung eines Scheinvertrages in fi zu ſchließen 
ſcheint, deſſen Beftehen ohne Beweis nicht angenommen werden Tann; 
daß demnach auf Grund der Anführungen des A bie begehrte Ere- 
eution ohne weiteres nicht zu bewilligen war, — hat ber oberfle 
Gerichtshof dem a. o. Recurfe des B flattgegeben und das Geſuch 
des A abgewiefen. 


Nr. 7216, 
Egecution auf eine fireitige Gegenforderung des Egecuten: 
Unzuläffigfeit der executiven Schägung. 

jj. dv. 19. Nov. 1878, Nr. 12917 (Beft. des — Ber, des 9. G. Wien 

». 29. Anguft 1878, Pr. 144691, abänd. Det. D. 2. G. Wien vom 
24. Sept. 1878, Nr. 165833). Advocaten-; Heilung 1878, Rr. 21. 
In dem Proceß des A gegen die Concursmaſſe des B peto. 
Eigenthums und Ausſcheidung von Brennhölzern, eventuell Zahlung 
bes limitirten Preifes, reſp. bes bei der Veräußerung berfelben im 
Eoncurfe erzielten Exlöfes, entſtand der Zwiſchenſtreit wegen Bewilli- 
gung der von A im ber Replik angebrachten Neuerungen, in weldem 
der Kläger unterlag und zum Koflenerfag verurtheilt wurde. Zur 
Hereinbringung biefer Koften erwirkte der Concursmaſſeverwalter bie 
Pfändung des von A gegen die Concursmaſſe in der obigen Klage 
erhobenen Anſpruchs. — Nach rechtskräftig geworbener Pfänd: 
überreichte der Concursmaſſeverwalter das Schägungsgefud, pe) 
welches in erfter Inſtanz Tagfahrt zur Wahl ver Schägleute ander 
raumt wurde. — Bon dem D. 2. G. wurde das Schägungsgefud 
abgewiefen, weil, wenn auch die Pfändung des Klageanſpruches 
nad $. 314 a. ©. D. zuläffig war und in Rechtskraft ge 
tie Schãtzung derfelben win jo weniger ftatthaft erſe 
Anſpruch ſowohl hinſichtlich feines rechtlichen 
ſichtiich der Holzquantitäten im Proceß verfangen 
digung alle Grundlagen zur Beſtimmung 
Der oberfte Gerichtöhof beftätigte.bis 

mit Bezugnahme auf die vorftehende 
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Nr. 7217. 

Meiftgebotsvertheifung: Umfang der Erftredung des für die 
Grundfteuerrüdftände beftehenden Vorrechts auf die Koften 
der Execution, 

19. Nov. 1878, Nr. 13007 (Beit. der gleihförmigen Decr. des 
u: Bas s 12. Sept. 1878, Mr. — 9 ag eE Bien vom 
6. Oct. 1878, Nr. 18114). G. 3. 1870, Nr. 78. 

Ratven gegen B wegen ber legtjährigen Grundftener die po⸗ 
litiſche (Mobilien-) Execution erfolglos verſucht worden war, erwirfte 
vie Finanzbehörde im Wege ber gerichtlichen Erecution bie Einver- 
Teibung des Pfandrechtes an der fteuerbaren Liegenſchaft, welche ſodanu 
zwangsweiſe verfauft wurde. Bei der Meiftgebotövertheilung nahm 
das Steueramt das den Hypothekarforderungen vorgehente gefegliche 
Plandreht der befagten Steuerforverung auch für bie Koften der 
politifhen und der gerichtlichen Execution in Anſpruch. — In erfter 
Inſtanz wurde diefer Anfpruh abgewieſen. — Bon dem D. 2. ©. 
wurde ben Koften ber gerichtlichen Erecution die begehrte Priorität 
zugefproden und bezägli ber Koſten ter politiihen Egecution bie 
erfigerichtliche Entſcheidung beftätigt, in Ermägung, daß im Sinne 
des 8. 16 des Grundb.-G. das tem angemeldeten Grundftenerrüd« 
flande zukommende Borreht aud den Koften ter wegen Einbringung 
besjelben aus der verfteigerten Liegenfhaft geführten Egecution, nicht 
aber auch ren Koften ter im politiihen Wege geführten Mobilien« 
egecution zujuerfennen iſt. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf ven a. o. Recurs ber Finanz, 
procuratur gegen bie im erfter und zweiter Inflanz erfolgte Abweiſung 
te8 Begehrens im Punkte der legteren Koſten, weil die gleihförmigen 
Entſcheit ungen der Untergerigte fi nicht offenbar als geſetzwidrig 
darſtellen. 


Fe 













Nr. 7218, 


: zu bem extra concursum 
gläubiger6 gegen ben 
meursinaffe für bie 


th, bed 8. ©. gearon: 
Aband 

— PR bes 
fen angebrachte Klage 
erging der Zahlungs⸗ 


— 53583 — 


befehl und während des buch Die Einwendungen des B gegen ben 
Bug fe anhängig gewordenen Mechtöftreites wurde von bem 

iener Hanbelögerichte über fein Vermögen der Concurs eröffnet. 
Im Berlaufe des Proceffes, an welchem der Concursmafſeverwalter 
theilnahm, erflärte A, zur Befrienigung feiner Forderung fi nur 
an jene Werthpapiere halten zu wollen, welche B nad Exlaflung des 
Zahlungsbefehles zu feiner (A) Sicherſtellung gerichtlich erlegt hat. 
— Das Gericht erfter Inſtanz erfannte für ven Fall eines von A 
geleifteten Houpteives, daß B fchuldig ſei, demſelben die 298 fl. und 
69 fl. für Proceßkoſten bei fonftiger Erecution auf die erwähnten Werth- 
papiere zu zahlen. Gegen das Urtheil ergriff ver Kläger die Appellation, 
infoweit durch basjelbe die Execution auch für die Proceßkoſten auf 
bie Werthpapiere eingefhränft wurde. — Das D. & ©. gab der 
Beſchwerde ftatt und entjchied, Daß B beziehungsmeife deſſen Concurs- 
maſſe ſchuldig fei, dem Stläger die Gerichtöfoften bei ſonſtiger Exe⸗ 
cution in das B'ſche Concursvermögen zu zahlen. Gründe: Die 
vom Kläger ergriffene Appellationsbeſchwerde ift gerecifertigt, weil 
er nur bezüglich des eingeflagten Capitals die Erklärung abgab, ſich 
auf die Execution der erlegten Werthpapiere bejchränlen zu wollen, 
und weil die Concursmaſſe tem Rechtsſtreite als Streittheil beige- 
treten ift, folglich die Procekkoflen des Klägers ſich als Maſſekoſten dar⸗ 
ftellen, die im Sinne des 8.133, Abf. 1 und 8. 134 der &. O. aus 
dem Concurspermögen zu berichtigen find. 

Der oberſte Gerichtshof reftituirte die erfigerichtliche Entjchei- 
bung. Gründe: Die 88. 133 und 134 der C. O., mit welden das 
Dbergericht die Abänderung des erftrichterlihen Urtheils begründet, 
finden im vorliegenden Falle keine Anwendung. Diefe Gefegesftellen 
gelten nämlih, wie ſich aus ihrer Einreihung in Nr. I des achten 
Mofchuittes der Concursordnung und aus ihrem Inhalte ergibt, nur 
für das Verfahren bei Anfprühen, welche der Anmeldung im Con- 
eurfe unterliegen. Hier aber handelt es fih um eine mit Pfanpredt 
verficherte Yorderung des Klägers, deren Befriedigung nur aus ven 
zum Pfande dienenden Werthpapieren begehrt wird, daher um einen 
Anſpruch, welcher nad den 88. 137 und 138 C. O. der Anmeldung 
im Concurfe nicht unterliegt und bezüglich deſſen das Verfahren nicht 
bei dem Handelsgerichte in Wien al® der Concursinſtanz, fonbern 
bei dem B. ©. Leopoldſtadt, bei welchem bie Klage fchon vor ber 
Concurseröffnung anhängig war, auf Grand der Erklärung des Klä⸗ 
gers, daß er ſich rüdfichtlich des eingeflagten Betraged von 298 fl. 
lediglih an die zu feiner Sicherfiellung vom Bellagten B gerichtlich) 
erlegten Werthpapiere als Pfand halte und fonad den anhängigen 
Proceß nur als Pfanpgläubiger wider die Concursmaſſe des Beklagten 
fortfege, durchgeführt wurde. Demnach ift der Kläger diesfalls nur 
als Realgläubiger eingefchritten und konnte ihm als foldhen auch hin- 
fichtlich feiner Procepkoften, welche fi nur als Nebengebähren feiner 
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eingeklagten Forderung darſtellen, ein Ereeusonsrecht mur auf das 
Pfand, keineswegs aber auf das Concurſvernögen überhaupt zuge⸗ 
Sprochen werden. | 


Nir. 7219. 

Antichptrte Vorausbezahlung des Miethzinfes: Verpflichtung 
ur nochmaligen Enfrichtung desſelben an dem mittlerweile 
befteten executiven Sequefter? Rechtliche Stellung eines 
executiven Sequeſters. 

tſch. v. 20. Nov. 1878, Nr. 6618 (Beſt. des das Urth. des B. ©. 
ieben in Wien v. 25. Junner 1878, Mr. 44741, abänd. Mrtb. des O. 2. @. 
Wien v. 16. April 1978, Mr. 4258), ©. $ 1870, Ns. 84. Adnocatenr 
Zeitung 1879, Nr. 4. | 

Die B hat in Tem Haufe des O wine Wohnung um ben Yahr 
reszins won 1400 fl. gemiethet, zur Borausbezahlung des halbjährigen 
Miethzinfes fich werpflichtet und die Zinsrate fir das Halbjahr vom 
1. Mai dis 1. November 1877 mit 700 fl. deu C am 22. April 
1877 gezahlt. Iuzwifchen war das Haus bed C im Executionswege 
fequeftrirt und A am 6. März 1877 als Sequefter aufgeitellt worden, 
wonou alle Mirthparteien am 30. April 1877 gerichtlich perſtändigt 
wurden. Der Sequeſter A belangte nun bie B wegen Bahlung des 
von ihr dem C bereits gezahlten Miethzinſes für die Zeit vom 1. Mai 
bis 1, November 1877. — In erfter Inſtanz wurde die Klage abr 
gewiejen aus folgenden Gründen: Die Klage bes A, weldhe auf die 
Beftimmung bes $. 1102 a. b. G. B. gegrändet wird, iſt nicht ges 
rechtſertigt. Denn die B bat, indem fle ben. Zins vom 1. Mai bis 
1. November 1877 am 22. April 1877 zahlte, mit Rückſicht darauf, 
baß das Uebereinfommen auf halbjährige Zinszahlung bei Eingehung 
des Miethvertrages getroffen werben war, nur eine Friflzahlung dem 
© vorauägeleiftet, und geſchah zubem die Zahlung, und bevor ihr die 
Beftellung eines Sequefters befanmt gegeben worben war. Uber feldft 
wenn die B mehr als eine Friſtzahlung geleiftet hätte, könnte A 
bie Zahlung nicht begehren,, weil er nuy Sequefter, nicht aber, wie 
der 8. 1102 ausprüdlich fordert, Hypothekargläubiger if. A tft als 
Sequeſter des Frecutionsführers nur.mit dem Befugnifle des $. 296 
0. ©. O. ausgerüſtet, nicht aber deſſen Bevollmächtigter, daher mit 
bemfelben, infoferne diefer Hypothekargläubiger ift, keineswegs identifch. 
Die Sequaftration der Zinfungen ift der Ausübung des Pfandrechtes 
auf die Früchte gleichzuhalten, und nah 8.457 a. b. ©. 2. erftredt 
ih das Pfandrecht nur auf die noch nicht bezogenen Früchte; es 
kann daher der am 22, April 1877, fomit vor Belanntgabe der Se- 
queftration zwifchen der B und dem C über die Zahlung des Mieth- 
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zinſes veditzeitig zu Stande gelommene Bertrag von A nicht: ange⸗ 
fohten werden. — Das O. 2%. ©. erkannte nad dem. Klagebehren. 
Gründe: Die Einwenbung der Bellagten, daß dem A in feiner Eigen- 
ſchaft als Sequefter wegen Abganges der VBorausfeung des 8. 1102 
die Klagelegitimation fehle, ift nicht gegründet; denn der Sequefter 
wird vom Gerichte zur Wahrung der Rechte der Hypothekargläubiger 
auf die Nugungen ber fequeftrirten Sache beftellt und ift ſchon durch 
biefed Mandat berufen, die Nußungen einzubeben, erforderlihenfalls 
einzuflagen und. zu biefem Behufe von allen Rechten Gebrauch zu 
maden, welche den Hypothekargläubigern zuftehen, ba er hiebei nur 
im Namen verfelben Proceß jührt. - Was die Einwendung der Bes 
Hagten in der Hauptfache betrifft, fo findet die Beredtigung des Ber- 
miether8 und Mietherd über die Modalitäten der Zinszahlung Verein» 
barungen zu treffen. und insbefondere die Berechtigung des Vermie⸗ 
thers, ſich Vorauszahlungen zu bedingen, ‚ihre geſetzliche Einfchränfung 
in dem S. 1102 a. b. G. B. Es iſt nun erwiefen, daß der Kläger bereits am 
6. März 1877 als Sequeſter beſtellt und daß ſchon am 30. April 
1877, ſomit noch vor Ablauf der Zinsperiode vom 1. November 
1876 bis 1. Mai 1877, unter gleichzeitiger. Verſtändigung der Be⸗ 
klagten vie Sequeſtration eingeführt worden ifl. Seine Berechtigung 
zur Zinseinhebung erfiredt fi daher bereits auf dieſe Periode und 
es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Beklagte ſchon am 
30. April 1877. verpflichtet: geweſen wäre, den Zins für die an 
dieſem Tage ablaufende halbjährige Miethzeit zu Handen des Se⸗ 
queſters abzuführen, wenn nicht zwiſchen ihr und dem Hauseigen⸗ 
thümer die Vorauszahlung des Miethzinſes vertragsmäßig feſtgeſetzt 
geweſen wäre. Sie wäre daher allerdings berechtigt geweſen, 
dem Sequeſter die im November 1876 geleiſtete Vorauszahlung des 
für die Periode November 1876 bis Mai 1877 zu entrichtenden 
Miethzinſes entgegenzuſetzen, wenn dieſe Zahlung von ihr gefordert 
worden wäre, weil dieſelbe eben die erſte in die Sequeſtrationsperiode 
fallende Friſtzahlung betrifft. Die Beklagte hat aber dem Hauseigen⸗ 
thümer nicht blos dieſe, ſondern auch die Zahlung des Miethzinſes 
für die Periode Mai-Noveniber 1877 zum Voraus geleiſtet; dieſe 
Zahlung kann fie, da ſie felbft nicht behauptet, daß diefelbe in bie 
öffentlihen Bücher eingetragen. worben fei, dem die Execution füh⸗ 
renden Hypothekargläubiger, beziehungsweife dem. in feinem Namen 
einfchreitenden Sequefter nicht entgegenfegen, weil dieſe Zahlung nicht 
mehr die erfte, ſondern ſchon bie zweite in die Sequeſtrationsperiode 
fallende Friſtzahlung bildet. | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das oberlandesgerichtliche Urtheil 
aus deſſen Gründen. | 
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Nr. 7220. 


Berfpregen eines Honorare für Die Auemittlung eines 
„reellen“ Käufers. 


Eati6, » v..20. Rov..1878, Nr. 11410 (Bet. des das Urth. des B. ©. der 
innern: Stadt Wien dv. 20. Mai 1878, Nr. 26420, abäud. Urth. des D- 8. ©. 

Wien v. 21. Anguſt 1878, Kr. 12288). Jur. 8. 1879, Nr. 6 

A, Inhaber eines Immobilienverkehrsbureau in Wien, belangte 
den B auf Zahlung von 120 fl. auf Grund des Briefes des Be- 
klagten vom 31. Juli 1876, worin :verfelbe den A beauftragte, 
ihm. für fein Gut X, einen Käufer ober Tauſchluſtigen ausfindig zu 
machen, und für den Fall, daß er ihm in Yahr und Tag einen 
„reellen“ Kauf⸗ oder Tauſchluſtigen ausfindig macht, 120 fl. verſprach, 
ſelbſt wenn in dieſer Friſt das Gut feinen Beſitzer nicht wechſelt. — 
Das Gericht erſter Inſtanz erkannte nach dem Klagebegehren aus 
folgenden Gründen: Der Beklagte beſtreitet, daß der Kläger ihm einen 
reellen Kauf- oder Tauſchluſtigen ausfindig gemacht, da Niemand fein 
Gut befichtigt habe, obgleich er zugefteht, daß ein gemiffer C ſich 
brieflih in Verhandlungen mit ihm einließ. Dur die Bernehmung 
dieſes C und des D al& Zeugen ift dargethan, daß der Kläger fie 
auf das Gut des Bellagten aufmerkfam machte, daß fie mit dem Be⸗ 
klagten in: brieflihen Verkehr traten, daß aber die Unterhandlungen 
ſich zerſchlugen. Wenn es nun aud nicht zu einer Befihtigung des 
Gutes gekommen ift, fo hatten doch beide Zeugen die Abfiht, das 
Gut eventuell zu kaufen oder umzutauſchen, und es ift erflärlich, daß 
man fih mit.der. Befihtigung eines SKaufgegenftandes nicht befaßt, 
wenn die Beräußerungsbedingniffe derartige find, daß fie dem Stauf- 
luftigen, felbft abgefehen von der befonderen Befchaffenheit des Gegen- 
ftandes, nicht zufagen. Der Beklagte verbindet mit den Ausprude 
„teeller Käufer” einen Begriff, der mit demſelben nicht allgemein 
bezeichnet wird. Im engſten Sinne des Wortes könnte fogar nur ein 
wirklicher Käufer damit bezeichnet werdeh, während im weiteren Sinne 
als folche alle Diejenigen .bezeichnet werden können, welde im Alge- 
meinen die Abficht haben, ein Gut zu faufen, und denen im vor⸗ 
liegenden Falle nicht ſchon die Gegend, in welcher da8 Gut fi be: 
findet, den: Gedanken an die Erwerbung ausjchließt. Es mußte vem- 
nad dem Klagebegehren ftattgegeben werden. — Auf die Appellation 
des Beklagten verurtheilte bag O. % ©. venfelben zur Bahlung 
von 30 fl. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das vom Kläger angefochtene 
“ obergerichtliche - Urtbeil aus folgenden. Gründen: Der Kläger. hat das 
Begehren ver Zahlung von 120 fl. auf den Honorarbrief des Be- 
Hagten geftütt, worin- derſelbe ſich verpflichtete, dem. Kläger als Ent= 
Ihädigung für feine. Mühe und Auslagen den Betrag per 120 fl. 
zu zahlen, wenn das Berlaufsobject zwar feine Befigveränderung 
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binnen Jahres friſt erleiden wunde, der Kläger aber ihm für dasſelbe 
einen reellen Käufer oder Taufchluſtigen ausfindig gemacht haben wird. 
Daß dies von ſeiner Seite geſchehen ſei, hat der Klaͤget gegen den 
Widerſpruch des Beklagten nicht bewieſen. Er behauptete zwar, daß 
er den. C ms Di: Dem: Beblagten ala Käufer namhaft, gemacht habe, 
daß Biefe Perſonen bie. Abficht hatten, das’ Gut zu laufen oder zu 
tauſchen, und auch wirkkich fich über das Gut' gtündlich infvrmirten. 
Abgefchen davon, baß ber Zeuge D erflärt: bat, fogleich, nachdem 
ihm der Bellngte vie Vertragsbedingniſſe mitgetheilt hatte, die Kaufe 
abſicht aufgegeben zu baden, ergibt ſich aus der Ausfage des O uud 
aus dem vom Bellagten probucittem Briefe beöfelben: vom . .. „, 
daß auch dieſer vorzüglich im: Anbetracht deu ihm brieflich mitgetheilten 
Derhältniffe des Gutes, insbeſondere jener der Belaftung, von jever 
weiteren Verhandlung abgeftanden if. Keine diefer Perfonew kann 
demnach als ein: reeller. Käufer oder Taufchluſtiger in: Betracht‘ kom» 
men, als welchen im Erwägung, daß im Sinne des Honorarverſpre⸗ 
ders des Beklagten nicht ſchow vie mit der Namhaftmachung einer 
over mehrever Perſonen als. Käufer, ſondern nur die mit einem 
größeren, wen auch nicht entſcheidenden Erfolge verbundenen Aus⸗ 
lagen! vergütet werden follten, nur Jener anzuſehen iſt, welcher, ſei 
es mit: oder: ohne Veſichtigung des Gutes, wirklich in eine bie weſem⸗ 
liden. Merkmale eines Kauf⸗ oder. Taufchgeihäftes betveffende Unter⸗ 
bandlung fi eiugelaſſen hat. Da nun das Obergericht. dem Kläger, 
ungeachtet des ihm ungünſſligen Proceßergebniſſes, Dennoch einen Theil 
ber Klagefumme: zuerlannt Hat, fo: hatte er: feinen Grund, gegen das 
obetgerichtliche Urtheil Beſchwerde zu führen, und mußte "babex das⸗ 
ſelbe beſtätigt werben. 





Nr: 7221. | 
Vormerkung des. Pfandrechts für eine zugefprochene Geld- 
ſchuld während des Rechtsmittelzuges. 
ch v. 20. Nov. 1878, Nr. 12839 (Bet. des Decr. des A G. Kolin 


Enti 
vd. 19. Zuli 17 Nr. 7 7776, Abünd. ded Der. des O. L. ©. Prag’ vom 
Sept. 1878, Kr. 26112) G. 3. 1879, —* u. 


Im au ber Appellation des beffagten B gegen das erſtge⸗ 
richtliche Erlenntniß, wodurch derſelbe zur Zahlung einer Gelvfhuld 
an. den Kläger A: verurtheilt: wurbe, begehrte diefer die Vormerkung des 
Pfaudrechtes für die zuerlannte Forderung auf einer Liegenfdaft bed B: 
($. 259 0. ©. D.). — Das im: erfter Inſtanz bewilligte Geſuch wurbe 
von dem O. L. G. abgewiefen, weil ein nod nicht rechtglräftiges. Er⸗ 
fenntmiß nur in. dem Falle, wenn. durch Dasjelbe ein dingliches Recht 
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zus oder abgefproden wird, nad. $. 38, lit. a des Grundb.⸗G. zur 
Vormerkung geeignet ift. " 

Der oberfte Gerihtähef: beftätigte die Entfcheidung der erflen 
Inſtanz in der Erwägung, daß durch bie Unorbuung des 8. 38, 
lit. a des Grundb.-G, die. Beftimmung, des, 8. 259 a. ©. O. nid . 
aufgehoben worben ift. 


Hr. 7222, 
Unftatthaftigkeit ver Einftellung der Execution wegen Be- 
deckung der executiven Forderung durch das Ergebniß der 
| bisherigen Executionsſchritte. 
Entſch v. 20. Nov. 1878, Re. 12867 (Beft. des dad Dexr. des B. G. Kojetein 
».25 Febrnar 1878, Nr. 2831, abänd. Decx. ded DO. L. ©. Brüun vom 
27. März 1878, Nir. 3330). ©. 3. 1879, Nr. 85. 

Nachdem dem. A zum SHereinbringung. feiner urtheilsmäßigen 
Forderung gegen: B im Betrage won: 1000 fl. die eyecutive. Feilbie⸗ 
tung der Liegenſchaft des Legteren bewilligt worden war, trat. B 
gegen ihn mit einer Klage auf,. in melcher er bie Ungiltigerfläxung 
des Teilbietungsbefcheides begehrte, weil die von A zur Herin- 
bringung der: 1000: fl. ermirkte executive Sequeftration der Früchte 
obiger Realität bereits einen Erlös von 1358 fl. ergeben habe, uns 
damit feine Schulv an A getilgt worden fei. Unter Einem verlangte 
B aud die Siſtirung der. Feilbietung, — In: erfter Inſtanz wurbe: 
vie Klage aufrecht verbefhieven und der. Vollzug ber Feilbietung 
fuspenbirt. 

In Uebereinſtimmung mit dem DO. L. ©. verordnete der oberfie. 
Gerichtshof die Zurückweifung de& Einſchreitens des B a. limine, in 
ber Erwägung; daß die lage des B feine Oppofitionsllage im. Sinue 
des. $. 2 des Hofver. vom. 22. Yuni 1836, 9. ©. S. Rr. 145, 
ift, indem darin nicht behauptet wird, daß das Recht feines Gegners 
durch: vem gerichtlichen Erkenntniſſe nachgefolgte Thatſachen erloſchen 
und beöwegen eine weitere Ereeuttonsführung unftatthaft fei, ſondern 
das Executionsrecht des A aus dem Grunde beftritten wird,. weil aus 
der Segueftration der Realität, die nun verkauft werden: ſoll, ein 
Betrag von 1358 fl., daher mehr als vie erecutive Forderung, erzielt 
wurde, folglich der Erecutionsführer mit feiner. Forderung gededt fei, 
und weil das Begehren der Klage: auf vie Aufhebung bes die Feil⸗ 
bietung bewilligenden: Erecutiondbefcheides geftellt wird, ein Begehren, 
das bei: dem. mangelnden. Nachweiſe der Befrievigung des Gläubigers 
nah $. 2 des cit. Hofer. unzuläffig und von Amtswegen zurüd- 
zuweifen ift; daß ferner das gleichzeitig geftellte Begehren um Siftie 
rung der Erecution unbegründet ift, weil eine volllommen beweiſende 
Urkunde über die Erlöfhung des Executionsrechtes wicht beigebracht 
wurde. 
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Nr. 7223. 


Unwirkſamkeit der rechtzeitig bei Gericht eingebrachten, aber 
erit nad Ablauf der geſetzlichen Friſt zugeſtellten Aufkün⸗ 
digung einer Miethe. 


Entie. b vd. 20. Nov. 1878, Hi 12996 (Beit. des Urth. des 8. G. Lemberg 
v. 25. Mai 1828, Nr. 183 1, Abäwd. des Urth. des O. 8 a Lemberg 
2. Iali 1878, Nr. 14525). ©. 3. 1879, Nr. 9 

Mit —8 Eingabe vom 15. März 1878 abigte A ber 
B die Jahresmiethe in feinem Haufe vierzehntägig (8. 2 lit. c ber 
faiferl. Verordnung vom 16. November 1858, R. ©. Bl. Nr. 213) 
auf den 1. April 1878. Die B beftritt die Auffünbigung, weil ihr 
biefelbe erft am 28. März 1878 zugeftellt wurde, daher fie zur 
Räumung am 1. April 1878 nicht verpflichtet fei. — In erfter In- 
ftanz wurde die Auffündigung wegen Berfpätung ale unwirkſam er⸗ 
flärt, da fie erſt am 28. März und ſomit nicht vor dem im $. 2, 
lit. e der faiferl. Verordnung vom 16. November 1858, R. ©. gt. 
Nr. 213, beftimmten 14tägigen Termine ber Gegenpartei zugeftellt 
wurde, und, wenn auch der Fall der lit. c des $. 2 dieſes Geſetzes 
im 8. 5 ibid. nicht aufgenommen ift, dennod die Anordnung des 
$. 5, wornad die Auflündigung, um für den nädftfolgenden Termin 
wirkſam zu fein, vor Ablauf der im $. 2 lit. a und b beflimmten 
Zeit auch zugeftellt fein muß, was das Erforderniß der. erfolgten 
BZuftellung der Aufkündigung betrifft, aud auf den Yall der nad 
lit. e des 8. 2 gefchehenen Auffündigung anzuwenden ift. — Bon dem 
O. % ©. wurde die Auffündigung aufrecht erhalten. Gründe: 
Die Aufkündigung ift, Mangels eines durch beſonderes Ueberein⸗ 
kommen der Parteien, durch die Ortsgewohnheit oder eine ſpecielle 
Vorſchrift feſtgeſetzten Termines ($. 2, lit. a und bdes citirten 
Geſetzes), in der allgemein vorgegriebenen Friſt (8. 2, lit. ce ibid.) 
gegeben worden. Für dieſen Fall genügte es aber nad; 8. 5 ibid., 
daß fie innerhalb dieſer Frift bei Oerichte eingebracht wurbe, was in 
der That gefchehen ift, ohne daß es audy noch auf den Zeitpunkt der 
Zuftellung anfam, da die analoge Anwendung der für bie Fälle ver 
lit. a und b des $. 2 gegebenen Beſtimmung auf den Fall der lit. c 
nicht zuläffig ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
aus deffen volllommen geredhtfertigten Gründen, zumal daraus, daß 
in dem $. 5 der kaiferl, Verordnung vom 16. November 1858 ver 
Abſatz lit. c des $. 2 ibid. nicht angezogen ift, keineswegs gegen bie 
allgemeinen Borfchriften ver Gerichtsordnung gefolgert werden Tann, 
daß eine Kündigungsfrift gegen den Aviſaten ohne Zuftellung der 
Kündigung an ihn zu laufen beginne, ja ablaufen könne, 
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Nr. 7224. 
Berurtheilung des nachträglich fuhmittirenden Beklagten in 
bie Koften des Erjeindirungsprocefjes. 


Entſch. dv. 26. Nov. 1878, Nr. 8092 A eit. der —— — Neth. der 
Prätur Macardca v. 10. März 1877, Nr. 449 u ara v. 

22. Dec. 1877, Nr. 4439). Gaozz. dei Trib. 1879,] Wr. 1 

A belangte die Finanzprocuratur in Vertretung des diene 
wegen Nullität der von ihr für eine Fiscalforderung bei dem Schuld⸗ 
ner C geführten Mobilienerecution, reſp. der gerichtlihen Bewilligung 
der erecutiven DVerfteigerung aus dem Grunde des ihm, Kläger, an 
den Mobilien zuftehenden Eigenthums. Nachdem fih die Beklagte 
von der Richtigkeit feines Eigenthumsanſpruches überzeugt hatte, fügte 
fie fich dem Klagebegehren und trat von der Execution zurüd, worauf 
das Proceßgericht die Nichtigkeit der geführten Execution ausſprach 
und die Bellagte zum Erſatz der Proceßkoſten des Klägers verurs 
theilte. — Das von der Finanzprocuratur im Koftenpunfte angefochtene 
Erkenntniß wurde von dem O. L. ©. beftätigt, worauf die Bellagte 
bie a. o. Reviſionsbeſchwerde ergriff. 

In Erwägung, daß nad der nicht widerfprochenen, daher für 
wahr zu baltenden Anführung des Klägers berjelbe erft durch Das 
gerichtliche Evict von der Bewilligung und Ausfchreibung der Licitation 
feiner Mobilien in Kenntniß gelommen ift und bei der Entfernung 
feines Aufenthaltsortes (Macarsca) von dem Sie ber Yinanzpro- 
curatur (Zara) nicht in der Lage war, auf aufßergerichtlihem Wege 
mit der Bellagten fid in das Einvernehmen zu fegen, um den ihm 
durch den nahen Berfauf feiner Mobilten drohenden Schaden nod 
abzuwenden; daß daher hieraus allein ſchon fi für ihn die Noth- 
wendigkeit ergab, zum Schuß feiner Intereſſen von den im Hofder. 
vom 29. Mai 1845, 9. ©. ©. Nr. 889, eingeräumten Rechtsmit⸗ 
teln der Klage auf Nichtigerflärung der geführten Execution und des 
Geſuches um einftweilige Ausfegung der Execution Gebraud zu 
machen; daß die Nothwendigkeit dieſes Vorgehens des A fih um fo 
deutlicher zeigte, als die Finanzprocuratur bei der auf feine Klage 
anberaumten Tagfahrt, anftatt fofort unter das Begehren zu fubmit- 
tiren, erft die Einficht der Driginalien ber Klagebeilagen (zum Theile 
Urkunden der Finanzprocuratur felbft, zum Theil Acte eines Yinanz- 
organes, die fie bei demſelben jederzeit einfehen konnte) begehrte, nad) 
genommener Einfiht die Zagfahrt zur Erftattung der Einrede ver- 
legen ließ, auch nicht in dem zweiten Termin dem Klagbegehren ſich 
fügte, fondern nur gegen Sompenfation der Gerichtskoften zum Rück⸗ 
tritt von der Erecution bereit war, jo daß, als der Kläger deſſen fich 
weigerte, e8 zu einer britten, weit hinausgefchobenen Zagfahrt kam, 
bei welcher die Beklagte endlich unter Anerkennung des Eigenthum 8 
des Klägers an den von ihm vindicirten Meobilien von der darauf 
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geführten Execution recedirte; daß ſomit die Proceßkoſten, auf deren 
Erja A beftand, in der That zur zwedentfprechenden Rechtsverfol⸗ 
gung nothwendige, von der Öegenpartei ihm verurfachte Koften waren 
($. 24 des Gejeges vom 16. Mai 1874, R. ©. Bl. Nr. 69), — 
bat der oberſte Gerichtshof die a. o. Reviſionsbeſchwerde der Be- 
klagten verworfen. 


Nr. 7225. 


Abhandlungsbehörplihe Regelung des Befige® und ber 

Verwaltung des Nachlaffes in Widerfpruch mit einem im 

poffefforifhen Streit über eine Nachlaßrealität ergangenen 
Erkenntniß. 


Entſch. v. 26. Nov. 1878, Nr. 9121 (Abänd. der gleihiemigen Der. 
des B. G. Dobezyce v. 20. Dec. 1877, Nr. 4231 umd des O. L. G. Kralan 
v. 27. Mai 1878, Nr. 2425). ©. 9. 1879, ©. 208. 


M hinterließ die A als Witwe und als gefeglihen Erben den 
Sohn aus erfter Ehe B. In einem Codicill hat er feine Grund⸗ 
wirthfchaft der A vermacht, welche in dem Befige derfelben gegen 
B, der fie depoſſediren wollte, durch vichterlihe Entſcheidung in pos- 
sessorio summariissimo gefhägt wurde. Die Abhandlung der Berlafjen- 
ſchaft des M fand nicht bei dem den Befigproceh entfcheidenden, fon- 
bern bei einem andern Gerichte ſtatt, weldes die einftweilige Ver⸗ 
waltung des Naclafjes (8. 810 a. b. ©. 3.) der A überließ — 
ungeachtet des Einſpruches des das Eopicill des M nicht anerkennenden 
B — weil diefelbe in possessorio summariissimo im Befig der Grund⸗ 
wirthichaft erhalten war. Bon dem DO. 8. ©. wurde dieſe Verfügung 
beftätigt. — B ergriff ven a. o. Revifionsrecurs. 

In Erwägung, daß die untergerihtlide Anorbnung anf dem 
in possessorio summariissimo geſchöpften Erfenntniffe beruht, dieſes 
Erfenntniß aber, da es fi auf einen Gegenftand bezieht, der zwei⸗ 
fello8 zum Nachlaß tes M gehört, nur fo lange maßgebend fein Tann, 
als nicht von dem zur Verlaſſenſchaftsabhandlung competenten Gerichte 
eine andere Verfügung bezägli der Verwaltung des Nachlaffes ges 
troffen wird; daß angefihtS der für Verlaffenfchaftsfachen beſtehenden 
bejonderen Vorſchriften mit Grund nit behauptet werben Tann, daß 
der mit dem voraufgegangenen Erfenntniffe in possessorio summa- 
riissimo eigentlich blos in Betreff der Verwaltung aufrecht erhaltene 
thatfächliche Zuftand von damals nur durch eine Entfheidung im 
ordentlichen Rechtswege geändert werden könnte; daß B, der einzige 
Sohn des M, fih zum Naclafie vesjelben erbserklärte und als 
befien alleiniger gefeglicher Erbe anerkannt erfcheint, deſſen Recht 
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nur durch das, bis nun aufrecht beſtehende Codicill des Erblaſſertz, 
beſchränlt iſt, derſelbe daher nach dem Geſetze und ſpeciell nach dem 
8. 810 a. b. ©. B. und nach dem $, 145 des kaiſerl. Patentes 
vom 9. Auguſt 1854, R. ©. B. Rı. 208, von der einfiweiligen 
Berwaltung der Berlafienfhaft, während dex Dauer ver Erbsverhand- 
fung nicht ausgefchloffen werden kann; daß der a, 0. Repiſtonsrecurs 
des B iur Sinne des 8. 16 des cit. kaiſerl. Patentes mindeſtens 
foweit Berüdfichtigung finden muß, als es fi um den, auf ihn aud) 
bei Beachtung des Codicills entfollenden Theil des Nachlaſſes handelt, 
— hat der oberfte Gerichtshof beide untergerichtlihen Entſcheidungen 
abgeändert und die einftweilige Verwaltung des Nachlaſſes des M wäh- 
rend ber Dauer ber Verlaſſenſchaftsabhandlung dem B unb ber A 
gemeinfchaftlich übertragen. 


Nr. 7226. 


Tod des Eidespflichtigen: Austellung der species facti 
nach Zulafjung des Eides. 


Eutich. v. 26. Nov. 1878, Nr. 13005 (Abänd, der gleipförmigen Deer. 
des 8. ©. „zuber dv. 30. Auguſt 1878, Nr. 7746 383 G. Bra 
6. Oct. 1878, er. 28955). Jur. BI. I Kr. 32. 

Ra dem Tode des A, welcher in feinem Procefje gegen B zu 
einem Erfüllungseide zugelaffen worden war, trat fein Advocat C den 
Eid an und begehrte, daß der Eid für abgelegt erflärt werde, indem 
er eine mit dem A aufgenommene und von demſelben unterfchriebene 
Information vorlegte, worin berfelbe fih zur Ablegung des Erfül- 
lungseides bereit erflärte, den C in einer von A nicht unterzeichneten 
Proceßſchrift angeboten hatte. — Bon beiden Untergerichten wurde das 
Segen des C abgewiejen, weil nach dem Hofver. v. 5. März 1795, 
% ©. ©. Nr. 222, das Anerbieten des Eides in einer von ber 
Partei nicht unterfertigten Satzſchrift die Wirkung eines gerichtlich 
($. 233 a. ©. O.) angebotenen Eides nur in dem Falle hat, wenn 
der Advocat zeigen kann, daß er bei Uebernahme der Vertretung die 
88. 412-414 der a. ©. O. genau beobadtet Habe, mithin infolge 
verfelben mit einer von feiner Partei unterfertigten species facti, in 
welcher gr zur Anbietung des Eides ausdrücklich begwaltet wurbe, 
verſehen jei; nach dem Zugeſtändniſſe des C ſelbſt, bie Aufnahme 
einer ſolchen species facti nicht ſtattgefunden hat und die von ihm 
vorgelegte erft nach der Acteninrotulivung aufgenommene Information, 
obgleich fie von der Partei unterfchrieben ift, dieſen Mangel nicht 
erjegen Tann. 

Der oberfte Gerichtshof entſchied, daß der von C angetretene 
Erfüllungseid für abgefhweren zu halten fei, in der Erwägung, daß 
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C fih mit einer förmlichen Bertretungsvollmaht des A ausgewielen 
bat, mithin zur Anbietung von Eiden im Namen feines Manpanten 
ermächtigt war; baß in der von ihm vorgelegten, von A unterfertigten 
Information der Erfüllungseid in dem vollen Umfange, in welchem 
er durch das Urtheil zugelafjen wurde, angeboten worden ift; baß 
mithin die im $. 233 a. ©. DO. und im Hofder. vom 5. März 1795, 
I. ©. ©. Nr. 222, angeführten Bebingungen vorhanden find, um 
den Eid für — zu halten, und daß die Beſtimmung des 
cit. Hofdecretes, wornach die species facti, welche die Ermächtigung 
des Advocaten zur Anbietung des Eides enthält, mit der Partei fchon 
bei der Uebernahme ver Vertretung aufzunehmen ift, nur dem gewöhn- 
lichen alle vorfieht und daraus nicht gefolgert werden darf, daß eine 
erit fpäter mit der Partei aufgenonmene Information dieſes Inhalts 
wirkungslos jet. 


Nr. 7227. 


Summariſches Verfahren: Unzuläffigfeit des Recurſes wider 

die obergerichtlihe Anordnung der Yortfegung des Zeugen- 
verhörs wider den Willen des Beweisführere. 
Entidj. v. 26. Nov. 1878, Nr. 13182. ©. 3. 1879, Nr. 1. 


Nachdem in ber fummarifch verhandelten Rechtsſache des A 
gegen B von den auf Antrag des B zugelaffenen acht Zeugen zwei 
Zeugen verhört worden waren, verzichtete er auf die VBernehmung ber 
übrigen Zeugen, gegen den Proteft des A. — Das Procekgericht 
verordnete die Einftellung des weiteren Zeugenverhöre. — Auf den 
Recurs de8 A wurde von dem DO. L. ©. die erftgerichtliche Verord⸗ 
nung aufgehoben, weil im Stadium der Beweisaufnahme die Zeugen 
im Sinne der a. ©. DO. ſowohl, als namentlih der Novelle vom 
16. Mai 1874, R. ©. Bl. Nr. 69, durch das Recht der Frageftellung 
bes Gegners gemeinschaftlich geworben find, daher der Zeugenführer 
nit einfeitig von der VBernehmung der übrigen Zeugen abftehen Tann. 

Nun ergriff B den Revifionsrecurd an den oberften Gerichtshof, 
weldyer in erfter Linie die Frage der procefjualen Zuläffigfeit dieſes 
Kechtsmitteld zu prüfen Hatte und mit Anwendung des $. 46 des 
Geſetzes über den fummarifhen Proceß, wornach abgejonderte Re— 
curſe gegen Gerichtsbefchlüffe, womit die Vernehmung von Zeugen 
angeordnet wurde, nicht flatthaben, verneinend entſchied. 
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Nr. 7228. 


Incompetenzeinwendung nah Erlangung der Reftitution zur 
Erftattung der Einrede: Unzuläjfigkeit der Zurückweiſung 
berjelben a limine, 


Entich. v. 26. Nov. 1878, Nr. 13220 (Belt. ded De „8 . &. Wien 
v. 11. Set. 1878 . Nr. 15191 2, Abänd. ded Deer. des O. L. ©. Wien 
8. Oct. 1878, Mr. 17658). @. 3. 1879, Sir. 85. 

Der Belag B, welchem im Reftitutionswege am 27. Auguft 
1878 eine Frift von 30 Tagen zur Erftattung der Einrede ertheilt 
worden war, brachte am 10. September 1878 die Einwenbung des 
nicht gehörigen Gerihtsftandes vor. — In erfter Inſtanz wurde 
hierüber eine Tagfagung zur Verhandlung angeordnet. — Das O. L. G 
wies die Incompetenzeinwendung a limine zurüd, weil der Beklagte 
die Wiedereinfegung nur zur Einbringung feiner Einrede angeſucht 
und erwirkt hat und diefelbe für die Einwenbung der Incompetenz 
um fo weniger benügen fann, als er mit feinem Begehren um eine 
neue Yrift zur Einrede ſchon ftillfchweigend auf die Einwenbung ber 
Incompetenz verzichtete, da er doch eine Einrede gar nicht zu erftatten 
dat, wenn er bie Incompetenzeinwendung anbringt. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte die Verfügung ber erften 
Inflanz, in der Erwägung, daß im Sinne des im 8. 1.der a. G. O. 
ausgefprochenen Grundſatzes über im Zuge des ftreitigen Verfahrens 
vorkommende Gefuhe, welde nicht offenbar gegen das Geſetz ver- 
ftoßen und deshalb von Amtswegen zu verwerfen find, nicht ohne 
Einvernehmung der Gegenpartei entjhieden werden kann und demnach 
über die Zuläffigfeit der von B eingebradten Incompetenzeinwenbung 
nicht von Amtswegen abgefprochen werden Tonnte. 


Nr. 7229, 


Berpfändung einzelner Sachen oder einer Gejammtfache ? 
Erwerbung des Pfandrechts an beweglihen Sachen dur 
„Erklärung“ ? 

Entid. v. 27. Nov. 1878, Nr. 9094 (Beft. beö Urth. ge 8. ©. Bozen v. 
3. April 1878, fu 1448, Abänd. des un. 8 8 O. L. G. Innsbruck vom 
4. Juni 1878, Nr. 3091). G u 915, Pr. 72. 

Im Notariatsact vom 8. März 1873 bekannte ſich die B ale 
Schuldnerin bes A für ein Darlehen von 1450 fl. und verpfändete 
ihm die in einem befonderen Berzeichniffe angeführten Mobilien, als: 
Einrihtungsgegenftände, Wäſche, Küchen⸗ und Labengeräthe, filberne 
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Beftede u. dgl. Dann heißt e8 in der Urkunde: „Inſoferne A der⸗ 
malen der Schuldnerin die Benützung dieſer Mobilien geftattet, ift 
diefelbe nur bittweife. Zum Zeichen der wirkſamen Berpfändung und 
bes Berfügimgsrecdhtes über die Pfandgegenftände hat die B zugleich 
dem A die Schlüffel zu den Localen, in welden fich diefe Sachen 
befinden, in Gegenwart des Notar ausgehändigt, welche Ain Empfang 
nimmt, jevod der B behufs der ihr zugeſicherten bittweiſen Geftat- 
tung des Gebrauches biefer Gegenſtände einfiweilen wieder zurück⸗ 
ftelt”. Mit Vertrag vom 12. November 1875 überließen die B 
und ihr Ehemann, welde Schuldner ihrer Kinder geworden waren, 
ben von einem Eurator ad actum vertretenen Kindern an Zahlungsftatt 
für die Schuld den ganzen Hausrath, worunter aud die dem A ver- 
pfänveten Sachen waren, ohne in dem Ueberlafjungsvertrage von 
dieſer Berpfändung Erwähnung zu machen. Nun belangte A tie 
Kinder der B auf Anerkennung des Pfandrechtes und Herausgabe 
der Pfandobjecte zur erecutiven Verſteigerung. — Nach Aufnahme 
des Zeugenbeweifes, der vom Kläger darüber, daß bei Errichtung des 
Vertrages vom 12. November 1875 der Curator ad actum umb der 
Vater der minderjährigen Kinter Kenntniß von ver erfolgten Berpfän- 
bung hatten, angeboten wurde und zu Gunften des Klägers ausfiel, 
erfaunte da8 Gericht erfter Yuftanz auf Abweifung der Klage aus 
folgenden Gründen: Die Art und Weife, auf welche das durch Ber: 
trag eingeräumte Pfandrecht an einer beweglichen Sache erworben 
wird, beftimmen vie SS. 451, 452 a. b. B. ©. Nach Vorſchrift des 
$. A451 ift vie Uebernahme ver Sache in die Verwahrung Desjenigen, 
welchem das Pfand befteflt wird, erforberlih; und wo eine folde 
Uebernahme nicht möglich ift, verlangt das Geſetz im 8. 452, baf 
die zu verpfändende Sache mit ſolchen Merkmalen verjehen werbe, 
aus denen Jedermann die Verpfändung leicht entnehmen kann. Eine 
andere Berpfänbungsart Tennt das Geſetz nicht. Es Liegt aber auch 
nicht in der Willfür der Contrahenten, die eine oder bie andere ber 
obigen zwei Erwerbungsarten zu wählen, nachdem die Uebernahme in 
bie Berwahrung bei allen beweglichen Sachen, bei welchen eine jolde 
nach ihrer Natur möglich ift, erfordert wird und das Gefeg bie 
Uebernahme durch Zeichen nur dann geftattet, wenn eine Hebergabe 
von Hand zu Hand nicht thunlid if. Da num bie in der Pfand⸗ 
verfchreibung der B aufgezählten Sachen insgefammt foldhe find, bet 
weldhen eine Uebergabe und Uebernahme von Hand zu Hand leidt 
durchführbar war und der Kläger nicht einmal behauptet, diefelben in 
Derwahrung genommen zu haben, kann davon, daß er das Pfandredht 
daran erworben hätte, keine Rebe fein. Wollte man aber hievon ab» 
fehen und im gegebenen Falle die Erwerbung des Pfandrechtes durch 
ſymboliſche Uebergabe nach 8. 452 a. 6. ©. B. als zuläffig erklären, 
jo kann eine im Sinne dieſes Paragraphen erfolgte Vetpfändung 
dennoch nicht angenommen werden, weil die Gegenftänve, welche ver- 
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pfändet werben jollten, eben nicht mit ſolchen Zeichen verjehen wurden, 
ans denen die Berpfändung für Jedermann erfichtlid geworden wäre, 
Der Kläger behauptet, daß die Berpfändung nad Analogie des $. 428 
a. b. G. B. (Eigenthumsübertragung durch Uebergabe, reſp. Erflä« 
rung) dadurch erfolgte, daß die B erflärte, die Sachen von nun an 
al8 verpfändete und auf Widerruf zu befigen, und dem Kläger vie 
Schlüſſel zu den Rocalitäten übergab, wo die Sachen ſich befanden. 
Diefe Anfiht ift nicht richtig, weil in den erwähnten Vorgängen 
weder eine wirkliche Uebernahme, noch eine foldhe durch Zeichen, aus 
denen die Berpfändung für Jedermann erfichtlich wäre, erblidt werben 
kann. Durd) den Notariatsact vom 8. März 1873 hat der Kläger 
wohl einen Titel zur Erwerbung des Pfandrechtes, aber nidht das 
Pfandrecht felbft erworben; die Erwerbung diefes Rechtes war an 
bie Erfüllung von Yormalitäten gebunden, welhe Kläger außer Acht 
gelafjen hat, weshalb er nah $. 452 a. b. ©. B. die Folgen ber 
Außerachtlaſſung jelbft tragen muß. Und va er ein Pfandrecht nie- 
mals erworben Hat, kann die Meinung der gejeglidhen Vertreter der 
Bellagten, welde bei Errichtung des Weberlaffungsvertrages vom 
12. November 1875 intervenirten, daß die mit diefem Acte verkauften 
Effecten dem Kläger verpfändet waren, von feinem Belang jein, weil 
durch biefelbe feine neuen Rechtsverhältniſſe gefchaffen werden konnten. 
— Das O. L. ©. erkannte nach dem Klagebegehren. Gründe: Die 
B wollte für ihre Schuld dem Kläger die im Notariatsacte verzeich» 
neten Gegenſtände verpfünden, und es wird zugegeben, daß Kläger 
durch diefe Urkunde einen giltigen Pfandrechtstitel erlangt habe; aber 
bie Bellagten behaupten, daß die Pfanpftüde nit auf eine gefeglich 
giltige Art übergeben, aljo das Pfandrecht nicht wirklich eingeräumt 
worben fei. Es lag in der Abfiht der Parteien, daß das Pfandredt 
wirklich eingeräumt, nach der Beſtellung des binglichen Rechtes aber 
die verpfändeten Gegenftänve bittweife und auf Widerruf der Schulb- 
nerin zum weiteren Gebrauche neuerdings überlafjen werben. Die kör⸗ 
perliche Uebergabe von Hand zu Hand war wegen der Menge und 
der Bejchaffenheit der Gegenftände ohne große Beſchwerlichkeit nicht 
thunlich und wear aud) nad) dem Geſetze nicht erforderlich, weil im Sinne 
ber 88. 452 und 427 a. b. ©, B. die Uebertragung des Pfand» 
rechted oder des Eigenthbumes bei einer Geſammiſache durch Zeichen 
gejchehen kann. Wenn in ven genannten zwei Gejetesftellen gejagt 
wird, daß die Uebergabe durch Zeichen, die fogenannte ſymboliſche 
Vebergabe nur bei beweglichen Sachen, welche feine körperliche Ueber- 
gabe von Hand zu Hand zulaffen, geftattet fei, fo zeigen doch bie 
vom Geſetze ſelbſt gewählten Beifpiele: „Frachtgüter, Waarenlager 
oder eine andere Geſammtſache“, daß die ſymboliſche Uebergabe in 
allen Fällen zuläjfig ift, in welchen vie Körperliche Uebergabe, wenn 
auch an und für fi nicht unausführbar, doch wegen der Beſchaffen⸗ 
heit der Gegenflände nicht ohne größere Befchwerlichleiten oder Nach» 
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theile vollzogen werben kann. Zu bergleihen Gegenftänden gehören 
offenbar bie einzelnen im Notariatdacte bezeichneten Einrichtungs- 
ftüde, welche I fih eine Geſammtſache, eine Einrichtung, bildeten 
$. 302 a. 6. ©. B.). Da nah dem Gefagten bie Erwerbung des 
Pfandrechtes durch fymbolifche Uebergabe geſetzlich zuläffig war, fo ift 
zu unterfudhen, ob fi die Parteien dabei geeigneter Zeichen bevient 
haben. Das Gefet fordert ſolche Zeichen, aus denen Jedermann bie 
Berpfändung leicht erfahren kann. In dem vorliegenden Falle dienten 
als Zeihen die Errichtung der Notariatsurfunde und die Uebergabe 
der Schlüffel der Wohnungsräume, in denen fi) die Sachen befanden, 
Es ift nicht abzufehen, warum dieſe Zeichen nicht als geeignete Mittel 
der Uebergabe erkannt werben jollen, nachdem der Kläger dadurd in 
den Stand gejegt wurde, ausjchlieglich über die gepfändeten Sachen 
zu verfügen. Wenn er fogleih darauf die Schlüfjel der Schulbnerin 
zurüdftellte, ftand diefed nach dem vorausgegangenen Acte der Erwer- 
bung bes binglihen Rechtes in feinem Belieben und das Pfandrecht 
ging dadurch nicht verloren, weil die Zurüdftellung nicht ohne Vor—⸗ 
behalt gefchehen ift (8. 467 a. b. ©. B.). Jedenfalls waren die ge- 
wählten Zeichen ber ſymboliſchen Uebergabe derart, daß die Bellagten 
die geſchehene Verpfändung leicht erfahren konnten, wie fie diefelbe in 
der That erfahren haben. Nach der Ausfage der Zeugen beftand bie 
Abſicht, den beflagten minderjährigen Kindern der B durch bie ver⸗ 
faufsweife Hingabe der im Weberlafjungsvertrage bezeichneten Gegen« 
ftände Zahlung für die von ihren Eltern ihnen gejchuldeten Geld⸗ 
beträge zu verfchaffen, indem der Werth diefer Gegenftände auch nod 
nad) der Realifirung des Pfandrechte® des A zu feiner Befriedigung, 
als eine genügende Dedung ber den Kindern gegen die B zuftehenven 
Forderung erachtet wurde. Daraus ergibt fih, daß die Beklagten das 
Eigenthum ver fraglihen Gegenftände mit der daran haftenden und 
ihnen befannten Laſt des Pfandrechtes des Klägers erworben haben 
und daß die Einwendung des nicht beftehenden Pfandrechtes redlicher 
Weife nicht erhoben werden kann, weil fowohl der Curator ad actum 
der Bellagten, welder für fie die Gegenſtände anfaufte, als auch die 
Verfäuferin ausdrücklich erklären, daß das Beftehen des Pfandrechtes 
anerfannt und bei bem Kaufvertrage darauf Rüdjiiht genommen 
worben fei. 

Der oberfte Gerichtshof beſtätigte das erſtrichterliche Urtheil. 
Gründe: Laut des Vertrages vom 8. März 1873 hat die B für 
ihre Schuld dem Kläger ein Pfand an den Gegenſtänden beftellt, 
welhe in dem ber Vertragsurkunde beigefügten Berzeichnifie auf- 
geführt find. Gegenftand ver Pfanpbeftellung waren daher einzelne 
individuelle Sachen, nicht eine Geſammtſache ($- 302 a. b. ©. B.). 
An beweglichen Sachen ift in der Regel nur ein Yauftpfand gejetlich 
anerfannt (88. 451, 452 a. b. ©. B.). Diefes jet aber die kör⸗ 
perlihe Uebergabe ver Sache an den Gläubiger voraus, Eine folde 
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Uebergabe fand hier nicht ſtatt, da die Sachen der Schuldnerin zur 
Benützung überlaſſen blieben. Eine Verabredung, zufolge welcher Der 
Verpfänder fortan die Gewahrſame für den Gläubiger ausüben ſoll, 
fann zur Verpfändung nicht genügen. Die ſymboliſche Berpfändung 
endlich greift blos bei Sachen Plaß, bei denen die körperliche Ueber- 
gabe praftifh unthunlich ift (8. 452 a. 6. ©. B.). Abgefehen hievon 
tann von einer ſolchen Berpfändung im gegebenen alle wegen Man⸗ 
gels von Maßnahmen, welche die Verpfändung für Dritte erfennbar 
maden, nicht die Rede fein. Hienach liegt lediglich eine Pfanpbeftel- 
lung vor, aus welcher jedod nur das Recht de8 A gegen die B auf 
Aushändigung der Pfandfachen entſprang. Da nun A das Pfandredt 
an den erwähnten Sachen noch nit erworben, feine perſönlichen 
Anſprüche aber dritten Perfonen gegenüber, felbft wenn biefelben bei 
Erwerbung eines dinglichen an den Öegenftänden von jenen 
Ansprüchen Kenntniß gehabt hatten, nicht in Betracht kommen können, 
ſo war das erſtrichterliche Urtheil zu beſtätigen. 


Nr. 7230. 
Legitimation des Gemeindevorftehers zur Procepführung für 
die Gemeinde. 


Entid. v. 27. Nov. 1878, Nr. 9699 (Beit. der 3 3.0.8.0. u. bed 
8. ©. Dieinit vin 15. 5. Febrnn: 1878, Nr. 1070. un rag v 
1878, Nr. 13732). Sur. BI. 1879, Nr. 2 

Der Barflehe ber Gemeinde A belangte in —* derſelben 
die Eheleute B mit der Eigenthumsklage auf Herausgabe eines Grund⸗ 
ftüdes, Die Beklagten wendeten den Mangel der activen Klage» 
legitimation des Gemeindevorſtehers ein, weil nach $. 34, Abſatz 4 
der Gemeindeordnung für Böhmen vom 16. April 1864, 8. ©. DL. 
Nr. 7, die Beftellung eines Vertreters der Gemeinde in Rechts⸗ 
angelegenheiten ver Beſchlußfaſſung bes Gemeindeausſchuſſes vor⸗ 
behalten iſt, welche hier nicht vorliegt. — Von beiden Untergerichten 
wurde dieſe Einwendung mit der Begründung zurückgewieſen, daß nach 
8. 34, Abſatz 4 der böhm. Gemeindeordnung allerdings die Beſtellung 
eines Vertreters ber Gemeinde in Nechtsartgelegenheiten dem Wirs 
fungsfreife des Gemeindeausſchuſſes vorbehalten ift; daß aber nad 
8. 55 desſelben Gefeges der Gemeindevorfteher die Gemeinde nad 
Außen vertritt, und daß der Oegenpartei gegenüber, dieſe auf dem 
Geſetze felbft beruhende Legitimation genügt, weil es nicht nöthig ift, 
baß ber Gemeindevorfteher erſt für die einzelnen Vertretungsfälle wie 
ein Curator beſtellt werde, wie die Appellanten behaupten. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die untergerichtlichen Entfäei- 
Dungen mit Bezugnahme auf die vorftehende Begründung, 
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Nr. 7231. 

Abweifung des Geſuchs um Geftattung der Legung einer 
erft nach der Recognofcirungstagfahrt aufgefundenen 
Driginalurkunde. 

En — v. 27. Nov. 1878, Nr. 10055 (Belt. der gleichförmigen un. 2 
asien v. 11. Jänner 1878, Nr. 213048 und des DO... ® 
5. Inni 1878, Nr. 5830). Advocaten⸗Zeitung 1878, ©. 41. 

Bei der auf Anſuchen der Beklagten B angeorbneten Tagfahrt 
zur Necognofeirung der Beilagen der Stlage bes A erſchien biefer 
nicht, und es wurde daher ausgeſprochen, daß auf eine in ber Klage 
allegirte Bertragsurtunde feine Rüdfiht zu nehmen fei. In der Re- 
plit brachte Kläger Neuerungen an und unter diefen aud die fragliche 
Urkunde (deren früher verlegtes Original er nun gefunden hatte). 
Die Legung dieſer Urkunde wurde ihm von allen drei Inſtanzen ver- 
weigert und ihm ber Erſatz der Koſten dieſes Inciventftreites (welche 
für die erfte Inftanz allein ſchon auf 173 fl. 59 fr. feftgeftellt wurde) 
auferlegt. Er hatte geltend gemacht, daß, wenn auch die Beftimmungen 
über Legung von Neuerungen nur von neuen Behelfen fpreden, fie 
doch analog auf vorliegenden Fall anzuwenden feien. 

Dagegen heit e8 in ven oberftgerichtlihen Motiven, daß in ven 
amgefochtenen untergerichtlihen Entfcheitungen eine nad Hofer. vom 
15. Februar 1833, 3. ©. ©. Nr. 2593, zur Abänderung berfelben 
berechtigende Nichtigkeit oder offenbare Ungeredhtigfeit in feiner Be⸗ 
ziehbung wahrgenommen werben kann, dieſe Entjcheivungen vielmehr 
den Beitimmungen der SS. 47, 48 u. 126 der a. ©. O. entſprechen, 
und Gegenſtand ber nad Hofber. vom 9. Yuli 1792 in den Satz— 
ſchriften anzubringenden Verhandlung offenbar nur die Trage fein 
kann, welden Einfluß die conftatırte Nichtvorweifung der zu recog> 
nojciren verlangten Urkunde und bie daraus nad $. 126 a. ©. O. 
ſich ergebenve Baur auf die Entjcheidung der Hauptſache zu 
nehmen habe, 
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Nr. 7232. 
Uebernahme einer Hypothekarſchuld auf den Kaufſchilling 
mit Zuftimmung des Gläubigerd: Mebergang der bem 
urfprünglichen Schuldner eingeräumten Zahlungsmodalitäten 
auf den Schulpübernehmer. — Auslegung eines Bertrags: 
Befugniß zur Borauszahlung „mehrerer” Raten. — 


Unerfennungstlage. 
En utſch. v. 28. Nov. 1878, gr. 6326 (Beft. des Urth. des H. G. Wien v 
8. Jänner 1878, Nr. 1 ,‚ Abänd. des Urth. des O. L. ‚© Mien om 


6. März 1878, Nr. 3012). Zur. Bl. 1870, ir. 1 
A und C- Tanften das Haus X der Baugefelicaft D und über- 
nahmen für Rechnung des Kauffhillings die auf dem Haufe verficherte 
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Schuld der Berkäuferin von 300.000 fl. in effectivem Silber an die 
Hypothekarrentenbank B. Diefe entließ die Verkäuferin aus ber Per: 
fonalhaftung und nahm die Käufer als Alleinzahler an, welde mit 
allen Berbinvliczkeiten und Rechten, vie aus dem Schulvfcheine vom 
5. April 1872 für die Baugeſellſchaft D hervorgingen, in das Schuld⸗ 
verbältmig eintraten. Nah Inhalt dieſes Schulofcheines hat der 
Sqculdner das in 5i/,percentigen Silberpfanbbriefen der Hypothekar⸗ 
rentenbant B gegebene Darlehen von 300.000 fl. mit 696 zu verzinfen 
und ratenweife nad einem beftimmten Tilgungsplan bis zum Sabre 
1910 zurädzuzahlen (8. 1); er ift berechtigt, zu den im Tilgungs⸗ 
plan bezeichneten Terminen außer der jeweild fälligen Capitalsrate 
auch die nädhftfällige oder „mehrere” in der Reihe folgende Raten, jebod) 
nur gegen eine vom Berwaltungsrath der Bank B zu beſtimmende 
Berglitung vorauszuzahlen, welche 11,9% der voransgezahlten Sunme 
nicht überſteigen darf, und kann dieſe Vorauszahlung nach feiner Wahl 
in baarem Silber ober in den obigen Silberpfanvbriefen nad ihrem 
Nennwerth leiſten ($. 3); im alle des erecutiven Verkaufes des 
verpfändeten Haufes ift die Schuld in effectiver Silberwährung mit 
Ausſchluß der Pfandbriefe zu bezahlen (8. 12). Am 1. Yuli 1876 
wurde eine Rate von 10.125 fl. fällig. .Die Schulpner A und C 
waren zur Zahlung bereit, wollten aber von dem im Schuldſchein ein: 
geräumten Recht der Vorauszahlung Gebrauh machen und boten bie 
Zahlung der vom 1. Jänner 1877 bis 1. Yänner 1886 verfallenven 
(19) Capitalsraten im Gefammtbetrage von 33.199 fl., und zwar 
33.150 fl. in Silberpfandbriefen und 49 fl. in Silber an, nebft einer 
Rückzahlungsproviſion von höchſtens 11/, 96. Der Liquidator der in 
Liquidation befindlihen Bank B nahm die Zahlung der verfallenen 
Kate an; das Angebot der Vorauszahlung wurde von ihm mit ber 
Erklärung abgelehnt, daß die Bank diefe Zurückzahlung nicht accep- 
tigen fönne, weil fie nicht „mehrere*, fondern viele Raten vepräfentire. 
Kun deponirten A und C nad) 8. 1425 a. b. ©. 3. 33.150 fl. in 
5'/,percentigen Silberpfandbriefen der Bank B und 548 fl. zur Er- 
ganzung des Ratenreftes und zur Dedung ber 1’/,percentigen Pro» 
vifion, erwirkten die grunbbücerliche Loſchung des Cheilbetrages per 
33.199 fl. von der Darlehensfhuld bei dem verpfändeten Haufe und 
belangten, zur Wahrung ihrer Rechte, die Bank mit der Präjudicials 
Hage, in welcher fie das Erfenntniß begehrten, daß fe berechtigt feien, 
zu den im Zilgungsplane bezeichneten Rüdzahlungsterminen Voraus⸗ 
zahlungen der nädftfälligen Capitalsraten in beliebiger Anzahl im 
Silberpfandbriefen der beffagten Bank mit Vergütung von höchſtens 
11/,% der vorausgezahlten Naten zu leiften. — In erſter Inſtanz 
wurde dem Klagebegehren ftattgegeben. — Das O. 8. ©. erfannte 
auf Abweifung der Klage aus folgenden Grünten: Das Rlagebegehren 
ift unzuläffig: 1. weil die Kläger nicht berechtigt find, von der im 
$. 3 des Sculdfheines der urfprünglicden Schulpnerin D vorbehal- 
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tenen Begünſtigung Gebrauch zu machen; 2. weil ſelbſt im Falle 
dieſer Berechtigung die Zahlung von Capitalsraten in beliebiger An⸗ 
zahl nach dem Wortlaute und Sinne dieſes Paragraphen nicht 
ſtatthaft iſt. — Ad 1. Die Beſtimmung des $. 3 erſcheint als eine 
Ausnahme von der im $. 1 aufgeftellten Regel der Verpflichtung, 
das Darlehen in firen Raten und in effectivem Silber zurüdzubezahlen; 
fie räumt der Baugejelihaft D das Recht der Wahl bezüglich ver 
Valuta ein, in ber eine oder mehrere Raten des Darlehens zurüd- 
bezahlt werben können, und zwar dieſer Geſellſchaft perfünlih, nicht 
jedem Nachfolger im Befite des verpfändeten Hauſes. Dieſes gebt 
aus dem Wortlaute der betreffenden Beftimmung, aus dem Schluß—⸗ 
faße des 8. 3 und aus $. 12 des Schulpfcheines hervor; denn bei 
der erecutiven Berfteigerung der Pfandſache müßte die Bellagte den 
Erfteher als Affignaten annehmen, und da fie die Begänftigung des 
8. 3 nur der Baugefellichaft gab, fo wurde ausprüdlih die Begün⸗ 
ftigung der Zahlung mittelft Pfanpbriefen im 8. 12 ausgeſchieden. 
Bei dem Verlaufe aus freier Hand wäre fie jedoch nicht gezwungen, 
ben Affignaten (bier die Kläger) anzunehmen und ihm bie Begün⸗ 
ftigung, welde fie der Baugejellichaft gab, einzuräumen; dazu hätte 
eine bejondere Uebereinkunft zwiſchen Affignanten und Affignaten 
und Ajfignatar ftattfinden müffen, die aber im gegenwärtigen Procefje 
nit vorliegt und von beflagter Seite nicht zugejtanden if. Wäre 
daher ſchon in Hinblid auf $. 442 a. b. ©. B., wonad mit dem 
Eigenthume des Haufes niht aud die dem Verkäufer perjönlich ein- 
geräumten Rechte aus dem Schuldſcheine auf die Kläger übergingen, 
die Berechtigung der Letteren, von der Begünftigung des $. 3 Ge⸗ 
brauh zu machen, zu verneinen; fo muß dies um fo mehr gelten, 
wenn die von den Klägern ausgeftellte Erklärung in das Auge gefaßt 
wird, mit welder fie zu der beflagten Bank in das Verhältniß von 
Perſonalſchuldnern traten, und in welder fie ausprüdlih nur die 
Bahlungsverpflitungen aus dem Schuldſcheine Übernahmen, ohne fi 
die Beredhtigungen aus $. 3 desjelben mit Einwilligung der beflagten 
Bank ausdrücklich vorzubehalten. Der Kaufvertrag kann, weil ohne 
Intervention der beklagten Banf abgefchloffen, deren Rechte nicht 
beirren, und der Umftand, daß fie bei Verweigerung der Annahme 
ber von den Klägern angebotenen Zahlung von Kapitalsraten ben 
obigen Grund nicht anführte, fann darum nicht entfcheivend fein, weil 
fie überhaupt nicht verpflichtet war, die Gründe ihrer Weigerung an⸗ 
zugeben. Ad 2. Selbſt wenn man die Beredtigung der Kläger zur 
Zahlung im Sinne des $. 3 annehmen wollte, erfcheint das Klage⸗ 
begehren, wie es vorliegt, unftatthaft; denn die Kläger begehren vie 
Anerkennung, daß fie Eapitaldraten „in beliebiger Anzahl" bezahlen 
fönnen, und ber Hauptaccent ihrer Klage ift auf diefes Belieben ge- 
rihtet, da fie ausprüdlic erklären, daß es ihnen darum zu thun 
ift, alle Raten des Darlehens auf einmal zu berichtigen. Der Beiſatz: 
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„in beliebiger Anzahl” kommt aber im 8. 3 nicht vor und kann 
durchaus nicht als ein felbftverftändlicher angefehen werden, wenn ber 
Wortlaut und die Tendenz dieſes 8. 3 richtig beurtheilt wird. Nach 
demjelben follen „eine oder mehrere“ ber Reihe nad) folgende Ea- 
pitalsraten vorausbezahlt werben fünnen. Das Wort „mehrere“ in ber 
Redeform „eine oder mehrere” beveutet nach dem gewöhnlichen Sprach⸗ 
gebrauche allerdings dann, wenn es ohne Beziehung auf eine cor- 
refpondirende Summe von Einheiten gebraucht wird, eine ganz un⸗ 
beftimmte Mehrheit im Gegenfage zur Einheit, niemals aber ift es 
ſynonym mit „alle"; und wird diefe Redeform (wie im 8. 3 des 
Schuldſcheines) mit Beziehung auf eine gewilfe Summe von Ein- 
heiten gebraucht, dann ſteht das Wort „mehrere” nicht im Gegenſatze 
zu „ein“, fondern conjunctiv mit „ein” im Oegenfage zu der Summe. 
Das Wort „mehrere ift dann ſynonym mit „einige”, nicht aber mit 
„beliebig viele” oder gar „alle, Eine oder mehrere von 72 Raten 
bezahlen, heißt alfo „einige” (im Verhältniffe zur Gefammtzahl wenige), 
nicht aber „beliebig viele” oder „alle” Raten bezahlen. Auch die Ten- 
benz des 8. 3 kann nicht dahin gedeutet werben, daß dem Schuloner 
freiftehen fol, beliebig viele, eventuell alle Raten auf einmal in 
Pfandbriefen zu berichtigen. Denn e8 muß jedem Pfanpbriefinftitute 
vor Allem daran gelegen fein, die Rüdzahlung der gegebenen Dar- 
leben derart zu regeln, daß fie zur Auszahlung ber fälligen Pfand- 
briefe genügende Baarſchaft erhält, und daß fie durch Heimzahlung 
von Darlehen, die fie auf Hypotheken gegeben, auch fo viel zurüd- 
befomme, um im Betrage der Verminderung ber Hypothekarforderungen 
auch fällige Pfandbriefe abftoßen zu können. Würden, entgegen ter 
dieſem Bedürfniſſe angepaßten Regel des $. 1 des Schuldſcheines, 
große Darlehensbeträge ftatt in effectivem Silber in noch nicht fälligen 
Pfandbriefen eingezahlt, fo läge die Gefahr nahe, daß die in Silber 
rüdzahlbaren fälligen Pfanpbriefe nicht ausgezahlt werben könnten, 
weil der Fond hiefür mangelt. Zudem ift die Beftimmung des $. 3 
als Ausnahme von der Regel des 8. 1 befchränfend zu interpretiven, 
und fhon die Wahl des Ausdrudes: „eine oder mehrere”, ftatt des 
Ausdrudes: „beliebig viele”, deſſen Gebrauch, wenn die Auslegung 
der Kläger die richtige wäre, nahe lag und jeden Zweifel bejeitigt 
hätte (weshalb ihn auch die Kläger in ihrem Begehren gebrauden), 
deutet darauf hin, daß nur einige, im Berhältniffe zur Geſammtzahl 
wenige Raten gemeint find. Daran ändert auch die Thatfache nichts, 
daß die beflagte Bank früher Rüdzahlungen von unbeichränfter Höhe 
in Pfandbriefen angenommen haben foll, weil die Rechtsverhältniſſe 
der Bank zu dritten Perfonen auf jene der Banf zu den Klägern 
von feinem Einfluffe find. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Urtheit. 
Gründe: Nah der Mar und deutlich ausgebrüdten Bertragsbeftim- 
mung im $. 3 fann es wohl feinem Zweifel unterliegen, baß ber 
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Baugeſellſchaft Dals Darlehensnehmerin die Berechtigung ſowohl zur 
Vorauszahlung einer oder mehrerer der nächſtfälligen Capitalsraten, 
als auch zur Wahl der Währung, in welcher dieſe Vorauszahlung 
zu leiften ift (effective Siberwährung oder Silberpfandbriefe zum 
Nennwerth) ausdrücklich zugeftanden worden iſt; und ber dagegen er» 
bobene Einwurf, der Schuldner dürfe eine Borauszahlung in Pfand» 
briefen nur ein einzigeömal leiften, bedarf wohl feiner ernſtlichen 
Widerlegung, da in dem $. 3 nicht von einem einzigen Zahlungs» 
termine, fondern von Zahlungsterminen in vielfadher Zahl geſprochen 
wird, mithin ſchon ter Wortlaut des DVertrages jener Auslegung 
geradezu wiberftreite. Es kann ſich daher bei dem Umftande, daß 
bie für diefes Darlehen als Pfand beftellte Realität von der Baus 
gejelihaft D den Klägern verlauft und dabei die oberwähnte Dar- 
Iehensjhuld von den Käufern als Selbft- und Alleinfchulpner zur 
Zahlung übernommen worden ift, nur darum fragen, ob die im 8. 3 
des Schuldſcheines ftipulirte Berechtigung aud auf die Kläger als 
nunmehrige Eigenthümer der verpfändeten Realität übergegangen if. 
In diefer Beziehung behauptet die beflagte Bank in erfter Linie, daß 
die erwähnte Berechtigung der Baugejellihaft D nur für ihre Perſon 
eingeräumt worden jei, daher bei dem Verlaufe der verpfändeten 
Realität nicht auf die Käufer übertragen werden konnte. Wenn jedoch 
erwogen wird, daß in dem Schuldſcheine nichts vorlommt, woraus 
eine Beſchränkung jener Berehtigung auf die Perfon der Baugefell- 
Ihaft entnommen werden fönnte, daß dieſe Beredtigung überhaupt 
nicht al8 eine Ausnahmsbeſtimmung, fondern vielmehr als eine zwi⸗ 
ichen beiden Bertragstheilen vereinbarte Zahlungsmodalität zu bes 
trachten ift, die im engen Zujammenhange mit der Zahlungsverbind- 
(ichfeit jelbft fteht, wobei der Umftand, daß fie nit ſchon im 8. 1, 
fondern im $. 3 vorkommt, feine Bedeutung hat, weil der Schuld 
ſchein als ein mehrere Beftimmungen enthaltendes Ganze aufzufaflen 
und im Ganzen zu beurtheilen ift; daß ausdrücklich nur für ven Fall 
einer executiven Feilbietung der verpfändeten Realität die Nüdzahlung 
in effectiver Silberwährung mit Ausſchluß von Pfandbriefen ftipulirt 
wurde; daß dagegen für den Yall einer Veräußerung aus freier Hand 
nah $. 12 nur die Verſtändigung der bellagten Bank von dem Ver⸗ 
faufe und der Nachweis der Umfchreibung und Berichtigung ber 
Uebertragungsgebühr bebungen ift; und daß, wenn auch in dieſem 
Falle die Vorauszahlung in Pfanpbriefen ausgeſchloſſen jein follte, 
dies gewiß an. diefer Stelle ebenfo ausprüdlih ftipulirt worden wäre, 
wie es im Falle der erecutiven Weilbietung geſchah; daß endlich aus 
dem Saufvertrage nichts Anderes entnommen werden kann, als daß 
bie Kläger in Anfehung ver von ihnen als Selbft- und Alleinfchulpner 
übernommenen Darlehensfhuld aus dem Schulofcheine volftändig und 
ausnahmslos an bie Stelle der Verkäuferin getreten find; fo zeigt 
ſich, daß jeder Anhaltspunkt zur Annahme der von der beflagten 
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Bank behaupteten Einfhränktung fehlt. Ebenſowenig kann die von 
den Klägern der beflagten Bank ausgeftellte Erklärung des Eintrittes 
in das Sculoverhältnig der Baugefelfhaft D in dem Sinne auf- 
gefaßt werden, daß bamit die Kläger in Folge eines mit ber beflagten 
Bank getroffenen befonderen Uebereinfommens auf die im $. 3 des 
Schuldſcheines ftipulirte Berechtigung verzichtet hätten; benn es wurbe 
fhon oben bemerft, daß die im 8. 3 des Schuldſcheines ftipulirte 
Berechtigung nicht al8 eine Ausnahmsbeſtimmung, fondern als eine 
mit der Zahlungsverbindlichkeit in engen Zufammenhange ſtehende 
Zahlungsmodalität zu betrachten ift, und der Inhalt des Kaufvertrages 
zeigt, daß die Kläger bei dem Abjchluffe desfelben in voller Kenntniß 
von diefer im $. 3. des Schuldſcheines feftgefegten Zahlungsmopalität 
waren. Wenn fie nun in der unmittelbar darnach ausgeftellten Ur⸗ 
kunde erflären, daß fie der beflagten Bank gegenüber für ſämmiliche 
auf Grund des auf der erfauften Realität grundbücherlich einver- 
leibten Schuldſcheines von ter Baugefellihaft D übernommenen Zah- 
lungsverbindlichkeiten rüdfihtlih des Kapitals, aller Nebengebühren 
und anderweitiger Berbinvlichleiten für ſich und ihre Rechtsnachfolger 
als Berjonalfhuldner zur ungetheilten Hand eintreten, fo kann dieſe 
Erflärung eben nur dahin verfianden werben, daß fie bie Zahlungs⸗ 
verbindlichkeiten der Baugefellihaft in dem vollen Umfange und in 
der vollen Art, wie fie im Schuldſcheine ftipuliet find, nicht blos als 
Hypothekarſchuldner, fondern auch als Perfonalfhuloner übernehmen, 
zumal weber in biefer Erklärung eine ausdrückliche Berzichtleiftung 
ver Kläger auf die im $. 3 des Schuldſcheines flipulirten Zahlungs« 
mobalttäten, nod in ber von ber beflagten Bank ven Klägern am 
felben Tage ausgeftellten Erklärung ein ven Klägern gegenüber ges 
machter Vorbehalt bezügli der eben erwähnten Zahlungsmodalität 
vorfommt. Es fehlt alſo auch in diefer Beziehung jeder Anhaltspunkt, 
um annehmen zu können, es fer zwijchen ver beflagten Bank und den 
Klägern ein befonderes Uebereinfommen in dem Sinne getroffen worden, 
daß e8 den Klägern gegenüber von der Beftimmung des 8. 3 des 
Schuldſcheines abzufommen habe, indem vielmehr vorliegt, daß vie 
beflagte Banf unmittelbar nad dem Abjchluffe des Kaufvertrages bie 
volle Kenntniß von dem Eintritte der Kläger in die Schuldverbindlichkeit 
der Bangefellihaft D aus dem Schulofcheine erlangt hat und damit ohne 
irgend eine Abänderung einverflanden war. Was endlich die Behauptung 
ber beflagten Bank betrifft, vaß eine Vorauszahlung von Kapitalsraten 
in beliebiger Anzahl nad) dem Wortlaute und dem Sinne des Schuld» 
feines, $. 3, nicht ftatthaft fei, fo muß bemerft werden, daß ver 
bezogene $. 3 nur im Allgemeinen von ber nädftfälligen ober meh» 
reren der Neihe nah noch weiter folgenden ‚Capitaldxaten fpricht, 
ohne die Anzahl derjelben anzugeben, daß auch die beklagte Banf eine 
beftimmte Anzahl nicht angegeben hat, daß alfo für ben Richter Fein 
Anhaltspunkt zu einer ſolchen numerifhen Beftimmung vorliegt, und 
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daß daher bei dem Umſtande, als im Schuldſcheine vie Beſtimmung 
ber Anzahl ver vorauszuzahlenden Capitalsraten Iediglih der Wahl 
des Schuldners übderlaffen erfcheint, der im Slagebegehren vorkom⸗ 
mende Ausdruck: „in beliebiger Anzahl”, nicht beanftändet werben Tann. 


Nr. 7238, 


Exceptio litis finitae: Vorbehaltloſer Rüdtritt von ber 
Klage, 


Euti. v. 28. Nov. 1878, Nr. 10574 (Beft. dei Urin. des B. ©. atom 
> 6. Sept. 1877, Nr. 3684, Abänd. deö Urth ded O. 2. ©. Kralan 
6. Februar 1878, Nr. 691). ®. 9. 1879, ©. 165. rer :Zeit. 1879, A. R 

Gegen die Klage des A wegen Herausgabe eines Grundſtückes 
vertheibigte fih der Bellagte B mit der exceptio litis finitae, weil A 
von der früher gegen ihn wegen Zurüdftellung desſelben Grundſtückes 
angebrachten Klage zurüdgetreten fi. — In eriter Inflanz wurde 
dieſer Einrede flattgegeben, weil laut des aufgenommenen Gerichts⸗ 
protofolles A die erfte Klage ohne Borbehalt zurüdgezogen hat, daher 
fein Rüdtritt als Verzicht auf alle Rechte zu diefem Grundftüde an- 
gejehen werben muß, welcher Verzicht dem egentheile gegenüber 
rechtliche Kraft erlangt hat. — Das O. L. ©. hat die Einrede mit 
folgender Begründung abgewiefen: Nachdem A in dem Protofolle 
vom . . . erflärt hat, von ber Klage zurüdzutreten, ift es offenbar, 
daß der Rüdtritt nicht von dem Kechtöftreite, fondern nur von der 
Klage erfolgte. Es kann daher eine folde Erklärung, welde gemäß 
8. 8 weſtgal. ©. O. zuläffig ift, nicht als endgiltige Erledigung 
der Streitfahe angefehen werden, wie denn auch bei genauer Feſt⸗ 
haltung an der Vorſchrift des $. 35 ibid. die Einwendung der ent- 
fhiedenen Streitfjahe nur dann mit Wirkung vorgebradt werben 
fon, wenn über die Klage ein Urtheil erflofjen ift, was hier nicht 
der Tall war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erfigerichtliche Urtheil. 
Gründe: Der Kläger ift von der Klage unbedingt, fomit nit um 
eine verbeflerte Klage zu überreichen, abgeftanden und es Tann von 
einer Anwendung des 8. 8 weſtgal. ©. O. keine Rebe fein, weil in 
ber neuen Klage weder ver Gegenftand noch das Klagerecht geändert 
if. Durch den unbebingten Rüdtritt von ber Klage ift die Streit- 
ſache, gleih wie durch eim Urtheil, enbgiltig erledigt, daher findet im 
Sinne des $. 35 ibid. eine neuerliche Klage desfelben Klägers gegen 
benfelben Beklagten wegen besfelben Gegenftandes nicht flat. 
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an | Nr. 7234. 

Borausfegungen der Zuläffigfeit des gerichtlichen Erlages 
von Partialſchuldverſchreibungen, für beren Beſitzer ein 
J gemeinſamer Curator beſtellt iſt. 


Entſch. v. 3. Dec. 1878, Ar. 10140 (Beſt. des Decr. des H. G. Prag vom 
17. Juni 1878, Nr. 53685, Abäud. des Detr. des DO.%. ©. Prag vom 
16. Juli 1878, Nr. 20126). Sur. BI. 1879, Nr. 4. 

Nachdem fir die Befiter der Brioritätsobligationen der Eifens 
babngefellihaft C ein gemeinfamer Eurator in der Perfon des B 
heftelt worden war, deponirte A zum Zwecke feiner Tegitimation 
als Befiger folder Obligationen 5 Stüde jammt den Coupons. — 
Sem Erlagsanbringen wurde in erfter Inftanz abgewiefen, weil zur 
Zeit weder ein gefegliher Grund, noch eine curatelgerichtliche Auffor- 
derung zum Erlage von folden Prieritätsobligationen vorliegt. — 
Das O. L. G. verordnete die Annahme des Depofitums. — Dagegen 
ergriff der Prisritätencurator B den: Reviflonsrecurs, worin er aus⸗ 
führte: Obwohl die obergerichtlihe Verfügung die Rechte feiner En» 
randen nicht befchädige, ergeeife er dennod das Rechtsmittel des Re- 
curjes in der Erwägung, daß die ohne Zwedangabe erfolgte Deponi⸗ 
zung, wenn dieſelbe fidy wiederholen wird und fidy jeweils anf Tleine 
Partien der in 90.000 Stüd ausgegebenen Titres erfiredt, ſowohl 
bem Gerichte erfter Inftanz als auch dem Depofitenamte eine umfang- 
reihe aber zwedlofe Vermehrung der Agenden anf Koften der fon- 
ftigen Rechtspflege und auch implieite der Behandlung der in bie 
Curatel der Prioritätenbefiger einfchlagenden Gefchäftsftäde hervor⸗ 
rufen könnte, und mit der Abficht, endlich eine höchſtrichterliche Ent⸗ 
ſcheidung in dieſer bisher nicht entſchiedenen Principienfrage hervor» 
zurufen. Obgleich auch der Reeurrent der Anficht ift, daß das Bericht 
zur Annahme von Erlägen von Brisritätsohligationen aus dem 
Grunde, weil deren Befiger der Legitimation vor der Curatelbehörde 
oter dem Curator bedürfen, berufen erfcheint, jo halte er es in der 
Tendenz und im Wortlaute der vom O. 2... ct. Geſetze (vom 
24. April 1874, R. ©. BI. Nr. 49, 8. 3 und vom 5. December 
1877, R. ©. Bl. Nr. 111, $. 16) für begründet, daß das Ge- 
richt als Exrlagsftelle nur dann in Anſpruch genommen werden bürfe, 
wenn es fi für den Befiger von Prioritätsohligationen um bie for- 
melle Legitimation zu ſolchen Acten handelt, zu welchen er nad) diefen 
Geſetzen für ſich allein, felbftftändig zu fchreiten beredtigt if. Auch 
ber Recurrent jei der Meinung, daß den Befigern von ſolchen Priori⸗ 
tätsobligationen ein felbfiftändiger Einfluß auf die Wahrung ihrer 
Intereſſen zuftehe, und das Gericht erfter Inftanz habe gerade in An⸗ 
gelegenheiten der Curatel der Befiger von Prioritäten der Eifenbahn- 
geſellſchaft C diefen Einfluß wiederholt in der weiteften Weife gewahrt, 
indem es Häufig Einfchreiten von Priovitätenbefigern, shne bie 
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formelle Legitimation überhaupt zu begehren, billig erledigte, und 
ebenſo habe der Recurrent als Curator, dem 8. 8 des Geſetzes vom 
24. April 1874, R. ©. BI. Nr. 49, gemäß, Anfragen von Perfonen, 
welche fih für Befiger von Prioritätsobligationen ausgaben, ſtets 
beantwortet, ohne erft nad der formellen Legitimation verfelben zu 
fragen. Die vom O. %. ©. cit. Geſetze haben aber die Fälle vor 
Augen, in welchen bie Legitimation der Prioritätenbefiger nothwendig 
erſcheint, und es könne der gerichtliche Erlag gewiß nur auf biefe 
Bälle bezogen werden. So habe das Geſetz vom 24. April 1874 im 
8.3, wo es den Befigern von Theilfchulpverfchreibungen das Recht 
einräumt, die Aufftellung eines Curators zu begehren, ftatuirt, auf 
weldhe Weife vie formelle Legitimation zu diefem Begehren zu er- 
bringen fei, und müſſe dieſe Legitimationsart in den Fällen der 58. 9 
und 10 dieſes Geſetzes per analogiam zur Anwendung fommen, Das 
Oefeg vom 5. December 1877, R. ©. BI. Nr. 111, beftimme die 
beiden Fälle, in welden ein Erlag der Prioritätsobligationen bei 
Gericht gerechtfertigt erſcheint, ausdrücklich, indem es feftftellt, daß 
zur Theilnabme an der Berfammlung behufs der Wahl der Vertrauens» 
männer (8. 10) und zur Ergreifung ber Rechtsmittel (8. 16) der 
Ausweis der Legitimation erforderlich fei. Aus dieſen geſetzlich be- 
flimmten Fällen könne aber nicht gefolgert werden, daß ohne Zweck 
bie Gerichte und die Depofitenämter, blos zum Vergnügen einzelner 
Obligationäre, welche im gegebenen Falle auf die Zahl von 90.000 Stüd 
heranwachſen könnten, mißbraudt werden. Der Necurrent bitte daher 
im Intereſſe der allgemeinen Rechtspflege um die Entſcheidung biefer 
Principienfrage im Sinne des erftrichterlihen Abweifungsbefcheides. 
Der oberfte Gerichtshof hat dem Recurſe ſtattgebend, die erfl- 
gerichtliche Entſcheidung reftituirt, in der Erwägung, daß weder ein 
gefegliher Grund, noch auch eine curatelgerichtlie Aufforderung zum 
Erlage der oben erwähnten Prioritätschligationen vorliegt; daß in 
dem Erlaganbringen Feine beftimmte Thatfache angeführt wird, welche 
nad den beſtehenden Geſetzen, namentlih nah den Geſetzen vom 
24. April 1874, Nr. 49, 5. December 1877, Nr. 111, und 14. Des 
cember 1877, Nr. 112 R. ©. BL, die Beicheinigung des Befiges 
von derlei Prioritätsobligationen für die Legitimation des Kinfchrei- 
tenden zur Bornahme eines fpeciellen, auf die Eifenbahnunternehmung 
fi beziehenden Actes erforberlih macht, wie dies in den im 8. 3 
des Geſetzes vom 24. April 1874, Nr. 49, dann in den SS. 10 
und 16 des Geſetzes vom 5. December 1877, Nr. 111 R. ©. BL, 
vorgefehenen Fällen, insbefondere vorgefchrieben ift; daß folglich es 
nicht angeht, die gerichtliche Verwahrung jener Obligationen ohne 
fpecielle Angabe eines beftimmten, durch das Gefeg felbft für ven 
eoncreten Fall gebotenen Zwedes aus Bequemlichleitsrädfichten für 
den Erleger wegen etwa erft fünftig möglicher, von ihm zum Schute 
feiner Rechte zu ergreifenden Rechtsmittel in Anfpruch zu nehmen. 
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Nr. 7235. 


Beſitzſtöͤrungsproceß: Störung im Beſitz eines zur Weld⸗ 


cultur verwendeten Ackerfeldes durch Fortſetzung der Aus⸗ 
übung des Rechts zu fahren? 


Entſch. v. 3. Dec. 1878, Ne. 13375 (Beſt. des Decr. des B. G. Karlsbad 
v. 14. Sept. 1878, Nr. 18679, Abänd. se Deere. des O. L. G. Prag vom 
7. Ott. 1878, N. 28136). ©. &. 1879, 6. 88. 


B bat regelmäßig ein Grunpflüd des A als Fahrweg benugt, 
um auf fein Aderfeld zu kommen, und ift noch im Herbft 1877 dar⸗ 
über gefahren, als er fein Feld mit der Winterſaat beſtellte. Kurze 
Zeit nachher ließ A auf feinem Grundſtücke eine Waldcultur anlegen. 
As nun B im Auguft 1878 abermals über das Grundſtück des A 
fuhr, um das auf ſeinem Felde angebaute Koru einzuheimſen, wurde 
er von A in possessorio summariissimo wegen Defigftörung belangt, 


als melde der Kläger das Fahren Über den Waldboden feines Grund⸗ 


ftüdes bezeichnete. — Dem in erfter Inſtanz abgemwiejenen Klage- 


 begehren wurde von dem O. 2. ©. flattgegeben aus folgenden 


— 


Gründen: Der Kläger hat die Waldeultur durch ſeinen Förſter mit 
Wiſſen des Beklagten angelegt, mithin an ſeinem Grundſtücke einen 
Beſitz ausgeübt, in welchem er von dem Letztern durch das Fahren 
über den Waldboden offenbar geſtört wurde. Die Einwendung des 
Beklagten, daß er den. Förſter des Klägers bei der Anlegung der 
Walpcultur deshalb zur Rede ftellte, und vergeftalt den Beflg des 


; Rechtes, Über das Grunpftüd zu fahren, bethätigte, verdient feine 


Berückſichtigung, weil, wie erwiejen, dieſer Proteft unbeachtet blieb, 
und der Beklagte, anftatt feine Beſchwerde vor die competente Be⸗ 


hörde zu bringen, ſich der eigenmädhtigen Hilfe bediente. Diefen eigen- 


mächtigen Act muß Bellagter, da die Momente des 8. 344 a. b. G. 2. 
bier abgehen, nad $. 19 ibid. verantworten. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erfigerichtliche Entſchei⸗ 
dung. Gründe: Nachdem erwiefenermaßen der DBellagte bis zum 
Herbſte 1877 den Befiz des Fahrweges über das Grundſtück des 
Klägers ungehindert ausgeübt hat, kann darin, daß berfelbe am 
2. Auguſt 1878 abermald auf dem bisherigen Wege über dieſes 
Grundſtück gefahren if, um das im Herbfte 1877 auf feinem Felde 


. angebaute Korn einzuheimſen, feine Störung des Beſitzes des Klä⸗ 


gers, fondern nur eine Yortfegung des von dem Beklagten bis zum 
Herbfte 1877 ausgeübten Beſitzes des Fahrweges erfannt werden. 
Dadurch, daß der Kläger auf dem Wege eine Waldcultur anlegen 
ließ, Bellagter davon Kenntniß erhielt, jedoch keine Beſitzſtörungs⸗ 
klage .anftellte, wurde er dieſes Befiges nicht verluflig, da ja, wie 
der Erfolg gezeigt hat, durch die Anlage der Waldcultur die Aus⸗ 
Übung des Rechtes des Fahrwegs nicht unmöglih gemacht und von 


36* 


Kläger nicht behauptet wurde, daß dem Bellagten die Ausübung bes 
Fahrweges anterjogt zucı hei und derſelbe dem Verbote ſich gefägt 
habe S 851 ab. ©. B.). 


Mr. 7236. 


Verbindung des Begehrens um Sereterigtettärung. bes 

proviforifhen Arreftes mit dem zugleich gegen bei nicht⸗ 

verhafteten Mitſchuldner gerichteten Klagebegehren um 

Zahlung: ‚Einfluß dev Verſchiedenheit des Verfahrens auf 
bie Zulaffigkeit der Klagencumulirung. 


Der. 1878 Nr. 13379 ( eit. des 3 „dee ®. ‚Bien 
v. —X Nov. n 8, r. 189372, Aband. el, Deer. d 8 Wien v. 
0.00. 1878, Nr. 20165). ©. 2. 1876, ji '$ 


A, welcher gegen den B wegen einer Forderung von 605 fl. 
den proviforifihen Arreft erwirkt Hatte, überreichte am 12; Noventber 
1878 ..gegen den B und C eine Klage mit ven Begehren, 1. um 
Berurtheilung des B und © in solidum zur Bahlung ber obigen 
605 fl; 2. um Gerechtfertigthaltung des gegen B erwirkten proti- 
forifchen Arreftes und bat, mit Rückſicht auf den Betrag des Streit 
gegenftanves, um Cinleitung des ſchriftlichen Verfahrens, — In Er- 
wägung, daß auf das gegen B geftellte Klagebegehren (Rechtfertigung 
des Arreftes) ein anderes Verfahren (dad mündliche) eingeleitet werben 
muß, wurde das Libell dem A zurüdgeftellt und derjelbe. angewiefen, 
den B und C, jeven für fi, zu belangen und die. hienach gegen B 
zu richtende Klage binnen 48 Stunden. zu überreichen, widrigens fie 
als am 12, November 1378 überreicht nicht angefehen werden würde. 
— Das O. 2. ©. caffiste die Verfügung der erflen Inſtanz mit dem 
Auftrage, die Klage des A mit Abſtandnahme von dem angeführten 
Abweifungsgrunde zu erledigen, weil die Anweifung zur Separation 
durch das Gefe nicht gerechtfertigt iſt. — Dagegen ergriff B den 
Revifionsrecurd, worin er geltend machte, daß ein beiehleunigie® Der- 
fahren um fo mehr geboten fei, als es fih um jeine. Freilafiung 
handelt, indem er gegen die eingellagte Forderung keine. Einwenbung 
babe und diefelbe als richtig anzuerkennen bereit fei, worüber feine 
Vreilaffung zu erfolgen haben wird ($. 275 a. ©. O.), während 
fie durch die vom Mitbeklagten gegen die Klage etwa vorgebraditen 
Einwendungen verzögert werden würde. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die Verfügung der erften Inftanz, 
in der Erwägung, daß die vom Kläger eingebrachte Klage ſich nach dem 
Betrage bes Streitgegenftanbes zum ordentlichen fhriftlichen Verfahren 
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eignet und darin and das Degehren um ‚Einleitung des ſchriftlichen 
Berfahrens geftellt worden ift, über das in dieſer Klage zugleich ges 
ftellte Begehren um Gerechtfertigthaltung des Beer ven erſtbetlagten 
B ermirkten proviforiihen Arreſtes aber nad 8. 281 a. ©. O. mit 
thunlichfter Befchleunigung zu entſcheiden und in —* Beſtinmung 
die Vorausſetzung des müundlichen Verfahrens gelegen ift.. 


Me. 7237. 


Anſpruch der den Eintritt in ein vor der Concurseröffnung 
vom Gemeinſchuldner abgeſchloſſenes Kaufgeſchäft ableh— 
nenden Concursmaſſe auf Rückſtellung des theilweiſe vor⸗ 
ausbezahlten Kaufpreiſes: Condictio causa finita. Angeld? 


Entſch. v. 4. Dec. 1878, Nr. 5536 (Beſt. des Ya des B. ©. Radſtadt v. 
3. Oct. 1877, Nr. 2249, Abänd. ded un. des O. L. G. Wien v. 10. März 

1878, Ar. 3109). ©. H. 1879, 38. ur. BL 1879, Ar. 3 | 

B, C und D verlauften dem A das Holz in ihrem gemeinfamen 
Walde zur einmaligen Abftodung und erhielten von ihm 100 fl. als 
in den Rauffhilling von 800 fl. einzurechnendes „Darangeld” und 
weitere 80 fl. a conto des Kaufpreifes. Bor Beginn des Holzfchlages 
verfiel der Käufer A in ven Concurs. Der GConcursmafjeverwalter 
erkläͤrte, daß die Gläubigerſchaft in das Geſchäft nicht eintrete (S. 22 
lit. e C. O.), worauf die Berfäufer das Holz einem Dritten ver- 
fauften; Nun belangte fie der Concursmaffeverwalter auf Zurüd- 
ftellung der ihnen von A gezahlten 130 fl. — Das Gericht erfter 
Inftanz erkannte nach dem Sllagebegehren, weldes von dem O. L. ©. 
aus folgenden Gründen abgewiefen wurde: Der $. 22 € O. ent-: 
bätt keine materiellrechtliche Beftimmung, fondern nur formelles Recht 
über den Eintritt der Concursmaſſe in das Gefhäft. Er entzieht nur 
dem Bellagten das Klagerecht auf Erfüllung des Vertrags. Die Con⸗ 
cursmafle kann nicht mehr Recht Haben, als der Cridar vor Aus- 
bruch des Concurjes hatte. Der Cridar konnte vor diefem Zeitpunkte 
nit einfeitig abgehen, daher kann auch die Concursmafle den Ber- 
tvag nicht einfeitig auflöfen. Dieſelbe erhält nur das Recht in das 
Geſchäft nicht einzutreten, alfo ein Privileg, damit der Concurs nit 
auf Jahre lang hingus in feiner Abwicklung gehemmt werde. Die 
Zuläffigfeit des Rädtrittes aber ift gemäß $. 22 c der C. O. nad) 
ben allgemeimen Grundſätzen des a. b. ©. B. zu beurtheilen. Nun‘ 
beftimmt ver $. 908 a. b. G. B., daß Dasjenige, was hei Abſchlie⸗ 
Bung eines Vertrages voraus gegeben 'wird, als Sicerftellung für 
bie Erfüllung Des Bertrages zu betrachten fei und „Angelo“ heiße. 
Im Ranfverteage wird. es felbft als. ‚Darangabe” bezeichnet. Daß. 
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bie Beklagten nicht im Verſchulden find, ſteht außer allem Zweifel. 
Sie können daher gemäß $. 908 a. b. ©. 3. das voraus empfan- 
gene Geld behalten. Demnad war das Klagebegehren abzuweifen. 

Der oberfte Gerichtshof reftitwirte das erfirichterliche Erkenntniß. 
Gründe: Die Berwaltung der A'ſchen Concursmafle hat von dem 
ihr im 8. 22 der C. DO. eingeränmten Befugniffe Gebrauch gemacht, 
indem fie die Erflärung abgab, in den von dem Eridar vor Ausbruch 
des Concurfes mit den Bellagten geſchloſſenen Holztaufvertrag nicht 
einzutreten. Infolge deſſen kommt der Vertrag nicht zur Ausführung. 
Die Bellagten haben dies felbft anerkannt, da fie nach eigener An- 
gabe über das dem Eridar verfaufte Holz, deſſen Schlägerung nod 
nicht begonnen hatte, anderweitig verfügt haben. Sie haben aber 
bereit8 einen Theil des Kaufſchillings empfangen. Es ift nicht richtig, 
daß die von A gezahlten 130 fl. lediglich als Angelo anzufehen feien. 
Daß dies in Betreff eines Betrages von 30 fl. durchaus nicht ber 
Tall ift, geht aus der nicht widerfprochenen Behauptung des Concurs⸗ 
maflevermwalters hervor, und es ift auch nicht widerfprocdhen, daß bie 
übrigen 100 fl. nad Inhalt des Bertrages mit der Bezeichnung 
„Darangeld“ ausdrücklich a conto des Kauffhillings gegeben und daß 
die Intabulation des Bertraged zur größeren Sicherheit ber gelei- 
fteten Borauszahlung des Kauffchillings bewilligt wurde. Da, wie 
gefagt, der Kaufvertrag und zwar ohne Verſchulden der Concursmaſſe, 
welde nur von dem ihr durd das Geſetz eingeräumten Befugniffe 
Gebrauch gemacht Hat, nicht zur Ausführung kommt, fo hat audy ber 
rechtliche Grund aufgehört, den empfangenen Xheilbetrag bes Kauf⸗ 
fhillings zu behalten (8.1435 a. b. ©. B.). Die Bellagten würden, 
wenn fie den Kaufſchilling behalten könnten ohne das Kaufobject zu 
übergeben, fi mit dem Schaden des Cridars, in befien Rechte bie 
Concursmaſſe eingetreten ift, bereichern (8. 1447 a. b. G. B.); daß 
aber die Beklagten dadurch, daß der mit dem Gemeinſchuldner ger 
ſchloſſene Kaufvertrag nicht zur Ausführung gelangt, beſchädigt worben 
find, haben fie nicht bewiefen. Es mußte demnach das erftrichterliche 
Urtheil beftätigt werden. 


Nr. 7238. 

Statthaftigfeit der Delogirung eines Gemeinſchuldners durch 
die Eoncursmafje: Unanwenbbarkeit der Verordnung vom 
16. November 1858 (R. ©. Bl, Nr. 213). 

Extid. v. 4. Dec. 1878, Nr. 13080 (Abänd. der sleiafärmis en Deer. 

des O. L. 6 au 


des L. G. Kralan v. 26. Jänner 1878, Nr. 335 uud . Krateu v. 
19. Imi 1878, Ar. 8764). ©. H. 1879, ©. 220. Advoe.⸗ZJeit. 1870, Nr. 13. 


Ueber das Bermögen des B, Pächters des Gafihofes zum 
„ſchwarzen Adler“ in Biala wurde von dem 2. ©. Krakau ver Con⸗ 
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curs eröffnet und der Bezirksrichter in Biala als Concurscommifjär 
beftelt. Die Koncursmafle trat in den Pacht bes Gafthofes ein 
(8. 23 C. O.), in welchem ver Cridar und feine Ehefrau C wohnten. 
Infolge Beſchluſſes des Gläubigerausſchuſſes ftellte der Concursmaſſe⸗ 
verwalter das Geſuch um zwangsweiſe Delogirung des Cridars und feiner 
Fran, und ber Eoncurscommifjär erließ an fie ven Auftrag, die Wohnung 
im genannten Gafthofe binnen 8 Tagen zur Vermeidung der zwangs 
weifen Entfernung zu räumen. Dagegen überreihten B und die C 
bei dem Concurscommiffär ihre Einwendungen, die von vemfelben als 
unftatthaft und unbegründet zurüdgewiejen wurden. — Gegen dieſe 
Abweifung ergriffen fie den Recurs an das Concursgericht, welches 
in Erwägung, daß Streitigkeiten wegen Räumung von Wohnungs- 
beftandtheilen vor die Bezirkögerichte gehören (kaiferl. Verordnung vom 
16. November 1858, R. G. Bl. Nr. 213, 8. 1) und daß der Eon- 
eurscommiffär nicht berechtigt ifl, desfalls eine Berfügung zu treffen, 
($. 147 ©. DO.) den Räumungsauftrag des Concurscommiflärs be- 
feitigte und die Einwendungen der Eheleute B und C dem Bezirks⸗ 
gerichte Biala zur zuftändigen Amtshandlung überſandte. — Das 
D. L. ©. beftätigte deu Beſchluß des Concursgerichtes. 

In Erwägung, daß ſchon durch die Concurseröffnung gegen 
den Cridar B gemäß $. 1 C. D. rechtskräftig ausgefprochen wurde, 
daß fein ganzes Vermögen feiner freien Berfügung entzogen werde 
und die Öefammtheit der Gläubiger das Hecht erlange, diefes Ver⸗ 
mögen nad) den Beſtimmungen ber Concursorbnung in Berwahrung 
und Berwaltung zu nehmen und zu ihrer Befriebigung zu ver- 
wenden, ohne daß ihm ein Anfprud auf ben Unterhalt aus dem 
zur Concursmaffe gehörigen Vermögen zuftünde ($. 5 E. O.); daß 
dem Concursmafleverwalter nach 8. 76 ibid. die Sicherftellung des 
Kctioftandes der Maſſe und deren Berwaltung obliegt und fein Geſuch 
um Delogirung der vom Cridar und feinen Hausgenofjen, insbejon- 
dere feiner Gattin in dem Gafthofe „zum Schwarzen Adler“ eingenom- 
menen Wohnung, nit auf den $. 11 der kaiſerl. Verordnung vom 
16. November 1858, R. ©. DB. Nr. 213, fondern auf fein Recht 
zur Sicherſtellung der Concursmaffe und zur Verwaltung berjelben 
für Die Gläubigerfchaft, ſowie auf die obigen, durch die Concurs- 
eröffnung gegen den Cridar wirkſamen gefeglihen Beftimmungen ge- 
gründet ift, überdies aber der Concursmaffeverwalter au den Beſchluß 
des Gläubigerausfhuffes beigebradyt hat, womit er zur Erwirkung 
der Delogirung beauftragt wurde; daß der Räumungsauftrag des 
Concurdmafjecommifjärs nicht in einer Beftandftreitigleit ergangen ift, 
fondern eine nah $. 70 C. D. in feinen Wirkungskreis gehörige 
Berfügung war, hat der oberfte Gerichtshof den Räumungsauftrag 
des Concurscommifjärs hergeftellt und die Einwendungen der Eheleute 
B und C abgewiefen, 
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Nr. 7239. 


Beweis aufnahme zum ewigen Gedächtniß: Anſpruch des 
Veweinaegu auf ſofortigen Erſatz der Koſten. 


Eutſch. v. 4. Dec: 1898, Nr. 13334 (Beſt. des Decr. des K. —* Eger v. 
II. Sept. 1828, Nr. 11839, Aband. des Decr. des DO. L. ©. Prag vom’ 
0. Sept. 1878, Nr. 27808). ©. 5. 1879, 6. 122, 

} Für einen gegen die Gemeinde B beabſichtigten Broceß begehrte 
A die Aufnahme eines Zeugenbeweifes zum ewigen Gedächtniß, welder 
bewilligt wurde und unter Intervention des Advocaten C als Ver⸗ 
treter der genannten Gemeinde ftattfand. Der Legtere verlangte den 
fofortigen Zufpruc der Koften feines Erſcheinens, wogegen A pro- 
teftirte, weil die Entfcheidung über die Koften dem eventuellen Tünf- 
tigen Rechtsſtreite vorbehalten bleiben. müſſe. — In erfter Inſtanz 
wurden der Gemeinde B die Koflen der Intervention des C im Be 
trage von 43 fl. gegen den Beweisführer zuerfannt, — Auf den 
Recurs bes Letztern hat das O. 2. ©. den Anſpruch auf den Kofen- 
erfatz abgewiefen, weil ein die Sachfälligkeit des einen oder des anderen 
Theiles ansprechendes Judicat derzeit nicht vorliegt, mithin. bie. Bes. 
dingungen einer Entſcheidung über die Koften weder im Sinne der 
a. G. O. noch im Sinne des Geſetzes v. 16. Mai 1874, R. G. Bl. 

Kr. 69, vorhanden find. 

Auf den Kevifionsrecurs der Gemeinde B beftätigte der oberfte 
Gerichtshof den erjtrichterlihen Beſcheid. Gründe: Nachdem bie 
Gemeinde B berechtigt war, bet der zur Zeugeneinverneymung zum 
ewigen Gedächtnifſe angeorbneten Tagfagung zu erfcheinen, bei der 
Eidesleiftung der Zeugen anwefend zu fein und die Stellung bejon- 
derer ragen an biefelben zu begehren, von welchem Rechte dieſelbe 
thatſächlich auch Gebrauch gemadt hat, fo ift ihr Anſpruch auf den 
Erfaß der ihr dadurch nothwendig erwachſenen Koften gegen den A, 
welcher viefelben durch die in feinem Intereſſe begehrte Beweisführung 
zum ewigen Gebädtniffe verurſacht hat, wohl begründet, zumal es 
derzeit noch ungewiß ift, ob es zu einem Rechtsſtreit kommen und 
damit der Fall des Zuſpruches dieſer Koften eintreten werde. 


Nr. 7240. 
Possessorium summarüssimum: Berechnung der Frift 
zum Recurſe gegen die erftgerichtliche Entfcheivung. 


Entid. v. 4. Dec. 1878, Nr. 13301 (Bet. des dern. des 3 G. Prag 
v. 20. Anguft 1878, Nr. 23160). ©. 9. 1879, ©. 64 


In dem possessorium summariissimum des A gegen B ergriff‘ 
ber Letztere gegen bie erfigerichtliche Proceßentfcheidung den Recurs, 
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welder von dem D. 2. ©. wegen Berfpätung aus folgenden Gründen 
abgemwiefen wurde: Die im $. 17 ver kaiferl. Verordnung v. 27. Oct 
1849, R. ©, Bl. Rr. 12, feſtgeſetzte achttägige Recursfrift a date 
ver am 8. Juli an ven Vertreter des Beklagten erfolgten Zuftellung 
der angefochtenen Entſcheidung war am 16. Inli abgelaufen, mithin 
ber erft am 28. Juli bei Gericht eingebrahte Recurs verfpätet. . Da⸗ 
durch, daß dem Bellagten erft am 20. Inli das Protokoll der in 
dem Proceß aufgenommenen Zeugenverhöre in Abſchrift zugeftellt 
wurde, ift der Mangel der Rechtzeitigkeit des Recurſes nicht behoben, 
weil die faiferl. Verordnung vom 27. October 1849, R. ©. UL 
Nr. 12, für die Verhandlung im Befigftörungsftreite ein beſonderes 
ſummariſches Verfahren normirt, welches ſich von dem durch das 
Juſtizhofder. vom 24. October 1845, J. G. S. Nr. 906, eingeführten 
Summarproceſſe weſentlich unterſcheidet, und nirgends auf die Beftim- 
mungen dieſes Hofdecretes Bezug nimmt, baher das Letztere überhaupt 
nicht, insbeſondere aber nicht die im $. 41 desſelben enthaltene Vor⸗ 
Ihrift in Befitzſtörungsſtreitigkeiten eine ſubſidiäre Anwendung findet 
und bie Friſt zur Üeberreihung des Recurſes in diefen Streitfachen 
vom Tage ber Zuftellung der Proceßentſcheidung, wovon die Abſchrift 
des Zeugenverhörsprotofolles einen integrirenden Theil nicht bildet, 
zu berechnen iſt. 

Auf den Recurs des Beklagten, woriu derſelbe auf ber Anwen- 
bung des $. 41 des Gejeged Über den Summarproceß per analogiam 
beſtand, beftätigte der oberfte Gerichtshof die obergerichtlihe Verord⸗ 
nung mit Bezugnahme „auf deren richtige Begründung“. 


Nr. 7241. 


Vorausſetzungen der Reftitution ob noviter reperta: 
Schuldloſe frühere Unkenntniß? 


Entid. v. 5. Der. 1878, Nr. 7208 (Beſt. des Hub. des B. ©. San vom 
9, April 1878, ir. 524, Aband. des Urth. des O. L. G. Wien v. 15. Mat 
1878, Nr. 71383). ©. 9. 1879, ©. 265, 

Nachdem B in vem von A gegen ihn angeſtrengten ſumma⸗ 
riſchen Proceſſe wegen Zahlung des Lohnes für die Errichtung einer 
Waſſerleitung ſachfällig geworden war, begehrte er die Reſtitution 
nah 8. 272 lit. b a. G. O., um feine in dem Proceß vorgebrachte 
Einwendung, daß A in dem wegen Herftellung ver Waflerfeitung 
mit ihn geſchloſſenen Bertrage den Zuflug von 150 Eimer Wafler 
per Tag garantirt habe, durch neue Zeugen zu erhärten, von Deren 
Erxiftenz er früher nichts gewußt habe. — Das Gericht erfter Inſtanz 
erkannte nach dem Begehren des B, wenn er mit dem ihm zurück⸗ 
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gefhobenen Haupteive beſchwört, daß er erſt nah der Entſcheidung 
des Hauptprocefies in Erfahrung bradte, daß die von ihm benannten 
Zeugen von dem Oarantieverfprehen des A Wiſſenſchaft haben, und 
daß er vor dem ergangenen Spruche von dieſem Beweismittel nichts 
wußte und dasfelbe nicht abfichtlich verfchwiegen habe. — Bon dem 
O. L. ©. wurde das Neftitutionsbegehren des B abgewiejen aus fol⸗ 
genden Gründen: Nah 8, 372 lit. b a. ©. D. gebührt das Hecht, 
die Wiebereinfegung in den vorigen Stand zu verlangen, dem Ber- 
fürzten dann, wenn wider ihn ein Spruch ergangen ift und er nad) 
folhem erhebliche Beweismittel gefunden hat, die er vorhin nid 
wiflen oder nicht finden konnte. B, welder in dem wider ihn von A 
wegen Zahlung eines LTohnbetrages von 269 fl. für bie Herftellung 
einer Wafjerleitung geführten Rechtsſtreite deshalb ſachfällig murbe, 
weil der Kläger mit vem ihm vom Beklagten aufgetragenen negativen 
Haupteid bie Anführung des Lebteren, daß er für zwei Jahre aus⸗ 
drücklich eine tägliche Kieferung von 150 Eimer Waſſer garantirt habe, 
widerfprodhen bat, behauptet, nad Füllung des Urtheild erfahren zu 
haben, daß von dem Garantieverfprechen des A mehrere Zeugen und 
zwar feine brei Kinder Joſef, Michael und Maria, dann ein Arbeiter 
und feine gewefene Dienſtmagd gehört haben, und daß er ben Beweis 
durch diefe Zeugen nicht abfichtlich verfchwiegen habe. Wenn nun aud 
angenommen werden wollte, daß ber Beweis durch die genannten 
Zeugen 0'8 ein erhebliches Beweismittel zu gelten habe, fo hat doch 
B dafür, daß er von diefen Zeugen vorher nicht wifjen oder fie nit 
finden fonnte, feinen Beweis angeboten. Er behauptet lediglih, daß 
er davon nichts gewußt habe, da er, als Befiter eines Bauernhaufes, 
Anderes zu thun habe, als feine Peute zur Information heranzuziehen; 
dabei gefteht er felbft zu, daß er überhaupt über Beweismittel nicht 
viel nachgedacht habe und wiberfpricht nicht, daß er mit den genannten 
unter feinem Dache wehnenvden Zeugen im befländigen Verkehre ftebe. 
Zur Bewilligung der Wiedereinfegung in den vorigen Stand ob 
noviter reperta fann es nun nidyt genügen, zu beweifen, daß B vou 
den neuen Beweismittel vorhin nicht gewußt und nicht abſichtlich die⸗ 
felben verfchwiegen habe, fondern es muß die Benugung der neuen 
Beweismittel blos in Folge ſchuldloſer Unwiffenheit oder Unvermögen« 
beit, fie beizubringen und zur rechten Zeit anzuführen, unterblieben 
fein. Eine ſchuldloſe Unwiffenheit wird aber vom Wiedereinſetzungs⸗ 
werber felbft nicht behauptet. Es war baher das Wiedereinfegungs- 
begehren abzuweifen. 

Der oberfte Gerichtéhof beflätigte das erftrichterlihe Erkenntniß 
mit Ergänzung desſelben durch Aufnahme der Thatumſtände, worüber 
der Zeugenbeweis geführt werben fol und mit Aenderung ber in ber 
Eidesformel enthaltenen Worte: „nicht wußte“ in „nicht wiflen fonnte“. 
Gründe: Die Erheblichkeit der Umſtände, welche ver Reftitutions- 
werber mit den neuen Beweismitteln darthun will, muß ſchon deshalb 
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anerfannt werben, weil buch das in dem Hauptproceß gefchöpfte Urs 
tbeil von dem über einen heil derſelben aufgetragenen Haupteide der 
Ausgaug des Rechtsſtreites abhängig gemacht wurde. Da der Reſti⸗ 
tutionswerber rechtsunkundig ift, im Hauptprocefje durch einen Rechts⸗ 
freund nicht vertreten war, fo ift e8 erflärlih, daß er den dem Slläger 
aufgetragenen Haupteid, von weldem die Entſcheidung abhängig ge⸗ 
madt wurde, für genügend erachten und beshalb unterlafien Tonnte, 
fih über das Borhandenjein oder den Mangel anderer Beweife der 
nämlihen Thatſachen Sicherheit zu verfchaffen. Es wird demnach 
allerdings dem $. 372 lit.b a. ©. O. entfproden und dem Klage⸗ 
begehren fattzugeben fein, wenn ber Reftitutionswerber den Eid dahin 
ablegt, daß er dieſe Beweiſe früher nicht wiſſen konnte und nicht ges 
fliffentlih verfchwiegen habe, wie im Wefentlihen das erftgerichtliche 
Urtheil Iautet, weshalb dasſelbe wieder berzuftellen und nur durch 
Aufnahme der Thatumftände, worüber der Zeugenbeweis geführt wer- 
den fol, zu vervollftändigen war. 


Nr. 7242. 
Beftreitung der ehelichen Geburt eined innerhalb des gefeb- 
lihen Zeitraumes geborenen, aber als unehelich in das 
Zaufbuch eingetragenen und unter Vormundſchaſt geftellten 
Kindes: Legitimation diefes Vormundes zur Vertretung des 
Kindes in dem Proceß über deffen Status? 


Entſch. v. 5. Dec. 1878, Nr. 13481 (Aufheb. der gleihfürmigen Deer. 
des 8. G. Kralau v. 14. Dec. 1877, Nr. 34131 nnd ded O. L. 5. Kralan 
v. 16. April 1878, Nr. 3414). G. H. 1870, ©. 108. Jur. BI. 1879, Nr. II. 

Das Kind der mit dem Johann A verehelichten Marianna A 
wurde, obgleich innerhalb des gefeglichen Zeitraumes (8. 138 a. b. 
G. 8.) geboren, in dem Taufbuche als unehelih unter dem Namen 
Franz B eingetragen und demſelben in der Perfon des C ein Vor⸗ 
mund beftellt. Johann A beftritt mit der im 8.158 a. b. ©. B. be 
zeichneten Klage, die er gegen feine Ehefrau als Erſtbeklagte und nad 
ihr gegen den C als VBormund des Kindes richtete, die Ehelichkeit der 
Geburt des Leßteren. — Bon dem Gerichte erfter Inftanz wurde bie 
Klage aufrecht verbefhieven. Dagegen recurrirte C, weil er nad) dem 
citirten 8. 158 a. b. ©. B. das Kind nicht vertreten könne, fondern 
ber zur Bertheibigung ber ehelihen Geburt desſelben aufzuftellenve 
Curator biezu berufen jei. — Das D. 2. ©. betätigte den erſt⸗ 
gerichtlichen Beſcheid. 

Auf den a. 0. Recurs des C Hat der oberfte Gerichtshof mit 
Aufhebung der untergerichtlihen Decrete die Zurüdftellung der Klage 
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an Johann A zur Berbefferung angeorunet. Gründe: Da Johann 
A mit feiner Klage die ehelihe Geburt des von feiner Gattin inner: 
halb des gejeglihen Zeitraumes geborenen, in bie Zaufregifter als 
außerehelih erzeugt eingetragenen Kindes Franz B beftreitet, fo hätte 
er dieſe Klage nicht gegen den für das genannte Kind gerichtlich 
beftelften Bormund C, fondern der Vorſchrift des 8. 158 a. b. G. B. 
gemäß, gegen den zur Vertheidigung ver ehelichen Geburt auf- 
zuftellenden Eurator anbringen und, wenn er die Klage auch gegen 
feine Gattin und Mutter des Kindes ausdehnen will, nad Analogie 
ber faif. Verordnung vom 12. Mai 1852, R. ©. Bl. Nr. 112, nidt 
dieſe Letztere, ſondern den Eurator als die in dieſem Streite allein 
wirklich intereffirte Partei am erften Plate belangen fjollen. Es ift 
jwar richtig, daß der Vormund berechtigt und verpflichtet ift, dem feiner 
Obhut anvertrauten Minderjährigen vor Gericht zu vertreten, allein 
im gegenwärtigen Falle muß diefe allgemeine Kegel in Hinbfid auf 
bie erceptionelle Beftimmung des 8.158 a. b. ©. B., fowie in ber 
Erwägung, daß C unter der Borausjegung des $. 166 a.6. G. B. 

zum Bormunde eines für unehelich gehaltenen Kindes, für deſſen ehe⸗ 
liche Geburt jedoch die gefeglihe Vermuthung ftreitet, beftellt wurde, 
ſchon mit Rüdfiht auf die hiedurch zweifelhaft gewordene Berechti⸗ 
gung des Vormundes zur Vertretung des Minderjährigen in dieſem 
Streite eine Ausnahme erleiden. Der Rückerlag der Klage aus dem 
Grunde der unzuflänbigen Zuftelung an C ift daher durchaus ge» 
veanfertigl 


Kr. 7243. 
Beftellung einer Kaution zur Abwendung des proviſoriſchen 
Arreftes wider einen Dritten: Unſtatthaftigkeit der Befchrän- 
Bu ihrer Haftdauer „bis zur rechtsfräftigen Entſcheidung“. 


u 5. Dec. 1878, Nr. 13000 band ber ea lores en Derr. 
ve 6, Seopoinftadt, in ®ien v. und des 
Wien v. 9. Nov. 1878, Nr. 1 , 1878, ©. 498. Sur. Bl. 
1879, Nr. 31. Advor.=Zeit. 1879, ‚Nr. 2 

C erbot fih zur Leiſtung einer Gelbcantion,. um den B aus 
dem auf Einfchreiten feines Gläubigerd A gegen ihn wegen Flucht» 
verdachtes verhängten proviforifhen Arreft (8. 275 a. ©. DO.) zu 
befreien. Beide Untergerichte bewilligten Die Aufhebung des Arreftes 
„gegen dem, daß C den Betrag von 1200 fl. als Kaution gerichtlich 
erlege und die bepofitenamtlihe Vormerkung veranlafie, daß biefer 
Betrag als Pfand zur Sicherftellung der Forderung des A für den 
Val zu dienen habe, ale B bis zur rechtskräftigen Entſcheidung in 

ber Hauptſache entweichen oder ſich verborgen halten würde.“ 
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Ä In Erwägung, baß zwar der nah $. 275 a. ©. D. wegen 
Fluchtverdacht verhängte Arveft nach 8. 280 ibid., ſobald der Arreſtirte 
dem Arreſtwerber für feine Forderung Sicherheit leiftet,. auch dann 
aufzuheben if, wenn dieſe Sicherheit nur für den Fall geleiftet würde, 
baß der Arreftirte entweichen oder ſich ;verborgen halten jollte; daß 
e8 aber dem Zwede des proviforifchen Arreftes widerfpricht, die dem 
Arreftwerber für den Fall des Emweichens oder Sichverborgenhaltens 
des Arreftirten beftellte Sicherheit in ihrer Wirkſamkeit auf die Zeit 
bis zur rechtokräftigen Entſcheidung über den Rechtsbeſſand der For⸗ 
berung des Arreftwerbers einzufchränfen, weil durch Den gerichtlichen 
Zuſpruch der Forderung ‚allein weder der Gläubiger zu feiner Befrie⸗ 
bigung gelangt, noch der Fluchtverdacht behoben iſt; daß eine folde 
Beſchraͤnkung auch aus dem, die erecutive Schuldhaft aufhebenden Ges 
jege vom 4. Mai 1868, R. ©. Bl. Nr. 34, nicht gefolgert werden 
fann, weil dieſes Sefet die Beftimmungen über den vorfichtsweifen 
Arreſt wegen Fluchtverdachtes unberührt gelafjen, daher auch die An- 
‚ordnung des Hofdecretes vom 13. Juni 1806, 9. ©. ©. Nr. 768, 
wornad ber vorfichtöweife Arreft anf keine beſtimmte Zeitbauer bes 
ſchränkt ift, nicht aufgehoben bat und weil auch der mit einem rechts⸗ 
fräftigen nnd erecutionsfähigen Zahlungserkenntnifie verfehene Gläu⸗ 
biger ungeachtet der Aufhebung der erecutiven Schulohaft berechtigt 
bleibt, gegen den zur Zahlung verurtheilten Schulpner, ſobald der» 
jelbe wegen der ſchuldigen Zahlung der Flucht verdächtig iſt, den vor- 
fihtsweifen Arreft nad) 8.275 ©. O. zu begehren, — hat ber oberfte 
Gerichtshof auf den a. o. Recurs des A aus dem Texte ber unters 
gerichtlichen Verorbnungen die Worte „bis zur rechtskräftigen Entſchei⸗ 
dung in der Hauptſache“ eliminirt. 


Sir. 7244. 


Actio hypothecaria: Zuftänbigfeit des Gerichtes des in 
ber Schuldurfunbe bebungenen, aber im grundbücherlichen 
Hauptbuch nicht erfichtlich gemachten Erfüllungsortes. 


Entſch. v. 10. Dec. 1878, Nr. 11091 (Beit. des us kath. u 8. ©. Kutten⸗ 
berg v. 20. gel 1878, Kr. 8320, abünd. urned G. Prag vom 
3. Anguft 1878, Nr. 22788). 6 H. & 235. 

c * bei A eine Darlehensſchuld von 2000 fl. contrabirt, die 
Zurädzahlung bes Darlehens in X (Sprengel des Kr. ©. Kuttenberg 
in Böhmen) verjprodhen, zur Sicherſtellung der Forderung ſein im 
Sprengel des Kr. G. Tarnow in Galizien belegenes landtäfliches Gut 
Y verpfändet, und dasſelbe ſodann grundbücherlich an die Eheleute B 
veräußert, welche auf den: Gute wohnen. Nun belangte A biefelben 
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mit der Hypotbelarflage bei dem Kr. G. Kuttenberg, deſſen Com⸗ 
petenz er Damit begründete, daß ihm von C die Zahlung der Darlehens: 
ſchuld in X verfprocdhen wurbe (8. 43 I. N.). Die Beklagten erhoben 
dagegen die Einwendung der Incompetenz, welcher von dem angerufenen 
Gerichte flattgegeben wurde: im ber Erwägung, daß bie Bellagten zu 
dem Kläger in keinem perſönlichen Obligetionsverhältnifie ftehen, die 
gegen viefelben überreichte Klage auch thatſächlich keineswegs auf ein 
perfönliches Obligationsverbältnig der Bellagten gegründet wird, ſon⸗ 
dern auf Zahlung der auf dem Gute Y pfandrechtlich fichergeftellten 
Darlehensforderung per 2000 fl. 8.8. gegen die Bellagten als nun- 
mehrige Befiger der Pfandſache gerichtet ift; daß der Erwerber eines 
Pfandgutes rüdfihtlih der darauf beftehenden Haftungen keineswegs 
in das perſönliche Obligationsverhältnig des urſprünglichen Perſonal⸗ 
Schuldners eintritt, ſondern daß der Pfandgläubiger bloß berechtigt 
iſt, ſein Pfandrecht gegen den jeweiligen Beſitzer des Pfandgutes gel⸗ 
tend zu machen und nach Maß des erlangten Pfandrechtes aus dem 
Pfandgute volle Befriedigung für die verpfändete Forderung zu ſuchen; 
daß nach $. 4 des Grundb.⸗G. die Erwerbung bücherlicher Rechte 
nur duch die Eintragung derſelben in das Hauptbuch erwirkt wird; 
daß nad) 8.5 diefes Geſetzes die weſentlichen Beſtimmungen der bücher- 
lihen Rechte in da8 Hauptbuch einzutragen find, und nur in dem Falle, 
wenn dieſelben eine kurze Faſſung nicht zulafien, eine Berufung im 
Hauptbuche auf die genau zu bezeichnenden Stellen der Urkunden, welche 
der Eintragung zu Grunde liegen, mit der Wirkung zuläffig ift, daß 
die bezogenen Stellen ald im Hauptbuche eingetragen anzujehen find; 
daß daher für die Beurtheilung des Umfange® des erwirkten bücher⸗ 
lihen Rechtes die Eintragung in das Hauptbuch (und nicht etwa ber 
Inhalt der in die Urkundenfammlung eingelegten Urkunde) maßgebend 
ift; daß aber in dem vorliegenden Falle nad Inhalt der dem Schuld» 
feine beigefegten Bollzugsbeftätigung des Landtaſelamtes und nad 
Ausweis des LTandtafelertractes in Uebereinftimmung mit dem die 
Intabulation bewilligenden Beſcheide im Laftenftande des Gutes Y für 
den Kläger das Pfandrecht für die am 1. Mai 1877 zahlbare Dars 
lebensfumme von 2000 fl. einverleibt wurde, ohne daß der im Schuld⸗ 
[heine ausgedrüdten Verbindlichkeit, daß dieſes Darlehen in X zurüds 
zuzahlen fei, erwähnt, oder auf die diesbezügliche Stelle des Schuld» 
feines irgend ein Bezug genommen worden wäre; daß die Jurisd.⸗ 
Norm im $. 56 die imperative Beftimmung in Betreff des Gerichts- 
flandes für Hypothekarklagen trifft, und dieſelben dem nach dem wirfs 
lihen, oder nad dem aus der Lage der Hhpothel angenommenen Do⸗ 
micil des Bellagten zuftändigen Gerichte zuweift und daß durch dieſe 
imperative Beftimmung der etwa fonft eintretenve perfünliche Gerichts⸗ 
fand des Vertrages (8. 43 ibid.) ausgefchloffen ift; daß aber im con⸗ 
teten Falle das Pfandgut und, nad Inhalt ver Klage, auch das Domicil 
der Beklagten, in Öalizien belegen ift. — Bon dem O. L. ©. wurde 


— 55 — 


bie Incompetenzeinrede der Bellagten abgewiejen aus den folgenden 
Gründen: Nah $. 5 Grundb.⸗G. find in das Hauptbuch nicht alle, 
fondern nur bie wefentlihen Beftimmungen der bücherlichen Rechte ein- 
zutragen und ber 8. 98 ibid. verorbnet, daß in den Beſcheiden, wo- 
mit eine Eintragung bewilligt wird, die einzutengenden Rechte nebft 
den wejentlichen Beftimmungen mit den in das Hauptbuch einzutragen- 
den Worten anzuführen find. Daß aber dadurch alle Nebenbeftin- 
mungen, welde in ben, der Eintragung der wejentlichen Beftimmungen 
zu Grunde liegenden Urkunden enthalten find, verſchwinden, und des 
Zufammenhanges mit der Hauptfache entkleivet werben, ift in feinen: 
Geſetze gegründet; daher auch vie 88. 443 und 928 a. b. G. 8. 
(wonach mit dem Eigenthume unbewegliher Sachen auch die barauf 
baftenden, in ven öffentlihen Büchern angemerkten Laften übernommen 
werben und Schulden und Rüdflände, welche auf der Sache Haften, 
ftet8 vertreten werden miüfjen) nicht bloß von dem wejentlihen Be- 
fiimmungen eines Darlehend-Bertrages (8. 983 a. b. ©. B.), fonbern 
auch von der Nebenbeflimmung des Ortes der Rückzahlung gelten und 
fih der Uebernehmer der Hypothek der aus den öffentlihen Büchern, 
wozu nad 8. 1 Grundb.⸗G. die Urkundenſammlung ober das Urs 
kundenbuch gehört, erfichtlihen Laſt ver Zahlung an einem beftimmten 
Orte fügen muß. Da nun aus dem bücherlich eingelegten Schuldſcheine 
des C die Nebenverpflichtung des Schuldners zu ‚erjehen ifl, das auf 
dem Gute Y verfiherte Darlehen von 2000 fl. in X, Ruttenderger 
Gerichtsſprengels, an A zurädzuzahlen; nad 8.56 I. N. Klagen 
auf Zahlung einer mit Pfandrecht an einem unbeweglichen Oute Ders 
fiherten Forderung nit zur Realinſtanz gehören, und nad $. 43 
ibid. Klagen auf Zahlung an einem Bertragsorte bei dem Gerichte 
anzubringen find, welchen ver Bellagte unterflünve, wenn er ſich in 
dem Orte befünde, wo der Vertrag erfüllt werben fol, jo mußte bie 
Einwendung ber Gerihtd-Unzuftändigleit, welche bie neuen Befiger 
der Pfandfache erhoben haben, verworfen werben, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Erkenntniß 
mit Bezugnahme auf die vorftehende Begründung. 


Nr. 7265. 
Trennung einer Ehe zwifchen Broteftanten‘ auf Grund 
unüberwindlicder Abneigung ohne vorhergehende Scheidung 
von Tiſch und Bett. 


Eutſch. v. a0. Der. 1828, Nr. 12159 (Bet. der leihförmi en Int, bed 8. G. 

Eger v. 8. Mai 1878, Nr. 5636 — FR 6, Song 2. Auguft 
1078, Nr. 21717). ©. N 1870, —* 279 

Auf das wegen gegenfeitiger unüberwinbfigier Abneigung ge 

ftellte Begehren des der evangelifch- Augsburger Eonfeffion angehörenven 
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Ehepaares A und B um Trennung ihrer Che, wurde von beiden Unter- 
gerichten nad $. 115 a. b. ©. B. viefelbe ohne vorgängige Scheibung 
von Tiſch und Bett. nach Vorjchrift des citirten Paragraphen, aus⸗ 
gejprohen und dieſe Entſcheidung von dem oberften Gerichtshofe mit 
Berwerfung der a. 0. Keviftionäbefchwerbe Des defensor matrimonii 
aus den folgenden Gründen beflätigt:. Die Augaben der Eheleute A 
und. B über die Urſache der Abneigung haben durch bie gerichts⸗ 
Erztliche Unterfuhung des A und Das Gutachten ber Sachwerftünbigen 
Beftätigung gefunden. Es wurde bei demſelben Lungenkrankheit, 
verbunden mit einer unheilbaren conflitutionelen Körperſchwäche, con- 
ſtatirt, infolge welcher ex zu ſchwach if, die eheliche Pflicht ausweichend 
zu leiften, und eine öftere Unsübung des Beifchlafes feiner Geſundheit 
nachtheilig und gefährlih ift. Es läßt fi nun nit beftxeiten, daß 
die Unvermögenheit des Mannes, feiner ehelichen Pflicht ausreichend 
nachzukommen, eine gegenfeitige Abneigung der Ehegatten zu erzeugen 
geeignet iſt. Da nun biefe Urſache ber gegenfeitigen Abneigung bei 
ven Eheleuten A uud B außer Zweifel geftellt it und ſich wicht be- 
feitigen läßt, fo kann es in Erwägung dieſes und ber weiteren Um⸗ 
ſtände, daß fie bereitö mehr als fünf Jahre von einander getrennt 
leben, und daß auch die vorgenommenen Berföhnungsverfudge eine 
Annüherung derfelben zu erzielen nicht vermochten, feinem ‚Zweifel 
unterzogen werben, daß bie Abneigung eine unüberwindliche iſt, und 
nachdem der $. 115 a. b. ©. 3. ven nicht katholischen - priftlichen 
-Meligionsverwandten die Auflöfung ihrer Ehe aus Dem -Örunbe ber 
nnüberwindlihen Abneigung geftattet, und diefer Grund bei ven Ehe» 
‚leuten A und B dem Gefagten zufolge Anwendung hat, fo war bei 
dem von ihnen dadurch, daß fie feit mehr als fünf ZYahren that⸗ 
fühlih von einander geſchieden leben und daran. auch die Verſöh⸗ 
nungsverſuche etwas zu ändern nicht vermochten, kundgegebenen Willen, 
ihre ehelihe Berbindung nicht fortzufegen, ihrem Anſuchen gemäß 
fofort, und ohne erft die Scheibung von Tiſch und Bett zu verfuchen, 
da von derfelben eine MWillensänderung der genannten Eheleute nicht 
zu erwarten fteht, die Auflöfung ihrer Ehe auszufpredhen, zumal aud) 
der Vertheidiger des Ehebandes bei ber Berhandlung erflärt bat, daß 
er gegen die Trennung der Ehe nichts babe, wenn die als Urſache 
ber Abneigung angegebene Thatfahe durch Sachverſtändige beftätigt 
wird, und weder im Appellationd- nod im Revifionszuge für die 
Aufrechthaltung der Ehe etwas vorzubringen wußte. 
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Nr. 7246. 
Berhältnigmäßige Theilung der Proceßkoſten: Unzuläffigkeit 
ber einfeitigen VBollftredung des Urtheils ohne Rüdficht auf 
die Anfprüce des Gegners. | 


Entid. v. 10. Dec. 1878, Nr. 13673 (Beft. des das Decr. des B. ©. der 
inneren Stadt Wien v. 3. Oct. 1878, Nr. 48908, abünd. Decr. des O. L. ©. 
Wien v. 29. Oct. 1878, Nr. 18616). Jur. Bl. 1879, Nr. 3. 


In der Rechtsſache der A gegen B war jede der Parteien zum 
Theil fiegreich geblieben, zum Theil unterlegen. Infolge deſſen ließ 
ber erfennende Richter nad) $. 25 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 
R. ©. Bl. Nr. 69, eine verhältnigmäßige Theilung der Proceßkoſten 
eintreten, fo daß der Klägerin A nebft den in der Hauptfadhe erfoch⸗ 
tenen 60 fl., drei Biertel der Procekloften erfter Inftanz mit 34 fl., 
und zwei Drittel der Appellationskoften. mit 8 fl., dem Bellagten B 
bie Hälfte der Proceßkoſten erfter Inftanz mit 15 fl. und bie Koften 
feiner Eivesablegung mit 9 fl. zugefprodden wurden. — Nun begehrte 
ver Legtere zur Hereinbringung der ihm zuerfannten Koften bie exe⸗ 
eutive Einantwortung und Ausfolgung des entſprechenden Betrages 
der von ber Klägerin erlegten actorifhen Santion. — In erfter Ins 
ftanz wurde das Geſuch des B bewilligt. — Das DO. L. ©. be 
feitigte diefe Entſcheidung und erließ den Auftrag, bei einer Tag⸗ 
fagung nad) Anhörung beider Streittheile Die Forderungen und Gegen- 
forderungen berjelben gegeneinander auszutragen, weil aus dem Ur⸗ 
theile den Streittheilen Forderungen und Gegenforverungen zuftehen, 
weil das Urtheil als ein Ganzes aufzufaflen ift und die Klägerin 
auch Erecutionsrehte, und zwar in größerer Ausdehnung ald der 
Beklagte hat, eine einfeitige Erecutionsbewilligung daher nicht ftatthaft iſt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die obergerichtlihe Verord⸗ 
nung in der Erwägung, daß laut des Urtheiles der Klägerin eine 
größere Forderung zufteht, als jene, wegen welcher von dem Bellagten 
bie erecutive Einantwortung und Ausfolgung der actorifhen Caution 
angefuht wurde, die Executionsfähigkeit eines Urtheiles aber nad) 
feinem ganzen Inhalte zu beurtheilen ift, daher zur Bewilligung der 
begehrten executiven Einantwortung ver Nachweis nothwendig geweſen 
wäre, daR die Mehrforderung der Klägerin bereits befriedigt worden 
ift, dieſer Nachweis aber in dem Erecutionsgefuche nicht geliefert wurde. 


Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 37 
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Nr. 7247. 


Unzuläffigfeit der Erecution auf die von dem Erecutions- 
führer dem Schuldner zu entrichtenden Alimente, 


Entid. v. 10. Dec. 1878, Nr. 13674 (Bet. des Decr. des L. G. Wien vom 
27. Sept. 1878, Nr. 70567, Abänd. ded Deere. des D. 2. @. Wien 6. 
23. Oct. 1878, Nr. 18353). ©. 9. 1879, €. 35. 

A, welder im Sahre 1878 verurtheilt worden war, feinem in 
Dürftigfeit verfallenen Vater B einen Unterhaltsbeitrag ($. 154 
a. b. ©. 8.) jährliher 100 fl. zu zahlen, begehrte zur Hereinbringung 
einer ihm von feiner Mutter M vererbten, executionsfähigen Gelpfor- 
derung gegen B die Einantwortung ber pro 1878 verfallenen und 
der 1879 und 1880 verfallenden Alimentenforderung des B. — Yu 
erfter Inſtanz wurde das Geſuch bei dem Umſtande, ald der Gegen⸗ 
ftand der Execution ein dem jeßigen Erecuten zugejprochener Alimen⸗ 
tationsbetrag ift, mit Berufung auf ven 8. 7, Nr. 2 lit. b des 
Geſetzes vom 29. April 1873, R. ©. BI. Nr. 68, abgewiejen. — 
Auf den Recurs des A hat das O. L. ©. die Berorbnung des Ge⸗ 
richtes erfter Inftanz aufgehoben und demjelben die meritorifche Er⸗ 
ledigung des Geſuches des A mit Abſtandnahme von dem obigen 
Abweifungsgrunde aufgetragen. Gründe: Indem das Geſetz vom 
29. April 1873, Nr. 68 im 8. 7 ausſpricht, daß die vorhergehenden 
Beftimmungen dieſes Geſetzes auf die Sicherftellung und erecutiwe 
Einbringung der geſetzlichen Anfprüdhe auf Leiftung des Unterhaltes 
feine Anwendung finden, hat e8 den Alimentationen nur die Begün- 
ftigung eingeräumt, daß denſelben die im Geſetze ftatuirten Exe⸗ 
eutionsbejhränfungen nicht entgegengehalten und eingewenbet werben 
innen, fo daß 3. B. aud gegen einen Arbeiter, ber weniger als 
600 fl. bezieht, zur Sicherftellung und Einbringung einer Alimen- 
tationsleiftung erecutive vorgegangen werben kann; keineswegs aber 
ift in dem Geſetze die Befreiung der Alimente von der Execution aus« 
gefproden und hat daher das Geſetz auf den vorliegenden Fall, wo 
eben auf Alimente Execution geführt wird, feine Anwendung. Der 
erſte Richter war daher anzumeifen, mit Abftanpnahme von dem von 
ihm geltend gemachten Abweifungsgrunde, das Executionsgeſuch meri⸗ 
toriſch zu erledigen. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte den abweiſenden Beſcheid der 
erften Inftanz mit folgender Begründung: Die Vorſchriften des ©e- 
fees vom 29. April 1873, R. ©. Bl. Nr. 68, haben, wie das 
D. 8%. ©. mit Recht anführt, auf den vorliegenden Fall keine An- 
wendung. Nachdem aber A rechtöfräftig veruriheilt worden ift, feinen 
Bater B für die Dauer der Dürftigleit desfelben mit einem Unter- 
haltsbeitrag jährlicher 100 fl. zu unterftügen, kann e8 nicht für zu⸗ 
läffig erachtet werden, daß A diefen nah $. 154 des a. b. ©. 2. 
feinem Bater gefchulveten Unterhaltsbeitrag vemfelben durch die Ere- 
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cutionsführung wegen einer anderweitigen Forderung wieder entziebe 
und dadurch ben rechtskräftigen Urtheilsſpruch illuſoriſch mache, oder 
daß der Vater, der ſich im Falle der Zuläſſigkeit einer ſolchen Exe⸗ 
eutionsführung. in der gleichen bürftigen Tage wie früher befinden 
würde, genöthigt werbe, feinen Auſpruch auf eine Unterftügung gegen. 
feinen Sohn neuerbings geltend zu madhen. Durch diefe Erwägung 
ift die erfigerichtlihe Abweifung bes Erecutiondgefuches gerechtfertigt. 


. Nr. 7248, 
Unzuläffigkeit der fofortigen Zurüdweifung eines Replik—⸗ 
nachtrags mit Neuerungen. 
. 10. Dec. 1878, Nr. 13714 (Beft. des Den. des 2. G. Wien v. 
et, 102, Nr. 69149, Abänd. des Se ded O. L. G. Wien vom 
20" 1878, Nr. 19018). G. H. 1879, ©. 91. 

In der ſchriftlich verhandelten Rechtsſache des A gegen B wurbe 
auf das Gefuh des Klägers um Geftattung ber Legung von 
Neuerungen zu feinem Repliksnachtrage von dem Gerichte erfter In⸗ 
ftanz die Tagſatzung zur Einvernehmung beider Teile angeorbnet. — 
Auf den Recurs des B wurte von dem O. L. ©. der Replilsnachtrag 
und das Gefuh um Legung von Neuerungen im Repliksnachtrage 
als gerichtsordnungswidrig zurückgewieſen, da die Gerichtsordnung im 
Ichriftlihen Verfahren nur die im Geſetze benannten Sagfcriften und 
feine Nachträge biezu kennt. 

Der oberfte Gerichtshof reftituirte den erfigerichtlichen Beſcheid 
mit der Begründung, daß im Streitverfahren keine Eingabe der Partei 
von Amtswegen zurückgewieſen werden darf, wenn die Zurückweiſung 
nicht im Geſetze ausdrücklich angeordnet iſt, ein ſolches Geſetz für 
den vorliegenden Fall nicht beſteht und die erſtrichterlich angeordnete 
Tagſatzung eben zur Einvernehmung beider Theile dienen ſoll. 


| ir. 7249. | 
Mandatsproceß: Zufpruh der Koften des erfolgreichen 
Recurſes gegen die Koftenbemefjung im Zahlungsbefehl. 
Entſch. v. 10. Dec. 1878, Nr. 13743 (Abänd. des Deer. des BD 8 ©. Prag 
v. 23. Sept. 1878, Nr. 27112). ©. 9. 1879, ©. I 
84 en ven auf bie Mantatsllage bes A dem Bellagten B 
ertheilten Auftrag zur Zahlung der Klageſumme und ber im Betrage 
| 37* 
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von 21 fl. liquibirten Koften des Klägers ergriff derſelbe den Appel- 
lationsrecurs wegen zu niebriger Bemeſſung der Koften und begehrte 
auch den Erfag der Recurskoſten. — Bon dem O. 2. ©. wurde bie 
Koftenfumme auf 29 fl..erhöht, dagegen der Anfprudy auf die Recurs⸗ 
Toften abgewiejen, weil dem Rechrrenten, bei Abgang eines contra⸗ 
bictorifchen Berfahrene , ver Anfprudh auf ben Erfas biefer Koften 
nicht zuſteht. 

Auf den Recurs des A hat der oberfte Gerichtshof dem Bes 
klagten ven Erjag der Koften bes Appellationd- und bes Revijions- 
recurfes des Klägers im Betrage von je 8 fl. 20 kr. auferlegt. 
Gründe: Es handelt ſich bier um das kefchleunigte Verfahren nad 
der Verordnung des Yuftizminifteriums v. 18. Yuli 1859, R. ©. Bl. 
Nr. 130, gemäß welder gegen den Bellagten auf bie Klage ſogleich 
der Zahlungsauftrag erging, der gegen ihn in Rechtskraft erwachſen 
iſt. In dieſem wurde zugleich über die Koſten entſchieden und nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 16. Mat 1874, R. G. Bl. Nr. 69, der 
Erſatz derfelben dem Kläger zuerkannt. Wenn nun Lebterer wegen 
des zu niebrigen Betrages der ihm zugefprocenen Soften ſich be- 
ſchwerte und das DO. L. G., dem Recurfe ftattgebend, ben Koften- 
betrag erhöhte, unterliegt es keinem Anſtande, aud im Rechtsmittel 
verfahren ben 8. 26 des Gefetzes v. 16. Mai 1874 anzuwenden, weil 
im Mandatsproceſſe überhaupt ein contradictoriſches Verfahren nicht 
eintritt, ſobald der Zahlungsauftrag in Rechtskraft erwachſen iſt, und 
der Appellationsrecurs im gegenwärtigen Falle als ein zur zweckentſpre⸗ 
chenden Rechtsverfolgung nothwendiges Mittel ſich darſtellte; da nun 
dieſes Rechtsmittel Erfolg hatte, ſo war der Erſatz der Koſten des⸗ 
ſelben dem Kläger zuzuerkennen. Dasſelbe gilt von den Koſten des 
Hevifionsrecurfes. | 


Nr. 7250. 


Grift für den Recurs Dritter im Erecutionsverfahren: 
Unanwendbarleit der für die befondere Verfahrensart des 
Hauptprocefjes geltenden Friſtbeſtimmungen. 

Entſch. v. n. A: 1878, Nr. 13550 iufbeb: des Deer. be O. L. G. Graz 

3. Oct. 1878, Nr. 10081). ©. H. 1879, ©. 122, 
au Hereinbringung ber Forderung von 60 a die A in dem 
ſummariſchen Proceſſe gegen B erfocdhten hatte, wurbe ihm bie exe- 
eutive Pfändung und —— der Mobilien der B bewilligt und 
vollzogen. Unter den in Execution gezogenen Sachen war eine Kuh, 
gegen beren bung C einen Broteft, eventuell Nullitätsrecurs, an 
das DO. L. G. richtete, worin er geltend machte, daß die Kuh fein 
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Eigenthum fei und zur Zeit des Vollzuges der Execution fi gar 
nicht im Befitze der Executin befunden habe. Das O. L. ©, be- 
trachtete dieſen Einſpruch als eine Beſchwerde gegen die Art und 
Weife des Vollzuges burd ven Gerichtsabgeordneten und trug dem 
Gerichte erſter Inſtanz auf, über dieſelbe nach Klarſtellung des Sach⸗ 
verhaltes im eigenen Wirkungakreiſe zu entſcheiden. Von dem Gerichte 
wurde nun bie Beſchwerde des O als ungegründet zurückgewieſen. — 
Gegen dieſen, dem C am 20. September behändigten Beſcheid über⸗ 
reichte derſelbe am 2. October den Appellationsrecurs, welcher von 
dem O. L. G. in der Erwägung, daß Recurſe im ſummariſchen 
Verfahren gemäß $. Ab des Hofder. v. 24. October 1845, 9. G. ©. 
Nr. 906, binnen acht Tagen nad) Zuftellung des Beſcheides überreicht 
werden müſſen und dieſe Friſt auch im Erecutionsverfahren zu gelten 
bat und daß C den Recurs erfi am 12, Tage nad der Zuftellung 
des erfigerichtlichen Beſcheides angebracht bat, venjelbeu als verjpätet 
abwies. 

Auf den Reviſionsrecurs des C bat der oberſte Gerichtshof die 
obergerichtliche Verordnung aufgehoben und dem O. L. ©. die me 
ritoriſche Entſcheidung bes Appellationsrecurfes aufgetragen, weil C 
nicht Proceßpartei in dem zwiſchen A und der B ſummariſch durch⸗ 
geführten Streitverfahren ift, und ohne von der Verfahrensart Kenntniß 
haben zu müſſen, lebiglic eine Beſchwerde gegen die Bornahme ber 
erecutiven Pfändung überreichte, worüber fohin der von ihm angefoch⸗ 
tene erftgerichtlihe Beſcheid ergangen ift, rückſichtlich deſſen nicht die 
im fummarifchen Verfahren beftimmten Hecursfriften, fonbern jene 
ber a. ©. O. zur Anwendung kommen, nad) denen ver Appellations- 
recurs des C als rechtzeitig angebracht erfcheint. 


Nr. 7251. 


Anfpruch der Ehegattin auf Alimentation im Yalle eigen» 
mächtigen, aber gegründeten Verlaſſens ihres Mannes, 


var. v. 12. Der. 182, Nr. 11 —— ae des Bay Y5 * 5: Wegftaedtl 
. 25. Februar 1878, Nr. 718, Ab ded U ©. Prag vom 
2. Mai vun, Nr. 14269). Sur. 5 170 Hr 
Die A hatte das Haus ihres Ehegatten B — und bes 
Iangte ihn, ohne das Begehren auf Scheidung von Tiſch und. Bett zu 
ftellen, auf Berabreihung der Alimente. Sie behanptete, aus ber 
ehelichen Gemeinſchaft deswegen getreten zu fein, weil ihr B nichts 
zum Leben gegeben und fie mißhandelt habe. — Das Gericht. erfter 
Inftanz erfannte nad; dem Slagebegehren unter ber Bedingung, vor 
die Klaͤgerin biefe ihre Anführung mit dem Haupteive beweiſe. — 
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Bon dem DO. 2. ©. wurde die lage unbedingt abgewiefen aus 
folgenden Gründen: Die Pflicht des Ehegatten, feiner Ehegattin nach 
feinem Bermögen ven anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, ift zwar 
eine Rechtspflicht, jedoch feine abjolute; es ſteht ihr daher auch bie 
Berechtigung der Ehegattin, dieſen Unterhalt zu fordern, nidyt unter 
allen Umftänden, nicht unbedingt gegenüber. Vielmehr befagt fchon 
8. 91 a. 6. ©. B., daß dem Manne in feiner Eigenfchaft ale 
Haupt der Yamilie ebenfo das Recht zufteht, das Hausweſen zu 
leiten, als ibm aud die Verbindlichkeit zur Verſchaffung jenes Un- 
terbaltes obliegt. Und lediglich eine Ausführung dieſer Stellung 
des. Mannes als Haupt der Familie enthält ver mit $. 91 im 
engften Zufammenhange flehende $. 92 ao b. ©. B., wenn er die 
Gattin für verpflichtet erflärt, dem Manne in deſſen Wohnfig zu 
folgen, ihm in der Haushaltung und Erwerbung nah Kräften bei« 
zuftehen und, foweit e8 die häusliche Ordnung erfordert, die von ihm 
getroffenen Maßregeln ſowohl felbft zu befolgen, als auch befolgen zu 
machen. Nur infoweit kann daher die Gattin ihren Anſpruch auf den 
anftändigen Unterhalt dem Ehegatten gegenüber mit Erfolg geltend 
maden, als fie ihrerjeitd die Rechtsſphäre des Letzteren, ald Haupt 
ber Familie, thatfächlich anerkennt, als fie in dem durch ihre Yamilien- 
angehörigteit begründeten Berhältniffe verbleibt und darin die ihr ald 
Bamilienglied zugewiefene Stellung einnimmt und ausfällt. Keineswegs 
aber kann die Gattin diefelbe Forderung mit Recht erheben, wenn 
fie mit Außeradtlaffung des ihr im 8. 92 a. b. ©. B. vorgezeich⸗ 
neten Wirkungskreifes in dem Hausweſen des Gatten diefen verläßt, 
ſich ihren Pflichten als Familienglied entzieht und alfo der Stellung 
bed Gatten als Haupt ver Familie thatfählih ihre Anerkennung 
verweigert. Der Mann, al8 Haupt der Familie, ift demnach 
allerdings verpflichtet, ver Gattin den anftändigen Unterhalt zu vers 
Ihaffen; aber nur ver Gattin als Familienglied, der Gattin, welche 
diefen Namen nit nur führt, fondern Gattin auch thatſächlich 
ift, kommt das Recht auf jenen Unterhalt zu; bie Frau, welde 
fi von dem TFamilienverbande losſagt, welche viefen verlaffen hat 
und als Einzelnwefen nah eigener Willfür Lebt, kann basfelbe Recht 
nit ohneweiters für fih anſprechen. Selbft Mißhandlungen, weldye 
der Gatte feiner Gattin, wie vorliegend vie Klägerin behauptet, zu- 
gefügt Hat, vermögen an fih an jenem Verhältniſſe von Berech— 
tigungen und Verpflichtungen nichts zu ändern. Denn foferne fie nicht 
ſchwere find oder aber nicht die Subfumtion unter den Begriff fehr 
empfindlicher Kränkungen zulaflen (8. 109 a. 6. G. 2.), kommt ihnen 
auf das rechtliche Verhältniß zwifchen ven Ehegatten ein Einfluß über- 
banpt nicht zu. Sollten aber auch die Mißhandlungen in eine jener 
Kategorien fallen, dann hört die Verpflichtung der Gatten zur ehe⸗ 
Iihen Gemeinschaft noch immer nicht fofort auf, es kommt vielmehr 
8.93 0.5. G. 3. zur Anwendung, demzufolge den Ehegatten, ob fie 
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gleich darüber einig wären, keineswegs geftattet ift, die eheliche Ver⸗ 
bindung eigenmäcdtig aufzuheben, mögen fie auch nur die Scheidung 
von Tifh und Bett vornehmen wollen. Es ift die Sache des Gatten, 
welcher glaubt, zu dem Begehren auf Scheidung bereditigt zu fein, 
fih nad ven 88. 104 ff. a. b. ©. B. zu benehmen und insbefon- 
dere das entfprehende Begehren gehörigenorts anzubringen. Nur im 
Zuge oder auf Grund des diesfalls eingeleiteten Verfahrens Tann 
auch über die Fortdauer der Verpflichtung des Gatten zur Unterhal- 
tung der Gattin nach aufgebobener eheliher Gemeinfchaft abgeiprochen 
werden. Daß das Scheidungsverfahren vorhergegangen ift, behauptet 
bie Klägerin nicht einmal. Ihre Abweſenheit von ber Wohnung bes 
Gatten, das Verlaſſen vesfelben erfcheint demnach als eine Eigen 
mädhtigfeit und als widerrechtlich. Es mußte daher ihr Begehren, als 
im Geſetze nicht gegründet, unbedingt abgewiefen werden. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Urtheil. 
Gründe: Allerdings bat die Klägerin ihren Ehemann gegen bie 
Vorſchrift des 8.93 a. 5. G. B. eigenmäcdtig verlaflen und ſich da⸗ 
burh den im $. 92 ibid. ihr auferlegten Gattenpflichten entzogen. 
Wenn aber dur den in erfter Inftanz zugelaffenen Haupteid bewiefen 
wird, daß ber Beklagte ver Klägerin feit October 1876 nichts zum 
Leben gegeben und überdies fie mißhandelt hat, jo kann nicht gejagt 
werden, daß fie ihn ohne jede Beranlafjung und ohne Grund im 
März oder April 1877 verlafien habe, fonbern es liegt dann viel- 
mehr dem Beklagten ein Verſchulden zur Laſt und Tann bie Klägerin 
bes im $. 91 ibid. ihr eingeräumten Rechtes auf ben anftändigen 
Unterhalt gegen ihren ſchuldtragenden Gatten nicht für verluſtig er⸗ 
Härt werben. 


Nr. 7252. 


Aufforberungsflage ex lege diffamari: Berühmung dur 
Anmeldung einer Forderung im Concurs. 


Entſch. v. 17. Der. 1878, Nr. 6757 (Bet. des Het). sa L. ©. Wien vom 
28. Dec. 1877, R 34237, Abänd. deB Urth. d . L. G. Wien vom 
7. Mürz 1878, Nr. 3817). ©. 9. 187% Se». 

Auf die Klage des Verwalters der Concurdmaffe des Spar« 
vereind A, mit welder B ex lege diffamari aufgefordert wurde, bie 
bei ber Eoncursmafle angemeldete Spareinlageforderung per 500 fl. 
fammt Zinfen bei fonftiger Auflage des ewigen Stillſchweigens dar- 
zuthun, wurde von B weder die Einrede erftattet noch bie provocirte 
Klage angebracht und in Folge deſſen durch Urtheil erfter Inftanz 
bemfelben in Betreff der obigen Forderung das ewige Stillſchweigen 
aufgetragen. — Das O. L. G. erfannte auf Abweifung der Auffor- 
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derungsllage des Koncursmaffeverwalters mit der Begründung, daß, 
nachdem von B weder die Aufforderung beantwortet noch die Klage 
eingebracht wurde, von Amtswegen zu erwägen war, ob feine For⸗ 
berungsanmelbung bei dem Concurje des A als eine Berühmung 
aufzufaffen fei; daß aber diefe Frage verneint werden muß, weil 
der Concursproceß felbft ein Aufforverungsproceß ift, B durch feine 
Anmeldung nur der Aufforderung nachkam und bie auf biefelbe er- 
folgte Anmeldung mit einer Berühmung nicht iventiflcirt werden kann, 
übrigens bei vem Beſtande des $. 175 C. O. für die Concursmaſſe auch 
keine Gefahr vorhanden ift. 

In Erwägung, daß in der mit der Klage vorgelegten Anmel- 
dung des B die Berühmung enthalten iſt, daß dem Anmeldenden 
gegen bie Concursmaſſe des Sparvereined A ein Forderungsrecht 
zuftehe; daß B gegen diefe Aufforderungsflage eine Einrede nicht er- 
flattet hat; baß bie Aufforberung ex lege diffamari als ein im Ge⸗ 
ſetze normirtes allgemeines Rechtsmittel in der Concursverhandlung 
nicht ausgeſchloſſen iſt, — hat der oberſte Gerichtshof das erſtgericht- 
liche Urtheil beſtätigt. 
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Nr. 7253. 


Zuläſſigkeit der Appellation und Reviſion gegen den im 
Beiurtheil enthaltenen Ausſpruch über die Koſten. 


Entid. v. 17. Dec. 1878, Nr. 13930 (Belt. des Decr. des B. G. Mähr.⸗ 
Neuftadt v. 20. Juli 1878, vr 4913, Abänd. des Decr. des 5 G. Brünn 
v. 24. Sept. 1878, Nr. 8867). G. 9. 1879, ©. 1 

In der in erſter Inſtanz definitiv entſchiedenen aſage des 
A gegen B bat das O. L. ©. durch Beiurtheil einen vom Kläger 
angebotenen Zeugenbeweis zugelaffen, die Entſcheidung über die Ge- 
richtskoſten erfter Iuflanz 5bi8 zum Enpurtheile aufgefhoben und ben 
Kläger zum Erſatz der Appellationstoften des Beklagten verurtheilt. 
— Gegen diefe Verurtheilung ergriff A die Revifionsbefhwerne, melde 
in erfter Inftanz aufrecht verbeſchieden, nämlich dem B zur Revifions- 
einrede zugeftelt wurde. — Auf den Recurs des B verorbnete das 
O. L. ©., daß dem A die Revifionsanmeldung ſammt Beſchwerde 
als geſetzlich unzuläffig zurüdgeftellt werbe. Gründe: Das von A 
angefochtene Erkenntniß zweiter Inſtanz ift ein Beiurtheil; gegen em 
Interloeut aber, mag ed in erfter oder zweiter Inſtanz ergangen fein, 
findet nad $. 17 des Geſetzes v. 16. Mai 1874, R. G. U. Nr. 69, 
eine ſelbſtſtändige Appellation. oder Revifion nicht ftatt und ift {hen 
vom erften Richter a limine zurückzuweiſen, wenngleich ſie, wie in 
dem vorliegenden Falle, blos gegen den im Beiurtheile zugleich ent⸗ 
haltenen Koſtenzuſpruch gerichtet iſt, weil das Geſetz in dieſer Bezie⸗ 
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hung keine Ausnahme geſtattet, ſondern eine ſelbſtſtändige Appellation, 
beziehungsweiſe Reviſion gegen Beiurtheile im Allgemeinen für un- 
zuläflig erklärt. 

In Erwägung, daß nah $. 17 des. Gefeßes vom 16. Mai 
1874, R. ©. Bl. Nr. 69, zwar gegen Beiurtheile auf Zeugen und 
Sadhverfländige ein felbfiftändiger weiterer Rechtszug nicht zuläffig, 
fondern die Beſchwerde dagegen mit der gegen das Enburtheil ergriffenen 
Appellation oder Reviſion zu verbinden ift, daß aber im vorliegenden 
Valle die Beſchwerde nicht gegen die Zulafjung des Zeugenbeweiſes, 
fondern gegen den davon ganz unabhängigen Ausſpruch in Betreff der 
Appellationsfoften gerichtet ift; daß es eines ſelbſtſtändigen Rechts⸗ 
mittels gegen die Zulafjung eines Beweiſes durch Zeugen oder Sach⸗ 
verftändige nicht bedarf, weil dadurch ber künftigen Entſcheidung nicht 
präjubicirt werden Tann, daß aber ber Nachtheil, welcher einer Partei 
durch den in einem Beiurtheil ihr auferlegten etwa ungefeglichen Koſten⸗ 
erfatz zugeben würde, durch ein fpätered Rechtsmittel nicht mehr fanirt 
werben könnte, indem inzwifhen der Ausſpruch rückſichtlich der Koften 
in Rechtöfraft treten und vollftredbar würde, — bat ber oberfte 
Gerichtshof den erftgerichtlihen Beſcheid beftätigt. 


Nr. 7254. 


Donatio inofficiosa: Beweislaft in Anfehung des Ver⸗ 
mögensftandes zur Zeit der Schenkung. 


Entih. v. 18. Dec. 1878, Nr. 10626 (Beft. des Urth. ded B. ©. Spitz v. 
1. Februar 1878, Nr. 469, Abänd. des Urth. des O. L. G. Wien v. 18. Juni 
1878, Nr. 6986). Jur. BI. 1879, Nr. 14. 

In der gegen die B, den C und die D angebrachten Klage bes 
A wegen Pflihitheilsverlegung durch übermäßige Schenkung (8. 951 
a. b. ©. 3.) wurde von dem Kläger angeführt, daß bie M, feine 
und der erftbeflagten B Mutter, vermögenslos geftorben jei, und der 
urkundliche Beweis beigebracht, daß fie inter vivos ein Bermögen von 
2200 fl. ven Beflagten, nämlich je 500 fl. ver B und dem C (durch 
Schulderlaß) und eine Yorberung von 1200 fl. der D geſchenkt hat. 
Darauf gründete A das Begehren um Herauszahlung des ihm von 
den 2200 fl. gebührenden Pflichttheiles, rejp. des 550 fl. betragenden 
vierten Theiles der von der M verfchentten Summe, wovon je 125 fl. 
die Bellagten B und C, und 300 fl. vie Bellagte D zu zahlen habe, 
— Das Gericht erfter Inftanz hat die Klage mis folgender Begrün- 
dung abgewiefen: Das Fundament der Klage bildet die Schenkung 
und deren Pflichtwidrigfeit, namlich der Umftand, daß der verfchenkte 
Betrag die Hälfte des zur Zeit der Schenlung von ber M bejeflenen 
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BDermögens überftieg. Nun ift die Schenkung der 2200 fl. allerdings 
bewiefen, nicht aber die von den Beklagten wiberfprodene Anführung 
bes Klägers, daß dieſe 2200 fl, das ganze Vermögen ber M auß- 
machten. Diefer letttere Umftand ift daher nit für wahr zu halten, 
und ba die Pflichtwiprigfeit ver Schenkung mit dem Beweiſe der Größe 
bes zur Zeit derjelben vorhandenen Vermögens des Donanten zu- 
fammenhängt, fo ift aud die Pflichtwidrigfeit ver Schenkung nicht er⸗ 
wiefen und daher das Klagebegehren abzuweifen. — Das O. L. ©. 
erkannte nad dem Klagebegehren aus folgenden Gründen: Indem bie 
Beklagten der Behauptung des Klägers, daß die 2200 fl. das ganze 
Bermögen der M zur Zeit der Schenkung bilbeten, wiberfprachen, 
ftellten fie die affirmative Behauptung auf, daß die M damals noch 
ein anderes Vermögen befaß und daher zur Verſchenkung ver 2200 fl. 
berechtigt war, und ber Beweis diefer Anführung liegt ihnen ob. Sie 
haben aber viefen Beweis nicht erbracht. Dagegen ergibt fih als un» 
ftreitig aus der vom Kläger vorgelegten Todfallsaufnahme, daß bie 
M tein Bermögen hinterließ. Demzufolge muß im Sinne des 8. 951 
a. b. ©. 8. die Behauptung des Klägers, daß das ganze Vermögen 
ber M zur Zeit der Schenkung nur 2200 fl. betragen habe, für wahr 
gehalten und, da die Erblafferin nur beredtigt war, über bie Hälfte 
dieſes Betrages rechtögiltig zu verfügen, das auf Zahlung des pflicht- 
widrig verfchenkten Betrages per 550 fl. lautende Klagebegehren als 
gefeglich begründet erfannt werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Urtheit. 
Gründe: Der Kläger ftütt fein Begehren wegen vermeintlider Ber: 
fürzung feines Pflichttheiles auf die Vorſchrift des $. 951 a. b. ©. B., 
indem er behauptet, daß ihm nad) feiner verftorbenen Mutter M ein 
Pflihttheil von 550 fl. gebühre, welden die Beklagten bei dem Ab⸗ 
gange eined Nachlaßvermögens im vollen Betrage aus der ihnen von 
ber Erblafferin am 12. März 1873 gemadten Schenkung von 2200 fl. 
ihm zu bezahlen hätten. Allein wenn angenommen werben fol, daß 
die Erblafjerin mit diefer Schenkung das gefeglich zuläffige Maß über- 
fhritten, daß nämlich die Schenkung die Hälfte ihres Vermögens über: 
fliegen babe, fo müßte vor Allem erwiefen vorliegen, wie hoch das 
Bermögen der Erblafferin zur Zeit der erwähnten Schenfung war, 
indem eben nur aus ber Bergleihung des gefchenkten Betrages mit 
dem Beftande ihres zur Zeit der Schenkung vorhandenen Vermögens 
beurtbeilt werden kann, ob und inwieweit eine Meberfchreitung des zu⸗ 
läffigen Maßes flattgefunden habe. Der Beweis diefes Umftandes liegt 
aber allervings dem Kläger ob, weil er feinen Klageanfprud eben 
hierauf gründet, weshalb audy ver 8.951 des a. 6. ©. B. ausdrück⸗ 
ih von Demjenigen, der einen folden Anſpruch erhebt, ven Beweis 
fordert, daß der reine Nachlaß des Erblaffers den Betrag der Hälfte 
des zur Beit der Schenkung von ihm bejeflenen Bermögens nicht er- 
reihe, und er Tann fi dagegen nicht auf die Schwierigkeit einer 
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folhen Beweisführung berufen, weil biefelbe Schwierigfeit auch für 
bie Beklagten vorhanden wäre, da nicht vorliegt, daß die M ihnen bei 
der Schenfung zugleich auch eine Einſicht in ihren gejammten Ber- 
mögendftand gewährt habe. Diefen Beweis hat aber der Kläger nicht 
geliefert, und feine bloße Angabe, daß die M außer den an die Be- 
klagten verſchenkten Forderungen von 2200 fl. fein Vermögen bejeffen 
babe, Tann bei dem dagegen erhobenen Widerfpruche ver Bellagten 
umfoweniger für wahr angenommen werben, als aus der vom Kläger 
probucirten Ceffionsurkunde vom 17. Juli 1872 hervorgeht, daß Die 
M wenige Monate vor der Schenkung für eine von ihr dem Kläger 
cedirte Hypothekarſorderung von 2100 fl. nebft Zinfen von ihm das 
Ceffionsentgelt erhalten bat. Ueberdies refultirt aus der Schenkungs⸗ 
urfunde, daß der geſchenkte Betrag zugleich auch als Entgelt für die 
Berpflegung der M dienen follte, daß es ſich alſo biebei um einen 
theil8 unentgeltlichen, theils entgeltlichen Vertrag handelte; und wenn 
das O. % ©, den Anfpruc für die Verpflegung deshalb unberüd- 
fihtigt Tieß, weil derfelbe zur Compenfation nicht geeignet fei, fo muß 
bemerkt werben, daß es ſich hier nicht blos um eine im Compenfations- 
wege geltend zu machende Gegenforberung, fondern zugleich um einen 
gegen die Berlaffenfhaft der M gerichteten Anfprud handelt, der im 
Valle feiner Liquidirung nad $. 785 a. b. G. B. offenbar aud auf 
bie Berechnung des Pflichttheiles Einfluß hätte, jo daß alfo das Klage- 
begebren, mit weldhem ber Kläger feinen Pflichttheil mit 550 fl. be- 
rechnet und ohneweiters deflen Zahlung von den Bellagten verlangt, 
auch in biefer Richtung nicht gerechtfertigt erfcheint. Bei diefer Sach⸗ 
lage war das die Klage abweifende erftrichterliche Urtheil zu beftätigen. 


Nr. 7255. 


Nachträgliche Bollziehung einer duch Verſehen des Grund- 
buchsführers unterbliebenen Eintragung: Grenzen der 
Defugniffe des Grundbuchsrichters. 


Entid. v. 18. Dec. 1878, Nr. 13794 (Beit. des dad Decr. des B. G. Maria- 
zell v. 6. Juni 1878, Nr. 718, abänd. Deer. ded O. 2%. G. Graz; vom 
28. Auguft 1878, Nr. 8967). G. 3. 1879, Nr. 26. 


Am 3. Mai 1875 wurde dem A zur Hereinbringung feiner 
gegen C erfochtenen Forderung von 10.000 fl. von dem Erecutiond- 
gerichte (zugleich Realgericht) das executive Pfandrecht an dem Gute X 
bes Schuloners bewilligt und dem Grundbuchsführer die Intabulation 
aufgetragen. Später erwirfte B für eine Forderung von 5000 fl. bie 
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Einverleibung des erecutiven Pfandrechtes auf derſelben Liegenſchaft. 
Bei Gelegenheit einer im Jahre 1878 vollzogenen Eintragung zeigte 
fi, daß der Grundbuchsführer die ihm am 3. Mai 1875 aufgetragene 
Intabulation des Pfandrechtes für den A aus Berfehen unterlaffen 
hatte, fo daß B als erfter Pfanvgläubiger bei vem Gute X eingetragen 
erfcheint. Nun wurde von dem Gerichte nad $. 104 Grundb.⸗G. zur 
Bernehmung ber Betheiligten eine Zagfahrt abgehalten, bei welcher A 
ben Vollzug der mit dem obigen Beihein vom 3. Mai 1875, Nr. 328 
ihm bewilligten Pfandrechtseinverleibung begehrte, B hingegen gegen 
jede Aenberung in der grundbücherlichen Rangorbnung feines Pfand- 
rechtes fi verwahrte. — Das Gericht verorbnete hierauf den Boll- 
zug der mit Bejcheid vom 3. Mai 1875, Nr. 328 bewilligten und auf- 
getragenen Einverleibung des erecutiven Pfandrechtes für Die Forde⸗ 
rung des A von 10.000 fl. bei der Liegenſchaft X des C „unter An⸗ 
merlung der sub praes. 3. Mai 1875, Nr. 328 erwirkten Rangordnung“. 
— Auf den Recurs des B eliminirte das D. 2. ©. den Beifag „unter 
Anmerkung u. |. w.“ aus dem erfigerichtlihen Decrete, weil die Be: 
ftimmung der Rangorbnung einer bücherlichen Eintragung nicht Sache 
des Grundbuchsgerichtes ift, fondern die Rangorbnung ber Eintra- 
gungen durch das Geſetz (8.29 Grundb.-©.) geregelt wird, und weil 
— hievon abgefehen — die Beftimmung ver Rangordnung ber Ein- 
tragung durch den Grundbuchsrichter im vorliegenden Falle um fo 
weniger zuläffig ift, als hiedurch der nur im Proceßwege auszutra- 
genven Trage, ob ber unterlaufene Fehler irgend eine Rechtsfolge nad) 
ſich ziehe, vorgegriffen würde. 

In Erwägung, daß nah Wahrnehmung des Verſehens das 
Grundbuchsgericht den Vollzug der bewilligten Einverleibung fofort zu 
veranlaffen hatte; daß aber die Anmerkung der Rangorbnung der Ein» 
verleibung nad dem Zeitpunfte, in welchem das Intabulationsgeſuch 
dem Grundbuchsgerichte zufam (3. Mai 1875), von biefem nicht ver- 
fügt werben konnte, weil B, für deffen Forderung das executive Pfand- 
recht an der Liegenfchaft des C vor ‚jenem des A einverleibt worben 
if, dem Pfandrechte des Legteren die Priorität beflreitet, dem Grund⸗ 
bruchögerichte aber weber nad 8. 104 Grundb.⸗G., noch nad irgend 
einer anderen geſetzlichen Beſtimmung die Entfcheivung -Über flreitige 
Rechte zuftebt; daß, wenn nun aud die Eintragung des Pfanprechtes 
für A eine die Rangorbnung betreffende Anmerkung nicht enthalten 
darf, dennoch aus derſelben der Zeitpunkt, in welhem das Geſuch des 
A bei vem Grundbuchsgerichte einlangte, und ber auf dasſelbe erlaffene 
Beſcheid erſichtlich fein follen, — beftätigte der oberfte Gerichtshof bie 
oberlandesgerichtlihe Entſcheidung mit dem Zuſatze, daß am Schluffe 
ber in Folge der erfigerichtlichen Berorbnung vollzogenen Einverleis 
bung des erecutiven Pfandrechtes für Die Forderung des A der. Tag 
und die Einreihungszahl des am 3. Mai 1875 sub Nr. 328 dem 
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Grundbuchsgerichte präfentirten Intabulationsgefuche® des A und ber 
bie Intabulation anordnende Beſcheid des Grundbuchsgerichtes von 
3. Mai 1875, Nr. 328 erfichtlich zu machen find. 


‚ Rt. 7256. 


Rechtliche Folgen des dem Pfandgläubiger notificirten Ver⸗ 
Taufes des Pfandſcheins: Befreiung des Perſonalſchuldners? 
Anfpruh des Käufers auf Einlöfung des Pfandes? 


Cntid. v. 19. Dec. 1878, Nr. 11586 (Beit. der oleihförmigen Urth. des 
2. ©. Krakau v. 29. Dec. 1876, Nr. 29844 und ded O. L. ©. Kralau vom 
7. Februar 1878, Nr. 1025). Jur. 31. 1879, Nr. 46. ©. 3. 1880, Nr. 28. 


C hatte für feine Schuld von 742 fl. an die B derfelben meh- 
rere Prätiofen verpfändet und fobann ten Pfandſchein durch einen 
zur Stenntniß der B gebrachten notariellen Act dem A verfauft. Ohne 
Rüdfihtnahme auf diefen Berfauf verfolgte die B ihr Forderungs⸗ 
recht gerichtlich gegen C, erwirkte deſſen Berurtheilung zur Zahlung 
der 742 fl. und im Erecutiondwege die Veräußerung ber Pfandſachen. 
Nun wurde fie von A auf Zurüdftellung der verpfändeten Pretiofen 
oder Erfat ihres Werthes, gegen Zahlung ter 742 fl., belangt. 

Die Klage wurde in allen Inftanzen — von dem oberften Ge— 
richtshofe mit nachſtehender Begrüntung abgewiefen: Der Kläger, ale 
Succeffor des urſprünglichen Schuloners der 742 fl., hätte beweifen 
oder mindeftens anführen müffen, daß eine Affignation überhaupt flatt- 
gefunden und daß die Beklagte zu berfelben eingewilligt und ihn an 
Stelle des Affignanten C als ihren Schulpner angenommen habe, weil 
nur in diefem Falle die Beklagte ihre Forderung nicht mehr gegen 
den Alfignanten ftellen konnte, fondern fi an den Kläger als Alfig- 
naten hätte halten müffen (8. 1402 a. b. ©. B.). Lag aber nicht 
eine volftändige Affignation vor, fo mußte fie noch immer den.C als 
ihren Perfonalfchuldner betrachten, und der Umftand allein, daß fie 
von ber Ceſſion des Pfanpfcheines mittelft des Notariatsactes Kenntniß 
erhalten hatte, konnte fie durchaus nicht behindern, fpäter gegen C auf 
Zahlung zu Magen und die Befriedigung ihrer Yorberung aus dem 
beftellten Pfande zu fuhen ($S$. 461 und 466 a. b. ©. 2.). 
Denn das Pfandrecht ift ein dingliches Necht, welches ohne Rückficht 
auf den Wechfel in der Perſon des Pfanpftüdeigenthlimers ausgeübt 
wird, und der Wedel des Eigenthümers hätte bier nur die Folge, 
daß der nady Befriedigung der Forderung etwa verbliebene Reſt des 
Licitationserlöfes nit an den früheren, fondern an den derzeitigen 
Eigenthümer auszufolgen wäre. Die Einldfung des Pfandes zur Ber- 
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bütung der Feilbietung desſelben ift nur den Pfanpgläubigern bei uns 
beweglichen Gütern gefeßlich vorbehalten und nur in biefem Falle ift 
bie gerichtliche Verftändigung vorgefchrieben ($. 462 a. b. G. 3. und 
8. 438 weftgal, ©. O.). Ohne eine folde Affignation wäre das Klage⸗ 
begehren nur dann gerechtfertigt, wenn ver Kläger dargethan hätte, 
daß er nod zur redten Zeit, nämlid vor der Berfallgeit der Forde⸗ 
rung, der Bellagten bie volle Zahlung derjelben angeboten und bie 
Dellagte die Annahme verweigert babe; denn in biefem Falle hätte 
fie bei vem vorhandenen Einverftänpnifje des Schuldners C vom Kläger 
die angebotene Zahlung annehmen und nad der durch Tilgung ber 
Schuld herbeigeführten Erlöfhung des Pfandrechtes dem Kläger, als 
dem ausgewiefenen Eigenthömer der Pfandſachen, dieſelben zurück⸗ 
ſtellen oder, falls ſie ungeachtet deſſen, ohne geſetzlichen Grund, die 
Pfandſtücke im Erecutionswege hätte veräußern laſſen, deren nad 
gewiefenen Werth erjegen müflen (88. 469, 1422 und 1295 a. b 
G. B.). Allein dieſes wurde vom Kläger nicht dargethan. 


Nr. 7257. 


Unzufäffigkeit der Eidesbelation über bie innere Widmung 
zum Andenken einer beftimmten Perfon gelefener Mefjen. 


Eutſch. v. 19. Dec. 1878, Nr. 11982 (Beft. deö ui. der Prätur Zara dv. 
15. März 1874, Nr. 1854, Abänd. des Urth. ded O. 8. G. Zara vom 
11. Mai 1878, Nr. 672). Gazz. dei Tab. 1879, Nr. 3. 


Der Priefter A belangte die B, ald Erbin des M, welder bie 
Lefung von 130 Meſſen zum Heile feiner Seele teftamentarifch ver- 
ordnet hatte, und den Berlaffenfhaftsverwalter C auf Zahlung des 
Mefiengelves mit der Anführung, daß der Berlafjenichaftsverwalter 
ihm die Lefung der Meffen aufgetragen und er diefelben celebrirt habe. 
C gab im Procefje nicht Rede und Antwort; die B leugnete die obigen 
Anführungen des Klägers, die er durch die Delation des Haupteides 
zu beweifen fi erbotl. — Das Gericht erfter Inftanz erfannte un⸗ 
bedingt auf Abweifung der Klage. — Bon dem O. %. ©. wurde 
dent Slagebegehren ftattgegeben, wenn der Kläger durd ben dem C 
beferirten Haupteid den Umftand, daß er von ihm mit der Lefung ber 
Mefjen betraut wurde, und mit dem ber B beferirten Haupteid bie 
feinerfeitö zum Heile der Seele des M erfolgte Leſung der Meſſen 
beweifet. Das O. L. ©. begründete die Zuläffigleit des letzteren 
Haupteides mit der Erwägung, daß die Faffung des 8. 275 weſtg. 
G. O. (8.203 a. ©. D.),. wornach die Partei, welche bie Streitſache 
zu vergleichen berechtigt wäre, befugt ift, dem Gegner über bie von 
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ihm widerſprochenen Geſchichtsumſtände den Haupteid aufzutragen, fo 
weit ift, daß von diefen „Geſchichtsumſtänden“ die Thatſache, daß ein 
Priefter bei der Celebration von Meſſen feiner Meinung und feinem 
Gebet die Richtung auf eine beftimmte Perfon gegeben habe, nicht 
ausgefchloffen werben kann. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Urtheil mit 
folgenber Begründung der Unzuläffigfeit des von dem DO. 2. ©. ver 
B aufgetragenen Haupteides: Nah dem Wortfinn und Geift der Be 
fiimmungen der Gerichtsordnung iſt der Haupteid als Beweismittel 
nur für jene Thatfachen zuläffig, die unter die äußeren Sinne fallen, 
und von denen, wenn fie ſich zugetragen haben, der Gegner durch die 
eigene finnlihe Wahrnehmung oder durch die Mittheilung eines Dritten, 
ber fie auf foldye Art wahrgenommen, Kenntniß haben kann. Da nun 
bie Widmung der Meffe von Seite des celebrivenden Priefterd zum 
Andenken eines beftimmten Verftorbenen für die Umftehenden, die bie 
Meſſe hören, nicht wahrnehmbar ift, weil der Priefter die Widmung 
innerlich macht, fo hätte ver Haupteid zum Beweiſe der Anführung 
bes Klägers, die Meffen für den M gelejen zu haben, nur in dem 
Valle zugelaflen werden können, wenn er ausnahmsöweife bei der Eele- 
bration der Mefjen mit lauter und vernehmlicdher Stimme den M als 
benjenigen, für befien Heil er das Meßopfer verrichtete, genannt ober 
wenigftens bie Beklagten und fonftigen Verwandten des Teſtators von 
Tag und Stunde der Meffenlefung voraus benadhridtigt hätte, — 
was aber feinerfeits nicht gefchehen if. 


Nr. 7258. 

Anfuhen um Beftellung eines Curators für unbelannte 
Grundbuchsintereffenten: Haftung des Gefuchftellers für bie 
Gebühren des Curators. 
ao. v. 19. Dee. 1878, Nr. 13952 (Belt. Dei Deer. des ‘p G. Pra n vom 

ept. 1878, Nr. 30824, Aband. de Der. D es O. L. G Prag! v. 14. Oct. 

1878, Nr. 28812). Zeitichrift f. d kein 1879, Kr. 5 

In dem nah 8. 3 ff. des Geſetzes v. 6. Februar 1869, R. G. 
Bl. Nr. 18, eingeleiteten Aufforderungsverfahren wegen Abtrennung 
einiger Grundſtücke von den landtäflichen Gütern der Stadt B wurde 
für mehrere Hypothekargläubiger unbekannten Aufenthaltes Dr, A als 
Eurator beftellt, welcher nad durchgeführten Verfahren fein Defervit 
für die befagte Curatel anmelvdete und das Begehren ftellte, daß ihm 
basfelbe gegen die Stadtgemeinde B, auf deren Einfchreiten die Euratel 
beftelt wurde, zugelprodhen werde. — Das Gericht erfter Inſtanz 
liquidirte die uratelgebühr und verftändigte hievon die Gtadt- 
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gemeinde B. — Bon dem DO. L. ©. wurde Dr. A mit feinem Be- 
gehren um Zuſpruch der Euratelfoften gegen bie Stadtgemeinde B 
abgewiefen, weil er den Lohn für feine im Intereſſe der Curanden 
unternommene Mühewaltung nur von den Euranden, beziehungsmweife 
aus deren Vermögen, anzufprechen beredtigt fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte ben erftgerichtlichen Beſcheid 
mit der Begründung, daß die Beftellung des Dr. A als Eurator einiger 
Zabulargläubiger des landtäflichen Beſitzes der Stadtgemeinde B auf 
Anfuhen und nur im Intereſſe der legteren erfolgt ift, fie daher auch 
die daraus erwachſenen Koſten zu tragen hat. 


— 


Nr. 7259. 


Friſt zum Necurfe gegen eine Meiftgebotsvertbeilung : 
Einflußlofigkeit der Form des Hauptprocefies. 


Eutſch. v. 24. Dec. 1878, Nr. 12830 (Anfheb. de Decr. ded O. L. ©. Aralan 
v. %. Eept. 1878, Mr. 10295). ©. H. 1879, ©. 363. ©. 3. 1880, Nr. 1 

Gegen den gerichtlihen Beſcheid der Bertheilung des Def. 
gebot8 für eine im Erecutionsweg veräußerte Realität ergriff A am 
breizehnten Tage nad deſſen Zuftelung den Recurs, worin er für 
feine Wechfelforderung die Priorität ber Hypothek vor einigen Forde⸗ 
rungen geltend machte, die jener im Pfandrechte glei oder voran- 
geftellt wurden. — Das DO. L. ©. wies den Recurs als verfpätet 
ab, mit Anwendung der Borfchrift des 8. 12 lit. d des Geſetzes über 
ben Wechfelproceß vom 25. Jänner 1850, R. ©. Bl. Nr. 52 (drei- 
tägige Recursfrift). 

Bon dem oberften Gerihtshofe wurde dem D. 8. ©. die An- 
nahme und meritorijhe Erledigung in ber Erwägung aufgetragen, 
daß bie citirte Vorſchrift, nach welcher Recurſe in Wechfelfahen binnen 
drei Tagen zu überreichen find, auf den vorliegenden Fall, wo es ſich 
nicht um einen fpeciellen Act des Wechjelverfahrens, fondern lediglich 
um eine im Intereſſe der ſämmtlichen Pfandgläubiger binausgegebene 
Bahlungstabelle handelt, umfoweniger in Anwendung gebradt werben 
kann, als A dieſe Zahlungstabelle nur in Betreff der Rangorbnung 
ber ihm voran und gleichgeftellten, mit ihm aber in keinem Wechſel⸗ 
ftreite ftehenden Pfandgläubiger angefochten bat, demnach bier nur bie 
allgemeinen Vorſchriften Über das gerichtliche Verfahren angewendet 
werben können cz 26 des cit. Gefetes), und daß A feinen Appel: 
lationsrecurd mit Rüdfiht auf den Tag der Zuftellung der Zahlungs⸗ 
tabelle innerhalb der gefeglichen ($. 350 a. ©. D.) vierzehntägigen 
Friſt überreicht hat. 
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Nr. 7260. 


Koſten eines von dem gemeinſamen Curator der Befiker 

von Xheilfehuldverfchreibungen wider den gemeinfamen 

Schuldner erfolglos geführten Rechtsſtreites: Boransjegung 
der Anbaltung des letzteren zum Erſatz. 


Eutie v. 27. Dec. 1878, Nr. 116%0 (Mbänd. der Decr. des TER; G. Wien 
‚12. Juli 1878, Nr. 99856 und des D.L. ©. dien 2 uguft 1878, 
Nr. 13822). Zur. BI. 1879, Nr. 5 


Der Advocat Dr. A, welcher als gemeinſamer Curator der Be⸗ 
ſitzer von Theilſchuldverſchreibungen des von der Kaiſer Franz Joſef⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft am 30. September 1867 aufgenommenen An- 
lebens von 49,560.000 fl. zur proceffualen Geltendmachung des: An 
ſpruches auf Namhaftmachung einer Zahlftelle in Paris und Eimlöfung. 
bes halbjährigen Coupons daſelbſt mit 12 Fres. 50 Eent. in effectiver 
franzöfifger Währung beftellt worden war, hat den Proceß gegen 
die genannte Bahngefellihaft in allen Inſtanzen durchgeführt und 
begehrte ſodann von verfelben nah $. 6, alinen 2, des Geſetzes 
vom 24. April 1874, R. ©. BI. Nr. 49, den Erfat der Proceß⸗ 
foften (Auslagen und Dejervit) und der fonftigen Curatelloſten. 
Die exfigerichtlichen Koften des Procefjeg waren gegenfeitig aufge⸗ 
hoben, die Appellations- und Nevifionskoften der beklagten Geſellſchaft 
zugefprodhen worden. — Auf Anfuchen des Curators wurben. nun 
befien Procepkoften mit 2500 fl. und die übrigen Curatelkoſten mit 
500 fl. von tem Gerichte erfter Inſtanz Liquibirt und der Bahn⸗ 
gefelichaft die Zahlung dieſer Koften per 3000 fl. Binnen 14 Tagen 
bei Erecution aufgetragen. — In zweiter Inftanz wurde das Begehren 
des Curators aus folgenden Gründen abgewiefen: Da in dem Geſetze 
vom 24. April 1874, R. ©. Bl. Nr. 49, betreffend die gemeinfame 
Bertretung ber Rechte der Befiger von inboffablen oder au porteur 
lautenden Theilſchuldverſchreibungen u. f. w., $. 6, alines 2 und 3, 
ausdrücklich beftimmt wird, daß bie Koften der Euratel zwar von dem 
aus den Theilſchuldverſchreibungen Berpflichteten zu beftreiten - find, 
hiedurch aber die Anordnungen, vie ſich auf die Entſcheidung über bie 
Gerichtskoſten im ftreitigen Verfahren beziehen, nicht berührt werben, 
mithin die Vorſchriften der a. Gerichtsordnung und der Novelle vom 
16. Mai 1874, R. ©. Bl. Nr. 69, in Betreff ver Proceßkoſten zur 
Anwendung zu fommen haben, und da bereits rechtskräftig entſchie⸗ 
den worden ift, daß die Bahngeſellſchaft die Koften ver Proceßführung 
nicht zu tragen, vielmehr ver Curator ihr die in erfter und zweiter 
Inftanz erwachſenen Roften zu erjegen habe, fo fonnte zur gerichtlichen 
Liquidation der Proceßkoſten bee Curators gegenüber der Bahngefell- 
Tchaft zu dem ausgeiprochenen Zwede, den Erſatz verfelben von ihr 
zu erhalten, nicht gejchritten werden. 

Ölafer, Unger u. Walther Entid. XVI. 38 
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Bon dem oberften Gerichtshofe wurde der erftgerichtliche Beſcheid 
in dem Punkte der Liquidation der Proceß⸗ und Curatelkoſten mit 
3000 Ft. beſtãtigt, dagegen ter erſtgerichtliche Zahlungsauftrag an bie 
Bahngefellfchaft befeitigt une: verordnet, daß der Curator wegen Bes 
zahlung ber liquidirten Expeafen mad Hofder. v. 4. October 1833, 
I. ©. S. Nr. 2633, auf den ordentlichen Rechtsweg gewiefen werde, 
Gründe: Das ðcſeb vom 24. April 1874, R. G. Bl. Nr. 49, 
beſtimmt im 8. 6, daß bie Rechte wub Bflichten bes enciafonn Cu⸗ 
rators nach ven für Curatoren beſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu 
beurtheilen ſind, ſofern dieſes Geſetz nicht beſondere Beſtimmungen 
Darüber enthält, — daß die Koſten der Curatel von dem Gerichte, welches 
ven Curator beſtellt hat, zu liquidiren umd von dem aus ben Theil- 
ſchuldverſchreibungen Bmepflichteten zu befiveiten find, — daß aber da⸗ 
Durch Die Beſtimmungen, bie ſich auf die Entfcheivung über die Gerichts⸗ 
koſten im flxeitigen Berfahren beziehen, nicht berührt werben, uub daß 
bem Verpflichteten vorbehalten bleibt, ben Erfap ber von ihm be⸗ 
firittenen Enratelloften von jenen Beflgern von Theilſchuldverſchrei⸗ 
bungen zu begehren, welche bie Beſtellung des Curators in grundloſer 
Beife veranlaft haben. Diefe Beſtimmungen haben ſonach drei weſent⸗ 
fi von einander unterfchiedene Gattungen von Anfprücden zum Gegen- 
flande: 1. vie Anſprüche des gemeinfamen Curators aus der Führung 
der Euratel auf. Lohn für feine Mühewaltung und Erſatz der dabei 
gemachten Auslagen; 2. die Anfprüde beider Streittheile, im Falle 
einer Peocrkfährung, auf den Erſatz der daraus erwachienen Gerichts⸗ 
koſten; 3. die Regreßanſprüche des zur Zahlung der Euratelloften Ber- 
pflichteten gegen Denjenigen, der die Curatel unnöthigerweife verantaft 
bet. Die sub 1 angeführten Anſprüche betreffen pas Rechtsverhältniß 
zwifhen dem gemeinfamen Gurator und ben von ihm vertretenen Be» 
ſttzern von Theilfchuldverfchreibungen, und es farm nad den hiebei in 
Anwendung kommenden allgemeinen Rechtsgrundſätzen, insbeſondere 
nad, den Vorſchrifen der SS. 1004, 1014 und 1163 a. b. ©. 8, 
wohl keinem Zweifel unterliegen, daß dem gemeinfamen Burator das 
Recht zuficht, für die von ihm beforgte Euratelführung von feinen 
Curanden nicht nur den Erfag feiner Auslagen, ſondern aud einen 
angemefjenen Lohn für jene Mühewaltung zu verlangen. Auf biefes 
Rechtsverhältniß zwiichen dem gemeinfamen Eurator und feinen En- 
randen haben bie sub 2 bezeichneten Anfprücde gar keinen Bezug, weil 
im Falle einer Procekführung das richterliche Erkenntniß in Anfehung 
bes Koſtenerſatzes immer nur bie beiden Streittheile betrifft und nur 
zwiſchen ihnen entjcheivet, ob und inwieweit der Eine dem Anderen 
bie Proceßkoſten zu erſetzen habe, keineswegs aber den Betrag berührt, 
den jeber Streittheil jeinem Vertreter für bie geleiftete Bertretung zu 
entrichten hat, daher auch im vorliegenden Falle jeme zwei mejentlich 
verjhiebenen Standpunkte der Kaifer Kranz Yofef Bahngeſellſchaft, je 
nachdem fie dem gemeinfamen Curator als Proceßpartei oder aber ale 
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der im Sinne des 8,6, Abſatz 2 des citirten Geſetes, aus beit Theil⸗ 
ſchuldoerfhreibungen Werpfliihtete gegenüberflchl; Iuinesivepd mit ein⸗ 
ander verwerhfelt werben dürfen. Datnas fehft,, daß vie Wxiterjdpeis 
dung, welche bei der gerichtlichen Liquidirung ber in ber Erpensnvte 
bes Curator verzeichneten Expenfen zwifchen Proceßkoſten und fonftigen 
Euratelloften gemacht wurde, Feine praftifche Bebeutung bat, weil den 
Euranden gegenüber eben auch jene Koften, welde ver Enrator in 
einem in ihrem Namen und Intereſſe durchgeführten Proceſſe als ihr 
Bertreter beftritten hat, jo wie das Defkkvit, zu den Eurateltoften ge= 
bören, und daher ber ER bes genen amen Curators auf bie ihm 
von feinen Ecrauben zit leiſftenve Set ung derſelber den Eutanven 
gegenlber zu den mid bezebchneten Aufptüchen zu vechnen ift. Edeuſo 
wenig: Tinen vie mul Bi brzeichneten Hegrefkin hiehru bezogen 


werden, dba biefelben auf der Vorausſetzung einer grundloſen, daher 
ſchutdvbaten Beräntaffiirn tet ——— — Beraten BR“; 
Beikaudenjein eines Ielhen Beihche en aber nude auf em Erpeüſen⸗ 
beſtimmungsgeſuch, jondern nur im ordentlichen Rechtswege erkannt 
werbert kanm Nachdem dber das cititk Geſetz im 8. 6, MKſäatz 2, für 
den Fall der Beſtellung eines gemeiififiitett Kurator aunorbnet, Big vie 
Koften der Curatel von Beil aus beit Sit latnst chreibungen Ver⸗ 
pflichteten zu beſtreiten ſind, ba dife I dieſent Falle in Anfehling 
ber Koſtenzuhliruig bir aus dert Theiülſchuldverſchreibungen Verpflichtete 
an bie Sielle der Euranden zu treten bat’; fo fotgt von feld, daß 
zwar dieſenn Verpflichtetett die Koſtenzahlung mi ben gemeinſamen Cuts 
rätor in eben bent Maße und Umfange oßliegen wird, fir welchen fie 
fonft dert Entanden obgelegen wäre, daß jedoch dadurch die Frage, ob 
ntd inwiewen etiun and dent Eifel ber sub 2 ab 3 bezeichneten Aut⸗ 
ſpruͤche Gegenförvektungen erhoben werben können, nicht berllhtt wird, 
fvirdern die Eutſcheidung hierüber dem ordentlichen Rechtshege vor⸗ 
behalten zu Bleiben Hat. Inſoweit alfo mit vem erſtrichterlichen Be⸗ 
ſcheide pie ſaͤmmtlichen in ber Expensnote verzeichneten Erpenſen ber 
gerichtliähiett Befttinkkling unterzogen worben find, ftellt fich derſeibe ats 
dem Gefeht entfprechend dar, Hrden alle in dem Appellativnsrecurſe 
ver Bahngeſellſchaft und fohin im der obergerichtlicden Entſcheivung bar 
gegen erhobenen Anftände nur auf einer unzuläfſtgen Bereifung ver 
verſchtebenartigen, oben sub 1, 2 und 8 bezeichneten Anfbrfiche beruhen. 
Dagegen mußte ber erſtrichterliche Ausſpruch, daß die Bahngeſellſchaft 
ver Exrpenfenbetrag binnen 14 Tagen bei Executibn Mi erichugen 
habe, aufgehoben umd der Curator mit dieſen Theile feines Begehren! 
auf ven ordentlichen Rechtsweg gewieſen werben, weil hiebei nicht nur 
bie ſchon oben gemachten Beterkungen in ——— r fommen 
haben, fordert au vas Geſetz vont 24. April 1874, R. ©. Bl. 
Nr. 49, dem Gerichte, welches den Curator Beftellt hat, nut bie Ber 
ſtimmung der Curatelkoſten zuweiſt, und nach vem Hofdecrete vvm 


38* 
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4. Oetober 1833, 9. ®. S. Nr. 2633,, über das. Begehren um Zah ⸗ 
lung ber Uquibirten Gebühren der competente Richter bes Schuloners 
Berfahren: durch Urtheil zu-;ente 


nad vorgängigem contradictoriſchen 
ſcheiden hat. 9 














A. 7261: 


Feilbietung . eines ehe nen Baufälligen Hauſes auf 
Begehren ber. politifchen Ortabehorde (Lrakau): Behandlung 
ber Feilbietungsloſten bei der :Meiftgebotsvertheilung. 

. 8.27. Dec. 1878, Nr. 13090 (Be. bed Decr. deb 2.0. gralau v. 
5 ig en —5X 838 6 D. a Kratan dv. 
22. Mei 1878, Nr. 3260). &. 5. 1870, ©. 179. Sur. BI. 1878, Mr. 46. 

Als Drtsobrigfeit, entſchied der Magiftrat der Stabt Krakau 
im Sinne der Minifterielveroronung vom 2. September 1856, R. 
©. BL. Nr. 164 $. 3, daß das befolirte Gebäude des A Nr. 200 
in Kratau aus Polizeirädfichten an den Meifbietennen mit ber Ver⸗ 
bindlichteit, eg in gutem Stand zu erhalten, Bintangegeben werben 
fol, und ‚ftellte, nad} der citirten Vorſchrift bie. Bitte an das 2. ‚©. 
am Vornahme der Feilbietung. Nach abgehaltener Werfteigerung, bei. 
welcher B das Gebäude. um 8 fl. 50 Fr. erftand, glaubte das L. ©. 
in Befolgung der angezogenen Minifterialverorvnung (wornach bie 
um bie Feilbietung angegangene Gerichtsbehörde „biesfals nad} ber. 
Gerichtsorduung das Amt zu handeln hat“) aud mit. der.Bertheilung 
des, Meiftgebots ſich befafjen zu müflen, und locirte am erften Plage 
bie Steuerforberung des Fiscus im Betrage von 11 fl. Dagegen 
recurrirte die Stabtgemeinde Krakau, weil fie mit dem Anſpruche der. 
von ihr aufgewenbeten Feilbietungsloften ‚per 45 fl. durchfiel. — 
Bon dem D. 2, ©. wurde: der Anfprud; ber Recurrentin ber Steuer⸗ 
forberung vorangefegt und das Meiftgebot fo zur theilmeifen Dedung 
der befagten Koften zuerkannt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftgerichtliche Entſcheidung. 
Oründe: Der Magifirat der Stabt Krakau ift als politiſche Orts- 
obrigleit Kraft des der Gemeinde übertragenen Wirkungskreiſes, um 
Bornahme der Veräußerung des veröbeten Gebäubes aus Polizeirüd- 
fiten, bei ver Gerichtöbehörbe im Sinne des $. 3 der Minifl.-Verorbn. 
v. 2. September 1856, R. ©. Bl. Nr. 164, eingefcritten. Es ift 
nirgends im Gefege ausgefprodhen, daß ben mit ber Ausübung biefer 
Polizeigewalt verbundenen Koften der Ortsbehörde ein gefegliches 
Vfandrecht an der zu veräußernden Realität zuftehe, unb bie vom 
O. L. ©. geltend gemachte Analogie mit dem Gefege über das Con- 


— 5917 — 


enröverfahren (Borrecht ver. Mafjelöften auf Befriedigung, Z. 28 und 
8. 29, 1. der: &; O.) iſt nicht zutreffend, weil durch die Gröffuung 
bes Concurſes das geſammte; der Erecution unterliegende Vermögen, 
welches ein zahlungsunfähig:getwordener Schuldner beſitzt, oder welches 
ihr, während: der Dauer des Concurſeszufällt, der freie Berfigung 
desſelben endzogen wird und die Sefanmthät'. derjenigen . Gläubiger, 
deren Auſprüche zur Zeit⸗der Conrurserbffnung beſtandeil haben, dao 
Recht erlangt, diefes Bermögen nach den Beſtimmungen der Coucurs⸗ 
ordnung zu ihrer Befritdiguag zu: verwenden, Wogegen: e& Ti im 
vorliegenden Falle my. un’ ein einziges Vermbgensvbject de: Schuld⸗ 
ners: handelt, indem. die Veraͤußerung einer Realität aus Polizeirück⸗ 
Höhlen ſtattfand, daher auf den erzielten Kaufpreis nach ben. allgemeinen 

Beſtimmungen der Gerichtsordnung nur bie privilehirten vn — die 
Hypothekargläubiger einen Anfpruch haben. BL Eee zur 


hie 
. 


Re, 7262, 
Unguläf igfeit der executiven Feilbietung von als Eaution 


für. eine periodiſche Druchkſchrift beſtellten Werthpapieren 
ur „Nor Ablauf des geſetzlichen Zahlungstermines. 


En * — 878, ig id ei bei 
Be ee ar 
> vr Ron. 1828, , Bla). @.,3. 1879, Str. 13. 


A, weichem bie executive Bfändunig der von B os Zerausgeber 
eines Lournals als Caution erlegten 12: Städ Staatsloſe des 
Jahres 1860 à 500 fl. zur Heteinbringung: ſeiner Forderungen 
gegen B pr. 1040: fl., 727 fl. und: 970 fl. bewilligt worden war, 
begehrte nach dem Aufhören des Erſcheinens ber Zeitung, ‚allein noch 
vor : dem im letzten Alinea des. 8. 14 ves Preßgeſetzes vom 
17. December. 1862; R. G. BL vom Jahre 1863,.Nr. 6, be⸗ 
zeichneten Zeitpunkte („Sechs Mongate nad: "dem Aufhören des - Er» 
ſcheinens der Druckſchrift“) die erecutiwe. Feilbietung der Stantslofe: 
— Sein Gefud wurde von: beiden Untergerichten für bermalen ab⸗ 
gewiefen,. weil: mit ber Beräußerung der dem Fiscus als Caution 
vinculirten Werthpapiere die Auefolgung derſelben an ben Käufer 
verbunden iſt, behufs dieſer Ausfolgung "aber dem A oder! in ‚feinem 
Intereſſe bem Gerichte ein Zwangsräht‘ gegen ben Fiscus auf. Auf⸗ 
laſſung bes Cautionsbandes nicht zuſteht. — A ergriff ven.a.-o. Re⸗ 
eurs, worin er geltend machte: Der Fiseus habe: gar: kein: Interefie 
daran, : daß das Cantionsvbinenlum nicht behoben. merbe:,; 'dagıit bie 
Beitjchrift. weiter :erfcheinen Frine, vielmehr ordne der zweite Abſatz 
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bes 8,15 des Wreßgeisten den Mergang, im Felle dir Cautien ganz 
aber. —5 eingegegen 233 das Recht bed Fiecus werde Kur 
Die eprerðv e Berhaßerung nach Feiner Ferdptanıg Beh, 2a der Erla⸗ 








in Anſpruch geuhnnnen * zu —E — | 

Des oberſtz Gerichtahof vermarf ben Metifonkwecuns, peil ie 
untergerichtlichen MEntiegeibungen Jun die Erwägung, daß dem Staate 
am her mit im bantem Se befichenben Caution ein Pfandrecht zur 
ſteht unb daher sine Beräuberung des Pfandgegenſtandes ohne Hn⸗ 
Rimmusg bes Glnbigero, dem derſelbe zum Nfande beſtellt wurde, 
unzuläffig iſt, vollkommen gerechtfertigt und ber Sachlage und dem 
* entſprechend ſind. 


Rı. 7263. 


Einfinßloſigkeit des Reeurſes gegen die Einleitung des 
Ereertivproceffes auf die Secution zur Sicherſtellung. 
— v. 27. Dec. 1878, Ar. 14305 (Bel. 8 bad Decr. des H. G. W 


NE: a de —* 


Gegen ven anf’ die Klage des A den Executivproceß einfeis Ä 
tenden Belhein Hat der Beklagte B nen Recurs ergeiffen, unter 
Hinweiſung auf den anblingigen Recurs be ber gemäß 8. 298 

a. G. O. and Hefocy vom 7. Mei 1839 . &: —— 
—— Tagſatzung fi; geweigert, ind ——— und Jicbume 
die Erfisedung der Kegfahung ‚veranlagt. Nun ftellte der.SMäger mit ⸗ 
talſt beſeaderan Oeſuches uns. een um fiderßellumgswsife Mo⸗ 
Bilgrerecutien, welches in erfter Mſtauz wit her Motivirung abgewichen 
wurbe, daß, nachdem gegen wie Kinleitung des Frecutiunenfn 
Recurs ergriffen worden iſt, die Art —* Berfahrens noch —* ea 
gilkig autſchieden ſei. — Dau O. L. G. bewilligte die augeſuchte 
YHäandung, weil auf die Klage der Ereentivproceß eingeleitet merken 
Ei Mub dem dagegen eirgehnachten Mecuyfe nad) nen Safpecreten won 

a en pen DM, 1009, De Mr. düR der 
J.B. S., eine hemmende Wirkung: nicht zu 

Der. aberfte. Gexrichtahoß Keftätigke: die — ↄes O. 8. ©. 
wit Beguguehme: auf deren geſetliche Begräntumg und in. der Mixe 
magung. daß die Erſtreclang ber erſten Tagſatzung durch die MWei⸗ 
gerung Def: Bellagten, über bie vorliegende. Klage vor Giledigung 
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bes Recurſes zu verhandeln, vedanlaßt worden iſt, daß demnach unter 
dieſen —— uf Begehren des Kläger na dem Hoſder. Rom 
7. Mai1839, I. ©. S. Nr. 358, die Execution zur Sicherftellung 
ertheilt werben mufite, 


Nr. 7264. 


Selbſtvertretungarecht ver Notare ig Streitſachen. 
— v. 31. Ber. 168, Ne. u (Abänb. u. her gleigiüsmigen Dem. Den. 


©. Kralan ». 12. April 
Kralan v. 11. Inni — Nr. HAB) Berti. F.d. Neteriat 1829, Ir. 8 

Der für das Richteramt nicht geprüfte Notar A, m eine 
Streitſache ſelbſt betheiligt, überreichte einen Recurs ‚ehne Gerkigung 
eines Apwocaten, welcher von beiden —— ihm zur Nachtra⸗ 

gung techtöfreunblicher Fertigung zurüdgeitellt wurbe. 

Huf ven a. 0. Recurs des A —— der oberſte Gerichtshof 
die Annahme des Recurſes, weil ein Notar im Sime des 8, 15 
weſtgal. G. O. bei Eingaben in eigener Sache ver Wertigung eiues 
—** nicht bedarf. 


Nr. 7265. 


Unzuläffigleit der bücherlichen Anmerkung bes Berbotet 
auf eine pfandrechtlich fichergeftellte FForberung. 


—— hen a — Nr. 14378 a cn 88 das gen 38 8* ri 3* * 
a 

kn, Kr. 31123). —— d. art” in, m 

A, welchem gegen die Berlaflenfchaft feines —— B das 
gerichtliche Verbot auf eine Forderung des Letztern gegen C bewilligt 
wurde, die auf der Liegenfhaft X des C pfandrechtlid fichergeftellt 
ift, begehrte die grunbbücderlidhe Anmerkung der BVerbotslegung bei 
dem Pfondgute. — Gein Geiuch wurde in erſter Iuftung bemoällige, 
in zweiter Inſtanz abgewieſen. 

Der oberfte Gerichtshef beftätigte bie obergerichtliche Entſcheidung, 
weil durch die geri ichtliche Bewilligung eines Verbots ein A 
Berhälmiß,. w weile geeignet wäre, ven enſfand ber ine 9, 20 
it. a Grundb.⸗G. vorgeſehenen Srfihtfihmedung durch grundbůcher⸗ 
liche Anmerkung zu bilden, nicht begründet hr und auch fonft in 
feiner gefetzlichen Beſtimmung ein Anhaltspunkt zu finben if, worauf 
die Bewilligung einer folgen Anmerkung geflägt n werben konnte. 


L) 
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lt baren . : Re 7266. 

Befisftörungöhanblungen eines Unmünbdigen : Ungufäffigfei 

der directen Belangung und der Belegung desfelben mit 
Arreft. 


Entid. v. 31. Dec. 1878, Nr. 14385 (Beft. des dad Decr. ded B. G. Dobriſch 
v. 13. Oct. 1878, Nr. 6057, abünd. Decr. de D. 8. ©. Prag v. 11. Nov. 
1878, —* 31508). ©. 3. 1876, Nr. 16, 

In dem possessorium summariissimum bes A gegen ben zehn- 
jährigen, von feinem Vater vertretenen B, wurde -B der vom Kläger 
angeführten Beſitzſtörung ſchuldig erlanyt unb fernerer ‚Eingriff: in den 
Befig ded A ihm .unterfagt. Nach eniigen Jahren, noch vor erreichten: 
Münbigfeit,. wiederholte B die Beſitzſtörung, weroͤhalb gegen ihn auf 
das Begehren des A in erſter Inſtanz eine achttägige Arreſtſtrafe 
verhängt wurde. — Auf den Recurs des Vaters des B beſeitigte das 
O. L. G. die erſtgerichtliche Strafverordnung in der Erwägung, daß, 
wenn nach 8. 273 St. G. B. ſtrafbare Handlungen, die an ſich 
nur den Thatbeſtand eines Vergehens ober einer Uebertretung be= 
gründen, an Unmündigen. niemals mit einer Yreiheitöftrafe zu ſtrafen 
find, fondern der häuslihen Züchtigung, eventuell der Ahnung ber 
Sicherheitsbehörde unterliegen, dad dem unmündigen B. zur. Laft lie⸗ 
gende nur ciwilgerichtlich zu verfolgeude Delict der Befigflörung um 
fo weniger mit Arreft gegen ihn bebroht fein kann; und daß, da 
nad, den Grundſätzen des allgemeinen bürgerlichen Rechtes der Vater 
als gefegliher Bertreter feiner. minderjährigen Kinder deren That⸗ 
handlungen zu vertreten hat und : wegen berfelben zu belangen ift, 
dag. Begehren des Klägers nur gegen den DBater des B als geſetz⸗ 
lichen Bertreter ſeines unmündigen Sohnes, nicht gegen den Letztern 
zu richten geweſen wäre. 
.. © Der oberfte Gerichtshof verwarf ben Revifionsrecurs des A 
mit Verweifung auf vie vorftehenben Gründe bee DO. 2. ©. 





Nr. 7267. 


Einfluß ber Berbeiratung einer minberjäßrigen Ausländerin 
an einen Defterreicher auf die im Auslande beftellte 
WVormundſchaft? 


—* v. 31. Dec. 1878, Nr. 14538 (Be, der Decr. des B. 8. Warusdorf 
v. Sept. 1878, Nr. 9217 und ded D. 8. ©. Brag v. 4. Nov. 1878, 
we. 30886). ©. 3. 1879, Nr. 17. 

Die minberjährige Sachſin B wendete ſich nad ihrer Verehe⸗ 
Kun; mit dem ‚Defterreiher A, im Bereine mit ihrem Bormund an 
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das ſächſiſche Gerichtsamt Zittau, als ihre Pupillarbehörpe, mit ver 
Bitte um Volljährigerllärung, wurde aber auf Anorbnung des ſäch⸗ 
ſiſchen Yuftizminifteriums abgewiefen, weil vie Ehefrauen die Staats» 
angehörigfeit ihres Ehemannes theilen, daher die Bolljährigerflärung 
der B, welche durch die Berheiratung mit einem öfterreichifchen Stants- 
bürger die fähftfche Unterthanenfchaft verloren habe, nah 8. 1967 
b. ©. 2. für das Königreih Sachſen durch den ſächſiſchen Lan- 
desheren nicht erfolgen könne. Nun erfuchte A fein Perſonalgericht 
(8. ©.) Warnsdorf mit Hinweis auf das Hofder. vom 23. Yebruar 
1833, Nr. 2595, demzufplge: Yie: Bdurch ihre Verehelihung bie 
öfterreichifche Stantsbürgerfhaft erworben bat, um Beftellung eines 
Bormundes für diefelbe. Er wurde aber bahin beſchieden, daß fein 
Grund vorliege, fein Geſuch zu bewilligen, ba für bie B bei dem 
Gerichtsamte Zittau ein Bormund beftellt if, nah $. 86 I. N. die 
Gerichtsbarkeit in Vormundſchaftsſachen demjenigen Gerichte verbleibt, 
welches biejelbe auszuüben angefangen bat, hiemit die Beſtimmung 
bes 8. 175 a. b. ©. 2. im Einkfange fleht und die politifhe Zu⸗ 
ſtändigkeit nicht in’ allen Fällen init ber gerichtlichen Competenz zu⸗ 
ſammenfällt. Dagegen ergriff A den Appellationsrecurs, worin ev 
ausführte, daß. die B nah Erlangung. der öfterreichifchen Staatsbür- 
gerfchaft. allen hierlands . geltenden Geſetzen unterſtehe; daß 8. 96 
J. M. nur. in Anfehung inländifcher Gerichte plaßgreife; ‚daß. e8 
Pfliht. der. öſterreichiſchen Behörden fei, fi einer minderjährigen 
Staatsangehörigen anzunehmen, die in ihrem Geburtslande feinen 
Rechtsſchutz mehr finde, was .um.fo. fhwerer wiege, als das. Ber- 
mögen ‚ver. Mündel durch diefen negativen Competenzconflict Schaben 
nehme,. indem das Gerichtsamt Zittau. jede weitere Sinflußnahme abs 
lehne, während. das B. G. Warnsdorf Die Uebernahme der Bormund- 
ſchaft und. die Beſtelluug eines Vormundes verweigere. — . Das 
O. L. ©. beſtätigte den angefochtenen Beſcheid aus deſſen Gründen 
und in.ber. ‚weiteren Erwägung, daß ein nad den Geſetzen bes 
auslänpifchen Heimatsortes giltig beſtellter und noch nicht. enthobener 
Vormund auch in Oeſterreich als ſolcher anzuerkennen iſt, daher ſomit 
bie Beſtellung eines zweiten Vormundes nicht angezeigt. erſcheint. 
Der a. 0. Nevifionsrecurd bed A ‚wurde von bem oberften Ge⸗ 
richtshofe mit Verweiſung auf. den 8. 16des kaiferl. Patentes vom 
9. Auguſt 1854, R. ©. Bl. Nr. 208. (wegen angel. einer offen. 
baren Gefebr oder Actenwidrigleith. verworfen. 1 


or 8.08 





Berzeihniß 
“ der einfhlägigen und citirten Gefegesftellen. 


— Ü — 


Allgemeines bürgerliches Geſetzkuch. 


Kundm.⸗Pat. Nr. 6803, 58. Nr. 86. Kr. 
710371135 ........ 70831262 ...... .. 7011 
138 ...6885, 7055, 1364 ........ 011 
2 ....... .6 1242|269 ..... ... 2077 
5 7037, 7117,|139 ........ 1056 1281 ........ 3077 
11811141 ........ 6872 2904 ........ 7160 
7 oe. 000.2 6 145 . oo 00000 5 ........ 6770 
12 ... 6801, 71591148 ........ 68721296 ........ 7180 
34 6367, 7064,1154 ... 6778, 72471297 ........ 7160 
7099 158 ...6885, 70658,1299 „........ 7165 
35 6867, 7064 172421302 ........ 1229 
36 6867, 7064|163 ...6884, 6958,1304 ........ 7191 
37 6867, 7064 7055 ....... 6804 
........ 6867 166 ...6872, 6977,1308 ........ 6804 
64 ....... 6867 7242 311 ........ 6803 
....... 67 ... 6872, 6977 318 0803, 6842, 
91 ... 7104, 7261|168 ........ 12 8877, 6950 
......e. 51 170  eoe4, 0000. 68723 323 ) s [4 
BB ........ 7261 |175 ........ 1267 
94 ........ 6964 178 ......., 71681324 ........ 
96 ........ 69641232 ........ 7077|339 ...6901, 6998, 
104 ........ 172511238 ........ 7077 
107 ........ 7168|243 ........ 71031344 ... 6901, 7235 
109 .„..6855, 7031,1246 ........ 7103 345 ........ 6901 
7251 247 ........ 7103346 ... .... 6901 
115 ... 6941, 7245/1252 ........ 7103|347 ........ 6901 


134 ........ 70831254 ........ TOTT! 348 ....... . 6%1 


Nr, 88 N, | 8% Nr. 
...0 .:.... 6001 o.......e 683 w a 
.......- GM 455 ... 6833, 7080 791 ........ 7127 
6901, 6950, 456 ...6804, 6633, 797 RR 
71120, 6849, 0öä........ 6841 
........ 6901 457 ...6833, 6915,1810 .. ..... 71225 
........ 6901 7133, 7219|812 ... 6789, 7039 
....... 6901 |461 ...6774, 7066, My ...... .. 7125 
........ 6832 462 ........ 7256 | 822 6823, 6948, 
6804, 6888,|486. ... 1296 6949, 7039, 
6849, 6988, | 467 6804, 7229 71155 
8 ..... 6S04 825 ........ 6871 
........ 469 ...6804, 6990, 830 . 1170 
6849, 6953 7004, 7058, |833 , 7097 
.. 0849, 6953 71163, 72561834 ... 
6847, 6901 484 ........ 895 ........ 7018 
6847, 6893 492 ........ 6986 1936 ........ 17018 
... oo... 504 ... 2... 6847 840 ........ 3 
7149, 11911509 ........ 70971843 6793, 6871, 
........ 523 ., 86, TORO 
... 6871, 6993 543 ........ 6829 854 .......: 0877 
........ 1148 ........ 859 ........ 
........ 7229 552 ........ 6846 861 ........ 
6 563 .... 868 ...6805, 6985, 
6891, 6918, 1564 ........ 6996, 7019 
11591579 ... 7049, 10719 864 ........ 

AM: .... 6850, 6891,1580 ....:... > GE 
6918, 71891581 ......... 70491812 ....... 68860 
6804, 6958, 1585 ........ 1079 873 212.2... 7007 

1232 501 ........ 7101 824 „2222... 6860 
.8891, 6918, 1594 ........ 71641878 ... 7051, 7380 
441601 ... 6846, 70791382 ....:... 6886 
, ‚6 ........ UBS ........ 6777 
6853, 6881,16 ........ 14117887 ........ 6860 
7004, T000 646........ T117888 ........ 6887 
........ 6G48 ........ 7044 889 ....... 7 
...... ..7 65% 6846, ee 891 ... 7107, 7167 
6923, 6978, | 673 ..... 6778 808 ........ 6 
BB .22052:. 6823 806 ....... 1121 
6923, 7229169 ........ 6812 898 ........ 
6823, 6850, 7658 ........ T044|307 ........ 


7" 6891. 6085, 8 2.2. 7264| 908 
7159, 7281 | 788.22... 1221909 22... 7028 


2. 


‚6889, 6898, 

nn 1232| 
1. . 7024, 7220 
IE ;:5:::: 1029; 
919: :6887, 1} 
ML. rn 6887 
922 16870; ‚108, 
9. 8870, 7151 1 
928 . . 6915, 1244 
‚931 ernten 
933 .. 6870, 7038 
934 ....... 7029 
_935 .uorer. 1029. 
936 .::.... 7022 
938 .. 6891, 6902 
039 :.:... 6902 
940 6902 
941 ....... 6902 
943 .. 6891, 7208 
| 946. si, 7101 
YL,.;..... 7204 
‚288 . „6811, 6921, 

Er ER 7122 
886... 710 
961 ...... , 6904 
964 ........ 6946 
970 ..,.,.. 6873 
:971 none ‚6847 
I 7 7 ...... 6847 
2”, .6803, 638 
o00 Lernen: 6847 
994 ....... 6851 
995 ....... 6933 
1000 ........ 6851 
1001 .. 6940, .7200 
1004 ....... 1260 
1008 .. .7104,.7194| 

1012 ........ 7147 
1914 ..:7199,.7260 
1016 ...... ..1175 


88. Nr. 
1174 ........ 7030 
1175 ........ 1029 
1180. 2.22... 6981 
1183 ....... 7029 
1205 ........ 
1217: ........ 7049. 


1237 ....... 6903 
1238: . . 1104, .7179 
1248 „4... 7049 
1249 , 7048, ‚7164 


1294 ....... .7011 
1295 ..6860, 6928, 
. 7011, 7067, 
nn 7256 

1298 ........ 7047 
1302 .. ..... 7167 
1305 ... 7051 
1316 ....... 6873 
1 2er... 1067 
324 ....... 6928 

|1328 ....... 6977 


1333 ....... 7151 
1338. .6823, 7151, 

7165 
1886. „6821, 6933 


— —— 7107 


1387: ...:.. 6888 


88, Ne: | 85; Nr | 8% Nr. 
1804... 6714, 677, ...... 7256 1453 2 ...... 6808 
704 1424 “er. 7187 1455 wur) . 6803 
13906 7004 |:1425....6785,.6834,|1456 - .:«...... 6808 
1397 ... 7038, 151. .. .6925,6994, 11459 6808 
1398 een 7038 oo... 7165 1460 ... .. 6803 
1399 .. 1088, 7151 1486 . „699011467 ....... 7004 
1400 .. 7187, 7208 1428 io, 701011470 ....... 7020 
1401 ....... 701911431 .. 6870, 68881471 ....... 6803 
1402 ..7019, 7088,.:1482: ..... 690811477 .. 6901, 7020 
7187, 7208, 11435 ..6870, 6887,|1479 .. 6812, 6975 
| 7256 6908, 7051,|1480 ....... 1147 
1405 .. ‚101821... 2.2... 728711483 ....... 6975 
1406 ..7019, 7038, |1438 ..6777, 7066,|1487 .. 6850, 7087 
- | 2115|. .2...0 7136/1488 .... 2... 6950 
1408 ....... 715111439 . ,‚ 6777|1489 ....... 7086 
1412 ..6806, 6834, | 1444 .... 6891, 7141|1493 ...6950, 7004 
6915, 6990, 11445 nännn. 1494 ....... 6996 
j 715111446 ...... 1497 ..6901, 6950, 
1413 ..'6834, 6915| 1447. .7038, 7187 6995, 7020, 
1414 .. 6834, 7151 1086, 7147 
1415 ....... 6834 |1449 ....... 7114111499 ....... 
1416 ....... 6972| 1452 . .. 6803 . 
Allgemeines Grunbdnchobeſe vom 25. guli ien, R. ©. 81. Nr. 95. 
Einfthrunges⸗ . Nr. 88. Me, 
Geſetz. 120 ....6793, 6798, 7076, 7159, 
Art. II ..... 1181 6811, 6921,| . . 7192 
Art. IV ..... 7181 7092, 7094, 45 ....6863, 7123, 
88. Nr |; 7106, 7122, 77159 
| ......... 7244 7265 59 ....6798, 6811, 
4 ......... 7244 24 ......... 6921, 7009, 
5 .... 6810, 7244127 .... 6997, 7186 7069 
7 ......... 6888 29.., ... 7255 60 ....6793, 6811, 
8 ......... 6810 30 ......... 6987 6921 
9 .... 6810, 6831135 ......... 7186 61 ....6798, 6811, 
II . ... ..... 80 38 .... 6861, 6862, 6921, 7094, 
13 ....6774, 6810, 7011, 7157, | 7105, 7106, 
14 ....6774, 6869, 7192, 7221 7122 
7181, 7214 40 . . . . . . .. 7181\62 .... 6798, 7094 
15 ......... 6774 41 ....6861, 6985, 63 .... 6798, 7094 
16 .... 6774, 7217 7011, 7159, |64 .... 6798, 7094 
17 . . .. . . ... 6774 7181, 7195 65 .... 6798, 7094 
18 ......... 6774 42 .... 6863, 7011, 66 .... 6798, 7094 


600 — 


— 006 — 


58. Ru 88. Mr. |. Kr. 
& .... 6798, 2004 18 ......... 7106| 102 ........ 6810 
 ....6798, 2004 75. ......... 71551108 ........ 1255 
6% .... 6798, 7084| 78 .... 6948, 698491115 .......- 7459 
0 2... 6798, 004 M ........ . 69721126 ........ 8997 

........ 6798 96 ......... 6862 127 ... 7108, 7128 


Frauzoſtſch⸗ NMalieniſches Ciwilgeſetzbuch. 


Art. Wr. | Mit. Nr. | aM. Nr. 
HM ....... 1087 | 2252 ....... 103712257 ....... 7087 
2 ....... 1087 | 2258 ....... 722568 ....... 7087 
978 ....... 1087 | 2254 ....... 1037/2259 ....... 1037 
BI ....... 308712258 ....... 1087 | 2262 ........ 7087 
2361 ....... 2087| 2256 ....... 7087 | | 


Eint-Geiek Kt, Nr. | Wet, Nr. 
8, Mr. |146 ........ 7061180. ........ 3088 
30 ........ 7061271 ... 6999, 71151308 ........ 7038 
38 ...6935, 6999, 1272 ...6953, 2%, UT ........ 99653 
7115 1151324 ........ 1158 
39 ... 6999, 71151273 ...69835, 6996, |325 ......:. 7158 
Hr | Nr. 71181336 ........ 8893 
| ........ 7038 |274 ........ 7115[347 ........ 
BA ....... 6896 1275 .... 6999 [356 ........ 677% 
87 ... 6897, 70411278 ........ 6893 |406 ........ 
112 ........ 7061|288 ... 6838, 7195 


Wechſelordnung vom 26. Jänner 1850, N. G. Bl. Nr. 51. 


33 ........................... 7010 
13 III z191. 
—A 





607 





uriöbictiondnorm vom 20. November 1858, R. &. BL. Nr. 251. 
Sg. Nr. 89 Nr. 88 nr. 
1......... TOII 46 ......... 6879 57 ......... 7115 
9 ......... 7068 |47 1, 6956, |58- ........ 7064 
14 .... 6912, 6974 7042 |59 ......... 7068 
15 . , 6879, 6931|48 . 6954, 7060160 ......... 6956 
20 ......... 7174|51 ....7053, 7068,169 ......... 6879 
33 ......... 7210 7162 72 ......... 6879 
34 ........ 6999 52 ......... 6913 77 ......... 6879 
37 ......... 6879 54 ......... 69121831 ......... 678 
43 .„...7021, 7042,155 .....:... 6879183 . 6879, 7099 

7064, 7091,7158,156 ....6956, 7115,186 ......... 17267 

71188, 7244 724419 ......... 6879 
Allgemeine Gerichtsorduung. 
88. Nr. | 98. Ne. | 88. 

1 ....6839, 7011,| 72 ...6813, 6907,1203 ... 8960, 7257 
1069, 7228 69511204 ... 7127, 7148 
3 ......... 6874 100 ........ 10011205 ... 6983, 7148 
4 „...6809, 6907,1108 ........ 6919206 ... 7096, 7148 
69471104 ... 6971, 7208|207 ...6815, 6932, 
7T ......... 6947 110 ........ 6777 6991, 7102, 
9 ......... 6947 112 ... 6900, 6997 7111, 7148, 
14 . 7060, 7264 113 . , „6777, 7054, 7178, 7190 
20 ......... 7003 7138 208 ........ 7035 
21 ......... 7151/114 ...6777, 6940,1210 ........ 7213 

30 ......... 6827 7054, 7076,1217 ........ 71 
31 ......... 7017 7107. 7138, 233 7128, 7226 
40 ......... 7228 7200 234 ....... 6801 
47 ....6874, 7006,1122 ........ 6896 |248 ........ 6965 
123 6896, 7041/1259 ...6861, 6862, 
48 ....6874, 6947,|124 ........ 6897 6875, 6939, 
72311125 ........ 7041 6962, 7114, 
49 ....6769, 6874,1126 ... 7017, 7231 1157, 7212, 
70241130 ........ 7171 7221 
53 ......... 6874 141 ...6873, 6958, 260 ........ 6875 
5 ......... 6874 7111|267 ...6839, 7105, 
57 ......... 7006 142 ........ 6958 7139, 7250, 
63 .... 7011, 7119 144 ........ 6958 1259 
64 ....7103, 7119,|154 ... 6839, 7171|274 ........ 959 
1931193 ........ 835 | 275 7036, 7236, 
66 ....6788, 6874,1196 ........ 6885 7243 
1005, 72521201 ........ 68335 277 ........ 7036 


— 608 — 


88.. Nr. 88. Der Nr. 88. 1, Nr. 
280 ........ 1243 |316 ... 6786, 7080 372 . "6888, 6966, 
231 ........ 1236 1317 ........ 1080 7048, 7183, 7241 
282 ........ 7036 318 ....... 1080 | 374. .......... 6966 


Pe En En ES Te} 


283: ... 6836, 7146 319. . „......... 70801888 .........6907 
292 ... 6897, 71973290 . erio 6792,|891...:6876, 1062, 


293....6897, "071... = ‚6800, 7162, 
nn 7197 i  1T6|B98 ....... 6876 
296 ........ 7219 322 ........ 6869 399 ........ 6876 
297, ... 6919, 7176 328 ... 7053, 7162, 401 „u... 7090 
298 ... 6864, 6sss8s. 72021406 ... .6783,.6797, 
6000 696, 328....6915, 6990, 6839 6911, 
6088, 7026. 7166 6837, 6956, 
7054, 7076, 388: ... 6775, 01066562, 6980, 
7138, 7200,|339 ........ 7165 7001, 7026, 
7263\340 ...6816, 7046, 7059, 7124, 
DOG ........ 7001| "7150 7134, 7201, 
305 ........ 6909 341 ........ 6852| . . 7207 
310... ...6826, 6909, |342. ....6862,. 6923 |408 .. ..6797, 6839, 
Ä | ... 7156 |343 6848, 6852| 6962 
311 ........ 6869 344... 6862 412 ou... 7226 
314 ...6791, 6792, 3408. 6852 418 ...... 7226 
71080, 7216 [346 ....2....6852 1414 . 1226 


315 ........ 7080|. .. .... 


Concursordnung v. 25. December 1808, R. ©. Bl. 1869, Nr. 1. 


58. | Nr. 88. MI 
1 ....7015, 7086,28 ......... 7261| 63 ...6827, 6865, 
7148, 1238129 ;... 6838, 7261| 7084, 7093, 

2 ......... 6928130 ......... 6824 7204 
5 2... 2086, 7238131 ....6814, 6824,| 66 ... 6874, 6938 
6 .... 7015, 7148 6830, 7027 TO . ....... 7238 
7 . . . 6802, 6817, 32 ......... 6824| 74 ... 6824, 6961 
6968, TOTa3E .... .. 6824| 76 ...6802, 6874, 
8 ......... 7132 34 ... 6824, 6915 6961, 7016, 
9 7015, 7158135 ......... 6824 7148, 7238 
11 .... 6791, 60923 36 ......... 6821 77 ... 7016, 7148 
12 2... 6791, 7132| 37 14.0824, 7187| 78 ... 6961, 7016 
20 ......... 677741 . ....... 6814 79 ........ 7016 
6777 42 ......... 7132 103 ....... 7132 
22 .,... 6838, 7237143 .... 6814, 6838 110 ........ 7072 


2 ; 6 
26 ......... 7148 54 ......... 72009 119 ... 6874, 7148 


..6991, 7072, 


1132, 7148 


..6874, 6991, 
2 


..6991, 7072, 


1132 


...6802, 6818, 


SS. 


609. — 


Nr. | SS. 
6968, 6991, | 154 


7072, 7118, 
71148 


...... 7072 
... 1072, 7218 
...6817, 6818, 


1072, 7218 


...... 6991 


1218 


...... 7238 


155 


156 ... 


157 
171 
175 


191 ... 


207 


233 
236 


Weſtgaliziſche Gerichtsordnung. 





Glaſer, Unger u. Walther Entſch. XVI. 


Nr. 88. Nr. 88. 
.. 6984, 7011, 44 ........ — 
7069, 7189, 45 ........ 6874 197 
7228 48 ........ 7006 204 
....... 6874| 49 ........ 7067 208 
6809, 6907| 56 ... 7011, 7119!216 .. 
....... 6 57 ...7103, 7119, 
....... 6944 7193 217 
..6769, 6874, 61 ...6788, 6874, 1219 
6944, 7024, 1005, 7252 1265 
71151, 7205,| 72 ...6813, 6907, |268 
1233 6951 1273 
....... 6944| 73 ........ 6951 275 
7060, 7169,|168 ........ 6919 | 276 
7264| 170 ... 6971, 7208 | 277 
....... 7003 176 ........ 67771279 
....... 6827 180 ... 6800, 69971280 . 
....... 7017 181 ...6777, 7054, 
....... 6804 7138 
....... 7152 182 ...6777, 6940, 
6944, 7205, 7054, 7076, 281 
7233 7107, 7138, 283 
....... 6804 7200 | 291 
..6874, 6947,1183 ........ 7107| 307 
7006, 72311192 ........ 6896 | 309 
. . 6874, 6947,1193 ...6896, 7041, 1.325 
7231119 ........ 6897 | 326 


ve oe 0 eo 


222... 
223 ... 
226 ... 


Nr. 


....... 7041 
... 7017, 7231 
....... 7171 


171 
.6873, 6958, 
711 


111 


....... 6835 
... 6960, 7257 
.. 1127, 7148 
... 6983, 7148 
... 7096, 7148 
..6815, 6932, 


6991, 7102, 
7111, 7148, 
7178, 7190 


88, Nr. 8 
BIT ........ 6866 
339 ...6861, 6862, 
6939, 6962, | 401 
7114, 7157, |405 
7212, 7221 
350 ...7105, 7139, 
7250, 7259 411 
363 en. 6952 
364.. 6952 
5 6965 416 
366 ... 7036, 7236, |417 
243 |418 
368 ...... 7036 |419 
371 ..... 7243 | 420 
372 ann. 1236 
STE kann. 7036 
374 ... 6836, 7146 
TE anna. 7212 |426 
387 ... 6897, 7197 
388 .. „6897, 7071, 
| 7197 
392 ....... 7219 
393 ... 6919, 7176 
396 ... 6888, 6965 
397 ...6864, 6900, | 452 
7054, 7075, 


410... 


415... 


422 .. 


428 .. 
436°.. 


438 ... 
451 .. 


453 .. 


309 

.6826, 6909, 
1156 
........ 6869 
.6791, 6792, 
1080, 7216 
........ 7080 | 4 


........ 7080 
.6770, 6792, 
6800, 7162, 


oo „...:. er u eo 0 0 


69 

. 1053, 7162, 
1202 

.6915, 6990, 
1165 

6715, 7256 
. 6775, 7016 
........ 7165 
.6816, 7046, 
7150 


> 


Ne. 
m 6852 
... 6848, 6852 


.e.e. vo oo 0 —0 0 
ee 009 0 
. ....:.e..... 


,. ‚6839, 6911, 
6937, 7134, 
7143, 7201, 


» oo 0 0 0 8 0 © 


Gefeb über den ſummariſchen Civilproceß vom 24. October 1845, 


88. Nr. | SS. 

T .... 6862, 7006 |41 

18 ......... 1213 45... 
19 ......... 6928 

25 .... 7006, 7112 46 

81 .... 7154, 7171149 

BE ......... 7183 


Kr. 9086. 


Nr. |SS. 
7240 |51 
. 6807, 6989, 

7139, 7250 |55 


Nr. 

....6843, 6959, 
1025 
1063 
. „6862, 6962, 
7063 


Geſetz über dad Verfahren in possessorio summarilesimo von 27. October 
1849, R. ©. BI. Nr. 12. 


Pr. 


6771, 6773, 6776, 6790, 6794, 6842, 6844, 6877, 6881, 


6901, 6954, 6970, 6982. 6998, 7014, 7040, 7043, 7098, 
7120, 1137, 7172, 7189, 1235, 1240, 7266, 


— 61 — 


Geſetz ber dad Verfahren bei Einbringung von durch Rotariatönriunden 


bewiejenen Fordernngen v. 21. Mai 1855, R. G. BI. Nr. 95. 
8.1 ...... ......... Nr. 7140, 7249 
S. 8 ............... Nr. 6807, 6989 


Gele über das voeriahren bei Einbringung der durch üffentliche oder 
legelifirte Urkunden a all das and der Taken n Forderungen vom 


1859, R. ©. 8l 

Sg. Nr. |88, Nr. 188. Tr. 
& 2... .6861, 6815,16 oo... Tl . . . . . . ... 7157 
6039 nn. 7157/12 ....6861, 6875, 
Den 715718 ..... .3 7157 6939, 6962, 
| 7114, 7157 


Gefet über das hren in Beitanditreitigleiten v. 16. November 1858, 
ü Ser NR. G. Bl. Nr. is. 








Ss. Ar. | 8. r. | 8. Nr. 
1 ..... 6931, 7238| 5 .... 7057, 7223/12 .... 6971, 7134 
2 ..... 1057, 7223 111 .... 7137, 7238119 ......... 7141 
Gefeb, betreffend die Abänderung einiger Behlmnuungen ib über bat Jerfahren 
imn Cipilſtreitigteiteu, p. 16. Mai 1874 
88 Vr. —13 Nr. 88. Rr. 
2 ......... 7139 7034, 7062, 25 ....6837, 7086, 
14 ......... 7017 1065, 7087. 1065, 7089, 
16 ......... 6839 1089, 7090, 1246 
......... 7258 7110, 7119, 36 ....6820, 6868, 
24 ....6773, 6859, 7129, 7131, 6939, 6947, 
6868, 6876, 1192, 7224, 7065, 7087, 
6911, 6928, 1239 7110, 7249 
6939, 6947, 
Gele über das 8 ten in Wechſelſachen vom 25. Jänner 1850, 
1 eriad %. ©. —* ul FH Se 
7T ............... Nr. 6968 
S. 12 ............... Nr. 7259 
8.26 ............... Nr. 7259 


39 * 


— 612 — 


Geſttz über dad Berfahren außer Streitiahen vom 9. YAnguft 1854, 
N. ©. BI. Nr. 208. 


Eiuf.- Pat. 88. Nr. | SS. Nr. 
Art. I ...... 7204| 19 ........ 70111174 ... 6822, 7198 
88. Nr. | 22 —........ 67811177 ...6948, 6949, 
1......... 6919| 75 ........ 7130 7142, 7155 
9 ......... 6976| 84 ........ 7117178 ... 6948, 6949 
16 ....6926, 6948,1122 ........ 68411179 ........ 6822 
6949, 7070,|1125 ........ 68801183 ........ 7099 

7130, 7225, 126 ... 6880, 71171216 ........ 7050 
172671145 ........ 72251217 ........ 7050 
18 ......... 70501149 ... 6822, 69761281 ... 6865, 7204 


Geidhäftsorduung vom 3. Mai 1853, R. ©. BI. Nr. 81. 


8.139 .............. Nr. 6822 
$. 238 .............. Nr. 68365 
Advocatenorduung v. 6. Juli 1868, R. G. BI. Nr. 96. 
Einf.⸗Geſetz 
Art. II ................... Nr. 7100 
S. 16 Sn .oo2oo een. Nr. 7088, 7100 
Notariatöorduung dv. 25. Juli 1871, R. G. BI. Nr. 75. 
Nr. 8. Nr. 88. Nr. 
...... 6940 6989, 6700, 68 ......... 6940 
..6807, 6808, 7042, 7121, 181 ..... .... 6916 
6843, 6895, 7160 | Rot.-Zarif 
6926, 6940,| 4 ......... 6940 18.8 ........ ‘012 


Tiroler Landedordunng dv. 19. September 1602. 


Buch II Fit. 51................. Nr. 6803 
Buch III Tit. 54................. Nr. 6803 


Artikel des ungar. Reichstages. 


Reichsſtag von 1868. Art. 54, 8. 36...... Nr. 6867 


Bürgerliches Geſetzbuch für dad Königreich Sachſen. 
8. 1967 ............ Nr. 7267 


— 613 — 


Allgemeines Landrecht (Preußen). II. Theil, 1. Titel. 
........................ Nr. 6867 


Eherechtsgeſetz v. 9. Mai 1874 (Preußen). 


8. 56 ........................ Nr. 6867 
Strafgeſetz vom 27. Mai 1852 
S. 183 ................... Nr. 6804 
8S. 273 ................... Nr. 7266 
8S. DOG ................... Nr. 6977 
Strafproceßordnuug vom 23. Mai 1873 
S. 371 . . ................. Nr. 6882 
8. 373 ................... Nr. 7114 


Preßgeſetz v. 17. December 1862, R. ©. BI. 1863, Nr. 6. 


8. 14 ............ ........ Nr. 7262 
8. 15 .. ....... ........ ... Nr. 7262 


Einzelne Geſetze. 


Jahr Nr. 
1782 April 5. J. G. S. 
Nr. 40 68 


— ypril, 9. J. G. ©. 
Nr. 


. 0 0 08 88 — © 


Nr. 
1783 Dct. 6. 9. ©. ©, 
Nr. 197... 7011, 7173 
1784 März 15. I.6. ©. 
Nr. 262 ........ 
— Jeri 15. 3. G. ©. 


— Iuli 15. J. G. ©. 
Nr. 

— zent 11.3. ©. S 

Nr. 3 


Nr. 336. ......... 


Jahr 
1785 Sehr. 10. 3. G. ©. 
Ne. 387 ........ 
— April 1. J. G. ©. 
Nr. 405....6839, 7263 
— Mai 9. 3. @. ©. 


— Sept. 30.9. 6. & 
— 96.9.6. 6 
— Oct. 
— Novp. 14. J. G. S 
1786 Sept. 18. 8. 6. ©. 

Nr. 577 ... 6918, 7139 


1787 in. 15. 3. ©. ©. 
Rr. 620........ 


— 6ld — 


Jahr Kr. 
1787 San. 15. 3. ©. ©. 
Nr. 621... 6990, 7005, 
7024, 7165 
— —— 1. 9. G. S. 


—— 


Nr. 
— Juni 4. J. G. ©. 
Nr. 1015...6819, 7119, 
Ih 


— Juni 22.9.9. ©. 
Nr. 1024 ....... 
17% San. 19. J. ©. ©. 
Nr. 1094 ....... 
— lıl. 8. © ©. 
Nr. 31..... 6839, 6928, 
7110 

— SDet. 12.9.6. ©. 
6792 


Nr. 63 
1192 Irri, 20. ....... A048 - 


Juli 9, ........ 1231 
_ Juguß 31. J. G. S. 


Nr. 4 
— Get. ei. 3. ©. ©, 
48 
— Set. 27. 9.6.6. 
Nr. 53 


— Sept. 27. Kropatſch. 
©. ©. S.700.... 7248 
1793 Det. 21. 3. ©. S. 
Nr. 131 ... 70608, 7169 
1794 März 20.3.6. ©. 
Nr. 164 ........ 
— Hl 4 J. G. © 
Nr. 183... 6775, 6922, 


— Sept. 29. 3. G. S. 
Nr. 1 


1068 


Mr. 199 .. 


‚69%, 7016. 


Jahr Nr. 
1794 Dec. 15. 3. G. S. 
Nr. 207 ... 6782, 6878 
1795 Febr. 13. I. ©. ©. 
Rr. 217 ........ 
— Miu 5.93.06 ©. 
Nr. 222... 6884, 7128, 
7226 
1797 Du. 27.93. ©. ©.. 
Nr. 385 ...7066, 7080, 
7191 


1799 März 2. 3. G. ©. 
Nr. 459 


_ m3.388 


Br. KIA . . „6828, 6837, 


6907 

1801 Sept. 4. J. G. ©. 
Nr. 535 ... 6907, 6991, 
7045 


| 1808 Det. 11.8. ©. ©. 


— Febr. 20.9.8, € 


Nr. 1033 „ 
1812 April 25. 3. ©. ©. 

Nr. 987 ........ 6890 
Bolt. 


.o......e 


— Dec. 1831. 


Rt. 1053 ..... .. 





Jahr Rr. 
1814 April 1.......... 
— N. 16.9.8. ©. 
Nr. 1111....... 
1815 Oct. 28.9. ©. ©. 
Nr. 1187 ....... 

— Dec. 22.9.6. ©. 
Nr. 1197 .. 7016, 

1816 April 22. Lombard. 
G. ©. 1 ©. 357.. 


Nr. 1285 rn 


7165 
7060 


".6799, 7013 
— Noev. 5. 3.6. 6. 
Nr. 1621 ...7132, 7179 
1820 Juni 23.9. ©. ©. 
Nr. 1669 ....... 
— Dec. 28. Pol. ©. ©. 
Franz 1.48. Bd.. 


1821 Sin. 13. o* G. S. 
.1 


. 7081 


— April 16. Pol. ©.©. 
Franz I. Band 49, 


S. 115......... 7060 
— Yımi22. J. G. ©, 

Nr. 1770... 7070, 7174 
1822 Jän. 25. g G. & 

Nr. 1832 ...7152, 7228 
— Juli 12. J. G. S. 

Nr. 1880 ....... 092 


Kr. 201° 
1825 Sept. 16.9. ©. S. 
Nr. 2132 ..6830, 7027, 
1095, 7126 


Jahr Nr. 
April 7. J. G. S. 

Nr. 2178...6978, 7160 
Mai 27.93.68. S. 
Nr. 2277 ....... 


Nr. 2593. ..6777, 6813, 
6816, 6833, 6838, 
6925, 6983, 6990, 
1066, 7079, 7096, 
7117, 7127, 7153, 
7203, 7206, 7231 
— Febr. 23.9.6. ©. 


Nr. 2595 ....... 1267 
— Mall. 9. ©. S. 
Nr. 2612 ....... 7169 


— Iunli 22. Nr. 26418 
Erlaß des uber- 
niums in Lemberg... 6894 

— D.4 © ©. 

Nr. 2633... .7113, 7260 

1835 Juni 15. g. ®. ©. 
Nr. 39 ......... 


1 
1836 ni 22. 3. G. ©. 
Nr. 145....6882, 6914, 
6925, 6926, 6927, 
7215, 7222 
1837 April 10. I. ©. ©. 
Nr. 18 


Nr. 282 ........ 
1839 April 10. J. G. S. 
Mr. 355 ........ 
— Mai 7. J. G. ©. 
Nr, 358 „..6864, 6900, 


— 616 — 


Jahr Nr. 
7054, 7075, 7138, 

7200, 7263 

1839 Nov. 19. J. G. S. 
Nr. 388 ........ 


1840 Febr. 14. J. G. S. 


Nr. 409 ........ 


1841 Jän. 25. J. G. S. 
Nr. 496 ........ 
— April 19. 9. ©. ©. 
Nr. 518......... 


— Mai 21.9. ©. ©. 
Nr. 541......... 
1842 Sept.16. Rr. 10719 
(des n. ö. Appella- 
tionsgerichts) ..... 7070 

— Get. 26. J. G. ©. 
Nr. 642 ....7203,.7206 


— No. 8. 9. ©. ©. 
Nr. 654 ........ 


1844 Sept. 18. 9. ©. ©. 
Nr. 830 ....6966, 
1845 Febr. 13. J. G. ©. 
Nr. 868....6966, 7110 

— Mai29. J. G. S. 
Nr. 889 ...6858, 6879, 
6979, 7046, 7073, 
1131, 7150, 7207, 
1211, 7224 
1846 Geht. 14. 3. ©. ©. 

. 983 


u. ........e 


7110 


— Bahr 18.93. ©. ©. 
Nr. 935 ....6960, 7177 

1847 März 5. J. G. ©. 
Nr. 1042... .6907, 6991, 
1045 


— Mai 6.9.8. ©. 
Nr. 1063. ..6775, 6922 
— Mai 22. I. ©. ©. 
Nr. 1065 ....... 


Jahr Nr. 
1848 Sept. 7. 3. G. S. 
Nr. 1180 ....... 
1849 Febr. 17.R. ©. 81. 
Nr. 121 ........ 
— Aug. 16. R. G. Bl. 
Nr. 364......... 
— DE 29. R. ©. Bl. 
Nr. 439 ........ 


1850 Febr. 9. R. ©. Bi. 
Nr. 50.....6784, 6814, 
6899 


1851 Aug. 13. R. ©. Bl. 
Nr. 188 ........ 
— Sopt. 23. R.©. DI. 
Nr. 219 ........ 
1852 Mai 12. R. ©. 31. 
Nr. 112 ........ 
— Dee. 3. R. ©. 3. 
Nr. 280 ........ {180 
1853 Jän. 22.8. ©. Bl. 
Nr. 13......... 
— Maärz 19. R. ©. Bl. 
5 


. 238 

1855 ehr 16. 8. ©. 31. 
Nr. 34 ....6988, 7117, 
7193, 7194 

— Mai 21. R. ©. Bl. 

Nr. 94 (Notariats- 
ordn.) 6916, 7028, 7074 
— Juni 29. R. ©. Bl. 
Nr. 117 ......... 


Nr. 7 
— Det. 8.. 

Nr. 185 Anhang I 

(Chegefeg für Ka⸗ 

tholiten) ......... 6 
1858 April 4. R. G. 3. 

Nr. 


63 ..... 6990, 7081 


— 617 — 


dJabr Nr. 
1858 Mai 21. R. ©. Bl. 
Nr. 81 ........ 7081 
Juli 5. Nr. 7730.. 6922 


1859 Yuli 5. R. ©. vi. 


— Mai 7. R. G. Bl 
— Mai 9. R. © Bi. 
— Zuni AR. ©. U. 


— Sept. 19, R. ©. Bl. 
Nr. 212... 6899, 6973, 
6700, 7052 

1862 Nov. 7. R. ©. Bl. 


1864 April 16. 2. ©. U. 
für Böhmen Nr. 7 7230 
1865 Oct. 28. R. ©. Bl. 
Nr. 110 ........ 
1866 Aug. 12. L. G. Bi. 
für Galizien Nr. 7189 


.Bl. 
Nr. 19 ........ 


Nr. 1... 


Nr. 40 


Iahr Nr. 
1868 Mai 25. R. ©. Bl. 
Nr. 47 ......... 
— Yan 4. R. G. Bl 
— Juni 14. R. G. Bl. 
Nr. 62....6821, 6851 
6933, 7165 
— Sept. 13. R. ©. Bl. 
Nr. 130 ........ 
1869 zin 9 R. ©. U. 
— Febr. 6. R. ©. Bl. 
Nr. 18..... 6780, 7202 

— März 5. R. ©. gt. 
Nr. 27..... N 6929 


Nr. 62. ......... 

— Mai 15. l. 
für Tirol Nr. 25.. 

1870 Aug. 28. 8. ©. 3. 

für Böhmen Nr. 71 7034 


1871 April 16. Nr. 3003 7202 
— April 24. R. ©. Bl. 
Nr. 50 ......... 

— Juli 25. R. G. Bl. 
Nr. 76..... 6892, 7049 

— Juli 25. R. ©. Bl. 
Nr. 96 ......... 

— De. 18. L. ©. 3. 
für Nieveröfterreich 

v. Jahre 1872Nr.1 7070 
1872 Jän. 12. R. ©. Bl. 
5 (Inftruction 

3.Bollzug des Grund» 
buchögefeged) ..... 

. R. © Bl. 


6779 


Nr. 119 ........ 
1873 Jän. 21. R. ©. Bl. 
Nr. 13 ......... 6969 
— April 27. R. G. Bl. 
Nr. 66 (Geſetz über 


— 618 — 








Jahr Nr. Jahr 
das Bagatellverfah- 1874 Mai 7. R. ®. Bl. 
ten)..6843, 6935, 7032 213.7 RK 7198 
1873 ul R. ©. 8. — Nov. 2.8. G. 
Rt. 68 ....6920, 7086, | f. Schlefien Nr. Si 6969 
a 1876 Miy1.R. ©. 8 
— Der. 4. Nr. 14574 6890 ärz —. 
1974 Man 30.8. 8.9 57? Va 6843 
für Galizien Nr. 29 7161 | — Semi 13.8. ©. Bl. 
— April 24 R. G. Bl. Nr. 90 ......... 6976 
Nr. 49....7109, 7234, — Iuli 25.8. ©. UI. 
| 7260 Nr. Wannsee. 6854 
— April 30.8. ©. Bl. 1877 Dec. 5. R. ©. U. 
für Mähren Nr. 37 6969 Nr. 111........ 1234 
6976, 7084 














. ftatt 22. Jänner lies 25, Jänner. 


Band IX Seite 364 Zeile 12 v. o 
„XI „ 16 „ 140.u „ 17. December lies 13. December. 
„on „439 „ 59.0. „ 25. December 1869 lies 25. Dec. 1868. 
un „4 „ 400 „Tit. XIBuch Vlies Bud V Fit. 11. 
„XUl „ 463 15 0.0. „ 22. Juni lies 25. Juni. 
„XIV ,‚ 655 „ 8» u. „ 17. December lies 18. December. 
Pr „ 266 „ 5v. o. „ 17 December lies 13. December. 
” 0) ” 358 ” 16 vo [7] % ®. ©. Nr.4 46 lies Nr. 446, 
„XVI „ Mk „ 490.0 „ 2454 lies 2354. 

„ 1698 „ 2»u „ Nr. 353 lieg Nr. 586. 


421 „ 9u.100.u. auszulaifen: Nr. 137, v. 7. Juli 1841. 





[0 zu 








